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I. 

lieber die Würzburger Handschrift der irischen Canonen- 

sammlung. 

Von Dr. A, Nürnberger. 

Als ich im Jahre 1886 auf der Universitätsbibliothek zu Würz- 
burg nach bonifatianischen Manuscripten forschte, erregte unter den 
dortigen Pergamentmanuscripten theologischen Inhalts in Quartform 
(las mit Nr. 31 (Mp. th. q. 31.) bezeichnete meine besondere Auf- 
merksamkeit. Herr Oberbibliothekar Dr. Kerler hatte die Gewogen- 
heit, die Handschrift nach meinem Wohnorte zu senden und die Ver- 
waltung des dasigen städtischen Archivs stellte bereitwilligst die 
Bäume des letzteren zur Aufbewahrung und Benützung des Codex 
zur Verfügung, so dass ich denselben mit Müsse näher untersuchen 
konnte. Nach beiden Seiten spreche ich auch an dieser Stella meinen 
Dank aus. 

Eine kurze Recension des Codex nebst einer Schriftprobe findet 
sich bereits in Bessd , Chronic. Gotwic. T. I p. 34 ; Tab, aeu. 
Spec. V und p. 35 §. VI. 

Oegg (Korographie von Würzburg S. 449) betitelt ihn Sen- 
tentiolae patrum. Nach ihm enthält er eigentlich drei verschiedene 
Handschriften. Die erste begreife verschiedene Auszüge aus Hiero- 
nymus, Augustinus, Gregorius und Cyprian ^) in sich ; die zweite und 
dritte einige Fragmente aus den Canones der Apostel und älteren 
Concilien. Das Alter der ersten und dritten (angelsächsischen) Hand 
scheine auf die erste Hälfte des VIII. Jh. hinaufzureichen, die Ion- 
gobardische Schrift des zweiten Theiles aber eine jüngere Aus- 
arbeitung desselben Jahrhunderts zu sein. 

Im Ruland'schen Zettelkatalog der Bibliothek werden alle drei 
Theile, im Ganzen 59 Blätter, dem 8. Jh. zugewiesen. Der erste 
Theil, f. 1—41, nach einer neueren Paginirung, zeige »eine schöne 
angelsächsische Minuskel ,f der zweite, f. 42 — 51, »eine longobar- 
dische grade Minuskel, c der dritte eine der ersten ähnliche angel- 
sächsische Hand, üebrigens haben am ersten und dritten Theil 
mehrere oft deutlich zu unterscheidende Schreiber gearbeitet. Rothe 
Farbe ist nirgends angewandt. Der erste Theil habe sehr vieles 

1) Cjprian wird blos im 8. Th. citirt. 
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Aehnliche mit dem Liber scintillarnm des Beda Venerabilis. (Opp. 
ed. Colon. 1668, T. VII 370) i). 

Ich habe in Tabelle I. den Inhalt des ersten Theils übersicht- 
lich zusammengestellt >). Aas derselben ergibt sich, dass der erste 
Theil des Codex einen Auszug aus der von Wasserschieben (Giessen 
1874, n A. Leipzig 1885) herausgegebenen »irischen Canonensamm- 
lungc enthält. 

Dass wir es hier mit einem Excerpt zu thun haben, beweisen 
die den einzelnen Bfichern beigegebenen Ziffern, aus denen die Aus- 
lassung der Bficher 15. 16. 37. 43. 45. 47. 48 erhellt. Auch wer- 
den vielfach CapitelsQberschriften der Edition angeführt, deren Text 
aber übergangen. 

Rrincip der Excerpirung ist die Auswahl der Autoren. Es 
sind nur Stücke aus Ambrosius, Augustinus, Qregor I., Gregor von 
Nazianz und Hieronymus aufgenommen. Allerdings werden-öfter hier 
einschlägige Stellen ausgelassen, aber in diesen Auslassungen lässt 
sich kein leitender Grundsatz erkennen und sie mögen auf Willkühr, 
auf Versehen oder auf Mangel und Aenderung der Ueberschriften im 
Originale beruhen. In Nr. 141 ist Ominus wohl aus Hieronymus cor- 
rumpirt. Andere Schriftstellen, Bibelstellen (ausser Nr. 187), Synodal- 

1) Dieser ist in Capitel abgetheilt and die Citate in jedem derselben 
werden nach den Quellen geordnet. Letztere sind wie in der Hibernensis: die 
Bibel, Ambrosios, Angnstinus, Gregor I., Hieronymus, Isidor, Cyprian, Basilius, 
Liber Clementis, In vitis patram, Origines, Easebias, ausser diesen aber noch : 
Anastasius, Cäsarius, Ephram, Hilarius, In collationibus, Josephns. Canonisti- 
sches Material ist nicht benützt, wie überhaupt in den Scintillae der Stand- 
punkt moralischer Reflexion durchaus sich geltend macht. Die behandelten 
Gegenstände sind sich oft in beiden Sammlungen gleich , vgl. in der Scintillae 
cap. 7. 9. 13. 16. 36. 48. 49. 52. 78. Dieselbe Art der Gegenüberstellung wie 
im Lib. De contrariis causis findet sich z. B. in cap. 54. 57. 6L 63. 67. Die 
benützten Citate sind aber yerschieden, nur in Tab. I Nr. 380 kommen SStze 
vor, die auch in der Scintillae (cap. 7 und cap. 80) stehen. 

Ob das Werk von Beda verfasst ist, steht nicht fest. Vgl. Oudin, De 
Script, eccl. I, 1706, Mabillorif Annales II , 92 , Scherer , Yerzeichn. d. Hand- 
schriften von St Gallen, cod. Nr. 124. Nr. 426. Nr. 776. Sollte es aber von 
Beda herrühren, so ist es vom hl. Boniflaz vielleicht in ep. 100 angedeutet, in 
der er bittet um: »aliquam particulam vel scintiUam de candcla aecdesiae, 
quam inluxit Spiritus sanctus in regionibus provindae vestrae.« {Joffe, Bibl. 
rer. Germ. III S. 250). 

Das Werk steht auch im Mp. Th. F. 18 der Würzburger Universitäts- 
bibliothek. Danach sind die Vermuthungen Oegg's (Korographie von Würz- 
burg S. 410) zu berichtigen. Vgl. Stamminger, Francooia sancta S. 809. 

2) Ich bezeichne in der folgenden Abhandlung die Bücherzahl der Hd. 
mit arabischen, die der Edition mit rOmischan Ziffern. 
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canonen werden regelmässig übergangen. Nor drei Citate (Nr. 23. 
24, 179) sind mit Senodos, für deren Namen einigen Ranm freige- 
lassen ist, Nr. 86 mit Senodas Bomana, eins (Nr. 258) mit Essydorus 
fiberschrieben. 

Was die äussere Einrichtung der irischen Sammlung betrifft;, 
so sind zwei Qruppen von Handschriften zu unterscheiden. Codex 
Colomensis 2178 (Darmst. 127) in der Bibliothek des Domcapitels 
(Wasserschi. S. XIX. H. A. S. XXV) und Monac. 4592 (a. a. 0. 
S. XIV— XV. n. A. S. XXVn) und in gewisser Hinsicht Vatic. 1349 
(a. a. 0. S. XIV. H. A. S. XXVIH Mai, Spicileg. Rom. T. VI 896 sq.) 
zählen nur die Capitel. Die anderen von Wasserschieben benützten 
Handschriften haben eine Eintheilung in Bücher ^) und Capitel. Dieser 
schliesst sich die Würzb. Hd. an. Zuerst steht in letzterer immer 
die mit einer römischen Ziffer versehene üeberschrift des Buches. 
Die Zahlbezeichnung fehlt bei Nr. 40 = Lib. 7. und bei Nr. 417 
= Lib. 35. Bei Nr. 328 ist die üeberschrift des Lib. 30 (XLVI) 
De poenitentia mit der des ersten auf sie folgenden Gapitels De 
poenitentia adulterantis coniugis u. s. w. zusammengezogen. Ebenso 
bei Nr. 76. 77. = Lib. 9 (XXVIII). Im Teile stimmen die Bücher- 
Überschriften der Würzburger Hd« mit der Edition überein. Unbe- 
deutende Abweichungen finden sich in Lib. 11. 18. 20 21. 24. 39. 
40. 41. 44 (= Nr. 94. 142. 171. 180. 214. 453. 458. 465. 490). 
Nachher kommen die ebenfalls mit rümischen Ziffern versehenen 
Capitelsuberschriffcen , die häufig von denen der Edition abweichen. 
Eine Eigenthümlichkeit derselben ist die weit üfler als in der letz- 
teren vorkommende Auflösung der Gerundivconstruction in einen 
Satz De eo quod, vgl. Nr. 12 mit Lib. XXII c. 1. Letzteres lautet: 
De veritate iudicanda quocunque ore prolata sit, erstere: De eo, quod 
veritas audienda u. s. w. Bis zum 25. (XLII) Buche incl. werden 
diese Capitelsüberschriften im Texte nicht mehr wiederholt. Die als- 
dann angeführten Citate gehören manchmal den Gapiteln an, deren 
Deberschriften vorausgeschickt sind (vgl. Nr. 41 mit 44— 46), manch- 
mal wird aus den Gapiteln, deren Ueberschriften angeführt sind, gar 
kein Citat beigebracht (vgl. Nr. 27. 28. mit 29—39), die meisten 
Citaten sind jedoch aus Gapiteln entnommen, deren Ueberschriften 
nicht angefahrt sind (a. a. 0.). Vom 26. Buche ab wird die Ein- 
richtung eine andere. Nach der Buchüberschrift folgen zwar auch 



1) Maassen^ Oesch. }; 879 nennt sie Titel, ein Ansdrack, der durch die 
praefatio (Wawerschl. S. 1) gerechtfertigt ist. Denn in dieser ist die Rede 
Ton iUuli generales und qaacstiones. Unter letzteren scheinen die Capitel ge- 
meint za sein. 
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Capitelsüberschritten , aber dieselben werden bei Anführung des be- 
treffenden Textes meistens wiederholt und im weiteren Verlauf 
schliessen sich, noch andere, ebenfalls numerirte Capitelsäberschriften 
mit ihrem Text an. Die Nummern sind, wie die verschiedenen Aus- 
lassungen zeigen, aus der Vorlage entnommen. 

Zum Vorgleiche der Würzb. Hd. mit der Edition ist auch die 
bereits erwähnte Münchener Hd. ^) heranzuziehen, da sie mit ersterer 
viel Aehnlichkeit hat. Monac. 4592 (Benedict. 92» bei Wasserschi, 
und nach ihm auch im Folgenden = Monac. I) ist am Anfange de- 
fect und beginnt f. 120 mit dem Kapitelverzeichniss der irischen 
Sammlung {Maassen^ Oesch. I, 843). An den Auszug aus der letz> 
tercn schliessen sich unmittelbar historische Notizen <) über die ersten 
sechs allgemeinen Concilien (a. a. 0.). Hierauf folgt f. 158—207, 
»die Sammlung in 400 Capitelnc {Maassen S. 842). 

Aus den Angaben Wasserschiebens habe ich den Inhalt der Hd. 
in Tabelle H dargestellt. Manche der 250 Capitel umfassen mehrere 
Capitel der Edition, so 27. 46. 57-59. 85. 104. 155. 156. 164. 
171. 174. 187. 196. 206—208. Eine grosse Zahl von Capiteln fand 
ich in der Edition nicht erwähnt, wobei ich von cap. 20—22 absehe, 
weil an dieser Stelle ein Blatt herausgeschnitten ist {WassersM, 
S. XV. n. A. S. XXVII). Dies kann insofern auffallen, als Was- 
serschieben (a. a. 0.) sagt, »fast^) säromtliche Capitel« der Mün- 
chener Hd. seien aus der irischen Sammlung entnommen. Da er 
aber auch ausdrücklich hervorhebt, die Münchener Hd, schöpfe aus 
der erweiterten Form der valicellanischen , so werden manche der 
nicht erwähnten Capitel zu den letzterer allein eigenthümlichen ge- 
hören, deren Text in der Edition grössten Theils nicht angeführt wird *). 

1) Kunstmann erwähnt sie im Sitzb. der k. bayer. Akad. d. W. 
Jhg. 1860 S. 545. 

2) Sind diese vielleicht identisch mit den von Maassen S. 879 erwähn- 
ten Stücken, welche in der Valicellanischen Hd. A 18 (Wasserschi. S. XX. II. 
A. S. XXXII) und der Pariser Hd. 12021 (Sangerm. 121 a. a. 0. S. XVIII. II. 
A. S. XXX) der eigentlichen Samnilang vorausgehen? 

3) In der II. A. fehlt »fast.c 

4) In der zweiten Auflage hat Wasserschieben die der Münchener Hd. 
fehlenden Stücke aus dem Cod. Vindob. 522 ergänzt. Es ist nämlich in letzterem : 

cap. 19 = Lib. XXV, 15 + 18. d. 
„ 20 = „ XXVI, 1 + 3. a. 

„ 21 = , xxvn. 1. 

, 22 = , XXVII, 5 + 4 + 6. 
Danach scheint es, als ob Vindob cap. 19 Lib. XXV c. 16, das im cap. 19 des 
Monac. I. steht, nicht enthielte, mithin Monac. I. und Vindob. vielleicht doch 
nicht vollständig mit einander übereinstimmten. 
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Die Reihenfolge der Bücher an solchen Stellen, wo eine Ab- 
weichung von der Edition zu Grunde liegt, bat in beiden Hand* 
Schriften aber viele Aehnlichkeit. 

Die Würzburger Handschrift ist am Anfange defect und be- 
^nnnt in ihrem zweiten Buche, dessen Titel ebenso wie das gB,uw 
erste Buch fehlt. Es entspricht aber Lib. 2 der Handschrift inhalt- 
lich dem Lib. XXI der Edition. Daraus lässt sieh scliliessen, dass 
Lib. XX De provincia das erste Buch der Hd. gebildet habe und 
diese Vermuthun^ wird bestätigt durch den Umstand, dasü im 
Monac. I dem Lib. XXI (= cap. 7 ssq.) ebenfalls Lib. XX (= cap. 
2 ssq.) vorausgeht. 

Das erste Capitel des letzteren ist = Lib* XIX De ordiue in- 
quisitionis causarum. Nun enthält Lib. XIX blos ein Capitel und 
zwar ein Citat aus Innocenjf L^) und wurde deshalb vom Wür?*- 
burger Sammler übergangen, wenn er es in seiner Vorlage hatte. 
In letzterem Falle kann aber Lib. XIX nicht als Buch gezählt ge- 
wesen sein und dass dem so sei, macht der Inhalt des Stückes walir- 
scheinlich. Es erwähnt nämlich die Quellen, aus denen kircheurecbt- 
liche Fragen sollen entschieden werden und die dort angeführten 
sind dieselben, welche in der Hibernensis benützt sind. Es durfte 
also höchst wahrscheinlich Lib. XIX in der Vorlage, auf welcher die 
Münchener und die Würzburger Hd. beruhen, ein Proöraium zu der 
ganzen Sammlung gebildet und diese mit Lib. XX und XXI begon- 
nen haben *). 

Ehe wir aber den Vergleich der nächsten Bücher fortsetzen, 
empfiehlt es sich, jene Bücher, welche in der Edition dem in den 



1) Dass anter Innocenz nur der erste Papst dieEea Nameus gemeint sein 
kann, beweisen die Correctoren in der Note zu Dist. XX c. 3> welches äieBv^ 
Stuck enthält. Es ist nnter den Briefen dieses Papstes nicht zu Bnden (a. a. 0.), 
also scheinen anch hier, wie mehrfach, Bnrchard and Iro, bezw. Gratian aus dar 
Hibernensis geschöpft zn haben. 

2) Die letzten drei Capitel von Lib. 2 (= Nr. 8. 9. 10.) passen inhaltlicb 
wohl zn der Ueberschrift des Baches, sind aber in der Edition an andere Stellen 
vertheilt. Im Valic. steht ein sinnentsprechendes Capitel De eo qnod non oportet 
tacere veritatem im Anfange von Lib. XXII (S. 87 Not- b IL A, S. 73 Not» b). 
Vielleicht gehörten arsprttnglichst Nr. 8. 9. 10. zn dam selben. Im Monac, L 
stehen Nr. 8. 9. wie in der Edition mehr gegen Ende zn (^ cap, ^03) and wi^ 
in dieser mit den Capiteln von Lib. LXVII verbanden. üebrigeuB besteht ancli 
in der Edition eine Wechselbeziehang zwischen Lib. XXI und XXn, c, 6 des 
ersteren = c. 5 des letzteren. Cap. 31 von Lib. XXI (2) ist in der Würzb. Hd. 
mit Lib. XXIV (5) verbanden, in der Kölner fehlt es ganz. Cap. 28 fon Lib. 
XXI (2) steht in Monac. I. am Schlnss der Sammlang, in der Kölner HtL ist 
es mit mehreren Synodalcanonen verbanden. 
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beiden Handschriften als ersten gesetzten Buche XXI vorausgehen, 
zu berücksichtigen, nämlich Lib. I— XYIII. 

Die Wfirzb. Hd. zieht Lib. I De episcopo zu Lib. XXXVII (19) 
De principatu. Dieser Anschlnss erscheint ganz passend, da unter 
den principes auch öfter Bischöfe verstanden werden^ wie Lib. XXXVII 
cap. 4. 18. 22. 25. 26. 28. zeigen. Der fiberwiegend grössere Theil 
von Lib. I besteht aus Stücken, welche der Würzb. Sammler grund- 
sätzlich nicht aufnahm. Nur in c. 2 kommen zwei Stellen aus 
Hieronymus und Augustinus und in c. 6 eine aus .Gregor I. vor, die 
in der Würzburger Sammlung überhaupt fehlen. Lib. 1, 14 ^== Nr. 166 
und Lib. I, 15 = Nr. 167. Ebenso reiht die Münchener Hd. an 
die Gitate aus Lib. XXXVH solche aus Lib. I an. Vgl. cap. 86. 89. 
92 — 94. Es scheint also in beiden Handschriften Vorlage Lib. I mit 
Lib. XXXVII verbunden gewesen zu sein. 

An Lib. XXXVH -f- ^^h. I reihen dann beide Handschriften 
Lib. H De presbytero vel sacerdote = Lib. 20 De sacerdotio. Vgl. 
Nr. 171-179 und cap. 96. 99, um darauf Lib. XXXVIII De docto- 
ribus ecclesiae (Lib. 21 ; vgl. Nr. 180 und cap. 100—106) und Lib. 
XXXIX De monachis (Lib. 22; vgl. Nr. 199 und cap. 108) in sach- 
gemässer Weise folgen zu lassen. Lib. HI— IX, welche über die 
Diaconen u. s. w. handeln, kommen in der Würzb. wie in der Mün- 
chener Hd., soweit wenigstens der Inhalt der letzteren vorliegt, nicht 
vor. Sie sind ans Citaten zusammengesetzt, welche der Würzburger 
Sammler ignorirte. Ihr Fehlen kann also durch diesen umstand ver- 
anlasst sein. Jedenfalls müssten Lib. III—IX sich an Lib. 20 an- 
geschlossen haben und zwar als Capitel, nicht als selbstständige 
Bücher, da in. der Bücherzählung keine Lücke vorhanden ist Des- 
halb halte ich es, besonders da die üeberschrift von Lib. 20 blos 
Priester erwähnt, für wahrscheinlicher, dass Lib. IH— IX in der ur- 
sprünglichen Gestalt der Hibernensis gefehlt haben und erst später 
aus einer anderen Sammlung beigefügt worden sind. In dieser Be- 
ziehung verdient die im Cod. Paris. 12444 (Sangerm. 938 [Gorb.], 
vgl. Maassen, Gesch. I 836, Bibl. I H p. 282 ssq.) *f. 1— 30«, 
f. 97*— 104, f. 31—72 enthaltene »Sammlung der Handschrift von 
St. Germain ,€ welche Maassen^ Gesch. I 836 ff. beschreibt, Be- 
achtung. Sie zerfällt in 19 Hauptabschnitte, wohl den Büchern 
oder Titeln der Sammlungen dieser Art entsprechend, deren jeder die 
in ihm enthaltenen Capitel zählt. Das Hauptmaterial sind Synodal- 
canonen. Es entsprechen nun die Ueberschriften der ersten Ab- 
schnitte denen der ersten Bücher der Hibernensis in der Edition. 
Es handelt nämlich 
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Absch. I: Von den Bischöfen = Lib. I De episcopo. 

„ II : Von den Priestern Lib. n De presbytero vel sacer- 

und Diaconen dote and Lib. IIl De Diacono. 

„ III : Von den Subdiaconen = Lib. IV De subdiacono* 
„ IV: Von den Lectoren = Lib. V De lectoribus, 
„ V: Von den Bxorcisten = Lib. VI De exorcisU> 
„ VI: Von den Ostiariern = Lib. VE De osttario. 

„ VII: Von den Acoluthen, Lib. IX De acolito et psalmista 

Psalmisten u. Cantoren et clericis. 

Abschu. 8 handelt von den Pflichten der Kleriker und dürfte aliso 
Hibem. Lib. X De mnltimodis caosis clericornm, Abschnitt 9 von 
den Mönchen aber Lib. XXXIX De roonacbis entsprechen. 

Die folgenden Abschnitte handeln: 10. Von den Nonnen. 11. Von 
den Kirchen und der Taufe. 12. Von den kirchlichen Gewändern, 
13. Von dem Sacrament der Eucharistie. 14. Von den Festen u. a. m. 
15. Von den Wittwen. 16. Von den Märtyrern, 17. Von den Ver- 
brechern. 18. Von der Beichte und Busse. 19. Von der Ehe u. a. m. 
Dass zwischen der Sammlung derHd. von St. Germain und der 
Hibernensis Beziehungen bestehen, ergibt sich schon daraus, dass die 
von Maassen I S. 840 mitgetheilten Stacke letzteren angehören 
{Wasserschi. S. XV. II. A. S. XXVII) und ganz bestimmt aus Cod, 
Monac. 14508 {Maassen I S. 840, Wasserschi. a. a. 0.), welcher 
f. 75—105 einen Auszug aus ersterer enthält. Dieses Eicerpt ent- 
hält zahlreiche Gapitel aus der Hibernensis {WasscrsckL S. XV 
Not 23, n. A. S. XXVIII Not. ♦). 

Lib. X der Edition bildet das 9. Capitel des 10. Buches des 
Valic. {Wasserschi. S. 32, H. A. S. 27. Not. f.)^ Die Capitel 3 
und 4. des letzteren decken sich mit Nr. 23 und 24 im Lib. 5 
(XXIV) De dominatu et subjectione. Es scheint lvIso auch Lib. X 
der ursprfinglichen Gestalt der Hibernensis gefehlt zu haben. Es be- 
steht nur aus Synodalcanonen, von denen übrigens viele anch in die 
Audegavensis Aufnahme gefunden haben. 

Lib. XI (46) De peccantibus sub gradu haben Wircib« und 
Monac. I aufgenommen und zwar dieselben Capitel (1 und 2) und 
an derselben Stelle, nämlich nach Lib. LXI (42). Vgl Nr. 493—406 
und cap. 192. 193. 

Lib. XH— XIV, bezüglich deren auch die Kölner Hd, von der 
Edition abweicht {Wasserschi. S. 38, H. A. S. 32. Not. a und S, 45. 
IL A. S. 38. Not. a), sind in beiden Handschriften mit anderen 
Buchern verbunden und zwar stehen im Wircib. von Lib. XU De 
ieiunio Excerpte aus cap. 3. 4. 7. 2. im Lib. 31 (XV) De cura pro 
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mortuis. Lib. XV. cap. 5 enthält De ieiunio pro raortuis blos Bibel- 
citate und ist schon deswegen im Wircib. übergangen. Aber an dieses 
Gapitel mochten wohl in der Vorlage desselben andere Sentenzen de 
ieiunio im Allgemeinen angeschlossen sein. Vgl. Nr. 387 — 393. In 
der Münchener Hd. stehen Stücke aus Lib. XII in cap. 166 und 167 
und zwar ebenfalls in Verbindung mit Lib. XV (31), vgl. cap. 159. 
lÖO. Lib. XII c. 8 steht in Lib. 50, vgl. Nr. 516. 521—524, ver- 
bunden mit Abschnitten aus Lib. XLVII (30) De poenitentia; auch 
hier ist die Verbindung der Capitel De moderatione ieiunii und De 
eo (|uod melior abstinentia omni ieinnio mit dem Tractat De poeni- 
tentia sachgemäss. Lib. XII c. 9 steht im selben Buche als Nr. 583. 
Für die beiden letzten Verbindungen fehlen im Mouac. I wegen der 
Lückenhaftigkeit der Tabelle und der Differenz am Schlüsse die Pa- 
rallelen. Doch enthält er Lib. XII c. 1 im cap. 230 und zeigt hier- 
durch, dass auch in seiner Vorlage Lib. XV kein eigenes Buch 
bildete, sondern dass dessen Capitel unter andere Bücher zerstreut 
waren. 

Lib. XIII De elemosina, c. 2. 6. 4. 8. sind ebenfalls mit Lib. 
XV (31) De cura pro mortuis verbunden, vgl. Nr. 363—373, und 
zwar wohl im Ansciiluss an c. 6 De eleniosina pro mortuis. Im 
Monac. I sind Lib. XIII c. 6 und 8, = cap. 159. 160, direct an 
Lib. XV c. 6 angeschlossen. 

Lib. XIV De oratione c. 2 und 6 stehen im Wircib. als Nr. 
379—384 direct verbunden mit Lib. XV c. 4 De oratione pro mor- 
tuis (Nr. 385. 386). In gleicher Weise sind im Monac. I cap. 164. 
165. (= Lib. XV c. 1. 2. 3. 6.) mit Lib. XV (= cap. 159. 160. 
163.) verbunden. 

Lib. XV. De cura pro mortuis steht im Wircib. zwischen Lib. 
XLVII (30) De poenitentia und Lib. XLIX (32) De martyribus ein- 
geschoben In der Edition hingegen steht zwischen den letzteren 
zwei Büchern Lib. XL VIII (28) De regionibus census, welches im 
Valic. ganz fehlt {Wa^^serschl S. 232. II. A. S. 203. Not. a) und 
in der Würzb. Hd. an ander^^r Stelle (N^ 287) st«ht, nämlich zwi- 
schen Lib. 27 De quaestionibus muliiTum und Lib. 29 De ratioue 
matrinionii, also zwischen Lib. XLV und XLVI der Edition, die sich 
dort unmittelbar folgen. Im Monac. I steht Lib. XV ebenfalls un- 
mittelbar nach Lib. XLVII (= cap. 152-158) und vor Lib. XLIX 
(= cap. 170. 171). Ob in dieser Hd. zwischen Lib. XLV und VLVI 
noch ein Buch steht, ist aus den Angaben Wa-^serschlebens nicht er- 
si^'htlich. Lib. XLVllI kommt in der Tabelle überhaupt nicht vor. 

Lib. XVI De testimonio kommt im Wircib. nicht vor. Es ent- 
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hält blos ein Hieronyrauscitat in c. 3, eins ans Gre^^or I. in c. 10, 
bei dem Augustinuscitat in c. 4 ist «ler Autor mM wie sonst an 
die Spitze gestellt. Hieraus ist die Ueborirehun^r des Buches im 
VVircib. zu erklären. Im Monac. I sind c. und 14 dieses Buches 
aufgenommen, = cap. &2. 72. und zwar im Ansehluss an die iu- 
haltlich verwandten Bücher XXXIII (14) Jh^ il^^lntis et pi;>^tioribus et 
usoris und XXXV (17) De iurarnento. Bs Rtdieint also danacli auch 
Lib. XVI Kein selbstständiges Buch gebildet zu haben. 

Von Lib. XVII. De oblationibus sind im Wircib. die Capital 3 
und 7. (= Nr. 220. 221. 228. 229.) mit ihn ^innvi^nvandten Büchern 
24 (XLI) De commendationibus und 25 (XLII) De aecclesia et mundo 
verbunden. Im Monac. I. ist Lib. XVII c. 7 ^ cap. 120 und c. 4 
= cap. 121 und zwar stehen entsprechend der Stellung im Wireib. 
cap. 120 und 121 zwischen den aus Lib. XLI (cap. 113) und XLXII 
(cap. 123) entlehnten Capiteliu Ausserdem ist Lib. XVIT c. 16 In 
Monac. I = cap. 232, im Wircib. = Nr. 57ö. Was vom vorigen, 
gilt also auch von diesem Buche. EbeuBO Vüin folgenden. 

Von Lib. XVIII De iure sepulturae ii^t c. 8 De eo quod non 
prodest malis sepeliri in locis sanctis in sinnentspreehender Weise 
mit Lib. 26 (XLIII bezw. XLIV) verbumh^n. (Nr. 260—266), c. 9. 
steht am Schluss des Wircib. (Nr. 602. 603). In der Tabi^lie über 
Monac. I ist Lib. XVIII gar nicht erwähnt, doch .^irid zwischen Lib. XLV 
die Capitel 131 — 133, in denen nach Analngio des Wircib, c, 8 
stehen könnte, unbelegt. 

Voranstehender Vergleich also zeigt, dass von den in der Edi- 
tion dem Anfange der zwei Handschriften voranateheiiden Büchern 
einige in letzteren auch als selbstständige Buchte r vorkommen, nfim- 
lich Lib. II, XI, XV, die Capitel anderer hingt-^^en verschiedtMien 
Büchern in sinnentsprechender Weise einverleibt sind, mimUch die 
von I, X, XII— XIV, XVI— XVIII, während Ill-^IX gmz fehlen^). 

Vergleichen wir nun die ßeihenfolgt^ der Büclier in der WfirK- 

burger Hd. mit der in der Edition. Monac. I. zi^^lie ich (Mm wei^^on 

der Lückenhaftigkeit der Tabelle nur gelegentlich heran, 

Lib. 3-^14 entsprechen Lib. XXU-XXXIIL 

Lib. 15 und 16 sind ausgelassen, das 17 entspracht Lib. XXXV der 

Edition. Lib. XXXIV der letzteren De tideiu^äoribus, ratis et 

stipulationibus enthält einzig in c. 6 zwei Citate aus dem Kruise 

der in der Würzb. Sammlung berücksiicbtigten Schriftsteller, und 

1) In der Handschrift von Tours (II. A. H. XXXIV tintl H.LXVll NrlS) 
fehlen auch Lib. II— XI, in der von Chnrfres (H. A. S. XXXIV Nr. IQ tind 
S. LXVII Nr. 8) ausserdem Lib. XIII. 
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diese sind in Lib. 18 (XXXVI) aufgenotnmeD, = Nr. 145. 146. 
Und zwar stehen in Lib. 18 blos diese und keine Gitate aus 
Lib. XXXVI. Sonst kommt Lib. XXXIV im Wircib., ebenso- 
wenig als im Monac. I vor, war also wohl in der Vorlage kein 
selbstständiges Bach, sondern mit Lib. XXXVI (18) verbanden, 
dessen Ueberschrift im Wircib. aach eine erweiterte ist, indem 
zu den Worten de iabileo noch hinzugefügt ist et reversione et 
venditione (Nr. 142). Welches die Ueberschrifben von Lib. 15 
und 16 gewesen sind, Iftsst sich also nicht eruiren. In Monac. I 
steht zwischen Lib. 14 und 17 ein Capitel aus Lib. XVI = cap. 62, 
das aber nach seinem Inhalt zu Lib. 17 za gehören scheint. 
Lib. 18—19 entspricht Lib. XXXVI— XXXVH. 
Als Lib. 20 schrieb Wircib. Lib. 11 ein. 
Lib. 21—26 entsprechen Lib. XXXVUI— XLIII. 

Lib. XLIV der Edition, De locis consecratis ist in der Würzb. 
Hd. wie im Valic. {WassersM. S. 201, U. A. S. 174. Not. a) mit 
Lib. XLIII (26) De locis verbunden. Mit Buch 26 ist von Lib. XLIX 
(32 De roartjribus) cap. 11 De honore Dei ad martyres non transfe- 
rendo in sinnentsprechender Weise verbunden und die ueberschrift 
in dem Zusammenhange Rechnung tragender Weise (Nr. 257) um- 
geändert. 

Lib. 27 = Lib. XLV. Dann ist in der Würzb. Hd. als 
Lib. 28 Lib. XLVIII De regionibus census, das im Valic. (WasserschL 

S. 232. n. A. S. 203. Not. a) fehlt, eingeschoben. Nach 
Lib. 29, 30 = Lib. XLVI, XLVII ist als 
Lib. 31j Lib XV De cura pro mortuis eingeschoben, au dessen Stelle 
in der Edition das Buch De regionibus census steht, welches im 
Wircib. Lib. 28 bildet. 
Lib. 32 entspricht Lib. XLIX. Von letzterem steht aber c. 11 in 
Lib. 26 (s. 0.). Andere Stellen sind zu Lib. 49 (LI) gezogen (s. u.). 
Lib. L De reliquiis in deserto humatis, welches im Valic. mit 
Lib. XLIX (32) De martyribus verbunden ist, ist in der Würzb. 
Hd. nicht erwähnt und scheint in deren Vorlage auch kein 
selbstständiges Buch gebildet zu haben. Es enthält von den in 
der Würzb. Sammlung berücksichtigten Schriftstellern nur ein 
kurzes Hieronymuscitat in cap. 3. Das nun in der Edition fol- 
gende Buch LI De mortuis in somno visis steht im Wircib. 
erst später (= Lib. 49). Im Monac. I sind mit Lib. LI c. 1 
und 2 (= cap. 168. 169.) Lib. XLIX c. 12. 13. 14, verbunden 
= cap. 170. 171. und stehen an Stelle von Lib. 32. 
£i&. 33—40 entsprechen Lib. LH— LIX, nur ist in der Handschrift 
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Lib. 37, das Lib. LVII De hospitalitate entsprechen würde atts- 



Lib. 41 fehlt in der Edition und steht nur im Cod. Valic, als 
62. Bach, vgl. Wasserschi. 8. 260. ü. A. S. 229. Not. a. Lib, 
LX De conviviis fehlt im Wircib. als eigenes Buch, ohne dass 
aber in seiner Bächerzählang eine Lficke eintriLte, c. 2 des- 
selben steht am Ende des Wircib, s= Nr. 596 — 599 und c, 4. 
vorher = Nr. 566. 567. In ähnlicher Weise stehen im Monac, I 
c. 2 und 3 desselben Buches gegen Schluss der Sammlung als 
cap. 235. 236. und c. 4 als cap. 229. Lib. LX bildete also 
wohl in beider Handschriften Vorlage kein selbatständiges BucIl 
Vielleicht war es mit dem inhaltlich verwandten Lib. LVII De 
hospitalitate verbunden. 

Lib. 42 entspricht Lib. LXI De maledictionibus. 

Lib. 43 ist ausgelassen. Ob es aber dem in der Edition folgenden 
Lib. LXIt De benedictionibus entsprach, welches übrigens blos 
ein Citat aus Deuteronomium enthält, erscheint mir deshalb frag* 
lieh, weil sich in dieser Gegend Wircib. so nahe mit Valie. be« 
berülirt und in diesem Lib. LXII kein selbstäUnJiges Buch 
bildet, sondern mit Lib. LXI De maledictionibus verbunden ist 
zu Lib. 61, wie sich aus dem Titelverzeichniss bei den Ballerini 
(De ant. coli. can. P. IV c. VII §. 1) ergibt. 

Lib. 44 fehlt in der Edition, es entspricht dem der Valicellanischeu 
Hd. allein eigenen 63. Buche dieses Codex. ( Wassersckl. S. 260. 
U. A. S. 229. Not. a). 

Lib 45 der Handschrift ist ausgelassen. Vielleicht entsprach es Lib, 
LXIII De artificio artiftcum in der Edition, in welchem keiner 
der vom Wurzb. Sammler berücksichtigten Schriftsteller vor- 
kommt. In Monac. I ist Lib. LXIII c. 2 = cap. 194, Als 

Lib. 46 ist Lib. XI eingeschoben. Im Monac. I steht Lib, XI c. 1 
und 2 = cap. 192 und 193 vor LXIII, das muthmasslich Lib. 45 
entspricht. 

Lib. 47 und 48 der Handschrift sind ausgelassen. Sie entsprachen 
wohl Lib. LXIV De auguriis und Lib. LXV De anima. Diese 
sind am Schluss der Sammlung, ersteres durch Nr. 547— 555^ 
letzteres durch Nr. 525—530 vertreten. Als 

Lib. 49 steht das in der Edition schon frflher gesetzte B. LI De 
mortuis in somno visis. 
Daraus ergibt sich folgende Uebersicht zur Vergleich nng der 

Wärzbnrger und Mflnchener Handschrift mit der Edition. 
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Wircib. Lib. Edit. Lib. Monac. I. cap. 

[Eiul.'it] = Lib. XIX = cap. 1. 

[1.1 = „ XX = „ 2-6. 

2. = „ XXI = „ 7-14. 

3. = „ XXII 
4 = „ XXIII 
5. = „ XXIV = „ 17. 

C. = „ XXV = „ 18. 19. 

7. = „ XXVI = ? „ 20-22. 

S. = „ XXVII = „ 23. 24. ?25. 

ft. = „ XXVIII = „ 26. 27. 

)<> == „ XXIX =-- „ 28. 

n. -= „ XXX = „ 29. 

l:: = „ XXXI = „ 30-35. 

i;v = „ XXXII = „ 36-55*). 

14. = „ XXXIII = „ 56-61. 

V|l.Vj = ? ^ ? 

V|t(i| -= ? = ? 

17. = „ XXXV = „ 62-66. 

18- = „ XXIV + XVI + XXVI = ? cap. 67-71, 

72, 73-75. 

III - „ XXXVII + 1= cap. 76-94**). 

liO = „I = „ 96-99. 

21. = „ XXXVIII = „ 100-lOii**). 

■II. = „ XXXIX = „ 108. 

23. ~ „XL = „ 109-111. 

24. = „ XLI + XVII= „ 112-122. 
2.-.. = „ XLII + XVII= „ 123-126**). 

26. = „ XLIII + XLIV + XLIX+ XVIII = 128- 

130 **). 

27 = „ XLV = cap. 134-136**). 

2t!. = „ XLVm = ? ( „ 137. 138). 

29, = „ XLVl = „ 139-151. 

:it). = „ XLVll = „ 152-158. 

31. = „XV = „ 159-160. 

^ „ XIII = „ 161. 162. 

4 „XV = „ 163. 



♦) Im ^[M.>lc. I sind Lib. XXXI c. 19. 20. sinnciitsprecliend zu Lib. XXXII 
!,'('? rif/iiii, nilin'ii'l sie im Wircib. an derselben Stelle stehen, wie in der Edition. 

••i nii .1). ('»pitel 95. 107. 127. 131—133. 137. 138. 186. zum Vorher- 
gshendivii ««Iiit ^inn Folgenden gehören, lä83t sich nicht bestimmen. 
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vgl. cap. 168-171. 



Vergleicht man aber die Capitel, welche die beiden Hand- 
schriften in ihre Sammlungen aus denselben Büchern aufgenommen 
haben, so ergibt sich in der Mehrzahl eine ganz verschiedene Aus- 
wahl. So stellt sich als Ergebniss der bisherigen Untersuchung 
heraus, dass Wircib. und Monac. I von einander /.war unabhängig 
sind, aber fast ganz miteinander übereinstimmende Vortagen benüt^^t 
haben und dass die Gestalt der Hibernensis in diesen Variagen be- 
züglich der Bücherzahl und ihrer Anordnung vor der Edition mehr- 
fach abweist, aber, mit Rücksicht auf das Alter der Würzb. Hd., 
schon frühzeitig vorhanden gewesen sein muss. 

Lib. 50. entspricht bezüglich des Titels und, abgesehen von 
einigen Auslassungen und vielen Zusätzen, auch in Betrefl' des In- 
halts Lib. LXV De variis causis. Bs folgen dann noch 2 Abschnitte, 
welche überschrieben sind: De variis item causis (Nr, 565 und 579) 
und keine Zahlbezeichnung tragen. Sie stellen wohl Unterabtheilungen 
von Lib. 50 dar, wofür der Umstand spricht, dass vor die Worte De 
variis causis und nach der Bezeichnung L noch ein I i^esotzt ist, 
vor Nr. 565 bezw. 579 wäre also eine II bezw. Kl m ergänzen. 
Jeder dieser drei Abschnitte hat seine Capitel eigens numerirt. In 
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Nr. 527 ist V wohl ein Schreibfehler für VI und in Nr. 583 statt 
VII die Zahl XIIII zu setzen, indem der Schreiber die X seiner Vor- 
lage ausliess und II als V las. In Nr. 537 ist die Zahl XVII aus- 
gelassen, in Nr. 550 und 552 bezeichnen die Ziffern ni und IIII' 
Unterabtheiluttgen zu Nr. 547, in Nr. 561 ist wohl eine I ausge- 
lassen, so dass zu lesen ist XLVI statt XLV. 

Die Ziffern steigen regelmässig, die höchste der ersten Ab- 
theiluDg ist L (Nr. 569'»), der zweiten XXXI (Nr. 577), der dritten 
XIII (Nr. 602). Es sind jedoch viele Nummern ausgelassen , in der 
ersten 8— 12. 15. 21—23. 26. 27. 29. 30. 32-44. 48. 49, [50]. 
In der zweiten Abtheilung fehlen 1—4. 6—25. In der dritten fehlt 
nur 11. Dieses regelmässige Wachsen der Gapitelsziffern und die 
AualassuDgen, die bei ihrem Zählen vorkommen, lassen vermuthen, 
daas die Gapitelsziffern nicht erst vom Wfirzburger Sammler hinzu- 
gefügt wurden, — sonst blieben die Auslassungen unerklärt — son- 
dern dass Lib. 50 aus einer 50 -^ 31 + 1^3 Gapitel zum mindesten 
entbültenden Sammlung oder aus drei Sammlungen, ven denen jede 
diese Capitelszahl hatte, excerpirt ist. Wollte man die. Ziffern auf 
die Stellung, welche die einzelnen Gapitel in den zugehörigen Büchern 
gehabt haben, beziehen, so wäre das Wachsen der Zahl zu auf- 
fallend. 

In der Edition bilden den Schluss Lib. LXVI De variis causis 
und LXVII De contrariis causis. In der valicellanischen Hd. ist die 
Reihenfolge dieser Bücher umgekehrt. In der Würzburger fehlt der 
Titel des letzten ganz, einzebie Stellen aus demselben kommen in 
Verbinduttg mit anderen Buchern vor. In Wirklichkeit entsprechen 
auch cap. 1—3 dem Lib. XXI, cap. 4 dem Lib. XXVn, cap. 5 dem 
Lib. XXVIII, cap. 6 dem Lib. XXIX, cap. 7. dem Lib. XXXV. 

Im Valic. enthält denn auch das Buch De contrariis causis die 
7 Gapitel des gleichnamigen Buches der Edition nicht an dieser Stelle, 
dieselben sind vielmehr unter verschiedene andere Bächer vertheilt. 
(WasserschL S. 271. II. A. S. 240. Not a). Aber auch die 7 Ga- 
pitel, welche das in Bede stehende Buch des Yalic. umfasst (a. a. 0.), 
scheinen nur Zusammenstellungen aus früheren Bücher zu sein , wie 
z. B> das Gapitel De maledicendis inimicis et e contra non roaledi- 
cendia zeigt. 

Im Monac. steht nach dem zuletzt besprochenen cap. 200 eine 
Stelle aus Lib. XX, deren Zusammenhang mit dem folgenden sich 
höchstend daraus erklären lässt, dass dieses Buch mit Lib. XXI zu- 
sammenhängt, zu dem cap. 202 Beziehung hat. cap. 202 — 208 ent- 
halten Lib. LXVn so wie es in der Edition steht. 
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Die Gapitel des Lib. LXVI der Edition zeigen innigen Znsam- 
menhang mit anderen Bachern der Sammlung in der valicell. Hd. 
So entspricht c. 1 dem 4. Gap. im IL Bache der Sammlung im Valic. 
(WasserscKl. S. 36. 11. A. S. 30. Not. a)y cap. 3 nach dem Zusam- 
menhange ^ in welchem es im Vatic. 1349 steht, dem Lib. 63 des 
Valie. (a. a. 0. S. 260. II. A. S. 229. Not. a), cap. 4 dem 
2. Cap. im 11. Buche derselben Hd. (S. 36. n. A. S. 30. Not. a), 
cap. 11 Yielleicht dem 13. B. derselben (S. 38. U. A. S. 33. Not a), 
cap. 16. entspricht dem letzten Gapitel des 55. B. derselben (S. 251. 
n. A. S. 221. Not. a), cap. 17 dem Gapitel 8 des 10. B. (S. 33, 
Not. f. S. 32. n. A. S. 27. Not. f.), cap. 18 geh(^rt nach dem Zu- 
sammenhange, in welchem es im Vatic. 1349 steht, zum 63. B., 
cap. 19 ist das 26. Gapitel des 14. B. (S. 39. Not. a. S. 38. 11. A. 
S. 33. Noi a. S. 32). In dem Buche De variis causis sind denn 
auch im Valic. Gap. 9 — 11, 15 — 17 und 19 durch andere ersetzt 
(S. 268. n. A. S. 237, Not. k.). 

Von Lib. LXVI, wie es in der Edition vorliegt, sind nun cap. 1 
2. 3. 6. in Lib. 50 und zwar in die erste Abtheilung {= Nr. 533. 
534. 537. 538. 541—544. 556. 557), cap. 13. 14 in die dritte Ab- 
theilung übergegangen. Das Mfinchener Excerpt hat cap. 7. 14. 8. 
16 unter andere Gapitel zerstreut aufgenommen in cap. 228. 234. 
237. 243. 

Die ftbrigen Gapitel sind, wie in der Tabelle angegeben ist, 
aus anderen Büchern entlehnt. Ein die Auswahl leitender Gesichts- 
punkt ist nicht zu bemerken. 

Dasselbe ist der Fall bei den im Monac. J. nach cap. 208 fol* 
genden Gapiteln. Sie differiren auch von Lib. 50. Die Gap. 209 — 217, 
in denen möglicher Weise dieselben Stellen stehen wie in Nr. 517 — ^524, 
sind aus den Angaben der Edition nicht zu belegen; cap. 218. 
219 =^ Nr. 525—528. Im übrigen decken sich cap. 229 mit Nr- 
566. 567, cap. 232 mit Nr. 576, cap. 234 mit Nr. 588. 509, cap. 
235, 236 mit Nr. 596-599. 

Denselben Auszug, der in der Münchener Hd. steht, enthält 
nach Maassen, Gesch. I 885 auch Godex Vindob. 522 (Salisb. 379) 
saec. X. XI, f. 57— 113^ Letzterer steht ersterer noch insofern nahe, 
als er auch wie diese »die Sammlung in 400 Gapitelnc enthält ^). 

1} Die Sammlung in 400 Oftpiteln ist nngeföhr zur selben Zeit entstan- 
den wie die irische (Maasaen S. 846) , der jangste in ihr erwähnte Antor ist 
Papst Sergins (687—707). Zn dem in ihr benatzten Qaellenmaterial gehdrt 
unter anderem »eine kleine zam Theil der irischen Sammlung entlehnte Zn- 
sammenstellnng, die sidi in einer Wiener (Vind. 2282 saec. X.) nnd einer Mün- 
ArohiT lOr KirolMiireoht LX. 2 
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Die Mäochener und die Wiener Hd. sind nach Maassen S. 885 
aber nur eine »abgekflrzte Oestalt« jenes Auszuges, welcher sich im 
Paris. 12444 (Sangerm. P38 [Corbej.], saec. IX, Maassen, Bibliotb. 
p. 282, Gesch. I 836, WasserscU. S. XV. IL A. S. XXVII) vorfindet. 
Derselbe beginnt ebenfalls mit Lib. XIX. XX, bricht aber mit Lib. 
XLV c. 10, welches weder in der Würzburger noch in der Mün- 
chener Hd. steht, ab. Die Paiiser Hd. enthält also vielleicht die- 
selbe Becension wie die Würzburger. 

Eine Eigenthümlichkeit in der handschriftlichen üeberlieferung 
der irischen Sammlung besteht darin , dass einige Handschriften 
(WasserscU. S. XH. II. A. S. XXVI) mit Lib. XXX VIE c. 18 
schliessen. Die Würzburger wie die Münchener Hd. schöpfen auch 
aus den folgenden Büchern. 

Der Hd. von St. Gallen (Nr. 243, S. XVH. H. A. S. XXX.) 
steht erstere insofern nahe, als sie das nur in ihr enthaltene XXIII. 
(4.) Buch ebenfalls aufgenommen hat. (S. 88. II. A. S. 75. Not. a). 
Die Karlsruher Hd. (11. A. S. XXXIV. Nr. 9) hat blos die üeber- 
schrift des Buches. Vergl. n. A. S. 75. Not. a. Der Handschrift 
von Cambridge (II. A. S. XXII) steht die Würzb. dadurch nahe, 
dass sie in Nr. 115 ein blos in ersterer enthaltenes Gapitel zu eigen 
hat (n. A. S. xvm*»*). 

Es gibt eine kürzere und eine l&ngere Becension der irischen 
Sammlung. Letztere wird repräsentirt durch die Edlner und die vali- 
cellanische Hd. In der ersteren besteht die Erweiterung haupt- 
sächlich in der Zusetzung von Synodalcanonen und ich möchte hier 
auf die Möglichkeit einer Verbindung der Andegavensis mit der Hi- 
bernensis aufmerksam machen. Die Würzburger Hd. enthalt mehrere 
in der Kölner nicht vorhandene Capitel, hingegen verschiedene nur 
in der valicellanischen enthaltene Stücke. Am Schluss von Lib. 24 
finden sich zwei in der Edition zu Lib. XVII c. 3 gehörige Citate. 
Im Valicell. folgt zum Schluss von Lib. XLI noch ein Capitel De eo 
qui retrahit quod Deo commendavit, zu dem Auszüge aus Uieronymus 
und Augustinus gehören. Nur in der valicellanischen Hd. sind ent- 
halten : Nr. 269. 270. 275—277. 346. 347. 395. 398. 418. 41». 



chener Hd. (Monac 14468 [Emmer. 468] saec. IX. Vgl. Sitzongsber. der bayer. 
Academie d. W. 1860. S. 540) unter dem Titel capitnla oanonica findete (Maas- 
aen S. 846). Aus letzterer hat sie M'asserachleben edirt (S. XVI. IL A. XXVIII). 
Dadurch gewinnen auch die zwei anderen Hden. der Sammlung in 400 Kapiteln 
f&r die irische an Interesse, es sind dies: Paris. 2316 saec. IX und Cod. E. 29 
der Stadtbibliothek zu Metz. S. Wanaernchl. H- A. S. XXVIL 
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465—477. 490—492. 533. 534. 545, ebenso wahrscbeinlich Nr. 
353—358. (Vgl. S. 53. Not. d. IL A. S. 45. Not. e). In beiden 
Handsehriften ist Lib. XLIV (Nr. 243 ff.) mit dem vorhergebenden 
Buche (Nr. 240) verbunden. Hingegen fehlen Nr. 223. 225. (Vgl 
S. 187. IL A. S. 162. Not. d.) und das ganze 38. Buch (Nr. 287—294) 
in der valicellanischen Hd. (Vgl. S. 232. IL A. S. 203. Not. a). 

Eigentharolich sind der Wfirzb. Hd. die Zusätze zu Nr. 10 und 
15^ , Nr. 25 wird Augustinus zugeschrieben, während es in der Edi- 
tion unter der Deberschrift Lex, bezw. anonym steht. Auch in Nr. 91 
weicht die Quellenangabe ab. 

Viele Stücke der irischen Sammlung haben in die von den Gor- 
rectoren angegebenen vorgratianischen Sammlungen und in das Beeret 
Oratiaus Anfnahme gefunden und zwar scheint die Hibernensis directe 
Quelle gewesen zu sein, weil sich die meisten der fraglichen Gitate 
gar nicht bei den Autoren vorfinden, unter deren Namen sie hier 
wie dort angegeben werden. So haben von den in der Würzb. Hd. 
vorkommenden patristischen Excerpten folgende im Decret Aufnahme 
gefunden. 

Nr. 44 = Gaus. XXVI q. 1. c. 1. 
„ 48 = „ XXVI „ 2. „ 2. 
„ 58 = „ XXni „ 5. „ 29. 

„ b\f a^ „ „ ,, „ „ Ol, 

„ 140 = „ XXn „ 4. „ 19. 

„ 161 = Dist. XL c. 2. 

„ 191 = Gaus, n q. 7. c. 56. 

„ 299 = „ XXXII „ 1. „ 12. 

„ 804 = „ XXXVI „ 2. „ 8. 

„ 307 = „ XXVII „ 2. „ 13. 

„ 404 = De poenit. Dist. 1 „ 1 und 2. 

„ 445 = Gaus. XXIV q. 3. „ 27. 

„ 496 = Dist. L. c. 30. 

„ 498 = „ „ „ 31, 

„ 520 = De poenit. Dist. L „ 58. 

„ 522 =s De consecr. „ V. „ 19. 

„ 524 = „ „ „ „ „ 18. 

„ 534 vgl Dist. XLI init. 

,, 583 = De consecr. Dist. V. „ 20. 

Der zweite Theil der Wfirzb. Hd., f. 42— 51% dessen Inhalt in 

Tabelle IE angegeben ist, enthält eine Zusammenstellung von Syno- 

dalcanonen, welche sich bei näherer Untersuchnng als ein Auszug 

aus der »Sammlung der Handschrift von Angersc (= Andegavensis) 

2* 
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herausstellte. Ueber letztere s. BaUerini^ De ant. coli can. P. IV. 
cap. Vn. §. 11, Theiner^ Ueber Ivo's vermeintliches Decret S. 3 ff., 
Disq. crit. p. 143 ssq., Maassen, Oesch. I 821—828. Sie ist nicht 
edirt. Maassen (a. a. 0. 822—823) hat die 64 Titel (Bacher-) 
Überschriften roitgetheilt, welche in Tabelle III berücksichtigt sind. 
Doch lässt sich ein Einblick in die Sammlung ermöglichen, weil sie 
mit einer anderen, näherhin bekannten, nämlich der Herovalliana 
{Massen^ Gesch. I 828—833), nahe verwandt ist i). Letztere scheint 
zu ersterer ungefthr in demselben Verhältniss zu stehen, wie die 
längere Recension der irischen Sammlung zur kürzeren. Die Andega- 
vensis ist nämlich fast ganz in die Herovalliana übergegangen, hin* 
gegen hat der Autor der letzteren neben der Andegavensis noch an- 
dere Quellen benutzt (a. a. 0. 832—833). In der Tabelle III habe 
ich daher auch auf die von Ballerini mitgetheilten Titelrubriken der 
Herovalliana Bücksicht genommen. Ein Auszug aus letzterer ist 
nach Codex Paris. 2123 edirt worden in : J. Petit, Theodori . . . ar- 
chiepiscopi Cantuariensis poenitentiale. Paris. 1677. T. I p. 102 ssq. 
und diese Ausgabe hat Migne, Patrol. lat. T. 99, c. 989—1086 
wiederholt. Auch sie ist in Tabelle m. berücksichtigt. 

Dass der Würzburger Auszug aus der Andegavensis, nicht aus 
der Herovalliana geschöpft ist, ergibt sich aus dem umstände, dass 
er sich an jenen Stellen, wo letztere von einander abweichen, an die 
Reihenfolge der Titel in der Andegavensis anschliesst. Vgl. Nr. 45 ff., 
50 ff. 55 ff. 60 ff. 96. 99. 103. 105. 

Wie die irische Sammlung, so sind auch die Andegavensis und 
die Herovalliana excerpirt worden. Einen Auszug aus letzterer ent- 
hält nach Maassen, S. 833 Not. 8 Codex Monac. 6243 f. 192 ff., 
doch ist über denselben nichts Näheres bekannt. Hingegen hat Phür 
lips in den Sitzungsberichten der phil.-hist. Classe der kais. Academie 
der Wissenschaften in Wien (Bd. 44. S. 437 ff.) einen Codex 
Salisb. S. Petri IX 32 (ol. X. 28) beschrieben, welcher auf f. 161—170 
einen dem Würzburger ähnlichen Auszug enthält (a. a. 0. S. 473—481). 
Derselbe ist, wie Maassen S. 827 darthut, aus einer der Brüsseler 
Handschrift (Cod. Burgund. 10127—10144, Maassen S. 821 Nr. 3) 
der Andegavensis verwandten Handschritt entnommen. Es sind darum 
die Würzburger und die Salzburger Handschrift zunächst mit einan- 
der zu vergleichen. 

1) Aach die im Cod. Paris. 3859 enthaltene »erste Sammlung der Hand- 
schrift von Bonnevalle« (Maaaaen, Gesch. I 883) wie die Sammlang im Cod. 
Yalicellanns A 18 , welche die Ballerini , De ant. coU. can. P. IV. c 7. §. 3. 
beschreiben (vgl. Maassen y a. a. 0. S. 869), sind mit der Andegavensis verwandt. 



Die Würzburger Handachrifl der irischen Canonenaammlimg, 

Während die Salzbarger Handschrift die einzelnen Canonen der 
Terschiedenen Concilien mit dem auch in der erwähnten Edition ge^- 
brauchten Ausdruck hera (aera) bezeichnet {Phülips a. a. 0. S. 474), 
steht in der Wärzb. Hd. zuerst unter der Benennung Gannon der 
Name des betreffenden Goncils, dann die Angabe des Gapitels. 

In beiden Handschriften werden einzelne Titelrubriken, aber 
ohne Princip der Auswahl, mitgetheilt, in der Salzburger die von 
Tit. XVL XX. XXL XXII. XXVL XXVH. XXVHI. XXXI. XXXVI. 
XXXVII. XXXVIU. XLV. LVII. LVIIl. LIX der Herovalliana 

(= xin. XVII. xvm. xix xxn. xxm. xxiiii. xxvn. xxxii. 

XXXIII. XXXim. XLL LH. LDI. LV der Andegavensis) , in der 
Würzburger sind Nr. 7 und Nr. 107 wohl Capitelsüberschriften aus 
den Titeln XXTTT bezw. LXVIII der Herov. oder XX bezw. LXIllI 
der Andegav., Nr. 9 = XXVI (XXH), Nr. 71 = XLV (XLI), Nr. 
103 = LVIII (Lni) und zwar sind diese Aufschriften gemeinsam 
von beiden Hden aufgenommen, Nr. 92 = UV (XL Villi), Nr. 96 
= LVI (L), Nr. 99 = LVI (LI) sind der Würzburger allein eigen. 

Die Salzb. Hd. nimmt an einigen Stellen auch die Zahlen der 
Tit^lrubriken herüber, in der Wärzb. fehlen dieselben durchgängig. 

Beide Sammlungen haben die Titel XVIIL XXL XXIIL XXVI. 
XXVH. XXIX. XXX. XXXI. XXXIII. XXXIV. XXXV. XXXVIIL 
XXXIX. XLI. XLm. XLJV. XLV. [LI.J XLH. LVI LVHI der 
Herovalliana excerpirt, aber es sind nur selten dieselben Gapitel in 
beide Sammlungen übergegangen. Die Titel VI. VH. XIV— XVIL 

XIX. XX. xxiL xxvra, xxxn. xxxvi. xxxvn. l. [ll] lvil 

LIX. LXVI. LXIX der Herov. hat allein die Salzb., Titel XIIL 
XLH. Lra. LIV. LVI. LXVm blos die Würzb. Hd. excerpirt. 
üebrigens ist letztere möglicher Weise am Anfange defect, wie auch 
nach Nr. 71 ein Blatt zu fehlen scheint. Ferner hat die Salzb. Hd. 
mehrere gallische Goncilien benützt, die in der Würzburger fehlen, 
z. B. die von Valence, Vaison u. a.; von nicht gallischen Goncilien 
kommen in ersterer blps das von Ancyra (c. 18) und das von Laodicäa 
(c. 118) vor, in letzterer hingegen noch andere Stellen aus dem Goncil 
von Ancyra und solche aus den Goncilien von Nicäa, Antiochien, 
Chalcedon. Die in der Würzb. Hd. benutzten apostolischen Canonen 
fehlen in der Salzburger, die Statuta ecclesiae antiqua (Maassen 
S. 382 ff.) sind in letzterer an 9, in ersterer an 28 Stellen benützt. 

Hieraus ergibt sich, dass die Autoren beider Handschriften von 
einander unabhängig gearbeitet haben. 

Nr. 8. 34. 45. 49. 73. 77. 78. 79. 80. 98. 112-123 fehlen in 
der Edition; Nr. 114—123 sind ein Anhang und aus der sog. zweiten 
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Synode des hl. Patricias {Bruns U. 305, Moosen S. 224, §. 259) 
entlehnt Im Codex Paris. 1603 nnd im Burgand. 10127—10144 
folgt letztere ebenfalls auf die Andegavensis als 66. bezw. 64. Titel, 
wie sie im Paris. 3859 den XXX. Titel der »ersten Sammlung von 
Bonneval,€ die mit der Andegavensis nahe verwandt ist, bildet. 
(Maossen S. 827 und 835). In anderen Ebndschriften der Andegav. 
fehlt dies Stück and ist auch nicht in die Herov. äbergegangen. 
Nr. 73. 77>-80 gehören offenbar zu Tit. LI der Herovalliana, dem 
Tit XLIin. und XLY der Andegavensis entsprechen. Nach den An- 
gaben Maassen's aber das Quellenmaterial letzterer kann es scheinen, 
als ob diese Stücke blos der Würzburger Hd. angehörten, da er u. a. 
sagt, von Eirchenv&tern habe er blos Augustinus (ad poenitentes) 
und Isidor erwähnt gefunden (S. 226). Indessen darf wohl dieses 
argumentum ex silentio nicht zu sehr premirt werden, da Haassen 
z. B. auch die Benützung des Poenitentiale Theodori, dessen Name 
allerdings nicht genannt ist, unerwähnt lässt, obwohl die Nr. 74 — 76 
in der Ausgabe stehen. Nr. 118 ist aus dem Briefe Leo L den 
Bischof Busticus von Narbonne entnommen, von welchem die Andega- 
vensis noch mehr enthält. {Maossen S. 272 §. 74. und S. 815). 

Der Text weicht vielfach sowohl von den Originalen als von dem 
Migne'schen Drucke ab. 

Nr. 72 gehört sicherlich der Andegavensis an. Ebenso das in 
der Edition ihr vorausgehende Gitat: Si quis in monasterio n. s. w. 
Sie gehören der Hibemensis an, letzteres steht Lib. XLII c. 14, 
ersteres XXXIX c. 10 (Vgl. WosserscU. S. XV). Aber auch sonst 
finden sich diesen beiden Sammlungen gemeinsame Stellen. Der 
Würzburger Auszug aus der Andegavensis hat mit der Hibemensis 
z. B. folgende Stellen gemeinsam: 
Hib. I 
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60. 
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(Chalced. 3) = C; 46. 
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„ m S. 27 IL A. S. 22. Not. o == Nr. 69. 

„ X 1. Abs. IL A. a. = „ 68. 

„ „ o. „ IL A. C. = „ 4f. 

„ „ 7. „ U. A. g. = „ 59. 

„ „ S. 35 n. A.S.29. Noi 19 = „ 67. 
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Hib. 
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Zeigen gleich die angeführten Beispiele Beziehangen zwischen 
der Andega^ensis und Hibernensis, so lässt sich doch aus der ge- 
meinsamen Reception von Synodalcanonen noch nicht aof ein directes 
Abkängigkeitsverhältniss schliessen, da beide Sammlungen aus einer 
dritten Quelle geschöpft haben können. Doch spricht für diese An- 
nahme der Umstand, dass die Andegavensis und die Hibernensis 
gleichzeitigen Ursprungs sind und beide grosses Ansehen genossen 
haben. Letzteres beweist die grosse Zahl der vorhandenen Hand- 
schriften. Maassen erwähnt 7 Hden der Andegavensis (S. 821) und 
ebenso viele der Herovalliana (S. 829). Dazu kommt »die erste 
Sammlung der Hd. von Bonnevalc im Paris. 3859 (S* 833) und »die 
»Sammlung der valicellanischen Hd.€ A 18 (S. 869). Als eine Eigen- 
thfimlichkeit letzterer haben die Ballerini (De ant. coli. can. P. IV 
c. Vn §. 3.) hervor : »Canonibus interseruntur testimonia patrtim,t 
was die Vermuthung hervorruft, es liege in derselben vielleicht eine 
erweiterte Form der Hibernensis vor. Ueber das handschriftliche 
Material zur Hibernensis vgl. die Einleitung zur Ausgabe ^). Das 
gegenseitige Verhältniss der zwei Sammlungen wird erst beurtheilt 
werden können, wenn wir aber die Andegavensis und die ihr ver- 
wandten Sammlungen einerseits und fiber die erweiterten Recensionen 
der Hibernensis andererseits werden näher unterrichtet sein. 

Die erwähnte Salzb. Hd. enthält f. 35— 98 eine aus 14 Capiteln 

*) Anrasic. I. c. 6, nicht 8. 

1) Ich vermnthe, dass der S. XVI erwähnte, II. A. S. XXII fif. naher 
beschriebene Cambridge*sche Codex derselbe ist, den Speimann benützte. Vgl. 
Maaösen S. 228 und ebendas. Not 6, and Bruna, Bibl. eocl. II S. 801 Not 1. 
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besteheode kleine Sammlang, deren 8. mit Hibern. LVII c. 1 identisch 
ZQ sein scheint, w&hrend die zwei ersten Stflcke des cap. 10 sich in 
der Hibern. XVII c. 7. mit derselben Anfschrift wiederfinden. {Phi- 
lips a. a. 0. S. 448). 

Der dritte Theil der Wfirzb. Hd. , f. 52—59 , gehört hinter 
f. 41 1 also zum ersten Theile. Denn das Pergament hat dasselbe 
Format nnd dieselbe Qualität, die Schrift denselben Ohiurakter wie 
im ersten Theile, beide heben sich dentlich vom zweiten Theile ab, 
welcher beim Binden an diese Stelle gekommen ist Auch die alte 
Inhaltsangabe anf f. 59^ kennt nur zwei Theile der Handschrift, 
Sententiolae patrum nnd canoaes. (Tabelle IV Nr. 55). Es ist allerdings 
das Ende der eigentlichen Sammlung durch das f. 41 stehende ex- 
plicit (Tabelle I Nr. 604) bezeichnet, allein auch im Cod. Valicell. 
folgen nach der Bemerkung »finit canonnm coUatioc noch einige 
Abschnitte {WasserscJd, S. 268. H. A. S. 237. Not. k.) und ebenso 
stehen im Cod. Cottonianus (a. a. 0. S. XX. H. A. S. XXXIII.) 
ausser der irischen Sammlung noch eine Anzahl Excerpte, welche 
verwandte Gegenstände behandeln und in Manchem mit dieser ganz 
gleichlantend, in Anderem wieder ganz verschieden sind. (S. XXL 
IL A. S. XXXIH). Auch durch den Inhalt ist die Annahme ge- 
rechtfertigt, der dritte Theil der Würzb. Hd. bilde einen Anhang zu 
dem im ersten Theile enthaltenen Auszuge aus der irischen Samm- 
lung. Vgl. Tabelle IV. Es kommen in demselben vielfach Hin- 
weise auf ein Entstehen im Bonifaz'schen Kreise vor; ich habe des- 
halb Beziehungen auf letzteren auch an solchen Stellen hervorge- 
hoben , an denen sie nicht so nahe liegend und nnabweislich sind, 
wie an anderen. 

Der erste Abschnitt dieses Anhanges steht f. 57^ noch einmal. 
An dieser Stelle ist er nach vorwärts und rückwärts von inhaltlich 
verwandten Stellen umgeben und wohl an seinem eigentlichen Platze. 
Deshalb bespreche ich ihn an jener Stelle. 

An den Schluss des ersten Abschnittes reiht sich eine Anzahl 
von Capiteln aber die Taufe (Tabelle IV Nr. 2—15), als deren Quelle 
die apostolischen Canonen, Augustinus, Leo, Papst »Bonifatiu8,€ 
Cyprian angegeben werden. Die drei letztgenannten Autoren kom- 
men sonst in der Hibernensis nicht vor {Wasserschi. S. VIII— XIII. 
U. A. S. XVin— XIX). — Die beiden apostolischen Canonen (Nr. 2 
und 3) sind auch in Titel XXIH De Baptismo nnd Titel (XXIV) De 
Iterato Baptismo der Herovalliana (3fe^, c. 1023 und 1024) auf- 
genommen. Vielleicht entsprechen ihnen in der Sammlung des Cod. 
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7atic. 13491) {Wasserschi. S. XIV. H. A. S. XXVHl, Maassen, 
Gesch. 1 885) Lib. V. c. 13 und c. 20 (Mai, Spicileg. Rom. T. VI p. 397). 

Zu Nr. 7 vgl. Vat. Lib. V. c. 11. Das Stuck stammt aus dem 
Schreiben Leo's an den Bischof Busticus von Narbonne , aus dem 
Theile, auch dieses Stflck, in die Andegavensis übergegangen sind. 
{Maassen, S. 272 und S. 825). 

Zu Nr. 8 vgl. Vat. Lib. V. c. 1. 

Zu Nr. 11 vgl. Bonifat. epist. 56 : »Veniant in mentem illae 
de scripturis similitudines , quibns demonstratum est: malos in 
aeelesia permixtos bonis usque ad finem seculi tempusque iudicii fu- 
turos; et nihil bonis unitate ac participatione sacramentorum , quia 
eomm factis non consenserint, obfuturo8.€ {Jaffe^ Bibl III 164 — 165). 

Zu Nr. 13 »ut sunt paulianitae et cet.c Vgl. Collect. Herov. 
Tit LX: »ut Paulianistae et, qui sunt Photiniani, rebaptizentur 
(erstes Citat bei Migne c. 1066). 

Die Gapitel handeln über Wiedertaufe, Anrufung der Trinität 
bei der Taufe, Zweifel über stattgefondene Ertheilung der Taufe, 
Exorcismus und Insufflatio bei derselben, Ketzertaufe, also über 
Punkte, welche Bonifaz qua Missionär nahe berührten und darum 
wiederholt in seinen Briefen*) besprochen werden. Vgl. ep. 27. 
Enimvero quosdam u. s. w. und Pro parvulis vero u. s. w. (S. 90), 
ep. 28. Eosdem, quos u. s. w. und Nam et eos u. s. w. (S. 93), ep. 
38. Tili quippe u. s. w. (S. 105—106), ep. 58, ep. 66. Primum capi- 
tulum (S. 185) und alles Folgende bis S. 189. 

Dann ist der Baum von zwei Zeilen leer gelassen und es tolgen 
12 Ueberschriften (Nr. 16—27), deren Text leider fehlt. 

Zu Nr. 16 vgl. Bonif. ep. 1. Est autem altera u. s. w. (S. 27—28). 

Die in Nr. 21 genannten Häretiker Clemens und Heldeberth 
sind jene zwei Männer '), welche Bonifaz so viele Kämpfe verur- 
sachten und den Papst Zacharias zur Abhaltung eines Goncils in 
Born veranlassten, dessen Akten uns in ep. 50. erhalten sind. Zu 
ihnen gehört ein Brief des Bonifaz an Zacharias, in welchem ersterer 
schreibt: »Maximus tarnen mihi labor fuit contra duos hereticos 
pessimos et publicos et blasphemos contra Deum et contra catholi- 
cam fidem. ünus, qui dicitur Eidebert ^ natione generis Gallus est, 
alter, qui dicitur Clemens, genere Scottus est; specie erroris diversi, 
sed pondere peccatorum conpares.c (S. 138). 

1) Bei Waaserachl. and im Folgenden = Vat. 

2) Ich dtire sie nach JaffS, Bibl. fer. Germ. T. IlL 

3) Vgl. Seifera, Bonifaciua 8. 418, Buaa-Scherer, Winfrid-Bonifacius 
S. 272, Hahn, Forsch, z. d. G. Bd. XY, 681. 



26 Nürnberger, Die Würzburg. Handschr, der irUcfi. CanonensamtnL 

Geber Clemens heisst es in diesem Briefe nun weiterhin : 
»contra catholicam contendit aeclesiam, oanones ecciesiaram Christi 
abnegat et refatat, tractatus et intellectas sanctorum patmm Hiero- 
nimi Augustini Qregorii recnsatc (S. 140). Auf ihn und seine An- 
hänger beziehen sich also auch die zwei vorhergehenden üeberschrif- 
ten Nr. 19 und Nr. 20 wie auch Nr. 23. 

Zu Nr. 23 vgl. die Ueberschrift von Isidori Hisp. De gentium 
▼ocatione i) cap. XX : »Quod legis scriptura non solum historialiter, 
sed etiam mystico sensu idem spiritaliter sentienda est.c Ueber 
Schriftauslegung handeln auch zwei nur in der valicellanischen Hd. 
der Hibernensis vorkommende Capitel: De eo^ quod non oportet 
quenquam mutare verba scripturarum simul et sensum und De eo, 
quod sensum scripturae depravare non oportet. (WasserschL S. 75. 
U. A. S. 64. Not. U S. 170. H. A. 8. 145. Not. e.) und im Würz- 
burger Auszug (Tabelle I) Nr. 563: De intellegentia divinorum 
iibrorum. 

Zu >de scismaticisc in Nr. 27 vgl. ep. 51 (S. 149), ep. 66 
(S. 186), ep. 91 (S. 240), wo von scismatici die Rede ist. 

Zu »de unitate aeclesiaec in Nr. 21 vgl. die Ueberschrift des 
nur in der vaiic. Hd. enthaltenen Capitels: »De unitate non sein- 
denda et concordia ecclesiaec {Wasserschi. S. 193. ü. A. 8. 167. 
Not. 9). 

Dem Zusammenhange nach beziehen sich auch Nr. 22. 24. 25 
auf Eidebert und Clemens und es stimmt hierzu, was wir ander- 
weitig Ober dieselben wissen, üeber Eidebert heisst es in ep. 48 : 
»Ex quibus unum quidem navum Siimnem iuxta teuerem tuarum 
syllabarum repperimus.c (S. 132) und in ep. 50: »Deinde condaxU 
episcopos indoctos , qui se contra praecepta canonum absolute ordi- 
narent>).€ (8. 139). Ueber Clemens heisst es in ep. 50: Synodalia 
iura spemens proprio sensu adfirmat : se — post duos filios sibi in 
adulterio natos sub nomine episcopi — esse posse legis christianae 
episcopum.c (8. 140). In ep. 55. aber klagt Bonifaz dem Bischof 
Daniel, dass unter den falsi sacerdotes et hypochritae, mit denen er 

1) Dies Werk ist auf der WOrzb. Universit&tsbibliotbek enthalten im 
Mp. Th. FoL 144 (Dombibliothek 144) saec. VIII. Auf dem ersten leeren Blatte 
steht : »Liber Sei Eyliani. f. 2 roth : In nomine domini sammi. Incipinnt ca- 
pitnla libri hnius. Lib. I endet f. 40. Anf f. 40 stehen die Capitel von Lib. II 
(f. 42—78). P. 78 steht von einer Hand des 10. Th. eine Homilie über Matth. 
XI, 2. Vgl. Oegg, Korographie von Würaburg S. 468. 

2) Ueber solche absolute Weihen vgl. Collect. Herov. Tit. XII: qnod non 
oporteat absolute ordinäre qnemqnam (Chalc. 6, Migne c. 1007). (Collect. Andeg. 
Tit. IX). 
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ZU kämpfeo hat, »quidam .... adfirmant, quod plarimum populo 
nocet: homicidas vel adalteros, in ipsis sceleribus perseverantes, fieri 
tarnen posse Dei sacerdotes.c (S. 158.) Unter dem zum Bischöfe ge- 
weihten adnlter ist yielleicht der in ep. 63. genannte Godalsacius 
gemeint. >Et dum pro hac re fnerit aggregatum concilinm, ad 
medium deducantur sacrilegi Uli et contamaces Aldebertus et Go- 
dalsacius et Clemens exepi8eopi,€ (S. 182). 

Zu Nr. 26 vgl. im Indicnlus superstitionum {Boretius^ Oapit. 
reg. Franc. I, 222, Nr. 108) Nr. 1 : »De sacrilegio ad sepnlcra mor- 
taorum,€ Nr. 2: »De sacrilegio super defuncto8,€ Nr. 5: »De saeri- 
legiis per ecclesiasc und den Beschluss des sog. Oermanicnm I: 
». . . ut populus dei paganias non faciat, sed ut omnes spurcitias 
gentilitatis abiciat et respuat. Sive sacrificia mortuorum . . . sive 
hoetias immolaticias — quos stulti bomines iuxta ecclesias ritn pa- 
gano faciunt sub nomine sanctomm martyrum vel confessorumc 
S. 128). In Sermo VI. der von Hahn (Forsch, z. d. G. XXIV 
S85 fl.) nach meiner Ansicht mit Unrecht dem hl. Bonifaz abge- 
sprochenen Predigten heisst es: »Omnia autem sacrificia et auguria 
paganorum sacrilegia sunt, quemadmodum sunt sacrificia mortuorum 
[add. super] defuncta corpora vel super sepulchra illorum.c {QUes, 
Opp. S. Bonif. II. 76). 

Zu Nr. 27 (lies st populus : populo) vgl. ep. 66 , wo es von 
den »pseudosacerdotesf heisst : »nee fidem catholicam paganis prae- 
dicant nee ipsi fidem rectam habentt und den in ep. 107. dem 
Kölner Bischof gemachten Vorwurf, dass er »non praedicavit,€ näm- 
lich den heidnischen Friesen. 

Nr. 28—47 handeln vorwiegend über das Eirchengnt. 

Nr. 28 ist zu vergleichen mit Vatic. Lib. IV. c. 16: Quod non 
Hceat monasteria consecrata diversoria saecularia fieri. t 

Nr. 29 stammt aus Proftper's Schrift De vita contemplativa, 
Lib« n cap. 9 und 10, welche mehrfach von Bonifaz benutzt wurde. 
(Vgl. Hahn, Forsch, z. d. G. XXIV 597). Der erste Theil steht 
etwas geändert im Decr. Gratian. Caus. XII. q. 1. c. 13, ebenso der 
zweite Gans. I. q. 2. c. 7. Vgl. meine Schrift: Aus der litterarischen Hin- 
terlassenschaft des hl. Bonifatius und des hl. Burchardus. (Neisse, 1888). 
S» 12« Anm. 2. Nr. 80—37 sind der Hibernensis entnommen. 

Nr. 88 ist entnommen aus dem 3. Oapitel des Briefes Papst 
Leo I. an die Bischöfe von Campanien, Tuscien, Nicenum und alle 
Provinzen {Maassen^ S. 257, §. 3), aber etwas verändert. 

Nr. 39 stammt aus dem Schreiben des Papstes Gelasius I. an 
die Bischöfe in Lucanien, Thiel, Epist. R. P. S. 364, c. V. Vgl. auch Vat. 
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Lib. V. c. 26. Die folgenden Citate, (Nr. 40—44) ausser Nr. 43 
sind säramtlich dem Lib. XVII der Hibernensis entnommen. 

Nr. 45 steht nach Maassen S. 477 unter der üeberschrift »De 
duobus generibus clericorumt in einem Anhange zur »Sammlung der 
Hd. ?on Freisingen € im Cod. Monac. 6243 f. 189, weicher aus diesem 
wohl in die Hd. von Diessen (Monac. 5508) übergegangen ist. 
(Maassen S. 635). 

Nr. 46 (= Nr. 1) fand ich bereits früher im Cod. Vatic. 4160 
und ist von mir nach demselben bereits veröfientlicht im Mainzer 
»Katholikt 1881, S. 25-26 und in der dem Programm des K. K. 
Gymnasiums zu Neisse 1882/83 (Pgr. Nr. 178) beigegebenen Abhand- 
lung : »Zur handschriftlichen üeberlieferung der Werke des hl. Boni- 
fatius,€ S. XIX. Leider habe ich bei meinem Aufenthalte in Rom 
den sonstigen Inhalt der Hd. unbeachtet gelassen und mir nur die 
von späterer Hand auf dem Einbände gemachte Inhaltsangabe notirt: 
Ecclesiasticae regulae sanctorum patrum defloratae a legatis ipsius 
sedis. Danach mOchte ich fast vermuthen, dass die Handschrift auf 
ihren 48 Blättern einen Auszug aus der irischen Sammlung enthalte. 

Der Abschnitt trägt in der Vaticanischen Hd. die üeber- 
schrift: »Ex dictis s. Bonifacii.« Im »Katholikt S. 26—27 be- 
merkte ich mit Bezug auf dieselbe, wie es keines Beweises dafür be- 
bedfirfe, dass das Stück den Geist des hl. Bonifatius athme und in- 
haltlich wohl auf die Verhältnisse seiner Zeit passe. Ich wies auf 
Milo hin, der in die Kirchen vom Rheims und Trier eingedrungen 
war (vgl. Tübing. Theol. Quartalschr. 1879 S. 447), wie auf Bischof 
Gewilib von Mainz, der auch nach seiner Absetzung noch kirchliche 
Beneficien behielt. (Vgl, Joffe, Bibl. rer. Germ. III 473) und auf 
die Stelle in ep. 59: »De eo namque, quod interrogasti : quod illi, 
qui depositi sunt pro peccatis capitalibus de gradu sacerdotali . . . 
pergentes apud palatium regis Francorum rogant, ut eis loca tribuat 
aecclesiarum vel monasteriorum, ut laicam vitam vivant, dispergentes 
loca sanctorum« (S. 151). 

Diese Hinweise erklären auch, wie die Citate in Nr. 30 — 37 
im Zusammenhange mit den anderen Gitaten über Kirchengut stehen. 
Letzteres wurde eben durch unwürdige, gerichtlich abgesetzte Bischöfe 
und Priester oft geschmälert. 

Aus der Form des Abschnittes schloss ich früher, dass in dem- 
selben nur ein Auszug aus einem umfangreicheren Werke des hl. Bo- 
nifaz vorliege. Diese Meinung gebe ich angesichts des Zusammen- 
hange^ des Abschnittes mit der Hibernensis, der er in der Anlage 
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gleicht, aof. An dieser Stelle mOchte ich zur Erweisung des Boni- 
faz'schen Ursprunges des Stückes noch auf Folgendes hinweisen. 
Den der üeberschrift des Abschnittes zu Grunde liegende Thatbe- 
stand, dass laici vel adüUeri derici (vgl JToAn, N. Archiv X 590) 
gegen das Kirchenrecht Beneficien occupirten, beklagt Bonifaz auch 
in ep. 42, in welcher er Papst Zacharias Aber fränkische Verhält- 
nisse Bericht erstattet. »Modo autem maxima ex parte per civitates 
episGopales sedes traditae sunt laicis^ cupidis ad possidendem vel 
aduUeratis dericis^ scortatoribns et publicanis, seculariter ad per« 
fTueiidum.€ 

Wie besorgt Bonifaz darum war, dass nicht etwa Kinder ohne 
Taufe stürben, wovon im capit. 1. die Rede ist, bezeugt ep. 100: 
»Modo autem, si talem (sc. presbyterum) secundum iustissimos ca- 
neues abstulero, morientur sine sacro regenerationis fönte infantes 
propter raritatem sacerdotum.« 

Im Capit. 7. findet sich eine Stelle , welche mit einem Passus 
in ep. 59. wörtlich übereinstimmt. Hahn (a. a. 0. S. 596 ff.) hat 
nachgewiesen, dass Bonifaz auch in seinen Briefen, dem Zuge seiner 
Zeit folgend, vielfach Citate aus fremden Schriftstellern aufgenommen 
hat, oft ohne seine Quelle zu nennen. Das ist auch in ep. 59 der Fall. 
Es sind in dem Absätze: Praeterea nuntiatum (S. 174) zwei fremde 
Citate aufgenommen, von denen blos das letzte als solches bezeichnet 
ist. Das andere entstammt den angeblichen ersten Briefe des Papstes 
Anaclet I. De oppressione episcoporum u. s. w., aus welchem sie in 
den angeblichen Brief des Papstes Lucius an die Bischöfe Oalliens 
und Spaniens übergegangen ist und zwar ist sie in ep. 59 aus letz- 
terem entlehnt. Auch rührt die Bezeichnung des zweiten Citates 
als eines solchen ebenfalls daher. Zur Vergleichung stelle ich die 
Texte der Stelle in der Decretale des Lucius, bezw. Anaclets (= A), 
in ep. 59 und in der Würzburger Hd. zusammen. 



Decretal. Lncii papae. 

Res quoque ecclesiarum 
vestrarum et oblatio* 
nem fidelium, quas si- 
gnificastis a quibusdam 
irrnentibus vexari vo- 
bisque et ecclesiis ve- 
stris auferri, indubi- 
tanter maximum est 



Ep. 59. 

Praeterea nuntiatum 
est nobis : quod multa 
privilegia ecclesiarum 
et monasteriorum fre- 
gisses et abstulisses 
inde quasdam facul- 
tates. Et, hocsi verum 
est, peccatum grande 



Cod. Wircib. 

qui dat elymosinam de 
substantia pauperts, 
quasi victimat filium 
in conspectu patris sui. 
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" Decretal. Lneii papae. 

peceataiD, testante ipsa 
8criptura quae ait ^) : 
Qai abstaleritaliqaid 
patri vel matrif et^) 
dicit hoc non esse pec- 
catam, homicidae par- 
ticepsest. Paterergo*) 
noster sine dubio deas 
est, qui nos creavit: 
et^) mater nostra, eo 
clesia, qaae nos in bap* 
tismo spiritualiter ge- 
neravit *). 

Etideo') qui Christi 
pecnnias et ecclesiae 
aufert, fraudat et ra- 
pit ^) , homicida ^) in 
conspectu iusti iudicis 
esse deputabitur. ünde 
scriptum est ') : Qui 
rapit pecuniam pro- 
ximi sui, iniquitatem 
facit ^^) : qui autem 
pecunias ") vel res ec- 
clesiae abstulerit, sa- 
crilegium facit. 



Ep. 59. 

esse diooscitur, testante 
Sacra scriptura, quae ait : 
Qui abstulerit aliquid 
patri vel matri , et 
dicit : Hoc non est pec- 
catum, homicide par- 
ticeps est. Pater no- 
ster sine dubio deus 
est qui nos creavit, 
mater nostra aeclesia, 
quae nos in bap- 
tismo spiritaliter re- 
generavit. 

Ergo qui Christi 
pecunias et ecclesiae 

fraudavit et ra- 
piet, homicida ante 
conspectum iusti iudi- 
cis esse deputabitur. De 
quo quidam sapientum 
dicebat: Qui rapit pe- 
cuniam proximi sui, 
iniquitatem facit ; 
qui autem pecuniam 

ecclesiae abstu- 



Cod. Wiroib. 

quia scrip- 
tum est spiritu dei: 

Qui abstulit aliquid 
patri vel matri et 
dicit: non est pec- 
catum, particeps ho- 
micida est Pater 
noster deus est, ad 
quem dicimus: pater 
noster qui es in caelis, 
mater nostra aecclesia 
est, qui nos regenera- 
vit babtismo in san- 
guine Christi. 

Propterea quicnm- 
que pecuniam aecle- 
siae ra- 

puerit [reus erit san- 
guinis Christi, quia 
aecclesia fabricata est 
de sanguine Christi et 
omnis qui ei fraudem 
fecerit] ut sanctus 
hieronimus ait: 



sacrilegium facit. 



lerit, sacrilegium facit. 
Im Original lautet die Hieronymusstelle : »Amico quippiam 
rapere furtum est, ecclesiam fraudare sacrilegium estt (Ep. ad Nepot., 
opp. ed. Vallarsius I 267, JaffS, S. 174 Not. 2). Sie ist wOrtlicb 
aufgenommen in Vasens. I c. 4 und dort ähnlich wie in ep. 59 ein- 
geleitet: ünde et quidam patrum hoc scriptis suis inseruit, con- 
gruente sententia quae ait. Der Canon ist auch in unsem Anhang 
aufgenommen = Tab. IV Nr. 41 und steht als solcher in der 
Bibern. Lib. XVn c. 6 und zwar ist der Anfang an beiden erwähnten 

A. = 1) Nam qai randda oorda viromro inficit, malitiam inter hominea 
spsrgit et qni detrahit fratri sno, homicida est Et qui abstalerit n. s« w. 
2) dicitque hoc peccatam non esse. 3) om. 4) mater rero. 5) regenerarit 
6) Ergo. 7) rapit, anfert vel fraudat. 8) add : est atqae homicida ante con- 
spectum. 9) Om. : ünde — est 10) Operator. 11) pecuniam. 
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SteUen, aber nicht ganz in derselben Weise, verkürzt, das Hierony- 
muscitat aber beide Mal auch wörtlich aufgenommen. Hingegen wird 
in der Hibemensis Lib. XLII c. 3 anter der Anfschritt: Item sino- 
das Vasensis blos das Hieronymnscitat und zwar iu folgender Form, 
angefahrt: Si frandaveris amicum, furtum est, ecciesiam vero fraudare 
aaerilegium. Gratian hat den Canon des Yasense vollständig anfge- 
nommen in Gans. XIIL q. 2. c. 10. Der Anfang des Canon scheint 
nach Stat. eccl. ant. c. 19 (= Gaus. XIIL q. 2. c. 9) gebildet. Die 
Decretale des Anaclet-Lncius steht bei OraHan Caus. XU. q. 2. 
c. 1 und 6, das Gitat an ersterer Stelle ist fälschlich Papst Stephan 
zugeschrieben. 

Zu dem Gedanken in : »reus erit sanguinis Christi, quia aeclesia 
fabricata est de sanguine Christi« findet sich in ep. 70 in ähnlichem 
Zosaromenhange eine Parallele, es wird dort von Laien geredet, welche 
sich durch Anwendung von Gewalt unterfangen »pecuniaro possidere, 
quae fuit Christi sanguine conparata« (S. 208). 

Zum dem Gedankengange im Gapitul. 7. nee elymosinae u. s. w. 
findet sich eine ans Gregor I. entlehnte Parallelstelle bei Oratian 
Caus. I. q. 1. c. 27 : >Ne ergo sub obtentu eleemosynae cum pec- 
cato aliquid studearous accipere, sacra scriptura nos prohibet dicens: 
Hostiae impiorum abominabiles quae offeruntur ex scelere. Quicquid 
enim in dei sacrificis ex scelere offertur, omnipotentis dei non placat 
iracundiam, sed irritat .... Hinc quoque per Salomonem dicitur: 
Qui offert sacrificium de substantia pauperum, quasi victimat filium 
in conspecto patris. Quantus autem dolor patris sit, perpendamus, 
si in eins conspectu filius victimetur et hinc facile cognoscimus, 
quantum apud deum dolor exasperatur, quando ei sacrificium ex ra- 
pina tribuitur.« 

Nr. 47 hat denselben Gedankengang wie Nr. 46, aber in Be- 
zog auf die Klöster. Aehnlich schreibt Bonifcus in ep. 70: »lllud 
aatero^ quod laicus homo vel imperator vel rex aut aliquis praefecto- 
mm vel comitum saeculari potestate fultus sibi per violentiam rapiat 
monasterium de potestate episcopi vel abbatis vel abbatissae et inci- 
piat ipse vice abbatis regere et habere sub se monachos et pecuniam 
possidere, quae fuit Christi sanguine conparata, talem hominem an- 
Uqui patres nominabant raptorem et sacrilegum et homicidam pau- 
perum et lupum diaboli intrantem in ovile Christi et maximo ana- 
thematis vinculo dampuandum ante tribunal Christi .... Talibus, 
qaod et hie (bei Bonifaz) et ibi (in England) reperiuntar, cum tuba 
dei clangamus, ne tacentes damneraur. 
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Den Schluss des Anhanges bilden wieder 7 Ueberschriften ohne 
Text, Nr. 48-54. 

Zu Nr. 49 Tgl. ep. 28 : »Nam et hoc inter alia discrimen agi 
in partibns Ulis dixisti, qnod quidam ex fidelibus ad immolandnm 
paganis saa venundent mancipiac (S. 94). 

Nr. 50 wQrde als Ueberschrift zn Nr. l bezw. 46 and zu Nr. 
47 passen. 

Betreffs Nr. 51 vgl. ep. 66, die erzählt, dass Bonifaz dem 
Papste klagte, er habe in grösserer Zahl als katholische Priester 
vorgefunden: »erroneos simulatores sub nomine episcoponim vel 
presbyteromm, qni numquam ab episcopis catholicis fuerant ordinati 
... et multos servos tonsuratos, qui fugerunt dominis suis; servoa 
diaboli, transfigurantes se in ministros Christic (S. 187). Auf Grund 
dieses Berichtes befiehlt daher auch Papst Zacharias in ep. 68: 
Apostolicnm praeceptum vobis mando, ut nuUus saecularis clericum 
in suum obseqnium habeat, sed illi, cuius signaculum in capite 
habet, mente deserviet et corde, educatus in bis, quae a suo prae- 
cipitur episcopo.c 

In Bezug auf die in Nr. 52 erwähnten Conventikel der Pseudo- 
Geistlichen, in denen auch die Taufe unrichtig gespendet wurde, 
vgl. ep. 66, in der es nach der oben erwähnten Stelle heisst: »qui, 
sine episcopo proprio viventes et populäres defensores habentes contra 
episcopos, ut sceleratos mores eorum non confringant, seorsum popn- 
lum consentaneum congregant et illum erroneum ministerium non in 
aecclesia catholica, sed per agrestia loca, per cellas rusticorum, ubi 
eorum imperita stultitia celari episcopos possit, perpetrant ... nee 
ipsa solemnia verba (nämlich die der abrenuntiatio satanae bei der 
Taufe) . . . quaerent ab eis quos baptizare debent ... sed neque 
signaculo crucis Christi eos muniunt, quae praecedere debent baptis- 
mum; sed nee aliquam credulitatem unius deitatis et sanctae trini- 
tatis docent« (S. 187—188). Auch Eidebert errichtete solche Con- 
ventikel. Vgl. ep. 48 : cruces statuens u. s. w. (S. 133) und ep. 50 : 
Fecit cruciculas u. s. w. (S. 139). 

Zu Nr. 53 vgl. ep. 42: »Et inveniuntur quidam inter eos 
episcopi, qui, licet dicant se fornicarios vel adnlteros non esse, sed 
sunt ebriosi ... et pugnant in exercita armati et effundebant propria 
manu sanguinem hominum« (S. 113); femer den Beschluss des 
Oerm. I: »Servis dei per omnia omnibus armaturam portare vel 
pugnare aut in exercitum et in hoslem pergere omnii^o prohibui- 
mus u. s. w. (S. 127). 

In Betreff Nr. 54 findet sich zu der Ausdrucksweise nee in 
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Grecia n. s. w. eine treffende Parallele in ep. 70 , wo es heisst : 
»Hoc nee Franci nee Longobardi nee Romani nee Graeci faciuntc 
(S. 210). Bezüglich des Inhalts vergleiche man z. ß. die traurige 
Schilderung, welche Bonifaz von den fränkischen Verhältnissen in 
kirchlicher Hinsicht in ep. 42 entwirft. (Noturo similiter sit u. s. w., 
S. 112-113). 

Nach all' dem Angefahrten kann wohl kein Zweifel darüber 
sein , dass dieser Anhang im Bonifaz*schen Kreise entstanden sei. 
Dafür spricht auch der Umstand, dass die überliefernde Handschrift 
seit alter Zeit in Würzburg aufbewahrt wurde. In die Universitäts- 
bibliothek gelangte sie im Jahre 1803 aus der Dombibliothek, in der 
sie mit Nr. 90 bezeichnet war. Letztere besass eine verhältnissmäs- 
sig grosse Anzahl aus dem 7., 8., 9. Jahrhundert stammender Ma- 
nnscripte; viele derselben lassen sich noch jetzt als einstiges Bigen- 
thum der Bibliothek des vom hl. Burchard erbauten Salvatorklosters 
nachweisen, da sich ein alter Gatalog derselben erhalten hat (Wireib. 
Codex Mp. Th. Fol. 40. fol. 1 und fol. 46, saee. IX), wie es auch 
im Allgemeinen feststeht, dass der Bücherschatz des Salvatorklosters 
in die spätere Dombibliothek überging. So hat sich uns ein kost- 
barer Rest einer aus den Tagen des hl. Bonifaz stammenden Bücher- 
sammlung erhalten, (vgl. Oegg^ Korographie von Würzburg S. 295 ff., 
WaUenbach, G. Q. 3. Aufl. I 105, Not. 2, Nürnberger, Ans der 
litt. Hinterlass. des hl. Bonlfatius und des hl. Burchardus S. 25—42) 
zu der auch unsere Handschrift zählt. 

Die äusserliche wie die innere Verbindung des eben beschrie- 
benen Anhanges mit dem Auszuge aus der irischen Sammlung brachte 
mich zunächst zu der Vermuthung, dass auch die letztere im boni- 
faz'schen Kreise entstanden sei. Dadurch wurde ich veranlasst, der 
Frage, wer wohl überhaupt der Verfasser der Sammlung sei, näher 
zu treten und die in ihr selbst etwa liegenden Hinweise auf den- 
selben zu erforschen und zu prüfen. Bei dieser Untersuchung ergab 
sich mir die Möglichkeit, ja Wahrscheinlichkeit, Bonifaz sei der 
Autor der irischen Sammlung ^). Die hierfür sprechenden Gründe 
will ich nun im Folgenden darlegen, um eine diesbezügliche Uuter- 
sacbung auch von anderen Seiten anzuregen. 



1) üeber die Ansicht Loofs* (De antiqu. Brit. Scotorumqae eccleBui, 
p. 76 not 1), die Sammlang sei in Nordhumberland entstanden, vgl.. WasstrschL 
II. A. 8. XIY, über die Meinung Bradschaw^s, ihr Verfasser sei Cammean, vgl. 
ebendas. 8. LXXIII *). Moran's »Essay on the Origin, Doctrines, and Discipline 
of the early Irish Charch« (Dablin 1864, vgl. Archiv 1885 S. 467) war mir mo- 
mentan nicht zagfinglich. 
AnhiT für Kirohenrsoht LX. 3 
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Die Entstehung der Sammlang fällt sicherlich in die Lebzeiten 
des hl. Bonifaz\ Maassen (S. 884) und Wasserschlehen (S. VI. 
11. A. S. XIII) verlegen sie an das Ende des 7. oder den Anfang 
8. Jh., weil der jüngste, im Lib. LIV cap. 12. 13. 14 citirte 
Autor der im Jahre 690 gestorbene Erzbischof Theodor von Can- 
terbury sei und die Nicht-Benfltzung der Werke Beda's mit Sicher- 
heit annehmen lasse, die Sammluqg sei spätestens am Anfange des 
8. Jh. verfasst worden. Diese Nicht-Benützung der Werke Beda's 
kann um so weniger auffallen, wenn man Bonifaz für den Autor der 
Sammlung hält. Denn jene zwei berühmten Zeitgenossen haben sich 
nicht blos nie persönlich gekannt, sondern wir begegnen sogar erst 
viele Jahre nach Beda's Tode (735) in den Briefen des hl. Bonifaz 
(ep. 61. 62. 100) dem Wunsche, Beda's Werke zu bekommen und 
auch da tritt der Mangel an persönlichen wie überhaupt an näheren 
Beziehungen hervor. Hahn (Bonifaz und Lul. S. 190) erklärt dies 
dadurch, dass Beda starb, ehe Bonifaz eine berühmte Persönlichkeit 
wurde, und dass des ersteren schriftstellerische Leistungen bei seinen 
Lebzeiten erst in engeren Kreisen bekannt und geschätzt waren. 
Noch Lullus war nicht in den Besitz sämmtlicher Beda'scher Werke 
gelangt, wiederholt bittet er um einzelne derselben bei den Amts- 
nachfolgern jener Männer, an die sich auch Bonifaz gewandt hatte 
(ep. 122. 123. 124. 134). Die ältesten Handschriften, welche die 
Sammlung überliefern, Cameracensis 619, Colon. 2178, Paris. 12021 
gehören wie die Würzburger dem 8. Jh. an. 

Als Entstehungsort der Sammlung nehmen Maassen wie Was- 
serschieben Irland an, wie auch ihre Benennung derselben zeigt. 
Durch das in dieser recipirte irische Particularrecht wurde in neuerer 
Zeit wieder die Aufmerksamkeit auf sie gelenkt. D'Achery (Spicileg. 
T. IX. p. 1 ssq., ed. U. T. I. p. 492 ssq.) und Martene (Thes. nov. 
anecd. T. IV. p. 1 ssq., eine Zusammenstellung beider bei Mansi, 
Goncil. Collect. T. XII. col. 117 ssq.) gaben zuerst eine Sammlung 
solcher Gapitel heraus, welche aus irischen Rechtsbestimmungen 
entnommen sind. So erhielt die ganze Sammlung den Namen Col- 
lectio Hibernensis, den schon die Ballerini (De ant. coli. can. P. IV. 
c. 7. §. 1, Opp. Leonis M. T. III) gebrauchen. Derselbe ist den 
überliefernden Handschriften völlig fremd und darf nicht in dem 
Sinne aufgefasst werden, als ob wir es mit einer Sammlung zu thun 
hätten, die sich zum Zwecke gesetzt hat, irische Kechtsbestimmungen 
zu sammeln. Er hat höchstens in dem ungefähren Sinne einer de- 
nominatio a potiori oder in der Voraussetzung, dass die Sammlung 
in Irland oder von einem Iren verfasst ist, eine zutreffende Be- 
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deatong. Ich habe ihn als einen historisch gewordenen beibehalten. 
Wasserschieben bemerkt allerdings bezüglich unserer Samrolang: 
»Dieselbe hat zwar zur Voraussetzung den nach langem Sträuben 
erfolgten Anschluss der irischen Kirche an Rom, sie scheint aber 
ganz besonders durch das Streben hervorgerufen zu sein, neben den 
Ganones und Decreten der römischen Kirche das nationale Kirchen- 
recht möglichst zu conserviren und das Interesse an demselben in 
den nationalen Kreisen lebendig zu erhalten.« (S. VI, vgl. II. A. 
8. XIII). Dieses Streben tritt nach meiner Ansicht nun nicht zu 
Tage. Erstlich bildet bei dieser Annahme das Material, welches aus 
irischen Rechtsbestimmungen entnommen ist, einen viel zu geringen 
Bruchtheil des Gesammtstoffes und wird in einer unter jener Vor- 
aussetzung Yiel zu wenig hervortretenden Weise benutzt. In der 
Verwerthung desselben und jener der Schriften des Alten und Neuen 
Testamentes, der Werke der Kirchenväter und der Canonen ver- 
schiedener anderer Goncilien tritt gaf kein Unterschied hervor , der 
eine Bevorzugung des ersteren bekundete. Sodann ist der Anschluss 
an das römische Recht ein viel zu bestimmter, als dass dem Ver- 
fasser könnte die Absicht imputirt werden, es habe ihm an der Er- 
haltung des speciellen irischen Rechtes so sehr viel gelegen. Ich 
habe vielmehr den Eindruck gewonnen, dass der Verfasser das irische 
Rechtsmaterial benutzte, weil es ihm nahe lag, weil er an dasselbe 
gewöhnt war und dass er eher die Absicht hatte, dem römischen 
Rechte zum dauernden Siege zu verhelfen. 

Spricht nicht aber die Benützung der irischen Rechtsquellen 
für die Entstehung der Sammlung in Irland und gegen die Autor- 
schaft des Bonifaz? Ersteres kann, muss aber nicht der Fall sein 
und letzteres ist nicht der Fall. Denn dem hl. Bonifaz kann die 
Kenntniss dieses Rechtes, dem er zeitlich und seiner Heimath nach 
auch örtlich so nahe steht, nicht abgesprochen werden, besonders 
wenn man, wie WasserscM. II. A. S. XX, annimmt, der Verfasser 
der irischen Sammlung habe eine Sammlung wälischer und irischer 
Statuten und Concilienbeschlusse benützt, wie sie leichtlich im Be- 
sitz des Bonifaz' sein konnte. Ebenso wenig ist aber auch die Qe- 
neigtheit des Bonifaz, dasselbe zu berücksichtigen, in Zweifel zu 
ziehen. Die angelsächsischen Bussbücher des 8. Jh. sind in Kreisen 
entstanden, welche denselben Grundsätzen huldigten wie Bonifaz und 
in ihnen finden sich Satzungen , welche auf irische Urheber zurück- 
zuführen sind {SchmiUf^ Bussbücher S. 490). In ep. 29 wendet sich 
aber Bonifaz an einen befreundeten schottischen Bischof um Auf- 
sehlass aber eine kirchenrechtliche Controversfrage, wie er überhaupt 

3* 
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viel auf die Bechtspraxis seiner alten Heimath hielt, wovon im Fol- 
genden noch näherhin die Bede sein wird. 

Wie bereits hervorgehoben wurde, schöpft der Autor der irischen 
Sammlung aus der h. Schrift, ans Synodalcanonen und päpstlichen 
Decretalen, aus den Werken der Kirchenväter. (Vergl. Lib. XIX und 
oben S. 6). Diese Dreizahl von Quellen bezeichnet Bonifaz in seinen 
Briefen wiederholt als solche, aus denen kirchen rechtliche Fragen 
sollen entschieden werden. Es kommen hier ep. 29. 30. 31. in Be- 
tracht. (Vgl. meinen Aufsatz: »Studien und Skizzen zur Geschichte 
der drei ersten deutschen Nationalconcilien.t Tüb. Theol. Qu.-Schr. 
1879 S. 434 ff.). Es bandelt sich in denselben darum, ob die geist- 
liche Verwandtschaft ein Ehehinderniss sei. Bonifaz hielt sie nicht 
dafür, fand aber Widerspruch in Gallien, Francien und bei allen, die 
römisches Becht befolgten. Deshalb wandte er sich an drei Freunde 
in seiner Heimath und bittet um Mittheilung ihrer Ansichten. Der 
eine derselben ist Erzbischof Nothelm von Ganterbury. (Vgl. HcJin, 
Bonifaz und Lul. S. 153 ff.). Ihn bittet er, »ut si hoc in catholi- 
corum patrum decretis vel canonibus vel etiam in sacro eloquio pro 
tam magno peccato computatum esse inveniretis, indicare mihi curetis. 

Hier sind die drei Quellenkreise [h. Schrift = sacrum eloquium, 
Synodalbeschlüsse = canones, Werke der Kirchenväter = catholi* 
corum patrum decreta] klar aus einander gehalten. In ep. 31, welche 
an einen englischen Abt Dud mit unbekanntem Wohnsitze gerichtet 
ist, werden sie unter der Bezeichnung scripta ecclesiastica zusammen- 
gefasst. In der au den schottischen Bischof Pechthelm von Candida 
Casa, Hwiteme in Galloway, {Hahn^ a. a. 0. S. 164 Not. 2) ge- 
richteten ep. 29 treten sie hingegen wieder deutlicher hervor: »Quod 
peccati genus ... nee in antiquis canonibus nee in decretis pontu- 
ficem patres nee in calculo peccatarum ^) apostolos enumerasse cognovi.« 

Das, was die irische Sammlung von anderen gleichzeitigen 
Sammlungen unterscheidet, ist unter Anderem auch der Beichthum 
des in ihr verwertheten patristischen Materials '). Auch darin kann 
man einen Fingerzeig auf die Autorschaft des hl. Bonifaz finden. 
Wie eifrig vertheidigte er die Tradition der Väter gegen den Irr- 

1) Darunter sind wohl die apostolischen Canonen za verstehen. 

2) Sehr häafig werden die Dialoge Gregor I. citirt. Dieselben waren zur 
Zeit des hl. Bonifai viel benützt. Sein Freand nnd Patron , Papst Zacharias, 
übersetzte sie in*s Griechische. Willibald aber sagt iu der Biographie des 
hl. Boni&z Ton den Dialog. Libri IV: »qai huc usque aeclesiarum innerii 
bibliolhtvU elugabratam posteris scientiae adferant dignitatem.c (Jaff4^ Hl 
S. 430). — Mp. Th. f. 19 , saec. Vm med. der Würzburger Universitätsbiblio- 
thek, enthalt auch die Dialoge. Es gehörte als Nr. 88 zur Dombibliothek. 
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lehrer Clemens, wie oft beruft er sich in seinen Briefen auf diesel- 
ben. »Dass Bonifaz von früb an eifrige Studien betrieben und grosse 
Belesenheit besessen hat, wird ihm ausdrficklich von Daniel (ep. 56 
S. 161) bezeugt und geht aus den zahlreichen Bitten um verschie- 
dene Bücher .... hervor.t {Hahn, Forsch, z. d. G. XXIV 599). 
Dass das Entlehnen aus patristischen Werken auch bei den Freunden 
des Bonifaz in erheblichem Masse üblich war, sehen wir an demsel- 
ben Bischof Daniel (a. a. 0. S. 600). Dessen Brauch, sich Excerpte 
aus dem Gelesenen anzulegen, war gewiss auch bei seinen Freunden 
Gewohnheit. Vgl. ep. 56: »Dicam quoque, quod ex operibus an- 
tiquorum excerpsi doctorum.t (S. 165). Auch passt eine solche ex- 
cerpirende und reproducirende Thätigkeit, wie sie die Abfassung der 
irischen Sammlung voraussetzt, zu dem, was uns anderweitig über 
die schriftstellerische Thätigkeit des hl. Bonifaz bekannt ist (J9aAn, 
a. a. 0. S. 596 ff., über die Grammatik und Metrik vgl. Bursian, 
Sitzungsber. der phil.-hist. Classe der bayer. Akad. der Wissenscfa. 
1873). 

Das benutzte Jdrchenrechiliche Material bilden nun theils die 
älteren allgemeinen Concilien des Orients, theils particularrechtliche 
Bestimmungen, die irischen, römischen, gallischen Rechtsquellen ent- 
nommen sind. 

Bezüglich ersterer sagt Maassen: »Viele Stücke erscheinen mit 
der Inscription: Sinodus Hibernensis oder Hibernenses dicunt, auch 
sinodus ^) schlechtweg. Diese Stücke mögen theilweise Canonen 
wirklich gehaltener Synoden sein; der grossen Mehrzahl nach aber 
sind sie nur der Ausdruck der in Irland herrschenden Rechtsansicht, 
fonnulirtes Gewohnheitsrecht *).€ (S. 882). Bezüglich der zweiten 
heisst es a. a. 0.: »In nicht wenigen Fällen begegnen uns die In- 
scriptionen : Sinodus Romana, Romani dicunt, Institutio Romana, 
Disputatio Romana, Regula canonica Romana, die alle dasselbe be- 
deuten. Sie sind Zeugnisse über die römische Rechtsan8icht.€ (S. 883). 

Betreffs der Benützung der gallischen Concilien vgl. Was- 
serschleben S. XI. II. A. S. XVI. Maassen urtheilt so: »Dem Autor 
hat also wahrscheinlich eine sehr alte Sammlung gallischer Concilien 
oder eine auf solcher Quelle beruhende systematische Sammlung vor- 
gelegen, c (S. 882). 

Der Verfasser der irischen Sammlung war also ein mit römi- 



1) Sinodns schlechtweg bezeichnet anch andere als irische Bechtsbestim- 
mangen. 

2) Ueber den Gebrauch von Synodos bei Bonifaz, Tgl. Tüb. Theol. Qu.- 
Schr. 1879, S. 465. 
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sehen, gallischen, irischen Kechtsanschauangen vertrauter Mann, wel- 
cher im ersten Drittel des 8. Jh. lebte. Darin erblicke ich einen 
weiteren Hinweis auf die Autorschaft des Bonifaz. 

Die Bibelcitate in der irischen Sammlung differiren zum Theil 
erheblitih von der Vulgata {Wasserschi. I. A. S. VII und ebd. Not. 5). 
Aehnliili ist es in der Bonifazcorrespondenz. Vgl. ep. 66 (S. 187, 
Not 1) ep. 70 (S. 204 Not. 1 und S. 206 Not. 3). Der Unterschied 
beruht nicht blos auf einer freieren Art des Gitirens, sondern auf 
der Benützung einer älteren üebersetzung. Selbstverständlicher Weise 
spreche ich diesem Punkte nur eine ganz untergeordnete Beweis- 
kralt zü. 

Eine charakteristische Eigenschaft der irischen Sammlang ist 
die Gegenüberstellung irischer und römischer Bechtsanschauung und 
die Bevorzugung der letzteren. 

Dieselbe Gegenüberstellung der römischen Rechtspraxis und 
seiner heimischen in England findet sich nun auch bei Bonifaz, 
z. B, in den bereits erwähnten drei Briefen (29—31). In ep. 29 
heisst es: »Adfirroant sacerdotes per totam Franciam et per Gallias 
necnon et pro his : maiimi criminis reum esse hominem, qui in ma- 
trimonium acciperit illam viduam, cuius antea filium in baptismo 
adoptivum suscipiebat. Quod peccäti genus, si verum est, actenus 
IgDorabam et nee in antiquis canonibusc u. s. w. wie oben. (S. 86). 
In ep. 80 kehrt auch der der Hibemensis geläufige Ausdruck Romani 
(g. 0. S. 46) wieder: »Quod Romani peccatum esse adserunt et ca- 
pitale peccatum; ita ut in talibus divortia facere praecipiant.t (S. 96). 
Ebenso m ep. 32: »in scripturis quaere, unde iudicetur capitale pec- 
catum esse apud Romanos, t (S. 98). 

Auch sonst beruft sich Bonifaz in kirchenrechtlichen Fragen 
auf die heimische Rechtsanschauung , z. B. in ep. 42. Es handelt 
sich ebenfalls um ein Ehehindemiss. Ein vornehmer Laie behauptete, 
er habe von dem verstorbenen Papste Gregor (wohl dem Dritten) die 
Erlaubniäs zur Eingehung einer Ehe im dritten Verwandtschafts- 
grade >) erhalten. Diesbezüglich schreibt Bonifaz an Papst Zacharias, 
er balte dies nicht fQr möglich , da in seiner Heimath solche Ehen 
verboten seien. Quod non estimamus esse verum. Quia synodus et 
aecclesia, in qua natus et nutritus fui, id est in transmarina Saxonia 
Lundunensis synodus — inprimis a discipulis sancti Gregorii, id est 
Angustino^ Laurentio Justo, Milleto archiepiscopis, constituta et or- 
dinata fuit — talem copulam et matrimonium mazimum scelus et 
incestum et horribile flagitium et damnabile piaculam fieri, ex auct^- 

1) Vgl Tüb. TheoL Qu.-Schr. 1879, 8. 438--485. 
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ritate sanctae scriptarae iudicabant.c (S. 119. Vgl. die Antwort in 
ep. 43 S. 120 De illo namque u. s. w.). 

Der hier als Autorität angerufene Laurentins kommt als solche 
aach in der Hibernensis vor und zwar in einem der valicellanischen 
Handschrift allein eigenen Capitel des Lib. I De episcopo, welches 
überschrieben ist : »Item Dionisius exiguus et Laurentins auctoritatis 
graecae peritissimus de eodem causa dicunt.c {Wasserschi. S. 14. 
Note ccc, II. A. S. 12. Not. aaa). 

In einer anderen Angelegenheit, betreffend die von der invo- 
catio trinitatis abhängige Gültigkeit der Taufe , hatte sich Bonifaz 
ebenfalls auf die Bechtspraxis seiner Heimath dem Papste gegenüber 
berufen. Das ergibt sich aus ep. 66, in welcher Papst Zacharias 
schreibt: »Priroum capitulum pro synodo, in qua natus et nutritus 
es, quam et in gente Anglorum et Saxonum in Brittania insula 
primi praedicatores ab apostolica sede missi Augustinus Laurentins 
Justas et Honorius, novissime et tuis temporibus Theodorus Qreco 
Latinus .... iudicabat et gubernabat. In illa tale decretum et 
iudicium firmissime praeceptum et diligenter demonstratum esse 
dinoscitur.c (S. 185—186). 

Der hier genannte Theodor wird in der Hibernensis Lib. LIV 
c. 12 und 13 namentlich citirt, in Lib. I c. 22 findet sich ein 
Stück aus dem sog. Poenitentiale Theodori ohne seinen Namen. 
In ep. 57, an König Aethelbald von Morcien, beruft sich Bonifaz 
auf die Bechtsgewohnheit »apud Grecos et Romanos.c (S. 170). 
Sein Streben war darauf gerichtet, eine Einigung mit der römischen 
Bechtspraxis zu erzielen, wie er z. B. in ep. 42 an Papst Zacharias 
schreibt: »Et quia servus et legatus apostolicae sedis esse dinoscor, 
unum Sit verbum et meum hie et vestrum ibi.c (S. 113). Deshalb 
wendet er sich auch wiederholt mit Anfragen nach Bom, um zu er- 
fahren , »qualiter teneat vel doceat haec sancta apostolica Bomana 
aecclesia« (S. 88), vgl. ep. 27. 28. 80. 

Dass der hl. Bonifaz wirklich an der Abfassung eines Sen- 
tenzenbuches, als welches man die irische Sammlung wohl bezeich- 
nen kann und bezeichnet hat (vgl. Tab. IV. Nr. 54 und oben S. 30) 
gearbeitet hat, ergibt sich aus ep. 88. In dieser schreibt Bonifaz an 
die ihm eng befreundete Aebtissin Bugga {Hcihn^ Bonifaz und Lul. 
S. 113): »Da canscriptione autem sentenüarum^ de qua rogasti, 
peccatis meis indulgere habes. Quia propter instantes labores et itinera 
continna hihnc perfede scriptum, quod rogasti, non habeam. Sed, 
cum implevero, ad praesentiam dilectionis tuae transmittere curabo i).€ 

1) Bereits Külb (Sämmtliche Werke des U. Bonif. II 449) macht auf 
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Vielleich hat sich eine Erinnerang daran, dass Bonifaz Ver- 
Taaser der irischen Sammlung ist, in der Ueberlieferung erhalten, 
die d»*mi]etbcti »Instituta synodalia« zuschreibt. (Vgl. N. Archiv VIII 
325). Man \yA% dieselbe mit verschiedenen Schrittwerken zu identi- 
ficiren gesucht Näheres darüber 8. bei KiUb II 436 ff. Dass man 
unter ihnen die irische Sammlung verstehen könne, vorausgesetzt, 
dass sie ßonifaz zum Verfasser habe, gestattet eine alte Benennung 
der S^mml^ll^^ Die valicellanische Hd. führt den Titel: »Incipit 
gratis^iuia mnonum coUatiOt quae scripturarum testimoniis et saucto- 
rum dictis rahorata legentes laetificatt {Wasserschi. S. I Not. a) und 
gchlieäst mit den Worten: »Finit canonum collatio (Ebend. S. 268 
Not. k). Im Vat. ist das 6. Buch überschrieben : »De gratissima 
canoimm colleetione quae scripturarum testimoniis et sanctorum dictis 
roborata legen tos laetificatc (Vgl. üfai, Spicil. Rom. T. VI, 327 
Not, (l))* Im Cod. Cameracensis 619 (saec. VIII) ist die Samm- 
lung als *Liber canonum,€ in der als Kölner Hd. tcanon de diversis 
causis* bezeichnet. (Wasserscfd. S. XVII und S. XIX. II. A. S. XXX). 

Kur die frühe Verbreitung der Handschrift auf dem Continent, 
speciell im fränkischen Reiche (a. a. 0. S. XII. II. Ä. S. XXVI), 
geben die cfhaltenen Handschriften den Beweis. 

Aus dem Inhalte der Sammlung lässt sich nach meiner Mei- 
nmif^ Nichts ^'egen die Möglichkeit einer Verfassung derselben von 
Bonifaz beibringen. Manche Stellen scheinen diese Annahme sogar 
zu bestätigen, ich hebe einige derselben hervor, ohne aber zu ver- 
kennen, dass ihre Beweiskraft nur eine relative ist. 

Die Lib, I. c. 17 geäusserte Ansicht : »De eo quod elegit 
episcopua successorem ipso vivente et sospitec hatte in der That 
auch Bonifaz, doch belehrte ihn Papst Zacharias hierüber eines An- 
deren. Vgl, ep, 42 Propter ea de una re (S. 113), ep. 43 Te autem 
(S. 119) und Lib. I. c. 18. 

Die Lih, I. c. 19 zusammengestellten Beispiele »De eo, quod 
alienae gentis episcopus eligitur, passen auf die Lage des hl. Bonifaz 
und seiner angelsächsischen Geehrten. Vgl. Tüb. theol. Qu.-Schr. 
1879 S. 447. 



diofle Stelle aufmerksam; er meint, es wäre näher zu untersachen , ob die im 
Codex Sangali Kr. 146 (saec. IX. X) enthaltenen Dicta Sancti Bonifacii als 
diese SentenzeD gelten können oder nur AuszQge ans seinen Schriften enthalten. 
Sekerrtr, Veneich n. der Hd. von St. Gallen S. 54 beschreibt den Codex. Danach 
stehen die Dict« p. 184 — 194, beginnen mit den Worten : »Non est homo in hoc 
mundo« und stehen nach Aagastin'schen und vor Predigten, deren Verfasser 
unbekaont (ri eil eicht Bonifaz?) ist. Danach scheint es sich eher am homile- 
tische Fragmente zu handeln. 
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Die Lib. XL c. 5 excerpirte epistola ad Massonem steht im 
Wiener Codex der Bonifatiasbriefe mit letzteren verbunden. (Jaffe, 
S. 11. Not. 4)1). 

Mit Lib XV. c. 2 »De bis, pro quibus ofiFerri debetc vgl. ep. 
28 >Pro obeuntibus . . . si liceat oblationes oflFerre.« 

Lib XVin. c. 9 De exemplo consepeliendi n. s. w. erinnert an 
die gemeinsame Begrabnissstätte des hl. Benedict and seiner Schwe- 
ster. Aach Bonifaz wünschte, dass Lioba dereinst neben ihm in 
Fulda begraben wurde (Buss-Scherer^ Bonifacius S, 378). 

Zu Lib. XLIII. c. 4 vgl. ep. 47 »Statuimus« S. 128. 

Zu Lib. XLV. c. 4 vgl. ep. 59 »et notandum« S. 173. 

Zu Lib. LL vgl ep. 10. 

Zu Lib. LIV. vgl. ep. 27 »De imm^olaticiis« S. 89. ep. 28 
Bosdemque S. 98 und ep. 80. 

In Lib. LH. De tonsura scheint der im Wij^ner Codex der 
Bonifatiusbriefe stehende Aldhelmbrief (= ep. 1) direct benutzt zu 
sein. Vergleiche : 



ep. 1. S. 27. 
Ceterum in veteri teätamento ton- 
sarae Signum a Nazareis . . . 
sampsit exordium. 

Nos inquam secundum sacrosanctam 
scripturae auctoritatem de tonsura 
noatra veritatis testimonium perhi- 
beates diversas ob causas Petrura 
apostolum hunc ritum sumpsisse 
adserimus; primitus ut formam et 
similitudinem Christi in capite 
gestaret, dum . . . acutis spinarum 
acnleis crudeliter coronaretur. 



deinde ut sacerdotes veteris et novi 

testamenti in tonsura et habitu 

discernerentur. 

postremo ut idem . . . ridiculosum 



Lib. LIL c. 1. 
Tonsurae ecclesia-sticae usus a 
Nazareis incipit. (Isid. de off. 
11, 4). 

c. 2 and 3. 
Bomani dicuut: Petrus primus 
clericus tonsurando usus est, 
gestans in capite imaginem 
coronae spineae Christi. Komani 
dicunt, quod quinque causis 
Petrus tonsurara accepit, prima, 
ut praedixi , ut adsimularet 
spineam Christi coronam. 

secunda, ut clerici a laicis in 
tonsura discretionem haberent, 
tertia, ut sacerdotes veteris 
testamenti reprobaret ... 

quarta, ut derisione gannituram 



1) Das folgende Fragment : Interdam enim ist ein Ezcerpt ans Isidor. 
Hisp. De offic. Lib. IL c. 5. Za Lib. XL c. 3 (vgl. IL A. S. LIII). Vgl. 
ep. 100 Interea a. s. w. 8. 250—251. 
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gannaturae ludibrium in populo 
Romafio portarent . . . 

(tonsura) est enim regale et sa- 
cerdotald stematis indicium. Nam 
thiara apud veteres in capite sa- 
cerdotum constituebatur ... et 
hoc significatur in parte capitis 
tonsa . , . Petro dicente : Vos estis 
genus Dlectun), regale sacerdotium. 

S. 26. 
Nos autem secundutn phirimorura 
opiDionem Simonem raagicae artis 
iiweiUoram huius tonsurae prin- 



in regno Romano suscepturus 
propter Deum sustineret. 

c. 5. 
In tonso capite sacerdotium et 
regnura eccleaiae figuratur in 
inferiore et super iore circuli Co- 
rona, thiara enim apud veteres 
in capite sacerdotum erat . . 
ünde Petrus ait: Vos estis ge- 
nus electum, regale sacerdotium. 

c. 6. 
Romani dicunt: Brittonum ton- 
sura a Simone mago sumpsisse 
exordium tradunt. 



cipem fuisse conperimus. 

Zu Lib. LXIV. vgl. ep. 47 (Germ. I), Decrevimus, ut u. s. w. 
(S. 128)^). 

Tabelle (I) 

zum Voigleich des Cod. Wircib. Mp. Th. q. 31, fol. 1—41 mit der 
»irischen Canonensammlung.c 

He rai] agegeben von Wasserschieben (Giessen 1874, II. Aafl; Leipzig 1885). 

NB* Die Ziffern der ersten Colamne sind von mir zar bequemeren Ci- 
tirung beigefügt; die der zweiten sind sämmtlich der Handschrift entnommen; 
ebenso die Bücher- und Capitelsaaf Schriften ; die Hervorhebung derselben rührt 
jedoch gropsentheils von mir her; das in Klammem Eingeschlossene ist in der 
Haüdsclirift durchgestrichen; die dritte Columne vorweist auf die entsprechen- 
den Stellen der Ausgabe. Die Anmerkungen stehen am Schloss. 



l* mm Christianus — contra aeclesiam. 

2. HieronimuB dicit: Quod si — emenda- 
bitur. 

3. Hieronimus: Nemo — audeat. 

4 Hieronimus item: Aliquis audens sub- 

niovere — dampnetur. 
5, Hieronimus item : Omne quod — 

dampnetur. 

HitBronimus ait: Bmittetur dannihelem 

— date. 



Ö 



Lib. XXI. c. 17g. 





^t 


„ 19b. 




n 


„ 20c. 




1» 


„ 20d. 




V 


„ 20e. 




«» 


„24b. 



1) Zu Lib. LXIV. c. 8 vgl. Indicul. saperst. Nr. XVII. 
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18. 
19. 



20.* 



21 



22 



23. 



24 



7. Gregorius nazarenus ait : Si — dispu- 
tent. 

8. Hieronimus ait: Certe — tacuisse. 

9. Gregorius ait: Indicem decet tria ob- 
servare — tacere. 

10. Augustinus : Certissimum, quod — veri- 
tate ; (add.) veritas enim non motanda. 

11. III. De veritate. 

12. I. De eo quod veritas audienda, quo* 
eumque ore prolata sU. 

13. n. De eo quod non amatur veritas. 

14. Hieroniraus ait: Tria — fias. 

1 5. Augustinus „ : Tribus — distinguat. 

15^ Hinc salamon ait: Quomodo — fiunt 
prodentibus ; (add.) inde iudicavit duas 
mulieres de filio. 
15^ ( IV. De senibus. 

I. De honorißcoHone senis. 
IL De veri>cundia. 

16. y. De dominatu et subiectione. 

17. I. De mansuetudine dominorum in 
servos suos. 

II. Desubiectioneservorumdominissuis. 
Augustinus: Episcopus habens nego- 
tium cum infimis apud maiorem iudi- 
cetur episcopum. 
Hieronimus: Non ~ capnd. 

20^.* Qnisquis contumaci — surgere ausus 
fuerit, reprimetur. 

Hieronimus: Anctoritas aeclesiae re- 
primat unum quemque contumacem. 
Item: Hoc Vitium in monachis huius 
temporis sanandum, quo unus quisque 
contra suura principem subire iudicium 
desiderat. 

Senodus . . . : Si clericus habeat cau- 
sam adversus episcopum aut principem, 
apud senodum provinciae iudicetur. 
Senodus . . . : Si quis clericus ad- 
versus alium habens negotium non de- 



Lib. 


XXI. 


C. 


28. 


«« 


LXVII 


,„ 


2e. 


H 


n 


»» 


3 Deber- 
sehr. 


n 


xxn. 


11 


2. 


if 


>i 






1» 


»» 


^1 


1. 


?i 


»1 


y^ 


3. 


11 


1} 


11 


»1 


»» 


n 


y^ 


5. (Lib. 






XXI, c. 6.) 



c. 6. 



XXIII 



,, .A..A11JI. 




^i 11 


» 1. 


11 11 

„ XXIV. 


1. 2. 




„ 1- 
„2. 


? 

„ XXI. 


„ 31. c. 


11 11 


M 4b. 


11 11 


„ 4a. 


? 

Vgl. die üeberschrift 
von Lib. XXI. c. 31. 


Vgl. S. 32. n. A. S. 27 

Not. f. 
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25.* 

26, 

27. 

28, 
29. 
30. 

31. 

32. 
33. 



34. 

35.* 

36.* 

37. 

38. 

39.* 

40. 
41. 

42. 

43. 

44. 
45. 

46. 
47.* 



aiüerat epii^iüoptim proprium et ad alia 
iiulicia currit, nisi ex consensu epi- 
seopi, anatlieina sit. 
AgustiniH «lixil; Quem deus — permi- 
serit, noli contemnero. 

VI. De regno. 

I. De ordimäiiwe regis. 

IT* De ordinadone regis cum sorde: 

AinUrosiiis uit: Et tu — Christum. 

Hieroninuis: SüJicti filii dei, sub quo 

omiätL legua bTiena liberi ac censu. 

Ambrositis ait; Äeclesia — libertatem 

prioreni. 

Hioranimu^ ait: Sufficit — honoribus. 

Item Ambrosia^ : Libera est enim 

tiportsa sine uerisa, quamdiu sit sub 

sporiEjiane viri, hoc est äeclesia, quae 

dieit: leva eiu» sub capite meo, hoc 

est opus pi"ae.Si'ns aeclesiae, et dextera 

illius ainplexalHtur me, hoc est vita 

fiitiira. 

Hieroninius : Siiut VII - similem esse. 

Omnis — diabolo. 

Hiiic Hieroiiiimis: Sermo — dampnat. 

Agustmuu: Time — amicum. 

Gregoriuä: Si — futuro. 

Hiiio Hieronimtjs: Sermo — angustia 

sua. 

De sorie, 

L De eo quod in dubiis et incertis 

sors miUenda. 

II. De €0 qtwd non est dectio humana 
in sorte^ sed dei völuntas, 

11 L De IUI cüsis^ in quibus sors 
leffitur mism. 

Agustinus : Süfj* non aliud— voluntatem. 
Iderat^ue dicit: Quae — manifestat. 

„ ,t : Solent dari. 

De hac sorte hieronimus ait : Sta- 
tuerunt — malitiae super nos est. 



Vgl. S. 32. II. A. S. 27. 

Not. f. 

Lib. XXr. c. 31. a. 
„ XXV. 

>» »7 «» '^* 

»» ?» n ^« 

„ „ „ 10. e. 
VglLib. XXV. c. lO.a. 
Lib. XXV. c. 10. c. 



11 ^^ 11 



„ d. 



Lib. XXV. c. 15. a. 

11 y^ 11 11 "• 

17 C 
11 11 11 ' • • *-• 

«1 «* ** «« U» 



11 ^^ 11 11 " 

„ XXVI. 

11 11 11 *• 

>i 11 1» ^• 

11 11 11 ^» 

»» 11 11 *•* "• 

H 11 11 11 

11 11 11 11 
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48. Hieronimus de hac sorte ait : Hoc — 
credere. 

49. AgQstinos: Sortes — fallunt. 

50. Qnarto super divisionis regis, ad iessum 
dicitar : In sorte — praeclaris reliqua 

51. VIII. De sceleribus et vindiciis eorum. 

52. I. De IUI modis , quibus occuUum 
scelus demonstratur. 

53. n. De sceUre manifesto, 

54. IIL De numero testium testantiam 
scdus. 

55. Hieronimus ait: Tribus — ingenita. 
Prudentia, ut hieronimus ait — invenit. 

56. Hieronimus ait: Tres — terreatur. 
57.* In novo — secuit. 

58. Hieronimus: Qui — est. 

59. „ item : Homicidas — mi- 
nisten um legum. 

60. Item: Dum — interitum. 

61. Agustinus: Quae — peccante. 

62.* Hieronimus: Qui non occidit — vi- 

vunt. 
63.* Item: Non morientem — conatur. 

64. „ : Qui occidit -- occidi. 

65. Hieronimus ait : Haec sunt Septem 
peccata: I cain, hoc est: male dividit 
inter se et fratrem. H invidit, hoc est, 
fratri. III iratus est. IUI occidit. 
V. mentitus est. VI. male credidit. 
Vn. disperavit. 

66. Hieronimus: Dominus — tribuat. 

67. „ : Minatur — iudaeos. 

68. Agustinus ait : Notanda — vitae fu- 
turae. 

69.« Item: Non — leviter iudicat. 

70. Qregorius: Quis — debeamus. 

71.* Agustinus ait: Tribus — consumantur. 

72.* Hinc Hieronimus ait: Inde — conscii. 



Lib. XXVI. c. 4. 
„ „ c.4u. c.3.a. 



„ XXVII. 



11 11 



c. 4. 



» 1. 



11 
11 
11 
11 



„3. 

,, 1. 

„4. 
„ 6. 
„ 8. a. 

„ „ 8. c. 

„ „ 8.C. u. 

Lib.XVII. c. 4.f. 

XXVn. c. 4.cl. und 

Lib. LXVn. c. 4. 

XXVII. c. 4. f. und 

Lib. LXVII. c.4.g. 

LXVn. c. 4. h. und 

Lib. XXVII c. 8 f. 

LXVn. c. 4. 



Vgl.Lib.XXVn.c.lO: 
»Cain primns horoicida 
VII vindictas solvit.« 
Alles Uebrige fehlt. 
Lib. XXVIL c. 12. k. 

)) 11 1» I"* C- 



11 
11 
11 
11 
11 



11 
11 
11 
11 
11 



„ 15. a. 

» .. b. 

„ 17. 
„ 24. b. 




78. 
79. 



81. 

82. 
83. 

S3\ 
84.* 
85. 
85^ 



87. 
88, 
89. 

90. 
91.* 



92.* 

98* 

94. 

95. 

96. 

97, 

98.* 
99.» 
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Item: Defendens — defensus et de- 

fensor. 

Item: Ne — alienae. 

Hieronimas: Aeclesia — suos. 

Villi. 

I. De cimtatibus refugii et earum 

numero et nominibus, 

n. De his quos dvüas refugii defendit 

III. De eo dtbeant rei defensi civäa- 

tibtis refugii satisfacere amicis eorum 

quos occiderwnt. 

AgustiDus ait: Reos — retenait. 

Oregorius nazazenus ait: Duo — al- 

ligantur. 

Item: Si defendens reos — fueris. 

Hieronimus: Si locus aedificare po- 

tuisset — cecidisset. 

Adam primus homo — privetur. 

Agustinus ait: Rei — proximi. 

Gregorius: Converte — suura, 

Haec — portet. 

Senodus Romana dicit: Non — trans- 

fugerint. 

X. De furto. 

I. De furto prohibendo. 

II. De eo quod idem sU^ utrum par- 
vum an magnus . . . 

III. De furto gravüer puniendo. 
Hieronimus ait in libro de sermone 
in monte habeto: Pur — cremen in- 
currit. 

Vacer — palastina. 

Ovis — alit. 

XL De commendatione. 

I. De furto commendaiumis. 

II. De commeniatione pecorum. 

III. De negligentia commendaiionis 
reddenda. 

Hieronimus ait: Quicumque — reddet. 
Agustinus: Noli — reddas, quod 
neglezeris. 
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21. a. 
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11 


11 


« b. 
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23. b. 


11 


XXVIIL 
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11 


11 
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2. 
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11 


11 


3. 


11 


11 


99 


12. a. 


11 


11 


11 


„ b. 


11 


11 


91 


„ c. 


11 


1» 


y^ 


13. e. 




Vgl. XLIV. c. 16 


11 
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c. 


13. f. 


1> 


11 


11 
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11 


11 


11 


„ b. 
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XXX. 
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100. 
101. 

102. 

103. 

104.* 
105.* 

106. 
107.* 

108. 
109. 
110. 
111. 

112. 
113. 

114. 

115. 



116.* 
117.* 



118. 

119.* 
120. 
121. 
122. 



XII. De patribus et filiis. 

I. De anima omni mortificanda in 
peccato proprio. 

II. De peccaio pairis veniente in 
flios suos. 

III. De iniquitate patrum veniente 
in muUos posteros suos. 
Hieronimus alt: Male — gubernat? 
Hinc Agustinus : A persona — me 
ex progeniae. 

Hieronimus ait: Justitia — bonum. 
Hieronimus in epistola d^ tecla : Duo 
— aedificat. 

„ : Si propter — sunt. 

„ : Quicunque — debet. 

„ : Si vis — relinque. 

Agustinus: Si vis — esse non potest. 

XIII. De parentibuset eorum heredibus. 

I. De eo quod pietas parentibus he- 
redes . . . 

II. De henedictione patris confir- 
mante heredes. 

III. De hereditate filii morientis ante 
pcUrem danda Christo^ ad quem filius 
migravü. 

Benedictio patrura — confirmak. 
Agustinus in libro de heredibus dicit: 
Contrut (?) autem plerumque, unum de 
filiis snis mortuum esse et non mittit 
post eum pater eius partem ipsius et 
pars ipsius non ofifertur Christo, ad 
quem filius per . . . , qua fronte ven- 
turns es ad filiuro tunm, cum non 
mittis partem suam in caelum? 
Agustinus ait in libro de heredibus : 
Nolite — filiis. 

Item Agustinus : Qua fronte — caelo. 
Hieronimus: Deus — habebunt. 

„ : Sicut — dividit. 
Agustinus: Quomodo — laborare. 



Lib. XXXI. 



c. 1. 



n 2. 



»1 77 


T1 


3. 


»1 1t 


IT 
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1» 1» 


1f 


8.1. 


»1 11 
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9.a. 


11 >1 


1» 


11. e. 


11 11 


»1 


13. f. 


11 11 


)1 


19. b. 


11 11 
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20. 1>. 


11 11 
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„ xxxu. 
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1. 


»1 « 


J1 


2. 


?vgi.ii.A.s.xvni*** 


Lib. XXXII. 


C. 


2. a. b. 



? Vgl. n. A. s. XVII* 



Lib. XXXII. c. 12. a. 
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„ 18. d. 
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123. 

124. 
125. 

126. 
127. 
128. 
129. 

130. 

131.* 

132. 

133. 

134. 

135. 

136. 

137. 

188.* 

139.* 

140. 



141. 

142. 

143.* 
144. 

145.* 

146. 

147. 

148. 

149. 

150. 

151. 



Qrigorias nazazenus ait : Qui ~ con- 

seqnitur. 

Item Hieronimus ait: Nutrire — fuit 

XIII. De debitis et pignoribus et us- 

suris. 

I. De debitis reddendis, 

II. De causa qua debita retineniur, 
Hieronimus: Qui — committit. 
Agustious ait in libro de munditia 
cordis: Qui vel — cupidus. 
Hieronimus ait in libro de regula: 
Omnia — parit. 

Qregorius in humilis ait: Qui — bonis. 
Hieronimus: Dssuras — interest. 

XVII. De iuramento. 

I. De iuramento iurando, 

U. De iuramente non sedulo iurando. 

Hieronimus: Jesum — eius. 

Agustinus: Vae — amittent. 

Hieronimus: Haec — amatur. 

Sermo — accipitur. 

Hieronimus ait: Tria iuramenta sol- 

venda sunt, si iuraveris homicidium 

facere aut malum aliquid, noli im- 

plere, ut paulus: omne nodum ini- 

quitatis desolve. 

Ominus : Omne quod deo voveris, 

fac, ne reus periurii inveniaris. 

XVIII. De iubelio et reversione et 
venditione. 

I. De antiquitaie summouenda. 

II. De aliis iubaiium eiuste obpo- 
nentibus. 

Hieronimus: Non debet — manentibus. 
Agustinus: Si — erit. 
XVIII. De principatu. 

I. De prindpato non recusando. 

II. De principatu non cito suscipiendo. 

III. De ordinatione prindpis sorte. 
Gregorius Nazazenus: Tacui, non 
semper tacebo, habes me pastorem, 



Lib. XXXIL c. 21. a. 



XXXIII. 
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i1 11 
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„ 2. c. 
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„ 3. e. 
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Vgl. Lib. XXXV. c. 5. a 
undLib. LXVU. c. Lb. 



Lib. XXXVL 
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? Lib. XXXVL c. 10. 
Lib. XXXIV. c. 6. d. 

11 11 11 ^« C. 

„ XXXVIL 
? 
? 
Lib. XXXVIL c. 1. 
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tene me, o sanctissiraae grex, habes 
meam subiectionem , redde toam 
benedictio . . . 

152. Hieronimus vadens in bethlem dixit: 
haec reqaies sancti, hie habitabo. 

153* Hieronimus ait: In lege IIII — abi- 
melech. 

Gregorius Bomanns ait: Uli debent 
pastoralem curam soscipere, qai iam 
in sno corpore possunt fluxa Inxoriae 
domare. 

Gregorius: Princeps — • superbiae. • 
Hieronimus: Princeps — ministrare. 
Princeps privatam — reclinet. 
Inrita — ordinetur. 
Hieronimus ait: Tria — motare. 
Gregorius: Timeo — conservare. 
Non est — Christo. 
Gregorius romanus ait: Qua temeri- 
tate pastoralem magisterium suscipit, 
qui prius medicinam animarum non 
didicit. 
Gregorius nazazenus ait: Qui neu— me. 

164.* Hieronimus: Principes, qui discen- 
dunt ab unitate aeclesi$ propria reser- 
vantes, in quorum exemplum exci- 
dunt, de quorum aeclesia dicitur : vos 
fecistis eam speluneam latronem. 
Agustinus: Non est meum, nunc ex- 
ponere mores principum, ne quis 
praesentium indegnetur. Invadunt 
alienas res, trahant parochias aliorum. 
Gregorius romanus ait: Episcopi — 
honoris. Congruum quippe est, ut qui 
nescit teuere moderamina vitae suae, 
iudex flat alienae. 
Agustinus ait: Christus — Christi. 

„ „ : David — regalis. 
Hieronimus ait: Poenitet — degradavit. 
Gregorius nazazenus tractat dicens: 
Ab — pedes* 

Archiv (ut Kirchanreeht LX. 
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171. XX. De sacerdotio. 

172. I. De exordio sacerdatii^ hoc est de 
sacerdotibus legis naiurae. 

173. n. De causis^ quibus irnmolabant 
sacerdoies legis ncUurae. 

174. ni. De sacerdotibus legis litterae. 

175. Hieronimas ait: Melchisedech -~ 
sanguinis et corporis Christi. 

176. Gregorius ait: Job — his. 

177. AgQstiüus „ : Multis — redemet. 

178. Hieronimas: Sacerdos — det. 

179. Senodus . . . definivit — nocent. 

180. XXI. De dectoribus. 



181. 



182. 



183. 

184.' 

185.^ 

186. 

187. 
188. 

189. 
190. 
191. 
192. 
193. 
194. 
195. 

196. 
197. 
198. 



I. De eo quod habeat doctor merce- 

dem doctrinae apud deum. 

IL De eo quod debent doctor es prius 

implere in semetipsis^ quod aliis im- 

perant, hoc est de statu doäorum. 

IIL De iure doctoris a principe et 

his^ quos docet. 

Oregorias nazazenus ait: Mundari 

— mundare. 

Gregorius tractavit dicens: ut — 

praedicamus. 

Gregorius tractavit dicens: quam 

turpe — pastoribus. 

Lex dicit: Non — area. 

Gregorius ait: Si presbiteri duplici 

— praebere. 
Hieronimus; Si — veritatis. 

„ ait: üt lixa — peccatorum. 

„ „ : Sancta — resistat. 
Agustinus ait: Melior — rusticitas. 

„ „ : In — contempuit. 

Hieronimus,, : Tunc — doceat. 
Gregorius romanus dicit: Conparemus 

— nesciebat, 

Hieronimus ait: Verba — inebriandum. 

Item: Lectio -^ ferreus. 

Hieroni mus ait : Si rusticitas — redigit. 
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199. XXn. De monachis. 

200. De nomine manacharum, 

201. n. De exordio et auctoritate monor 
charum. 

202. Hieronimas ait in epistola ad bene- 
dictum: Qaattuor — abbate. 

203. Qregorius ait: Tamquam — vivere 
aon debet. 

204. Agustinas: Quis — habuerit. 

205. Hieroüimus: Lapas — petendam. 

206. Agustinas ait: Fugiant — petant. 

207. XXTTT. De excommenicaiione. 

208. I. Qt$ando excommoniccmdus sit üle, 
qui excammonicatur. 

209» JL De eo qmd malt excommonicati 
sunt 

210. Hieronimas ait: Si peccata — com- 
monicos. 

211. Qregorius nazazenas ait: Cam ami- 
eis — ligamur alienis. 

212. Hieronimas a. s. w. : Alii — prias, 
medice. 

213. Agustinas: Alii — esse propria. 

214. XXim. De commendationibus. 

215. L De commendcdione principis. 

216. n. De eo quod potest princeps pro- 
pria commendare. 

217. Hieronimas in libro de statu mona- 
chorum aegypti : Quidam — episcopi. 

218. Hieronimus u. s. w.: Jacobus -< re- 
liqoid monachis. 

219. Hieronimus : Donica — principis. 
220.* Hieronimus ait : Qui retrahit — terra. 

221. Agustinus : Si quis retraherit — debet. 

222. XXV. De aeeclesia et mundo. 

223. L De eo quod si quis nudaverit 
aedesiam. 

224. JL De eo quod interest inter frau- 
dationem amici et aedesiae. 

225. Oregorius: Si — sit. 
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226* Hieronimus ait: Golnraba — co- 
lumba est. 

227. Hieronimas ait : Da — Septem sunt. 

228. ,, „ : QaatDvis — culpa 
manet. 

229.* Agustinus ait: Si dona — poenitentia. 

230. Gregorius : Qaa fronte oblationes dei 
accipimus, cum mandata eins non 
servamns? 

231. Hieronimus: Nolite qnaerere al. — 
amittas. 

232. Hieronimns : Cum — probatur a malis. 

233. Agustinus: Cum — habeamus. 

234. Hieronimus: Nihil -- intenti. 

235. „ : Quicumque — recipiatur. 

236. Agustinus: Filioli — voceris. 

237. Hieronimus: Tres — di8c#ndens. 

238. ,y ait: Doctrina -— aboletnr. 

239. Gregorius : Quis det mihi misericor- 
diam? Misericordia enim sine offen* 
sione est. Male misericordiam feci. 

240. XXVI. De locis. 

241. L De 60 quod non ab infidelibus 
fundanda aecdesia^ aed oft aedesia. 

242. U. De eo quod reservandum ins 
aedesiae construdae episcopo ter- 
ritorii 

243. Hieronimus ait: Quicumque — peni- 
teutia. 

244. Agustinus: Noli — exteriora. 

245. Hieronymus : Quicumque — persolvet. 

246. „ : Hierusalem — recepta- 
culum. 

247. Hieronimns u. s. w.: Nobilitas — fuit. 

248. „ : Hierusalem— sacerdotis. 

249. „ ait: üt correctiones — 
meretriz. 

250. Hieronimus ait: Hierusalem — hie- 
rusalem. 

251. YU. De eo quod non aedißcat Ueus 
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252. Hieronimus ait: Si — non esset. 

253. IL De eo quod dignitas loci sive so- 
lemnüatis non deflendit iniquos. 

254. Hieronimns ait : Post . . . ia- 
daei . . . sunt. 

255. XI. De sacro sanguine effuso in 
locis sancHs qui cum deo carior 
quam locus iUe. 

256. Hieronimus ait: Occisi sunt filii in 
hiernsalero, in betlem, in rama, sed 
pro occisione filiorum datur vindicta 
in hyrodem, non causa locorum. Item 
iacobtts occisus est in hierusalem, sed 
hieronimus dixit, vindictam in iudeos 
pro occisione eins fore, non pro loco. 

256^ [XU. De perpetratione cur carior\ 
\8acro sanguis quam sacro hcus ille.) 

257. Xm. De eo quod sacrificandwn deo^ 
non sancHs locorum conditoribus. 

258"*". Essydorus ait: Festivitates martyrum 

patres — coronavit. 
259^. Hieronimus: übicumque ceciderit 

omnis homo, in eo permaneat, non 

enim sepultura praebet vitam, sed 

vita probet meretum. 

260. De eo quod non prodest malis 
sepdiri in locis sanctis. 

261. Gregorius i. v. p. d. : Cum — ponuntur. 

262. „ ait: Quaedam — vitavit. 

263. Item Qregorius: Quidam patricius — 
est. 

264. Item Qregorius: Quidam defensor — 
est 

265. Item Gregorius: Quidam in aeclesia 
— invenerunt. 

266. Item Gregoris: In — possunt, 

267. XXVn. De quaesiionibus mulierum. 

268. I. De muUeribus conceptos suos ne- 
caniibus. 

269. U. De eo quod non oportet muiierem 
tonderi. 
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270. 

271. 

27P. 

272. 
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274. 

275. 
276. 



277. 

277^ 
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278. 
279. 

280. 

281. 
282. 



283. 
284.* 

285. 
286. 



in. De eo quod oportet mtdierem 

fonderu 

I. De fmdieribus conceptos saos ne- 

cantibus. 

Hieronimus in epistolis suis ait: 

Qaaecnmque — peniteat. 

Agustinus ait in humilis : Quae — 

perpetravit. 

Itero Agustinus: Nulla — reddituram. 

Agustinus item: NuUas — possent 

concoepere. 

n. De eo quod now oportet mulierem 
tonderi. 

Hieronimus ait : Mulieres non de* 
bent crines tonderi, sed vitia rädere 
debent. Crines enim causa decoris 
concessi sunt et velandi capitis in 
Signum oboedientiae viro suo. 
m. De eo quod decet midierem 
tonderi. 

Hieronimus ait: Virginitas — meo. 
In hoc tarnen cavendum, ne elivatio 
snbripiat. 

Hieronimus ait: Pudet — parricidj. 
De duobtis generibus palUatarum. 
Agustinus ait in libro de nrginitate 
sinclitae: Duo — senioribus. 
Hieronimus ait: Sicut — sunt. 

„ de mdlis poenitentibus 

mulieribuSy quae sint vivere voluut 
— aliis: reliqua. 

Hieronimus: Cavendum — polluitur. 
De eo quod aanctimonidles non op- 
praemi. 
Hieronimus ait: Corpus — voluntas. 

„ item : Ita non — intacto. 



287. XXXVm. De regionibus census. 

288. I. De eo quod non dividendum sit 
inter regnum et aedesiam^ sed com- 
monicant. 



Vgl. Lib. LV. S. 242. 
n. A. S. 213. Not. g. 

Lib. XLV. c. 4. 

«f «t «* ^' *• 



«1 



51 



Vgl. Nr. 269. 



Lib. XLV. c. 1. 

? 

Lib. XLV. „ 3. 

»» »I n !"• 

>» tl H 1» *• 

«» >l H tt "• 





5« 


«15. 




»« 


„ 9.b. 




« 


„17. 




11 


11 1> *• 




11 


11 11 b. 




XLvni 


, 



Die Würzburger Handschrift der irischen Canonenaammlung. 55 



289. n. De eo quod dimdendum sit inter 
regnum d aedesiatn, 

290. Hieronimns : Apte — faoc est principes. 

291. nL De eo guod ditnittenda pars st4a 
in manibt4S mundij $i totum deo detur, 

292. Hieronimus ait: ünusquisque — 
sanctum locam. 

293. nn. De eo quod in Perpetuum dantur 
deo data aut cessari data, 

294. HieroDimas ait: Sicut ~ data. 

295. XXVnn. De raiione matrimonii. . 

296. I. De lattde matrimonii. 

297. n. De uxore guae hahenda in mar 
trimonio. 

298. L De laude et matrimonii, 

299. Hieronimus ait: Nisi — caelum. 

300. IL De uxore guae habenda in ma- 
trimonio. 

301. Agustinus ait: Qaalis — possidebunt. 

302. m. De secundis nuptis non prohi- 
bendis propter cavüionem adulterii. 

303. Agastiousait: Secundas — criminis. 

304. im. De III legüimis coniugis, 
305.* Hieronimus ait: Tria — praefertur. 
306. V. De quarto coniugio notho, 
307.* Hieronimus ait: Aliud quartum — 

alio viro. 

308. VI. De quinto coniugio noiho. 

309. Hieronimus ait : Additur — puernm. 

310. VII. De eo quod cavendum est adid- 
terium etiam in legüimis coniugiis. 

311. Hieronimus ait: In coniugio — poste- 
ritatis. 

311*. et non licet — licita fuit. 

312. Vlil. De viris ä feminis in coniur 
gium non redpiendis. 

313. Agustinus ait: Uxores — marito. 

314. X. De castitate sponsi et sponsae ante 
copuWUmem eorum in coniugium, 

315* Agustinus ait: Qui — liquet. 
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316. XL De viro nm permittmdo in le- 
gitimum caniugium^ si ante a con- 
cuinnis maculatus fuerit^ simüiter 
quoque hoc et mtdieri conveniL 

317.* Agustinus ait: Quäle — licuit. 

318* XXL De eo qu>od non debet habere 
cmicubinas cum uxare legüima, 

319. Hieronimus ait: Non — satiat. 

320. „ iteda: Quicumque — effi- 
citur. 

32L XV. De causa ^ qu^ ncurrcU libellus 
rqmdii. 

322. Ägastinas ait: Haec — maledica. 

323. XVEL De eo quod debet mulier 
subdita esse viro. 

324. Ägustinus ait: Vir — subjectione. 

325. XVin. De eo quod licet viro uxorem 
iecere causa aduUerii. 

326. Hieronimus: Cum — inipius. 
326'*. übi igitur fornicatio et fornicationis 

Sttspicio, libere uior dimittitur. 

327. Hieronimus ait: Duorum — perpe- 
travit. 

328. XXX. De poenitentia adtdteranHs con- 
hufis accipienda^ sed cum castitate 

an^orum. 

329. Ägustinus ait: Penitentia — illa. 

330. L De recta paenitentia. 

331. Q regorius romanus ait : Causae — est. 

332. Item: Videnda — solvat. 

333. Ägustinus ait : Non — expiata tuerint. 

334. III. Quando paenitentia agenda, 

335. Hieronimus ait: Age — conspicis. 

336. Augustinus „ : Poenitentia fructuosa 
— detestantur. 

337. IUI. De loco paenitentiae. 

338. Augustinus : In paenitentia — habitus. 

339. V, De tdtima paenitentia non ha- 
benti remedium. 

340. Augustinus: Qui — tene certum. 
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341. HieroniniQS ait: Age paenitentiam 
— respicis. 

342. VJLU. De CO, quid est uUimus dies. 

343. AgostiDus ait: ültimus — spectat. 

344. Vnil. De eo, quod lacrimae tantum 
absce opere abluunt delidum. 

345. Hieronimus ait : Lacrimas — confiteri. 

346. X. De bona in modico perdüo. 

347. Hieronimus ait: Non virtus est in- 
cipere, sed virtus est perficere. 

348. XXXI. De cura pro mortuis. 

349. L De mortuis quibus prodest müe" 
ratio vivorum. 

350. II. De mortuis quibus non prodest 
miseratio vivorum. 

351. IIL De IUI modis^ quibus vivi ad- 
iuvant mariuos. 

352. nn. De decreto aedesiae in tribus 
generibus mortuorum, 

353. I. De mortuis quibus prodest mise- 
ratio vivorum 

3^. Agustinus : Ante mortem admoneo 
fieri, quod post mortem prodisse scio. 
Si enim per corpus bonum gesserit 
in vita, tunc post mortem proficit ei 
offerre. 

355. n. De mortuis , quibus non prodest 
miseratio vivorum. 

356. Agustinus ait: Sunt alii, quos non 
adiuyant ista, quorum tarn mala me- 
rita, utnectalibus digni sunt adinvari. 

357. Hieronimus ait: Quicumque viaticum 
vitae in vita sua non acciperit, post 
mortem non potest adiuvare. 

358. V. De tribus generibus obUxtionis se- 
cundam agustinum. 

359. Agustinus ait: Treagenera — sunt. 

360. VI. De eo, quod non quirenda re- 
misio post mortem^ cum in vita non 
quaesUa sit. 



Lib. XLVII. c. 10. b. 



11 11 
11 11 



11 
11 11 



14. 



Lib. XLVII. c. 5. b. 

Vgl. S. 232, Not. g. von 
S.231.n.A.S.202.N,g. 

? 
Lib. XV. 

? 

? 
Lib. XV, c. 1. 
Vgl. Lib. XV. c. 2. 



Lib. XV. c. 2. b. 



». »» 8, 



58 Nürnberger, Die Würzburg. Handschr. der irisch, CanonenaammL 



361. 



362. 
363. 
364. 

365. 
366. 
367. 
368. 

369, 
370. 



371. 
372. 

373. 
374. 
375. 
376. 
377. 
378. 
379. 

380. 

381. 
382. 
383. 

384. 
385. 
386. 

387. 



Gregoritts nazazenus ait: homo, 
noli quaerere remisionem post mor- 
tem, nisi prius in vita quaesieris; 
dicit enim propheta: redeme peccata 
tua elymoysinis tuis, non ait : rede- 
mat aliquis. 
Qregorius: Ac — agi. 
VII. De elymosina» 
Agustinns ait: Elymosina — angelos; 
reliqua. 

Hieronimus ait : Elymosina — sonitu. 
Villi. De elymosina pro mortuis. 
Hieronimus ait: Elymosina — praestet. 
De eo quod propriis danda sü ely- 
mosina non de alienis. 
Agustinus: Elymosina — yescatur. 
Villi. De eo, quod non liberat o/ni" 
mam de infemo elymosina^ si in 
peccatis fiat ille qu^ eam dat. 
Gregorius dicit: Quid — dare. 
Quid interest inter elymosinam et 
ieiunium ? 

Hieronimus ait : Bonum — inlustrat. 
II. De sctcrificio pro mortuis. 
Gregorius u. s.w.: Duae — foras. 

„ item : Qaidaro — pectus eins. 

„ pro medico — monslrante. 

„ „ Mulier — sacrificia. 
II. De eo quod melior oratio quam 
lectio. 

Hieronimus ait: Orationibus — lo- 
quitur. 

m. Quomodo facienda oratio. 
Agustinus ait: Sanctissimi — venire? 

„ item: Pigritatis est chri- 
stianae — exercere. 

„ „ : Dicis — testimonii. 
V. De oratione pro mofiuis. 
Gregorius ait u.s. w, : Quidam — 
ultra non invenit. 
II. De ieiunio faciendo. 
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388. Hieroniinns : leiuniam — animae et 
reliqaa. 

389. IIL De mah ieiunio, 

390. Hieronimus ait: Cain — duplicat. 

391. y. De eOj quod non dimidiatum ie- 
iunium esse debet. 

392« Hierooimas ait: Multi — ieinnare. 

393. „ „ : Hie ostenditur, quod 
per leiuniam hoc geuus difficile pro- 
ieci valuit. 

394. XXXII. De martyribus. 

395. I. De nomine martyris. 



396. 
397. 
398. 



399. 

400. 
401. 

402.* 
403. 

404. 
405. 



406. 



406^- 



407. 



n. De differeniia martyris et babtiaati. 
lU. De exordio mariyrum: 
Agastinus ait: Martyr graece, cod- 
fessor latine, ideo hoc nomen poni- 
tur, quia confiteri sauguiae et igni 
concremato confenit, coafessor enim 
multis rebus pertinet. 
IIL De fdicitate mariyrum per in- 
felicüatem martyri adquaesüa. 
Hieronimus ait: Martyres — vita. 
V. De variis genertbus suppliciorum 
martyrum. 
Hieronimus ait: Mnlta — stragulavit. 

YIL De tribus modis quibus trans- 

mcfta/ntur. 

Agustinus ait: Tribus — graventur. 

Vm. Dehcnore martyrium cHiqmndo 
migrande cum rdiquis et aliqmndo 
remanente. 

Hieronimus ait: Notandum — cessat. 
XXXm. De tonsura. 



L De ussu romano tonsurae ae- 
desiasticae. 

n. De petro^ primo clerico tanso, 
HL De quinque causis quibus 
tonsw est petrus. 
XXXIIII. De beeliis mitibus. 



Lib. XII. c. 3. b. 
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Lib. Xn. c. 7. 
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Vgl. S. 233. n. A. S. 
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408, I. De nomine besiiae et rebus, qui- 
bus nocet bestia. 

409, IL De bestia constringenda. 

410, IIL De bobus cornupetis. 

411, I. Hieronimus ait: Bestia — nomi- 
imtur. 

412, n. De bestia constringenda. 
41-^- HiBronimus ait: In — nutritur. 

414. A^uytinus: Quicumqne -~ dampno, 

415. HIL De tribus necessariis homini. 

416. Hieronimus ait: ünusquisque — pa- 
leis comraedat. 

417. De carnibus aedendis. 

418. De aessu carnium licito. 



419. Hieronimus : Orane quod creavit deus, 
bonum est, ut herba ad ussum pe- 
comra, caro ad ussum humanum. 

420* Hieronimus de eo quod in aessu 
carnium ahstinentia habenda. 

421. Hieronimus ait : üssus — praedicamus. 
421'=^, [De eo quod non male car , . . ] 

422. YTII. De essu piscium valde licito. 

423. Hieronimus ait: üssus piscium — re- 
sur^eas suscipit. 

424. Äprustinus ait: üna — pylosos. 

425. Vini. De essu avium licito. 

42G. Hieronimus ait: Caro — docet, hoc 
est . . . 

427, XL De essu suium licito. 

428. Ägustinus ait: Pecorum — sues, 

429. XIL De essu aequorum illicito. 

430, Hieronimus ait in conflictu in arnu- 
vium: Equus — semper. 

43L XXXYI. De vera innocentia. 

432. II IL De propriis innocentiae malo- 
rum puerorum. 

433, V. De dtu)bus generibus innocentiae. 

434. L De laude innocentiae. 

435, Agustinus ait: Vera — meliorem. 



.ib. 


LIV. 


C. 


4. 


11 


11 


11 


ff 


11 


1» 


11 


2. 


11 


11 


>i 


8. 


11 


3^ 


» 


„b. 


11 


^^ 


fy 


„c. 
9. 


11 


11 


yj 


11 


11 


11 


»1 


1/ 


11 


11 


11. 
„b 


11 


11 


11 


}> 


yj 


11 


13. 


1> 


1» 


11 


,. a 


11 


LV. 






11 


11 


11 


4. 
5. 


11 


11 


11 


11 


11 


11 


1. 


11 


11 


11 


„a. 



Die Vr'ürzburger Handschrift der irischen Oanonensammlumj. 61 



436. TTTT. De propriis innocentiae malo- 
ftm puerorum. 

437. Agastinus: Quae — gulossus et re- 
liqua. 

438. V. De duobus generibus innocemiiae, 

439. Agustinus ait: Duo — accidere valet. 

440. XXXVIII. De haereticis. 

441. I. De nomine hereticorum et cai48a^ 
qua dicuntur heretici. 

442. n. De cafAsa^ qim heretici sunt. 

443. in. De heresiarchis. 

444. L De nomine hereticorum et causa, 
qua dicuntur heretici. 

445. Hieronimus ait: Erecticns — eresis 
vero elector [propter] ... 

446. n. De causa^ qua heretici sunt. 

447. Agastinus ait: Non — adseruut. 

448. in. De heresiarchis. 

449. Hieronimus ait : Eresiarches — dog- 
mata, et reliqua. 

450. Iin. De heretico non vitcmdo. 

451. Agustinus ait: In — expugnandus, 
451^. ne se putat esse magis vincere quam 

vinci. 

452. Hieronimus ait: Perversitas — ruen- 
dam. 

453. XXXVIin. De substantiis hominum 
utrum puniendis an non in peccatis 
hominum. 

454. I. De substantia punienda pro pec- 
catis hominis. 

455. Hieronimus ait: In peccato hominis 
omnia sua sub signo peccati tenentur, 
bos et asinus dampnantur. 

456. Item Hieronimus: Quid rectius pro 
ipso homine dampnari, nisi quod quo 
vivit et vitam suam semper sustinet. 

457. Agustinus ait: Cum homo deprivat 
alium, omnia quae ejus dampnet, ut 
eum per necessaria sua ad iudicium 
retrahat. 
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458. XL. De ductu barbarorum. 

459. I. DeducentibusaUenosmdlidicendis. 

lecQb ^^ ^f 2^^ ^^^ sanguinis sitA 
( qui ducatum praebet barbaris. j 

460. Hieronimns ait: ludei coortem gen- 
tium indicant ad Christi passionem 
et in indeis maledictio remansit. 

461. n.- De 60 quod reus sanguinis sit^ 
qui ducatam praebet barbaris. 

462. Agustinus: üt — punientur. 

463. VI. De dudore qui nan implet animi 
affedum. 

464. Hieronimus ait : Omnis — suscipit. 

465. XU. De remisione proximis et pla- 
catione eonim. 

466. I. De eo quod debet unus quisque 
dimUtere proximo suo, 

467. IL De eo, quod nan una vice de- 
miUere debemus. 

468. m. De discreliis familiae Christi 
a famüia diaböli. 

469. nn. De eo, quod non habest^ quod 
reddat proocimi nisi pacem, 

470. V. De III fraudäionibus proximi. 

471. V. De 60, quod debet unus quisque 
dimittere proximo suo, 

472. Hieronimus: Quomodo rogamus di- 
mitti nobis peccata, cum proximis 
non dimifiimus? 

473. n. De discretiis familiae Christi a 
famüia diaboli* 

474. Agustinus ait : In bis discemitur 
familia Christi, cum debita aliena 
dimittunt, cum pro inimicis orant, 
cum nihil proprium habent, cum 
hospites recipiunt, cum nihil de- 
fraudant, cum sua non repetant, 
aliena non rapiunt. 

475. De eo, quod debet unusquisque pla- 
cere proximum swum. 



Lib. LIX. 



Vgl. S. 
S. 



c. 1. 



Lib. LIX. c. 1. 



b. 



260. n. A. 
229. Not. a. 
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476. 



477. 



478. 
479. 
480. 
481. 

482. 



483. 

484. 
485. 



Agostinos dixit: Qnicamque clericus 
ant monachas ant laicos offendit 
proximos saos, nee offerre debet 
äacrifieium nee petere, nisi cum re- 
conciliaverit eos, ue oratio ejus ver- 
tetur in peccatum. 
Hieronimus ait: Quicnmqae proxi- 
mnm ofifenderit, reconciliare debet, 
quia nisi proximum suum recon- 
ciliaveritf deam non potest recon- 
ciliare. 

XLn. De maledictionibus. 
L De maledicendis inimicis. 
IL Quamodo maledicendi inimici. 
in. De didobus modis arandi pro 
inimicis. 

im. De eo, quod inimicus praprius 
non fncdedicendtis sÜ, sed inimicus 
dei et aecdesiae. 

ni. De dmbus modis orandi pro 
inimicis. 

Agustinnsait: Daobas— malisaddant. 
Gregorios romanas ait: Quid gra- 
yius est apnd deam, quod quam 
alind postnlat mortem inimici enm- 
que, quem non potest aliud persequi, 
oratione persequitur, et vivit adhuc, 
qui maledicitur et tarnen is, qui 
maledicit, de morte illius reus tene- 
tnr. labet autem deus, ut delega- 
tur inimicus et tarnen [is, qui ms^ 
ledicit] rogatur, ut occidat inimi- 
cam. Quisquis itaque sie orat, in 
ipsis preeibus suis eins creatorem 
pugnat. Unde et sab indae simili- 
tadine dicitur: et oratio eins fiat 
in peccatum. Oratio quippe in pec- 
catum est illa petere, quae prohibet 
deus ipse, qui petitur. Eine veritas 
dicit: cum statis ad orandam, remit- 
tite, si quid habetis in cordibus vestris. 



? Vgl. S. 260. n. A. 
S. 229. Not. a. 
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48i>. 



487. 



488. 
489. 
490. 
491. 

492. 



493. 
494. 

495. 

49t3. 
497, 

498. 
499. 

500. 

501. 
502, 
503. 



VI. De eo quod non rogandum^ quod 
est contra dominum. 
Hieroninius ait: Cavendam nobis est, 
De rogemuSy quae contra dominum 
veniunt, david äevit saul inimicam 
suum, stefanus orat pro inimicis. 
Agustinns: Cum — malum nobis, 
iu rita patrum florentius heremita. 
XLim. De elevatione vocis. 
n* De quinque modis, quibus eli- 
vatur vox. 

Ägustinus ait: In elevatione vocis 
V sunt: Primum, cum longe pos- 
sitis^ ut, longe est a peccatoribus 
salQs; secundo, cum sordis, ut, si- 
cut aspides sorde, reliqua ; tertio, 
cum irascatur, at, iratus sum vobis, 
qina mandata mea non custodistis 
et iratus sum civitatibus inda; 
quarto, cum non elivatione, sed in- 
time cordis affectu, ut, clamavi in 
toto corde, exaudi me, domine. 

XL VI. De his qui sub gradu peccant. 
IL De eo, quod incertum süj utrum 
priorem gradum episcopus meretur 
üccipere post lapsum. 
11 1. De ministerio^ quid agit post 
paetiitentiam stA gradu peccans. 
I. Hieronimus: Quicumque — seit. 
III. De ministerio^ quod agü post 
poenitentiam sub gradu peccans, 
Agastinus ait: Qui — ministrare. 

XLVm. De mortuis in somno vissis. 

L De eo, quod apparent mortui vivis 

in sofnno et cognoscunt verba eorum. 

Agustinus ait: Apparent — verba 

eorum. 

De causa qua se ostendunt mortui in 

somno vivis. 

Agustinus ait: Alii — neglegitur. 



Lib. LXI. c. 



4.b. 
„ c. 



? S. 260. 



Lib. LT. 
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504. in. De eo, quod non posmnt mortui 
scire, quae in mundo aguntur. 

505. Hieronimus ait: Omnes — possunt. 

506. V. De eo quod non omnes mortui 



507. 
508. 
509. 
510. 
511. 
512.* 

513.* 

514. 

515. 

516. 

517. 



518. 
519. 



520. 

521. 
522. 
523. 

524. 
525. 
526. 
527. 

528. 

529. 
530. 
531. 

532. 
533. 



Hieronimus ait: Non — prophetae. 
IUI. De causa qua se ostendunt vivis, 
Grigoriu8 dicit: Alii — audiunt. 
V. Qf4älia sunt corpora quae sumunt, 
Grigorius dicit: Qualia — in monte. 
L. 

I. De variis causis. 

I. De poenitentia sermo a^usfini. 

II. De poenitentia sancti hieronimi. 

III. De moderatione ieiuniL 

I. De paenitentia sermo agustini do- 
cens^ quomodo agenda, 
Agustinus : Gonfitemini — persuadet. 

II. De poenitentia sermo hieronimi 
ad damassum^ episcopum urbis, do- 
cenSf poeniientes recipi, 
Hieronimus : Inoportuna — vincitur. 
[ninive — stetit] 

III. De moderatione ieiunii, 
Hieronimus ait: Sint — germinat. 
IUI. De eo quod melior absHnentia 
omni ieiunio. 

Hieronimus ait: Non — transigamus. 

V. De statu animae, 

Hieronimus ait: Non — ex anima. 

V. De Septem stibstaniiis animae. 

Agustinus ait de anima: I dum — 

nuncupatur. 

VII. De domicilio animae. 

Agustinus ait: Quidam — dicunt. 

XUI. De patieniia rei perditae sermo 

agustini. 

Agustinus ait: Si quid — peccator. 

VII. De moderandis vestüms chri- 

stianorum. 
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534. 
535. 



536. 



537.* 

538. 

539. 

540. 



541. 
542. 
543. 
544. 
545.* 

546. 



Hieronimus ait : Vestis — demonstraris. 
XVI. De Ubris semper legendis, ut 
eorum nigritudo candidatn efßciat 
anmafn^ hoc est^ de Ubris non retir 
nendis. 

Agustinus ait: Sunt mnlti et forte 
relegiosi, qui plares libros ligatos 
habere volunt et eos in armariis 
clausos tenent, ut illos nee ipsi le- 
gunt, nee alios ad legendnm tradnnt, 
Ignorautes, quod nihil prodest, libros 
habere et eos propter impedimenta 
mundi non legere. Liber eniro Can- 
didas vel nitidus et bene coopertus, 
si non legatur, non facit animam 
candidam. Ille vero , qui iugiter pro 
eo, quod legitur sepe, revolvitur, 
pulcher a foris esse non potest, 
pulchram tarnen intus facit. 
De III causiSf quibus legitur. 
Hieronimus ait: Quando — venit. 
XVIII. De tribus syllabis mundan- 
tibus peccata hominum. 
Agustinus ait: Tres syllabae sunt, 
quae valent abluere humanuni pec- 
catum, sicut et peccatum per eas 
mundatum. Agustinus ait ait, non 
tarnen ex cordis sacrificio indicantur, 
id est: pecc a vi. 
XVIIII. De otioso sennane. 
Agustinus ait : Otiosus ^ adquiritur. 
Hieronimus: Otiosus — profertur. 
Gregorius ait : Otiosus — pace caret. 
XX. De feminoHs in scriptyra 
exossis. 

Agustinus ait: Merito enim virilem 
fortitudinem non habent, qui in mu- 
liebres habitus transierunt. lusto 
enim iudicio evenire credendum est, 
ut virilem virtutem amitterent, qui 
feminarum se specie deformassent. 



Lib. LXVI. c. 1. a. 



Vgl. S. 271. II. A. S. 
240. Not. a. 
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547. XXini. De eo^ quod non dd>ent 
ehristiani querere divinoa» 

548. Agustinn^ ait: Admoneo — peribit. 

549. „ : Similiter et angaria 
nolite observare nee a?iculas can- 
taDtes nee ex illarum cantu diabuli- 
cas divinationes. 

550. III. De soHsfadione oheervantium 
auguria non profmente. 

551. Agustinus item : Qui supradietis — 
observatione sit. 

552. IIIL Delinquentia ehrütiana, 

553. Agustinus item : Nullus — scandali- 
zantur. 

554. XXV. QfM fadendumy ei vera eint 
auguria. 

555. Agustinus ait: Quid — eis. 

556.* XX VIIL De eo y quod non prodesi^ 
quicquid eius consüium dei agüur. 

557.* Hieronimus ait u. s. w.: Potest — 
suscipiens. 

558. XXXI. Qrigorius nazazenus ait: Quo- 
modo potest teneri, qui nudus est? 

559. Idem dicit : Duo sunt in caelo, quae 
teneri non possunt, deus et angelus. 
Tertium vero in terra, id est, chri- 
stianus, velut quidam incorporeus 
Yiyens in carne. 

560. XLV. Hieronimus ait: Tris — nee 
enstodit. 

561. XLV. De eo, quod non debet aedesia 
fidere in poteekUes mundi. 

562. Agustinus ait : Qui cum — discedat. 

563. XLVII. De intelligenUa divinorum 
librorum. 

564. Agustinus ait: . . . divinos libros id 
in ipsis diligamus, quod certum est 
eum dixisse, quem legamus. Sin hoc 
latet, quod circumstantia scripturae 
consonat, diligamus, quod si hoc non 
apparet, quod tarnen catholicae con- 
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venit fidei diligendum est. Nara ai 
locus, tempus, persona, quae obser- 
ventur, secundum omnia erunt. 
[L. Grigorius episcopus dicit.] 
De variis Hem causis. 
y. De 60 quod ieiunandum est in 
festis gentiUum, 

Agustinus ait: Jeiunerous — lugeamus. 
XXVI. De eo, quod in uno die su- 
matur homo per penitentiam, 
Qregorius dicit : Ecce — tempus. 
XXVn. De eo quod requirat deu$ 
sangmnem subditorum de manu gu- 
bemcUorum et quod liberant redores 
anitnas suas corripiendOj si non au- 
diunt eos, 

Grigorius ait: Saoguis — tacuerit. 
Hieronimus ait: Non — snmas. 
XXVIII. De eo, quod müUi prcm- 
tcUem suam ex äUenis pravücUibua 
tueantur. 

Qregorius dicit: Sunt et mnlti qui pra- 
vitateoi suam ex alienis pravitatibus 
tuentur, quia alia tales fecisse con- 
siderant, se facire licentur putant. 
XXVIII. Hieronimus ait: Sed et 
simpliciter in nobis hoc dominus 
tribuit eiemplum, quod rem paupe- 
rum, id est, pecuniam, quam iudas 
in sacculis portabat, reddere in tri- 
butum, nefas putavit. 

XXX. Hieronimus ait: Omnes igitur 
— salvatoris. 

XXXI. De licentia . . . christianorum. 
Agustinus ait: Data est licentia chri- 
stianis, ut manducent, quod vellent, 
cum moderatione , cum gratiarnm 
actione. 

De variis item causis. 

I. De causa inopiae nostrae. 

Ambrosius ait: Causa — moverunt. 



Lib. LX. c. 4. 



i> n 1» it ) 



Vgl. S. 39. 
II,A.S.32. 
Not. a. 0.28 



Lib. XLVII. c. 19. 



1? 11 ji 11 



Vgl. Lib. XXX VII. c. 22. 
b. 



>1 11 11 ' 



11 11 ^^ ' 



Lib. XVII. c. 16. 
8. 27.1. II. A. 8. 240. 
Not. a. 



Lib. LXVL c. 13. 
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582. n. De curatione homifiXs ddinquentis 
et de sanctificatione eurcUi. 

583. Hieronimus alt: Sanctificateiemnium, 
praedicate carationem. Carat enim 
— ieiunium. 

584. III. De perdenda gratia dei in 
gratia imperatoris sequenda. 

585. Ambrosius ait: Qui ^ possiderunt. 

586. IUI. De sttdtitia placendi malis 
hominibus. 

587. Grigorius ait: Stultum — scimus, 

588. V. De sdltde perpeiua nonnisi per 
laborem adquirenda. 

589. Grigorius dicit : Salus — pretiosum. 
589*». labör exercendus, sollicitudo tollentia. 

590. VI. De eOj quod non omnibtis dan- 
dum est consilium. 

591. Grigorius dicit : Dare stulto consilium 
caritatis est, sapientiori superbiae. 

592. Vn. De co, quod con^iderandum est 
doctorij quod^ cui^ quando^ qualiter 
loquatur. 

593. Grigorius ait : Etenim — non erit. 

594. VIII. De quaerentibus vüam praxi- 
morum et motare locum canantibus. 

595. Grigorius ait: Sepe — caderet. 

596. Villi. De eo, quod in conviviis 
praediccmdum sit. 

597. Agustinus ait: Quotiescumque — 
anima sustentatur. 

598. X. De eo^ qtwd scurilitates et turpi- 
loquia in conviviis devitanta 9unt, 

599. Agustinus ait: Alii — moriatur. 

600. Xn. De conparatione facientium 
Signa et minus facientjum signa, 

öOl."" Griigorius dicit: Sunt plerique, qui et 
Signa non faciunt, signa tarnen dis- 
pares non sunt. 

602. Xm. De seprdtura soris benedidti 
exemplum sumiiur ad consepeliendos 
viras femmasque in una eodemque 



Lib. XIL e. 9. c. 



Lib. XXV. 0. 19. a. 



Lib. XXV. c. 19. b. 



„ LXVI. ,, 14. 

11 yj 11 11 

? 



Lib. XXXVUI. c. 18. 



JJ 11 11 11 



XLIII. c. 7. 



^J 11 11 



LX. „ 2. 



i^ 11 



11 3« 

11 11 ^» 
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s^ukro, sed tarnen^ si pares merito^ 

sive boiii sive mali^ sint, Lib. XVIII. c. 9. 

603. Gregorius ait de sepultura — sepe- 

raret. 
604* Eiplicit 

* Anmerkungen. 

L Statt nisi lies nemo. Vollständige steht dieses Citat im 3. Th. der 
WtLrxb. Hd., f h%^ in Verbindung mit Citaten ans demselben Bache. — 
20—21, fehlen iui Colon. (Wasserschi. S. 86. II. A. S. 73. Not. pp. — 25. Desgl. — 
S5» Am Rande: hr. == Hieronimns. — 36. 39- »Uinc« passt hier nicht in den 
Zaeammonhang. — 47. Wirc. liest st. regnlam anream: legnlam. — 47. Nach 
»tres vindictae sunt« Wirc. add: »immo III,€ liest st. portasti: contnlisti (Vgl. 
Breviar, Eom, SO Nov.), st. demsit : terapsit, st. at pudoris: nt podorero. 
Ferner: qai membra adonibesec aessis summitatibus mannum ac pedum secoit. 
(Vgl Lib. XXVI L c. 5). — 62. 63. Die Citote variiren in der Edition. — 

71. Wirc. liest fälschlich: non cito, aber richtig potentiae st. penitentiae. — 

72. B. Note zu 36. 39—84 : Am Rande : ^g. = Gregorius. Nach >maltatas« 
add. i hoc est — 85»>- »Gladinm verbi dei qui penetrabilior est« fehlt. — 
— 91. Verscbi^deno Quellenangabe. Die Worte: qnia omne — est fehlen. Im 
Folgenden iat iler Text corrumpirt. — 92. lies: Vacca. Am Rande: hr. — 
93. Am Rande hT. »ntilitates habet« fehlt. — 98. >commendatam« fehlt. — 
99. »proiimi ne eoram« fehlt. — 104. Nach gubernat steht nach : non conta- 
minantae, welche:^ aus der üeberschrift des folgenden Capitels hierher gerathen 
ist. Letzteres ist in die Hd. nicht aufgenommen, muss aber in der Vorlage 
gestanden haben. — 105. Vgl. 36. 39. satt überabit : liberavit ~ 107. Das 
Citat angeriibrt wie im Colon, und Valic. S. 128. II. A. S. 108. Not. c. st. con- 
traria ; eiua tria. Die Worte >ab arbore arida sicut ramus viridis« fehlen. — 
no. Am Bande: gg. li (= nazianzenus). — 117. Lies: contigit. Am Schluss, der 

mit f, 7 endet, steht: 1 119. Die Worte: Hieronlmus — commendet Deo 



sind aaagelasaen. — 131. >reddenda vel« fehlt. — 138. Statt: nullam adiuran- 
dam : turandQm. — 139. Am Rande hr. — 148. Vielleicht identisch mit dem 
letzten der 4 S. 153 Not. e. erwähnten Capitel im Valic. — 145. »firmo« fehlt. 
-- 153. Vgl. Isrd., Offic. IL 5, 402. — 157. Am Rande: hr, sonst Augustinus 
ausser in Monac. I. S. 157. Not. k. II. A. S. 134. Not 1. >qua8i hospes fieri 
debet« fehlt. — 158. 161 : Am Rande : hr. — 163. Wirc. liest : princeps. Ait 
eniro sacerdoti deua ; magis. — 164. VgL S. 164. Not. w. — 184. Vor oportet 
add. : doctorem. — 185. Om : Dignum est St. praedicamus : offerimus. — 
220. fehlt im Colon. — 226. der Text des Wirc. hier ist corrumpirt. — 229. fehlt 
im Colon. — 258. Festintatea martjrum fehlt in der Edition. — 259. scheint 
SU Lib. XVIII. De iure sepulturae zu gehören. — 284. Addend.: yi possnnt. — 
305. »Trift legitim a coiugia in scripturis legantur. Primum coniugium virgo 
casta et disponaata in virginitate viro, (so ist offenbar zu interpungiren) dotata 
legitima et reliqya quae sequuntur in praedictis. Secundum virgo in civitate 
u. i. w. pater eiui et dotabit eam a viro praedicto, iste quantnm iudieaTerit 
pater et Jabit praetiom pudioitiae eiua ; si aotem u. s. w. dabitvr d Toluntate 
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patris et filiae. Tertinm fllia u. s. w. patri«, trabet eam a riro praedicto et 
tndet eam ali et dotabit eam et legitima erit ei, sed pnemiam bis daobas 
praefertar. — 307. statt: sed virgine u. s. w.: sed flliam sicat. — 317. St. li- 
coit: licebit. — 402. Hinter et provocata fügt Wirc. richtig biiuu: repellitar, 
st. bellaina: berbina. — 512 und 513 stehen onmittelbar hintereinander anf 
derselben Zeile. — 536. zn ergfinzen am Schloss: animam. — 537. Lies (neg) 
legitnr. — 545. Valie. liest : effeminatis-ezosis. — 556. Statt eins lies contra. — 
557. steht Hieron. Comm. in Jon. cap. 1. t. 4. — 601. St. et lies : etsi, nach 
tarnen lies &cientibas = Oreg. M. Dialog. I. 12. — 604 Der flbrige Theil des 
Blattes, auf dem Mos drei Zeilen des letzten Capitels stehen, ist weggeschnitten. 

Tabelle (TL) 

zum Vergleich des Cod. Monac. 4592, f. 120—158, mit der >iri8chen 
Ganonensammlung.« 

Heraosgegeben Ton Waaser schieben (Giessen 1874) nnd (Leipzig 1885). 

Monac. cap. = Edit. Lib. — cap. 

29. 
30. 
31. 
32. 
33. 
34. 
35. 
36. 
37. 
38. 
39. 
40. 
41. 
42. 
43. 
44. 
45. 

46. 

47. 
48. 
49. 
50. 
51. 
52. 
53. 



1. 


= 


XIX. 




2. 


:== 


XX. 


1 u. 2. 


3. 


= 


? 




4. 


= 


XX. 


4. 


5. 


= 


71 


5. 


6. 


= 


»1 


6. 


7. 


= 


XXL 


1. 


8. 


= 


M 


4. 


9. 


= 


« 


5. 


10. 


= 


11 


6. 


11. 


=: 


^^ 


7. 


12. 


= 


11 


8. 


13. 


= 


y^ 


10. 


14. 


= 


n 


16. 


15. \ 

16. i 


=s= 


? 




17. 


:== 


XXIV. 


4, 


18. 


=Z 


XXV. 


10. 


19 


r= 


11 


16. 


20—22. 


desunt 




23. 


= 


xxvn. 


19.21. 


24. 


=s 


»» 


23. 


25. 


== 


p 




26. 


= 


XXVIII. 


3.4. 


27. 


= 


^y 


12. 13. 


28. 


SS. 


XXIX. 


2. 






1 = 



Edit. Lib. 


— cap. 


XXX. 


2. 


XXXI. 


1. 


11 


5. 


11 


6. 


11 


11. 


>1 


15. 


XXXI. 


16. 


xxxn. 


4. 


11 


5. 


11 


6. 


11 


7. 


11 


8. 


XXXT. 


19. 


11 


20. 


XXXII. 


2. 


? 




XXXII. 


9. 


« 


10.+ 


XXXIII, 


1. 


? 




XXXTI. 


15. 


u 


12. 


11 


13. 


11 


17. 19. 



18. 21. 



:^sr- 
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lloBac. cap. = Mit. Lib, — oap. 


Mouac. cap. 


= 


Edit. Lib. 


- cap. 


54. 


= XXXU. 23. 


93. 


=r 


I. 


15. 


55. 


= „ 24. 


94. 


= 


ti 


16. 


56. 


= XXXIII. 2. 3. 


95. 


= 


? 




57. 


1 " 3. -f 
~ l XXXV. 8. 


96. 

97. 98. 


z 


II. 

? 


5. 


58. 


1 XXXIIT. 4. -f 
~"| XXXV. 9. 


99. 
100. 


= 


IL 

xxxvm 


8. 
. 7. 


59. 


XXXIII. 4. 5.+ 


101. 


= 


t» 


8. 


~ XXXV. 5. 


102. 


= 


n 


10. 


60. 


= XXXIII. 11. 


103. 


= 


11 


11. 


61. 


= „ 12. 


104. 


t=s 


n 


12. 15 


62. 


= XVI. 9. 


105. 


= 


1» 


17. 


63. 


= XXXV. 1. 


106. 


= 


tt 


18. 


64, 




107. 


= 


? 




65. 


= „2. 3. 


108. 


= 


XXXIX. 


4. 


66. 


= „ 4- 


109. 


= 


XL. 


3. 


67-70 


. == ? 


110. 


=s 


t1 


6. 


71. 


= XVI. 14. 


111. 


= 


1t 


10. 


72. 


= „ 15. 


112. 


— 


XLl. 


6. 


73. 


= XXXVI. 2. 


118. 


= 


»» 


7. 


74. 


=- „ 8. 


114-117. 


= 


? 




75. 


= ., 7. 


118. 


= 


xvn. 


3. 


76. 


= XXXVU. 1. 


119. 


= 


? 




77. 


= „ 2 


120. 


=s= 


XVII. 


7. 


78. 


Vgl. S. 155. Not. b. 


121. 


= 


n 


4. 




n. A. S. 132. 


122. 


s= 


tt 


4. 


79. 


= ? 


128. 


= 


XLII. 


10. 


80. 


= XXXVU. 6. und 


124, 125. 


= 


? 






S. 156. Not. g. n. A. 


126. 


= 


XLH. 


17. 




S. 183. Not. h. 


127. 


= 


? 




81. 


= XXXVU. 8. 


12a 


= 


xuv. 


7. 


82. 


= „ 9. 


129. 


=SI 


17 


17. 


83. 


= ? 


130. 


== 


T7 


18. 


84. 


= XXXV IL 11. 


131—133. 


= 


? 




86. 


~ „ 12. 17. 


134. 


= 


XLV. 


8. 


86. 


== L 18. 


135. 


= 


n 


12. 


87. 88. 


= ? 


136. 


=s= 


tt 


14. 


89. 


= 1. 2. 


137. 138. 


= 


? 




90. 91. 


SS ? 


139. 


=: 


XLVL 


1. 


92. 


-= I. 14. 


140. 


s= 


»t 


2. 
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Honac cap. 


= 


Edit. 


Lib. 


— cap. 


Monac. cap. 


= 


Edit. Lib. — cap. 


141. 


= 


XLVI. 


13. 


181. 


= 


LIV. 11. 


142. 


= 


1» 


3. 


182. 


= 


13. 


143. 


= 




> 


4.' 


183. 


2= 


LV. 3. 


144. 


= 




1 


5. 


184. ' 


= 


LVli. 1, 


145. 


= 




1 


6. 


185. 


= 


2. 


146. 


= 




» 


11. 


186. 


= 


? 


147. 


^= 




» 


12. 


187. 


= 


LIX. 1. 4. 


148. 


= 




n 


16. 


188. 


= 


? 


149. 


z^ 




n 


18. 


189. 


^ 


LXI. 3. 


150. 


= 


•t 




190. 191. 


= 


? 


151. 


= 


XLVI. 


30. 


102. 


= 


XI. 1. 


152. 


= 


XLVII. 


2. 


193. 


= 


2. 


153. 


=;= 


1> 


3. 


194. 


= 


LXITI. 2. 


154. 


-1 — 


n 


4. 


195. 


= 


LXIV. 1. 2. 


155. 


= 


1» 


6. 7. 


196. 


= 


„ 4.5.6.7. 


156. 


=: 


M 


8. 9. 


197. 


= 


8. 


157. 


== 


11 


10. 


198. 


= 


LXV. 1. 


158. 


= 


11 


11 


199. 


= 


2. 


159. 


= 


XV. 


1. 


200. 


= 


4. 


160. 


= 


11 


6. 


201, 


SS 


XX. 3. 


161. 


= 


XIII. 


6. 


202. 


= 


LXVII. 1. 


162. 


=r 


11 


8. 


203. 


= 


„ 2. 3. 


163. 


= 


XV. 


3. 


• 204. 


=s 


P 


164. 


r-r- 


XIV. 


1. 2. 3. 


205. 


= 


LXVII. 4. 


165. 


=s= 


11 


6. 


206. 


= 


XXVIL 19.20 + 


166. 


= 


XII. 


7. 






Lxvn. 5. 


167. 


= 


11 


9. 


207. 


= 


XXIX, 3. 9 + 


lt)8. 


== 


LI. 


1. 






Lxvn. 6. 


169. 


s= 


11 


2. 


208. 


= 


XXXV. 5 + 


170. 


= 


XLIX. 


12. 






• LXVn. 7. 


171. 


5= 


11 


13. 14. 


209—217. 


=r 


? 


172. 


= 


LIL 


3. 


218. 


= 


LXV. 1. 


173. 


= 


LIV. 


1. 


219. 


= 


2. 


174. 


= 


11 


3. 5. 


220-227. 


=: 


? 


175. 


=S 


11 


2.* 


228. 


=s 


LXVL 7. 


176. 


= 


? 




229. 


= 


LV. 4, 


177. 


= 


LIV. 


6. 


230. 


= 


xn. 1. 


178. 


= 


ti 


8. 


231. 


=: 


? 


179. 


— — 


n 


0. 


282. 


= 


xvn, 16. 


180. 


= 


1 


1 


10. 


233. 


=s 


XXV. 19, 
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[onac. cap. =^ 


Edit. Lib. 


— cap. 


Honac. cap. 


= Edit. Lib. — cap. 


234. = 


LXVI. 


14. 


242. 


= P 


235. = 


LX. 


2. 


243. 


= LXVI. 16. 


236. = 


n 


3. 


244-246. 


== ? 


237. = 


LXVI. 


8. 


247. 


= XXXVIII. 4. 


38. 23f>. = 


? 




248. 


= XXXI. 2. 


240. = 


XLII. 


18. 


249. 


= „ 3. 


241. ^ 


XLIX. 


7. 


2.S0. 


= XXI. 28. 



Tabelle (in) 

»um V€i=.'leic)i des Cod. Wircib. Mp. Th. q. 31. f. 42 — 51« (= zweite 
Columne) mit Bruns, Biblioth. eccl. (Berol. 1839) (= dritte Columne), 
der Oolfetitio Herovalliana (= vierte Columne), der Collectio Andega- 
vensia (— fünfte Columue) und Migne, Patrolog. lat. Tom. 99. col. 
991 fif. (sechste Columne). 

NB, Die Ziffern der ersten Columne sind von mir beigef&gt. 

Nr, Wirctb. 
1, Cjn>. V. Caaon An- 



riliaiieii^^is 
% Oanoh AEirüans. cap. 

vin 

3. Canon Änqmritanns 

cap. XX 

4. Chuoh Äuralatensis 

cap. VII 
h, Canon Arbtens. cap. 

im 

6. Canon Afaonensis 
cap. XXV 

7. Qufid in nomine 

früiifatU debeat 
bapU%ure 

8. cap, L 

9. he paacha et de die 
äoniutif ft et reli- 
quas fefilivitatfs 

10. C^n.Miticenäiscap.II 

i l' I* PI H fl 

12. ,f Aürilianens. cap. 
XXXI 

13. C&n. Aürilianens. cap. 

xxni 

U. Can. Miticens. cap. 

GUI 
15. Can.Miticena. cap. VI 
W. Can. Äritioccns. cp. II 

17. ,, Aßfatansis cap. 
XUIl 

18, Cau. Africanornm 
cap. XXXI 

19. cap. XGl 

20, „ XXXUII 



Bmns. 
Anrel. I. c. 8. 
„ III. „ 7. 
Ancyran „ 20. 
Arelat. V. „ 7. 

II I» I» ^* 
Epaon. „ 25. 

Can. Apost. 49. 



Matisc. II. c. 2. 
ff »f fl *• 



Anrel. lU. 
.. I. 

Matisc. I. 
II II. 
Antioch. 

Agatb. 



28. 

26. 

9. 
4. 
2. 

18. 



Stat.eccl.ant.„ 24. 



Herov. 


Andeg. 


XIII 


X 


XVIII 


XV 


T» 


II 


»» 


fl 


XIX 


XVI 


XXI 


XVIII 


[XXIII] 


[XX] 


XXVI 


XXII 


11 


»1 


tl 


11 


l> 


II 


II 


11 


kxvii 

XXIX 
XXX 


XXIII 

XXV 

XXVI 


»» 


ff 


XXXI 


XXVII 


tt 


fl 


1» 


»• 



Migne (col.) 
1007. 
1012. 
1013. 

11 

1018. 

1021—1022. 



1025. 
1026. 



1027. 



1029. 
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Nr. 

21. 
22. 
23. 
24. 
25. 
26. 
27. 
28. 

29. 

30. 

31. 
32. 
33. 
34. 
36. 
36. 
37. 
38. 
39. 
40. 

41. 

42. 
43. 
44. 
45 

46. 

47. 

48. 
49. 

50. 

51. 
52. 
53. 
54. 

55. 

56. 

67. 

58. 
59. 

eo. 

6L 
62. 
63. 
64. 
65. 



Wircib. 

Gau. Mitieens. cap. V 

cap. XXXVl 
,, LXGin 

Can.Miticens. cp.XII 
„ Arilin nens. „ XII 
„ Lacdunens. „ V 
„ Afrieanor. „ G 
„ AarÜianens. cap. 

XUI 

Cao. Africanoraro 

cap. LXXXIII 

Gan. AarilianeDS. cap. 

XXV 

cap. XIII 
., XXV 

Gan LucdnneD8.cp.II 
„ Miticens. cp. IUI 

cap. XVI 
., VllI 

Gan. Agatens. cp. IIII 

„ Africanornmc.XVI 
cap. Uli 

Gan. Galddonens. cap. 
VIII 

Gan. Anrilianens. cap. 

XXXV 

Gan. Mjticens. cp. X 

„ cap. VII 

cap. XGII 

Gan. Apostolornm 

cap. xvn 

Gan. Galcidonens. 
cap. lU 

Gan. Africanorum 
c XXGIl 

cap. XXXV 
Gan. ArlateoB. cap. 

xnn. 

Gan. Ailatens. cap. 

xim 



Gan. Alfaunens. 
XXXI 
Gan. Arlatens. 

xin 

Gan. Agatens. 

xxxn 

Gan. Landocens. 

xxxxira 

cap. iauj 
Gan. Africanorum 
cap. LXXIII 

cap. 



cap. 
cap. 
cap. 
cap. 
LHII. 



n 
„ nii 

VII 

vin 

X 
LVUU 



Bruns. 



Matisc. IL c 


5. 


Stat. ecci. ant. c 


.lOL 


»» »» M 


. 94. 


Matisc. IL c. 


12. 


Aurel. I. „ 


16. 


Lugdun. III. „ 


6. 


Stat. eccL ant. 


c. 17 


AureL I. c. 


17. 


Stat eccLaut. 


c. 95. 


Aurel. UI. c 


23. 


11 11 11 


12. 


11 11 11 


22. 


Lugdun, IL ., 
Matisc. L M 


2. 


4. 


Agath. „ 


51. 


11 11 


69. 


11 11 


4. 


Stat. ecd. ant. 


C.28. 


»» »t 11 


»30. 


Ghalced.(S.28) 


«9. 


Aurel. IIL c. 


32. 


Matisc IL „ 


10, 


T 

11 *• »f 


7. 


ft 11 1* 


18. 


Gan. Apostol. 6. 


Ghalcedi c. 


3. 


Stat. eccl. aut 47. 


ff 11 11 


49. 


Arelat. IL c 


14. 


11 11 i\ 


4. 


Agath. „ 
Matisc. I , 


IL 


3. 


Aurel. III. , 


4. 


Epaon. , 


32. 


Arelat. I. „ 


12 


Agath. , 


4L 


Laodic. , 


24. 


♦t » 


,55. 


Stat. eccl. aut. 


C.60. 


»1 11 " 


„35, 


tf 11 11 


..15. 


11 11 »» 


., 17. 


t» »• ♦♦ 


11 19. 


»» »» 1» 


„53. 


f» 11 V 


„39. 



XXXV 

xxxvin 



[ »] 



XXXIX 



Herov. 

XXXIII 
XXXIV 



[ XLII ] 



[ « ] 
XLUI 



XLI 



XLIV 



Andeg. 

XXXVIIl 
XXX 



[ ., ] 
11 

XXXI 

xxxnii 



[ ., ] 



XXXV 



[XXXVI] 



XXXVII 



XXXVIIII 



XL 



Migne (col^ 
1030. 



1031. 



1032-1033. 
1033. 



? 
1034. 



1036. 



1037. 



1042. 

»» 

.1 

? 

1043. 
». 
f. 
„ 

1044. 

1040. 

1041. 

I. 
»» 

1044. 
». 
f. 

1047. 
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Nr. 



WiTcib. 



66. Can. Laadocens. cap. 

XXVI. 

67. Can. Africanorum 
cap. XXV. 

68. Can. Africanonim 
cap. XXG. 

69. Can. Agatens. cp. XX 

70. „ Nicens. „ V 

71. De venationihus. 



Brnns. 

Laodic. c; 26. 
Stat. eccl. ani c. 44. 

'» »» »I »» ^*^" 
Agath. c. 20. 
Matisc. I. ,, 5. 



1 
[XLV] 



Herov. 



Andeg. 



XLI 



Migne (coL) 



1047. 



1047—1048. 
1048. 



72, 
73- 



74. 
75. 
76. 



Nicenas. Si qnis 

susceperit — sunt. 

£t alioi scriptum est 

Monachum nou licet 

Votum vovere sine 

consensa abbatis, 

sin bantem , frau- 

gendam est. 

Puer usque — mo- 

nacbnm facere. 

De promissione — 

tardat. 

Infans — implere, 



rCol. Hibern. 
[XXXIX cap. 



Lib.l 
lOa.J 



rColl. Hibern. S. 63 
Not. 11. II. A. S. 
[ 53. Not. 17. 

Poenit. Theod. 
Lib.II.c.XII§.35 
' Poenit. Theod. ' 
Lib.II.c.XIV§.3. 
' Poenit. Theod, ' 



77. 



78, 



sicat scriptam est :, LLib. II. c. XIV §. 5.. 

Omne, quod deo to- 

veris fac« ne rßus pe 

riurii iaveniaris. Item 

alibi : Qnod semel 

egressum de labiis 

tnis, obserraberis, si- 

cut promisisti do- 

mino deo tao. 

GregoriuB ait : Tarn- ( Collect. Hibern. ' 

quam piscis in terra Lib. XXXIX. cap. 

-* potest. \^ 4, a. 

Agufltinus: Quis — 

habuerit, 



[LI] 



Ebd., b. 

79. In regula ctnubiali vel aancte cofumbane, Mo- 
nachas qni se ezeasaverit, non nt filins det spiri 
taalis, set filioB camalis indicetnr, ^ai si non cito 
ad portum, requiem hnmilitatis domimcae confngiret, 
nimiram contradictionis additam aliqnis appariens 
in snperbia Terba persistens de libertatem sancte 
ecclesie in cellolam ob penitentiam agendam sepa- 
retnr, usque dum bona eins voluntas cognuscatur 
adque per humilitatem divino sancte congregatio- 
nem inseratur. 

80. In regula Sancti Machari: Si quis monachus in 
sua Yoluerit perseverare nequitiam et superbiam et 
dioat, hoc ego durare non possum, sed accipiam ca< 
sullam meam et eam, ubi mihi voluerit deus, abbas 
coram omnibus resedeat fratribus, eum exhibere 
praecipiat virgis emendatum, oratio fiat, et si a deo 
communione recipiatar, qpia. si quis sanam non emen- 
dantur doctrinam, virgis purgantur. Quodsi casu 
quis frater de cella ez qualibet causa scandali exire 
voluerit, nihil penitus nisi nugalissimum induatur 
vestimentum et extra communionem infidelis disce 
dat. Eorum vero, qui etatem iam robustam accedunt, 
ad servitium dei oportet inquirere qualitatem vitae 



XLIII 
-XLV 



1054. 

Poenit. , 
Theodori 
Lib.llc.6 
§.9. Gra- 
tian Caus. 
XX. q. 4. 
c. 2. ^ 



1054. 
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Kr. 



81. 



83. 

84. 
85. 
86. 
87. 

88. 
89. 

90. 

91. 

92. 

9a 

94. 

95. 

96. 
97. 



99. 
100. 

101. 
102. 

108. 
104. 

105. 
106. 
107. 



pi^aeteritae et snfficere et iam hoc ipso si satis in- 
stanter hoc expetunt et si verum et ardens desi- 
derium est eorum erga opns dei, huiuscemodi üeri 
documenta oportit valde prndenter ah his, qni 
discatere poterant exprohare; cum aatem faerifit 
soscepta, si forte praepositnra suam transgressi 
faerint, nee videre eos oportet amplins tamauam 
eos qni . . . derelinquernnt , hos quam quoa est 
confeesionis suae pactum professi samos et si pec- 
caverit, inqaid, homo in hominem oravit pro ipso 
ad denm. Si aatem in denm peccaverit, qais 
horarit pro eo? 



Can. Africanorum 
cap. XXXGin. 
CtuB. Arlatens. cp. Y 
Cao. Agatens. cap. 
XGm 

cap. xxxy 

Can. Miticens. cp. 1 

cap. xn 

Can. Anreliniens. 
cap. XGII 

cap. XGIII 
Can. Oaloidonens. 
cap. XXGI 
Can. Anciritani cap. 

xn 

Can. Areliniens. 
cap. n 
De inceatia. 
Can. Arlatens. cp. X 
., Agatens. cap. 

Can. Aphaonens. 

cap. XXX 

De falaariia. 

Can. Arlatensis cap. 

XV. 

Can. Arelianens. 

cap. Gn 

De dUcordantea. 

Can. Africanoram 

cap. XLGI 

cap. XLGIIT 
Can. Arlata. cap< 
XXX. 

De libertia. 
Can. Agatens. cap. 
XXGH 
Can. Arasc. cap. V 



Brons. 

Stat. eccl. ant. c. 97. 

Arelat. c. 5. 



Vgl. Anrel. II. c. 17. 
Aurel. III. c. 16. 

Chalced. ,, 27. 



De morituria lap- 
aia, 

108. cap. nil 

109. Item „ Gin 

110. . „ LXV 

111. „ LXGH 

112. Cap. XV. De puel 
lia, gui aliquando^ 



Agath. 
Epaon. 
Matisc. I. 



19. 
88. 
2. 
12. 



Ancyr. 

Aurel. I. 

Arelat. I. 

Agath« 

Epaon. 



11. 



e. 10. 



25. 
30. 



Arelat. I. c. XIV. 
Aurel. III. „ 8. 

Stai eccl. ant< e. 59. 
»» »» »t »j 9 

Arelat. IL c. 50. 



Agath. c 29. 
Arausic. I« ,^ 5. 



Arausic. I. c. 4. 
Aurel. „ „ 12. 
Stat. eccl. ant. c. 80. 

tl t« ff » öö. 



Herov. 
LH 



Lin 



LIV 



LVI 



[■;1 



Lvm 



[LXVUI] 

ft 

XIX 

LXVUI 



Andeg. 



XLVII 



XLvm 



XLvmi 



'ü' 



LIII 

Lmi 

»» 

Lxnu 
x^ 

LXIIII 



Migne (col.) 



1054. 



1055. 



1056—1057. 
1057. 



1058. 



1062. 



? 
[ 1062. ] 

1063. 



1065. 



[ 1069 ] 

1070. 
1017-1018, 
1071.U1) ] 

H 1 



1) Collect Hihern. Lih. XLVII. c. 20. 



78 Nürm^erger, Die Würzburg. Handschr. der iriach. Canonenaamml, 



[Grat. decr. Cau8. ' 
XX. q. 1. c. 8. . 



Nr, Wircib. Brnns. 

in habilurtligioao 
futrint^ non ta- 
rnen conHfcrate, si 
postf.a nupaerint 

113. Puelle — perraane- 
rent. 

114. De baptUmatibua incertia, 

115. YII. SUtnant tenere baptizati, qni sym- 
boli tradictione a quocumqne accipernnt, 
qnia Tioii infecit seminantes iniqiiitas, bId 
vero, noQ est rebaptizare, sed oaptizari. 

1 1 6. /if kfparadone aexautn post lapanm, 

117. XL Considerat uDasqxiisaiie in conscien- 
tia aua, pi amor et desiaerlam cessavit 
peccatqxie, qoia corpus mortaum non 
infecit corpus alterius mortui, sin vero, 
aeparentar. 

118* X vn. f)e prepoaiii (a) fnonachorum. 

119. Monachi gnnt, qui solitare sine terr . . , 
babitant snb potestate episcopi vel abbatis, 
Don sunt aatem monachi, ut aiunt, sed bac* 
troperetii, hoc est, contemtores, solliciti 
ad Titam perfectam in elate perfecta, hoc 
est , XXXa annorum debet unusquisque 
constringere, non atestando, set voto 
perüeiendo . . . unusquisque sicut pro- 
posuit in corde, faciat, et ut vota mea 
reddüptn in conspectu Domini, et reliqua, 
que vero . . . vivitur, situs locorum 
coartatf set snperhabundantia in omnibus 
divitis in Tita, quia in frigore et nudi« 
täte et faraa et siti, in vigiliis et ieiu' 
nÜG Toeati sumus. 

120. /)f piuochiia, qua etate bapHzandl 

121. Com monachus non est dicendum, quia 
malum est inanditum, qui unitat em Tero 
plebia non incongrue suscipimus. 

12i, De conlentione duorum abaque te 

aiihu» 
128. Statimnt ut — relinquator. 



Tabelle (JY) 

zur üebersicht über den Inhalt des Cod. 

f. 52-f. 59. 



Herov. 


Andeg. 


? 


Maaaaen, 
Gesch. I. 
272. §. 74. 


? 
? 


Lxn 

bzwLXIIII 


? 




? 






t» 


? 






tf 


? 


»1 


? 


»f 


? 


ff 


? 


»f 



Migne (col.) 
? 

H') ] 

4[«) 1 
? 



?/[*) ] 



[«) 1 



Wircib. Mp. Th. q. 31, 



L = Nr. 46. 

2. XL VI. CapU. Canones apostohrem. Episcopos ant prae- 
stiter , si eum , qni secnndum veritatem habuerit babtismum , denuo 
babti2a\r8nt aut si pollutam ab impuro dod babtizaverit, deponatar, 
tamquam deridens cracem et mortem domini nee sacerdotes ac falsis 
saeBrdotibuä omnino discernens. = Can. apost. 46. 



1) Leo ad Rustic; cap. 13. — 2) Synod. S. Patricii II. cap. VIL — 
3J Ebd. c. XL — 4) Ebd. c. XVU. - 5) Ebd. c XX. - 6) Ebd. c. XXIV 
und Collect, Eibem. Lib. XVI. c. 14. 
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3. XLVni. K, Si quis episcopus aut praesbiter iuxta prae- 
ceptum doroini non babtizaverit in nomine patris et filii et Spiritus 
sancti deponatur. = Can. apost 48. 

4. Sanctus Agmtinm : Neqaaquam dubitarero habere babtis- 
mum eos, qai ubicamque et a quibuscumque illud verbis evangelicis 
oonsecratum sine saa simnlatione et com aliqna fide accepissent 
qnamquam eis ad salutero spiritalem non prodessent, si caritate ca-* 
rnissent, quo catholicae inserentur ecclesiae. 

5. Et alibi: ipsi de ecclesia, quae domuSt etiam claves ecce 
ipsi ac potestatem solvendi et ligandi hanc domum , si corripientem 
corrientemquQ contempserit, sit tibi, iiHiuit, sicnt ethnicus et publi- 
canns. De hac domo dicitar: domine, dilexi decorem domns tuae, 
et cetera. 

6. Ägtistinus: Nam qui vel in unam de trinitate personam non 
crediderit, in duabus illi credidisse non crederit. 

7. Leo papa: De bis qaibus dabiura est, utrnm babtismum 
acciperint, necesse est, ut renascantnr. De bis antem, si nnlla 
exstant u. s. w. bis diligentia pietatis = Leo I. ad Rastic, cap. 15. 
= Decr. Grat. De Gonsecr. Dist. IV. cap. 113. 

8. Bonifaiius papa aü: lUud etiam, quod uniformirer circa 
baptizandos in uni?erso mundo sancta ecclesia agit, non otioso con* 
templemur intuitu, cum si?e parvali, sive iuvenes ad regenerationis 
veniant sacramentum, non prius fontem iritae adeunt, quam exorcis- 
mis et eisafflationibus clericorum Spiritus ab eis immundus abiga- 
tnr et tanc vere appareat, quod princeps huius mundi mittatur ioras 
et alligetur fortis et yasa eins deripiantur. 

9. Agustinus Herum: Constat autem ecclesiasticum esse bap- 
tismum apud hereticos verbis evangelicis consecratum, sicut ipsum 
evangelium ecclesiasticum est nee ad eorum pertinet perversitatem, 
sed . . . usque: pertinet sanctitatem. 

10. Sancti Pauli ad romanos. 

11. Cypriaimsp dixit: et bonis malos in unitate catholica, 
donec in fine a tritico palea separetur, nihil obesse arbitramur. 

12. [Sancti pauli ad raniaoos sed quid dicit scriplura pre . . . ^)J. 

13. Agustm dicta: Babtisma anom est, ubi una fides est, abi 
in nomiDe patris et filii et spiritas sancti iuxta re^ulam a domino 
poflitam tincti sunt, ut sunt paulianitae et cet. 

14. Omnes igitor qai stipe templi et bis quae conferunt ad 
mus aeclesiae, abutuntur u. s. w. bis salvatoris = Collect. Hibern. 
Lib. XVEL cap. 16. 

1) Nr. 12 ist durchgestrichen« 
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15. et üerum: primam docent omnes gentes, deinde doctns in- 
tingant aqua, non enim potest fieri, ut corpus babtismi recipiat sa- 
cranientum, uisi anima ante susciperit fidei veritatem. 

16. De diversis pasee temporibus et contrariis. 

17. De conftisa doetrina et de simüi sensu episcopi praesbiUri, 

18. De auxungiis poreorum liquefactis. 

19. De eo, quod sine magistris, sine trcbctaiu sanctwm scriptu* 
ram intettigere se posse puktre. 

20. De eo, quod sanctos tractatores hieronimum, agusttm^m 
parabula nominant. 

21. De heretids demente vel held^erthto^ de seismaticis et de 
unitaie aeclesiae. 

22. De simonica heresi quam faciunt per oriUnaiiones, 

23. De eo, quod dicunt^ omnem scripturam kistoriaUter debere 
intelUgi. 

24. De eo, quod dicunt^ aduUeros episcopos vel praeshüeros in 
gradum reversos . . . 

25. De eo, quod aduUerum praesbiterum ordinant episeopum. 

26. De pagano ritu rustieorum^ quos faciunt iuxta seipulera 
vel ad eeclesias. 

27. De eo quod nuUus praedicai popidus, 

28. Qaae semel u. s. w. bis canonum senteatiis subiacebnnt 
= Chalced. 24 = Collect. Herov. Tit. LI (Migne c. 1053) == Decr. 
Grat. Caus. XIX, q. 3. c. 4. 

29. Quod snmmi sacerdotes dei, sanctus hilsrius et sanctus 
martinus et sanctus paulinus suis eieraplis ostenderaat, quia expedit 
sacerdoti, et proprias res perfectionis amore contempnere et facultates 
ecclesiae dispensandas possidere tamquam cumanes et deo per ratio* 
nem reddendas, quia ihelarius et paulinus ingentia praedia, quae 
habuerunt, vendita pauperibus erogaverunt it ipsi tarnen, enm me* 
rite perfectionis suae facti sunt episcopi, quod tnnc habebant eccle* 
siae, non solum possiderunt, sed etiam acceptis numerosis fidelium 
hereditatibus ampliaverunt. ünde datur intelligi quodtanti ac tales 
viri, qui, volentes fleri Christi discipuli, renuntiaverunt quae habebant 
omnibus, non ut possessores, sed ut procuratores facultates ecolesiae 
possidebant, quia sciebant non aliud esse res ecclesiae nisi ?ota 
fidelium, praetiam peccatorum et Patrimonium pauperum, non eas 
vindicaverunt in usus suos ut proprias, sed ut coramendatas pauperi- 
bus diviserunt , hoc est possidendo contempnere , non sibi , sed alii 
possidere nee habendi cupiditate eclesiae facultates ambire, sed eas 
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pietate subveniente saseipere, quod habet aeclesiu, cum omnibtis nihil 
habentibos habere eommone nee aliquid lade eis, qai sibi de suo 
safficinnt erogare, qaando nihil aliud sit habentibus dare quam per^ 
dere. Garn quo damno animae suae ab aeclesia, quae paaperes 
pascitf accipiuDt Uli, qai sibi de sao vivere possunt, intellegaiit. Non 
emm ilU, qui sua possidentes dari sibi aliquid votant ab aeclesia, 
sine grande peccato suo, unde pauper yieturus erat aceipiunt, quia 
de ipsis propheta dicit: PeccatapopoU mei comedunt. Sicut enim 
nibil habentes proprium non peccata, sed alimenta, quibus indigere 
Tidentur, accipiunt, ita possessores oon alimenta, sed aliena peccata 
SQScipiunt ; ipsi quoque pauperes , si se possunt suis artifioiis aut la- 
boribos, non praesumant, quod debet debilis aut infirmus suscipere. 

30. Sffnodus dixU, quia episcopus ordinandus ante u. s. w. bis 
cautus =s Collect. Hibem. Lib. L cap. 7, e =» Stat. eccl. ant. c. 1. 
= Collect. Herov. Tit. VE. (Migne c. 1004 oben). 

31. De moribus episcapi essiedorus aü: Huius sermo-recepta- 
enlum =: CoUeeb Hibem. Lib. I, cap. 8, a. 

32. De lapsu episcopi vel praeshgteri. 

33. Hieronimus ait: Quicumque — gradum an non, deus seit, 
ego nescio = Collect. Hibern. Lib. XV. cap. 1 , a = Deer. Grat. 
Dist. L. cap. 30. 

34. Agugtmus aüx Qui — ministrare =» Collect. Hibem. Lib. 
SL c. 2 := Decr. Grat. Dist. L. cap« 31. 

35. Ägustinm aü: Nemo fundendo ss Collect. Hibern. Lib. 
XII. cap. 16. = Decr. Grat. Caus. XI. q. 3. c. 81. 

36. Iterum Äguetinus: Nemo — debet =» Collect. Hibern. 
Lib. XXI. c. 17. g. Vgl. Tab. I. Nr. 1. 

37. Item: Uli modis — amore » Collect. Hibern. Lib. XXI. 
c 18. a. = Decr. Grat. Cans. XI. q. 3. c 78. 

38. Nee hoc tacere debemus, quia vidimus quosdam, qui chri- 
stianos se dici cupiunt, lucri turpis cnpiditate captos usurariam exer- 
eere pecimiam et fenore volle ditescere, quod yindicari acrius in eos 
deceroimus et condolemus. =» Decr. Grat. Caus. XIV. q. 4. c. 7. 

89. Baptizandis consignandis hominibus fidelibus nulla praetia 
praefigaat nee inlationibos quibusltbet agitare reaascentes, sed quod 
gratis acdpistis, gratis dare mandamus. Qui contra suam proues- 
siooem vel subscriptionem venerit in alique, ipse se honore pri?abit 
s=3 Deer. Grat. Caus. I. q. 1. c. 90. 

40. Nee cni r- reddantur = Aurelian V. c. 13 = im Cod. 
Colon. Zusatz zu Collect Hibern. Lib. XVII. c. 6. (Wasserschi. 
S. 62. IL k. S. 52. Not. o). 

Arohir für Klrdheiir«0lit, LX. Q 
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v/ ^ 41. Qai oblationes defanctoraro fidelium deteueat, quasi infi« 
deles et non credeates dei iudicinm habendi sunt et ab Mclesia 
segregandi , quo qooqae patrum in hoc qoam scriptis sois ifiserait 
congraente sententia: Qoia amico quippiam rapere {urtum est ^ Stat. 
eccl. aDi c. 95 » Vaseos. I. c. 4 »« Collect. HiberD, Lib. XVII. 
e. 6. und Lib. XLII. c 3. d. «= Collect Herov. Tit. XXXVHL (bei 
Migne o. 1082, zweites Citat) «=» Collect. Andeg. Tit. XXXIIIL 
(Tabelle lO;. Nr. 29) = Uecn Grat Gaus. XIXI. q. 2. c. 9 ondc. 10. 

42» üt nuUtts omnino servorum dei cuiuslibet conditioai3 sive 
in uno reguo seu in altero positus alterlius cujuscumque ecciesie res 
petat aut praesomat aocipere, quod si fecerit, a commuoioue altaris 
et omnium fratram sospendat (ur) => Aurelian. V, c. 14 »= im Cod. 
Colon. Znsatz in Collect. Hiberp. Lib. XVIL c. 6. ( Wasserscfal. S. 62. 
n. A. S. 52. Not. 0). 

48. De adnlteriis — retmdatur = Aurelian. IIL c. 7. ^s^ Collect. 
Herov. Tit. XVHL (Migne c* 1012) = Collect. Andeg. Tit XV. 
(Tabelle in. Nr. 2) = Decr. Qratian. Dist« LXXXI. o. 10. 

44. Possessiones, quas unusquisque aeclesiae proprio dedit aut 
relinqnid, arbitrio alienari quibuslibet titulis atque contractibns vel 
sub quocnmque argnmento non patimur =^ £ipist Symmacbi ad 
Caesarinm Arelat. I. (Maassen 8. 287. §. 7.) s Collect. Hibero« 
Lib. XVIL c. 8 =« Collect. Herov. Tit XXXVIIL (Migne c. 1034). 

45. Duo sunt genera . . . capite, quos secuntur ignorantium 
turmae n. s. w. bis poUet (st. polluitur.) = Isidori Hisp. De offic. 11, 3. 

46. ^) De eoj gm Imcus vd aduUer dericus aecleaiam dei in- 
vasit et dbstulü de potestate sacerdotis et pastaris^ quam multiplex 
pondus peccatorum portd. 

ünum^) est capitulam, quod reus est de sanguine animamm, 
quae in illa parrochia sine babtismo defanctae sunt. 

9) Alterum, quod homicida est populi eo, quod sine doctrina et 
sine fide catholica moriuntur, absque poenitentiae . . . 

Tertium capitulum, quod sine impositione manus episcopi, sine 
gratia spiritns sancti moriebatur populos, quod in animam eins 
redundat. 

Quartum, quia praesbiteri et oleio*) sine pastore et sine ma^ 
gistro sunt adnlteri et erronei et in errore^) seducunt popdam, nt 
eecus cecum^) ducat in foveam perditionis. 

Quintum, quod cotidiae peccata aliena comedit sive^) vivomm 
sive mortuorum, quia^) sua peccata redimentes aeclesiam vestiemnt 
de suo. 

Sextum est, quia necator et percussor pauperum et peregrino'- 
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ram, ?idQaram et orfanornm, eecornm et claadoram et omniura mi- 
eeroram, qui frigore vel fame moriantnr aat cniciairtur esse proba- 
tur, eo qnod ipse retenet sibi, nnde panperes Christi vifere debuerunt. 
SepthBQin, qnod pessimum et horrendam est, qiiia ipse errore 
et ceeitate correptus non intelligit, se reom esse ante conspeotum dei 
damDatimi et quamdia in hoc peccato iacet nee elymosinae eins ac- 
ceptabiles sunt deo nee oratienes pare coram deo , sed sicnt salmi- 
grafos dixit: onm iadicatur, eieat eondempnatus et oratio eins fiat 
in peccatnm et alibi : hostiae impiorutn abhominabiles, qnae offerun- 
tnr ex celere et iterum : qui despicit l^em dei, oratio eins erit ex- 
seerabilis, et item: qui dat elymosinam de snbstantia paoperis, qaasi 
rietimat filiam ^^) in conspectu patris sni , qnia scriptum est spirita 
dei : qüi abstnlit aliquid patri vel matri et dicit: non est peccatum, 
particeps homicida^^) est. Pater noster deus est, ad quem dicimns: 
pater noster, qui es in caelis, mater nostra aecclesia est, qui nos re- 
generavit babtismo in sanguine Christi. Propterea quicumqüe pe- 
cuniam aeclesiae rapuerit, rens erit sanguinis Christi, quia aeclesia 
fabrieata est de sanguine Christi et omnis, qui ei fraudem fecerit, 
nt sanctus hieronimus ^ ait, sacrileginm facit, quia profanat Christi 
sanguinem et homicida est non unius, sed multarum animarum, 
quas mater aeolesia nutrire inde debnit vel doctrina caelesti vel pane 
terreno et ante tribunal Christi reus esse dinoscitur. Non solum a 
regno dei separandus, sed etiam aeterna paena dampnatus ^') est et 
ioxta dictum pauIi apostoli, qui talia agunt, digni sunt morte, non 
solnm qui faciunt sed etiam qui consentiunt facientibus. 

Anmerk. Nr. 1. = 1. Nr. 46 = 2. Vatic. 4160 = V. 
1) V.: Ex dicti« s. Bonifacii cap. 1. — 2) V.: Secundum. — 3) V.: 
»Altermn — poeoitentiae« deest. — 4) V.: clems. — 6) V.: errorem. — 
6) 2: In foYeam perdacat. — 7) V. et 2: mortnoram rive vivorum. — 
8) 1 om.: quia V.: qui. — 9) 2: psalmigraffos. — 10) »in conspectu — 
aliqmdc desunt In 1 et Y. — 11) Y. : homicidae. — 12) 2 et Y. : dixit. ~ 
. 13) 2 et Y. : damnandosi 

47. Quäle pericuium immineat s^eidaribus vd dericis forni- 
cariis^ gut manasteria contra iura ca/nonica sibi retentant. Omnia 
ministeria divina, qua abbas implere in monasterio debuit et potuit 
et abbate ablato demisa sunt, in peccatam illorum imputati, sive de 
doctrina, sive de custodia gregis dei, sive de dispensatione rerum 
onmium et maxime de lucro animarum; vel quicquid ibi deo sine 
pastore perditur^ ab illo ininsto possessore iusto iudicis dei cum tor- 
mento exigitur, insuper et quicquid in rebus monasteri ad suos libitos 
abutitur, alieua peccata et praetia peccatorum et Patrimonium pau- 

6* 
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perum et vidaaram rnandacat et bibit, nt ait propheta: peccata 
popali mei comedant. 

48. Qua staiiane praprü popidi in exercitu . . . 

49. De vendäiane mancipiafwn^ que pagani rdaxant in- 
genua tua (?). 

50. De derids fomieahribus ^ qui episecpaiu vA tnanaateria 
tenent. 

51. De dericia^ guo$ laici tandent et sub se nutrnmt inter 
8U0S pueros cofUra praeceptum aeclesiaruin dei et contra mores am-- 
nium christianorum populonnn. 

52. De eo, quod pueri per ^ieos dominieos vd per suas aede- 
Sias detenent sine dei lege et sine consilio episecporum et degumi sibi 
magistroa et ihi in errore batMtfotur papulus maxima ex parte. 

53. De deridsaduiterisdfarnicaterisarmaiis in aoie stantibus. 

54. De eo, quod nuUa gens d^istiana in toto nmnäo contra 
aedesiam dei ei monasteria tarn immane scdus et tarn grave pecca*- 
tum habet^ quem gens francorum^ nee in greda nee in ttalia nee in 
britania nee in affriea nee in afla gente christianorum, 

55. f. 590 ist leer. Eine spätere Hand bemerkt daraof : Sen- 
teuliolae sanctoram patrum. 
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II. 

Plenarconcil von Australien zu Sydney vom R bis 29. No- 
vember 1885. 

Von Dr. Atph&ns BelleahHm, Canonicus der OoUegiatstiflskirche in Aachen. 

1. Geschichte des Cancüs^). 

Dem Pleoarconcil der Bischöfe der nordamerikanischen Union 
TOm Moiutt November 1884 zu Baltimore ist ein solches des Episco- 
pates von Anstralien und Neuseeland binnen Jahresfrist nachgefolgt. 
Nachdem wir dem ersteren in diesem Archiv^ Bd. 57. S. 41—88 
eine Bei^ediung gewidmet haben , soll nunmehr auch das zweite 
den Lesern dieser Zeitsclirift mitgethettt werden. Es rechtfertigt sich 
dieses Unternehmen um so mehr, als die Verhältnisse der australi- 
schen Kirche, bei aller Oleichartigkeit mit der Lage der Kirche in 
Nordamerika, doch in manchen Punkten eine besondere Gestalt an- 
genommen haben. 

Die Geschichte der katholischen Kirche in Australien ist erst 
neueren Datums. Nach dem Ab&U der nordamerikanischen Colonieen 
durch England zur Strafcolonie bestimmt, nahm Australien seit dem 
Jahre 1788, wo die erste englische Flotte landete, den Abschaum der 
englischen Nation auf. Erst allmälig bildete sich eine freie Be- 
völkerung, welche einen ungeahnten Aufschwung nahm, seitdem die 
Verbrecher-Colonieen um die Mitte des neunzehnten Jahrhunderts von 
der englischen Regierung aufgehoben wurden. Unter den Deportirten 
befanden sich nicht wenig katholische Iren, deren Zahl namentlich 
seit dem grossen irischen Aufstand im Jahre 1799 zunahm. Für die 
Befriedigung der religiösen Bedärfhisse dieser Armen trug die eng- 
lische Verwaltung nicht im mindesten Sorge, liess sie im Gtegentheil 

1) literatnr 1. Acta et Decreta Concilii plenarii Aiutralasiae habiti apnd 
Sydney A. D. 1885 a sancta Sede recognita. Sydney. F. Cunninghame. 1887. 
8^. pag. IV, 184. Wird citirt als Acta et Decreta. 2. Sermon preached at the 
doae of the fint plenary Gonncil of Anstralasia by Eis Eminenoe Cardinal Moran, 
3. Pastoral Letter of the Archbishops and Bishops of Anstralasia in plenary 
Conncfl assembled to the Clergy and Laity of their Charge. Sydney. F. Can- 
nhighame. 1886. 8^. pag. 88. 4. O. Werner, S. J., Katholischer Missionsatlas. 
2. Auflage. Freibnrg 1885. 5. 0. Werner , S. J., Katholischer Kirchenatlas. 
Freibnrg 1888. 6. Kaulen, Artikel Australien von T. Neher, Kirchenlezikon 
L 1716—1727. Freiburg 1880. 
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durch Peitschenhiebe zum Besuch der protestantischen Predigten an- 
halten. Als zwei katholische Priester 1787 der englischen Regierung 
die Bitte vortrugen, die Expedition nach Australien begleiten zu 
dürfen, wurden sie mit Hohn abgewiesen 0- Erst 1805 erlaubte man 
drei irischen Priestern, welche ebenfalls als Deportirte nach Austra- 
lien gekommen waren, geistliche Functionen auszuüben. Drei Jahre 
lang konnten sie ihres Amtes walten. Protestantischer Engherzigkeit 
gelang es darauf, jeden katholischen Priester, der in Australien lan- 
den wollte, zu vertreiben. 

Als Pius VIT. das Vicariat der Insel Mauritius 1818 errichtet 
und demselben wegen der zwischen beiden Ländern bestehenden aus- 
gedehnten Handelsbeziehungen auch Australien unterstellt hatte, 
sandte er den Erzpriester Flinn als ersten Missionar nach Australien. 
Plinn besass die bischöfliche Würde nicht, war aber mit der Befug- 
niss zu firmen ausgestattet und sollte den Grund zu einer künftigen 
Diöcesan-Eintheihmg des Landes legen. Die Hoffnungen des Papstes 
in Betreff Australiens sollten indess vorläufig nicht in Erfüllung gehen. 
Denn ungeachtet der Empfehlungen der englischen Regierung wurde 
Flinn »zufolge des beschränkten Fanatismus der Localbehörden sofort 
nach seiner Landung in's Gefängniss geworfen und dann gezwungen 
mit dem ersten Schiff die Rückreise wieder anzutreten« *). 

Dieser Gewaltakt brachte eine Wendung zum Bessern hervor. 
Zufolge der Entrüstung, welche die Nachricht von diesem beispiellos 
rohen Vorgehen der anstralischen Behörden gegen die katholischen 
Geistlichen in England erregte, sah die englische Regierung sich 
gezwungen, den Missionsbestrebungen der Katholiken fortan volle 
Freiheit zu gewähren. Als der erste apostolische Vicar und Titular- 
bischof von Hierocäsarea, John Beda Polding aus dem Benedictiner- 
orden, am Feste Kreuzerhöhung 1885 in Port Lincoln landete, fand 
er in Tasmania (Neuseeland) zwei Priester, während der unermess- 
liche Continent Australiens drei Priester besass. Als Pioniere des 
Glaubens haben sich einen Namen gemacht die beiden Geistlichen 
Joseph Therry und Dr. ÜUathome, der nachmalige Bischof von 
Birmingham , den die australische Kirche als lebendiges Glied zwi- 
schen einer traurigen Vergangenheit und der glänzenden Gegenwart 
verehrt '). Verstärkter Einwanderung aus Irland, sowie unausgesetztem 
Eifer des neuen Bischofs und seiner Gehülfen hatte die Kirche es zu 

1) Moran, Sermon 9. — 2) Moran, Sermon 9. 

8) Wegen Altersschwache hat Bischof Ullathome 1887 sein Amt nieder- 
gelegt and in Dr. Ilsley einen Nachfolger erhalten. Leo XIIL ernannte ihn 
im Mai 1888 zum Titalar-£rzbischof von Cabasa. 
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danken, dasQ die Katholiken bereits 1840 ein Drittel aller Ei □ wohn er 
der Golofiie Neusüdwales bildeten^), Gates Einvernehmen mit den 
englischen Behörden pflegend und von glfihender Liebe zu seinem opfer- 
vollen Berafe erfallt, hat namentlich Bischof Poldiog unter den De- 
poriirteu Wander christlicher Nächstenliebe gewirkt. Nicht ohne 
Bährnng betrachtet der Beisende heute in dem Museum des berühm- 
ten Marien-Oollegs zu Oscott bei Birmingham die schwer hstenden 
Ketten, welche Polding den unglocklichen Sträflingen abgenommen 
und als edle Kriegsbeute nach England gebracht hat. Auf den 
Antrag Poldings, welcher Gregor XVI. über die Lage der australi- 
sehen Kirche 1842 in Born Bericht erstattete, rief der Papst das 
mrte Erzbisthnm Australiens zu Sydney in's Leben und gab ihm 
Polding als Oberhirten, welcher dann mit den beiden Bischöfen von 
Hobartown (Tasmanien) und Adelaide (Neuse^nd) 1844 zu Sydney 
eine Provincialsynode feierte. In 14 Decreten gab sie Normen filr 
frachtbare Verwaltung der Seelsorge unter Verhältnissen , die im 
Vergleich zu der ungeahnten Entwicklung, welche die Kirche in 
unseren Tagen in Australien gewonnen, als äusserst einfach zw be- 
zeichnen sind>). Melbourne, die zweite Hauptstadt des Landes uud 
Mittelpunkt der blühenden Colonie Victoria, sah die australischen 
Bischöfe 1869 im zweiten Provincialconcil Tereinigt. Ihre ZM 
war jetzt auf acht gestiegen, welche in folgenden Städten residirten : 
Sydney, Hobartown, Melbourne, Brisbane, Maitland, Bathurst, Adelaide 
und Qonlbnrn. In den achtzehn Decreten des Goncils nahniea die 
Väter feste Stellung zu den ffir die australische Kirche damitls be- 
deutendsten Zeitfragen. Als solche spiegeln sich in ihnen ab : die 
Stellung des Papstes als des obersten Lehrers der Völker und die 
Schalfrage, die zu jener Zeit ihre ersten Schatten zu werfen begann ^). 
Noch bei Lebzeiten Poldings verlieh Pins IX. am 4. Mai 1874 dem 
Bischof Yon Melbourne James Alipius Oould, aus dem Orden der 
irischen Augustiner-Eremiten, die Wflrde eines Erzbischois und gab 
ihm als Suffragane die australischen Sprengel Sandhurst, Batlarat, 
Adelaide, Perth, und das tasmanische Bisthum Hobartown. Cardinal 
Antonelli äberreichte im Auftrage des Papstes dem Erzbiscbof das 
Palliam« Nach einem thatenreichen Leben, welchem die Erzdidcese 
Melbourne die Errichtung zahlreicher Kltater, Schulen und Bes- 
serungsanstalten (Beiormatories) zu verdanken, entschlief Er^bisehof 



1) Eirchenlexikon I, 1720. 

2) CoUectio Concüior. Lacensi» HI, 1040—1058. 

3) Colleetio Concilior. Lacensis IH, 1058—1088. 
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Gould am 11. Juli 1836 zu eiaem bessern Leben ^)« Zq seinero 
tiefen Leidwesen konnte der Grzbischof durch Altei^sschwftehie ver- 
hindeTt, der Plenarsytiode zu Sydney nicht mehr beiwohnen. Er Hess 
sich durch den Generalvicar P^larich Slattery auf dem Conoil irertreten. 

Als Nachfolger gab i^|[p LecXIILdefi Bischof Qr« Garr ven 
Galway in Irland, einen in der Verwultuag ißv Kirche ebenso be- 
wanderten, wie wissenschaftlich tfichtigen Mann, weljcher sich durch, 
einen Commentar übnr die kijcchlichen Gepsnrea, sowie sls Bedactenr 
der allmonatlich in Dublin erschein^pdßn Zeitschrift »IrishEcclesia* 
stical Becordf in der Heimath einap N^men genaacht )mX% 

Für Erzbischot Polding war ber€|ijts ;1877 der Abend 4es Lebens 
herangebrocben. Am 11, Mära^ diesea Jahr^ versoh^d er zu Sydney 
und hinterliess seinem CoadJi}tar und Nachfolger Roger Beda Vaugban, 
aus dem Benedict! nerorden, eine jnit Sc|iulen, JBjrchjsn, Klöstern reich 
ausgestattete Diöcese, zugleich aber auch eine ^»och unvollendete Dom- 
kirche , deren A usbau ei ner der vorzüglichsten Aufgaben Vaughans 
bilden soUte. In Msgr, Vaugha^, vereinigtßn sich glänzende Bered- 
samkeit, mit ausgebreiteter Gel^jTsamkeit Proben der letztem lie- 
ferte er in einem mehrbändigen Werk über das Leben und die Lehre 
deä hl Themas von Aquin, wie in der bei ErOShung des St. John*8 
College in Sydney gehaltenen Bede, in welcher er kurz nnd scharf 
die bedeutendsten philosophischen Systeme darlegte nnd kritisirle. 
Als Kanzelredner behauptete Erzbiscbof Vanghan die erste Stelle in 
ganz Australien. Mit rastlosem Eife^ nahm er daa Predigtamt wahr, 
obwohl schon damals nach jeder grösseren oratorisohen Leistung sich 
Herzklopfen einzustellen pflegte. Ganz im Geiste und nach dem Yor- 
gat^ge des heiligen Thomas , dessen Biograph er warv» trugen seine 
im Dom zu Sydney gehaltenen Beden , die zum Tbeil im Druck er- 
schienen, einen apologetischen Charakter an sich und behandelten die 
brennenden Fragen der Zeit, insbesondere die Angriffe der modernen 
Wissenschaft gegen das Christenthum. Unvergesslich ist der Name 
des berühmten Prälaten wegen des von ihm zu Stande gebrachten 
Ausbaues der prächtigen Domkirche zu Sydney^ des herrlichsten 
Gotteshauses auf australischer Erde. Als der E^zbischof im Monat 
April 1833 eine Kei:äe in die engUsche Heinetth antrat, /empfing er 
Beweise rührender Theilnahnae , von der Geistlichkeit wie von der 
Laieuschaft. Als Sprecher der letztern überreichte Si? Patrick Jen* 
nings itim als Reisegeld eine mit Sovereigns angefüllte Börse und 
hob in längerer Rede seine hoben Verdienste um die australische 

1) Tablet 188d. II, 180-181. 

2) Tablet 1887. II. 208, 
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Kircitö hervor. Seine geistliehe Braut sollte der Erzbischof indess 
nicht wiedersehen. Schon die Anstrengungen der über den stillen 
Oeean und das atlantische Meer fahrenden Reise waren nicht ohne 
Spuren an ihm vorfibergegangen. Im Hause seines Freundes Blundell 
bei Liverpool machte ein Herzschlag dem Leben des grossen Erz- 
bischofs in der Nacht vom Samstag auf Sonntag den 18. August 
1888 ein jähes Ende. 

Die von Jahr zu Jahr wachsende Zahl der Einwanderer iri- 
scher -Nation bat wie in Nordamerika so auch in Australien das 
Bednrfniss naeb irischen Qeistlichen verstärkt. In Berücksichtigung 
dieser Zustände baten die australischen Bischöfe Leo XIIL, auf den 
Sluhl von Sydney denjenigen Prälaten zu erheben, welcher auf geisti- 
gem Gebiete von keinem anderen irischen Bischof der Jetztzeit über- 
ragt wird. Im Gonsistorium vom 26. März 1884 verlieh der Papst 
das erledigte Erzbisthum dem gelehrten Bischof von Ossory in Ir- 
land Dr« Patrick Francis Moran. Im irischen Colleg zu Rom ge- 
bildet, und lan^ Jahre Vicerector der Anstalt, erhielt Moran 1871 
dorch Pins IX. seine Beförderung auf den Stuhl von Ossory in der 
Kirchenprovinz Dublin. Eine Reihe gelehrter Schriften auf dem Ge- 
biet der irischen Eircbengeschichte und des Eirchenrechts verschaff- 
te! ihm die Mitgliedschaft der Königlichen irischen Akademie. 
Dahin sind zu rechnen : 1. die Biographie des berühmten Erzbischofs 
Oliver Plunkett von Armagh, 2. die Essays über Ursprung, Lehre 
und Recht der altirischen Kirche, 3. Geschichte der katholischen 
Ersbiscböfe von Dublin, 4. Geschichte der Verfolgungen der irischen 
Kirehe nnter GromweH und den Puritanern, 5. die bischöfliche Suc- 
cession in Irland unter Königin Elisabeth , 6. Neue Ausgabe sammt 
Eifdeitong der seltenen Schrift des Erzbischofs Peter Lombard von 
Armagh »De Begno Hibemiae,€ 7. Neue Ausgaben der beiden ersten 
Bände des Monasticon Hibernicum von Archdali und der Analecta 
des Bischofs David Rothe von Ossory, endlich 8. die dreibändige 
monmoentale Quellensammlung zur irischen Kirchengeschichte unter 
dem Titel : Spiciieginm Ossoriense, welche auch die namhaftesten iri- 
seben Provindal- und Diöcesansynoden seit der Reformation mit- 
theilt % Kein irischer Theologe hat aus den römischen Archiven, 
namentlieh aus dem Geheimen-Archiv des Vatican eine solche Fülle 
¥0B Material auf geschichtlichem und rechtlichem Gebiete veröffent- 

1) W. Mauwrt, Brady, The Episcopal Snccesnon in England, Scotland 
and Ireland from A. D. 1400 to 1876. Borne 1876. I 371. Memo Besprechungen 
dee dreibändigen Spicileg. Ossoriense in der Litenur. Btmdschaa 1879 Sp. 139 
und 1885 Sp. 263. 
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licht, wie Cardinal Moraa. Der zahlreichen kleinen Broschüren, unter 
welcheti jene über die altirischen Bibelhandscbriften stets mit Ehren 
zu liennon ist, soll hier nur im Vorübergehen gedacht werden. 

Die in den Monaten Noyember und Deoember 1883 von den 
Bischöfen der nordamerikanischefn Union in Rom untereinander, wie 
mit den Behörden der Propaganda gepflogenen Verhandlungen, welche 
die Einleitungen in dem Plenarconcil von Baltimore betrafen, waren 
?om besten Erfolge begleitet. Dieses günstige Ergebniss mochte 
Leo XIIL reranlaäsen, auch der australischen Kirche die Wohltbat 
eines Plenarconcüä luzuwendeti. Am 19. Mai 1884 befahl er dem 
Präfecten der Propaganda, Cardinal Simeoni, den australischen 
Bischöfen aufzugeben, in Gemeinschaft mit den Prälaten von Tas- 
mania und Neaeeeland binnen der Frist von zwei Jahren zu einem 
PleaarcDQcil zu.sammenzatreten. Als Zweck der Versammlung be* 
zeichnete der Cardinal in seinem Cürcularsch reiben vom 24. Mai 1884 
Stirkung der Einheit unter den Bischöfen, Befestigung des An- 
schlusses an den apostolischen Stuhl, Herbeiführung der Gleich- 
förmigkeit in der Kirchendiseiplin , Brlass von Bestimmungen 
zum Schutz, des Kirchenguts, Ausdehnung des katholischen Schul- 
systems und Schöpfung ileuer ßisthümeri). Durch Breve vom 10. 
Juni bestellte der Papst dann den neueruannten Erzbischof Moran 
von Sydnoy zum apostolischen Delegaten und Präsidenten des Goncils 
mit der Verpflichtung die Deorete desselben zur Revision nach Born 
einzusenden ^y ■ ' 

Nachdem Bnbischof Moran kaum ein Jahr den Stuhl von 
Sydney inuegebabt, liess Leo XIII ihn nach Born konranen und ver- 
lieh ihm im Consistorium vom 29. Jali 1885 in Qem^nschaft mit 
dem Er^bi^chof Paulus Melohers von Köln den Puipur. Anfangs No- 
vember 1885 iu Sydney wieder angelangt, erhielt der Cardinal sei- 
tens der australisclien Bischöfe und Gläubigen , sowie der Staatsbe^ 
hörden einen glänzenden Empfang und konnte am 14. November 
das Plmiarconcü eröffnen. Dem Concil wohnten ausser dem Car- 
diual-Erzbischof Moran folgende Bischöfe bei: Murphy von Hobar* 

1) Acta et Dflcreta VI. Profecto Sacrorum Antistites in hujusmodi Con- 
cil Ig celebrando maiime carabunt, mutuani inter se coneordiam foyere, anitatis 
cum ApöätoliciL Bede vinoala solidare, disciplinae eoelesiasticae nniformitatem 
itabiiir«, stodia eccleaiastica promovere, bonoram ecolosiasticoram ooniervatioiii 
coDßulere, ächolarutn catholicaram pro javentnte institaenda erectioni et ex- 
tensioDi st ädere, nGYarum sediam episcopaliam imo et provinoiarum , si neces- 
Bariae ennt, ereationem proponere eaqae omnia saucire, qoao ad bonuni reUgionis 
pTomovendam fact^re Tidebantor. 

2) Acta et Decret» YII. 
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town, Salyado von Port- Victoria, Moran von Danedin, Lanigan von 
Goulbom, Reynolds von Adelaide, Torrigiani von Armidale, Dünne 
von Brisbane, Moore von Balarat, Byrne von Bathurst, Mnrray von 
Maitland, Oriver von Perth , Bedwood von Wellington, Cani von 
Rockhampton, Lack von Auckland, Reville, Coadjator von Sandhurst, 
Hutchinson, apostolischer Vicar von Nord^Qaeensland und Slattery, 
Vertreter des erkrankten Brzbischofs Qould von Melbourne. Dazu 
kamen 42 Theologen, unter diesen Generalvicare, Doctoroi der Theo- 
logie und Mitglieder der verschiedenen kirchlichen Orden: Benedic- 
tiner, Franeiscaner, Redemptoristen , Maristen und Jesuiten. Unter 
den letztem gehören der österreichischen Provinz der Gesellschaft 
Jesu an die Patres Herden, Beschauer und Strele. 

Ausser dreissig Priestern hatten sich bei der Eröffnungsfeier im 
Dom zu Sydney eingefunden der Golonialsecretl^r Jennings, der Ju- 
stizminister Shttery und der Richter Faacett. Während des vom 
Cardinal celebrirten feierhcben Hochamtes hi^t der Bischof von 
Wellington Msgr. Redwood die Predigt über den Text Matth. 28, 10: 
>8ieb^ ich bin bei euch alle Tage bis an das Ende der Weite 

Bereits am Samstag den 14. November hatte der Cardinal die 
Synodalmitglieder um sich versammelt und die nöthigen Verhand- 
lungen zur schleunigen Abwicklung der Oeschftfte eingeleitet. Es wur- 
den die Regeln der Oeschäftsordnung aufgestellt, sowie fünf Deputat 
tionen f&r bischöfliche Angelegenheiten , ölauben , Disciplin , Sacra*^ 
mente und Unterricht bestellt. Mitglieder der ersten Deputation 
waren ausschliesslich Bischöfe, die anderen Deputationen bestanden 
aus je drei Bischöfen und zwölf Theologen. Zugleich einigten die 
Synodalen sich dabin, auch den Procuratoren abwesender BischMe, 
sowie den apostolischen Vicaren eine entscheidende Stimme zu ge- 
währen. Demnach haben die betreffenden Personen in der nämlichen 
Weise wie die Bischöfe die Deorete des Concils mit der Formel 
>definiens€ unterzeichnet i). Ausserdem schritt man zur Ernennung 
der Concilsbeamten : Sectret&re, Caeremoniare, Kanzler und Notar. 
Weiterhin wurde die Absendung eines Telegramms an den h. Vater 
mit der Bitte um Gewährung des päpstlichen Segens beschlossen. 
Noch vor Beendigung der ersten Sitzung langte auf telegrapbischem 
Wege die ErfflUung der Bitte aus Rom an, worauf der Cardinal dem 
versammelten Volke den päpstlichen Segen spendete. Das Concil ver- 
lief in fünf öffentlichen und dreizehn geheimen Sitzungen. In den 
Verhandlungen der letzteren liegt der Schwerpunkt der Synode. Sie 
haben ihren Ausdruck in den unten darzulegenden Decreten ge- 

1) Acta et Decreta XXXVIL 
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fnnden. Die zweite Affentliehe Sitzung schloss mit einer feierlichen 
Proceseion zur EnthAIIaog des zum Andenken an den verewigten 
BrzbiBchof Vaughan von Sydney gestifteten Fensters, wobei der 
Jesnitenpater Gkbill die Verdienste des Heimgegangenen in einer Ge- 
dftcbtnissrede feierte. Am Donnerstag den 19. November legte Car- 
dinal Moran, umgeben von sämmtlicben Bischöfen und Theologen 
des Goneils, and den Spitzen der Behörden den Grundstein zum Bau 
des neuen Seminars. Dasselbe soll eine allen Diöcesen Australiens 
dienende, in grossartigem Massgabe ausgeführte Studienanstalt bilden. 
Von der Bedeutung des Unternehmens gewährt die Thatsache einen 
Begriff , dass der Oontraot des Gardinais mit dem Baumeister auf 
sechzigtansend Pfund Sterling (1,200,000 Mark) lautet, welche aus 
freiwilligen Beiträgen der Katholiken zusammenflössen. In der dritten 
öffentlichen Sitzung vom Sonntag 22. November predigte Bischof 
Moran von Dutiedin fiber die Schule, Unterricht und Erziehung. 
Sämmtlicher verstorbenen Prälaten Australiens gedachte die Synode 
in der vierten öffentlichen Sitzung am 25. November durch Dar* 
bringung des h. Opfers und Leichenrede, welche der Bischof von 
Adelaide Msgr. Reynolds Aber den Text Apokalypse 14, 13 hielt. 

Sonntag den 20. November traten die Synodalen zur ffinffen 
und letzten öffentlichen Sitzung zusammen. Cardinal Moran hielt 
die Predigt über 1 Job. 5, 4 : »Das ist der Sieg, der die Welt über- 
windet, unser Glaube.» In grossen Zügen entwirft der hohe Redner 
ein Bild fiber die Kämpfe der allgemeinen Kirche gegen die Welt 
und ihre vielgestaltigen Irrthümer und kommt zuletzt auf die Kirche 
Australiens zu sprechen. Vor kaum hundert Jahren lagerte dichte 
Finetemiss auf dem australischen Continent, er war von Wilden be- 
wohnt, die in den Banden der Barbarei und des Götzendienstes 
schmachteten. Nach und nach, und durch Ueberwindung zahlloser 
Hindernisse gelang es der Kirche, in Australien Fuss zu fassen. 
»Viele vielleicht, die mich hören, erinnern sich noch wohl der Zeit, 
da Australien nicht so viele Priester zählte , als es heute Bischöfe 
besitzt. Einige dieser Prälaten sind die ersten Bischöfe in den näm* 
liehen Diöcesen, in welchen sie auch als erste Missionare auftraten. 
Als der heutige Generalvicar von Melbourne seine Thätigkeit als 
Missionar begann, landete er in einem kleinen Boote und musste 
drei Meilen Weges zu Fuss zurücklegen, bevor er eine menschliche 
Wohnung erreichte. Eine elende Holzkirehe war alles in jenem Be- 
zirk, wo heute der grossartige Dom der blühenden Stadt Melboorne 
sich erhebt. In dem Bereich der Moreton-Bai übernahmen wenige 
Ordenslente vor vierzig Jahren die Ausübung iet Seelsorge. Aber 
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das damalige Dorf Brisbane vermochte ihnen keine Sobsietenzmittel 
zu gewähren.. Selbst vor fönfunda^wanüg Jahren als der erste Bischof 
nach Brisbane kam und aut der nämlichen Stelle stand, w« hente 
ein grossartiger Dom die Ölftubigen zn Opfer and öebet einladeti 
konnte er fc^en; Wo ist die Stadt Brisbane? Kaum zwanzig Jahren 
sind verflossen seit Abgrenznng der DiQcesen Bartburst lui^ Maittand, 
deren Entwickhuag derart bescfaleniiigt wordea^ dp^ss sie/ was 
Eireheo, Schulen, religiöse und wohltbätige Institute. anlangt» nicht 
leicht von einem, andern Hissionssprengel abertroffen werden. Als 
der Bischof von Donedin vor fünfzehn Jahren seinen Stuhl bestieg, 
sah er sich von allem, was die Ausübung seines Amtes ^mögUchte» 
entblösst: keine Eireheo keine Schale, kein Instünit iigend weicher 
Art, keine Messgewänder, nicht einmal ein Altarstein zar Dar* 
bringung des b« .Opfers. Hente stehen zahlreiche Eurcben;, blQbende 
Schulen, ansgedehnte Eltster da. als ebensoviele beredte . Zeugen 
des Portsehrittea*).€ 

Weiterhin belenofatet der Cardinal ifin nichtigen Einwarf, als 
seien die Bischdfe Gegner der Civilisation und Feinde der Qesell* 
Schaft* Ganz im Gegentheil. Zu den vornehmsten Aufgaben des 
Ck^ndls habe die Bekämpfung jener Uebel gehört , welche den Bau 
der menschlichen Gesellschaft antergrabea und djie Hoffnung auf 
Verbreitung der Civilisation vereiteln. Diese Uebel aber liegen im 
Unglauben und der religiösen Gleichgfiltigkeit. Warme Worte wid- 
Biete der Beduer der ünterrichtskage, den frommen Vereinen, der His- 
sioa bei den Schwarzen, und den verschiedenen Orden, die als Pioniere 
der Beligion and Cultur in Australien eine ebenso beschwerliche, wie 
Ton Gott gesegnete Thätigkeit entfalten. Bs ist ein schwarzer 
Plecken an der Colonialpolitik Grossbritanniens, dass man nur zu oft 
den verschiedenen Bacen gegenöber ein System cto* Ausrottung be^ 
folgte, anstatt ihnen den Qlivenzweig des Friedens za bringen. Mö* 
gen unsere Bemahungen dahin zielen, dass wenigstens ein Best ge- 
rettet werde (Böm. 7, 27). Nicht wenig haben die Maristen in der 
Diöoese Wdlington dazu beigetragen^ dass der Maori-fiace, welche 
'n^^kei^ and Intelligenz in hohem Masse besitzt, die Segnungen 
der Civilisation zu Theil wurden, und die Benedictiner zu Nuova 
Norda in Westaustralien haben in Sachen der Bekehrung der Eiuge- 
boienen zum Ghristenthum vielleicht mehr geleistet, als all die reich 
dotirteu protestantischen Missionsgesellscbaften zusammen*). Am 
Sonntag: den 29. IJovember 1885 erfolgte in dem Mariendom zu 

1) Moran, Seimon 9-^10. 

2) M&ran^ Sennon U. 
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Sydney die feierliche Schlasssitzang des Plenarconcils mit acht er- 
habenen Aeclam^ioaen und einem feierlichen Gebete des G&rdiaals* 

Bevor die Vftter sich trennten , erliessen äe Schreiben an den 
Papst, die preussischen Bischöfe, sowie an den Episcopat von Nord- 
amerikBi nad China. Diese herrlichen ürknnden, welche för dea 
festen Anschluss des australiseheu Epiaeopats an den Felsen Petri 
und die inni^ Liebe zo allen Oläubigen, insbesondere den von harter 
Prfifong heimgesachtea Landern^ beredtes Zengniss ablegen, sind im 
Anhang zu den Decreten mitgetheilt Bald nach Sohlnss der Bischofs^ 
versammlaug erschien der grosse Hirtenbrief an die aostralischen 
Katholiken. Er bandelt von den Bischl^fen der niedern Geistlichkeit 
nnd den Laien. AndführUch besprechen die Prälaten die beute der 
Kirche in Australien besonders drohenden Gefahren. Als solche wer- 
den bezeichnet das Ueberhandnehmen gemischter Ehen und die Macht 
der confessionslosen Elementarschule. Als eminent praktische Män- 
ner begnügen die Bischöfe sich indess keineswegs mit allgemeinen. 
Beweisgränden, wie man sie in den Handbfiohern der Dogmatikund. 
Moral antrifft. Sie steigen vielmehr in die Arena der Gegner hinab 
und widerlegen nach einander die in den gesetzgebenden E^örper- 
sehaften und in der Tagespresse für die Ausbreitung der confessions- 
losen Schale vorgebrachten Scheingründe. Gerade dieser Theil bildet 
mit der herrlichen Schilderung des christlichen Familienlebens eines 
der glänzendsten Blätter des denkwflrdigen Hirtenschreibens. Die 
Akten und Decrete des Concils wurden der Gongregation der Pro- 
paganda zur Durchsicht und Verbesserung eingesandt und am 24. April 
1887 von Leo XIII. bestätigt. Auffallend erscheint, dasa ein Decret 
formlichen Veröffentlichung durch Cardinal Moran, den Präsidenten 
des Ooncils, in den Akten fehlt. Dieselbe soll auf den Diöcesaa- 
synoden erfolgen i). 

In Folge der Verhandlungen und Beschlüsse des Plenarconcils 
hat der Organismus der katholischen Kirche in Australien eine be- 
deutende Entwicklung gewonnen. Aus den vor 1884 bestehenden 
zwei Kirchenprovinzen sind nunmehr vier gebildet: Sydney, Mel- 
bourne, Adelaide und Brisbane. Tasmania mit dem Bistfaum Ho- 
bartown ist bei Melbourne verblieben. Dagegen hat der Papst Neu- 
seeland zu einer eigenen Kirehenprovinz erhoben mit dem Sitz des 
Erzbischofs in Wellington. Dazu kommen sechs apostoUsehe Vi- 
cariate'). Nach dem Catholic Directory ergibt sich für die katholische 
Kirche in den australischen Ländern im Jahre 1887 folgende Sta- 

1) Acta et Deereta 60. 

2) Werner, Kiichanathu 89. 
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tistik: 5 Eirchenprovinzeii mit einem Cardinal, 4 Brzbischöfen and 
21 B»ebafeD, 6 Apostolisohe Vicariate, 1140 Kirchen, 1000 Priester, 
226 Ordensleutef 2191 Nonnen. Dazn kommen 20 CoIIegieti, 850 
Schulen, 21 lostitote f&r Waise nnd Verlassene, 28 Wohltbätigkeits^ 
anrtalten, 2 Mftgdeb&iiser. 70,000 Kinder besuchen die Schalen, die 
Gessmmtzahl d«r Katholiken betcägt 700,000 ^),^ 

Der Zahl nach hinter smderen Bekenntoiesen zarüekstehend, hat 
die katholische Kirche sich in den Augen der vornehmste»' Staatsmän- 
ner Australiena eine angesehene Stellung erobert Alg Cardinal M oran 
am 4. D^mbev 1887 im Dom zo Brisbane dem neuemnnten Erz- 
biflchof das Pallium überreiobte, veraastalteten die Katholiken ihni 
zu Ehren ein Danket , bei welchem der pretestantisehe Lord^ 
Ob^Ticfater der Colonie Queensland, Sir Charles Lilley, Aber die ka«* 
iboliscbe Kirche sich also äusserte: »Ihr verdanken wir die Er*' 
hebung imserer siitliehen ond geistigen Natur. Ihr €^t, ihr Genius, 
ihre BinbUdungskraft beleben heute die grössten Werke der Kunst 
Sie hat das sittliche Leben der Christen geboten, uad die geistige 
Seite unswes Geschlechtes geadelt. Einige der gl&nzendsten, edelsten, 
reinsten Geister, die je gelebt, waren Kinder der Initholischen Kirche. 
Ajif meinen Reisen durch so viele L&nder, in welchen der katholische 
Glaube überwiegt, war es mir vergönnt, seinen kraft- uud sogen« 
spendenden Einfluss auf das Leben der Menschen wahrzunehmen *).€ 
Nieht in letzter Linie verdankt die Kirche dieses Ansehen dem Seelen- 
eifer und der Wissenschaft ihrer Bischöfe, Priester und Ordensleute. 
Allen äbrigen geht Cardinal Moran in der Erfüllung seiner Amts* 
pfficbten und in der unbedingten Hingabe an den h. Stuhl in glänzen- 
der Weise voran. Seine herrliche Bede über das Wesen der Loyalität 
imd die Natur des Grehorsams gegen die bürgerliche Obrigkeit am 
19. Juni 1887 ') , sowie seine Lobrede auf den hl. Alphonsus von 
Ligaori bei Gelegenheit der Einweihung eines neuen Bedemptoristen- 
Klosters zu Waratah in der Golenie Yi(^ria, DiOcese Haitland wur* 
den in ganz Australien gelesen und bewundert ^). Auch zu ^er pro- 
testAntisehen Geistlichkeit weiss der Cardinal ein fteundHches Ver- 
hältniss zu unterhalten nnd tritt mit ihr zu gemeinsamer Thätigkeit 
in Verbindung, wenn es gilt, den christlich-confessionellen Charakter 
der Elementarschule zu wahren ^). Weniger erfireuli^ sind andere 
Erschdnungen im Kreise der anglikanischen Kirche Australiens. 
Dafarn rechnen wir die betrübende Thatsache, dass die anglikanische 
^node zu Sydney 1887 die Anbringung des Crucifizes auf einem 

1) Tablet 1888. I. 442. - 2) Tablet 1888. I 261. — 8) Tablet 1887. II 
273. — 4) Tablet 1887. II 540. - 6) Tablet 1687. U 513. 
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Altaranfsatz (Rererdos) als »götzendienerische bezeichnete and das- 
selbe durch Einfügung eines Bildes mit der Verklärung Christi zu 
ersetzen befahl ^). 

2. Decrete der Plenarsynode. 

Der weite kirchenrechtliche Stoff ist von den Vätern des Con- 
cils in 32 Abtheilungen mit 274 Decreten abgehandelt, von welchen 
hier nur diejenigen angeführt werden können, welche von allgemeiner 
Bedeutung sind ^ oder aber besondere Schlaglichter auf australische 
Verhältnisse werfen. 

Das unentwegte Fundament aller Kirchendisciplin bildet der 
katholische Olaube. Ein vorz&glicheres , festeres Qescbenk Oottes 
gibt es für den Menschen hienieden nicht *). Derselbe ruht in Bibel 
und Erblehre und wird von der lehrenden Kirche den Gläubigen mit- 
getheilt, entweder durch feierliches ürtheil oder allgemeines Magi- 
sterium, oder aber durch den Papst, wenn er als allgemeiner Lehrer 
ex cathedra über Glaubens- und Sittenlehren entscheidet. Weil die 
Feinde der Kirche und gewisse Namens-Katholiken dem Papst das 
Charisma lehramtlicher Unfehlbarkeit bestreiten, so wird das vati- 
canische Decret seinem Wortlaut nach aufgenommen. Beim Privat- 
studium, sowie auf den Pastoralconferenzen sind die Decrete des Va- 
ticanum fleissig zu bearbeiten >). Auch Australien besitzt seit einigen 
Jahren nicht wenige Bitualisten, Männer, welche vorgeblich zwar den 
Glauben der Kirche bekennen und ihre Riten zur Anwendung bringen, 
dennoch aber behaupten , auch ausser der Gemeinschaft der Kirche 
könne man das Heil erreichen. Diesem Irrthum gegenflber betonen 
die Bischöfe die Lehre von der Einheit der Kirche und der unver- 
letzlichen Gemeinschaft mit dem sichtbaren Statthalter Christi ^). 



1) Tablet 1887. ü 688. 

2) Acta et Decreta 1. Qaemadmodum vero nihil praestanüua , nihil 
firmiuB concipi poiest quam Dei re?elanti0, qui neo &lli, nee faUsre poteat 
anctoritas, ita etiam nihil est in hac mortaU vita fide nostra eertina, nihil se. 
cnrios, nihil sanctiiu, nihil qnod firmioribiu principiis innitatur. 

8) Acta et Decreta 3. üt Vaticani Condlii decreta ad onmiam notitiam 
perveniant . . . integre edantor atqne a sacerdotibas priratim et in collationi- 
bas theologids perlegantnr et explanentor. 

4) Acta et Decreta 4. Becentiori aero in his regionibns non paaei in- 
Teniontnr, qni doctrinam Christi se tenere profiteantnr, ritos et prazin Ecdeeiae 
imitentnr et nihiiominns cam extra Ecclesiam yiYant, se salntem extra Ecclesiam 
conseqni posse glorientar: hnjnsmodi errori velnti tntissimam fidei scatom oppo- 
nenda est doctrina nnitatiB ecclesiae et inriolabilis societatis com Tisibili Christi 
Yicario, Prindpis Apostolonun snccessore, unitatis Centro, Bomaao Pontifioe. 
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Allen EatholikeD, welche um des Glaubens willen zu leiden haben, 
bringen die Bischöfe ihre Theilnahme entgegen. Ferner sprechen 
sie den Wunsch ans, alle australischen Diöcesen möchten sich dem 
heiligsten Herzen Jeeu weihen. Auch soll der h. Stuhl ersucht wer- 
den, dieses Fest zu einem Duplex primae classis cum Octava zu 
erhoben ^). 

Weiter handelt das Concil von den Gefahren , welche dem 
Glauben drohen. Sie liegen in dem äbermässigen Streben nach Er« 
werb zeitlicher Ofiter, in dem Mangel an katholischer Erziehung 
durch gottvergessene Eltern, Besuch confessionsloser Schulen und 
Leetüre glaubeusfeindlicher Bücher. Das Verbot des Besuchs des 
protestantischen Gottesdienstes wird erneuert. 

Das zweite Gapitel bandelt von den Bischöfen. Das Concil 
warnt sie vor Qbertriebenem Aufwand und Luxus. Auf seine persön- 
liche Bereicherung vermittels irdischen Gutes soll der Bischof keinen 
Bedacht nehmen *). Für die Ausführung der Decrete des Plenarcon- 
eils werden sie verantwortlich gemacht, ebenso für die jährliche Ab- 
haltung der Diöcesansynoden. Alle drei Jahre hat jeder Bischof 
seinen Sprengel zu visitiren. Die Gesichtspunkte, welche bei Aus- 
fährung dieses verantwortungsvollen Amtes massgebend sind, werden 
Bach dem Vorgang des hl. Karl Borromäus vom Concil dargelegt. 
Von grosser Bedeutung sind die Decrete über die BesteUung der 
Bischöfe. Sie lauten: 1. Auf Grund päpstlicher Facultät«hat jeder 
Prälat in gesunden Tagen einem Priester seiner Diöcese die nöthi- 
^en Vollmachten zur Fortführung der Verwaltung zu übertragen. 
2. Binnen vierzehn Tagen nach erfolgtem Ableben des Bischofs be- 
roft der also bestellte Verwalter der Diöcese die Consultoren und 
unabsetzbaren Missions- Bectoren, die in geheimer Abstimmung drei 
Candidaten für den erledigten Stuhl aufstellen. 3. Bei dieser Ver- 
haadlung führt der Erzbischof, und in dessßu Verhinderung, oder 
wenn es sich uio den erzbischöflicben Stuhl handelt, der der Con- 
seeration nach älteste Bischof den Vorsitz. 4. Eidlich haben die Con- 
sultoren und Bectoren sich vor Beginn der Verhandlung zu ver- 
pfliditen, weder nach Gunst , uoch Gnade ihre Stimme abzugeben. 
5. Das ProtocoU dieser Verhandlung ist den Bischöfen der Provinz 
wie auch der Propaganda vorzulegen. 6. Die Caudidateuliste wird 

1) Acta et Decreta 4. 

2) Acta 6t Deoreta 10. In qnotidiana conversatione zelus animaram 
elaeeal; Mctentar iiurtitiam, caritatem, hnmilitatem; ab omni dnperbiae fasta et 
•aaeuli pompa decUnent; in angenda sabstantia et conqnirendis peconüs animum 
Bon apponant. 

AreUr (ur Kireh«iir«elkt LX, ^ 
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Too den reraammelten PromcialbischOfeD geprüft und eatweder ge- 
nehmigt ^ oder moiiificirt und rerworfen. Für letzteres Verfahren 
haben die Bischöfe der Propaganda die Grunde zu bezeichnen i)* 

In jedem Sprengel sind Vicarii foranei (Dechanten) zur Ueber- 
wachnng der Geistlichen und Leitung der Pastoralconferenzen zu be- 
stellen. Noch eingehender handeln die V&ter von den CoDsaltoreQ. 
Jeder Sprengel soll sechs, wenigstens aber vier Consaltoren besitzea* 
Ihre Aufgabe liegt darin, dass sie die Gandidaten mm bischöflichen 
Stuhl bezeichnen» wenigstens an zwei Festtagen jährlich dem Bischof 
beim feierlichen Hochamt assistiren und 3» bei gewissen Angelegen- 
heiten dem Bisehof Rath ertheilen. Als solche erscheineu; Fest- 
stellung der Zeit für Bemfüng der Diöcesansynode , Vorlage neuer 
Statuten auf der Synode, Dismerabration von Pfarreieo» üebergabe 
einer Pfärrei an einen Orden, Berufung neuer Consultoren, Verkauf 
von Kirchengut im Werth von mehr denn Hundert Pfund Sterling 
und Bestellung ?oji Hypotheken, Nach diesen Vorschriften hat sich 
auch der Verwalter eines Sprengeis zu richten. Die Amtszeit der 
Consultoren währt drei Jahre. Wer zu diesem Amte berufen ist, 
kann nur ans einem Bechtsgrunde uod nach Anhörung der übrigen 
Consultoren entferot werden. Als solche Grunde gelten: Altar, 
Krankheit , Verlust des guten Rufes. An seine Stelle beruft der 
Bischof nach Anhörung des Käthes der andern Consultoren einen 
Nachfolger, Die bei Erledigung des Bisthuma vorhandenen Con- 
sultoren haben bis zur Ankuoft des neuen Bischofs im Amte zu ver- 
bleiben »). 

Dem V^unsche des h. Stuhles entsprechend, wird auch die 
australische Kirche eine Anzahl unabsetzbarer Mlssiofisrectoren be- 
sitzen. Das Minimum derselben soJl in jedem Sprengel drei be- 
tragen. Nur solche Districte können derartige Eectoren empfangen, 
die auf dem Gebiet der Kirche ^ wie der Schule die erforderlichen 
Eiurichtungen besitzen und schuldenfrei sind. Ausser bei der erst- 
maligen Berufung soll Niemand iuamoribler Rector werden, ohne den 
Pfarrconcura bestanden zu haben. Die ünabsetzbarkeit des Missions- 
rectors kann den Bischof durchaus nicht behindern , einzelne Theile 
der Pfarrei nöthigen Falls loszutrennen und eine neue Pfarrei zu 
bilden. Der Hector der letztern ist aber nur dann unabsetzbar, wenn 
die gesetzlichen Vorschriften erfüllt sind. Erwählt der Bischof einer 
neu errichteten Diöcese eine Pfarrkirche zur Cathedrale, so wird der 
Kect^r der ersteren ipso facto amo?ibeh Unter Beobachtung des 

1) Acta et Decreta 14. 

2) Acta et Decreta 15— J 7. 
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gerichtliclien Verftthrens kann der inamovible Beetor ans folgenden 
Grdnden versetst werden: 1. Hartnäckiges Widerstreben. gegen die 
Verfügungen des Bischofs in der Verwaltung der Temporalien, oder 
besftgiich d^ Uebemahme von Lasten. 2. Verachtung der wieder- 
holt ergangenen Befehle des Bischöfe in Sachen der Unterhaltung 
bestehender, und der Errichtung neuer Schulen, nacdidem der Bischof 
die Errichtung neuer Schulen als durchaus nöthig bezeichnet bat. 
3. Leichtsinuiges Schuldenmachen und Weigerung zur Abtragung 
nbeniommener Schulden. 4. Verabredung mit dem Eirchenyorstand 
zur Uebemahme persönlicher Schulden des Bectors auf die Kirche. 
5. Absichtliehe Täuschung des Bischofs in Betreff der geisüichen 
and weltlichen Angelegenheiten der Pfimre yermittels des jährlichen 
Rechenschaftsberichtes. 6. Oeffentliche und dauernde Infamie, welche 
der Verwaltung des Seelsorgeramts schaden würde. 7. Wer ohne 
seine Schuld dauernd unfähig gemacht ist zur Fortführung des 
Amtes, soll freiwillig verzichten. Weigert er sich und lässt sich 
auch die ?om Tridentinum (sessio 21. cap. 6. de reform.) bezeich- 
nete Hilfe der Ernennung eines Stellvertreters mit angemessenem 
Oehalt nicht beschaffen, »so soll der Bischof in Ansehung der be- 
senderen Verhält&isse unserer Mission dennoeh befugt sein, aus 
sdiwaren Grfinden den * unvernnnftigerweise widerstrebenden Beetor 
sa versetzen. In jedem Falle ist demselben nach Berathung 
mür den Gonsultoren eine Pension zu bestimmen und der Ehrentitel 
Beetor zu belassen >).« 

Die Bestimmungen über den zur Erlangung einer inamovibeln 
Missionsstelle n5thigen Pfarrconcurs lassen sich in folgende Punkte 
ziBsammendrängen : 1. Demselben muss vorangehen siebenjähriges un- 
bescholtenes Wirken in der Seelsorge und ausdrückliche Zulassung 
des Oandidaten durch den Bischof. Ohne eine solche ist die Be- 
tfaeiliguttg am Concurs untersagt. 2. Die Fragen der Prüfung wer- 
den sich vorwiegend auf das Seelsorgeramt beziehen. Auch ist eine 
katechetische und exegetische Arbeit anzufertigen. 8. Bei Abgabe 
ihres Ürtheils haben die Examinatoren nicht allein die Wissenschaft 
der Oandidaten «zu prüfen, sondern auch Alter und Amtsführung, so- 
wie ihre Umsicht und (Gewandtheit in der Verwaltung der Tempo- 
nüien in's Auge zu fassen. 4. Aus den würdig befundenen Oandi- 
daten wählt der Bischof den Würdigeren. 5. Nur in einzelnen Fällen, 
in welchen der Candidat anderweitig Beweise seiner Tüchtigkeit ge- 
liefert, darf der Bischof auf den Rath der Examinatoren ihn vom 



1) Acta et Decreta 20. 
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Examen dispensireD. 6. Verwalten Ordensleate eine Pfarre, so ist 
?on A.bbaltnng des Cloncurses Abstand zu nehmen. 

Jede Diöcese soll ein kleines nnd ein grosses Seminar erhalten. 
Da das letztere sich jetzt kaum erreichen lässt^ so wird in Sydney 
ein mit allen Hfilfsmitteln reichlich aasgestattetes grosseres Seminar 
errichtet, welches allen australischen DiOcesen, die eigene Anstalten 
nicht besitzen, zu dienen bestimmt ist. Der Qang der Stadien re- 
gelt sich folgendermassen : 1. Das Hauptgewicht liegt auf der Phi- 
losophie und Theologie. 2. Der Gursus der Philosophie dauert zwei, 
derjenige der Theologie vier Jahre. S. Zur Philosophie gehören 
ausser den bekannten Disciplinen auch die Elemente der Naturwis- 
senschaften, damit der Oeistliche zur Widerlegung der modernen 
Irrthftmer sich waffnen könne. 4. Die Theologie umfasst neben 
Dogmatik und Moral auch Exegese, Eirchengeschichte und canoni- 
sches Becht. 5. Die VcMrlesungen und Disputationen sind in lateini- 
scher Sprache zu halten. 6, Die Stiftung eines australischen Na- 
tionalcollegiums in Born wird beschlossen ^). 

Was die Stellung der Orden anlangt, so nehmen die Bischöfe, 
dem Wunsch des Papstes entsprechend, die 1881 von Leo XIIL fflr 
England und SchottlaDd erlassene Bulle »Bomanos Pontifiees« an. 
Ordensleute, die in der Seelsorge wirken , haben den Pastoralcon- 
ferenzen und der Diöcesansynode beizuwohnen. Schreitet der Bischof 
zur Theilung einer von einem Orden verwalteten Pfarrei, so ist 
der Obere des Ordens zu hören, aber seine Berufung an den b. Stahl 
hat nur devolutive, keine sospensive Wirkung. Dem dismembrirten 
Theil kann der Bischof einen Weltgeistlichen als Bector geben. 
Orden dflrfen neue Klöster, Schulen, CoUegien nur mit Erlaubniss 
des Bischofs und des h. Stuhles errichten, üeber die Quter der von 
ihnen verwalteten Missionspfarrei haben Ordensleute sorgfältig Buch 
zu führen. Hierüber, nicht aber über das Ordens-Qut darf der 
Bischof sie zur Bechenschaft heranziehen >). 

Je ausgedehnter der Bestand der Frauenüoster in Australien, 
um so eingehender die Aufmerksamkeit, welche die kirchliche Ge- 
setzgebung ihnen widmet. In erster Linie sprechen die Bischöfe 

1) Acta et Deoreta 27. ICaximo quoque nobis in desiderio est» nt in arbe 
Roma, Petri aede, fidei magistra, tot sanctoram 6t martyrum et i^^ostolonim 
trophaeis decorata, Aostraliends Ecdeaia ricat caeterae chiistianae nationes 
snam Nationale CoUegium haberet, in quo electi alamni ex omniboB provincüa 
nostris parissimae scientiae et coelestis sapientiae pleniori haoata animaa sa- 
tiarent . . . Hajosmodi Collegii erecUonem S. D. N. Leoni XIIL . . . enixe 
commendamas. 

2) Acta et Decreta 80. 
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ihren Dank gegen Gott aas fBr die hervorragenden Dienste, welche 
die verschiedenen weiblichen Gongregationen anf dem Oebiet der 
Krankenpflege, sowie des Unterrichts der Sache der Religion und 
Kirche geleistet. Sie wünschen, ihre Zahl möchte fortwährend 
steigen und es möchten alle gesetzlichen Mittel znr Anwendoag ge- 
langen, damit die genaue Befolgung der Begel and der erste Eifer 
sich erhalte, Desshalb verordnet das Concil alljährlich genaue Visi- 
tation aller Frauenklöster ^). 

Nur in den von der Begel bezeichneten Fällen dürfen Nonnetf 
aosgehen und ebenso nur mit schriftlicher Erlaubniss des Bischofs 
dürfen sie coUectiren, oder Frauen aus der Welt Nachts bei sich 
aofnehmen. Der Empfang des Besuches von Weltleuten soll strenge 
geregelt werden. Jede Postulantin hat sich schriftlich zu verpflichten, 
für die während der Probezeit dem Kloster geleisteten Dienste keinen 
Lohn zu beansprachen. Ausserhalb des Beichtstuhles soll keine Nonne 
mit dem Beichtvater über Angelegenheiten der Beicht sich unter* 
halten. In allen Klöstern , die sich mit der Erziehung der Jugend 
beschäftigen, sind kirchliche Vereine zu errichten, Tänze und zwei- 
deatige Oesänge nie zu dulden, und endlich die ganze Erziehung 
mit Bückncht auf das Familienleben einzurichten. Nonnen , welche 
Unterricht ertbeilen, sollen auf der Höhe der Ausbildung in ihrem 
Fach stehen ^. 

Wahrhaft apostolische Worte richten die Väter an die Prieftter 
als Ausspender der Sacramente. Sie betonen die Nothwendigkeit 
eines keuschen Lebenswandels, die Beobachtung der Bubriken, strenge 
Uneigennützigkeit, stete Bereitwilligkeit und zur Zeit ansteckender 
Krankheit christlichen Heldenmuth , welcher den Priester befähigt, 
unter Anwendung der von den Aerzten gerathenen Vorsichtsmass- 
r^eln, dem Kranken auch auf die Qefahr hin, selber von der Krankheit 
ergtiffen zu werden, die Tröstungen der Beligion zu speoden*). Bei 
der Taufe sind nur Katholiken als Psthen zuzulassen. Frauen, die vom 



1) Acta et Deoreta 82. Magnopere propterea dendesamtis, at quisqne 
Episcopw per se, vel saltem per discretam aliqnem sacerdotem ad id specia- 
liter deputandam Yiritationem omniam sibi sabditarnm monialiain qnotanim 
aocnrate peragat 

2) Acta et Decreta 38—84. 

8) Acta et Decreta 86. Meminerint qnoqne ee ex officio teneri admini« 
strare baptkmnm et poenitentiam ChristifidelibajB morbo coutagioso rei peste 
oorreptis etiaDi «um morbi oontrabendi diserimine, neqae le difficUes exhibeant 
tali argente neceMitate drea aliorum sacramentormn administrationem .... 
Expedit autem, ut in bis casibni utaatnr remediis vel adhibeant eautelas qaas 
indieant medid ne et ipsi morbo corripiantar com grari ndnionis detrimento. 
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Empfang der österlichen Oommanion ztiräckgeblieben , oder ausser* 
ehelich geboren haben, ist die Ansseganng zu verweigera. Bringen 
Akatfaoliken ihre Kinder dem Priester zur Taufe, so darf er ihnen 
das Sacrament spenden, wenn Hoffnung vorhanden, dass sie katho- 
lisch erzogen werden. Bei Todesgefahr wird er ohne alles Bedenken 
die Taufe ihnen spenden ^). 

Bezüglich der h. Messe verfögen die Väter : Kelch und Patene 
sollen vergoldet sein. Zur bestimmten Stunde, die ohne Erlaubmss 
des Bischofs nicht verändert werden kann, ist die Messe zu lesen. 
Sonntags wird der Priester vor dem Hochamt die Akte der drei 
göttlichen Tugenden und der Busse mit den Gläubigen öffentlich in der 
Kirche erwecken. In Stiefeln (ocreatus) und ohne Talar darf Nie- 
mand öffentlich celebriren »). 

Sehr eingehende Behandlung erfährt das Sacrament der Ehe. 
Die Abhaltung des Brautexamens wird eingeschärft. Der in Austra- 
lien vorkommende Brauch , dass Brautleute ohne alles Weitere in 
Begleitung von Zeugen beim Pfarrer erscheinen und sich den Consens 
geben, erfährt scharfen Tadel. Die Bestimmungen des h. Stuhles 
über Mischehen werden eingeschärft. Am zweiten Sonntag nach 
Epiphanie sind sie dem Volk zu erläutern. Mischehen sollen »aus- 
serhalb der Kirche ohne Anwendung von Ceremonieu geschlossen wer- 
den, es sei denn, dass der Bischof aus wichtigen Gründen solche ge- 
stattet ^).t »Wer aber eine Mischehe vor dem Prediger, oder dem 
Beamten des Givilstandes eingeht, begeht eine dem Bischof reservirte 
schwere Sunde.c Sind beide Brautleute katholisch und wagen sie 
den Abacbluss der Ehe vor dem Prediger oder Standesbeamten mit 
Ausserachtlassang des katholischen Pfarrers, so verfallen sie ipso 
facto der dem Bischof reservirten Exoommunication. Die Synode ver- 
fügt zwar Beobachtung von Trident. s. 24 c. 1 de ref, matr., ob 
aber clandestine Ehen in Australien ungültig sind, wird nicht her- 
vorgehoben. Die eben angezogenen Strafen erwähnen die Ungältig- 
keit ckudestiner Ehen nicht ^). 

Würdige Spendung der Sacramente ist ohne echt priestar- 
liehes Leben nicht denkbar. Die VäteV verlangen von jedem Priester 
tägliche Darbringung des h. Opfers , Debung des inneren Gebets, 



1) Aeta «t Decreta 88. 

2) Acta et Decreta 40. 

3) Acta et Decreta 50. Sciant qaoque sacerdotes haec matrimonia (seil. 
mlita) iaita Sammoram Pontificnm decreta eitra ecclesiam, tfallo adhibito ritn 
Bicro celebrauda Mse nisi aliter Ordinarioa grames ob caasas permiierit 

4) Acta et Decreta 50. 
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»weil es den Schlüssel zum priesterlichen Leben enth&lt,€ wöchent- 
liche Beichte und Abhaltung von geistlichen üebungen snm wenig- 
sten alle zwei Jahre. Der Goltu^ des h. Herzens Jesu wird em- 
pfohlen. Zur Brhaltang und Vertiefung der theologischen Kenntnisse 
dient neben eifrigem Privatstndium rege Betheilignng an den Pa- 
storalconferenzen. In die Errichtnog von Testamenten soll der Priester, 
ausser im Fall der Noth , sich nicht mischen. Vollstreckung letzt- 
williger Verffigungen der Laien und üebernahme von Bfirgschaften 
ist ihm ohne Erlanbniss des Bischofs nicht gestattet Kein Pfarrer 
darf mehr als hundert^ kein Vicar mehr als dreissig Pfund Sterling 
Schulden ohne Zustimmung des Bischofs übernehmen. Schwarz oder 
halbecbwarz sei die Kleidung des Geistlichen, nur in den beissesten 
Strichen Australiens kann Halbweiss getragen werden. Die gesammte 
WeligdäUichkeit hat auch ausserhalb der eigenen DiScese sich des 
römischen Gollars zu bedienen. Vertrauter Umgang mit Frauens- 
personen, auch solchen, die fromm sind, soll gemieden werden. Auf 
dem Weg der Vcdlkommenheit ist stet^ fortzuschreiten, sonst konnten 
viele Laien den Priester beschämen '). 

Aus dem Capitel »De uniformitate disciplinaec seien nur die 
bedeutendsten Punkte hervorgehoben. Das vierzigstOndige Qebet ist 
einzufahren. Wenn die Verhältnisse es nicht hindern , soll der Ab- 
schluss der Ehe nach Vorschrifb des Missale und Bitaale Morgens 
stattfinden. Nach Beendigung des Goncils sind Diöcesänsynoden zur 
Publication seiner Decrete zu berufen. Ohne Excorporations-Decret 
darf kein Bischof einen fremden Geistlichen aufnehmen. Der h. Stuhl 
wird ersucht, der australischen Kirche die Verehrung der vornehm- 
sten Heiligen Irlands und Englands zu gestatten. Unter diesen be- 
finden sich nicht wenige, welche auch in der Kirchengeschichte 
Dentschhinds eine Bolle spielen und in deutschen Landen weite Ver- 
ehrung geniessen: Rumold (Mecheln), Kilian (Wfirzburg), Gallus, 
Fridolin und Oolumban (Schweiz), Brigida (Köln). Auch soll der 
h. Stuhl um Heiligsprechung jener irischen Märtyrer, die fiür Glau- 
ben und Vaterland ihr Leben einsetzten, ersucht werden. Die Ab- 
haltung von Missionen, sowie die ünterstfitzung von Bruderschaften 
und Vereinen wird empfohlen. Starenge untersagen die Bischöfe katho- 
lischen Vereinen unter irgend einem Verwand minder ehrbare öffent- 
liche Tänze, oder die unter dem Namen »Fancy Balls« bekannten 
Zasammenkunfte zu veranstalten. Gebotene Feiertage sind in Austra- 
lien: Neujahr, Dreikönigen, Ohristi-Himmelfahrt, Frohnleichnam, 



1) AcU et Deoreta 53—58. 
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St. Peter und Paul, Maria-Himmelfahrt, Allerheiligen und Weih- 
Dachten ^). 

Worte innigster Verehrung und herzlichster Theilnahme wid- 
men die Bischöfe des Concils dem hl Vater Leo XIIL Tief be- 
klagen sie den Raub des Kirchenstaates, befehlen Abhaltung einer 
jährlichen Gollecte für den h. Stuhl und weisen sftmmtliche Priester 
an, den reichen Sinn der Decrete und AUocutionen des Papstes un- 
verzflglich den Gläubigen zu erläutern *). 

Die Mission bei den eingeborenen Negern (Aboriginales) em- 
pfängt ein besonderes Gapitel. Dem Coneil lagen drei ausführliche 
Berichte Qber diese Missionen vor; sie waren ausgearbeitet von den 
Bischofen Neuseelands, dem Bischof Salvado Yon Port Victoria und Abt 
der Benedictiner- Abtei Nuova Norcia, sowie dem P. Antonios Streele 
S. J., Vorsteher der Mission in Nord-Australien. Die beiden letztge- 
nannten Relationen, welche im Anhang der Decrete abgedruckt sind, be- 
schäftigen sich auf das Eingehendste mit dem tiefgesunkenen religiösen 
und sittlichen Standpunkt der Eingeborenen, beklagen aber auch zu- 
gleich den verderblichen Einfluss, welchen ausgeschämte europäische 
Colonisten auf diese arme Menscbenklasse autgeübt Für den Ganonisten 
weniger bedeutend, enthalten beide Berichte für Männer, welche sich 
mit dem Studium der Naturvölker befassen, die allerwichtigaten No- 
tizen. Die Bekämpfung der Darwinistischen Entwickelungslehre lässt 
sich mit Hülfe der hier dargebotenen Notizen leicht führen. Sie bestäti- 
gen lediglich den alten Satz : Kein Volk ist ohne ein Minimum von 
Religion und sittlichem Bewusstsein ^). Die sittliche Strenge, welche 
das Eherecht der katholischen Kirche auszeichnet, wird von den 
australischen Eingeborenen mit Freude aufgenommen^). Zur For- 
derung der Mission wünschen die Bischöfe, dass sich Of den, welche 
aus Priestern und Laienbrudem bestehen, niederlassen, damit die 

1) Acta et Decreta 59-^6. 

3) Aeta et Decreta 66. Vis ae potuerint sacerdotes deefetonm nevorvm 
atq^ae allooationam Summ! Pontifieis eiemplar habere > flnentem inde •enanm 
atque dootrinani carent suis gregibos ezplicare, adeo tit yoz Vioarii Christi 
Sanctoram coltom promorentis, vel ad nofftram eraditionem loqaentis, erroresque 
eaecnli in quo yersamnr condemnantis jagiter a suis fldelibas audiatar. 

8) Acta et Decreta 1S8. ßeiicht des P. Streele. Mores indigeaaram 
mtnnB corrapti sont, quam qvis aiipponeret in homiEibnfl destitntis omni aiuilio 
instruetionis et onmis ezteiioris gratlae. laest ipsis cognitio alicnjos. Snpremi 
Nanunis et ritae fntnrae tum felicis pro bonis, tnm miserae pro malis, nonmt 
etiam aliqna prindpia legis natnralis, qoamvis haec cognitio ad mnlta sese non 
eztendat. 

4) L. c Jam fatentnr melios esse, si singali singiüas tantnm uzores 
habeant, et catholica doctrina de matrimonio ipsis plaoet. 
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Heiden in Handwerk and Eanst Unterricht empfangen, sie ordnen die 
Abhaltung einer CoIIecte an and legen Verwahrung ein wider die 
grausame, weder Alter noch Qeschlecht schonende Verfolgung der 
Eingeborenen durch weisse Golonisten namentlich im Norden Austra- 
liens *). 

Hinsichtlich der Fofttendisciplin herrschte bislang in den ver- 
schiedenen Sprengein Australien^ eine starke Abweichung, wesshalb 
die Väter für sämmtliche Diöcesen eine einheitliche Praxis vor- 
schreiben. Dieselbe iässt sich also zusammenfassen: L An den 
Sonntagen der Fastenzeit ist Fasten und Abstinenz aufgehoben. 

2. Einmaliger Qenoss des Fleisches ist beim Mittagsmahl an allen 
Tagen der Fastenzeit erlaubt, mit Ausnahme der Mittwoche, Frei- 
tage, des Qoatember-Samstags und des Montags in der Charwoche. 

3. An Fasttagen ist gestattet der Qenuss eines frnstulum matutinum, 
sowie einer abendlichen Gollation. Bei der letzteren ist, mit Aus- 
nahme von Aschermittwoch und Gharfreitag, der massige (servato 
moderamine) Genuss von Lacticinien gestattet. 4. Der Qenuss der 
Lacticinien und Eier ist beim MiUagsmahl an allen Tagen , ausge- 
nommen Aschermittwoch and Gharfreitag, erlaubt. 5. Durch beson- 
deres Indult ist der Qebrauch von Fett (usus laridi) beim Mittags- 
mahl an allen Tagen, mit Ausnahme von Aschermittwocli und Ghar- 
freitag gestattet. 6. Am Feste des hl Patrick ist Dispense vom 
Fasten gegeben. Die Abstinenz ist nur dann zu b^bachten, wenn 
das Fest auf einen Freitag oder Quatembertag fllUt *). 

Zu den bedeutungsvollsten Qegenst&nden der Verhandlungen 
gehörte die Schulfrage. Indem die Bischöfe die im Naturrecht 
wurzelnde Auctorität der Eltern und Vormünder über die Kinder, 
sowie ihre Pflicht, diese entweder selbst zu unterrichten, oder ihnen 
durch andere untenichten zu lassen , betonen , warnen sie vor dem 
Besuch coirfessionsloser Staatsschulen. In Australien hat der Staat 
den Schulen der einzelnen Gonfessionen längst alle Unterstützung 
entzogen. In Folge dessen haben die Katholiken eigene confessionelle 
Schulen errichtet, um die Ungerechtigkeit doppelter Lasten von den 
Gläubigen abzuwälzen, hat das Goncil beschlossen, die einzelnen 
Bischöfe sollten Unterhandlungen mit den verschiedenen Golonial- 
Begierungen zur Einführung des in England und auch in Neuseeland 
bestehenden Systems des »Payment by resultc treten. Nach dieser 
Einrichtung nimmt der Staat von den. Fortschritten in den katholi- 
schen Elementarschulen durch seine Inspectoren Einsicht und leistet 

1) Acta et Decreta 68. 
^ Aet» et DecretA 99. 
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auf GruiKl derselben einen angamesaeäen Qeldzüscfaass. Für Mittel- 
schulen empfehlen die Yftter das unter Di&raeli 1879 in Irland ein- 
gefQhrte System, während mit Bezug auf Universitäten die Beseripte 
Plus IZ« m die englisohen Bischöfe mit dem Bemerkoi angezogen 
werden, dass kein üniversitäts-CoUeg dem Geiste der. Kirche eut- 
spreche , in welchem der kirchlichen Auotorität nicht der erforder- 
liche Einfluss auf die BeruAing und Entfernung der Professoren, so- 
wie auf die Lehre uiul Diseiplin gesidisrt sei ^). 

Nachdem das Concil kufr» ?om »kircbliehen Forum,€ der Ver- 
meidung von Streitigkeiten und der Einrichtung von kirchlichen Ar- 
chiven gehandelt, bes^hlieset es seine Decrete mit dem Capitel über 
die SirehengiUer. unverzüglich wird jeder Pfarrer ein Verzeichniss 
aller Mobilien und Immobilien, Rechte und Lasten seiner Kirche 
in duplo anfertigen ) dem Bischof ein Exemplar senden, das andere 
bei sich sicher aufbewahren. Die Besitztitel der Kirchen fiellen, wo 
das bislang noch nioht geschehen ist, nach Masdgabe des bürgerlichen 
Rechts ausgefertigt werden und auf den Namen von drei Curatoren 
lauten. Zu diesen wird in allen Fällen de^ Bischof, and ausserdem 
wenigstens zwei Priester gehören , die sich jährlich einmal zu ge- 
meinsamer Berathung versammeln. Sehr weise verfügen endlich die 
Väter sorgfältige Ausscheidung des Kirchengutes und des persön* 
liehen Eigenthums der genannten Curatoren, auf deren Namen dCts 
erstere geschrieben ist. Zu diesem Zwecke werden die Curatoren 
binnen drei Monaten ihr Testament in aller Form BeiAtens macheü 
und an einem vom Bischof bestimmten Ort niederlegen. 

Die australische Kirchenprovinz ist eine der jüngsten TOchter 
der weltumspannenden römisch-katholischen Kirche. Aber an Eifer 
im Olanben, an Verehrung und Liebe zum gemeinsamen Vater aller 
Christen steht sie keinem Theile der alten katholischen Welt nach. 
Für die Tiefe und Lebendigkeit ihres Glaubens legt das Tröstschrei- 
ben der Concilsväter an den preussischen Episcopat Zeugniss ab, 
welches an Zustände erinnert, die heute der Vergangenheit ange- 
hören •). 



1) Acta 6t Decreta 73—78. 

2) Acta et Decreta 165-108. 

i. — LiUerae ad Reverendissimos Oerwßniae Episcopps. 

Uimi. et Rmi. PraesidesY 
Nos^ Patritius F. Gardinalis Moran, Aüchiep. Sydneyenc&s, De- 
legatos ApostolicoSf et Praesnles septemdecim Provineianim Auska- 
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Auch an dem Jobtläam Leo's XIII. haben die Bischöfe und 
Glittbigen durch üebersendang reicher Geschenke und inhaltsvoller 



lieimiam, congregati in prima Synode Plenaria Australiens!, nostrum 
esse putamns, vestri hac oiecasione memores esse. 

Revera memores sumus operis fidei vestrae et laboris et chari- 
tatis et sustinentiae spei DQmini Nostri Jesu Christi. 

Vos facti estis forma omnibns credentibns; a vobis enim dif- 
famatu^ est sermo Domini non solnm in Germania, sed in omni loco 
fides restra, qnae est ad Deum, profecta est. 

Etenim animamini spiritn nobilium pugilum, Glementis*Augusti 
Droste de Yischering, et Martini Dunin, qui nee minas nee carceres 
timentes, fortiter ecclesiae Apostolicae jara tuiti sunt; sequimini 
exempla Ulustrium Praesulum et Miecislas, quos fidelitas et fort!«- 
tndo in munere pastorali ex exilio et carcere ad purpuram adduxit, 
qua Christi Vicarius eoa adornavit, quippe quos nuUa tribulatio, 
nalla angustia diu perpessa, separari potnit a obaritate Christi qui 
dileiit nos. Et sicut in ipsis, sie et in vobis, fluminis impetus lae* 
tificat civitatem Dei, fundatam in Petro ; nam spectaculum facti estis 
angelis et hominibus. Tumor quidem procellae nondum subsedit: 
sed ipsa tribulatio laetificat corda vestra; nam portae inferi non 
praevalebuDt adversus sponsam Christi : et Deus facit potentiam in 
brachio suo ; disperdit superbos mente cordis sui ; deponit potentes 
de 8ede, et exaltat bumiles. 

Et quis de vlctoria dubltet, cujus certa pignora jam habetis? 
unde enim inter vos tarn unanimis consensio, nisi quod in vobis fit, 
qaod Christus Suis Apostolis a Patre precatus est ut sint unum? 

Unde illa plane stupenda fidelitas, qua tantus numerus sacer- 
dotum, vestri laboris coadjutorum, vestras yoces auscultat, vestras 
taetur partes, vestris potius tribulationibus particeps esse malit quam 
vel leviter indulgere spiritui hujus mundi. 

Ceteris vestris fidelibus majores laudes quis tribuere poterit, 
quam vos, congregati ante sancti Germaniae apostoli tumulum eis 
tribuistis? Universo terrarum orbi eorum admirandam obedientiam 
prqponitiSj fidelitatem erga Salvatorem et Ecclesiam Catholicam 
extollitis, et eorum patientiam in persecutionibus laudatis. 

Bevera digitus Dei est hie. Ubi talis est unitas Catholica, 
ibi est Victoria, quae vincit mundum. 

Yenerabiles Praesules I admiramur quidem fortitudinem vestram 
et de plena victoria confidimos. Attamen non possumus quin deplo- 
remos conditioiiem vestram. Impediti estis in aedifioasdis et oroaudis 
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Adressen sich betheiligt. Das Gluck wanschschreiben des Episcopats 
aa den Papst wird als eine far Oeschichte und Recht bedeutsame Ur- 

muris Jerusalem, quia una manu saltem arcere debetis inimicos ab 
hereditate Domini, 

Yirtus et fortitudo vestra fere consumitur in defendendis juribus 
ecclesiae, hinc raelior structura coelestis Jerusalem impeditur et 
splendor operis divini abfuscatur. 

Deploramus vobiscum humiliationem sponsae Christi, deploramus 
exilium pastorum, deploramus famem spiritualero quia fere nemo est 
qui frangat panem parvulis. 

Hie dolor noster eo major est, quod videmus hie potentiam et 
pulcbritudinem sponsae Christi, quae non est captiva, sed ejus funes 
ceciderunt in praeclaris. In nostris regionibus, vinea commissa curae 
nostrae, est platatio nova quidem, sed plantata ab agricola qui misit 
filium suum. Quinquaginta anni solummodo ab ejus plantatione, et 
vinea nostra crevit admirandum in modum. Videte coronam praesu- 
lum circumdatorum magno numero levitarum, congregatorum in 
splendide sanctuario B. M. Yirgini dedicato. 

Videte nobiscum numerum templorum aedificatorum in nostris 
regionibus, videte numerum juventutis praeparatae ad praelianda 
praelia Domini in Scholis Catholicis. Videte nobiscum multitudi- 
nem fidelium qui pascuntur verbo et pane vitae. 

Ideo , Venerabiles Fratres, quia videmus quid ecclesia libera a 
vinculis et catenis inimicae potestatis facere potest, repetitis vocibus, 
deploramus vobiscum captivitatem sponsae, deploramus caecitatem 
inimicorum, deploramus perditionem animarum. 

Speramus fore ut non longe absit illa hora, qua debita libertas 
concedatur sponsae Christi. Haec sunt vota nostra pro vobis, Vene- 
rabiles Praesules. 

ilpse autem Dens pacis det vobis pacem sempiternam in omni 
loco.c Dens sit cum omnibus vobis. 

Datum apud Sydney, die 29a Novembris, 1885, 
Ad BRmos Epos, in Germania, 

Per Bmum Phüippum Krementz 
Archiep. Golonien. 
Cologne — Köln. 

Ji. — Responsum Beverendissimorum Episix^porum Qermaniae. 
Eminentissime Princeps, lUn^trissimi ac Bevereodissimi Domini! 

Litterae benevolentissimae, qnas Eminentia Vestra lUustrissima 
una cam Beverendissimis sacrorum antistitibus in prima Synode ple- 



PUnarsynode von Sydney 2885. 109 

künde am Schlüsse mitgetheilt. Oewiss liegen in Anstralien Verhält- 
nisse vor, welche eine strenge Anwendung des canonischen Rechtes zn 



naria Aastraliensi congregatis die 29 Novembris, a. p., nobis dedit 
caritatis vestrae «fraternae nuntias et testes, in tantis, quibus 
adhnc implicamur pro Ecclesiae libertate afflictionibas, permagno no- 
bis faerant et gaudio et solatio. 

Mirandnm prorsus revera et jacnndissimum spectacnlnm ! Ecce 
qnos linguarnm diversitas, quos ingentia terraram spatia et vel ipsa 
oceani immensitas a nobis separat , in onitate fidei congregati no- 
biscam sentiant, verbo et exeinplo nos confortant, anxiliatores se no- 
bis adjangnnt. Maximas certe, Illostrissimi ae Beverendissimi Do- 
mini, et band uno nomine debitas par est, nt Vobis agamos ex in- 
time corde gratias. 

Non solom enim nostrum ipsomm, quornm hnmeros pastoralis 
offidi, qnom semper formidandnm, tum bisce praesertim temporibns 
grayissimam, premit onns, peramantissimas Vestras litteras erexistis 
animos, veram etiam gregis nobis commissi fidaciam et robnr band 
parom aoxistis, Incnlento qnippe testimonio illud S. Pauli confir- 
mantes : »Multi sumus unum Corpus in Christo, singuli autem alter 
alterius membra. Et si quid patitur unum membrum compatiuntur 
omnia membra.c Quin immo, Illostrissimi ac Reverendissimi Domini, 
gratiosiasimis istis Utteris bonam etiam ad eos, qui foris sunt, con- 
tessionem confessi estis, duplex tum caritatis tum fidei exemplum 
mundo exhibentes. Nonne qui adversum nos sunt, idem fateantur 
oportet, qnod de pristinorum temporum fidelibus gentilium erat in 
ore : lEcce quomodo se amant U Nonne gloria et splendor Ecclesiae 
Catholicae vix inter vos nascentis jam innuit et monstrat, magis 
magisque impletum iri, quod regius cecinit psalmista: »Et domina- 
bitar a man usque ad mare et a flumine usque ad terminos orbis 
terramm.« 

Gerte non solnm gratias Fobis agendi, sed etiam laetantibus 
animis Vobis congratulandi feiix nobis incumbit necessitas. Quis non 
gratulabundus miretur ecclesiae Cathdiicae in Australiae regionibus 
augmentum et splendorem, ut qoos saeculi hujus exordium paucos 
tantum yiderit in Christum credentes, exiens idem saeculum tantopere 
et zelo et nmnero conspiciat anctos et nraltiplicatos, tanta et tam 
illostri BeTerendissimomm Praesalnm corona mnnitos, juvenescentem 
adhuc ecelesiam Australiensem jam vel ipea sacratissima purpura 
condecoratam ! Vere haec nratatio dexterae Exeelsi I 

Qaademus cum Vobis gandentibiis, Illastrissimi ac Beyerendis* 
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einer Unrndglichkeit maohen. Aber die anstralisohen Pr&Iaten siod, 
wie M8 der Lectore der Deorete des Plenarconcils sich ergibt, we- 
nigstens von dem redlichen Streben gelMtet, die wesentlichsten Be- 
stimmungen des gemeinen Rechts auch in einem Lande einzufahren, 



simi Domini; sed dum Vobiscum gaudemus, magna simul vel no- 
bismetipsis surgit spes et fiducia. Manum siquidem Domini non esse 
abbreviatam ex iis, quae nöbis retulistis, tarn aperte videntes, quo- 
modo non et ipsi bonam de futuro spem concipiamus? Vestro iusuper 
adjatoriOy Vetris et gregis Vobis commissi precibus confidimus : Gerte 
quot animas in vastis Australiae regionibus Deo locramini tot nobis 
adjutores et coUaboratoree constituitis. 

Tali igitur ftatrum nostrorum auxilio firmati spe erigimur fore, 
ut nobis incessanter petentibus tandem det Dominus pacem suam, 
ut lucescat aliquando illa dies, qua ecclesiam matrem filii errantes 
nobiscum agnosoant et ubique terrarum insonet vox illa üaustissima 
et justissima »Christus vincit, Christus regnat, Christus imperat, 
Christus ab omni malo populum suum defendatc 

Coloniae» Mense Martii, 1886. 

Archiepiscopi et Episcopi Borussiae 
De Mandate 

Archiepiscopus Coloniensis. 
EroinentissinH),et Brno. Domino, 

Domina Patritio F. Cardinali Moran 

Archiepiscopo Sydneyensi, Delegato Apostolico, . 
et Illmis. ac Bmis. Dominis, 
Episcopis Australiensibus 
[Nomina Episcoporum qui scribendi mandatum Beverendissimo 
Archiepiscopo Coloniensi dederunt haec sunt: 

t Söbert EerBog^ FursirBischof von Breslau. 

i Johann Bemard Brinehmannj Bischof von Münster. . 

t WÜhelm Jacobi^ Bischof von Hildesheim. 

t Michael Fdix Korum^ Bischof von Trier. 

t Georg Kopp^ Bischof von Fnlda. 

t Bemard Eoeüng^ Bischof von Osnabrück. 

t Johann Christian Boos^ Bischof von Limburg. 

t jFVanjßr Caspar Drobe^ Bischof von Paderborn, 

t Johann Nepomuck von Manoüg, Bischof von Kulm. 

t Andreas Thid^ Bischof von Ermland«] 
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weiches .heilte erst &ü einem sehr geringen Theile der Galtur und 
Ci?iIi8atioii ersobloasen ist, dem aber bei der stets zunehmenden Ent- 
wickelnng des intertiationalen Verkehrs eine grosse Zukunft ohne 
Zweifel bevmrsteht 

BecUUsime Fater! 

Nos infrascripti Anstraliae Ecclesianun Pmeaales , nt filii addictiBsimi, 
omni deTotionis et obseqnii et amoris sensu ad Sanctitatis Tnae pedes aocedimns. 

Mnneris etenim nostri esse arbitramur non solnm laetissimoni animnm 
exhibere, sed et quam plurimas Tibi, Beatissime Pater, gratulationes referre, 
recarrente quinquagesimo amiiversario ez quo ad dignitatem sacerdotalem 
beoigno Dei laTore evectus es. Congraum namque est ut et nos , etsi longis- 
simia terrae marisque tractibus disjuncti, firatribus nostria ooModemar, qui in 
fauttlfisima faac solemnitate ez cunctis orbis Cbristiani regionibus Bomam ac- 
currentes et sua munera ferentes Sanctitati Tuae cougaudent. Sane in venera- 
tione et affectu erga Te, Beatissime Pater, nemini cedimus, et arctissimo cba- 
riiatis Yinculo Sedi ApostöUcae adstrieti indesinenter cum Sancto Hieronymo 
fidem profliemur »Ego nnllum piimum sequens nisi Christum, Beatitudini Tuae 
id est Gatbedrae Petri oonsodor, super illam petram aedificatam ecclesiam sdo, 
quicunque eztta banc domum agnum eomederit, profanus est, quicunque non 
ooUigit tecum, spargit.« Sed in hac auspicatissima occasione, silentio prae- 
terire non possumus prorsus singularia Sanctitatis Tuae merita in banc nostram 
Anstrabwianam ecclesiam. Per te enim nuperrime Ecclesiasticae Provinciae in 
hac regione auctae sunt, et novae dioeceses mazimo religionis bono et fidelium 
gaudio erectae, et ita ecdesia in istis regionibus pleniorem yeritatis atque or- 
dinis firmitatem per episcoporum gubemationem et regimen adepta est. Episcop 
qnippe, teste Irenaeo, »Successionem babent ab Apostolis qui cum episcopatus 
successione Charisma yeritatis 'certum secundum plaeitum Patfis aeeepenuit.€ 
Hinc &ctum est ut catholica religio latius apud nos in dies propagetor, derus 
quam moxime augeatur, religiosae quoque &miliae constituantur , quae mode- 
ruidis adolescentium moribus et variis cbaritatis operibus ezercendis operam 
diligentem nayant et praedare non modo de cfaristiana , sed etiam de dyili so* 
detate merentur. Haec autem onmia bona et alia quae enumerare non possu- 
mix8, Tibi praedpue, Beatiadme Pater , aocepta referre debemua et Sanctitati 
Tuae gratias quam maiimas nostri deri et fidelium nostrae curae concredito- 
mm nomine offerimus. 

Dum yero has offidi nostii partes adimpiere cupimus, non possumus ^ 
quin intunos doloris et indignationis sensus pandamus ob nefanda illa quae 
praeteritis hisce annis in Jesu Christi Vioarium» Petri suecessorem , «upremum 
Ecdesiae Catholicae principem atque dilectisdmum nostrum, omniumque fidelium 
patrem a perditis bominibus non minus occultis insidüs quam yi aperta gesta 
sunt. Adeo enimyero atroda baeo sunt atque ab omni iure diyino et humano 
aliena, adeo nomine Chriatiano indigna, ut qua ratione qtdbusque yerbis sint 
impiobanda at r^idenda yix et ne yix quidem ezplicare yaleamus. 

Etsi yero baeo animos nostros dolore opprimant , plurimi^ tamen sunt 
quae inter tot adyersa nos gaudio affidunt et mentem erigunt ac sustentant 

In primis majesüw Tua et singularis virtus nos refidunt qtiibus inter tot 
fluetua et proeellas imperturbato animo Ecdesiae gubernacula nayemque Petri 
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Divino afflante Spirita in portam tnto dirigis. Becreant profecto in tanta 
tempornm calamitate Divini Beparatoris Yorba qoibos inferornm portas contra 
Ecclesiam ant Sedem Apostolicam nanqnam praevalituras spopondit. Ta enim, 
Beatiflsime Pater, aeterna yeritatis principia ab aliis Tolgo spreta et rejecta 
solos exponis et tneris, societatis hnmanae sastines fhndamenta^ atqve sanctita- 
tem eYangelii et religionis jnra invicte defendis. Tu solui inter erroram ne- 
bnlas qaibns obtenebrator orbis ea fidei et jnstitiae solida ponie principia qni- 
bns everais nee religio divina nee bnmana societas salva conaifltere posset. Atqne 
heic silentio praeterire nolamns innumera bona qnae in Ecclesiam nniversam ez 
yariis tnis Encyclids dimanarunt et praesertim ez istis litteris quibns Sacra- 
tiesimi Bosarii Beatissimae Virginia Mariae recitationem ab omnibns fidelibas 
per nniversnm terramm orbem peragendam indizuti. Porro nos licet in remo« 
tissimis hisce plagis constitnti testari atqne gloriari in Domino posanrnns veram 
fidem, pietatem et religionem popnli nobis commisai mazimum ez illis precibna 
incrementnm snacepisse» et confidenter sperarnns migores ezinde in dies fmctns 
proventnros. 

Itaqne qnod ad nos attinet, Beatissiroe Pater, Te sive in throne folgen- 
tem, sive carcere detentnm ant catacnmbis latentem, siye eznlem in terra aliena, 
nt Christi Vicarinm amore et yeneratione proseqnemnr; quo magis perditi reli- 
gionis et yirtntis hostes in te insnrgnnt eo arctios Tibi adhaerebimns , dictis 
Tnis magb magisqne obseqnentes erimns et obedientes, et atroda eomm qni in 
Te sacmmqne Tnnm p^ncipatnm conspirant facinora priyatim pnbliceqne re- 
probabimns. 

Neqne desinemns Deo bonomm omninm largitori feryidaa assidoe precos 
offerre, nt yera Christi religio nbiqne terramm» Te anspice, floreat, nt Ecclesia« 
tranqnillitas restitnatnr, nt granssima mala a Christi oyIU et a sodetate ciyili 
aroeantnr, atqne Te dintissime seryet incolnmem Dens. 

Simnl cnm hisce litteris pecnniae snmmam a Clero, et popolo nostca« 
yigilantiae commisso, hilari animo oblatam, et mnnnscnla aiiqnot transmittimaa, 
qnae Sanctitas Tna nti fiüalis affectns pignora benigne recipere dignetnr. 

Interim, Beatissime Pater, toto corde £aosta omnia ao felicU Tibi itemm 
hac anspicatissima oocasione adprecati, ad Tnos pedes proYolnti Banadictionem 
Apostolicam pro nobismet ac pro clero et fideiibns nostrae cnrae concreditis hn- 
milllme implocamns. 

Saactitatii Tnae, 

obseqnenÜMimi famnli et filii, 
(Seqnnntnr nomina Episcopomm). 
* Datnm apnd Sydney, 

die 1. Noy. 1887. 
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III. 

Uebereinkunft zwischen dem Papste und dem Schweizer 

Bundesrath Ober die definitive Ordnung der tessinischen 

Kirchenverhältnisse. 

(Vergl. Archiv, Bd. 59. S. 131 ffl). 

I. Dem »Bundt Nr. 80 vom 21. März 1888 entnehmen wir den 
französischen Wortlaut der uebereinkunft, welche in Ausfflhning der 
uebereinkunft vom 1. September 1884 und behufs definitiver Ord- 
nung der kirchlichen Verhältnisse Tessins am 16. März 1888 zwi- 
schen den Herren Ruchonnet und Droz als Vertretern des Bundes- 
raihes und dem päpstlichen Ddegaten Herrn Ferrata unterzeichnet 
worden ist, und begleiten dieselbe mit der deutschen üebersetznng 
des >Band,c welche jedoch keinen amtlichen Charakter hat. 

Art 1. Pour le moment de Art. 1. Auf den Zeitpunkt 
rentrte -en vigueur de la pr^- des Inkrafttretens gegenwärtiger 
sente Convention , TEglise pa- Uebereinkunft wird die Pfarr- 
roissiale et coU^giale de Saint- und Stiftskirche zum h. Lauren- 
Laurent ä Lugano sera ärig^e tius in Lugano zur Gathedral- 
en Eglise cathödrale pour tout kirche des ganzen Gebietes des 
le territoire du canton du Tessin Cantons Tessin erhoben und diese 
et cette Eglise sera r^unie ca- Kirche wird canonisch und als 
noniquement et ä ^galitä de gleichberechtigt mit der Kirche 
droits ä TEglise de Bäle, dont von Basel verbunden, deren Or- 
Tordinaire portera dor^navant dinarius fortan den Titel Bischof 

von Basel und Lugano führen 

wird. 
Art. 2. Für die Verwaltung der 

verbundenen Gathedralkirche wird 
le St-Siege nommera, d'entente der h. Stuhl im Einverständniss 
avec r^vSque diocäsain, un ad- mit dem Di(k^sanbischof einen 
ministrateur apostolique qui sera apostolischen Administrator er- 
choisi parmi les pr§tres ressor- nennen, welcher aus der Zahl der 
tissanto tessinois. L'administra- Priester tessinischer Herkunft zu 
teur apostolique aura le carac- wählen ist. Der apostolische Ad- 
t^re äpiscopal. 11 r^sidera dans ministrator wird bischöflichen Gha- 
le canton et portera le titre rakter haben, im Ganton Tessin re- 

AnbiT fßr Kirohanreeht. LX. 8 



le titre d'ävdque de Bäle et de 
Lugano. 

Art. 2. Pour Tadministration 
de l'Eglise cath^drale röunie, 
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d'adrainistratear apostolique du 
Tessin. 

Art. 3. Les dispositions de 
la Convention du 26 mars 1828, 
concernant la nomination de 
Tdveque de Bäle, seront ^tendues 
ä TEglise cathMrale r^unie, si 
les autres parties int^ress^es y 
consentent. 

Art. 4. n n'est apportö au* 
cune modification ä Tart. 4. de 
la Convention du 1 septembre 
1884 et aux arrangements qui 
peuvent en d^conler. En con- 
sid^ration du fait que le canton 
du Tessin supporte les frais de 
son administration speciale, ce 
canton et son administrateur 
apostolique ne contribueront ni 
ä la mense de T^veque diocd- 
sain, ni aux autres frais d*ad- 
ministration g^n^rale du dio- 



Art. 5. L*administrateur[Molo] 
actuel demeure au b^n^fice de sa 
nomination, faite par le St-Siege 
en dato du 20 septembre 1887. 

Art. 6. Les ratifications de 
cette Convention seront 4chan- 
g^es ä Rome dans le d^lai de 
quatre mois et la Convention 
entrera en vigueur six mois 
aprfes cet behänge. 

Protocole final: II est en- 



sidiren und den Titel apostolischer 
Administrator des Tessin fuhren. 

Art. 3. Die Bestimmungen der 
üebereinkunft vom 1. September 
1828 betreffend die Ernennung des 
Bischöfe von Basel werden, wenn 
die fibrigen Parteien sich damit 
einverstanden erklären, auf die ver- 
bundene Cathedralkirche ausge- 
dehnt 0. 

Art. 4. An Art. 4. der üeber- 
einkunft vom 1. September 1884 
und den Anordnungen, welche 
daraus hergeleitet werden können, 
wird nichts geändert*). In An- 
betracht der Thatsache, dass der 
Canton Tessin die Kosten seiner 
eigenen Verwaltung trägt, hat 
dieser Ganton und sein aposto- 
lischer Administrator weder zu 
den Tafelgeldern des Diöcesan- 
bischofs noch zu den fibrigen 
Kosten der allgemeinen Verwal- 
tung der Diöcese beizutragen. 

Art. 5. Der gegenwärtige Ad- 
ministrator [Molo] bleibt im Genass 
seiner vom h. Stuhle am 20. Sep- 
tember 1887 erfolgten Bestallung. 

Art. 6. Die Ratificationen dieser 
üebereinkunft sollen in Bom inner- 
halb vier Monaten ausgetauscht wer- 
den und die üebereinkunft soll sechs 
Monate nach diesem Austausch in 
Kraft treten. 

SchlussprotocoU : Es ist vereia- 



1) Bezieht sich auf die Vertretung der Geistlichkeit Tessins im Dom- 
capitel, dem das wichtige Recht der Bischofswahl zusteht. 

2) Dieser Artikel lautet: Der Canton Tessin verpflichtet sich, die für 
VoUziehang dieses üebereinkommens, namentlich in Bezug auf das Qehalt des 
apostolischen Administrators, seinen Wohnsitz n. s. w., erfoi-derlichen Mass- 
nahmen zn treffen. 
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tendu : 1^ Qae TEglise cath^- bart worden : 1) Dass die verban- 
drale r^anie ne prendra aucane dene Gathedralkirche keinen andern 
part ä l'administration du dio* Antheil an der Verwaltong der 
cese de Bäle que celle dont Diöcese Basel haben soll, als den 
l'art. 3. fait mention ; 2^ que in Art. 3. erwähnten ; 2) dass das 
la mise en vignear et la pleine Inkrafttreten und die volle Aus- 
application de la Convention ne fnhrang der Uebereinkunft weder 
sont pas subordonn^es ä Tex« von der in gedachtem Art. 3. vor- 
tension des dispositions de la gesehenen Aosdehnnng der Bestim- 
convention du 26 mars 1828, mnngen der uebereinkunft vom 26. 
pr^vue par le dit art. 3. ni ä März 1828 noch von der eventuel- 
Tosage ^ventuet de la facult^ len Anwendung der aus dieser Aus- 
d^ulant de cette extension. dehnung sich herleitenden Befug- 

niss abhängig gemacht werde. 

II. Wie das Salzb. Eirchenbl. Nr. 17 aus der Schweiz 22. April 
1888 meldete, richtete der Bundesrath am 3. April an die Begierungen 
der sieben zum Bisthum Basel gehörigen Gantone ein Rundschreiben, 
worin er die Vereinbarung dem versöhnlichen Geiste der Vertrags- 
parteien und der Begierung von Tessin zuschreibt, die Hofinung aus- 
spricht, durch diese Vereinbarung werde der Ganton Tessin noch in- 
niger mit der übrigen Schweiz verbunden werden und daher auch 
mit Zuversicht erwartet, dass von keiner Seite die Vertretung Tes- 
sins im Domcapitel durch zwei Domherrn beanstandet werde. 

III. Am 8. Mai 1888 tagten die sieben Diöcesanstände des Bis- 
thoms Basel, d. h. die Abgeordneten der Begierungen der zum Bis- 
thum Basel gehörenden Gantone. Von diesen sind nur zwei, Luzern 
und Zug katholisch, Solothurn der Sitz des Bischofs seit längerer 
Zeit ganz im liberalen Fahrwasser, und Basel, Aargau, Zürich und 
Thurgau in ihrer grossen Mehrheit protestantisch. (Bern, das ehe- 
mals zu derselben Diöcese gehörte, sich aber von derselben trennte, 
and offen an den sg. Altkatholicismus anschloss, hat sich noch nicht 
der Diöcese Basel wieder angeschlossen und es ist nicht unmöglich, 
dass die katholischen Jurassier, die durchweg französisch sind, sich 
mehr nach dem sprachverwandten Bisthum Lausanne und Genf (Frei- 
burg) als nach Basel hingezogen fühlen). Auf der Gonferenz der . 
Diöcesanstände zu Solothurn kam es zu keinem eigentlichen Be- 
schlüsse über den Anschluss des Gantons Tessin an das Bisthum 
Basel, da die meisten Abgeordneten keine bestimmten Vollmachten 
hatten, aber es fielen dort sehr unfreundliche Bemerkungen über das 
Vorgehen des Bundesrathes, und wenn auch kein förmlicher Protest 
gegen die oben mitgetheilte Uebereinkunft des Bundesraths mit dem 

8* 
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päpstlichen Stahle erhoben wurde, so glaubten die Diöcesanstände 
doch in der Antwort auf die betreffende bundesräthliche Zuschrift 
sich darüber beschweren zu müssen, dass die Vereinbarung abge- 
schlossen sei ohne vorher die Diöcesanstände um ihre Ansichten und 
Wfinsche zu befragen. 

IV. Wie der »Bunde Nr. 143 meldete, beantragte der Bundes- 
rath am 23. Mai 1888 mit besonderer Botschaft der Bundesversamm- 
lung, der am 16. März 1888 zwischen dem schweizerischen Bundes- 
rathe und dem päpstlichen Stuhle abgeschlossenen üebereinkunft zu 
endgfiltiger Regelung der kirchlichen Verhältnisse des Gantons Tes- 
sin durch Bundesbeschluss die Ratification zu ertheilen. üeber den 
Verlauf der Verhandlungen, welche mit dieser Üebereinkunft abge- 
schlossen, sagt diese Botschaft: An der Conferenz, welche infolge 
verschiedener Verumständungen bis zum 27. Februar verschoben 
wurde, liess sich der päpstliche Stuhl durch Mgr. Ferrata, Nuntius 
in Brflssel, vertreten, welcher bereits die Üebereinkunft von 1884 
negozirt hatte. Vor Eröffnung der Oonferenz glaubte der Bundes- 
rath, der Regierung von Tessin die Grundlagen bezeichnen zu sollen, 
die er, soweit es ihn betrifft, bei den Verhandlungen im Auge be- 
halten werde. »Wie Sie wissen, € schrieb er derselben am 7. Fe- 
bruar, »wünschen wir sehr, den Anschluss Ihres Cantons an eines 
der bestehenden schweizerischen Bisthümer herbeizuf&hren. Wir haben 
in sorgfältigster Weise die Einwendungen erwogen, welche Sie in 
Ihrem Schreiben vom 15. Januar 1886 dieser Lösung entgegenge- 
stellt haben, und wir sind geneigt, denselben in den mit dem heili- 
gen Stuhl abzuschliessenden Vereinbarungen nach Möglichkeit Rech- 
nung zu tragen. Es ist recht und billig — und uns schwebte dies- 
falls nie etwas anderes vor — , dass die kirchliche Stellung Ihrer 
Pfarrgemeinden in einer Weise geregelt werde, welche sowohl dem 
Grundsätze der Gleichheit, den Sie für Ihren Canton gegenüber den 
Mitständen in Anspruch nehmen, als den besondem Bedfirinissen 
dieser Pfarreien Genfige leistet. Es wäre uns sehr angenehm, hier- 
fiber thunlichst bald Ihre Wünsche zu vernehmen ; nur müssen wir 
Ihnen erklären, dass im Hauptpunkte, dem Anschlüsse an ein 
schweizerisches Bisthum, es uns nicht möglich ist, nachzugeben.c 

Der Staatsrath von Tessin antwortete am 11. und 23. Februar 
es sei ihm zwar nicht klar, wie es mOglich sein werde, den betref- 
fenden Forderungen, die ihm widersprechend erscheinen, Genüge zu 
leisten ; immerhin wolle er sich nicht ablehnend dagegen verhalten, 
dass man gemeinsam an einer Lösung arbeite, welche wo möglich 
allen Wünschen entspräche. 
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Gleich im Anfang der Verhandlungen drang der Vertreter des 
päpstlichen Stuhles darauf, dass Tessin za einem eigenen Bistham 
erhoben werde. Der Bandesrath erklärte sich neaerdings dagegen, 
wie auch gegen den Versuch, die Frage in der Weise zu lösen, dass 
definitiv eine selbständige apostolische Verwaltung aufgestellt würde. 
Er verlangte den Änschluss an ein schweizerisches Bistbum, mit 
Creirung eines Generalvicariats für Tessin, in Berficksichtigung der 
geographischen Lage, der Sprache und der besondem Bedurfnisse 
seiner Pfarrgemeinden. Diese Lösung stiess auf Einwendungen so- 
wohl seitens des Vertreters des päpstlichen Stuhles, als seitens der 
tessinischen Regierung, üebrigens hing die Frage davon ab, wel- 
ches Bisthum als dasjenige gewählt würde, mit dem der Canton zu 
vereinigen wäre. An Ghur konnte man nicht denken, da der Bischof 
dieser Diöcese ein Graubündner sein muss, was eine fOr Tessin un- 
annehmbare Ungleichheit der Stellung mit sich gebracht hätte; 
ebenso erschien der Änschluss an Sitten nicht thunlich, da hier der 
Grosse Rath den Bischof wählt; St. Gallen ist zu entfernt. Es er- 
übrigten also nur noch Basel und Freiburg, beides grosse Diöcesen, 
deren Bischof nicht im Falle gewesen wäre, sich» um seine Functio- 
nen im Tessin selbst zu erfallen, dorthin zu begeben. Es musste 
demnach nothwendigerweise ein Generalvicar bischöflichen Charakter 
haben, italienischer Sprache sein und die tessinischen Pfarrgemeinden 
selbständig verwalten, es wäre denn, man hätte die Verantwortlich- 
keit und die Arbeit des Diöcesanbischofs vermehren wollen , was 
nicht angegangen wäre ohne vorherige Verständigung mit allen be- 
theiligten Parteien. Aus allen diesen Bucksichten glaubte der Bun- 
desrath, der definitiven Errichtung einer besonderen Verwaltung bei- 
treten zu können, welche jedoch der Diöcese Basel zugetheilt würde, 
deren Bischof bei der Ernennung des Verwalters sein Wort mitzu- 
sprechen hätte ; dagegen machte er zu Gunsten von Tessin den Vor- 
behalt, dass ihm ein Mitantheil an der Ernennung des Diöcesan- 
bischofs zusteht, wenn die andern betheiligten Parteien , das heisst 
die andern Diöcesancantone, damit einverstanden sind ^). 

In der Weise glaubt der Bnndesrath, soweit dies möglich ist, 
allen vernünftigen Anforderungen Bechnung getragen zu haben. Wenn 

1) Der Bischof von Basel, Msgr. Fiala, starb am 24. Mai 1888. Die 
Wahl des Nachfolgers soll am 10. Juli 1888 zu Solothurn geschehen. Bei der- 
selben hat die^Didcesanconferenz der oben genannten sieben Gantone das Recht, 
von sechs vom Domcapitel gewählten Candidaten drei als nicht genehm za 
streichen und nach der üebereinkunffc vom 16. März 1888 hätte nnn auch Tessin 
sich an dieser DiÖcesanconferenz zn betheiligen, wenn nicht die Mehrheit der 
letzteren sich dagegen erklart hätte. (Die Bed.) 
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maD insbesoDdere die Petition der liberalen Minderheit des tessini- 
schen Grossen Rathes in's Auge fasst, so glaabt der Bandesrath con- 
statiren zu können^ dass die vom Bundesrath abgeschlossene üeber- 
einkonft in keiner Weise die Lasten des Gantons erschwert, wie sie 
von ihm im Jahre 1884 äbemommen wurden und überhaupt aus der 
Natur der Sache selbst herfiiessen. Ein Qeneraivicar, dessen Kosten 
gewiss nicht von den andern Diöcesancantonen getragen worden 
wären, hätte Tessin nicht weniger gekostet, als ein apostolischer 
Verwalter, und was den Unterhalt eines Seminars italienischer 
Sprache betrifft, so wäre derselbe bei der einen Combination gleich 
unerlässlich gewesen, wie bei der andern. Es bleibt noch die Frage 
der Rechte des Staates in Bezug auf die Ernennung des apostoli- 
schen Verwalters. Der päpstliche Stuhl machte keinen Anstand, zu- 
zugeben , dass derselbe »persona grata< sein muss ; die tessiniscbe 
Regierung zog es aber vor, von einem Wahlvorschlag abzusehen, mit 
Rücksicht auf die Wettbewerbungen, mit denen sie bestürmt würde. 
Daraus folgt übrigens nicht, wie die Petenten befürchteten, dass der 
Verwalter freie Hand habe, gegen die Interessen des Gantons und 
der Eidgenossenschaft zu handeln ; das jus inspiciendi et cavendi ist 
in dieser Materie ein der Gantonalsouveränität inhärirendes Elecht, 
das also nicht erst durch eine internationale Vertragsbestimmung 
gewahrt zu werden braucht. 

Was die Frage einer eidgenössischen Einmischung auf diesem 
Qebiete anbelangt, so fand der Bundesrath, dass eine solche, so lange 
die kirchliche Organisation Sache der Gantone ist, nicht in's Auge 
zu fassen sei, dass die Bundesbehörde sich vielmehr einfach an die 
Vollziehung von Art. 50, letztes Alinea, der Bundesverfassung zu 
halten habe, lautend: »Die Errichtung von Bisthümern auf schweizeri- 
schem Gebiete unterliegt der Genehmigung des Bundes.« 

So wie sie ist, scheint also dem Bundesrath die Uebereinkunft 
annehmbar zu sein, als die beste Lösung, welche dieser so lange 
schwebenden Angelegenheit gegeben werden konnte. Als solche 
fasste sie auch der tessinische Grosse Rath auf, der sie mit einer 
Mehrheit von 41 gegen 2 Stimmen und 4 Enthaltungen ratificirt hat. 

Zur Erlangung der in Art. 8. vorbehaltenen Zustimmung der 
Gantone des Bisthums Basel hat der Bundesrath am 3. April abbin 
ein Ereisschreiben an dieselben erlassen. Nach den Berathungen der 
am 8. Mai in Solothurn abgehaltenen Gonferenz scheinen die Diö- 
cesancantone Anstand zu nehmen, ihre Zustimmung, wie sie in 
Art. 3. vorbehalten ist, zu ertheilen. Es ist dies jedoch nur eine 
innere Frage, auf die sich stets zurückkommen lässt und von deren 
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Lösung das Inkrafttreten der Uebereinkunft nicht abhängt. Diplo- 
matisch ist die Angelegenheit als erledigt zu betrachten. 

Die Botschaft schliesst: »Ein langes Capitel unserer politisch- 
kirchlichen Geschichte ist es also, dessen Abschluss wir Ihnen hier 
beantragen, indem wir Ihnen die Genehmigung der betreffenden 
Uebereinkunft empfehlen.c 

V. Der Regierungsrath von Zug und Lustem gaben ihre Zu- 
stimmung zu dem Art. '3. der obigen Convention, also zur Theilnahme 
des Gantons Tessin an der Wahl des Bischofs von Basel, dagegen 
der Beg.-Bath von Solotimm und der überwiegend protest. Gantone 
Basel, Aargau, Zürich, Thurgau nicht. Der Grund ist augen- 
scheinlich der, weil der Art. 3. der Gonventiou die bisherige radical- 
protestantische Mehrheit in der sg. Diöcesanconferenz gefährdet und 
dem Unrecht, dass Protestanten bei der Besetzung des katholischen 
Bischofssitzes den überwiegenden Einfiuss üben, ein Ende zu machen 
droht. In Bern tagten am 14. Juni die Baseler Diöcesanstände« Gegen 
die Stimmen von Zug und Luzern beschloss die Mehrheit Verwerfung 
des Art. 3. und erklärte, bezüglich des den äusseren Bestand und die 
innere Organisation der DiOcese ändernden Abkommens habe der Bun- 
desrath die DiOcesanconferenz von Anfang an und nachher bezüglich 
der Ratification zu befragen gehabt. Der Bnndesrath (Sitz. v. 25. 
Juni, Bund Nr. 176) sagte solches für die Zukunft zu und verwies im 
Uebrigen auf das in seinem Ereisschreiben vom 3. April Bemerkte. 

VI. In der Sitzung des Nationalraths der Schweizer Bundes- 
versammlung vom 6. Juni 1888 stellte Dr. Joos von Schaffhausen 
den folgenden Antrag (vgl. Bund Nr. 156 v. 7. Juni 1888): 

>Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft, 
in Erwägung: 1) Dass nach Art. 50. der Bundesverfassung den 
Cantonen, sowie dem Bunde vorbehalten bleibt, zur Handhabung 
der yerschiedenen Beligionsgesellschaften, sowie gegen Eingriffe kirch- 
licher Behörden in die Rechte der Bürger und des Staates die ge- 
eigneten Massnahmen zu treffen ; 2) dass die Errichtung von Bis- 
thnroem auf schweizerischem Gebiete der Genehmigung des Bundes 
unterliegt; 8) dass der Passus des von jedem römisch-katholischen 
Bischof dem Papste gegenüber zu schwörenden Eides — »Haereticos, 
schisraaticos et rebelles eidem Domino nostro vel successoribus 
praedictis pro posse persequar et impugnabo (Die Ketzer, Schis- 
matiker u. s. w. werde ich nach Kräften verfolgen und bekämpfen i)« 
— sich im Widerspruch befindet mit Lemma 1 von Art 50. der 
Bundesverfassung ; 4) dass in dem vom römisch-katholischen Gross- 
rathscollegium des Gantons St. Gallen gefassten Beschlüsse für Aus- 
fuhrung des Bisthumsconcordates vom 11. März 1847 die Worte 

1) Dieser Dr. Jous, dem die von dem papstliohen Stahle schon früher 
geg^ebene anthentisehe jedwede Gehässigkeit ausscQUessende Interpretation jenes 
Satzes unbekannt geblieben ist (s. Vering, Lehrb. des Eirchenrechts, 2. Aufl. 
§. 83 Nr. II) ist derselbe, der im Selbstverlag eine von Unwahrheiten wim- 
melnde Sehmähschrift »In coena Domini und Messe« erscheinen liess und weit- 
bin gratis verbreitete. (Vgl. dagegen Dr. Mutz, Die Schmähschrift >In coena 
Dommi and Messe von Dr. W, Joo8.< Freibarg, Herder, 1884). 
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Aufnahme gefanden haben: »Art. 4. Da von Seite des heiligen 
Stahles die bestimmte Zasicherang ertheiit ist, dass aus der üblichen 
Formel des Eides, welchen die Bischöfe Seiner päpstlichen Heiligkeit 
beim Antritt abzulegen haben, die Stelle »Haereticos, schismaticos 
et rebelles eidem Domino nostro ?el successoribus praedictis pro 
posse perseqnar et impugnaboc für die Bischöfe ?on St. Gallen 
unterbleiben solle, so wird der Ädministrationsrath fürsorgen, dass 
darüber durch Hittheilung des bei der Cionsecration eines jeweiligen 
Bischofs abzufassenden Verbalprocesses befriedigender Ausweis ge- 
leistet werde,« — beschliesst: 

a. Die Ratification der Errichtung von neuen Bisthumem oder 
der Ernennung von apostolischen Administratoren oder Vicaren auf 
schweizerischem Gebiet — mögen sie geweiht sein für Gegenden der 
Ungläubigen oder für Gegenden der Gläubigen — wird an die Be- 
dingung geknüpft, dass der Candidat dem Bundesrathe anzeige, er 
habe von dem in Lemma 3 und 4 erwähnten Passus des bischöf- 
lichen Obedienzeides vom Papste Dispensation erhalten, b. Die Er- 
richtung eines tessinischen Bisthums ist zu genehmigen, sobald sie 
von der Mehrheit der römisch-katholischen Stimm^rechtigten des 
Gantons Tessin gewünscht wird.« 

VII. Der Nationairaih setzte zur Prüfung der Convention eine 
Ciommission von 5 radicalen Protestanten und 2 Katholiken ein. Die 
letzteren, Arnold und Tb^raulaz beantragten Genehmigung, Garteret 
und Sulzer Nichtgenehmigung des Vertrags, Bezzola und Gomtesse 
Genehmigung mit dem Zusätze, dass von den bei den Vertragsunter- 
handlungen im Namen des päpstl. Stuhles abgegebenen Erklärung, 
der zu wählende apostolische Vicar müsse der Regierung von Tessin 
persona grata sein, Akt genommen werde. Garteret und Sturzenegger 
stellten hx den Fall der Genehmigung die Bedingung, dass in dem 
Biscbofseide die Worte Haereticos perseqnar etc. wegblieben. Da dieser 
Satz seit Gründung des Bisthums in dem Eide fortblieb , sah der 
Nationalrath (27. Juni) mit 84 gegen 24 Stimmen von diesem Vor- 
behalte ab und genehmigte mit 97 gegen 8 Stimmen den Vertrag, 
behielt dabei aber die staatl. Hoheitsrechte Tessins vor (d. h. es 
bleibe der Reg. von Tessin unbenommen, ein Placet bezüglich der 
Bestellung des Administrators auszuüben). Am 29. Juni genehmigte 
auch der Ständerath mit 21 gegen 17 Stimmen den Vertrag anter 
Weglassung des überflüssigen Vorbehalts jenes von Bundesrath Draa 
in der Sitzung des Nationalraths am 26. Juni für selbstverständlich 
erklärten Hoheitsrechtes, das auch Gant Wallis bezügl. des BischofiB 
v. Sitten und die Baseler Diöcesanstände übten, ohne dass es im Ver- 
trage ausbedungen sei. In seiner Genehmigung verwies der Stände- 
rath ausdrücklich auf diese Erklärung und das Ereisschr. des Bundes- 
raths V. 23. Mai 1888. Der Nationalrath gewährte darauf auch am 
29. Juni die Genehmigung des Vertrages in der Form wie der Stände- 
rath. Der Bundesrath wurde mit Vollziehung des Beschlusses betraut. 
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IV. 
Eine Dienstanweisung für die Küster 

publicirte das Kirchliche Amtsblatt der Diöcese Münster (1887, XI 
anter Nr. 56) mit dem Bemerken : Jedem nen ernannten Kfister wird 
Yor seinem Amtsantritte ein Exemplar dieser Dienst-Anweisnng znr 
Nachachtung behändigt. Den bereits im Amte befindlichen Küstern 
wollen die Herren Pfarrer von den zwei für jede Pfarre beigefügten 
Abdrücken der Dienst-Anweisung einen übergeben, and den anderen 
bei den Akten der Eüsterstelle im Pfarrarchive aufbewahren. 

Die Dienst-Anweisung, eine Verbesserung der früheren vom 
12. Febrnar 1855, lautet also: 

1. Zum Kfisterdienste sollen nur unbescholtene und kirchlich 
gesinnte Männer, welche Eifer für die Ehre Gottes and seines Haases 
haben, Ordnung und Reinlichkeit lieben, und durch öfteren Empfang 
der heiligen Sacramente and ehrerbietiges Betragen in der Kirche 
den Oläubigen zur Erbauung dienen, vorgeschlagen und angenommen 
werden. 

2. Dieselben müssen die für den Kästerdienst nOthigen Kennt- 
nisse und in den mit diesem Dienste verbundenen Functionen die er- 
forderliche Fertigkeit besitzen. Wo sie zum Chorgesange mitzuwir- 
ken oder denselben zu leiten haben, müssen sie durch Ablegung einer 
Prfifung die Befähigung hiezu darthun, es sei denn, dass sie solche 
aof andere Art genügend nachzuweisen vermöchten. Das Gleiche gilt 
f&r den Nachweis der Befähigung im Orgelspiel für Küster, die zu- 
gleich Organisten sind. 

3. Beim Antritte seines Amtes hat der Küster vor dem Pfarrer 
in Gegenwart zweier Mitglieder des Kirchenvorstandes als Zeugen 
das katholische Glaabensbekenntniss abzulegen und hierauf, nachdem 
er auf die Bestimmungen der gegenwärtigen Dienstordnung hinge- 
wiesen ist, zur gewissenhaften Erfüllung aller Obliegenheiten seines 
Amtes durch den gewöhnlichen Küster- Eid (Formular folgt unten) 
sich zu verpflichten. 

4. Er erhält demnächst vom Phtrrer ein Verzeichniss aller 
seiner Obhut anvertrauten kirchlichen Geräthe, Gewänder und Lein- 
wandsachen, welches von ihm unterschrieben werden mnss und bei 
Bevirionen als Unterlage dient. 

5. Der Kfister ist dem Pfarrer, als seinem unmittelbaren Vor- 
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gesetzten, in allen zu seinem Amte gehörigen Functionen Gehorsam 
und allen Piestern die gebührende Ehrerbietung zu erweisen schuldig. 
Die etwaigen Ermahnungen und Zurechtweisungen des Pfarrers hat 
er willig und folgsam ohne Widerrede hinzunehmen. — Insbesondere 
ist er auch ?on Amtswegen verbunden, Aufträge und Bestellungen 
des Pfarrers in geistlichen oder kirchlichen Angelegenheiten an 
Geistliche oder andere Mitglieder der Gemeinde pünktlich auszu- 
richten. 

6. In seinem Hause darf der Küster nur ein solches Geschäft 
betreiben, welches zum Eüsteramte passt, insbesondere nicht Gast-, 
Schenk- oder Speisewirthschaft. Die ihm zur Benutzung etwa zu- 
stehende Dienstwohnung darf er ohne ausdrückliche Zustimmung des 
Pfarrers und des Eirchenvorstandes auch nicht theilweise an Andere 
vermiethen. 

7. Der Küster hat die Geistlichen sowohl am Altare als in der 
Sacristei, bei Spendung der heiligen Sacramente und Sacramentalien, 
beim Krankenversehen, bei Ezequien u. s. w. zu bedienen. In der 
Kirche und in der Sacristei soll er dabei mit dem schwarzen Talare, 
bei allen kirchlichen Functionen aber auch mit einem einfachen, 
rein erhaltenen Röcklein (superpelliceum) ohne Spitzenbesatz und 
ohne schwarzen Kragen bekleidet sein. In dieser Chorkleidung hat 
er insbesondere beim Krankenversehen innerhalb und, soweit es an- 
geht, auch ausserhalb des Ortes zu fungiren. 

8. Er muss die ihm obliegenden Verrichtungen selbst besorgen 
und darf ohne Erlaubniss des Pfarrers eines Gehülfen sich nicht be- 
dienen. Namentlich hat er das Oefinen, Schliessen und Absuchen 
der Kirche und der zu ihr gehörenden Räume (Sacristei), sowie das 
Fällen der Messkännchen mit Wein und Wasser zu jeder h. Messe 
in eigener Person und auf eigene Verantwortung vorzunehmen. Die 
ihm anvertrauten Schlüssel darf er niemals ohne ausdrückliche Er- 
laubniss des Pfarrers einem Andern übergeben. 

9. Der Küster darf (falls er nicht etwa durch eine ausdrück- 
liche bischöfliche Erlaubniss dazu ermächtigt sein sollte) die Kelche 
und Patenen, welche zur h. Messe gebraucht werden, das Ciborium, 
die Lunula der Monstranz, ferner Oorporalien, Fallen und Purifica- 
torien, nachdem diese bei dem h. Messopfer gebraucht wurden, mit 
blosser Hand nicht berühren; sofern er diese Gegenstände behandeln 
muss, hat er dies mit einem sauberen Tüchlein aus feiner Leinwand 
zu thun. Auch darf nicht der Küster, sondern nur der Celebrans 
oder ein anderer Geistlicher den Kelch zur h. Messe zubereiten oder 
den zubereiteten Kelch oder die Monstranz oder das Ciborium zum 
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Altäre beziehungsweise zam Credenztische tragen oder von dort zur 
Saeristei zurflckbringeo. Den Tabernakel, weicher das Allerbeiligste 
enthält, darf der Efister weder auf- noch zuschliessen , da Solches 
nur den Geistlichen zusteht. 

10. In der Saeristei ist, wie von Allen, so insbesondere und 
namentlich vom Küster Stillschweigen zu beobachten. Was dort in 
dienstlicher Hinsicht gesagt werden muss, werde mit leiser Stimme 
gesprochen. 

11. Der Käster soll möglichst im Orte anwesend bleiben, um 
bei eintretenden Krankenprovisuren die erforderlichen Dienste zu je- 
der Stunde des Tages und der Nacht leisten zu können. Entfernt er 
sich von seiner Wohnung, so soll er Torsorge treffen, dass man in 
solchen Fällen ihn oder einen geeigneten Vertreter leicht herbei- 
rufen kann. 

12. Ist der Käster verhindert, seineu Dienst selbst wahrzu- 
nehmen, so hat er fär Vertretung durch eine vom Pfarrer nicht be- 
anstandete Person zu sorgen. Dies findet besonders Anwendung, 
wenn er sich auf längere oder kärzere Zeit aus der Pfarre entfernt, 
was niemals ohne Erlaubniss des Pfarrers geschehen darf. Auch die 
Lehrer, welche zugleich Käster sind, haben fär angemessene, vom 
Pfarrer gutgeheissene Vertretung betreff derjenigen Dienste Sorge zu 
tragen, ^Iche während der Schulzeit vorkommen. 

13. Des Morgens, Mittags und Abends muss der Käster zum 
Angelus Domini, so wie auch — - wenn nicht ein besonderer Läute- 
küster angestellt ist — zu den äbrigen Qottesdiensten nach Orts- 
Gewohnheit und bestehenden Vorschriften, räcksichtlich nach des 
Pfarrers Anweisung rechtzeitig läuten; und überhaupt, so viel es an 
ihm Hegt, dafür Sorge tragen, dass der Gottesdienst pünktlich auf 
den OlockenscMag beginnen kann, daher sich frähzeitig einfinden, 
die Chorbächer zurecht legen und aufschlagen, die Kerzen anzänden, 
mit dem Organisten das Nöthige besprechen und sonstige Vorbe- 
reitungen treffen. 

14. Während des öffentlichen Gottesdienstes und sonstiger 
kirchlicher Functionen, welche die Gegenwart des Kästers erfordern, 
muss er stets anwesend und zu den nöthigen Diensten bereit sein; 
auch darauf Acht haben, dass keine Störungen, Unordnungen oder 
Unanständigkeiten irgend welcher Art vorfallen , dass Hunde in der 
Kirche sich nicht aufhalten, oder sonst etwas geschieht, was der 
Wurde des Hauses Gottes zuwider ist. 

15. Zweimal in jeder Woche, und zwar Montags und Sonn- 
abends, und ausserdem, wenn ein Feiertag einfällt, an dem darauf 
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folgenden Tage, moss der Efister aUe Gänge der Kircbe, die Sacri- 
stei nnd das Chor ausfegen. In jeder Woche mass der Fussboden 
unter den Bänken in der Kirche und auf den Bohnen gekehrt und 
die Bänke abgestaubt, die Altäre mässen täglich, die Kanzel aber 
immer Tags vor dem Gebrauche derselben, die Beichtstühle all- 
wöchentlich abgestaubt werden. Monatlich müssen auch die Fenster 
und Seitenwände der Kirche, so weit sich mit einem Staubbesen rei- 
chen lässt, von Staub und Spinnengewebe gereinigt, und einige Male 
wöchentlich die Kirchenfenster offen gestellt werden. 

16. Wöchentlich müssen die Messkännchen und Teller, viertel- 
jährlich die Leuchter und Weihwasserkessel gehörig geputzt werden ; 
der Taufstein muss jährlich vor Ostern und Pfingsten zur benedictio 
fontis gereinigt und gescheuert, das Taufwasser aber in*s Sacrarinm 
gegossen Werden. 

17. Der Küster muss sorgfältig darauf bedacht sein, dass das 
s. g. ewige Licht vor dem Tabernakel niemals erlischt, dass recht- 
zeitig auf den Altarleuchtern neue Kerzen aufgesteckt und die 
Ueberreste der Kerzen gehörig aufbewahrt werden. Auch muss er 
sorgen, dass an den Beichtstühlen, wenn es dunkel ist und Beichte 
gehört wird, Lichter brennen. 

18. Dem Küster liegt es ob, auf die gegenwärtige Reinlichkeit 
der Paramente, Alben, Altartücher und der sämmtlicher^ Kirchen- 
leinwand ein sorgfilltiges Augenmerk zu haben, zu der vom Pforrer 
bestimmten Zeit regelmässig und pünktlich neue Alben u. s. w. 
auszulegen, die Altartücher zu wechseln, die zur Wäsche bestimmte 
Leinwand am gehörigen Orte aufzubewahren und zur vorgeschriebenen 
Zeit, nachdem die Corporalien, Pallen und Purificatorien durch einen 
Qeistlichen gewaschen sind, zur Wäsche zu befördern. Jeden Sonn- 
abend müssen die Handtücher am Lavacrum gewechselt werden. Die 
bei den Paramenten, der Kirchenleinwand und den kirchlichen 6e- 
räthen sich zeigenden Schäden, sowie das etwaige Fehlen einzelner 
Stücke hat er bei eigener Verantwortung dem Pfarrer unverzüglich 
anzuzeigen. 

19. Die gebrauchten Paramente etc. muss der Küster jedesmal 
gleich nach beendigtem Qottesdienste gehörig zusammenfalten und 
an den bestimmten Platz legen. Das Abzieren der Altäre geschiebt 
an den Festtagen erst eine Stunde nach beendigtem Qottesdienste; 
so wie das nöthige Aufzieren ebenfalls zu einer Zeit geschehen muss, 
wo die Kirche leer von Andächtigen ist; die Silbersachen werden 
erst Morgens gleich nach dem Oeffnen der Kirche ausgesetzt. 

20. Wenigstens dreimal im Jahre müssen die sämmtlichen 



Dienstanweisung für Küster in der Diöcese Münster (1887). 125 

Paramente etc. bei hellem Wetter gelüftet werden , die Sacristei 
selbst aber täglich bei trockener Witterang. 

21. Dem Kflster liegt ob die nächste Aufsicht über die Knaben, 
die als Kirchen- oder Messe-Diener vom Pfarrer ausgewählt und an- 
genommen sind. Er hat dafür zu sorgen, dass keiner in unziem- 
licher oder unreinlicher Kleidung, mit ungewaschenem Oesichte und 
Händen zum Messedienen erscheine, und dass Alle die gebührende 
Ruhe und Ehrerbietung in der Kirche und Sacristei beobachten. 
Die Widerspenstigen sind dem Pfarrer anzuzeigen. 

22. Sofern dem Küster auf Grund eines besonderen Abkom- 
mens oder besonderer Anordnung noch andere Verpflichtungen ob- 
liegen, welche in den vorstehenden §§. sich nicht berührt finden, so 
bat er auch diesen Verpflichtungen gewissenhaft nachzukommen. 

Formtdar des Küster^Eides. 

Ich N. N., Küster an der Kirche zu N., gelobe Oott, dem All- 
mächtigen und Allwissenden, die mir anvertrauten kirchlichen Qüter 
und Sachen, insbesondere die Schlüssel der Kirche und Sacristei treu 
ZQ bewahren; letztere wider den Willen des mir vorgesetzten Pfar- 
rers oder dessen Stellvertreters Niemanden zu übergeben ; meinen 
geistlichen Vorgesetzten und zwar zunächst dem Pfarrer in allen 
Dingen, die mein Amt betreffen, und so lange ich im Amte bin, ge- 
horsam zu sein ; das, was der Kirche zum Nutzen und zur Zierde 
dient, mit allem Fleisse zu befördern, und das, was ihr zum Nach- 
tbeil und Schaden gereichen kann, nach Kräften zu verhindern, so 
wahr mir Gott helfe und sein heiliges Evangelium. 

Münster, 12. Nov. 1887. 
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V. 

Der Entwurf eines bDrgerlichen Gesetzbuchs für das 
Deutsche Reicht 

beruht') betreffs der Grundbuchs-, der Vormundschaftsprdnung und 
insbesondere der Erbverträge (S. 240, 271 und 276) namentlich auf 
dem preuBsischen, betreflfs der Schuld Verhältnisse (S. 227, un- 
beschadet der Zulassung einerseits o&^raX;^ Schuld versprechen, aller- 
dings nur in schriftlicher Form, und staatlich genehmigter Schuld- 
verschreibungen auf Inhaber anderseits, §. 685) sowie betreffs des 
Dolalgutcs (S. 252) hauptsächlich auf dem geltenden gemeineih 
dagegen betreffs der daneben vertragsmässig zulässigen sonstigen 
Qüteratände vielfach auf dem frane. Rechte, welchem auch (S. 231) 
das Verbot von Abmachungen über die Erbschaft vor dem Tode des 
Erblassers entnommen ist. Nicht übernommen sind dagegen vom Code 
civil die Verschollenheitserklärung, das gänzliche Verbot fideikom- 
misaarischer Substitution und die Anerkennung unehelicher Kinder 
(S. 217, 269 und 275), da solche nur zur Mutter (sowie deren Ver- 
wandten) tu einem Verwandtschaftsverhältnisse stehen sollen. Der 
Vater gewährt nie Defloration (S. 269), aber im Falle des R.-Str.-Ö.-B. 
170, 177, 179 und 182 volle Vermögens- und sonstige Entschädigung, 
unter allen Umständen die Entbindungs- und die ünterhaltskosten 
während der ersten sechs Wochen der unehelichen Mutter, auch, 
wenu mit solcher nicht ein Dritter den Beischlaf innerhalb der Em- 
pfängnts37.eit vollzogen hat, dem unehdichen Kinde nothdürftigen 
Unterhalt bis zum zurückgelegten 14. Lebensjahre. Nur innerhalb 
der Haushaltung (S« 251) vertritt die Ehefrau den Ehemann; sonst 
steht letzterem (g. 1273) die Entscheidung zu; hiedurch soll jedoch 



1) bei J. Gnttentag su Berlin nnd Leipzig 1888, 536 S., 3 M.; ferner 
5 6 an da HotiTe (ebendas.) 18 M. 

2) Da» Cent.-BL för Rechtswissenschaft, herausg. von Prof. Dr. v, Kir- 
cht:nheim (jährL 12 M. bei F. Enke in Stuttgart), welches die Bechtsliteratnr 
und -Gesetzgebnng Europas bespricht und einen fortUmf enden Aaszng ans allen 
in- wie ausländ iscben jarist Zeitschriften gibt, enthält in dem Hefte f&r Man 
und April tSBS (S« 2Q9— 279; hierauf beziehen sich die im Texte angegebenen 
Seitenzahlen j) eine umfossendere Besprechung der E. d. bürg. G.-B. fQr Deutsch- 
Land i ebenso boOod dort demnächst auch die Motive Erörterung finden« 
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der in Bayern and Mecklenburg der Matter zukommenden Befngniss, 
die Töchter in ihrer Religion zu erziehen, kein Abbrach geschehen, 
da §. 1508 es auch fernerhin der Lande^gesetzgebung fiberlässt, die 
religiöse Erziehung der Kinder zu regeln ^). Eheverfcr&ge können 
(S. 251) sowohl vor als nach Eingehung der Ehe geschlossen wer- 
den. Neu ist der Pfiichttheil des überlebenden Ehegatten zu Vs ^^^ 
Nachlasses neben Abkömmlingen des Erblassers und zu ^U neben 
Eltern, Grosseltem und Abkömmlingen derselben (S. 277). Der Ver- 
wa/nätschaftsgraä wird (S. 217) nach röm. Rechte berechnet. — 
Oegennber dem geschriebenen Rechte können sich (S. 216) Gewohn- 
heiten nicht mehr bilden. Den Jurist Personen ist (S. 274) vöUe 
passive Testamentsfähigkeit zugestanden, welche bisher den geist- 
lichen Orden nach franz. reichsländischen Rechte (mein französisches 
St-K-R. S. 347, vgl. übrigens Minist.-Direktor Dr. Lena^ dons et 
legs I p. 333 ff., bei F. Larcier in Örfissel 1882, 16 fr.) abging. 
§. 62 überl&sst der Landesgesetzgebung die Entstehung der Stif* 
tungen namentlich an staatliche Genehmigung zu knüpfen ; auch 
(§. 42) das Entstehen wie das Aufhören einer Körperschaß richtet 
sieb nach Landesrecht (S. 218). Ob eine staatliche Genehmigung 
schon nach gemeinem Rechte hinzuzukommen hatte, mag strittig 
sein ; Lenjs I 20 und II 236 ; Nispen , het regt van vereeniging, 
Leyden 1853 p. 49, lleurer, hl. Sachen 11 258, vgl. Mayer^ franz. 
Verw.-R. 428 und 485, Eass. Rom 20. Febr. 1883, Reichsgericht 
21. Januar 1886 in der »Jurist. Wochenschriftt 1886 S. 79) ; die 
neueren Gesetzgebungen jedoch machen in fast ganz Deutschland, 
wie in Belgien, Luxemburg, Frankreich (mein franz. St.-E.-R. S. 55), 
Italien u. s. w. ausnahmslos nicht nur die Errichtung von Stiftungen, 
sondern auch Schenkungen und UtetwiUige Zuwendungen an solche 
oder an Körperschaften, selbst wenn im Auslande gelegen, von einer 



1) Den durch die Freizügigkeit vermehrten Unzukömmlichkeiten der Ver- 
schiedenheit der Land^^gesetzgebung kann nur durch r^ic^^gesetzliche Re- 
gelung vorgebengt werden. In der Mehrzahl der Staaten (Preussen, Württem- 
berg, Mecklenburg, vgl. Richier-Kahl, E.*R. 1022, dagegen Entsch. des hayer. 
Verw.-G.-H. I 109 u. 331, H 149, vgl Arch. f. K.-E. 47. S. 252) wird den 
Kindern schon vom 14. Lebensjahre ab freie Beligionswahl zugestanden. Die 
Religion , in welcher bis zur Mündigkeit die Kinder zu erziehen sind , kann 
zwar nicht in Frankreich {ßeigeU franz. St.-K.-R. S. 236), Belgien (Pasicrisie 
1870 m 364 und 1883 HI 68) und Italien u. s. w. {öeigeh ital. St.-K.-R. S. 30), 
wohl aber in Bayern (Arch. f. K.-R. 46. S. 59 u. 49. S. 114, preuss. Jahrb. 50. 
S. 424 ff.) durch Vertrag unter den Ehegatten bestimmt werden; nur eine 
Ahmachung derselben Dritten gegenüber ist unverbindlich; reichsgerichtl. Ent- 
scheidung in Gt.-S. X S. 116 (22. IV 1882). 
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staatlichen Oenehmignag abhängig. Diese Genehmigang muss nicht 
nur von dem Staate, worin die öffenü. ÄnstaU besteht bezw. er- 
richtet werden soll, sondern auch von demjenigen ertheilt werden, 
worin der Stifter Scheukgeber oder Erblasser seinen letzten Wohn- 
sitz hatte, damit die Interessen der Familie (Lern I 86—135, mein 
franz. St,-K.-R. 70, mein üal, S. 62) hiebei berücksichtigt werden. 
Bei den vielfachen Wechselbeziehungen und der Vertheilung des 
Nachlasses oft in mehreren Staaten sollte diese Frage bezw. die Fort- 
dauer des Code civ. 910 und 937 auch sotort raicA^esetzlich ge- 
regelt werden. Auf die Neuordnung der J?Aegesetzgebung (S. 249), 
die sich übrigens an*s Personenstandsgesetz vom 6. Febr. 1875 an- 
lehnt, wird berufener Seits ausfuhrlicher einzugehen sein; wir be- 
merken hier nur noch, dass der Entwurf weder beständige, noch 
zeitweilige Trennung von Tisch und Bett (S. 263), sondern nur ge- 
richüiche Scheidung »wegen ^ines dem anderen Ehetheile zur Last 
fallenden schweren Verschuldens^ nicht aber auch wegen körperlicher 
oder geistiger Oebrechen, noch schon auf Qrund gegenseitiger Ein- 
wiUigung€ kennt. 

F. Qeigeh Begieran£pRath a. D. zu Colmar. 
Das Eherecht im Entwurf des bürgerl. G.-B. für das Deutsche BeicK 
ist, wie P. L. v, Hammerstein in den Stimmen aus Maria Laach (Frei- 
bnrg, Herder) 1888, Heft 5. S. 493—505 treffend anaführt, unter gänzlicher 
Missaehtnng der religiösen üeberzeagnng der kathol. Minorit&t geregelt wor- 
den. Der fintwnrf hat im schroffiiten Gegensatze zum kathol. Dogma rieh 
nicht auf die bürgerlichen Wirkungen beschränkt, sondern die Ehe selbst nach 
allen Seiten geregelt, wie der Protestantismus es zulässt ; bringt im einseitigen 
Namen der weltlichen Macht Ehehindemisse sowohl für die Erlaubtheit als für 
die Gültigkeit der Ehe, setzt sich dagegen über die kirchlichen Ehehindemisse 
(TgL §. 1S60) Yollständig hinweg, folgt dem protestantischen Dogma, nach 
welchem das Band der Ehe (besonders im Falle des Ehebruchs und des bös- 
willigen Verlassens) zerschnitten werden kann (§. 1240—43), kennt sogar eine 
Auflösung der Ehe durch Todeserklärung (g. 1464). Nach §. 1245 kann die 
Ehe nur vor einem Standesbeamten geschlossen werden und nach §. 1248 ist 
zur Eheschliessung erforderlich, dass die Verlobten vor dem Standesbeamten bei 
gleichzeitiger Anwesenheit persönlich und in Gegenwart von zwei Zeugen den 
Willen der Eheschliessung erklären und dass darauf die Ehe von dem Stan- 
desbeamten für gefchlossen erklärt wird. An einer Reihe von Beispielen 
zeigt Frhr. von Hammerstein, zu welchen praktischen Inconvenienzen und ärg- 
sten Gewissensbedrückungen für Katholiken solche Gesetzesbestimmungen führen 
würden. A. d. H. 
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VI. 

Beitragspflicht des Patrons zum Neubau einer Kirclie, 

ein BechUfall, mitgetheilt Yoii Prof. Dr. Fran» Heiner zu Paderborn. 

Die kathol. Gemeinde in Halle a. d. S. ist gezwaogeo , zum 
Neubau einer Kirche zu schreiten. Man wollte die Hfilfe des Eisoos 
in Anspruch nehmen, da derselbe Patron der dortigen kaih. Kirche 
ist Dieser aber weigerte sich, den Fatronatsbeitrag za liefern, da 
die Pßmrgemeinde keine eigene Kirche besitze, weil der von den 
Katholiken benutzte Betsaal keine Kirche sei und auch im Bigen- 
tbume des Fiseus stehe. Die Gemeinde war gezwungen, den Weg 
des Rechtes zu ergreifen. Der Streit ist nunmehr zu Gunsten der 
kath. Gemeinde in aller Instanzen durchgefochten. Der Process selbst 
ist für das Patronatsrecht von der grössten Wichtigkeit, da durch die 
ürtheile der Gerichte bis in höchster Instanz Fragen entschieden 
sind, welche bisher unter den Bechtsgelehrten noch cootrovers waren. 
Dahin gehört besonders das Erfordemiss der Existenz einer Kirche 
als selbstst&ndiges Geb&ude, wobei es jedoch nicht darauf ankommt, 
ob die Gemeinde ein Eigenthumsrecht an der Kirche besitzt, sondern 
SS genfigt schon das Gebrauchsrecht an derselben. Ebenso ist das 
Erfordemiss der staatlichen Verleihung zur Begründung des Patronats 
dahin interpretirt, dass diese nicht einen besonderen Verleihungsakt 
in sich zu schliesaen brauche, sondern dass die Inanspruchnahme des 
Patronatsrecfates seitens des Fiseus eine solche Genehmigung in- 
Tolvire n. s. w. 

Bs ist deshalb von allgemeinem Interesse, die ürtheile und 
Bntscheidungsgründe aller Instanzen hier folgen zu lassen. 

I. UfiheU des Landgerichtes Halle a. d. 5., verkündet am 23. Sep- 
tember 1885. 

In Sachen der kath. Kirchengeroeinde zu Halle a. d. S: gegen 
den k. prenss. Fiseus, vertreten durch die k. Regierung zu Merse- 
burg, Verklagten wegen Leistung des patronatsm&ssigen Beitrags 
zum Kirchenbaü (20,000) erkennt die IV. Civilkammer des k. Land- 
gerichts zu Halle a. d. S. für Recht, der Beklagte wird verurtheilt, 
anzuerkennen, dass er zu den Kosten des Neubaues einer kath. Kirche 
in Halle a. d. S. den patronatsmftssigen Beitrag zu leisten hat, und 
zwar durch demnä43hstige Zahlung des dritten Theiles der gesammten 

Arehir fiir Kirobenraoht. LX. 9 
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Baukosten; dem Beklagten werden auch die Kosten des Bechts- 
streites auferlegt. 

Thaibestand : Die Klägerin, welche, in der Stadt Halle a. d. S., 
wie unstreitig ist, eine selbstständige kath. Kirchengemeinde bildet, 
und deren Patron der Beklagte ist, hat beantragt : 

Den Beklagten zu yemrtheilen, anzuerkennen, dass er zu den 
Kosten des Neubaues einer kath. Kirche in Halle a. d. S. den pa- 
tronatsmässigen Beitrag zu leisten hat und zwar principaliter in Oe- 
mässheit des cap. 26. §. 6. der Magdeburger Kirchenordnung vom 
9. Mai 1739 durch unentgeldliche Lieferung der sogenannten Haupt- 
materialien an Holz, Kalk und Steinen event, wenn die gedachte 
Kirchenordnnng einer kath. Kirchengemeinde gegenüber nicht an- 
wendbar sein sollte, durch demnächstige Zahlung des dritten Theiles 
der gesammten Baukosten (§. 740. ThI. H. Tit. II. A. L. B.). 

Zur Begründung dieses Antrags hat Klägerin folgendes an- 
gefahrt 

Durch Decret vom 27. Mai 1723 habe König Friedrich Wil- 
helm I. den damals in Halle lebenden Katholiken, insbesondere den 
katholischen Soldaten des dort garnisonirenden Anhaltiner Regiments 
und deren Familien das exercitium religionis gestattet und ihnen zur 
Abhaltung ihres Gottesdienstes einen Saal in einem Privathause ein- 
geräumt, und als dieser sich als baufällig und zu klein erwies, habe 
ihnen König Friedrich IL durch Decret vom 11. Juni 1755 einen 
Saal in der sogenannten Residenz, einem fiscalischen Gebäude über- 
lassen. Die aus diesen Anfängen entstandene katholische Gemeinde 
befinde sich jetzt noch im Besitze dieses ihnen vom Könige über- 
wiesenen Baumes. Durch die Bulle de salute animarum und die 
dieselbe bestätigende Gabinetsordre vom 23. August 1821 seien auch 
der katholischen Pfarrei in Halle die Rechte einer moralischen Per- 
son ertheilt worden. Klägerin nimmt nun an den ihr zu gottesdienst- 
lichen Zwecken im Jahre 1755 überwiesenen .^ Räumen das Bigen- 
thumsrecht auf Grund des §. 170. Tbl. II. Tit. II. A. L. R. sowie 
auf Grund der Ersitzung, event. aber superficiarische Rechte in An- 
spruch, hält aber auch abgesehen hiervon den Beklagten als Patron 
schon an sich zur Leistung der Patronatsbeiträge bei Kirchen-Banten 
und Kirchen-Reparaturen gesetzlich verpflichtet. Sie behauptet, dass 
sich jetzt die Nothwendigkeit einer Erweiterung der dei^eitigen Kirche 
herausgestellt habe, da die Gemeinde jetzt 3000 Seelen zähle, während 
der Betsaal in der »Etesidenzc nur Ar eine Gemeinde von 600 Seelen 
ausreiche, überdies baufällig sei und den feuerpolizeilichen und sani- 
tären Anforderungen nicht entspreche. Die hiernach nöthige Er- 



Urth. d^s Landgerichts Halle vom Ü3, September 1885, 131 

weiterang der Kirche könne aber nnr darch einen Nenbao erfolgen, 
wie die Königliche Regierung und die geistlichen Obern auch über- 
einstimmend anerkannt hätten. 

Mit ministerieller Genehmigung habe Klägerin bereits zum 
Bauplatz der neu zu errichtenden Kirche eine geeignete Parzelle er- 
worben und sich als Bigenthümerin derselben im Grundbuohe ein- 
tragen lassen, zur Bestreitung der erforderlichen Baukosten sei in- 
dessen das Kirchenärar unvermögend, Klägerin habe deshalb die 
Königliche Regierung zu Mei*seburg um Gewährung des flscaliscben 
Patronatsbeitrags ersucht, sei aber abschlägig beschieden worden. 
Diesen Beitrag habe sie gesetzlich zu beanspruchen und zwar prin- 
eipaliter nach Hassgabe der Magdeburger Kirchenordnung, nach 
welchem Modus der Beklagte bisher zu den nothwendigen Repara- 
turen Beiträge geleistet resp. berechnet habe, event. nach den Be- 
stimmungen des Landrechts. 

Der Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt. 

Br bestreitet, dass die Klägerin an dem ihr nur precario als 
Betsaal eingeräumten Saale in der »Residenzc die Rechte eines Eigen- 
thümers oder Superficiars oder auch nur ein Nutzungsrecht erworben 
habe, und er bestreitet forner, dass ein der Beitragspflicht des Pa- 
trons unterliegender Baufall vorhanden sei, weil der Patron gesetz- 
lieh verpflichtet sei, fSr die Erhaltung der Kirche, d. h. der bereits 
vorhandenen Ejrchengebäude zu sorgen , nicht aber, zur Erbauung 
einer Kirche, wo eine solche noch gar nicht bestanden habe, und 
weil in der That die katholische Kirche zu Halle noch keine Kirche, 
d. h. kein in ihrem besonderen Eigenthum stehendes, zur Ausfibung 
des Gottesdienstes bestimmtes Gebäude besitze. Eventuell hält der 
Beklagte die Berechnung des Patronatsbeitrages n^h der Magde- 
burger Kirchenordnung fär unzulässig, da dieselbe nur fär evan- 
gelische Gemeinden erlassen sei. Die Klägerin hat den Anführungen 
des Beklagten widersprochen. 

Entscheidungsgründe : 

Die Klägerin ist notorisch und unbestritten eine Kirchengesell- 
Schaft im Sinne der §§. 11, 17. Tit. II. Theil II. A. L. R. In wel- 
cher Weise dieselbe entstanden ist, erscheint für den vorliegenden 
Bechtsstreit völlig unerheblich. Ebenso unstreitig ist der Beklagte 
Patron dieser Kirchengemeinde. Endlich ist auch seitens des Be- 
klagten nicht bestritten und desshalb gemäss §• 129 C.-P.-O. für 
festgestellt zu erachten, dass der von der Klägerin zu ihrem Gottes- 
dienste benutzte Betsaal in der sog. Residenz, welcher nur für eine 

9* 
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Gemeinde von 600 Seelen aasreicht, nicht mehr genügt, nachdem die 
katholische Gemeinde zn einer Seelenzahl von 3000 Seelen herange- 
wachsen ist, dass dem Bedürfnisse nnr durch einen Neubau abge- 
holfen werden und dass die Eirchenobern die Nothwendigkeit eines 
solchen Neubaues gemäss §§. 707 1. c. anerkannt und festgestellt 
haben. Auch die Insufficiens des Kirchenftrars zur Bestreitung der 
Kosten eines Neubaues ist unbestritten. Die Frage , woher diese 
Kosten zu nehmen, ist nach den Vorschriften des Allg. Landrechts 
Tit. n, Thl II. §. 710 squ. zu entscheiden^ und zwar kommen, da 
die TorauBsetzungen des §. 710. nicht vorliegen, die subsidiären Be- 
stimmungen der folgenden Paragraphen zur Anwendung, wonach die 
Kosten hauptsächlich ans dem EirchenvermOgen genommen (§. 712)» 
wenn aber, wie im vorliegenden Falle das EirchenvermOgen nicht 
hinreicht, die Ausgaben von dem Patron und den Eingepfarrten gemein- 
schaftlich getragen werden sollen (§. 720). Bei Stadtkirchen ge- 
schieht die Tertheilung zwischen dem Patron und den Eingepfarrten 
dergestalt, dass Ersterer ein Drittel, Letztere aber zwei Drittel bei- 
tragen {§, 740). 

Auf Grund gesetzlichen Bestimmungen, deren thatsächliche 
Voraussetzungen, wie oben ausgeführt, überall vorliegen, ist nach 
dem eventuellen Klageanträge erkannt worden. 

Dem Principalantrage konnte nicht stattgegeben werden, weil 
die Magdeburger Kirchenordnung vom 9. Mai 1739, auf welche der- 
selbe sich gründet, nur evangelische Kirchen und deren Rechtsver- 
haltnisae betrifft, wie ihr ganzer Inhalt und namentlich schon das 
der Kirchenordnung vorgedruckte Inhalts verzeich niss imzweifelhaft 
erkennen läset, so dass eine Anwendung dieser evangelischen Kirchen- 
ordnung auf katholische Kirchen und deren Rechtsverhältnisse aus- 
gescblodsen erscheint. 

Es erübrigt nur noch, den Einwand des Beklagten zu erörtern, 
welcher dahin geht, dass die Verpflichtung des Fiscus als Patron 
einer Kirche sich lediglich auf die Erhaltung bestehender Gebäude er- 
streckt, die katholische Kirchengemeinde in Halle aber bisher nicht 
im Bestze eines Qotteshauses gewesen sei, ihr vielmehr nur der Saal 
in der R^idenz, dessen Eigenthum dem Fiscus verblieben, zur Be- 
nutzung überlassen worden sei. 

Dieser Einwand des Beklagten muss als rechtsirrthfimlich be- 
zeichnet werden. Nirgends ist in dem allgemeinen Landrechte das 
Vorhandensein eines Kirchengebäudes als Bedingung der Beitrags- 
pflicht des Patrons aufgestellt, vielmehr sind in den betreffenden 
Geeetzesstellen (§. 710, 712, 716, 718, 227, 744) aberall die Bauten 
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und Reparaturen neben einander genannt and anf eine Linie gestellt. 
Das Königliche Obertribunal hat auch in mehreren Entscheidungen 
sich dahin ausgesprochen, dass aus dem Sprachgebrauche des Allge- 
meinen Landrechts nicht zu folgern ist, dass dasselbe, wenn es von 
»Bautenc und »Reparaturen! spricht, oder wie im §. 713. von den 
Kosten zum »Baue und zur »ünterhaltungc der Eirchengebäude, 
darch diese Terminologie einen wesentlichen Unterschied hinsichtlich 
der Beitragspflicht in Betreff der Neu- und der Reparatur-Bauten beab- 
sichtigt hat. (Entsch. Bd. 35. S. 139, Bd. 52. S. 248). 

Bei dem Unterliegen des Beklagten in der Hauptsache fallen 
demselben gemäss §. 87 C.-P.-O. auch die Kosten des Rechtsstreits 
zur Last. 

Gegeu vorstehendes Urtheil erhob der Fiscus Berufung. Darauf 
erfolgte 

II. Das Urtheil des Oberlandesgerichts eu Naumburg a. d. & 
/. Cmlsenat vom 12. Mai 1886. 

Das k. Oberlandesgericht au Naumburg a. d. 8. 1. OivUsenat 
änderte das Urtheil des Landgerichtes zu Halle a. d. S. dahin ab: 
»Beklagter wird verurtheilt, anzuerkennen, dass er zu den Kosten 
des Neubaues einer kathol. Kirche in Halle a. d. S. den patronats- 
mässigen Beitrag zu leisten hat, und fnvar in OemässheU des C. 36. 
§. 6, der Magdeburger Kirchenordnung vom 9. Mai 1739 durch 
unenigeUUche Lieferung der sog. Haupt-Materialien von Hcia^ Kalk 
und Steinen. 

Die Kosten der Berufungsinstanz trägt der Beklagte. 

Zur Begründung dieses Urtheils wurde noch Folgendes zum 
Thatbestand hinzugeffigt: 

TMlbestaTtd: »Auf Verwendung des damaligen Gommandeurs 
des Anhaltinischen Regiments zu Halle a. d. S., Obersten von Pritz, 
ist im Jahre 1755 ffir die katholischen Soldaten des erwähnten Re- 
giments der sogenannte Bildersaal in der Residenz, einem könig- 
lichen Gebäude, zum Zwecke der Abhaltung von Qottesdiensten ein- 
geräumt worden, wobei dem Regiment die Auflage gemacht ist, fflr 
die Gonservirung des Saales aus eigenen Mitteln Sorge zu tragen. 

An dieser Bedingung ist jedoch seitens der Regierung nicht 
festgehalten worden ; denn es sind in der folgenden Zeit verschie- 
dentlich zu Bauzwecken theils auf Ansuchen der Geistlichen , theils 
freiwillig und zwar entweder aus dem ffir die Erhaltung des Resi- 
dezgebäudes ausgeworfenen 100 Thaler-Fonds oder extraordinarie 
Gelder bewilligt worden. 
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Ebensowenig ist die Bestimmnng befolgt worden, dass die Be- 
nutzung des Betsaales nar von den katholischen Soldaten des An- 
haltinischen Regiments erfolgen dürfe, denn allmälig und namentlich 
seit Anfang dieses Jahrhunderts ist der Betsaal von den sämmtlichen 
katholischen Einwohnern der Stadt Halle mitbenutzt worden. 

Im Jahre 1781 ist mit dem Betsaal eine Hauptver&nderung 
vorgenommen, indem die bis dahin über demselben befindlich ge- 
wesenen Beamtenwohnungen abgetragen und auf Königliche Kosten 
ein neues Dach aufgesetzt worden , wozu später noch ein Thnrm 
hinzu gekommen ist. 

üeber diese Veränderung berichtet unter dem 5. December 1793 
der Domänenrath Schwarz an die Kriegs- und Domänenkammer. 
»Von dieser Zeit an kam diese Kirche ausser Verbindung mit 
dem übrigen Qebäude und hörte solchergestalt auf, ein könig- 
liches Gebäude zu sein, mithin fiel auch von Seiten Hochlöb- 
licher Kriegs- und Domänenkammer alle weitere Verbindlichkeit 
weg, solches ferner im baulichen Stande zu erhalten.« 

Oleichwohl sind auch später noch, wie zur Instandsetzung von 
Kirchenfenstern, zur Anlage einer Treppe, zur Ausbesserung am 
Dache und insbesondere im Jahre 1807 zur Restaurirung des von 
den Franzosen nach der Schlacht bei Jena als Lazareth benutzten 
Kirchenraumes Gelder bewilligt worden. 

Nach Errichtung des Königreichs Westfalen wandte sich im 
Jahre 1808 der damalige Pfarrer Varon durch den Weihbischof 
Baron von Weust an den Minister Sim^on nach Cassel mit drei An- 
forderungen. Gewährung bestimmter Staatsgehälter an die beiden 
Hallenser Geistlichen, Anweisung zum Ersatz der Wiederherstellungs- 
kosten der 1805 abgebrannten Pfarrei und Anweisung von Mitteln 
zur Wiederherstellung der Kirche. Durch Rescript aus Gassei vom 
10. September 1808 erwiederte der Minister Sim^n an den Präfecten 
des Saaledepartements, dass vom 1. Januar 1808 ab den Geistlichen 
ein Gehalt von 800 bezw. 600 Francs gezahlt, im Uebrigen aber 
an Pfarrbaukosten nachträglich 1000 Francs und ebensoviel gewährt 
werden sollten pour les reparations ä faire (ä) leur 4glise. 

Gleichzeitig wurde angeordnet, dass die Kirchenrechnungen all- 
jährlich vom Maire revidirt werden sollten. 

In diesem Rechtszustand ist die Pfeussische Regierung bei 
ihrer Wiederherstellung eingetreten und hat seitdem ungehindert die 
Kirche der freien Benutzung der katholischen Gemeinde überlassen. 
Bei der Pfarrvacanz in den Jahren 1831/32 haben zwischen denn 
Königlich Preussischen Ministerium und dem Bischof von Paderborn 



Urth, dt9 Oberlandesgerichia Naumburg vom 12, Mai 1886, 1S5 

amfängliche Verhandlangen über die vom Beklagten beanspruchte 
Präsentationsbefugniss der Pfarrer stattgefunden. 

In Folge derselben erging an den Bischof von Paderborn, 
Preiherrn von Ledebur, folgendes Bescript des Geheimen Staatsmini- 
sters von Kleewitz vom 29. Juli 1831 : 

»Die Verhältnisse der katholischen Pfarrei in Halle haben zu 
Ermittelungen Veranlassung gegeben» über deren Resultat mit 
dem Herrn Oeheimen Staatsminister Freiherrn von Altenstein 
Excellenz communirt und in Folge dessen von gedachter Sr. Ex- 
cellenz bestimmt ist, dass bei Besetzung der genannten Pfarr- 
stelle es künftig folgendermassen gehalten sein solle. 

Der bischöfliche Delegat in Magdeburg hat der Regierung 
in Merseburg einige qualificirte Subjecte zur Stelle vorzuschlagen, 
weil hierunter vorausgesetzt wird, dass, da im ganzen Bezirk 
dieser Regierung bis nach Halle kein katholischer Geistlicher 
sich befindet, es derselben an desfallsiger Personalbekanntschaft 
gänzlich fehlt und deshalb auf jene Weise der Mangel einer 
solchen ersetzt werden muss. Der Regierung bleibt sodann 
überlassen nach ihrer auf beliebige Weise sich zu verschaflfon- 
den Ueberzeugung unter den vorgeschlagenen Candidaten den 
Geneigtesten zu wählen. Dem Gewählten ertheilt die Regierung 
die Nomination, da dem Piscus, nachdem er die Stelle dotirt, 
allerdings ein geaetglicher Anspruch auf das PatronaJt austeht 
und dieses bei katholischen Pfarreien durch Ertheilung der No- 
mination ausgeübt wird. Mit der Nomination meldet sich der 
Ernannte bei Ew. Bischöflichen Hochwürden und Sie gewähren 
ihm sodann die Investitur und Institution. 

Ew. Bischöfl. etc. 
Diese Verhandlungen endeten damit, dass der Bischof von Pa- 
derborn, Fr. Clemens, das von der Regierung beanspruchte Patronat 
anerkannte und am 27. Februar 1832 dem von der Regierung zu 
Merseburg vorgeschlagenen Gaplan Meyer die Hallenser Pfarrstelle 
ertheilte. In dem betreffenden Anschreiben des Bischofs von Pader- 
born an das General vicariat heisst es: 

»Da die Verhandlungen über die Besetzung der Pfarrstelle zu 
Halle a. d. S. ergeben haben, dass das Patronatrecht über diese 
Stelle Seitens des Ordinarius mit Erfolg nicht vindicirt werden 
könne: so ist dem, von der Königlichen Regierung zu Merse- 
burg präsentirten Gaplan Meyer, früher zu Halberstadt, heute 
die Collation auf die gedachte Pfarrstelle ertheilte 
Seit dieser Zeit nun hat der Beklagte unbestritten die Rechte 
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eiaes Patrone, insbesottdere die Nominatioa der Geiitlichen, die 2o- 
zietiQDg zu Processen und die Gontroie der VermögenaverwaltaBg 
ausgefibi. 

Br hat aber andererseits auch in allen den F&Uen , welche in 
dem Bericht des Pfarrers Woker vom 4. Deoember 1884, auf dessen 
vorgetragenen Inhalt hiermit Bezng genommen wird, anfgefahrt sind, 
die von ihm zn den betreffenden Banten geleisteten Beiträge aus- 
drücklich als Patronatsbeitritge bezeichnet und dieselben, wie er ein- 
rftiimt, nach den Grnndsfttaen der Magdeburger Kirchenordnung vom 
9. Hai 1789 geleistet. 

Die eingelegte Berufung hat der Beklagte nun in folgender 
Weise begründet: 

Er behauptete zunächst, überhaupt nicht Patron der katholi- 
schen Kirche zu Halle zu sein. 

Das Patnmat sei keine dem Privatrecht angehörige, im GiTil- 
recht wurzelnde Einrichtung, sondern kirchlich^öffentlich-reohtlicher 
Natur. Der Hauptentstehnngsgrund desselben beruhe, wie nach ge- 
meinem Bechte, so auch nach Preussischem Landrechte auf Fnnda- 
tioB, Dotation und Bedotation. Demnach könne weder die Ansicht, 
noch die Prätension des Beklagten, Patron zu sein, für dieses Beehts- 
verhältniss massgebend sein und ebensowenig wurde ein strictes An- 
erkenntuiss genügen, um das Patronat zu begründen, da üffentlicbes 
Recht nicht durch Privatabmachungen abgeändert oder begründet 
werden könne. Wenn aber auch der Beklagte im Streite mit dem 
Bischof über das Patronat das, was er hinsichtlich des Betsaales 
gethaa habe, als Dotation bezeichne, so könne diese falsche Auf- 
fassung doch an dem wirklicken Rechtsverhältnisse nichts ändern. 
Auch könne daraus, dass der Beklagte seit den dreissiger Jahren 
dieses Jahrhunderts die Ehrenrechte eines Patrons ausgeübt und die 
von ihm zu den Bauten geleisteten Beiträge als Patronatsbeiträge 
bezeichnet habe, auf das Vorhandensein eines wirklichen Patronats- 
verhältnisses nicht geschlossen werden. 

üeberdies habe Bekhigter das Patronatsverhältniss in den 
Jahren 1837, 1874, 1875 ausdrücklich in Abrede gestellt 

Ferner hat Beklagter aasgeführt, dass ein der Beitragspflicht 
des Patrons unterliegender Baufall nicht vorliege und in dieser Be- 
ziehung den bereits in erster Instanz erhobenen Einwand wiederholt, 
dass die Verpflichtung des Patrons, für die Erhaltung der Kirdie zn 
sorgen, das Vorhandensein einer in Eigenthum der Gemeinde stehen- 
den Kirche voraussetze. Diese Voraussetzung liege aber nicht vor. 
Der Betsaal sei nur den kathdischen Soldaten des Anhaltinischen 
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Regiments and zwar nieht za fiigenthiini, sondern nnr zu pr^arisü- 
scter Beniitsung überlassen worden. Der Klägerin selbst seien vom 
Beklagten überhaupt keine Rechte an dem Betsaal eingeräun^t. 

Wenn sie denselben gleichwohl mit stillschweigender Brlaiib- 
Diss des Beklagten bis in die neaeste Zeit benutat habe, so könne 
sie darans für sich höchstens ein Recht auf fernere precaristische 
Benntzang des Betsaates, niemals aber dem Rechtsgrandsatz ge- 
mäss, dass Niemand sich selbst seinen Besitztttel sich ändern könne, 
ein Recht auf Gewährung von Eigenthum oder superficiarischen 
Rechten herleiten. 

Der Betsaal sei nach wie vor im Eigenthnm des Beklagten. 
Wenn derselbe Reparaturen an demselben vorgenommen bezw. Bei- 
träge dazu geleistet habe, so habe er dieses in seiner Eigenschaft als 
Eigenthümer gethan, nicht als Patron, obschon die Beiträge öfters 
krait vermeintlicher Patronatspflicht als Patronatsbeiträge bezeichnet 
worden seien» 

Auch durcii die im Jahre 1781 vorgenommene bauliche Ver- 
änderung sei eine Aenderung des ursprünglichen Rechtsverhältnisses 
nicht eingetreten, denn das Aussetzen eines neuen Daches sei eine 
im Interesse des Eigenthümers unerlässliche Massregel gewesen. 
Dureh die «o erzeugte factische Isolirung des Betraumes habe sich 
aber die Vorstellung der »Kirchec d. h. des Kirehengebäudes be^ 
festigt, ohne dass ein solches rechtlich vorhanden sei. 

Um darzulegen, in welcher Weise sich die unzutreffende Be- 
zeichnuBg »Kirche« statt »BetsaaU herangebildet und um zu be- 
weisen, dass sich an den ursprünglichen Rechtsverhältnissen nichts 
geändert habe, hat Beklagter aus den betreuenden Akten der König- 
lichen Regierung zu Merseburg in den Schrittsätzen vom 6. Februar 
1886 S. 41^ bis 48 einen Auszug, welcher die Jahre 1783 bis 1832 
umfasst, aufgeeiellt. Auf diesen Auszug wird hiermit Bezug genom- 
men, da dessen Inhalt vorgetragen ist. 

Des Weiteren hat Beklagter noch geltend gemacht, dass auch, 
wenn das in Abrede gestellte Patronatsverhältniss bestehe, in An- 
sehung der Kosten zukn Baue und zur Unterhaltung zunächst der 
Vertragt ^^^ Abmachung entscheidend sei, auf Orund deren die Ein- 
rftnnmng des Gebrauchs des Betsaales überhaupt stattgefunden habe. 
Denn von der übernommenen Verpflichtung , die Kosten der Unter- 
haltung zu tragen, könnten die Benutzer des Betsaales niemals ent- 
bunden werden, selbst dadurch nicht, dass auf Bitten der Geist- 
lichen öfters Baumittel gewährt worden seien. 

Aber auch abgesehen von dieser Abmachung wurde sich hin- 
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sichtlich der Erhaltongsptlicht höchstens nur die ununterbrochene 
Gewohnheit gebildet haben können, dass der Beklagte der Klägerin 
auch fernerhin die Benutzung des Betsaales gestatte und ihn soweit 
die kirchlichen Mittel nicht hinreichten, im baulichen Zustande erhalte. 

Der Antrag des Beklagten geht dahin: 

Unter Aufhebung des ersten Urtheils die Klägerin abzuweisen. 

Dagegen hat Klägerin darauf angetragen: 

1. zunächst die Berufung als unbegrändet zu verwerfen, 

2. oder doch durch Abänderung des ersten Urtheils den 
Beklagten zu verurtheilen, anzuerkennen, dass er zu den Kosten 
des Neubaues einer katholischen Kirche zu Halle a. d. S. den 
patronatsrnässigen Beitrag zu leisten hat und zwar in Gemäss- 
heit des Cap. 26. §. 6. der Magdeburger Kirchenordnnng vom 
9. Mai 1739. Durch unentgeltliche Lieferung der sogenannten 
Hauptmaterialien an Holz, Kalk und Steinen. 

Die Klägerin hat die Behauptungen des Beklagten bestritten 
und ihrerseit*s folgendes behauptet: 

Auf Grund der zwischen dem Staatsministerium und dem Bigchof 
gepflogenen Unterhandlungen und durch das stricte Anerkenntniss des 
Letzteren sei das Patronat des Beklagten begründet, von diesem seit 
der Begrfindung stets ausgeübt und ihr gegenüber niemals in Ab- 
rede gestellt worden. 

Erst im Jahre 1882 habe sich der Beklagte geweigert, zu den 
Kosten der neu zu erbauenden Kirche beizutragen und zwar aus dem 
rechtlich unerheblichen Grunde, dass die Gemeinde bisher keine Kirche 
gehabt habe. Diese Behauptung sei aber auch unzutreffend, denn 
der Gemeinde sei bei ihrer Gründung die Kirche als solche von der 
Staatsbehörde überwiesen, von Ersterer seitdem als Kirche besessen 
und darum Eigentbum derselben geworden. Mindestens seit dem 
Jahre 1808 sei die Kirohengemeinde im vollen und ausschliesslichen 
Besitz und der unbeschränkten Benutzung ihrer Kirche und seit dieser 
Zeit seien auch von Niemanden, selbst dem Beklagten nicht. Eigen- 
thumsrechte an dieselben geltend gemacht worden. In diesem Be- 
sitz könne keineswegs nur die Fortsetzung der etwaigen precaristi- 
scheu Benutzung des Regiments Anhalt gesehen werden. Was aber 
die damaligen Stipulationen anlange, so seien dieselben für die 
Klägerin überhaupt nicht, jedenfalls aber nach der Errichtung des 
Patronats nicht mehr massgebend. 

Dieselbe habe sich sogar so sehr im Rechtsbesitz erachtet, dass 
sie zur Zeit die Kirche dem Militär gegen Zahlung von 164 Mk. 
pro Jahr vermiethet habe, was der Königlichen Regierung zu Merse- 
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barg durch die Vorlegung der jährlichen Kirchenrechnungen bekannt 
gegeben sei. Aach in dem Rescript derselben Regierung vom 13; 
März 1885, auf dessen vorgetragenen Inhalt Bezug genommen wird, 
sei zwar die Verpflichtung der Patronatsbeiträge zur neuen Kirche 
bestritten, das Recht der Klägerin zur freien Verfügung über den 
Betsaal aber — das Wort Kirche sei absichtlich vermieden •— aus- 
drücklich anerkannt worden. 

För die Frage nach der Beitragspflicht des Beklagten zum 
Neubau sei es aber auch durchaus gleichgültig, ob die bisherige 
Kirche der Genleinde gehöre, dann bei Mangel befreiender Observanz 
müsse der Patron unter den gegebenen gesetzlichen Voraussetzungen 
die entsprechende Baulast tragen, gleichgiltig, ob es sich um Repa- 
ratur- oder Neubauten handle. 

Enischeidungsgründe : 

Die Berufung ist frist- und formgerecht eingelegt worden. Die 
erste Voraussetzung für die Klageforderungen ist die, dass der be- 
klagte Patron der klagenden Kirchengemeinde ist, was er in dieser 
Instanz in Abrede gestellt hat. 

In den Qründen des ersten ürtheils heisst es nun zwar : ebenso 
unstreitig ist der Beklagte Patron dieser Kirchengemeinde, allein da 
aas dem Thatbestand, dergemäss §. 285 C.-P.-O. rücksichtlich des 
mündlichen Parteivorbringens Beweis liefert, ebensowenig, wie aus 
den Sitzungs-ProtocoUen hervorgeht, dass der Beklagte in der münd- 
lichen Verhandlung über das Bestehen oder Nichtbestehen des Pa- 
tronats eine Erklärung gemäss §. 493 a. a. 0. noch in der Berafs- 
iostanz nachgeholt werden. Für die Beurtheilung der Frage, ob der 
Beklagte Patron ist, sind massgebend die Verhandlungen, welche in 
den Jahren 1831 und 1882 zwischen dem Königlich Preussischen 
Staatsministerinm und dem Bischof zu Paderborn, zu dessen Diöcese 
die katholische Kirchengemeinde zu Halle gehört, geschwebt haben. 
Id denselben hat das Ministerium das Patronat für den Fiscus in 
Anspruch genommen, weil derselbe, wie es im Rescript vom 29. Juni 
1831 heisst, die Stelle dotirt habe. 

Die anfänglich verweigerte Anerkennung dieses Anspruchs ist, 
wie unter den Parteien feststeht, später vom Bischof ertheilt und im 
Jahre 1832 dadurch bethätigt worden, dass er dem von der König- 
lichen Regierung zu Merseburg vorgeschlagenen Caplan Meyer die 
Colhtion auf die Pfarrstelle zu Halle ertheilt hat. 

Durch diese zwischen dem Preussischen Staatsmiuisterium und 
dem Bischof, als höchsten zuständigen Behörden über das Patronats- 
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recht des Beklagten getroflföae Vereinbarung ist das Patronat des 
Letzteren rechtlich wirksam begründet worden, sodass nicht noch zu 
erörtern ist, ob der Ansprach des Beklagten auf dasselbe aus dem 
von ihm angegebenen Grunde wirklich gerechtfertigt war. 

Der jetzt vom Beklagten erhobene Einwand, dass dem Bestehen 
des Patronats durch Privatabkommen die öffentlich-rechtliche Natur 
desselben entgegen stehe, ist nicht zutreffend. Denn das allgemeine 
Preussische Landrecht kennt neben den gemeinrechtlichen Ent- 
stehungsgründen der Dotation, Fundation etc. auch eine Entstehung 
durch Verjährung (§. 574. TI 11 A. L. R.) und durch Auftrag einer 
Kirchengesellschaft (§. 572. daselbst) und es kann daher keinem Be- 
denken unterliegen, auch eine darauf gerichtete Willenseinigung als 
zulässige Entstehungsart eines Patronatverhältnisses anzusehen. 

Einer besonderen Staatlichen Verleihung des Patronats, wie sie 
der §. 573 a. a. 0. vorschreibt, bedarf es vorliegend um deswillen 
nicht, weil der Staat selbst Patron ist. Unerheblich würde es auch 
sein, wenn der Beklagte der Klägerin gegenüber, wie Ersterer be- 
hauptet, Letztere aber in Abrede stellt, in den Jahren 1837, 1874 
und 1875 das Patronatsverhältniss betritten hätte, denn damit würde 
einmal das bestehende Rechtsverhältniss nicht beseitigt worden sein, 
andererseits hat aber der Beklagte, wie er ausdrücklich einräumt, die 
Rechte des Patrons wie Controle der Vermögensverwaltung, Zu- 
ziehung zu Processen und Nomination der Geistlichen vom Jahre 
1832 ab ununterbrochen ausgeübt. 

Der erste Richter hat nun festgestellt, und es ist diese Fest- 
stellung in der Berufungsinstanz unangefochten geblieben, dass die 
nöthigen gesetzlichen Voraussetzungen zum Kirchenbau überhaupt 
vorliegen. Es bleibt demnach noch zu untersuchen, ob ein der Bei- 
tragspflicht des Patrons unterliegender Baufall vorhanden ist, und 
wenn dies der Fall, nach welchen Bestimmungen der Beitrag zu 
leisten ist. 

Nach §. 710. II 11 A. L. R. würde zunächst zu fragen sein, 
ob in Ansehung der ÜQxixdkg^pflickt des Beklagten zum Bauen durch 
Veiträge, rechtskräftige Erkenntnisse, ununterbrochene Gewohnheiten, 
oder besondere Provinzialgesetze gewisse Regeln bestimmt sind. 

In dieser Beziehung hat der Beklagte zunächst behauptet, dass 
in Ansehung der Kosten zum Bau und zur Unterhaltung der Ver- 
trag entscheidend sei , nach welchem er sich bei der üeberlassuog 
des Betsaales gegen das Tragen der Baukosten ausdrücklich verwahrt 
habe. Es mag dahin gestellt bleiben, ob dieser Vertrag auch far 
die katholische Kirchengemeinde in ihrer späteren Gestalt Geltung 
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gehabt hat, jedenfalls ist derselbe durch die vorbehaltliche Er- 
richiQDg des Patronats im Jahre 1831/32 beseitigt worden. 

Andere Verträge oder rechtskräftige Erkenntnisse, welche die 
Baupflicht des Patrons regelten, liegen nicht vor. Anch hat sich 
keine besondere durch ununterbrochene Gewohnheit erzeugte und von 
den Bestimmungen des Allgemeinen Preussischen Landrechts ab- 
weichende Norm gebildet; denn wenn der Beklagte seit Begründung 
des Patronats zu den verfallenden Banten bei jedesmaliger, wie sich 
aas dem zur Verfügung gestellten Aktenmaterial ergibt, Insufficienz 
des Kirchen Vermögens Patronatsbeiträge geleistet hat, so entspricht 
dies nur der Vorschrift des §. 720. II 11 A. L. R., nach welcher in 
einem solchen Falle die Kosten des Baues bezw. der Ausfall von dem 
Patron und den Eingepfarrten gemeinsam getragen werden soll, ent* 
hält aber keine besondere Regel im Sinne des §. 710 a. a. 0. 
Ebenso ist die Anwendung eines bestimmten Provinzialgesetzes aus- 



Die revidirte Kirchenordnung des Herzogthums Magdeburg vom 
9. Mai 1739, auf welche sich der Provinzial-Klageantrag bezieht, 
hat ohne Zweifel noch Gültigkeit, insbesondere auch für die Stadt 
Halle. Der Saalkreis mit der Stadt Halle hatte bis zum Tilsiter 
Frieden einen Theil des Herzogthums Magdeburg gebildet, wurde 
aber bei der Reorganisation im Jahre 1816 nicht wieder zu Magde- 
burg gelegt, sondern dem sogenannten Herzogthum Sachsen einver- 
leibt Dieser üebergang hat indessen keinen Einfluss gehabt auf die 
Geitnng der genannten Kirchenordnung für die Stadt Halle. Denn 
da die Gesetze des Königreichs Westfalen für das Kirchenrecht 
durchaus keine Bestimmungen enthielten, so haben die Provinzialge- 
setze und Verordnungen gemäss §. 2. des Patentes vom 9. September 
1814 ihre Gültigkeit behalten. {Klewüa, Das Provinzialrecht des 
Herzogthums Magdeburg (1831) S. 15, 191). 

Dagegen ist die Frage, ob die M. K. 0. auch für die in ihrem 
Geltungsbezirk wohnenden Katholiken Gültigkeit hat, mit dem Vor- 
derrichter zu verneinen. Dies lehrt schon die Entstehungsgeschichte 
der Kirchenordnung. Durch den Abschluss des Westfälischen Friedens 
hatte die evangelische Kirche im Herzogthum Magdeburg in Folge 
des ihr günstigen Normaljahres 1624 fast die Alleinherrschaft er- 
langt. Der Friede hatte dem Kurfürsten von Brandenburg die An- 
wartschaft auf das Erzstift als säcularisirtes Herzogthum überwiesen, 
doch unter Vorbehalt der lebenslänglichen Administration des Hen.ogs 
August von Sachsen. 

Während dieser Administration nun ist eine Reihe von Ver- 
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ordnangen, darunter eine Kirchenordnung für die eyangelische Kirche 
erlassen worden, welche nach dem Anfall des Herzogthanss an Bran- 
denburg seitens des Kirchenfürsten Friedrich Wilhelm einer Revision 
unterworfen und von Neuem publicirt wurden. 

Unter diesen neu pnblicirten Verordnungen befand sich eine 
Kirchenordnung vom 13. November 1685, welche mit anderen ihr 
folgenden Bestimmungen die Grundlage bildete für die revidirte 
Kirchenordnung von 1739. Das Rescript vom 6, Februar 1738, 
durch welches die Zusammenstellung dieser Kirchenordnung anbe- 
fohlen wurde, und ebenso die darauf erfolgte Approbation der Kir- 
chenordnung vom 9. Mai 1739 sind au die Oonsistorien gerichtet 
und die Verordnungen, welche die K. 0. gibt, sind lediglich tur die 
evangelische Kirche berechnet, ohne dass dabei jemals des confes- 
sionellen Unterschiedes sowohl überhaupt als auch namentlich bezüg- 
lich solcher Punkte gedacht wurde, in welchen der Unterschied zwi- 
schen evangelischer und katholischer Kirche am schroffsten hervor- 
tritt. Dafür spricht hauptsächlich §. 2. Gap. 1, in welchem die sym- 
bolischen Bücher aufgezählt sind, denn unter diesen befindet sich die 
dem Kaiser Karl V. am 2h. Juni 1530 überreichte Gonfession. Ferner 
wird ausdrücklich Beichtfreiheit betont in Cap. II. §§. 5 und 35. 
Die den Predigern ganz allgemein ertheilten Vorschriften über Er- 
theilung des Abendmahls (Gap. VII. §§. 15 und 16.) lassen sich nur 
auf evangelische Geistliche beziehen , denn sie werden angewiesen, 
§. 15. des Weines nicht mehr einzuschenken als zu eines Tages 
Gommunion von Nöthen ist und im §• 16. werden sie bedeutet, darauf 
zu achten, dass die Gommunicanten nicht an den Kelch stossen. 
Auch heisst es im §. 6. Gap. 26, dass im Falle eines Baues bezüg- 
lich des Hauptbaues der Regierung upd dem Gonsistorio berichtet 
werden solle. 

Die Frage, ob der Beklagte zum Neubau der Kirche beitrags- 
pflichtig ist, ist daher nach den Bestimmungen des Allgemeinen 
Preussischen Landrechts zu benrtheilen (§. 711 a. a. 0.) 

Zu den Obliegenheiten des Patrons gehört nach §. 568 a a. 0. 
die Sorge für die Erhaltung der Kirche, worin §. 584. die Pflicht 
sieht, dazu in Ermangelung eines hinlänglichen Kirchenvermögens 
aus eigenen Mitteln beizutragen. §. 712. bestimmt nun, dass die 
Kosten zum Bau und zur Unterhaltung der Kirchengebäude hauptr 
sächlich aus dem Kirchenvermögen genommen werden müssen, wenn 
jedoch dieses zur Bestreitung der Kosten ganz oder zum Theil nicht 
hinreichend ist, so muss nach §. 720. der Ausfall von dem Patron 
und den Eingepfarrteu genieinschaftlich getragen werden. 
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Wie schon die Marginalien dieser ganzen Materie beweisen, 
wird in den einschläglichen §§. allgemein vom Bau der Eirchenge- 
bände gesprochen. Folgt nnn bereits aus der Natnr der Sache^ dass, 
sobald allgemein vom Bau gesprochen wird, darunter auch Neubauten 
zu verstehen sind, so ergibt sich dies andererseits aus dem Um- 
stände, dass in der ganzen vom Kirchenbau handelnden Materie der 
Ausdruck »Bau« bald allein (§§. 707, 729, 757), bald zusammen 
mit »Reparatur« und zwar verbunden tbeils mit dem Bindewort und 
(§§.700, 716, 718, 729, 744), tbeils mit der Partikel »oder« 
(§§. 703, 704, 708, 709) bald mit dem Ausdruck »Unterhaltung« 
in diesem Sinne nur Unterarten des Begriffs »Bau« sind, so kann 
man diesen, mangels jeder näheren Begrenzung, nur im allgemeinen 
Sinne, also in der Bedeutung von Hauptbau, Neubau oder Erbauen 
öberhaapt auffassen. 

Die Probe für die Richtigkeit dieses Satzes Iftsst sich aus 
§. 706. machen. Hier wird im Einzelnen von Anbau und Erwei- 
terung der Kirchengebftude gesprochen. Liegt nun schon im »Anbau« 
der Begriff eines Neubaues, so ist dieser noch viel mehr gegeben 
durch »Erweiterung,« weil dem Bedürfniss einer solchen bei ver- 
mehrter Seelenzahl der Parochianen häufig nur durch einen Neubau 
abgeholfen werden kann. 

Dieser Unterschied zwischen »Bau« und »Reparatur« und »Un- 
terhaltung« wird jedoch nicht festgehalten, wo es sich um die Auf- 
bringung der Kosten handelt, denn §. 712. spricht allgemein von 
den Kosten zum Baue und Unterhaltung der Kircheogebäude. Da- 
her erstreckt sich die Beitragspflicht des Patrons auch auf den Fall 
vorkommender Neubauten. Anderenfalls hätte diese Art der Ver- 
pflichtung von der Verbindlichkeit des Patrons ausdrflcklich ausge- 
nommen werden mfissen. 

In diesem Sinne hat sich auch das frfihere Obertribunal aus- 
gesprochen (Entsch. Bd. 48. S. 315 ff., Bd. 52. S. 261 ff., Bd. 82. 
S. 115 ff., 124 ff., StrieOmst, Archiv, Bd. 41. S. 23). 

Der Einwand des Beklagten, dass die Baupflicht des Patrons 
eine im Eigenthum der Klägerin stehende Kirche voraussetze, ist 
mit dem ersten Richter als rechtsirrthumlich zu bezeichnen, denn im 
Allgemeinen Landrecht ist die Beitragspflicht keinenfalls von dem 
Vorhandensein einer Kirche abhängig gemacht worden. Diesen Grund- 
satz hat auch das Obertribunal in den citirten Entscheidungen auf- 
gestellt. Es bedarf daher einer Erörterung der Fragen, ob das von 
der Klägerin benutzte Qebäude als eine Kirche zu betrachten ist 
imd ob dieses Qebäude im Eigenthum der Klägerin steht, oder im 
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Eigentham des Beklagten geblieben ist, ffir den vorliegeDden Process 
überhaupt nicht. Es erübrigt noch die Entscheidung über die Art 
und Weise, in welcher der Beklagte seinen Beitrag zum Neubau zu 
entrichten hat. 

In dieser Beziehung steht unter den Parteien fest, das» der 
Beklagte, so oft er Beiträge zu Banten geleistet, diese immer nach 
Massgabe der Magdeburger Kirchenordnung 7om 9. Mai 1739 ge- 
leistet hat und zwar vermöge der Bechtsansicht, dass diese Kirchen- 
Ordnung auch auf die Baufälle der Klägerin Anwendung finde. Es 
besteht somit hinsichtlich der den Beklagten treffenden Quote der 
Baukosten eine ununterbrochene Gewohnheit, auf welche §. 710. 11 
11 A. L. R« Anwendung erleidet. Bei dieser Gewohnheit hat es also 
auch ferner sein Bewenden, und ist der Beklagte somit verpflichtet, 
nach Massgabe der Magdeburger Kirchenordnung zu den Kosteo des 
Neubaues der katholischen Kirche zu Halle a. d. S. seinen patrouats- 
mässigen Beitrag zu leisten , welcher nach Gap. 26. §. 6. der ge- 
dachten Kirchenordnung in der unentgeltlichen Lieferung der soge- 
nannten Hauptmaterialien an Holz, Kalk und Steinen besteht. 

Es war demnach , wie geschehen zu erkennen ; die Kosten der 
Berufungsinstanz fallen gemäss §§. 87 ff. 92. der G.-P.-O. dem Be- 
klagten zur Last.« 

Der Fiscus gab sich mit diesem ürtheil noch nicht zufrieden, 
sondern legte Revision an das Reichsgericht ein. 

III. Dcts ürtheil des ReichsgericJUes eu Leipeig vom 13. Ja- 
nuar 1887 verwies die Sache zur nochmaligen Verhandlung an die 
Berufungsinstanz Naumburg zurück und zwar aus folgenden Gründen: 

»Zutreffend bezeichnet es das Berufungsgericht als erste Vor- 
aussetzung des Klageanspruchs, dass Beklagter überhaupt Patroa der 
klägerischen Kirche sei. Wenn dasselbe dann aber annimmt, dass 
dies Patronat durch die in den Jahren 1831 und 32 zwischen dem 
Preuss. Staatsministerium und dem Bischof von Paderborn getrof- 
fene Vereinbarung rechtswirksam begründet sei, so kann ihm darin 
nicht gefolgt werden. Denn das Preuss. A. L. R., welches der 
Vorderrichter zur Anwendung gebracht hat, lässt als wirkliche Ent- 
stehungstitel für das Patronat ausweislich der §§. 569 bis 583. 
Tbl. IL Tit. 11. nur die Erbauung oder Wiedererbauuug einer Kirche, 
die hinlängliche Dotirung oder Wiederdotirung einer solchen, den 
Auttrag einer patronatlosen Kircbengesellschaft und die Verjährung 
zu, wobei die drei ersten Titel noch erst die Verleihung des Pa- 
tronatsrechtes selbst seitens des Staates erfordere (§. 573 a. a. O.). 
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Demnach kennt das 'Gesetz den vom Berufungsgericht aufgestellten 
Titel einer blossen Vereinbarung zwischen Eircbenobern und Staats- 
regierang nicht. Es darf hier dahingestellt bleiben« in welchem 
Masse die gesetzlichen Patronatstitel überhaupt ersetzt werden kön- 
nen durch eine Vereinbarung, welche ein gegenseitiges Anerkennt- 
nis8 der Betheiligten Aber das Vorhandensein eines gesetzlichen Titels 
enthält; denn jedenfalls würde die vom Vorderrichter berücksichtigte 
Vereinbarung dazu ungenügend erscheinen, da dieselbe für sich nicht 
ein Anerkenntniss eines der obigen Patronatserwerbsgründe, sondern 
höchstens ein Anerkenntniss der Dotirung der Pfarrstelle seitens des 
Fiscus ofifenlegt. Demzufolge erscheint das Vorderurtheil in seiner 
rechtlichen Grundlage nicht haltbar und unterf&Ilt der Aufhebung. 

Indess ist die Sache zu anderweiter Entscheidung noch nicht 
reif. Nach dem Thatbestande des angegriffenen Urtheils ist die 
ganze Entwickelung der klagenden Eirchengemeinde und ihres Ver- 
hältnisses zum Preuss. Fiscus dargelegt. Es ist die Möglichkeit 
nicht ausgeschlosssen , ja es ist sogar von der Klägerin behauptet« 
dass daraus der eine oder andere gesetzliche Patronatstitel sich her- 
leiten liesse. Vorweg wird dabei sich fragen, nach welchem Becbte 
dieser Punkt zu beurtheilen. 

Da die Entwickelungsgeschichte bis auf das Jahr 1755 zurück- 
gebt, so könnte neben dem Preuss. AUg. L. B. auch das gemeine 
katholische Kirchenrecht in Betracht kommen. Sodann wird zu 
nntersuchen sein, ob nach dem massgebenden Recht die Voraus- 
setzungen eines gesetzlich anerkannten Patronatserwerbungsgrundes 
vorliegen. Hierbei muss, da sowohl nach gemeinem kath. Kirchen- 
recht als nach AUg. L. R. das Patronat wesentlich in Recht und 
Pflicht zur Beaufsichtigung, Erhaltung und Vertheidigung einer 
Kirche besteht (vgl Conc. Trid. Sess. XIV. c. 12; AUg. L. R. Tb. II. 
Tit. 11. §. 568; Bichter-Dom, Kirchenrecht S. 676, Friedberg desgl. 
S. 264), erörtert werden, inwieweit die Begründung des Patronats, 
insbesondere diejenige durch Fundirung, Dotirung oder Auftrag, das 
Vorhandensein einer Kirche voraussetzt, und ob diese Voraussetzung 
der klagenden Gemeinde zur Seite steht. Selbstverständlich handelt 
es sich um den rechtlichen Begriff der Kirche, wie solcher im 
A. L B., übereinstimmend mit dem neueren gemeinen kath. Recht, 
in den §§. 18, 23, 237, 318, Tb. U. Tit. 11. aufgesteUt ist. Des- 
halb wird es, worüber unter den Parteien gerade wesentlicher Streit 
besteht, nicht ausser Feststellung bleiben dürfen, ob aus dem ur- 
sprünglich nur den kath. Soldaten des Anhaltschen Regiments zum 
Qottesdienst eingeräumten Betsaal in der Residenz mittelst der im 
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Laufe itr Zeit darch den Fiscus Torgenommeiieti banlichen Ver* 
änderangen ein selbstständiges Kircbengebande im reehtlichen Sinne 
für Elftgerin henrorgangen , und eventoell ob diese Entwicicelnng in 
Bestätigung eines blossen Precariums oder eines Patronatserwerbs- 
grundes erfolgt ist. Schliesslich wird auch, soweit das A. L. B. zur 
Anwendung kommt, die Frage eine nähere Beantwortung finden 
müssen, inwieweit dem Erfordernisd der staatlichen VerleihaBg 
(§. &73 1. c.) nach den Grundsätzen des Preuss. Verfassungsrecbts 
genügt ist.€ 

IK Das ürtheä des Oberlandesgerichts eu Naumburg vom 
Snf. Aprü 1887 

vemrtfaeilte abermals den Fiscns zur Leistung der Baulast, bestehend 
in der unentgeltlichen Lieferung der sog. Hauptmaterialien und be- 
gründete seine Entscheidung, nachdem der Thatbestand nochmals 
festgestellt, wie folgt : 

In der Sache selbst hängt, da die klagende Oemeinde den Be- 
klagten auf ' Grund des von ihm in Abrede gestellten Patronats in 
Anspruch nimmt, die Entscheidung, wie auch in den Gründen des 
Reichsgerichtserkenntnisses hervorgehoben ist, zunächst von der Be- 
antwortung der Frage ab, ob der Beklagte als Patron der in Rede 
stehenden Kirche anzusehen ist. 

In dem Uttheile des Reich^erichts, dessen rechtliche Beurtheilmig 
nach §. 528 G. P. 0. der Entscheidung des Berufungsgerichts zu 
Grunde zu legen ist, ist die Frage dahingestellt geblieben, in wel- 
chem Masse die gesetzlichen Patronatstitel überhaupt ersetzt werden 
können durch eine Vereinbarung, welche ein gegenseitiges Anerkennt- 
niss über das Vorhandensein eines gesetzlichen Patronatetitels ent- 
hält. Es ist dagegen die in dem aufgehobenen Erkenntnisse be- 
rücksichtigte Vereinbarung zwischen dem Preussischen Staatsmini- 
sterium und dem Bischof Clemens von Paderborn in den Jahren 
1831/32 als dazu ungenügend erachtet, da dieselbe für sich nicht 
ein Anerkenntniss eines der gesetzlichen Patronatserwerbsgründe, 
sondern höchstens ein Anerkenntniss der Dotirung der Pfarrstelle 
seitens des Fiscus offen legt. Es ist daher zu untersuchen , ob auf 
Grund eines von dem massgebenden Recht anerkannten Titels ein 
Patronat Ar den preussischen Ffscus zur Entstehung gekommen ist 
Dabei soll erörtert werden, ob der ursprünglich den Soldaten des 
Anhaltiner Regiments eingeräumte Betsaal zu einem selbstständigen 
Sirchengebäude geworden und ob diese Entwickelung in Bethäkigang 
eines blos bittweisen üeberlasses oder eines Patronatserwerbsgrundes 
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erfolgt ist. Soweit nun die Zeit der Herrschaft des gemeinen Rechtes 
bez. die Zeit bis zum Jahre 1808 in Betracht kommt « konnte ein 
Entstehungsgrnnd f&r das staatliche Patronat nicht fQr vorliegend 
erachtet werden. 

Gebt man zunächst davon ans, dass unzweifelhaft auch nach 
gemeinem Recht das hauptsächlichste Recht des Patrons in der Be^ 
fagniss bestand, dem kirchlichen Oberen den Candidaten f&r eine er- 
ledigte Stelle vorzuschlagen, {Hinschiua^ System des kath. Eirchen- 
reehts, Bd. III. §. 138, 1), so konnte tou einer Ausübung des Pa- 
tronatrechtes seitens des Staates bis zum Jahre 1808 nicht die Rede 
sein. Denn bis zu dieser Zeit war die klagende Gemeinde, wie die 
vorgetragene Entwickelungsgeschichte derselben ergibt, als eine Pfarr- 
gemeinde nicht anzusehen. Sie war vielmehr, nachdem ihr in dem 
Decret vom 27. Mai 1723 ursprfinglich nur als eine geduldete Ge- 
meinde die Ausübung des Gottesdienstes in einem Privathause (die 
sogenannte devotio domestica) gestattet war, später Missionsstelle des 
Franziskanerklosters zu Hidberstadt, welches aus seiner Mitte zwei 
Regukrgeistliche zur Ausübung der Seelsorge nach Halle delegirte. 
Ad den Aemtem des Missionsorganismus, der insoweit nicht dem 
gemeinen Recht untersteht, ist aber das Patronat grundsätzlich aus- 
geschlossen. Hitiachius, 1. c. §. 137. p. 39 ff. 

Es wird denn auch von der Klägerin gar nicht behauptet, dass 
dem prenssischen Staat irgend ein Einfluss auf die Besatzung jener 
Steilen zugestanden oder eine Dotation derselben in irgend einer 
Weise stattgefunden hat. 

Es fragt sich jedoch weiter, ob nicht schan in der Zeit vor 
1808 der Staat das Patronat über die katho). Kirche in Bezug auf 
das mit dieser kirchlichen Anstalt verbundene Amt (Beneficinm) er- 
langt hatte, indem er der Kirche Alles das leistete, was zum Er- 
werb des Patronatsrechts erforderlich ist. Es würde dies die Folge 
gehabt haben , dass nach dem Aufhören des Missionsgottesdienates 
mit dem Jahre 1808 vom Staat auch das dem Patronat gebührende 
Präsentationsrecht auf Grund seiner bisherigen Leistungen hätte be- 
ansprucht werden können. Es kann jedoch keinem Zweifel unter- 
liege, dass eine solche Leistung, welche das Patronatrecht für den 
Wohlthäter zur Entstehung bringt, und welche insbesondere in der 
SUfbing einer Kirche (ibndatio, aedificatio, dotatio) enthalten ist, 
sowät die Zeit bis gum Jahre 1781^ bez. bis jsum Erlass des AUer- 
Uekäm Specialbefehls vom 19. Aprü 1790 in Betracht kommt, von 
Seiten des Staates nicht vorgenommen werden kann. Die Hingabe 
des Büdersaales im Jahre 1755 erfolgte nur bittweise. Der Könige 
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der selbst in clieser Sache die Entscheidong getroffen hat, hat sogar 
aasdrficklich gemissbüligt, dass der Saal den kathol. Soldaten und 
Einwohnern in Halle znm Gottesdienste verstattet werden solle, und 
hat statt dessen die Benutzung desselben nur für die Soldaten des 
Anhaltiner Regiments frei gegeben. Demgemftss hat auch die üeber- 
gabe der Schlüssel an das Regiment stattgefunden. Dass die Ein- 
räumung nur bittweise geschehen, folgt namentlich auch aus den 
Worten der Cabinetsordre : Zumal da gedachtes Regiment sich er- 
bietet, etwa benöthigte Kosten zur Reparatur solchen Saales herzu- 
geben, sowie daraus, dass bei der üebergabe eine genaue Description 
jenes Saales angefertigt und von dazu designirten Otficieren des Re- 
giments unterschrieben wurde, auch seitens des Commissarius der 
Staatsbehörde besonders bedungen wurde, auch seitens der Malerei 
oder an der Decke auf keinerlei Art etwas geändert oder beschädigt, 
sondern Alles in den Stand, worin es sich jetzt befinde, conser?irt 
werden solle. 

Es handelte sich hiemach um eine blos thatsächliche Ver- 
günstigung f&r das ÄnhalHner Regiment^ nicht far die IcaiMisehe 
Gemeinde. Wenn nun gleichwohl nach und nach im Laufe der Zeit 
in Halle eine katholische Kirchengesellschaft entstanden ist und sich 
als solche mit in den Besitz des den Soldaten gewährten Betsaals 
gesetzt hat, so wiederholt sich damit die Entwickelungsgeschichte 
vieler christlicher Kirchengemeinden; aus unscheinbaren Anfängen 
entwickelten sich sehr oft die Parochieen. Indessen bestimmt das 
Allgemeine Landrecht in §. 69. Th. L Tit. 7. und das gemeine 
Recht in c. 3. §. 19. Dg. 21. 2. übereinstimmend, 

wer eine Sache ursprünglich blos Mr einen Andern inne hatte, 
kann durch seinen blossen Willen die Sache nunmehr für sich su 
haben, den Besitz derselben nicht erlangen. 

Nach dieser Rechtsregel ist anzunehmen , dass die lediglich 
bittweise Benutzung der Kirche so lange dauerte, bis der Staat das 
selbstständige Recht der Gemeinde aussprach. Der Beklagte beruft 
sich denn auch ausdrücklich darauf, dass eine Aenderung in dieser 
bittweisen Verstattung des Gebrauchs der Kirche seitens des Staats 
niemals und namentlich nicht der Klägerin gegenüber stattgeftinden 
hat, dass die allmälig sich einbürgernde Mitbenutzung dieselbe viel- 
mehr missbräuchlich geschehen und höchstens vom Staat stillschwei- 
gend geduldet wurde. Allein diese Behauptung steht im Wider- 
spruch mit den thatsächlichen Verhältnissen , denn es ist zwar mit 
dem im Jahre 1781 erfolgten Cmbau des Betsaales und der dadorch 
bewirkten Trennung derselben von dem übrigen Residenzgebäude eine 
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Dmgestaltung der rechüidken Verhältnisse nicht berSeigefnht , auch 
der Umstand^ dass in dem Bericht de» Kriegs- und Dom&nenrathes 
Schwarz vom 5. December 1793 gesagt ist, dass die Kirche »mit 
jenem Umbaa aufgehört haben soll, ein Königliches Gebäude zu 
8eiD,€ enthält nur die Ansicht des Berichterstatters, welche die 
Rechtslage nicht änderte. Massgebend für das ganze spätere Bechts- 
verhältniss zwischen dem Staat und der Qemeinde ist dagegen der 
am 19. April 1790 auf Allerhöchsten Specialbefehl ergangene Erlass. 
Wenn dadurch den Vorstehern der katholischen Kirche angekündigt 
wurde, dass die Qemeinde für die Reparaturen an ihrer Kirche, nach- 
dem diese nunmehr ausser Verbindung mit dem Besidenzgebäude 
gesetzt worden, selbst sorgen müsse, so kann dies nur dahin ver- 
standen werden, dass, da die in Halle bestehende kath. Kirchenge- 
meinde jetzt eine eigene Kirche habe, für deren Instandhaltung sie 
non selbst zu sorgen verpflichtet sei. Dadurch verwandelt der Staat 
die bittweise Deberlassung in ein rechtliches Besitzverhältniss. 

Es ist dadurch die Möglichkeü der Bildung eines neuen, pa- 
tronatlichen Verhältnisses zwischen dem Staat und der Gemeinde ge- 
geben, und es würde sich weiter fragen, ob diese Deberlassung der 
Kirche an die Gemeinde bereits alle diejenigen Momente enthielt, 
welche für eine, zum Patronatserwerb fuhrende Stiftung nach ge- 
meinem kath. Kirchenrecht erforderlich sind. 

Bis zum Jahr 1808 konnte jedoch, wie bereits erwähnt worden, 
das Patonatsrecht nicht erworben werden, da erst von dieser Zeit ab 
der Missionsgottesdienst aufgehört hat und eine Pfarrkirche in Halle 
entstanden ist. 

Wenn danach die Verhältnisse bis zum Jahre 1808 zur Ent- 
stehung des staatlichen Patronats jedenfalls nicht geführt habe, so 
erlitten dieselben eine wesentliche Aenderung als die westphälische 
Regierung im Jahre 1808 durch Vermittelung des Weihbischofs von 
Wenst den beiden kath. Geistlichen ein festes Jahresgehalt von 800 
bez. 600 Francs aussetzte und weitere 2000 Francs an Pfarr- und 
Kirdienbaukosten zum Wiederaufbau bez. zur Reparatur der theil- 
weise zerstörten Gebäude spendete. Zugleich wurde angeordnet, dass 
die Kirchenrechnungen alljährlich vom Maire revidirt werden sollten. 

Fernerhin stiftete die westphälische Begierung im Jahre 1812 
zwei neue Glocken. Das Gehalt für die Pfarrer wurde seitdem un- 
ausgesetzt, auch von der prenssischen Begierung bis jetzt gezahlt. 

Bei Entscheidung der Frage, ob hierin eine Begründung des 
Patronats für den Staat gefunden werden kann, sind die Vorschriften 
des Allgemeinen Landrechts zur Anwendung zu bringen, auch soweit 
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es sich um die Zeit der westpbälischen Herrschaft bis zu der, durch 
Patent vom 9. September 1814 erfolgten Wiedereinffthrang des Land- 
rechts in die mit Prenssen wieder vereinigten Landestheile handelt. 
Denn bei der Einf&hrang des Code Napoleon durch das westphätische 
Decret vom 21. September 1808 Art. 3. ist bestimmt, dass sich die 
neue Gesetzgebung auf diejenigen Materien beschränke, aber welche 
der C!ode Bestimmungen enthalte. Da der Code aber keine Vor- 
schriften Aber das Patronat enthält, so ist in dieser Beziehung das 
früliere in Geltung gewesene Allgemeine Landrecht auch im König- 
reich Westphalen in Kraft geblieben. 

Erleidet daher ffir die in Bede stehende Zeit das Allgemeine 
Landrecht Anwendung, so ist, wi^ in den Granden des Beichsge- 
richtsurtheils ausgef&hrt ist, zunächst festzustellen, inwiefern dem 
Erforderniss des Vorhandenseins einer Kirche genügt ist, da ein Pa- 
tronat, welches nach §. 508. Theil 11. Tit 11. wesentlich in der un- 
mittelbaren Aufsicht einer Kirche nebst der Sorge fOr deren Er- 
haltung und Yertheidigung bestenl, durch das Vorhandensein einer 
solchen bedingt ist. Dass das seit der westphälischen Zeit von der 
kath. Kirchengemeinde benutzte Gebäude im Sinne der §§. 18. 23. 
237. 318. Th. II. Tit. II. A. L. B. als eine Kirche anzusehen war, 
ergibt sich daraus, dass nach §§. 17. 18. L c. das einer ausdrück- 
lich aufgenommenen Kirchengesellschaft zur Ausübung ihres Gottes- 
dienstes gewidmete Gebäude »Kirchec genannt wird. Zu den aos- 
drflcklichen aufgenommenen Kirchengesellschaften gehört die katho- 
lische Kirche ohne Zweifel seit dem Beligionsedict vom 9. Juli 1788 
und ebenso nach den §§. 115. ff. I. c. Die klagende Gemeinde ist 
als Pfarrgemeinde anerkannt; sie ist als solche unter den zum 
Sprengel des Bischofs von Paderborn gehörigen Parohieen ausdrück- 
lich in der Bulle de salute animarum vom 16. Juli 1821 aufgeführt. 

Schon im Jahre 1781 ist der frühere Betsaal zur Kirche für 
den ausschliesslichen Gebrauch dieser kath. Gemeinde vollständig ein- 
gerichtet; das Gebäude ist durch Abtragen des oberen Stockwerks 
und Aufsetzen eines neuen Daches ausser Verbindung mit den übri- 
gen Besidenzgebäuden gesetzt, es ist eine Sacristei , später auch ein 
Thurm erbaut worden und im Jahre 1812 hat die Kirche zwei neue 
Glocken erhalten. Es herrscht denn auch kein Streit unter den Par- 
teien, dass das Gebäude seit 1755 unausgesetzt und ausschliessend 
zum kath. Gottesdienste benutzt ist. Die Eigenschaft des Gebäudes 
als Kirchengebäude wird auch dadurch nicht beeinträchtigt, dass sich 
als Anbauten an dem, lediglich religiösen Zwecken dienenden, Haupt- 
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raam noch einige untergeordnete, von verschiedenen Behörden be- 
natete Nebenlocalit&ten befinden. 

Denn nach allgemeinem Bechtsgrandsatz bestimmt sich die 
rechtliche Natnr einer Sache nach dem Hauptzweck, welchem sie ge- 
widmet ist. 

War sowohl das Vorhandensein einer Kirche im rechtlichen 
Sinne für festgestellt zu erachten, so fragte es sich, ob einer der in 
den §§. 569—583. Th. II. Tit. IL A. L. B. aufgeführten Entstehungs- 
gründe des Patronats vorliegt. Hierbei könnte zunächst in Betracht 
ZQ ziehen sein , ob nicht in der in den Jahren 1831 und 1832 zwi- 
schen dem Preussischen Staatsministerium und dem Bischof von 
Paderborn getroffenen Vereinbarung der Auftrag einer Kirchenge- 
sellschaft, die bisher unter keinem besonderen Patron gestanden hat, 
zu finden ist, und ob dadurch gemäss §. 572 1. c. das Patronat vom 
Verklagten erworben ist. Indessen war diese Frage nicht weiter zu 
erörtern, da sie in den Grfinden des reichsgerichtlichen Erkenntnisses 
anbedingt verneint ist. Dahingegen finden die §§. 569. 570 II. 11. 
Ä. L. B. auf den vorliegenden Fall Anwendung. Nach denselben 
erlangt derjenige ein Becht zum Patronat, welcher eine Kirche baut 
oder hinlänglich dotirt, oder eine verfallene oder verarmte Kirche 
wieder aufbaut oder wieder dotirt. Nun hat aber die westphälische 
Regierung die Mittel zur Wiederherstellung der kath. Kirche und 
den Wiederaufbau der abgebrannten Pfarrei hier gegeben, auch die- 
selbe durch Bewilligung des Gehalts fQr die zwei QeistKchen dotirt. 
Die hierdurch erworbenen Bechte sind auf den preussischen Staat 
als den Bechtsnachfolger des Königreichs Westphalen zweifellos über- 
gegangen, wie dem auch das einmal bewilligte Gehalt stets fortge- 
zahlt worden ist Diese Dotirung ist auch auf rechtsgfiltige Weise 
anerkannt. Denn der Preussische Geheime Staatsminister von Klewitz 
spricht in däm an den Bischof von Paderborn gerichteten Schreiben 
vom 29. Juli 1881 auf Veranlassung des Staatsministers der geist- 
lichen pp. Angelegenheiten von Altenstein aus, dass dem Fisciis, 
aaehdem er die Stelle dotirt habe, ein gesetzlicher Anspruch auf 
das Patronat zustehe. Dass aber der Staatsminister, befugt war, das 
dem Staate zustehende Patronatrecht geltend zu machen, ist unbe- 
stritten und nach §. 113. Th. IL Tit. 11. A. L. B. ausser Zweifel, 
da nach diesem §. die dem Staate über die Kirchengesellschaften 
nach den Gesetzen zukommenden Bechte von dem geistlichen De- 
partement insofern verwaltet werden, als sie nicht dem Oberhaupte 
des Staates ausdrflcklicb vorbehalten sind. 

Auf der andern Seite wird in dem Schreiben des Bischofs 
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Clemens von Paderborn vom 27. Februar 1832 gesagt, dass das Pa- 
tronatrecht seitens des Ordinarius mit Erfolg nicht vindicirt werden 
könne, und dass deshalb dem von der Regierung pr&sentirten Caplan 
Meyer die Pfanrstelle zu ertheilen sei. 

Aach die Bechtsgältigkeit dieses Anerkenntnisses ist von keiner 
Seite in Zweifel gezogen, weil nach §. 115 a. a. 0. bei den katbo- 
lischen Qlaubensgenossen der Bischof der gemeinschafUiche Vorge- 
setzte aller Eirchengesellschaften des ihm angewiesenen Districts ist. 

Wenn nun nach §. 573 1. c. das Eirchenpatronat im Falle der 
erfolgten Dotirung erst durch die Verleihung des Staates erworben 
wird, so ist diese Verleihung doch dem Oberliaupte des Staats nir- 
gend ausdrücklich vorbehalten, wie es z. B. mit den in den §§. 308. 
311 1. c. erw&hnten Rechten in der That geschehen ist. Es liegt 
daher, da die nach §. 113 U c. für diese Verleihung zuständige 
Staatsbehörde das Patronat ffir sich selbst beansprucht und mit £r- 
folg geltend gemacht hat, hierin zugleich die eigene Verleihung. 

Dass auf Seiten des preussischen Staats mit der fortdauernden 
Dotirung der Pfarrstelle die Absicht verknüpft war, das Patronat- 
recht far sich zu erwerben, kann nach den angeführten Verhand- 
lungen und besonders im Hinblick auf das erwähnte Schreiben des 
Staatsmiuisters von Klewitz vom 29. Juli 1831 einen Zweifel nicht 
unterliegen. Es schloss dies Patronat aber die vom preussischen 
Fiscus bestrittene Baupflicht des Patrons in sich. Denn naturge- 
roäss überkam der Staat mit dem Patronat alle in demselben liegen- 
den Bechte und Pflichten, ohne dass es einer besonderen Uebemahme 
der Patronatsbaupflicht in Beziehung auf die Kirche noch bedurft 
hätte, und konnte es in der Sache nichts ändern, wenn der Verklagte 
in einzelnen Fällen seine Pflicht zu Beparaturen beizutragen bestrit- 
ten hat. Des Weiteren war aber auch der im §. 574 1. c. genannte 
— von der Klägerin ausdrücklich geltend gemachte — Erwerbsgrand 
der Veijährung der Prüfung zu unterziehen, und es ist auch dieser 
Erwerbsgrund für vorliegend erachtet. Es ist hierbei von der Er- 
wägung ausgegangen , dass das Patronat nicht ein einseitiges , nur 
dem einen Theile Vortheile gewährendes Becht, sondern ein wesent- 
lich zweiseitiges Verhältniss ist, welches Bechte und Pflichten für 
beide Theile erzeugt. Es liegt daher demjenigen, der die Ersitzung 
des Patronats behauptet, nicht der Nachweis ob, dass er seinerseits 
die einzelnen ihm aus dem Patronatsverhältniss zustehenden Bechte 
die ganze Dauer der Verjährungszeit hindurch ausgeübt hat Viel- 
mehr ist es genügend, wenn das Verhältniss während der Ver- 
jährungszeit in der Weise angedauert hat, dass beide Theile der 
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ihnen zukommenden Befugnisse sich bedient und den für ihr Recht 
charakteristischen Pflichten zugleich beständig nachgekommen sind. 
Nnn ist unstreitig, dass der Fiscus seit dem Jahre 1832 stets die 
Rechte des Fafaronats ausgeübt hat, dass er insbesondere bei der 
VermögeosYerwaltung der klagenden Gemeinde mitgewirkt hat, bei 
Processen derselben zugezogen ist und namentlich in allen Fällen der 
Erledigung der Pfarrstelle, und zwar in den Jahren 1832, 1836, 
1857, 1873 und 1874, das Präsentationsrecht durch Nomination 
eines Geistlichen ausgeübt hat. In allen diesen Beziehungen hat 
ihm die Klägerin diese Ausübung des Patronatrechts — seit 1832 — 
ohne jeden Widerspruch zugestanden. Dagegen hat auch die Ver- 
klagte bei allen seitdem vorgekommenen Baufällen den patronat- 
lichen Beitrag yom Fiscus gefordert, und es ist derselbe in den von 
ihr einzeln aufgeführten Fällen bis in die neueste Zeit hinein — zum 
letztenmal gelegentlich einer Dachreparatur im Jahre 1881 — regel- 
mässig nach den Bestimmungen der Magdeburger Kirchenordnung 
vom 9. Mai 1739 durch Lieferung bez. Bezahlung der Hanptma- 
terialien an Holz, Kalk und Steinen geleistet worden. Allerdings 
hat der Beklagte behauptet, dass er seine Beitragspflichten bez. sein 
Patronat wiederholt, insbesondere in den Jahren 1837, 1874, 1875 
bestritten habe. Allein einmal hat es sich bei dem Baufall im Jahre 
1837 um eine Qrgelreparatur gehandelt, hinsichtlich deren es über- 
haupt zweifelhaft ist, ob sich die Patronatsbanpflicht mit auf solche 
erstreckt; weiterhin hat der Beklagte auch nicht nachzuweisen ver- 
mocht, dass die bezüglichen, die Weigerung des Fiscus aussprechen- 
den Miniatmalrescripte vom 22. Juni 1837, 24. October 1874 und 
8. Januar 1875 , — von denen das letzte nur an die Königl. Re- 
gierung ZQ Merseburg gerichtet ist — zur Kenntniss der Klägerin 
gelangt sind. Mangels dieses Nachweises konnte aber nicht ange- 
nommen werden, dass es sich in diesen Fällen nm einen der SJä- 
germ geffmüber erklärten Widerspruch gehandelt hat; demselben war 
daher irgend eine Bechtswirkung nicht beizumessen. — Da die Ver- 
jähruDgafirist im voriiegenden Falle, wo sich der Staat und eine 
Kirohengesellschaft gegenüberstehen, zweifellos die 44jährige ist, 
§. 675. TheU U. Tit. 11, §. 75. Theil IL Tit. 4, §. 629. Theil I. 
Titel 9. A. L. B., so ist dieselbe, auch wenn ihr Beginn erst in das 
Jahr 1832 gesetzt wird, jedenfalls mit dem Jahre 1876 abgelaufen. 
Mit diesem Jahre ist daher die Verjährung des Patronats, und zwar 
beiden Thdilen gegenüber, als vollendet zu erachten. Ist danach 
der Fiscus zur Zeit als Patron der katholischen Kirche anzusehen, 
80 fragt es sich weiter, inwieweit derselbe zu der jetzt geforderten 
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Beitragslei3tang zum Eirchenbaa verpflichtet ist. In dieser Hin- 
sicht ist unter den Parteien nicht streitig, dass die allgemeinea ge- 
setzlichen Voraussetzungen zum Eirchenbau, — - insbesondere die 
Nothwendigkeit des Kirchenneubaues — gegeben sind. Dagegen ist 
zu untersuchen, ob eine der Beitragspfticht des Patrons überhaupt 
unterliegender Baufall vorhanden ist, und eventuell nach welchen 
Bestimmungen der Beitrag zu leisten ist. Nach §. 710. Theil IL 
Tit. 11. A. L. B. würde zunächst zu fragen sein, ob in Ansehung 
der Beitragspflicht des Beklagten zum Banen durdi Verträge, rechts- 
kräftige Erkenntnisse, ununterbrochene Gewohnheiten oder besondere 
Provinzialgesetze gewisse Regeln bestimmt sind. 

Nun hat der Beklagte allerdings behauptet, dass hiosiehtUch 
der Beitragspflicht zuerst der im Jahre 1755 geschlossene Vertrag 
entscheidend sei. Nach diesem Vertrage, der auch die jetzige katho- 
lische Gemeinde binde, habe der Staat den Betsaal den damaligen 
Katholiken nur gegen die ausdrücklich ihnen auferlegte Verpflichtung 
überlassen, dass sie für die Unterhaltung des Gebäudes selbst Sorge 
tragen würden. 

Allein dieser Vertrag kann gegen die Klägerin nicht geltend 
gemacht werden. Derselbe ist lediglich mit dem damaligen Auhal- 
tinischen Begiment abgeschlossen , während eine corporative katho- 
lische Kirchengemeinde in jener Zeit unbestritten überhaupt noch 
nicht bestanden. Die später entstandene Gemeinde ist aber nicht 
Bechtsnachfolgerin des Anhaltinischen Regiments geworden, wie denn 
überhaupt nicht hat festgestellt werden kennen, dass sie durch irgend 
einen Rechtsakt die Nutzung des Kirchengebäudes überkommen hat 
Die Gemeinde hat vielmehr nur thatsächlich den Saal gebraucht und 
dieser Gebrauch ist ihr stillschweigend von der Staatsbehörde ver- 
stattet worden, ohne dass sie durch dieses thatsächliche Verhältniss 
aus jenen, mit einem Dritten getroffenen Abmachungen Pflichten 
überkommen hätte. Es konnte daher auch dahingestellt bleiben» in- 
wiefern jener Vertrag inhaltlich in Folge der späteren Aenderung der 
Rechtsverhältnisse, namentlich der Entstehung und vorbehaltlosen 
Anerkennung des staatlichen Patronatrechts, seine Wirkung Verliesen 
musste. Ebensowenig bedurfte es einer Erörterung, ob sich die Ueber- 
tragung der Unterhaltspflicht an das Anhaltiniscbe Regiment nach 
dem Inhalte jener Abmachungen überhaupt auf die Erhaltung des 
äusseren Kirchengebäudes und nicht vielmehr nur auf die Instand* 
haltung der innerm Einrichtung desselben bezog. Andere Vertdlge, 
wonach die Baupflicht betrefiis der katholischen Kirche geregelt 
würde, liegen nicht vor. Ebensowenig hat sich eine besondere, van 
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deH gesetsiUühm BesHmmmgen abweichende ununterbrochene Qewohn- 
heit gebildet; denn wenn der Beklagte seit Begründung des Pa- 
tronats zu den vorfallenden Bauten bei Insnfficienz des Eirchenver- 
mögens Patronatsbeiträge geleistet hat, so entspricht dies eben lisdig- 
lich der BestinEiniung in §. 720. Tbeil II. Titel 11. A. L. B., nach 
welcher in einem solchen Falle die Kosten des Baues bez. der Aus- 
fall ton dem Patron und den Eingepfarrten gemeinsam getragen 
werden soll 

Desgleichen ist die Anwendung eines bestimmten Provinzialge- 
getzea ausgeschlossen. Die revtdirte Eirchenordnung des Herzog- 
thums Magdeburg vom 9. Mai 1739 hat ohne Zweifel noch Qfiltig- 
keit, insbesondere auch für die Stadt Halle. Der Saalkreis mit der 
Stadt Halle hatte bis zum Tilsiter Frieden einen Theil des Herzog- 
thums Magdeburg gebildet, wurde aber bei der Reorganisation im 
Jahre 1816 nicht wieder zu Magdeburg gelegt, sondern dem soge- 
nannten Herzogthum Sachsen einverleibt. 

Dieser Uebergang hat indessen keinen Einfluss gehabt auf die 
Geltung der genannten Eirchenordnung für die Stadt Halle. Denn 
da die Gesetze des Königreichs Westphalen für das Eirchenrecht 
keine Bestiomiungen enthielten, so haben die Provinzialgesetze und 
Verordnungen gemäss §. 2. des Patentes vom 9< September 1814 
ihre Qfiltigkeit behalten. 

Elewitz, das Provinzialrecht des Herzogthunis Magdeburg (1831) 
p. 15. 191. 

Dagegen ist die Frage, ob die Magdeburger Eirchenordnung 
auch fax die in ihrem Geltungsbezirk wohnenden Katholiken Gültig- 
keit hat, zu verneinen. Dies lehrt schon die Entstehungsgeschichte 
der Eirchenordnung. Durch den Abschluss des westphälischen Frie- 
dens hatte die evangelische Kirche im Herzogthum Magdeburg in 
Folge des ihr günstigen Normaljahres 1624 fast die Alleinherrschaft 
erlangt. Der Friede hatte dem Eurfürsten von Brandenburg die An- 
wartschaft auf das Brzstift als säcularisirtes Herzogthum überwiesen, 
doch unter Vorbehalt der lebenslänglichen Administration des Herzogs 
August von Sachsen. Während dieser Administration nun ist eine 
Beihe von Verordnungen , darunter eine Eirchenordnung für die 
evangelisehe Eirche erlassen worden, welche nach dem Anfall des 
Herzogthums an Brandenburg seitens des Eurfürsten einer Revision 
unterworfen und von Neuem publicirt wurde. Unter diesen neu 
pubKcirten Verordnungen befand sich eine Eirchenordnung vom 
13. November 1685, welche mit anderen ihr folgenden Bestimmungen 
die Grundlage bildete für die revidirte Eärchenordnung von 1739, 
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durch welches die Zasammenstellaag dieser Eirchenordnong anbe- 
fohlen wurde, und ebenso die darauf erfolgte Approbatioo der Kir- 
chenordnung vom 9. Mai 1739 sind an die Consistorien gerichtet 
und die Verordnungen, welche die Kirchenordnung gibt, sind ledig- 
lich f&r die evangelische Kirche berechnet , ohne, dass dabei jemals 
des confesflionelleu Unterschiedes sowohl überhaupt, als auch nament- 
lich bezüglich solcher Punkte gedacht wurde, in welchen der Unter- 
schied zwischen evangelischer und katholischer Kirche am schroffsten 
hervortritt. 

Dafür sprechen besonders §. 2. Cap. 1 , in welchem die sym- 
bolischen Bücher aufgezählt sind, denn unter diesen befindet sich 
die dem Kaiser Karl V. am 25. Juni 1530 überreichte Confession; 
ferner §. 6. Gap. 1 , in welchem in Gegensatz zu den Schriften der 
alten Kirchenlehrer die heilige göttliche Schriit, als aus welcher 
einig und allein die wahre Erkenntniss Gottes, Lehr- und Lebens- 
wandel recht behalten werden können, als Begel und Richtschnur 
des Glaubens aufgestellt wird. Weiter wird in Cap. V. §§. 5 und 
35. ausdrückliche Beichtfreihdt betont. Die den Predigern ganz all- 
gemein gegebenen Vorschriften über Ertheilung des Abendmahls in 
Cap. VII. 15 und 16 lassen sich nur auf evangelische Oeistliehe be- 
ziehen, denn sie werden angewiesen (§. 15.) des Weines nicht mehr 
einzuschenken, als zu eines Tages Communion vonnöthen ist und be- 
deutet (§. 16.) darauf zu achten, dass die Communicanten nicht an 
den Kelch stossen. Auch heisst es in Cap. 26. §. 6, dass im Falle 
eines Baues bez. des Hauptbaues der Regierung und dem Consistorio 
berichtet werden solle. 

Die Frage, ob der Beklagte zum Neubcm der Kirche beitrags- 
pflichtig ist, ist daher nach den Bestimmungen des Allgemeinen 
Landrechts zu beurtheilen (§. 711 1. c). 

Zu den Obliegenheiten des Patrons gehört nach §. 568 L c. 
die Sorge für die Erhaltung der Kirche , worin §. 584. die Pflicht 
sieht, dazu in Ermangelung eines hinlänglichen Eirchenvermögens 
aus eigenen Mitteln beizutragen. 

§. 712. bestimmt nun, dass die Kosten zum Bau und zur Un- 
terhaltung der Kirchengebftude hauptsächlich aus dem Kirchenver- 
mögen genommen werden müssen, wenn jedoch dieses zur Bestreitung 
der Kosten ganz oder zum Theil nicht hinreichend ist, so muss nach 
g. 720. der Ausfall von dem Patron und den Eingepfarrten gemein- 
schaftlich getragen werden. Wie schon die Margini^en dieser ganzen 
Lehre darthun, wird in den einschlägigen §§. allgemein vom Bau 
der Kirchengebäude gesprochen. Folgt nun bereits aus der Natur 
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der Sache, dass, sobald allgemein vom Ban gesprochen wird, darunter 
aoch Neabanten zu verstehen sind , so ergibt sich dies andererseits 
ans dem umstände, dass in der ganzen vom Eirchenban handelnden 
Materie der Ansdruck »Banc bald allein (§§. 707, 729, 757), bald 
zasammen mit »Beparatarc nnd zwar verbanden theils mit dem 
Bindewort »nndc (§§. 700, 716, 718, 729, 744), theils mit der Par- 
tikel »oderc (§§. 703, 704, 708, 709), bald mit dem Ausdruck 
»ünterhaltang« (§§. 707. 729) gebraucht ist. Denn da »Reparatur« 
and »Unterhaltung« in diesem Sinne nur Unterarten des Begriffs 
»Bau« sind, so kann mau diesen »mangels jeder nftheren Begrenzung, 
aar im allgemeinen Sinne, also in der Bedeutung von Hanptbau, 
Neubau oder Erbauen überhaupt auffassen. Die Richtigkeit dieses 
Satzes wird auch dargethan durch §. 706. Hier wird im Einzelnen 
ron Anbau und Erweiterung der Kirchengeb&ude gesprochen. Liegt 
non schon in »Anbau« der Begriff eines Neubaues, so ist dieser noch 
fiel mehr gegeben durch Erweiterung, weil dem Bedfirfniss einer 
solchen bei yennehrter Seelenzahl der Parochianen h&ufig nur durch 
einen Neubau abgeholfen werden kann. Dieser Unterschied zwischen 
»Bau« und »Reparatur« und »Unterhaltung« wird jedoch nicht fest- 
gebalten, wo es sich um die Aufbringung der Kosten handelt, denn 
§. 712. spricht allgemein von den Kosten zum Baue und zur Unter- 
haltung der Kirchengebände. Daher erstreckt sich die Beitragspflicht 
des Patrons auch auf den Fall vorkommender Neubauten. Andern- 
falls h&tte diese Art der Verpflichtung yon der Verbindlichkeit des 
Patrons ansdrficklich ausgenommen werden müssen. ~ In diesem 
Sinne hat sich auch das frfihere Obertribunal ausgesprochen. 

Entschd. Bd. 43. p. 315 ff. 336; 52 p. 261 ff.; 82 p. 115 ff., 
124 ff. Stridharst, Archiv Bd. 41. p. 23. 

Der Einwand des Beklagten, dass eine Pflicht des Patrons, 
2am Neubau beizutragen , jedenfalls nur dann begründet sei , wenn 
bereits eine Kirche vorhanden sei, erledigt sich damit, dass das be- 
stehende Qebäude, wie dargelegt, als Kirchengeb&ude im Sinne des 
Allgemeinen Landrecbts anzusehen ist. Der weitere Einwand des- 
selben, dass diese Kirche im Eigenthum der Klägerin stehen müsse, 
war aber als rechtsirrthfimlich nicht zu berücksichtigen, denn im 
Allgemeinen Landrecht ist die Beitragspflicht nirgends von dem be- 
stehenden Eigenthum der Kirchengemeinde abhängig gemacht. Es 
konnte daher auch dahingestellt bleiben, inwieweit das Eigenthum 
der Klägerin am Kirchengebäude — A. L. R. — ohne weiters als 
vorhanden anzusehen ist. Es bedurfte endlich noch der Entscheidung 
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Über die Art und Weise, in welcher der Beklagte seinen Beitrag zum 
Neubau zu entrichten hat. 

In dieser Beziehung steht unter den Parteien fest, dass der 
Beklagte, so oft seit dem Jahre 1832 Beitr&ge zu den Etauten ge- 
leistet, diese immer nach Massgabe der Magdeburger Kircbenord- 
nung vom 9. Mai 1739 gewährt hat. Es konnte unerOrtert bleiben, 
inwieweit bierin die Bildung einer ununterbrochenen Gewohnheit 
wurde gefunden werden können, wenn die Regierung die Beiträge 
nach diesem Gesetze nur deshalb geleistet hätte, weil sie dasselbe 
irrthümlich auch auf katholische Kirchen für anwendbar hielt. 

Denn wenn auch die Magdeburger Eirchenordnung nur ffir die 
Kirchen der Augsburgischen Confession erlassen ist, so enthält sie 
doch vielerlei Vorschriften, welche ganz allgemeiner Natur sind und 
für alle christlichen Kirchen gelten können. Zu diesen gehört auch 
die Vorschrift über den Patronatsbeitrag, denn es wird deshalb auf 
das königliche Dezisivrescript vom 31. August 1725 verwiesen, wo- 
nach es so an allen Orten gehalten werden soll, wo, wie es wört- 
lich heisst, wir höchst selber das jus patronatus haben. Es erhellt 
nun nicht, dass die Regierung diesen Massstab deshalb befolgt hat, 
weil sie annahm, dass derselbe auch für die katholische Kirche 
gesetdich Geltung habe. Vielmehr sagt die Regierung in den Ver- 
fügungen vom 30. Juli 1859 und 25. März 1870, dass der Patronats- 
beitraf von 130 Thlr. 3 Sgr. 1 Pf. bez. 78 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf. für 
Hauptmaterial annalog den Bestimmungen der Magdeburger Kirefaen- 
ordnung vom Fiscus als Patron gewährt werde. YT'enn aber seit der 
Zeit bis jetzt die Beiträge in dieser Weise geleistet und angenom- 
men worden sind, so hat sich damit eine nach §. 710 1. c. oiass- 
gebende ununterbrochene Gewohnheit gebildet. Denn nach der Aus- 
führung des Obertribunals im Erkenntniss vom 19. Juni 1848 (Entsch. 
Bd. 17. p. 368) genügt schon eine nur 10 Jahre andauernde an- 
unterbrochene Gewohnheit. Der erste Beitrag nach Massgabe der 
in Bede stehenden Kirchenordnung ist aber zufolge des unbestrit- 
ten gebliebenen Vertrags der Klägerin jedenfalls im Jahre 1851, der 
letzte im Jahre 1881 geleistet worden. Der Beklagte war demnach 
unter Verwerfung seiner Bernfung, welche völlige Abweisung der 
Klägerin verlangt, auf die Anschlussberufung der Klägerin nach dem 
Eventualanträge zur unentgeltlichen Lieferung der Hauptmaterialien 
gemäss der Vorschrift der Magdeburger Kirchenordnung za vernr- 
theilen. Die gesammten Kosten des Rechtsstreits fallen dem Be- 
klagten nach §§. 87, 92 C. P. 0. zur Last. Insbesondere konnte 
hierbei unberücksichtigt bleiben, dass die Leistung, zu welcher der 
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Beklagte nach der gegenwärtigen Entseheidnng yerurtheilt wird, 
gegenüber derjenigen, welche Gegenstand des erstinstanzlichen Ur- 
theils war, möglicherweise die geringere ist, and insofern die Klä- 
gerin nicht mit ihrem gesamnden Ansprüche darchgedrnngen sein 
wurde. Denn wie die Klägerin behauptet, der Beklagte nicht be- 
stritten hat, besteht ein wesentlicher Unterschied hinsichtlich der 
Höhe zwischen den fraglichen beiden Leistungen nicht. 

Nach eingelegter Revision seitens des Fiscus an das Reichsge- 
richt ^ging 

r. Das UrOiea des Reichsgerichts vom 19. Märe 1888. 

Dnrch dieses Drtheil des Reichsgerichts wurde das vorstehende 
drtheil des Oberlandesgerichts zu Naumbnrg bestätigt und der Fiscus 
mit seiner Revision abgewiesen und zwar aus folgenden Gründen : 

1. Das Berufungsgericht prüft in Qemässheit des früheren 
Revisionsurtheils zunächst die Frage, ob an der klägerischen Kirche 
überhaupt ein Patronat für den Beklagten entstanden ist. 

Es verneint diese Frage zu Gunsten des Beklagten für den 
Zeitraum von 1755 — 1808, und zwar im Hinblick daranf, dass da- 
mals zu Halle a. d. S. noch keine Pfarrkirche, sondern nur eine Mis- 
sionstelle bestanden habe. 

Dagegen nimmt es zu Gunsten der Klage an, dass in der Zeit 
nach 1808 das fragliche Patronat auf Grund der landrechtlichen 
Dotation und Ersitzung für den Beklagten erworben sei. 

Zu Unrecht greift die Revision diese Annahme als rechtsverletzend 
an. D«: Titel der Ersitzung kann fiberhanpt dahingestellt bleiben. 
Denn schon der Dotationstitel erscheint wohl begründet. Dnd da- 
durch wird die Vorentscheidung getragen. Die Revision beanstandet 
in erster Linie die Rechtswirkung, welche der Vorderrichter dem 
königlichen Erlass vom 19. April 1790 beimisst. Der Richter zieht 
nämlich ans der schliesslichen Ankündigung des Erlasses für die 
Kirchenvorsteher, die Gemeinde müsse fortan für Reparaturen an ihrer 
Kirche, nachdem diese nunmehr ausser Verbindung mit der könig- 
lichen Residenz gesetzt, selbst sorgen, die Folgerung, dass der Staat 
dadurch die im Jahre 1755 nur bittweise zu Gunsten des Anhalti- 
scben Regiments erfolgte Ueberlassnng des Bildersaals der Residenz 
in ein rechtliches Besitzverhältniss zu Gunsten der Klägerin in dem 
Sinne verwandelt habe, dass die katholische Gemeinde nunmehr an 
dem isolirten Betsaal eine eigene Kirche haben und deshalb auch zu 
deren Instandhaltung verpflichtet sein solle ; und hieran knüpft das 
Geridit den weiteren Schlnss, dass mit dieser Sachlage die rechtliche 



160 Heiner f Beitragspflicht eines Patrons zum Neubau einer Kirche. 

Möglichkeit zur Bildung eiues Fatronatsverhältnisses hergestellt wor- 
den sei. Diese Folgerang sucht nun die Revision in zweifacher 
Richtung zu bekämpfen. Tn subjectiver Beziehung, meint sie, habe 
der Erlass vom 19. April 1790 die fragliche Wandlung nicht be- 
wirken können, weil es damals noch gar keine Pfarrgemeinde ge- 
geben habe. Dem gegenüber ist aber darauf hinzuweisen , dass der 
Erlass selbst, indem er sich an die Kirchenvorsteher wendet, behufs 
einer Ankündigung fBr die Gemeinde^ das Vorhandensein einer recht- 
lich geordneten kirchlichen Genossenschaft anerkannt ; und dies mnss 
für die subjective Möglichkeit eines Rechtserwerbs auf Seiten der 
Klägerin genügen. In objectiver Hinsicht vermisst die Revision eine 
nähere Darlegung, welche Art von rechtlichem Besitzverhältniss 
durch den Erlass geschaffen sei. Allein das Berufungsurtheil beruht, 
was der Revisionskläger übersieht, augenscheinlich auf der Annahme, 
dass durch den Erlass der zur Kirche gewordene Betsaal der katho- 
lischen Gemeinde zum dauernden Gebrauche überlassen, die Gemeinde 
daran den gemeinrechtlichen juristischen Besitz erlangt habe. 

In zweiter Linie macht die Revision geltend, dass es auch 
sonst an den Voraussetzungen des Patronatserwerbes im Sinne der 
§§. 569, 570, 573 Theil IT. Titel 11. des Allgemeinen Landrechts 
fehle. — Dies gilt zunächst von dem Brforderniss der Existenz einer 
Kirche (§§. 18, 23, 237, 318 a. a. 0.). Indess das Oberlandesge- 
rtcht stellt bedenkenfrei fest, dass der Betsaal mittels umbauten in 
dem Zeiträume bis 1781 von der königlichen Residenz abgesondert 
und zu einem selbstständigen Gebäude gemacht und letzteres min- 
destens seit 1808 zum gottesdienstlichen Gebrauch der klagenden 
Gemeinde gewidmet worden ist Angesichts dessen legt der Richter 
dem umstände, dass einige Nebenräume in Anbauten am kirchlichen 
Hauptraume sich noch im Gebrauch von Behörden befinden, zutref- 
fend keine rechtliche Bedeutung bei, wie er auch berechtigt war, 
die unter den Parteien streitige Frage, ob die Kirche als im Eigen- 
thum der Klägerin stehend zu erachten, dahingestellt zu lassen 
(vgl Entscheidungen des Reichsgerichts Bd. 7. S. 137; Hinschms, 
Preussisches Kirchenrecfat , Seite 171; Rtchter-Dove ^ Kirchenrecht, 
Seite 1300 ; FHedberg, Kirchenrecht, S. 407). — Sodann kommt das 
Erfordemiss der Fundirung beziehungsweise Dotirung der Kirche 
(§§. 569, 570 a. a. 0.) in Betracht. In dieser Hinsicht trifft aber 
das Berufungsgericht ohne erkennbaren processualen Verstoss die 
thatsächliche Feststellung, dass in den Jahren 1808—1812 die west- 
phälische Regierung die Mittel zur Reparatur der Kirche und zum 
Wiederaufbau der abgebrannten Pfarre hergegeben, auch den beiden 
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Geistlichen zuerst ein festes Jahresgehalt ausgesetzt, in der Folge- 
zeit aber die prenssische Staatsregierang dies Gehalt stets fortbezahlt 
and die Dotirung in dem Ministerialschreiben vom 29. Jali 1831 
anerkannt habe. Und diese Sachlage reicht mindestens zu der An- 
nahme ans, dass im Sinne des §. 569 1. c. eine hinlängliche Dotirang 
des Beneficiums von Seiten des Staates erfolgt ist Dass dieser Do- 
tirung auch die Absicht des Patronatserwerbes fOr den Staat zu 
Grunde gelegen hat, daffir durfte das Berufungsgericht schon in dem 
Ministerialschreiben vom 29. Juli 1831, in welchem die Staatsre- 
gierung ausdrflcklich Anspruch auf das Patronat erhebt, einen ge- 
Dügenden Anhalt erblicken. — Endlich bleibt noch zu prfifen, ob 
das Erforderniss der staatlichen Verleihung (§. 573 a. a. 0.) er- 
fällt ist. 

Das Oberlandesgericht bejaht dies unter der Erwägung, dass 
ein derartiger Akt im Gesetz nirgends ausdrücklich dem Staatsober- 
haupt vorbehalten sei, dagegen eine erfolgreiche Geltendmachung des 
Patronats seitens der zuständigen Staatsbehörde, und zwar in Gestalt 
der in den Jahren 1831 und 1832 zwischen dem Staatsminister 
von Elewitz als Beauftragten des Ministers der geistlichen Ange- 
legenheiten von Altenstein einerseits und dem Bischof Elemens von 
Paderborn anderseits getroffenen Abmachungen, stattgefunden habe, 
nnd hierin zugleich die eigene Verleihung von Staatswegen liege. 
Diese Erwägung lässt sich nicht missbilligen. Das Allgemeine Land- 
recht stellt im §. 113. Theil II. Titel IL den Grundsatz auf, dass 
die Rechte des Staates den Eirchengesellschaften gegenüber durch 
den Minister der geistlichen Angelegenheiten wahrzunehmen sind, 
so weit sie nicht dem Staatsoberhaupt ausdrücklich vorbehalten wor- 
den. Ein solcher Vorbehalt ist im Gesetzbuch selbst nur fär die hier 
nicht vorliegenden Fälle der §§. 308 und 311 a. a. 0. gemacht und 
auch aus der späteren Gesetzgebung bis zum Jahre 1832 hin nicht 
ZQ entnehmen. Namentlich sind in der Verordnung vom 27. October 
1810, betreffend die veränderte Verfassung der obersten Staatsbe- 
hörden, unter C, im Anschluss an den §. 113. Theil II. Titel 11. 
des Allgemeinen Landrechts dem Cultusminister alle Hechte der 
obersten Aufsicht und Fürsorge des Staats in Bezug auf Beligions- 
übnng delegirt und dem Könige nur die ausdrückliche Genehmigung 
fnr jede Annahme und Veränderung von Stiftungen für religiöse Zwecke 
vorbehalten (vgl. Allgemeines Landrecht, Theil IL Titel 14. §§. 197 
bis 216, 949 und jetzt Gesetz vom 23. Februar 1870, §§. 1, 2). Ist 
danach anzunehmen, dass die Verleihung des Patronats im Sinne des 
§. 573. Theil IL Titel 11. des Allgemeinen Landrechts zur Zuständig- 
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keit des Cnltasministers gehörte, so ist weiter aoch nicht abzasehen, 
inwiefern es noch eines besonderen Yerleihnngsakts h&tte bedfirfen 
sollen, nachdem in den mit dem Bischof von Paderborn als Kirchen- 
oberen der Klägerin in den Jahren 1831 and 1832 gepflofi[enen Ver- 
handlangen der damalige Caltasaiinister (vertreten durch den von 
ihm beauftragten Staatsminister von Klewitz) das Patronat des Fiscus 
über di)6 kl&gerische Kirche auf Grund der Dotirung selbst io An- 
spruch genommen und zur Aaerkeumng gebracht hatte (vgl. Urtheil 
des Reichsgerichts vom 24. April 1882 in der Zeitschrift. für katho- 
lisches Kirchenrecht, Bd. 50. S. 108). Dabei konnte das von der 
Revision noch in den Vordergrund gestellte Erfordemiss der Ein- 
richtnag einer katholischen Parochie Halle (vergl. §. 238. Theil 11. 
'^^);v Titel 11. des Allgemeinen Landrechts) schon deshalb nicht mehr in 
^ Frag» kommen, weil eine solche Parochie bereits in der Bulle »De 
sdute animarum« (vgl. den Abschnitt über den Sprengel der bischöf- 
lichen Kirche von Paderborn), beziehungsweise in der dieselbe sanctio- 
nirenden Allerhöchsten Gabinetsordre vom 23. August 1821 ausdrück- 
lich als bestehend anerkannt war. 

2. Erscheint nach vorstehender Darlegung die Annahme des 
Vorderricfaters, dass für den Beklagten ein Patronat an der klägeri- 
scben Kirche erworben worden, unanfechtbar, so bleibt noch die 
Frage übrig, ob für denselben aus dem Patronatsverhältniss die ihm 
^^ von der Klägerin angesonnene Beitragspflicht zu einem Kirchen- 

p\' neubau sich ergibt. Das Berufungsgericht gelangte zur Bejahung 

I dieser Frage anf Qrund der Vorschriften der §§. 568, 584, 710 ff., 

^, Theil IL Titel 11. des Allgemeinen Landrechts und unter der An- 

^' nähme, dass die Beitragspflicht beim Fehlen eines der im §. 710 L c. 

bezeichneten Specialtitel nach dem Gesetz (§§, 711 a. a. 0.) sich re- 
gele, danach aber auch auf einen — wie hier unbestritten — noth- 
wendigen Nenbau der Kirche sich erstrecke. — Die Revision macht 
in dieser Beziehung wesentlich nur geltend, dass nach Lage der Sache 
das Patronat höchstens zu einem auf Reparaturen der bestehenden 
Kirche beschränkten Umfange der Beitragspflichtigkeit erworben sei. 
Diese Ansicht erscheint indess nicht zutreffend. Die Vorentscheidung 
wird von dem im Sinne des Allgemeinen Landrechts richtigen Grund- 
sätze getragen, dass der Patronatserwerb, welcher in Gemässheit der 
Bestimmungen der §§, 569 ff. a. a. 0. sich vollzieht, auch zu vollen 
gesetzlichen Rechten und Pflichten erfolgt. — Im üebrigen gibt das 
Berufungsurtheil auch bei diesem Punkte zu erheblichen reclitlichen 
Bedenken keinen Anlass. 

Demzufolge musste die Revision als unbegründet zurückgeirie- 
sen werden. 
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VII. 

Die religiöse Erziehung der Kinder aus gemiscliten Ehen nach 
bayerischem Recht 

Von Prof. Dr. IHdor Silbenuigl in Mftnohen. 

Uoter dem in der Ueberschrift dieaes Artikels angegebenen Titel 
enchien eine Schrift von Dr. Carl Sarhrius (Nördlingen. Beck. 1887. 
92 S. 8). Mit Recht bezeichnet der Verfasser in seinem Vorworte 
die religiöse Erziehung der Kinder ans gemischter Ehe als eines der 
vieinmstrittensten Probleme des bayerischen Staatskirchenrechtes. Er 
will nun durch sein Schriftchen eine leichtere Orientinmg in dieser 
Materie und eine anregende Kritik der Verfassungsbestimmungen geben. 
Za diesem Zwecke handelt er zuerst von den verfassungsrechtlichen 
Grundlagen, geht dann auf die administrative Praxis von 1818— -1879 
ein, zeigt hierauf die Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofea 
and schliesst mit seiner Kritik und derem Resultate. 

Die Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes weichen aller- 
dings in manchen und sehr wesentlichen Punkten von der frflheren 
administrativen Praxis ab. Schon in der Bestimmung des Begriffes 
der gemischten Ehe haben wir eine Abweichung, insofern die ge- 
mischte Ehe nach der administrativen Praxis sich als eine Ehe zwi- 
schen zwei Personen von verschiedenen Öffentlichen Kirchengesell- 
schaften darstellt, während der Yerwaltnngsgerichtshof dieselbe als 
eine Ehe zwischen zwei verschiedenen Religionsgesellschaften ange- 
hörigen Personen auffasst. Sartorius will nun (S. 83 Anm. 54) aus 
der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 28. Mai 1880 
den Schlnss ziehen, dass hier die Möglichkeit eines Austrittes aus 
der Kirche ohne Eintritt in eine andere statuirt sei ; allein abgesehen 
davon , dass diese Entscheidung sich nur auf die Rechtswirksamkeit 
des Uebertrittes zu einer andern Religionsgesellschaft bezieht, kennt 
die Verfassung einen Austritt aus der Kirche ohne üebertritt in eine 
andere nicht, und es werden daher in Bayern die Dissidenten, so- 
lange sie nicht eine anerkannte Beligionsgesellschaft bilden, nach 
dem geltenden öffentlichen Rechte immer als Angehörige ihrer bis- 
herigen Confession behandelt. Folglich können die Eltern nicht, wie 
er (S. 69) meint, durch Austritt aus der Kirche die Confessions- 
losigkeit ihrer Kinder durch einen Vertrag anordnen« 
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Viele Schmerigkeiten machte die Interpretation der Worte 
»oder sonstige Verträge« in §. 14. der II. Verfassangsbeilage. Eine 
eigenthümliche Auffassung hat hier der Verwaltungsgerichtshof, in- 
dem er den Zusatz »sonstige Verträge« nicht im Gegensatz zu Ehe- 
verträgen nimmt, wie sich das aus dem Wortlaute wohl ergibt, son- 
dern im Sinn eines von den Ehepakten verschiedenen Ehevertrages, 
und daher in seinen Entscheidungen den Grundsatz festhält, dass 
vertragsmäsBige Bestimmungen über die religiöse Erziehung von 
Kiti'lern aus gemischten Ehen nur in der nach den bürgerlichen Ge- 
setzen Mr den Abschluss von Eheverträgen vorgeschriebenen Form 
giliig getroffen werden können. Er stützt seine Entscheidung auf 
die Entstehungsgeschichte des §. 12, insbesondere auf das Läutera- 
tionsedict vom 11. Mai 1815, nach welchem Verträge und üeberein- 
küufte über die Eeligionsbestimmung der Kinder auf die nämliche 
Art wie die Eheverträge abgeschlossen werden müssen. Sartorius 
muss selber (S. 81) diese Argumentation für unzulässig erklären, 
versucht aber durch eine andere Interpretation zu demselben Resul- 
tate zu gelangen. Nach ihm ist der Begriff »Ehepakten« im §. 14. 
nicht identisch mit dem Begriff des im §. 12. genannten Ehevertrags. 
Der Vertrag über die Confession der Kinder ist zwar ein Ehevertrag, 
nicht aber Ehepakten, denn darunter versteht man die von Eheleuten 
nach Eingehung der Ehe abgemachten Vereinbarungen über die aus 
jener zwischen ihnen entstehenden eigenthümlichen, namentlich ver- 
mögensrechtlichen Beziehungen. Der »sonstige Vertrag« bildet da- 
her wohl einen Gegensatz zu den Ehepakten, nicht aber zum Ehe- 
vertrag. Allein, was der Verfasser als Ehepakten bezeichnet, nennt 
man eben im gewöhnlichen Leben Ehevertrag, wenn man darunter 
nicht, wie auch schon einmal von einem Münchener Juristen ge- 
schehen ist, den ehelichen Consens verstehen will, und er selber muss 
zugeben (S. 80 Anm. 125), dass, wenn es im Entwürfe des Codex 
Maximilianeus Bavar. civilis heisst: »was aber die Religiousverhält- 
nisse der Kinder aus gemischter Ehe angeht, so richten sich diese 
1) nach der im Ehevertrag unter ihnen getroffenen üebereinkunft,« 
unter »Ehevertrag« die Ehepakten im Sinne des §. 14. der IL Ver- 
fassungsbeilage gemeint sind. Ehevertrag und Ehepakten sind also 
identisch, was sich auch aus den Worten des §. 14: »oder ist in 
jenen über die religiöse Erziehung der Kinder nichts verordnet wor- 
den« deutlich ergibt ; denn dieser Satz wäre sinnlos, wenn Ehepakten 
sich auf die religiöse Erziehung der Kinder nicht beziehen dürften. 
Der Ausdruck »sonstige Verträge« steht mithin im Gegensatze znm 
EhevertrsLge, und die Interpretation des Verwaltungsgerichtsbofes ist 
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ZU verwerfen. Es steht aber die Entscheidung des Yerwaltungsge- 
richtshofes aach mit dem Princip der unbedingten Gewissensfreiheit 
in Widerspruch, da nach seiner Interpretation die Bestimmungsfrei- 
heit der Eltern über die religiöse Erziehung ihrer Kinder entgegen 
der bisherigen Praxis nicht mehr eine zeitlich unbeschränkte wäre, 
sondern hier lediglich durch den Umfang, in welchem das geltende 
Civilgesetz die Errichtung von Eheverträgen zulässt, bestimmt wGrde. 
So können z. B. nach dem französischen Givilrecht, nach Eemptener- 
und Schwarzenberger-Becht Eheverträge nur vor Eingehung der Ehe 
errichtet werden; es wäre somit hier ein Vertrag über die religiöse 
Erziehung der Kinder nach geschlossener Ehe nicht mehr möglich, 
eine Beschränkung der religiösen Erziehungsgewalt der Eltern, die 
dem ganzen Geiste der Verfassung entgegen ist. 

Die principiell wichtigste Abweichung des Verwaltungsgerichts- 
hofes von der früheren administrativen Frans ist aber die Ver- 
werfung jeder analogen Ausdehnung des im §. 18. der Communion 
wie der Gonfirmation zugeschriebenen Bechtswirkung , und die ün- 
giltigkeitserklärung der Aufnahme in eine andere als die nach §. 12. 
oder §. 14. zuständige Kirche nicht blos für das politische, sondern 
auch für das kirchliche Gebiet. Wir haben uns über diese Ent- 
scheidungen des Verwaltungsgerichtshofes in unserer Abhandlung über 
die religiöse Eindererziehung und den Gonfessionswechsel in Bayern 
(Archiv für kathol. K-E. Bd. LVII S. 268 flf.) ausfahrlich ausge- 
sprochen und wollen uns daher nur mit der Kritik des Verfassers in 
diesem Punkte beschäftigen. Sartorius geht (S. 55) sogar noch weiter 
als der Verwaltungsgerichtshof, indem er die üngiltigkeit einer gegen 
§. 6. der II. Verfassungsbeilage erfolgten Aufnahme in die katho- 
lische oder protestantische Confession auch in kirchlicher Beziehung 
nicht blos f&r die Dauer der öffentlichen Schulpflicht, sondern für 
den ganzen Zeitranm der Minderjährigkeit behauptet. Zu dieser 
Anschauung kömmt er dadurch, dass er im genannten §. 6. eine 
principielle Ausnahme vom Grundsatze der unbedingten Gewissens- 
freiheit sieht. Allein die zweite Verfassungsbeilage scheidet aus- 
drücklich Gewissensfreiheit und Wahl des Glaubensbekenntnisses von 
einander und erklärt die erstere für eine unbedingte und unbeschränkte, 
indem nach §. 2. Niemand in Gegenständen des Glaubens und Ge- 
wissens einem Zwange unterworfen werden darf, während WM des 
Olaabensbekenntnisses und religiöse Erziehungsgewalt gesetzlich be- 
schränkt sind, unbegreiflich ist es aber, wie Sartorius (S. 54 Anm. 88) 
sagen kann, dass es sich gar nicht um eine innerliche kirchliche An- 
gelegenheit handelt, wenn der Verwaltungsgerichtshof im Falle der 
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l^chtsangiltigkeit des Uebertrittes eines Minderj&brigen dessen reli- 
giöse Erziehung auch weiterhin ohne Beräcksichtigung des erfolgten 
uebertrittes im Glauben derjenigen Kirche, welcher er bisher ange- 
hörte, anordnet und denselben insbesondere dem öffentlichen Beli- 
gionsunterribht jener zuweist. Allerdings entscheidet hier der Ver- 
waltnngsgerichtshof nicht über die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der 
kirchlichen Aufnahme selber, aber gehört denn nicht der Religions- 
unterricht nach §. 38. der IL Verfassnngsbeilage zu den inneren 
Eirchenangelegenheiten ? Die frühere in der Praxis beliebte Fiximng 
des politischen Gebiets gegenfiber dem kirchlichen Gebiete war da- 
her nicht, wie er meint, eine vollkommen willkürliche und unbe- 
gründete, sondern eine zur Vermeidung eines Eingriffes in's kirch- 
liche Gebiet und zur Verhütung jeglichen Gewissenszwanges noth- 
wendig gebotene. 

Auch den Adoptiveltern will Sartorius dasselbe Becht der Be- 
ligionsbestimmung, welches den naturlichen Eltern zusteht, einräu- 
men, wenn nur durch die Adoption zwischen den Adoptirenden and 
den Adoptirten ein dem durch natürliche Abstammung begründeten 
analoges Bechtsverhältuiss hergestellt wird. Er begründet dieses da- 
mit, dass §. 12. der n. Verfassnngsbeilage nur die Eltern benennt, 
ohne diesen Begriff näher zu präcisiren, folglich unter den Eltern 
diejenigen im Bechtssinne zu verstehen seien. Dabei übersieht er 
nur, dass der Ausdruck »Eltern« im §. 12. nicht absolut, sondern 
in Verbindung mit dem von den natürlichen Eltern geschlossenen 
Ehevertrage vorkömmt, auch die folgenden Paragraphe nur immer 
die natürlichen Eltern im Auge haben und andere Personen, wie 
z. B. Pflege-Eltern, denen doch auch eine gewisse Erziehungsgewalt 
zukömmt, ausdrücklich von diesem Bechte der Beligionsbestimmang 
ausgeschlossen werden ; mithin kann dieses Becht auf Adoptiveltern 
nicht übertragen werden. Dagegen stimmen wir ihm bei, wenn er 
f&r die Bechtswirksamkeit der Anerkennung der Vaterschaft bei einem 
unehelichen Kinde nur das geltende Civilrecht für massgebend er- 
klärt und daher die vom Verwaltungsgerichtshofe gestellte Forderung 
einer gerichtlich oder civilstandsamtlich beurkundeten Patemitätser- 
klärung verwirft, insofern eine solche nach der einschlägigen Parti- 
culargesetzgebung nicht uothwendig ist. 

Das ganze Schriftchen zeigt uns, dass die frühere administra- 
tive Praxis nicht eine so ungerechtfertigte gewesen, wie man sie hin- 
zustellen beliebt > und dass sie namentlich dem Princip der unbe- 
dingten Gewissensfreiheit mehr entsprochen hat, als dieses jetzt bei 
den Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes der Fall ist, wie 
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deDQ aach der Verfasser durch dasselbe seinen Zweck einer aoregen- 
deo Kritik der betrefleudea Verfassaagsbestimmnngen gewiss erreichen 
dürfte. Er schliesst nun sein Schriftchen mit den Worten : »Es 
mass das oberste Streben des Gesetzgebers sein, dnrch seine Normen 
eine Bechtsgrai^dlaga aufzurichten, auf der kein Boden ist ffir die 
Verwirklichung anmassender kirchlicher Tendenzen. Dann und nur 
dann wird dieses Gesetz seine letzten und höchsten Zwecke erfüllen : 
die Integrität des religiösen Erziehungsrechtes zu wahren und allen 
schädlichen BQck Wirkungen der in der Verschiedenheit der Glaubetis- 
dogmen begründeten Conflicte auf das Staats- und Familienleben 
vorzubeugen.« Von anmassenden kirchlichen Tendenzen haben wir 
bei den vielen Streitigkeiten über die religiöse Erziehung der Ejnder 
aus gemischten Ehen nie etwas bemerkt, denn man kann es doch 
keine Anmassung nennen, wenn die kirchlichen Behörden ihr Becht 
zur Gtoltung zu bringen suchen. Noch weniger kann man der früheren 
administrativen Praxis den Vorwurf machen , dass sie lediglich den 
unberechtigten Anmassungen der Kirche willfahrt habe, wie es der 
Verfasser thut (S. 54 Anm. 88), da auch sie bei ihren Entscheidungen 
den von ihm angedeuteten letzten und höchsten Zweck des Gesetzes 
»Wahrung der Integrität des religiösen Erziehungsrechtes ohne Wi- 
dersprach mit dem Princip der unbedingten Gewissensfreiheit« im 
Auge gehabt hat. Sollten aber diese Worte nur auf die katholische 
Kirche gemünzt sein, worauf manche Andeutungen im Schriftchen 
schliessen lassen, dann können wir hierin nur eine Unkenntniss der 
kirchlichen Bechtsprincipien oder eine gewisse protestantische Vor- 
eingenommenheit erblicken. 
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Vlll. 
Entscheidungen in Congrua-Angelegenheiten für Oesterreich. 

X Entscheidung des österr. Reichsgerichts vom 17. Aprü 1888. 

I^SelbstsUndiger Seelsorger« nach dem Gesetze vom 19. April 1885, Beiche- 

Gesetzblatt Nr. 47.) 

Mit dem Inslebentreten des Gesetzes vam 19. April 1885, 
R.-G.-BL Nr. 47, und in Vollzug der §§. 6 und 9. dieses Gesetzes 
wurde dem Deficientenpriester Don Michele Novak in Lesina sein 
Huhegeliält, den er seit dem Jahre 1877 im Betrage von j&hrlieben 
200 ü. gonoss, auf 250 fl. ergänzt. Don Michele No?ak, der mit 
dem Decrete des hochw. bischöflichen Ordinariates in Lesina vom 
30. April 1866 zum Seelsorger von Grabje auf der Insel Lesina ein- 
gesetzt worden und auf Grund dieser canonischen Einsetzung seitens 
seines ßiöcesanbischofes in der genannten kirchlichen Gemeinde mehr 
als ztjlin Jahre und zwar bis zum Jahre 1877 die Seelsorge vollkom- 
men äelbstständig und unabhängig ausgefibt und hiebei alle kirch- 
lichen und staatlichen Amtsbefugnisse und Amtsobliegenheiten eines 
paroehus proprius aus eigener Jurisdiction und unter eigener Ver- 
antwortiiDg ausgeübt hatte, also selbstständiger Seelsorger geweaen 
war, sah sich durch die seitens der k. k. Statthalterei in Zara vor- 
genomraone Bemessung seines Buhegehaltes beschwert und recurrirte 
dagegen an das k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht, indem 
er nach Schema IL des Gesetzes vom 19. April 1885, B.-G.-BL 
Nr. 47, den Buhegehalt eines selbstständigen Seelsorgers und zwar 
350 fl. beanspruchte. 

Da^i k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht gab dem Re- 
curse keine Folge, vielmehr bestätigte es mit dem Erlasse vom 20. 
Mai 1886 die von der k. k. Statthalterei in Zara vorgenommene Be- 
messung des Buhegehaltes, und zwar aus dem Grunde, weil Grabje 
angeblich gemäss der Verordnung betreffs der Pfarrenregulirung in 
Dalmatien vom Jahre 1849 nicht als eine unabhängige Seelsorge- 
station, sondern vielmehr als eine exponirte und von der Pfarre in 
Brusje abhängige Capellanei in Betracht komme ; denn gemäss §. 20. 
des Gesetzes vom 27. Mai 1874, R.-G.-B1. Nr. 50, sei zur Er- 
richtung neuer Pfarren die staatliche Genehmigung erforderlich, diese 
aber znr Errichtung einer unabhängigen Seelsorgestation in Grabje 
nie ertbeilt worden, und in Folge dessen die Seelsorgestation Grabje, 
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wenn ihr aach die kirchliche Unabhängigkeit zukomme, staatlich als 
abhängig zu behandeln. 

Diese Entscheidung des k. k. Ministeriums für Cultus und 
Unterricht erwachs in Rechtskraft und erst später brachte Don 
Miehele Norak durch Dr. A\oi9 Müaniek^ Hof- und Gerichtsadyoeateti 
in Wien, seine Klage wider dieses k. k. Ministerium beim k. k. Reichs- 
gerichte ein. In dieser Klage begehrte der Kläger gemäss den §§. 6 
and 9. des Gesetzes vom 19. April 1885, R -O.-Bl. Nr. 47, und nach 
Schema II. dieses Gesetzes die Zuerkennung des Ruhegehaltes eines 
selbstständigen Seelsorgers, vom 1. Januar 1886 angefangen, und den 
Ersatz der Raten, welche der jährlichen Mebrzahlung über den seil 
1. Januar 1886 nur mit 250 fl. jährlich geleisteten Ruhegehalt ent- 
sprechen, sammt den entfallenden Zinsen und begründete seine Klage 
in nachstehender Weise: 

Seinem Ansprüche auf Erhöhung des Ruhegehaltes auf 350 fl., 
vom 1. Januar 1886 angefangen, liege der §. 1. des Gesetzes vom 
19. April 1885, R.-G.-B1. Nr. 47 zu Grunde, welcher in Alinea 2. 
den Begriff »selbstständiger Seelsorger« im Sinne dieses Gesetzes de- 
finirt. Nach dieser gesetzlichen Bestimmung sei der Kläger als selbst- 
ständiger Seelsorger zu betrachten und zu behandeln, selbst in dem 
Falle als der Seelsorgestatiou Grabje eine staatlich anerkannte Un- 
abhängigkeit nicht zukommen sollte, wie dies in dem Ministerial- 
erlasae behauptet wurde, was aber mit der thatsächlichen Lage nicht 
übereinstimme. Bei der Beurtheilung und Entscheidung des klägeri- 
schen BuhegehaUsauspruches habe nur das Gesetz vom 19. April 1885, 
K.-Q.-BL Nr. 47, die Richtschnur zu bilden, und die ministerielle 
Berufung auf die Pfarrenregulirungs- Verordnung far Dalmatien vom 
Jahre 1849, sowie auf das Gesetz vom 7. Mai 1874, R.-G.-B1. Nr. 50, 
sei zumindest unzutreffend. Sowohl die bezeichnete Verordnung, als 
auch das bezogene Gesetz regeln die äusseren Verhältnisse der katho- 
lischen Kirche, während das Gesetz vom 19. April 1885 nur die in- 
neren Beziehungen der katholischen Seelsorgegeistlichkeit im Auge 
habe. Es stelle als ausschliessliches Kriterium für die Beurtheilung 
der Seelsorger die eanonische Einsetzung^ oder^ noch weiter gehend, 
nur die Berechügwig eines OeisUichen von Seite des Diöcesanbischofs 
mr selbstständigen Ausübung der Seelsorge auf und nehme nicht die 
geringste Rücksicht auf die Beschaffenheit der kirchlichen Gemeinde, 
wo die Seelsorge ausgedbt wird, ja es räume im zweiten Theile des 
Alinea 2. des §. 1. durch die Ausdehnung »oder sonstc selbst solchen 
(leistlichen die Selbstständigkeit ein, bei denen die Ansäbuug der 
Seelsorge an keine bestimmte kirchliche Gemeinde gebunden ist 
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Wenn noch welche Zweifel über die Absicht des Gesetzgebers 
obwalten sollten, was aber angesichts des präcisen Wortlautes des 
Gesetzes ausgeschlossen sei, so massten dieselben durch die mit 
fiücksicht hierauf von Sr. Excellenz .dem Herrn Minister für Cultos 
und Unterricht gelegentlich der Berathung des diesbe^^uglichen Ge- 
setzentwurfes abgegebene Erklärung beseitigt Wf^rden. In der 104. 
(Abend-) Sitzung der neunten Session des Herrenhauses vom 24. März 
1885 habe bei der zweiten Lesung des Entwurfes des Gresetzes vom 
19. April 1885, R.-G.-Bl. Nr. 47, und in der hiebei stattgefundeneD 
Specialdebatte das Mitglied des Herrenhauses Ffirsterzbisehof Eder 
einen Amendementsantrag dahingehend eingebracht, dass in dem §. 1. 
Alinea 2. des Gesetzes nach dem Worte: »Pfarrvicare« die Worte: 
»die ezponirten Capläne mit eigenem Haushaltet eingeschaltet wer- 
den, und seinen Antrag damit begründet, dass ja den Localcaplänen 
die exponirten Capläne mit eigenem Hausbalte gleichzuhalten seien. 

Dieser Amendementsantrag sei hinreichend unterstutzt worden, 
und nachdem das Herrenhausmitglied Graf Belcredi noch ausdrück- 
lich hervorgehoben, dass es sich bei »selbstständigen Seelsorgernc 
ausschliesslich um selbstständige Jurisdiction handle, habe sich der 
damalige Minister für Cultus und Unterricht Frhr. Conrad v. Eybes- 
feld erhoben, um nachstehende, hier wörtlich wiedergegebene Er- 
klärung abzugeben: »Ich glaube, dass die beantragte Aufährnng 
wegzulassen wäre, denn die eiponirten Capläne mit eigeneoi Haus- 
halte sind entweder selbstständige Seelsorger, und dann sind sie unter 
dem allgemeinen Ausdrucke »selbstständige Seelsorger« mitverstanden, 
oder sie sind unter dem »u. s. w.« inbegriffen. Nach dieser jeden 
Zweifel über den eigentlichen Sinn und die Absicht des Gesetzes 
ausschliessenden Erklärung des Cultusministers habe der Fursterz- 
bischof Eder sein Amendement für überflüssig erachtet und seinen 
Antrag zurückgezogen. 

Die Berufung des k. k. Ministeriums auf das Gesetz vom Jahre 
1874 sei auch in formeller Beziehung unzulässig, denn selbst wenn 
der Kläger nach diesem Gesetze als Hilfspriester zu behandeln wäre, 
stehe ihm die Eigenschaft eines selbstständigen Seelsorgers zu, da 
ihm diese Eigenschaft, falls er sie früher nicht gehabt hätte, durch 
das Gesetz vom 19. April 1885, B.-G.-B1. Nr. 47, welches späteren 
Ursprunges sei, als das vom k. k. Ministerium bezogene, verlieben 
worden wäre. Ausserdem sei die Anwendung des Gesetzes vom Jahre 
1874 aus dem weiteren formellen Grunde unstattht^, da dieses Ge- 
setz eine rückwirkende Kraft weder hatte, noch haben konnte. Der 
Kläger habe seit dem Jahre 1866 in der thatsächlich kirchlich und 
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staatlich anabhängigen Seelsorgestation Grabje die Seelsorge selbst- 
standig aasgeübt. Das Gesetz vom Jahre 1874 habe also weder der 
Seelsorgestation Grabje die schon früher bestandene kirchliche and 
staatliche Unabhängigkeit, noch dem Kläger die ihm schon vordem 
zugestandene kirchlich und aach staatlich anerkannte Selbstständig- 
keit benehmen kOnnen. Anderseits habe keine Veranlassung vorge- 
legen, die staatliche Anerkennang der Unabhängigkeit der Seelsorge- 
station und der Selbstständigkeit des Seelsorgers gemäss diesem Ge- 
setze anzusuchen, da ja diese Unabhängigkeit und Selbstständigkeit 
seitens der Staatsbehörden vor der Wirksamkeit des Gesetzes vom 
7. Mai 1874 anerkannt worden sei, indem diese Behörden mit dem 
Kläger als selbstständigen Seelsorger verkehrten. Die Staatsbehörden 
haben in Amtsangelegenheiten mit dem Kläger unmittelbar cor- 
respondirt, er habe alle Pfarrbücher, so die Geburts-, Trauungs- 
und Todtenregister unabhängig und unter eigener Verantwortung 
geführt und den Staatsbehörden alle nothwendigen Behelfe kraft 
eigener Jurisdiction ertheilt. 

Das geklagte Ministerium für Cultns und Unterricht erhob in 
seiner Gegenschrift in erster Linie die Einwendung der Incompetenz 
des Reichsgerichtes, indem es in der vorliegenden, angeblich rein 
administrativen Angelegenheit die Gorapetenz für den k. k. Ver- 
waltungsgerichtshof in Anspruch nahm. In der Sache selbst wieder- 
holte dieses k. k. Ministerium seine Behauptung, dass die Seelsorge- 
station Grabje abhängig war, dass sie insbesondere mit einem Er- 
lasse der dalmatinischen Statthalterei vom 6. September 1853 als 
von der Pfarre in Lesina abhängig erklärt wurde, und dass in Folge 
dessen auch der zu ihrer Versehung berufene Priester nicht selbst- 
ständig sein konnte. Weiter behauptete das k. k. Ministerium, dass 
das Gesetz vom 19. April 1885 an der bestehenden Organisation des 
Seelsorgewesens nichts geändert, vielmehr die bis dahin bestandene 
Organisation als gegeben angenommen und lediglich die bisherigen 
CoDgruaer^em, sowie die Ermittlung des Localeinkommens modificirt 
habe. Nach Ansicht des k. k. Ministeriums wollte speciell der §. 1. 
dieses Gesetzes, genau an den bisherigen Rechtszustand anknüpfend, 
nur vermieden wissen, dass einerseits blos die canonische Investitur, 
andererseits die blose Titulatur als entscheidendes Kriterium für die 
Selbstständigkeit betrachtet werde, und das Novum dieses Gesetzes 
bestehe nur darin, dass zwischen den selbstständigen Seelsorgern 
kein weiterer unterschied mehr gemacht werden dürfe. 

Das k. k. Reichsgericht gab nach der unter dem Vorsitze des 
Präsidenten Dr. Joseph Unger gepflogenen öffentlichen Verhandlung 
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mit seiner Entscheidung Z. 69 der Klage des Don Michele Novak, 
welcher dnrch Dr. Alois MiUanich vertreten wurde, im vollen Um- 
fange statt, indem es zu Becht erkannte: Das k. k. Ministerium für 
Cultus und Unterricht ist schuldig» binnen vierzehn Tagen bei Ver- 
meidung der Execution dem Deficientenpriester Don Michele Novak 
vom 1. Januar 1886 angefangen seinen Ruhegehalt mit jährlichen 
350 fl. und über den seit diesem Tage jährlicli nur mit 250 fl. ge- 
leisteten Ruhegehalt die der jährlichen Mehrzahlung von 100 fl. ent- 
sprechenden Raten sammt 5 Procent Verzugszinsen zahlbar anzu- 
weisen. — Dieses Erkenntniss stützte das k. k. Reichsgericht auf 
nachstehende Gründe : 

Da das geklagte Ministerium die Einwendung der Incompetenz 
des Reichsgerichtes zur Entscheidung über die vorstehende Klage 
erhoben hat, so musste vor Allem diese Vorfrage entschieden wor- 
den. Das k. k. Reichsgericht fand diese Einwendung nicht im Ge- 
setze begründet, denn der Kläger stellt mit dieser Klage wider die 
k. k. Regierung einen Anspruch auf eine Leistung des k. k. Staats- 
ärars und leitet denselben aus dem sogenannten Congruagesetze vom 
19. April 1885, R..G..B1. Nr. 47, also aus einem Titel des öffent- 
lichen Rechtes ab. Zur Entscheidung über Ansprüche dieser Art 
steht aber die Entscheidung nach der Bestimmung der Art. 1 und 3 
lit. a) des Staatsgrundgesetzes über die Einsetzung des Reichsge- 
richtes vom 21. December 1867, R.-Q.-B1. Nr. 143, dem Reichsge- 
richte zu. Das k. k. Reichsgericht musste sich daher für berufen 
erkennen, in die meritale Entscheidung der vorliegenden Klage ein- 
zugehen. 

Dieselbe hängt lediglich von der Lösung der Vorfrage ab, ob 
der Kläger Don Sfichele Novak ^ der, unbestritten durch mehr als 
zehn Jahre, nämlich von 1866 bis 1877, als Curatcaplan auf der 
exponirten Seelsorgestation Grabje in Dalmatien, alleinig die Seel- 
sorge ausgeübt hat, in dieser Eigenschaft im Sinne des hier allein 
massgebenden Gesetzes vom 19. April 1885, R.-G.-Bl. Nr. 47, als 
»selbstständiger Seelsorgerc anzusehen war oder nicht. Nach dem 
klaren Wortlaute des §. 1. dieses Gesetzes sind nun »als selbst- 
ständige Seelsorger im Gegensatze von blossen Hilfspriestern alle 
Diejenigen anzusehen, welche durch den Diöcesanbischof zur selbst- 
ständigen Ausübung der Seelsorge berechtigt sind, wie Localcapläne, 
Pfarrvicare u. s. w. im Gegensatze von Hilfspriestern, welche vom 
Diöcesanbischofe den selbstständigen Seelsorgern nur zu deren Unter- 
stützung in der Seelsorge beigegeben sind.« 

Das geklagte Ministerium glaubte nun, dass diese Qualification 
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eines selbststandigen Seelsorgers auf den exponirten Coratcaplan von 
Orabje nicht zutreffe, nnd bernfb sich diesfalls auf die Pfarreuregu- 
lirang von Dalniatien, welche von dem k. k. Ministeriaro für Gultus 
and Unterricht mit Erlass vom 26. Juni 1849, Z. 8440 an die dal- 
matinische Statthalterei festgestellt worden ist. Allein gerade nach 
dem Inhalte dieses Regulatives muss der exponirte Guratcaplan von 
Grabje als eb selbststftndiger Seelsorger angesehen werden. Denn 
es wird in diesem Regulativ allerdings angeführt, dass diese Curat- 
caplanei ehemals von dem Pfarrer in Lesina abhängig war ; dass je- 
doch vor ungefähr sechzig Jahren zurück von damals, also derzeit 
bereits seit einem Jahrhundert, diesem Guratcaplan zugestanden wor- 
den sei, die Seelsorge vollständig auszuüben (pienamente esercitare) 
and dass die damalige Statthalterei, sowie das Cultusministerium den 
Verschiß des Ordinariates, diese Gaplanei zu einer Pfarre zu er- 
heben, zwar nicht genehmigt, jedoch ihre Zustimmung gegeben 
haben, dass dieselbe in ihrer bisherigen Qualität und Einrichtung 
als Expositur zu verbleiben habe. In voller Uebereinstimmung da- 
mit steht auch das von dem Diöcesanbischof von Lesina sub dato 
20. April 1866, Z. 239, ausgestellte Decret, womit der Priester 
Novak zum Guratcaplan (und nicht zum Hilfspriester oder Goope- 
rator) von Grabje mit dem Bedeuten bestellt worden ist, dass dem- 
selben, behufs der ihm obliegenden Seelsorge alle hiezu nothwendigen 
and zweckdienlichen Facultäten übertragen werden. Diese Selbst- 
ständigkeit der exponirten Seelsorgestation von Grabje wird auch be- 
stätigt dnrch das vom Kläger producirte Gertificat des Diöcesan- 
bischofs von Lesina ddo. 1. Juni 1887 Z. 794, womit bekräftiget 
wird: »dass namentlich auch der Priester Don Michele Novak von 
1866 bis 1877 vom Diöcesanbischofe zur völlig unabhängigen Aus- 
übung der Seelsorge als seines selbsteigenen Amtes (»per suo stesso 
Dfficioc) berechtigt war und dass er dieselbe auch fort und fort in 
dieser Weise ausgeübt, Trauungen gleich einem eigentlichen Pfarrer 
(»quäle parocco proprio«) vollzogen, unter seiner ausschliesslichen 
Besponsabilität alle anderen daselbst namentlich aufgezählten pfarr- 
lichen Functionen vorgenommen, die Tauf-, Trauungs- und Sterbe- 
register geführt und alle Ausfertigungen aus denselben allein voll- 
zogen, sowie auch persönlich und ohne Abhängigkeit von irgend einer 
anderen Pfiarre oder Seelsorgestation die unmittelbare Pfarrcorrespon- 
denz mit allen staatlichen und kirchlichen Behörden geführt habe.« 
Die hiedurch constatirte allseitige Unabhängigkeit der Aus- 
übnng der Seelsorge seitens des exponirten Guratcaplans von Grabje 
von jeder anderen Pfiarre, also im Sinne des jetzt geltenden Gesetzes 
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vom 19. April 1885 B.-G.-B1. Nr. 47 die volle Selbstständigkeit 
dieses Seelsorgers wird durch die von dem geklagteo Ministeriaro 
geschehene Berufung auf den gleichzeitig mitgetheilten Akt der dal- 
matinischen Statthalt^ei vom 6. September 1858 Z. 15981, wodurch 
von dieser Statthalterei, übrigens ohne Qenehmigung des Ministeriums, 
ausgesprochen wurde, dass die exponirte Gaplanei von Grabje wieder 
in ihren ursprünglichen Abbängigkeitsbeziehungen zur Cathedral- 
pfarre iu Lesiua zurückkehrte, nicht beirrt, denn das schon erwähnte 
Gertificat des Diöcesanbischofs von Lesina, ddo. 1. Juni 1887 be- 
weist, dass wenigstens derzeit und während der ganzen diesfUligen 
Dienstzeit des Klägers von* einer Abhängigkeit der exponirten Gaplanei 
von Grabje von der Pfarre Lesina in Beziehung auf die dem Caplaue 
von Grabje v6lUg selbststäudig übertragene Ausübung der Seelsorge 
keine Bede mehr ist und war. 

Da hienach alle in dem Gesetze vom 19. April 1885, R.-0.-B1. 
Nr. 47, festgesetzten Voraussetzungen eines selbstständigen Seel- 
sorgers bei dem Kläger eintreffen, und da derselbe in dieser Eigen- 
schaft durch mehr als zehn Jahre die Seelsorge in Grabje nicht als 
Hilfspriester eines anderen Seelsorgers ausgeübt hat, so gebührt ihm 
nach jenem Gesetze (Schema 11, Rubrik 2, erster Absatz) ein Ruhe- 
gehalt von jährlichen 350 fl., und es musste demnach dem Klage- 
begehren Folge gegeben werden. 

3. EfUscheidtmg des österr. VerwaUungsgerichtshofs v. 25, April 1888. 

Der Verwaltungsgerichtshof entschied am 25. April 1888 über 
(He Frage, ob ein Pfarrer, dessen Einkünfte die neue Congrua Über- 
steigen, verpflichtet ist, mit dem Ueherschusse derselben die ErhaUung 
der bei seiner Pfarre angestellten Cooperataren gansf oder theUweise 
eu besorgen habe. Der Verwaltungsgerichtshof hat die diese Frage be- 
jahende Entscheidung des Ministeriums für Gultns und Unterricht, 
wodurch die Bezüge einer grossen Anzahl von Pfarren in Folge des 
neuen. Gongruagesetzes statt aufgebessert zu werden, noch bedeutend 
herabgesetzt worden wären, als gesetzwidrig aufgehoben. 

Die Beschwerde war ausgegangen von dem hochw. Herrn 
Johann Haidvogd, Pfarrer in Uerrenbaumgarten in Niederösterreicb. 
Den Vorsitz bei der Verhandlung, welche vor einem verstärkten 
Senate stattfand, führte der Präsident des Verwaltungsgerichtshofes, 
Graf Bdcredi, als Vertreter des Beschwerdeführers fungirte Hof- 
und Gerichtsadvocat Dr. Porzer und als Vertreter des belangten 
Ministeriums für Gultns und Unterricht Secretär Dr. Eye, 

Dr. Poreer leitete seine Ausführungen damit ein, dass wohl 
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kein Gesetz 80 lebhaft herbeigesehnt würde, als jenes fiber die Aaf- 
besserang der Dotation der katholischen Seelsorger- Geistliobkeit, dass 
aber aneh keines so fiele Enttftuschungen hervorgemfen habe, als 
gerade dieses, nnd zwar nicht in Folge der Fassang des Gesetstes, 
sondern hanpts&ehlieh wegen der den hamanen und edlen Intentio- 
nen, welche alle Factoren der G^setzgebang bei Erlassang des Ge- 
setzes leiteten, wenig entsprechenden Dnrchführang desselben seitens 
der CnltnsTerwaltang i). Bs handle eich nnr am einen einzelnen 
aber sehr wichtigen Fall von principieller Bedeutang. Bedner be* 
gründete die ünhaltbarkeit der Ministerialentscheidang znnächst ans 
dem canontschen Beehte durch Berufang aof Sessio XXI capnt IV 
nnd VI des Goneilinms von Trient, dann dnrch den Einweis ani 
üb. III tit. Xn de dimin.- benefidorum, wonach das Beneficinm, ani 
welches Jemand investirt worden, anter keiner Bedingung belastet 

1) In derselben Richtung brachte auch der Abg. Dr. Pscheiden in der 
Sitsang des Abgeordnetenhanses vom 4. Mai 1888 Beschwerde vor and bezog 
sich auch auf das hier vorliegende ürtheil des Verwaitnngsgeriehttbofs. Der 
RegiernngaYertreter Graf Enxenberg entschnldigte Veraögeningen and et- 
waige Unebenheiten in der DarchfQhrong der Gongroaregalirang durch die um- 
fangreiche Fülle der betreffenden Action und fügte bei, dass die Begiernng, wie 
sie schon in analogen Ffillen gethan habe, das Jadicat des Verwaltangsgerichts- 
liofe sich in Zukunft zur Richtschnur nehmen werde. — In derselben Sitzung 
erhob Abg. Bazzanella Beschwerde, dass in der Diöcese Trient eine Anzahl 
Coraten und Ezpositi sich beenden, welche einen eigenen Haushalt führen 
mfissten, daher factisch »selbststandige Seelsorger« seien und doch nur den 
Gehalt eines Hilfspriesters erhielten und sich darum in grosser Nothlage be- 
iden. Cultusminister Dr. v. G autsch erwiederte sogleich, es gäbe 210 Cu- 
raten in Sfidtirol, darunter 90 mit einem und 6 mit zwei Hüfepriestem , und 
unter jenen Coraten seien 21 mit einem Sprengel von über 1400 Seelen. Die 
CnltusYerwaltung sei leider nicht in der Lage, diese Curaten als selbststandige 
Seelsorger zu betrachten, da nach den Bestimmungen des Tridentinums der- 
jenige nicht als selbstständiger Seelsorger angesehen werden könne, welcher 
keine Pfarrconcursprüfung abgelegt habe. Auch habe ein Qubemfaldecret vom 
J. 1821 in dieser Beziehung sich in völlig bestimmter Weise ausgesprochen. 
Die OdttiSTerwaltung sei aber schon mit dem früheren, wie mit dem gegenwärti- 
gen Fürstbischöfe von Trient in Verhandlungen getreten, um diejenigen Curatien, 
welche nach Lage der Verhältnisse einer besonderen Berücksichtigung werth 
erschienen, zu selbstständigen Pfarreien zu erheben. Diese Verhandlungen seien 
noch nicht zum Abschluss gekommen; einstweilen wolle er aber soweit es die 
l>etr. Mittel erlaubten, den Wünschen des Herrn Abg. Ba%zaneUa nachzukom- 
men suchen. — Im Conr,-BL für den kath. Klerus Oesterr. 1888 Nr. 10 Sp. 809 
wird noch Klage darüber geführt, dass Seelsorgern der Gehalt ans dem Reli- 
gionsfonde gesperrt wurde, weil sie der Aufforderung Fassionen einzusenden, 
nicht nachkamen ; die Fassionen seien aber nur deshalb nicht eingesandt , weil 
^ betr. Herren 'mit ihren bisherigen Bezügen zufrieden waren und keine Er- 
höhung der Gongruaergänzung zu erwarten hatten. 
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oder eiogeschränkt werden darf, und dedacirte als Grundsatz des gbt 
nonischen Rechtes, dass der Pfarrer nur dann den Cooperator aus 
den Einkünften des PfarrvermOgens zu versorgen hat, wenn entweder 
specielle Bechtstiiel daffir bestehen odei die Bestellung des Hilfs- 
priesters ans persönlichen Gründen insbesondere wegen physischer 
oder geistiger ünf&higkeit, das Amt zu besorgen, erfolgte. Sodann 
ging Redner über auf die josephinischen Verordnungen, welche zwar 
für die Neuerrichtung von Hilfspriesterstellen den Grundsatz aus- 
sprechen, dass der Religionsfonds nur dann herangezogen werden 
solle, wenn das Pfründenvermögen nicht ausreiche, aber gleichzeitig 
normiren, dass die Bezüge der altgestifteten Pfarren in keiner Weise 
alterirt werden sollen. Diese Grundsätze könnten höchstens dann zur 
Anwendung kommen, wenn es sich um die Errichtung einer neuen 
Hilfspriesterstelle handle, nicht aber in einem Falle, wo der Religious- 
fonds seit unvordenklichen Zeiten die Hilfspriester besoldet habe. 
Endlich ging Redner auf das neue Gongruagesetz und die dazu er- 
flossene Durchführungsverordnung über, wies darauf hin, dass die 
Intention des Gesetzgebers doch dahin gegangen ist, eine Verbes- 
serung und nicht eine Herabminderung der Bezüge herbeizuführen 
und berief sich zur Unterstützung seiner Auffassung auf den Motiven- 
bericht des Gongma-Aussehusses des Abgeordnetenhauses und die von 
der Regierung abgegebenen Erklärungen. Das Gongruagesetz ver- 
folge keineswegs die Tendenz, dass die besser dotirten Pfründen zur 
Aufbesserung der schlechteren verwendet werden sollen, sondern die 
Aufbesserung der letzteren solle aus dem Religionsfonds erfolgen; 
jene Tendenz verfolge vielmehr das Religionsfondssteuergesetz , und 
eben deshalb würden die besser dotirten Pfarren, welche ohnehin die 
Religionsfondssteuer zahlen, dadurch, dass sie verhalten würden, auch 
Gooperatoren zu erhalten, doppelt belastet werden. 

Der Regierungsvertreter Dr. Eye berief sich, was das canonische 
Recht betrifft, ebenfalls auf Sessio XXI cap. VI des Gonciliums von 
Trient, sowie auf mehrere Entscheidungen der s. Congregatio Con- 
cilii Tridentini, ferner auf mehrere in der josephinischen Zeit er- 
flossene Hofdecrete und endlich, was das Gongruagesetz betrifft, 
darauf, dass nicht ausschliesslich eine Aufbesserung, sondern über- 
haupt eine Regelung der Bezüge durch dasselbe erfolgen sollte, wo- 
durch auch eine Herabsetzung in einzelnen Fällen nicht ausgeschlos- 
sen erscheine. 

Das Erkenntniss des VerwaUu/ngsgerichtshofes lautete dahin: 
Die angefochtene Entscheidung werde als gesetzwidrig aufgehoben. 

Die Gründe besagen Folgendes : 
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Was zunächst die vom Ministerium berufenen Grundsätze des 
canonischen Rechtes betrifft , so bestimmen die vortridentinischen 
Normen, sowie die Festsetzungen des Concils selbst (Sessio XXI, 
Caput VI), dass die leistangsunCäbigen Pfarrer durch aus dem Pfrfin- 
deueiDkommen zn erhaltende Coadjutoren zu unterstAtzen seien. 
Ausserdem bestimmt Caput lY, dass die Pfarrer ihre geistlichen Ge- 
hilfen selbst zn erbalten haben, ohne dass die Erhaltung der letz» 
teren ex fructibus besonders normirt wird. Diese Pflicht kann so- 
nach nach ca^OI^schen Grundsätzen nur ans der Ernennung der 
Coadjutoren sich ergeben, muss also entfallen, wo particuiär die 
Coadjutoren von Anderen ernannt werden, üeberhanpt enthält Ca- 
put IV keine Norm des Eirchenrechtes, von welcher particuläre Ab- 
weichungen nicht bestehen könnten, sowohl was die Art der Ernen- 
nung, wie die Sustentation betrifft und kommt es daher hier weit 
mehr aU auf die Grundsätze des canonischen Rechtes auf das par- 
ticuläre österreichische Kirchenrecht an. In dieser Beziehung aber 
kann die Frage nur hinsichtlich der altgestifteten Pfarren auftreten, 
da hinsichtlich der neugestifteten der Beligiooefonds die Dotation der 
Cooperatoren ebenso unbedingt wie die der Pfarrer übernommen hat 
and lässt sich auch hinsichtlich der altgestifteten Pfarren eine die- 
selben unbedingt zur Dotation ihrer Hilfspriester aus dem Gongrua- 
Deberschusse verpflichtende Norm nicht nachweisen. Das Hofdecret 
vom 30. Juli 1785, beziehungsweise jenes vom 30. Juni 1825 be- 
treffen ebenso wie das vorangegangene, in die josephinische Gesetz- 
sammlung aufgenommene vom 24. April 1784 nur den Fall eines 
vom Pfarrer aufgenommenen Personalcaplanes, bleiben somit in Deber- 
einstimmung mit dem obigen Grundsatze des gemeinen Kirchenrechtes. 
Das Hofdecret vom 25. Oct. 1786, aufgenommen in die josephinische 
Qesetzsammlung, setzt die Dotation des Hilfspriesters durch den Pfar- 
rer nur voraus, ohne nnbedingt auch dieselbe ffir systemisirte Hilfs- 
priester anzuordnen» Das Hofdecret vom 11. März 1786 ist in keine 
Gesetzsammlung aufgenommen und steht überdies mit dem gleich- 
falls nicht publicirten vom 2. Mai 1834 in Widerspruch« Es kann 
also nicht auf allgemeine Vorschriften, sondern nur auf das bei ein- 
zelnen Pfir&nden bestehende Bechtsverhältniss zurftckgegangen werden, 
nach welchem der Hilfspriester im vorliegenden Falle vom Beligions- 
fonds erhalten wurde. Hierin hat auch das Congruagesetz nichts ge- 
ändert. §. 1. desselben stellt den Hilfspriester neben den Pfarrer als 
Subject des Dotationsanspruches an den Beligionsfonds hin und kön- 
neu unter den »mit dem Amte verbundenen Bezfigent selbstverständ- 
lich nur die Bezfige des Hilfspriesters ans dessen geistlichem Amte 
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begriffien sein. §. 3, II c) des Gesetzes enthält nnr eine formelle 
Vorschrift fiber die Einriehtang der Fassion und Iftsst die hier strit- 
tige Frage unberfihrtf es kann daher auch dieser Bestimmang» welche 
einen materiellen Inhalt nicht hat, durch die bezügliche Anordnung 
der Darchfäfaningsvorschrift ein solcher nicht verliehen worden sein. 
Aaf §§. 22. des Gesetzes über die äusseren Rechtsverhältnisse der 
katholischen Kirche kann die angefochtene Verfügung ebenfalls nicht 
gestützt werden, weil, abgesehen davon, dass das Ministeriuro seine 
Entscheidung nicht in dieser Weise motivirt hat, diese Gesetzesstelle 
nur eine hier nicht in Frage kommende Aendemng in der Dotirnng 
bestehender selbstst&ndiger Seelsorge&mter zum Gegenstände bat 
und ein besonderes Verfahren voraussetzt, welches hier nicht einge- 
leitet wurde. 

Die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes votn 25. April 
1888 ist vollständig mitgetheilt im Corresp.-Bl. für den kath. Kteras 
Oesterr. 1888 Nr. 11 (f. in ebendaselbst mitgetheilter C.-M.-Erl. 
vom 6. Mai 1888 Z. 2791 erkennt die obige Entsch. des V.-G.-H. 
als eine principielle auch in einem anderen ähnlichen Falle an. 

3. Oidt.-Min.-Erlas8 vom 23. Februar 1888 Z. 12286187. 

(Bei Entscheidnngen über die Bauooncnrrenzpflicht der Benefiksiaten ist die nach 
dem Ges. v. 19. April 1885 festgestellte Congraa massgebend.) 

Der k. k. Statthalter von Böhmen richtete unter dem 2. Man 
1888 Nr. 18527 folgenden Erlass an die bischöfl. Ordinariate: 

»Die Frage, ob bei Entscheidungen über die Bauconcurrenzpflicht 
der Pfarrbeneficiaten die gegenwärtige, mit dem Gesetze v. 19. April 
1885, R.-G.-BI. Nr. 47, festgestellte Congrua massgebend sei, oder 
ob noch immer die zur Zeit der Erlassung des Pfarrbauconcorrenz- 
normales vom 23. Mai 1806 bestandene Congrua in Betracht zu kom- 
men habe, erschien mir zweifelhaft, und wenn ich mich auch der 
Anschauung zuneigte, dass in dieser Richtung die dermalige Ck>ngrua 
zu gelten habe, war mir doch nicht klar, welche Bedeutung in die- 
sem Falle der Bestimmung des §. 3-II lit. « des citirten Congrua- 
regulirungs-Gesetzes beizumessen sei. 

Bei der Wichtigkeit dieser Frage habe ich mich daher an 
Se. Excell. den Herrn k. k. Minister für Cultus und Unterricht mit 
der Bitte um principielle Losung derselben gewendet. 

Hochderselbe hat nun mit dem Eriasse vom 23. Februar 1888, 
Z. 12286/87, über das Verhältniss zwischen der Bestimmung des 
§. 3-11 e des Gesetzes vom 19. April 1885, R.-G.-Bl. Nr. 47, zum 
Absätze 6 des Circulares des böhmischen Gnberniuras vom 23. Mai 
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1806, bezw. zum Hofcanzleidecrete vom 18. April 1806, Z. 22616 ex 
1805, sich dabin ausgesprochen, dass nach seiner Anffassung unter 
die Ausdrücken »canonische Portionc und »Congruac in dem citirten 
CoDcnrrenznormale nicht die damalige Congrna als fixer Betrag zu 
verstehen ist und dass mit dieser Auslegung der §. 3-11 e des Con- 
grnagesetzes schon desshalb nicht in dem von mir angedeuteten Sinne 
— als wäre bei selber diese Bestimmung gegenstandslos — entgegen- 
stehen kann, weil ja dieses Gesetz als Reicbsgesetz nicht nur auf ein 
einzelaes Particnlarrecht, sondern auf sämmtliche mit einander keines- 
wegs übereinstimmende Particularrechte der einzelnen Länder Bedacht 
QebmeOf ja auch eventuelle Aendernngen in der Ländergesetzgebung 
in den Kreis seiner Berechnungen ziehen musste.€ 

4. Der VerwaUungsgericMshof entschied am 21. Juni 1888 
ganz im Sinne der Ausföhrungen von Dr. Renard und des Abge- 
ordneten Seheiden (s. Archiv, Bd. ö9. S. 103 ff.), nach dem Con- 
gruagesetze vom 19. April 1885 gebühre während des Debergangs* 
Stadiums bis zur Einführung der neuen erhöhten Gongruagebühr den 
Seelsorgern, nicht, wie das Gult.-Min. angenommen hatte, die Hälfte 
der alten früheren Gongrua, sondern die Hälfte der durch das neue 
Gesetz vom 19. April 1885 zugedachten Aufbesserung. 
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IX. 
Das Discipiinarverfahren gegen Geistliche in Bayern 

betreffend erh&It die Bedaction mit Bezug auf die ErörteniDgen 
des Herrn Professor Dr. Silhernagl im vorigen Hefte des Archiv 
S. 377 ff. 478 noch eine Zuschrift. Dieselbe wendet sich gegen 
die Opportunität der Mittheilung des zu QruDde gelegten Scandal- 
falles. Der Einsender der nachfolgenden Erwiderung war bei einer 
der Instanzen bei der ürtheilsfällung betheiligt. Er schreibt: 

Die Beweisführung des Herrn Prof. S. ist materiell unrichtig. 
Derselbe meint , auf Grund des Art. 42. der Instr. s. Gongr. Episc. 
et Beg. vom 14. Juni 1880, die zweite und dritte Instanz hätten 
sich an diese Instruction zu halten gehabt , nachdem dieses in der 
ersten Instanz geschehen war. 

Wie S. selbst hervorhebt, hat die dritte Instanz jene In- 
struction kurz als kein allgemeines Eirchengesetz bezeichnet. Die 
Sache verhält sich näher so: die Instructio gilt far Balien^ durch 
dessen abnormen gegenwärtigen Verhältnisse veranlasst und es ist 
daher auch der ursprüngliche Text derselben italienisch, nicht wie 
bei allgemeinen Gesetzen lateinisch (Vgl. Archiv für kath. Eirchen- 
recht Bd. 46. S. 3 und Droste^ Eirchliches Discipiinarverfahren 
S. 10 sub §. 15). Dieselbe beschränkt selbst in Art. 9. das Gebiet 
ihrer Geltung auf die Diöcesen^ in welchen die gemeinschaftlichen 
Process-Normen nicht zur Anwendung kommen können. 

Aus den von Prof. Silbernagl in seinem Aufsatz selbst ange- 
gebenen Gründen (S. 377) können aber in Bayern die gemeinrecht- 
lichen Process-Normen zur Anwendung kommen, und gilt daher jene 
Insinictio einfach nicht in Bayern. 

Wenn diess richtig ist, so gelten also aüe 44 Artikel der In- 
struction in Bayern nicU und daher aiAch nicht der Art, XLII. 
derselben, der das Verfahren im Appellations-Process im Auge hat, 
aber eben nur solche Diöcesen im Auge hat, in welchen die ge- 
meinrechtlichen Normen nicht eingehalten werden können, so dass 
die Instructio Platz greift. Es kann doch nicht angehen, zu sagen: 
das Gesetz gilt in Bayern mcM, der §. so vmd so muss angewendet 
werdend. Es ist daher nicht einzusehen, warum das Ordinariat Re- 
gensburg jene Instructio zu Grunde legte und hat Herr Prof. Sil- 
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bernagl, rein ätAsserlich angesehen, Recht, wenn er verschiedene 
Praxis bei den bisch^^fl. Berichten Bayerns behauptet. Aber atMh 
nur äusserlich die Sache angesehen. Wie bereits ein »Mitglied des 
Regensb. kirchl. Senats c der Bedaction mittheilte, ist der in Bayern 
übliche processus sammarias, (der übrigens gar nicht sonderlich sum- 
marisch ist) in der Hauptsache der in beregter Instruotio bezeichnete 
und wurde in vorliegendem Falle materiell von allen Instanzen ein- 
gehalten, und was speciell die Frage betrifft, was der Appellricbter 
zu thun hat, wenn der Erstrichter sich an die Instructio gehalten 
bat, so beantwortet sie sich einfach : Er ist nach obigen Ausführungen 
nicht an die Instructio gebunden, sondern seine Aufgabe wird einfach 
darin bestehen, zu untersuchen, ob das vom Erstrichter factisch ein- 
gehaltene Verfahren materiell keinen Verstoss gegen das sonst üb- 
liche Verfahren enthalte. Das geschah ebenfalls in vorliegendem 
Fall von beiden Appellinstanzen und »unterliegt es daher doch dem 
Zweifel, ob ein Recurs an die Congr. Episc. et Beg. eine Annul- 
lirung der beiden Urtheile herbeigef&hrt hätte.t 



182 



Ungenauigkeiten in der Ausfertigung der Decrete der römi- 
schen Congregationen und Riclitlgstellung der Decrete der 
S. C. de Prep. Fide vom 8. Juni 1887, 

betr, Gemeinden verschiedener Natianalitäi auf demselben Terrilorium. 

(Nach dem im Verlag Ton B. Herder in Sfc. Louis, Mo. eraeheinenden Paato- 

nübUU 1888 Nr. 1.) 

Es ist schon wiederholt vorgekommen, dass Minutanten (Co- 
pisten) Römischer Congregationen in wichtige Aktenstücke Irr- 
tbnmer hineingebracht haben. Wir erwähnen hier drei Fälle der 
Art. Der eine betrifft die Verkündigung van gemischten Ehen in 
den Vereinigten Staaten, Auf dem im J. 1846 gehaltenen sechsten 
Provinzial-Concil von Baltimore war im dritten Decrete besonders 
auf die Proclamation vor der Ehe gedrungen. Zu diesem Beschlüsse 
hatte der damalige Präfect der Propaganda, Card. Fransoni in seinem 
Rescript vom 3. Juli 1847 die Bemerkung gemacht: nulla «atis 
firnia ratio videtur obesse, quominus proclamationes , etiam quando 
agUur de matrimoniis mixtis fiant. In Folge dessen war auch in 
einer Anmerkung zum Texte der Akten und Decrete des Goncils be- 
merkt: Banna etiam matrimoniorum mixtorum sunt proclamanda. 

In der 2. Auflage des zu Baltimore pnblicirten Rituale , das 
unter dem 2. Juni 1860 vom dortigen Erzbischof approbirt wurde, 
heisst es mit Bezug darauf: Qnod autem, ex occasione decreti tertii 
Conc. Prov. Balt. VI. a S. Gongr. de Prep. Fide rescriptum fuisse 
legitur, nempe ut fiant proclamationes etiam quando agitur de ma- 
trimoniis mixtis, id in epistolam amanuensis incuria mendose irrep- 
sisse declaravit ejusdem S. Congregationis Secretarius. 

Der sweite FaU betrifft den Sterbeaiiass. Am 12. März 1855 
wurde von Belgien aus der Ablasscongregation die Frage vorgelegt: 
Utrnm prohibitum sit infirroo in eodem mortis periculo permanente 
impertiri pluries . . . indulgentiam plenariam in articulo mortis, 
quae vulgo benedictio papalis dicitur. Darauf erfolgte die Antwort: 
Negative. Da diese auffallende Antwort ganz gegen alle firuheren 
Entscheidungen war, liess der verstorbene P. J. Schneider, S. J., der 
Ablasscongregation ein darauf gegrflndetes Dubium vorlegen. Am 
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25. Juni 1879 erfolgte hierauf der Entscheid : Est error amanuensis^ 
ut patet ex actis in archivio servatis; legendum est: Affirmative qU^, 
Id der neaen ofBciellen Ausgabe der Decreta authentica S. C. Ind. 
ist die Entscheidung vom 12. März 1855 mit vorstehenden Worten 
richtig gegeben. 

Der drüte Fall ist folgender: Vor mehr als einem Jahre wurde 
von Amerika aus an die Propaganda eine Beihe von Petitionen ge- 
richtet, die das Verhältniss der Englischen Gemeinden und Qemeinde- 
angehörigen zu den Nichtenglischen zum Gegenstande hatten. Die 
8. C. P. bat nur die drei ersten Anfragen berücksichtigt und be- 
antwortet. Die Fragen lauteten: 

1. »An in eodem territorio plures pro populo diversae linguae 
paroeciae erigi possint, quae oranimoda ad invicem independentia 
gaudeaut ?c 

2. »An Episcopus contra meutern legesque Ecciesiae offendat, 
si statuat, ut familiarum ad parochiam quamdam pertinentium filii 
et 61iae in parentum domibus degentes, eidem paroeciae adstricti 
maneaut, donec a paterna potestate emancipati non fuerint, nisi ob 
peculiares circumstantias Episcopo aliud pro salute animarum salubrius 
Visum fueritPc 

3. »Dtrnm quasi paroeciae diversae nationalitatis modo con- 
ditioues a Goncilio Plenario Baltimorensi III., Tit. 11., Cap. V. 
praascriptae concurrant, inamovibiles declarari possint ?< 

Diese drei Fragen sollten nach der an die amerikanischen Bischöfe 
ergangenen Ausfertigung, die auch in dieses Archiv Bd. 58. S. 428 
überging, in der Sitzung vom 8. Juni 1887 in folgender Weise be- 
antwortet sein : 

Ad L Affirmative, quoties erectio Missionum per linguas Or- 
dinario pro suo prudenti arbitrio opportuna videatnr pro salute 
animarum. 

Ad n. Affirmative prout in primo. 

Ad. III. Affirmative ut supra, salvo jure parentum mittendi 
filios ad qnascnmque scholas Catholicas. 

Es schien sofort hohen und höchstgestellten Prälaten klar, dass 
sich in die Antworten eine Verschiebung resp. geradezu ein Irrthum 
eingeschlichen hatte. Als die Aufmerksamkeit der Propaganda darauf 
gelenkt wurde, erfolgte das folgende Schreiben an den Rector des 
Amerikanischen Collegs, das wir hiermit in Uebersetzung aus dem 
Englischen mittheilen: 
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CoDgr. Prop. Pid. 
Secretariat. 
N. 2675. 

Born, den 29. Angost 1887. 
Der unterzeichDete Secretär der Propaganda ersucht Ew« Hochw. 
Sr. Eminenz den Cardinal and Erzbischot von Baltimore baldigst 
folgende Mittheilung zu machen : — In dem Schreiben Yom 8. Juni 
1887 unter der ProtocoU-Nnmmer 2675 bat sich durch Aequivoca- 
tion eine Üngenauigkeit eingeschlichen, die verbessert werden mnss. 
In den Antworten auf die dort bezeichneten Fragen =s ad II. moss 
OS beiasen : »Negative , salvo jure parentum mittendi filios ad 
quascumque scholas catholicasc — - ad III. affirmative pront in 
primo. Sr. Eminenz Cardinal Gibbons ist darum gebeten, den Erz- 
bisctaöfen und Bischöfen diese Bichtigstellungen mitzutheilen. 
Inzwischen etc. 

Ew. Hochw. ergebenster Diener 

D. Erzbischof v. Tyros. 

Msgr. D, O'ConeU, 
Bector des Nordamerikanischen CoUegs. 
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Xi. 
Die römische Entsclieidung Ober einige irisclie Kampfmittel. 

L Die [anter Nr. 11] folgende Entscheidung der Congreg. der 
iDqaisitioii wurde mit folgendem Schreiben des Präfecten der Ck)n- 
gregatioQ der Propaganda (unter welcher die irischen Bisthümer 
stehen) an die Bischöte Irlands versandt: 

Ulme ac Rme Domine, 
Ex Suprema S. Bomanae et Universalis Inquisitionis Gongrega- 
tioDe editae sunt literae, sab die 20 vertentis mensis Aprilis, ad 
siflgulos Hiberniae Archiepiscopos et Episcopos transmittendae. 

Earundem literarum exemplar ad Amplitudinem Tuam heic 
inclasum transmitto ; meoque officio f unctus, precor Deum ut te quam 
diutissime servet ac sospitet. 

Bomae ex AEd. S. G. de Propaganda Fide die 23. Aprilis 1888. 

A. T. 
Addictissimus uti Frater 
Joannes Card. Simeonij Praefectus. 
t -D. Arckiep. Tyren., Secr. 

II. Die Entscheidung der Inquisitions-Congregation nun 
lautet also: 

Ulme ac Bme Domine, 

Saepenumero Apostolica Sedes populo Hibernensi , quem prae- 
cipua benevolentia semper prosequuta est, cum ejus res postulare 
Tidebantur, opportnna monita est consilia praebuit, quibus jura sua 
defendere aut vindicare, salva justitia et incolumi publi<*A quiete, 
possei Nunc vero SSmus D. N. Leo XIII. veritus ne, in eo belli 
genere, quod apud populum illum in controversias inter locatores et 
conductores [Verpächter und Päqhter] fundorum sive praediorura in- 
ductum est, quodque audit The Plan of Campaign [»Feldzugsplanc] 
et in ea interdictionis forma quae ob easdem controversias BoycoUing 
Duncupatur, genuinus justitiae et caritatis sensus in eo pervertatür, 
mandavit Supremae Congregationi 8. B. et ü. Inquisitionis ut rem 
serio ac diligenti examini snbjiceret. Itaque Emis Patribus Card, 
contra haereticam pravitatem una mecum Qeneralibus Inquisitoribus, 
propositum fuit dubium: 
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ütrum liceat io coatrovorsüs inter locatores et eoodactores 
fandorum seu praediorum in Hiberaia uti mediis vulgo ap- 
pellatis the Plan of Compaign et ihe BotfCoUüig -^ 
et ab Bmis Patribns re diu ao niatare peri>ensa ananimi suf- 
fragio responsam fuit: 
Negative. 
Quam profecto respon&ionem SSmas Pater fem IV dia 18 hu jus 
menHifl pfobavit et confirmayit. 

Hujus judicii qoanta sit aequitas facile quisque perspiciet, si 
aniraadvertat locationis peasionem [Pacbtpreis] quae mutaa coosen- 
sione statuta sit , private unius condactoris arbitrio ironiinui , salva 
conveotioais fide, &on posse; praesertim cam certa tribunalia hujus- 
modi controversiis dirimendis statuta sint, quae peusiones justo ma- 
jores [die über das gerechte Mass hohen Pachte] intra aequitatis 
limites cohtbeant et modereniur, habita etiam ratione sterilitatis vel 
calamitatura quae ineidere potuerint. Neque fas putandum , ut a 
conductoribus extorqueatur pensio et apud ignotos deponatur« locatore 
posthabito. [Der vorstehende Satz betrifft das Hauptmittel im Feld- 
zugsplan, f?e&cn dem Boycotten. unten Näheres darüber.] Denique 
a uaturali justitia et christiana caritate est omnino alienum, ut nova 
quadam persecutione et interdictione saeviatur sive in eos qui con- 
tenti earum pensiouum, de quibus cum dominis praediorum convene- 
rant, eas potius solvere parati sunt, sive in eos qui vacuos fundos, 
utentes jure suo, conducnnt 

Quare erit Ampi. Tuae prudenter quidem sed ef&caciter de bac 
re tum ecclesiasticos viros, tum fideles monere eosque exhortari, ut 
dum levamen afflictae suae fortunae quaerunt, christianam caritatem 
servent et justitiae fines non transiliaut. Mihi interim gratum est 
iausta omnia Ampi. Tuae a Domino adprecari. 
A. T. 
Romae die 20. Aprilis 1888. 

Addictissimus in Domino 

JB. Card. Monaco. 

III. Die Germania Nr. 103 II. Bl. bemerkte dazu: Der »Feld- 
zugsplan« und die »Boycotten« werden also verurtifeilt, und indem 
vorletzten Absatz wird dieses Urtheil in folgender Weise begründet: 

»Wie gerecht dieses Urtheil sei, wird Jeder leißbt einsehen, 
wenn er erwägt, dass ohne Verletzung der Vertragstreue der Pacht- 
preis, welcher durch gegenseitige Uebereinkunft festgesetzt ist, nicht 
durch das private Urtheil des Pächters allein herabgesetzt werden 
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könne; zamal da [vor einigen Jahren durch ein englisches Gesetz, 
welches aber leider auf die PadU-Rückstände, die besonders häafig 
za gewaltsamer Anstreibnng der Pächter fahren, sich nicht bezieht] 
zur Schlichtung derartiger Streitigkeiten gewisse Oerichte eingesetzt 
worden sind, welche die mehr als gerecht hohen Pftchte innerhalb 
der Grenzen der Billigkeit halten und ermftssigen, indem sie auch auf 
Unfruchtbarkeit und besondere Unfälle, die eintreten können [Dürre, 
Nässe, kurz Grande des Misswachses und der Pächternoth] Bficksicht 
nehmen, und es kann auch nicht für recht gehalten werden, dass 
?on den Pächtern die Pacht erpresst und bei Unbekannten deponirt 
werde, mit Hintansetzung des Verpächters. € 

Zum Verständniss dieses letzten Satzes muss ein Wort hinzu- 
geffligt werden. Es betrifft, wie wir oben sagten, das neben dem 
Boycotten hauptsächliehsie Mittel des »Feldzngsplansc und ist erst 
durch diesen den Pächtern nahegelegt und zum Theil auch aufge- 
drängt worden, während das Boycotten selbst älter ist als der >Feld- 
zag8plan,c jetzt aber auch zur Förderung dieses Planes mit dient 
and eine ausgedehntere Bedeutung gewonnen hat. Mit dem Feld- 
zngsplan selbst nun verhält es sich also: Im September des Jahres 
1885 hatte der Fuhrer der irischen Nationalpartei, Pamell, im ünter- 
banse eine Bill eingebracht, deren Zweck war, auf gesetzlichem Wege 
allzu hohe Pachten der irischen Farmer zu vermindern und die Aus- 
weisung zahlungsunfähiger Pächter aus ihren Pachthöfen wenigstens 
far den Winter zu verhindern. Das Haus verwarf diese Bill, allein 
das Torycabinet suchte die irischen Grossgrundbesitzer zu bewegen, 
ihren Pächtern 25 pGt. der Pachten zu erlassen. Die Regierung 
hatte also die Nothwendigkeit einer Verminderung der Pachten an- 
erkannt, richtete aber bei den Landlords nichts aus. Da kam der 
irische Abgeordnete auf den Gedanken , den von der Regierung er- 
strebten Zweck dadurch zu erreichen, dass er den Pächtern rieth, 
bei der Zahlung der Pachten eine Verroinderung derselben um 25 pGt. 
za verlangen, und falls diese Forderung nicht bewilligt wurde, die 
betreffende Summe gegen Quittung Vertrauensmännern d. i. obigen 
»ignotic der Nationalliga auszuhändigen, welche dann das Geld ent- 
weder dem sich später gefugig zeigenden Gutsbesitzer übergeben oder 
im Interesse der Pächter aufbewahren würden. Dieses Verfahren, 
welches auf einer grossen Anzahl Güter mit Erfolg angewandt wor- 
den ist, nennt man den i^Feldgugsplan^* welchen die Regierung mit 
allen Mitteln bekämpft und den nun auch der Papst verurtheilt hat. 
Ueber das ^ Boycotten* heisst es nun in den folgenden Sätzen des 
Decrets der Inquisitions-Gongregation : 
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Endlich verstösst es durchaus gegen die naturliche Gerechtig- 
keit und die christliche Liebe, dass mit einer gewissen neuen Art 
von Verfolgung und Aechtung gewuthet werde, sei es gegen Die- 
jenigen, welche, ufiit den Pachtpreisen, über die sie mit dem Gats- 
herrn äbereingekommen waren, zufrieden, dieselben lieber zu zahlen 
bereit sind, oder gegen Diejenigen, welche leerstehende Gehöfte, in 
Ausübung ihres Rechtes, pachten. 

Man beachte wohl, dass hier nur vom Boycotten solcher Pächter 
die Rede ist, welche entweder ihre Pacht lezahlen oder welche frei- 
gewordene Grundstücke, vielleicht auch durch Austreibung des früheren 
Pächters wegen Nichtzahlung freigewordene, packten. Von Boycotten 
der Gutsbesitzer ist in dieser Erläuterung nicht spedeü die Rede und 
überhaupt geht das ganze verurtheilende Decret aus von der Art des 
Kampfes im »Feldzugsplanc ; vom Boycotten ist in eweiter Linie die 
Rede und zwar im Zusammenhang mit dem »Feldzugsplan,« als 
Mittel für diesen^ wie es ausdrücklich heisst: »ob easdem contro- 
versias.« Damit ist keineswegs gesagt, dass die Gutsherrn dem 
Boycotten gegenüber vogelfrei sein sollten, durchaus nicht. Dennoch 
aber ist diese Hervorhebung wichtig, wie wir noch kurz zeigen wol- 
len. Boycott war bekanntlich jener englische Gapitän , welcher die 
Güter eines englischen Grossen in der irischen Grafschaft Mayo ver- 
waltete. Wegen seiner Strenge gegen die Pächter verliessen ihn 
1880 nicht nur alle Arbeiter, sondern es wurden auch alle sonatigen 
Arbeiter ferngehalten und die Arbeiten gehindert, so dass das Ein- 
bringen der Ernte nicht möglich war und wiederholt grosse Trupps 
englischer Polizei oder Soldaten auf diese Güter und aut die Güter 
anderer seitdem »geboycotteter« Grundbesitzer Arbeiter geleiteten 
und bei der Arbeit schützen mussten, damit Säen und Ernten etc. 
möglich war. Allgemein war das natürlich nicht einmal möglich, 
und selbst wo es möglich war, ein sehr precärer Znstand das »Boy- 
cotting,€ Boycottiren oder Boycotten wurde also ein sehr wirksames 
und geßlhrliches Mittel, wegen dessen mancher Gutsherr oder Guts- 
verwalter sein Gut vorübergehend im Stich liess, und das Boycotten 
wuchs sich ausserdem auch noch in seinen Mitteln aus zu einem 
System vollständiger gesdlschaftticher und geschäfÜicher Aechtung, 
das dann auch auf Pächter ausgedehnt wurde, die sich nicht den 
gegen die Gutsherren und Verwalter beschlossenen Massregeln an- 
schlössen, vor Allem ein Gehöft oder Grundstück pachteten, von 
denen ein anderer Pächter gerichtlich ausgewiesen war, wie es bei 
den vielfach entsetzlichen Zuständen in Irland ja leider nnendlicb 
häufig der Fall ist. Oft ohne jede Schuld dieses Pächters, der trotz 



Der sg, Fcldzugsplan und die Boycotten in Irland, 189 

seines Fleisses und seiner elenden Lebensweise oft nicht die Pacht 
erschwingen konnte, vielleicht auch durch besonderes Unglück (Krank- 
heit tt, dgl.) zurückgekommen war, so dass arme Leute ihre elende 
Existenz oft mit Verzweiflung vertheidigten , -die Häuser oder meist 
Hütten gegen Gerichtsvollzieher, Polizei und oft auch Soldaten ver- 
pallisadirt und verbarrikadirt hatten und mit allen Waffen» indem die 
Frauen sogar mit glühenden Waffen die Angreifer versengten, die 
Exmission abzuwehren suchten, die sie ins höchste und oft ganz un- 
verschuldete Elend stiess. 

IV. unter dem 14. Mai 1888 telegraphirie man der Germania 
aus Rom : ÄUe irländischen Bischöfe haben ihre Zustimmung zu dem 
Decret der Inquisition, wodurch das Boycotten und der Feldzugsplan 
yerurtheilt wird, eingesandt. 

V. Von Seiten der sg. irischen Nationalliga trat man dagegen 
in Volksversammlungen gegen das Decret der Inquisition auf, indem 
man es für eine unzulässige Einmischung in die weltlichen Ange- 
legenheiten erklärte. So z. B. am 25. Mai 1888 in einer Versamm- 
lung von 20,000 Irländern zu Limerick, von der sich aber diö katho- 
lische Geistlichkeit und angesehene kath. Mitglieder des Gemeinde- 
rathes fern hielten. (Vgl. Germania Nr, 121 I. Bl. v. 27. Mai 1888.) 

VI. Ende Mai beriethen sich die irischen Bischöfe im Holy- 
cross-CoUege in Clonliffe bei Dublin über ihre Stellung dem päpst- 
lichen Erlass gegenüber. Es wurden folgende Beschlüsse angenom- 
men: 1. Gehorsam den Befehlen des päpstlichen Stuhles und willig, 
die durch dieselben uns erwachsenden Pflichten zu erfüllen, wünschen 
wir öffentlich zu erklären, dass der kürzlich vom h. Officium an den 
irischen Episcopat gerichtete Erlass einzig das Gebiet der Sitten be- 
rühren soll und keineswegs eine Einmischung in die Politik unseres 
Landes bezweckte. 2. Erst am heutigen Tage erhielten wir von 
unserem h. Vater , dem Papste , die directeste und unzweideutigste 
Versicherung seines tiefen und väterlichen Interesses, welches er an 
der weltlichen Wohlfahrt unseres Landes nimmt. Weit entfernt da- 
?0Q, unsere nationale Bewegung durch dieses Decret schädigen zu 
wollen, ist die Hoffnung und die Absicht Seiner Heiligkeit, die Dinge 
zn entfernen, welche seinem ürtheil nach in der Länge der Zeit sich 
als Hindemisse für den schliesslichen Erfolg erweisen möchten. Diese 
Thatsachen so klar vor uns habend, müssen wir, abgesehen von seinen 
zahlreichen anderen Anrechten auf unsere kindliche Liebe und Hoch- 
achtung, unser Volk warnen vor dem Gebrauch übereilter und 
achtungsverletzender Sprache bezüglich des höchsten Pontifex und 
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bezuglich der h. Congregation, durch welche er gewöhnlich seine 
Erlasse an die Gläubigen sendet. Während wir unsere tiefe und 
dauernde Dankbarkeit den Föhrern der nationalen Bewegung aus- 
sprechen för die ausgezeichneten Dienste, welche sie der Religion und 
dem Lande erwiesen haben , halten wir es doch zugleich für unsere 
Pflicht, sie und unsere Heerden za ermahnen « dass der römische 
Pontifei ein unwandelbares und göttliches Recht hat, mit Autorit&t 
über alle den Glauben und die Sitten berührenden Fragen zu reden. 
Die Beschlösse sind von 3 Erzbischöfen und 24 Bischöfen unter- 
zeichnet. 

VII. unter dem 8. Juni 1888 schrieb man sodann der Ger- 
mania Nr. 132 T. El. aus Elom, die irischen Bischöfe hätten ein 
Memorandum an den Papst gerichtet, in welchem sie grundsätzlich 
die Weisungen des Vatican annähmen, aber betonten, dass in Be- 
treff des sg. Feldzugsplanes die MoHvirung des Santo üfficio dem 
wahren Zustande der Verhältnisse nicht gans entspreche und* dass 
darum, um Missverständnissen vorzubeugen, eine nähere Erklärung 
nöthig sei. Diese Erklärung hat der Papst schon gegeben, er wird 
sie aber in noch klarerer Weise wiederholen. Monsignore WalsA 
wird ein Breve des Papstes erhalten, sobald er in Dublin angekom- 
men sein wird. Gegenwärtig weilt derselbe zur Stärkung seiner an- 
gegriffenen Gesundheit in der Schweiz. Der Papst hat auch bei der 
englischen Regierung Vorstellungen erhoben, um sie zu bewegen, 
die Gesetzgebung in Irland eu mildem^ damit so die Beruhigung 
der Gemöther und der Friede besser angAahnt werden könne. 
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XIL 
Allocutio S. D. N. Lemis P.P. XIII. 

de novo codiee poenarum ItaUco habita in Gonsistorio hol. Jun. 1888. 

Venerabiles Fratres. Mirandum sane fidei pietatisqiie publicae 
exeiDplum toto hoc anno, sacerdotii Nostri qninqaagesimo, ain^lari 
manere providentissimoqae Dei consilio, abique gentium intueri licuit. 
Stipati somus peregre couvenientiam qaotidiana freqnentia: obsequia 
accepimiis ab omnibus civitatum. ordinibas, eaqae variis, nee opinatis 
tegtata modis. Ad plnra horainam millia ex omni Europa, nou paacos 
ex remotioribos Arnericue partibus, novissimeqae ex Africa bis in 
tectis venerabnndos complexi sumns. 

In hoc pietatis palcfaerrimo honestissimoqne certamine, perspi- 
cere potuistis, Venerabiles Fratres, qnaleoi sibi locum Italtcae gentes 
vindicarint: qnae scilieet daam illam veterem ac perennem in Apo- 
stolicaro Sedem anironm lacnlenta et maltiplici significatione con- 
firmarnnt. — Gonsentanonm videbatar, idqoe prndentia atque bnma- 
oitas ipsa postalabant, gratulantium vocibus nihil admisceri disso* 
nnni. Non defaere tamen domi qai dissentirent; quin ioiroo bis ipsis 
honoribus Pontifici romano magnificentius habitis recradaisse eornm 
yidekor offensio, qni Ecclesiam implacabilius odernnt: qnornm infensas 
atqoe inimicos aniraas, toto hoc intervallo, insolentius quam alias, 
miitis äd probra minis, ernpit. lidem vero, quoniam plurimum pos- 
sant, nunc quidem prae se consilia sua confidentiuB ferunt: multi- 
plicatisque passim impedimentis, maioribns in dies adstringere ?in- 
CQlis Ecclesiam moliuntnr. Gniusmodi propositi, si cetera deessent, 
Codex delictorum et poenarum, de quo in coetu legumlatorum sen- 
tentiae dicnntur , novum praebet ac lamentabile testimoninm : in iis 
inielligimns legnm capitibus, quae recta Clerum catholicnm, oblique 
Tero Sedis Apostolicao iura attingunt. Cumque res agatur permagni 
momenti, de ea ipsa vobiscum, Venerabiles Fratres, animum Nostrnm 
bre?iter communicare decrevimus. 

Hamm legum haec summa est: quaedam delicta fiuguntur, 
qoibns patria dicitur violari, eaque poenis sanciuntur valde gravibus, 
nee tamen qualia illa sint expUcando definitur. Similiter per speciem 
prohibendomm discriminum, quae maxime a potentia cleri imminere 
dicnntur f severissime in sacerdotes animadvertitnr, si quid contra 
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leges, contra instituta civilia, vel publicae potestatis acta, vel etiam 
contra tranqaillitatem domesticam, remve cuiusqoam familiärem fe- 
cisse vel suasisse convincantnr. — Istiusmodi leges, Venerabiles 
Fratres, non est dabinm qno reapse pertineant, praeiiertim si coniancte 
accipiantar cum ceteris in genere non dissimili, maxime vero cum 
satis alinnde sint auctorum consilia cognita. Primum scilicet vin- 
dicandornm romani Pontificatus iariam volunt poenarum metu eripere 
facaltatem. Vernm vix attinet dicere quam id sit iniquam, iara 
sanctissima, cum legitima Ecclesiae libertate apta et connexa, aliis 
pro arbitrio oppugnare, aliis ne defendere quidem impanite licere. 
Qaoniam vero ea incolamia esse iura, catholicoram omniam magn<v- 
pere interest, dabitandnm non est, extitaros toto orbe qui patro- 
cinium Sedis Apostolicae libere sascipiant, solis ex Italia catholids, 
qni maxime omnium deberent^ lege probibitis. — Sed qnod magis 
refert, prent saepe diximns, ea Bomanorum Pontificam conditio, qnae 
ipsornm est tuendae libertati necessaria, nihil obest rebos itaÜcis, 
immo plnrimam verissimeque prodest, ita nt qnicamqae eam Yindi- 
cant libertatem, non bestes patriae, sed optimi sint fidelissimiqoe 
cives babendi. 

Deinde istae ipsae leges simniacro tutandae reipnblicae reipsa 
servitutem Ecclesiae tegnnt. Cum enim munas officiamqne Ecclesiae 
sauctissimnm sit, omnia constanter praecipere, omniaqne, vel invitis 
hominibus, taeri, quaecumqae sibi ad praecipiendum tnendnmque 
Jesus Cbristos iniunxit, propterea in legibus institutisque civitatam 
si quid a christianis fidei morumque praeceptis dissideat, probare 
clerus vel silentio dissimulare non potesl, proposito sibi Apostolorom 
exemplo, qui de Jesu Christo eiusque doctrina silere a magistratibns 
iussi, impavido pectore respondebant: „si iustum est in can^pedu 
Dei, V08 potius audire^ quam Deum, %udieate€ (Act. IV, 19). Qaalis 
erat christiani nominis fortuna futura, si quibuslibet populorum in- 
stitutis, si magistratunm iussis nullo discrimine, vera iniquane forent, 
Ecclesia parnissetP Mansisset sancita legibus snperstitio vetus, nee 
uUo modo humanum genus ad Evangelii lumen emersisset. 

Sed illud in primis iniuriosum, defensionis causa, apparari arma 
contra Ecclesiam oportere. Itane vero P Omnis est iustitiae magistra 
et custos Ecclesia, iniurias pati nata, non facere. — Valde etiam a 
veritate est iustitiaque alienumi Universum clericomm ordinem in 
suspiciones tam graves sine iusta causa vocari. Neque enim nlla 
ratione apparet quid causae sit, cur nova in eos decreta sciscantor. 
Quo tempore clerus italicus, qnove loco, male de salate vel tranqail- 
ütate publica mernit? — Sed si altias rei momenta repetantar, ap- 
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paret, quantopere ista legutn capita sanctissirois Ecclesiae institntis 
repngnent. Ecclearia eniro, Dei yoluntate, perfecta societas est, et 
qaemadmodum leges suas, ita suos habet magistratus, potestatis 
grada rite distinctos, quorum est princeps omnium Pontifex romanus, 
aniversae Ecclesiae divino inre praepositus, idemqae Dei solins po- 
testati iadicioqae subiectns. In hoc igitur qaod in Ecclesiae insti- 
tnta invadant, infemnt potins, quam propnlsant iniarias. Idque fa- 
cinnt lege singulari, meditata severitate, nee definitis certisqne sen- 
tentiis, sed vagis latissimeqne patentibus, nihil ut non andere inter- 
pretandi libido qaeat. Mimm igitnr non est, si indignitas rei tot 
iam improbantiam vel expostalantium voces expressit. 

Novimus latas etiam alibi contra cleram leges. Verum non 
fiant eiemplis haec, de quibus loquimnr, probabiliora : et quod malus 
est, hnius generis legibus Ecelesia quidem nuspiam nuUoque modo 
acquievit, sed, qnantum potuit, perpetuo restitit Neqne est prae- 
ierenndum, latas eas esse, cum studia partium contra catholicum 
Domen vehementius exarsissent, et una simul aequitas mentibns, 
tranquillitas rebus abesset. Pacatis animis, meliora consilia non 
nno loco ineuntur, legumque illarum odiosam vim cernimus partim 
desuetudine hebescere, partim contrariis legibus deleri. 

His de causis Nostrum est Apostolicam vocem tollere, aper- 
teque, uti facimus, testari, leges, de quibus agitur, iuri potestatique 
Ecclesiae esse contrarias, libertati sacrorum munerum obesse, de 
Bpiscoporum, de cleri universi, in primisque de Sedis Apostolicae 
dignitate plurimum detrahere, ita quidem ut eas constituere, pro- 
bare, sancire minime liceat. 

Atque haec non ob eam causam conquerimur, quod acrioris 
belli advenientes Impetus metuamus. Alias vidit Ecelesia procellas, 
de quibus tarnen omnibus non modo victrix, sed pulchrior et fortior 
evasit. Divina virtus tutam ab hominibus facit. — Novimus 
Episcopos ; non ignoramus ceterum Italiae clerum : si in eos casus 
inciderint, ut alterutrum necesse sit, displicere hominibus, aut in 
officiis sanctissimis delinquere, non dubitamus quid acturi sint. Sed 
illud No8 vehementer excruciat, Ecclesiam et Pontificatum pervica- 
cios in Italia oppugnari, cum tamen itali homines numero longe 
maximo Pontificatum et Ecclesiaip religiosissime observent et colant 
constantia mirabili, et ab Ecelesia et a Pontificatu infinita vis 
beneficiorum in italicum nomen semper influxerit. Illud Nos pa- 
riter aogit, cunctis opibus viribusque secundum vota sedarum 
elaborari ut ab ecclesiae complexu hie abstrahatur populus, in ma- 
terno ipsius sinu altus atque educatus : nee minus dolemus, quod 
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coDsilio fiat asperins, longiasqne dacatur istad cum Ecciesia dis- 
sidium, quod Nos, et Ecciesiae ipsios causa et caritate patriae, 
maxime velimas, ut saepe diximas, quo modo iustitia, Sedisque Apo- 
stolicae iura poBtuIaut, omnino sublatum. Velle, imperia perpetoo 
cum Ecciesia confligere, staltum consitium est, peruiciosissimom 
rebus publicis : nulli tarnen quam Italorum geueri peruiciosius. — 
Quamobrem, quoniam plura non possumus, etiam atqne etiam Deum 
obsecramus, huc propitius respidat« meliorem temporun auctor: 
nominatimque Italiae populis largiatur, ut fidem catholicam in- 
tegram, cum amore Sedis Apostolicae coniunctam, perpetuo cnsto- 
diantf atque horum bonorum causa quidvis pati et perpeii ne re- 
cusent. 

Am 9. Juni 1888 nahm das italienisehe Abgeordnetenhans mit 245 gegen 
65 Stimmen den Yom Jastismintater ZanardeUi ausgearbeiteten Strafcodei in 
1^ Bausch and Bogen an and beYollmaobtigte die Begiemng nach ihrem Ermessen 

noch Verbessemngen daran yonunehmen. 
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XIII. 
Kurze Mittbeilungen. 

7. Ein pre^tasUches Gesetz vom 22, Mai 1888 (Reichsanzeiger vom 
30. Mai 1888) verlieh Co rporationsr echte an die Niederlassang 1. der Bene- 
dietinennneD xn Fnlda, 2. der Ck)ngregatio B. Mariae Virginis zn Essen nnd 
Paderborn, S. der Englischen Franldn zu Fnlda, 4. des Frandskanerordens 
za Paderbom, Bietberg, Warendorf und WiedenbrQck, 5. der Schwestern der 
Christi. Liebe zu Paderborn, 6. der ürsnlinerinnen zu Breslau, Köln, Drosten, 
Duderatadt, Erfort, Fritzlar, Liebenthal und Schweidnitz. Es sind dieses Or- 
deosniederlasBungen, deren Vermögen der Staat bei der Auflösung 1875 einge- 
zogen hat nnd die nun wieder in den Besitz ihres Vermögens gesetzt werden 
sollen. Jene Niederlassungen hatten sämmtlich die Gorporationsiechte nachge- 
sucht. Den Ürsnlinerinnen zn Düsseldorf wurde dieses Bittgesuch nicht ge« 
währt. Ihr Kloster bestand dort bereits seit 1687, wurde im Jahre 1875 aufge- 
löst, hatte jedoch sein Vermögen nach Holland übertragen, bevor noch die Ein- 
sehung durch den Staat möglich gewesen. Gegenwärtig sind sie wieder in 
Düsseldorf zugelassen, aber um wieder Corporationsrechte zn erhallen, müssten 
sie nach der Ansicht des Referenten Geh. Justizr. Adams, der das Herrenhans 
iu der Sitzung vom 3. Mai 1888 beipflichtete, in der ordnungsmassigen Weise 
bei der Staatsregierung einen Antrag stellen mit der Bitte, ein Gesetz in dieser 
Richtung zn veranlassen und der Staatsregierung die Nützlichkeit des Zweckes 
und die gehörige Fundirung der Niederlassung n&her darlegen. Für das Mut- 
terhaus der Schwestern der christlichen Liebe waren, da zwei Niederlassungen 
der Gongregation bestehen geblieben waren , wie der Cnlt-Min. v. Gossler zu- 
gtb und Prof. Demburg in der betr. Herrenhaussitzung bekräftigte, die 1849 
gewahrten beschränkten Corporationsrechte nicht erloschen gewesen, so dass 
solche durch obiges Gesetz nur bekräftigt und erweitert wurden. — Den polni- 
schen Ürsnlinerinnen, die von Posen nach Gzernowitz übersiedelt sind, wurde 
die Bückkehr, trotzdem auch Erzb. Dinder und Abgeordnete sich für sie ver- 
wandten, nicht gestattet. 

2. Staatskirchlichea aus Uri. In der Sitzung des Verüdssungsrathes 
vom 10. Februar 1888 stellte der bischöfi. Gommissar Hr. Gisler bei Berathung 
der neuen Verfassung zu Art. 3, welcher u. A. den Gemeinden das unveräusser- 
liche Wahlrecht ihrer Geistlichen garantirt, den Antrag, es solle hinter dem 
Worte Wahlrecht das weitere Wort »Präsentationsrechtc in Klammem einge- 
schaltet werden und dieser Antrag wurde mit 12 gegen 4 Stimmen angenom- 
men. Man hatte dagegen eingewendet, man solle keine Fremdwörter, die das 
Volk nicht verstehe, in die Verfassung aufnehmen und wenn man das den Ge- 
meinden als nnvoräusserlich gewährleistete »Wahlrecht« ihren Geistlichen durch 
»Präsentation« interpretiren wolle, so gebe der Verfassungsrath damit verbriefte 
Rechte auf. Dazu bemerkte eine Corresp. aus üri im Berner »Bund« Nr. 46 
vom 16. Februar 1888: »Es ist allerdings auffallend, dass im Verfassungsrath 
der Inhalt dieser »verbrieften Rechte« zur Selbstwahl von Geistlichen nicht er- 
örtert worden ist. Es wird darum nicht überflüssig sein, den Worthiut der 
dieflbezüglichen Stellen des Schreibens Papst Julius n. vom 8. Januar 1513 zur 
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Aufklärung folgen zu lassen, in Verbindung mit der von Hrn. Prof. G. v. Wyss 
in Zürich im Auftrage der Umer Regierung erfolgten Uebersetzung : 

>Sane pro parte vestra nobis nnper exhibita peticio continebat, quod ?03 
a tanto tempore, citra cuius contrarij memoria horoinum non ezistit, personas 
vdoneas ad Preposituras in Op^ido Vranie, Constantiensis diocesis, proTincie 
Maguntine, nee non ad Parrocniales eoclesias et alia beneficia ecclesiastica cum 
cura et sine cura in dominio vestro consistentia, etiam in quibuscnnque Men- 
sibus pro tempore vacantia, Ordinario loci seu alijs illomm Gollatoribus et Col- 
latridbus uel patronis nominare seu presentare» ac persone per vos presentate 
seu nominate hniusmodi institui consueyemnt, fueritisqne et estis in pacifica 
possessione seu quasi iuris nominandi et presentandi buiusmodic . . . 

»Nun fiihrte ein von Euerer Seite Uns kürzlich eingereichtes Gesuch ans, 
dass Ihr von so langer Zeit her, dass Menschengedenken des Gegentheils nicht 
besteht, (gewohnt gewesen sejet), für die Stellen geistlicher vorgesetzter im 
Orte üri , Eonstanzer Bisthums und zur Provinz Mainz zählend , wie auch für 
die P&rrämter und andere kirchliche Pfründen, mit oder ohne Seelsorge, die 
in Eurem Gebiete bestehen, gleichviel in welchen Monaten sie zur Zeit erledigt 
sein mögen, dem Ordinarius des Ortes oder anderen Eollatoren oder Patronen 
derselben, Männern und Frauen, taugliche Persönlichkeiten zu nennen und zn 
präsentiren, und dass die so von Euch präsentirten und genannten Personen 
von dem Ordinarius des Ortes oder von solchen Eollatoren, Männern nnd 
Frauen, eingesetzt zu werden pflegten, und dass Ihr so im unbestrittenen Be- 
sitz, oder soviel als Besitz, des Bechtes der Nennung und Präsentation gewesen 
seyet und Euch noch befindete . . . 

»Nos . . . hniusmodi supplicationibus inclinati, consuetudinem iuris no- 
minandi seu presentandi hniusmodi in cuius pacifica possessione seu quasi esse 
asseritis, auctoritate apostolica tenore presentium approbamus et oonfinna- 
musc . . . 

»Wir . . . heissen. Euerem diessfälligen Ansuchen entsprechend, dieses 
Recht der Nennung und Präsentation, in dessen unbestrittenem Besitz, oder so- 
viel als Besitz Ihr zu sein erkläret , durch unsere apostolische Verfügung laut 
Gegenwärtigem gut nnd bestätigen dasselbe« . . . 

Von einem Preisgeben vwbriefter Rechte durch den Verfassungsrath kann 
entschieden nicht gesprochen werden. Praktisch also ändert nichts das be- 
stehende Recht. 

Ein Antrag in der Sitzung vom 11. Februar 1888, es solle den Gemein- 
den das Recht eingeräumt werden, unwürdige und gerichtlich vernrtheilte Geiste 
liehe zu entlassen, eventuell denselben das Gehalt zu entziehen, führte zu einer 
interessanten Debatte. Es wurde aber diese Motion nicht als Verfassungsgrund- 
satz genommen. 

Auf Antrag des Commissarius wurde festgesetzt, dass der bischöflitke 
Comtnisaariua ex officio Mitglied des Erziehung srathes sein solL Ein 
ferneres geisÜiches Mitglied soll vom Landrathe gewählt werden. 

Die Errichtung neuer Pfarreien hängt von der Bewilligung des 
Staates ab.« 

3, Aus Aarau meldete der »Bund« Nr. 148 vom 30. Mai 1888: Die am 
24. Mai versammelte römisch-katholische Synode beschloss mit Rücksicht anf 
die im Zuge befindliche Rerision des Schulgesetzes, der Besuch des bisherigen 
confessionslosen Religionsunterrichtes, den die Lehrer ertheilen, solle 
künftig facultativ sein; es sollten die kirchlichen Behörden für die Ertheilung 
des Religionsunterrichtes sorgen und diesen solle die Wahl der Religionslehrer 
zustehen, dem Religionsunterricht solle das Schullocal und im Studienplane die 
nöthige Zeit eingeräumt werden; an der Cantonsschule und den beiden Semi- 
narien solle der Religionsunterricht durch Geistliche der betreffenden Confession 
ertheilt werden, aber facultativ sein. Der »Bund« meint, es werde der Grosse 
Rath diese Begehren nicht zugestehen und noch weniger das überwiegend pro- 
testantische und liberale Volk. 
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XIV. 
Literatur. 

1. Pawlaw A. Pjatdesjakxja glava Kormdej hnjigi, kok istoriceskij 
% proMiceskij istodnik russJcago braönago prava. (Das fünfzigste 
CapUd der KomUschaja Knjiga als historische und praktische 
Quelle des russischen Eherechtes). Moskau 1887, IV u. 452 S. 

In der Einleitung dieses Werkes weist der Verfasser einerseits 
auf den Umstand hin, dass es oft seine Schwierigkeit hat, nnter den 
Qaellen des gr.-or. Kirchenrechts das thatsächlich Geltende derselben 
von dem bereits Antiqnirten za sondern und bekennt andererseits die, 
far die officiellen Vertreter der gr.-or. Kirchenrechtswissenschaft (in 
letzter Keihe wohl auch für den Verf. selbst) nicht eben schmeichel- 
hafte Thatsache, dass es in der ganzen rassischen Literatur noch 
kein einziges System des gr.-or. Kirchenrechtes gebe, trotzdem be- 
reits im Jahre 1810 Seitens der Regierung den Professoren dieses 
Faches dessen wissenschaftliche Pflege besonders warm empfohlen 
wurde. Die vorliegende Arbeit erklärt Verfasser als eine üeber- 
arbeitung einer Artikelreihe, welche er als Kritik eines, 1880 er- 
schienenen Werkes von Oortschakow über das angef. Thema im 
Jahre 1882 fi. veröffentlicht hatte. 

Das Werk selbst zerfällt in zwei Theile. 

Der erste Theil (S. 8—226) enthält drei Abschnitte, von denen 
der I. die Quellen des L. Capitels der Kormtschaja behandelt, der 
II. eine bistorisch-canonistische Analyse des ersten Theiles, der III. 
eine ebensolche Analyse des zweiten Theiles des erwähnten Capitels 
der Kormtschaja bietet. 

Das Capitel L. der Kormtschaja besteht aus zwei Abschnitten, 
von denen der erste: »über das Oeheimniss der Ehe,c eine Ausein- 
andersetzung des Ehebegriffes und eine Anweisung für den Geistlichen 
ober die Art und Weise und die Bedingungen des Eheabschlusses 
enthält, der zweite: »über Verwandtschaftsgrade im Ehe3acramente,€ 
sich als eine Abhandlung über die verschiedenen Arten der als Ehe- 
hinderniss erscheinenden Verwandtschaft darstellt Beide diese Ab- 
schnitte wurden der Kormtschaja zur Zeit ihrer ersten Drucklegung 
(1649—1653) aus dem Rituale des Kijewer Metropoliten Petrus 
Mohila (1646) eingefügt; über die Quellen jedoch, aus denen Mo- 
hila schöpfte, herrscht nicht Uebereinstimmung. 
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Der Verf. führt nun aus, dass der erste Abschnitt aus dem Ri- 
tuale der katholischen Kirche und zwar dem Abschnitte >de sacra- 
mento matrimoniic (Rit. Rom. Pauli V. P. M. j. ed. 1615 p. 144 sqq.) 
entnommen sei. Freilich habe jedoch Mohila den betreffenden Ab- 
schnitt nicht wortgetreu übernommen, vielmehr die dort vorkommen- 
den Hinweise aufs Conc. Trident., auf katholische, der gr.-or. Kirche 
fremde Dogmen u. dgl. ausgelassen, und die Stelle den Bedurfnissen 
der letzteren angepasst. Der zweite Abschnitt fusst auf der russi- 
schen üebersetzung einer, vom Venezianer gr.-or. Priester Zacharias 
Skordylios 1564 veranstalteten Bearbeitung der /Ex&eatc ictpl 
xextt)Xufieyu)v xat axcuXuxcDV jaficuv, auvte&eiaa icapa MavouYjX xou 
fisyaXou x^P'^o?^^^^^^ "^C ajtou: xal Geßaafi{a<; xou fteou |i87aXi)<: 
IxxXtjaiagc ans den J. 1525—1540. Diese Bearbeitung (»ic«pl xm 
T^c; Guirxeveta? ßa&fiäivc) wurde jedoch vom erwähnten Metropoliten 
P. Mohila nicht vollständig und nicht ohne mehrtache Aeuderungen 
seinem Rituale eingefugt. 

Die Ergebnisse^ zu denen der Verfasser in den weiteren Ab- 
schnitten seines Werkes gelangt, können sodann in folgender Weise 
zusammengefasst werden. 

Die Bedeutung des erwähnten L. Capitels der Eorratschaja als 
Quelle des russischen Eherechtes gründet sich ausschliesslich darauf, 
dass P. Mohila die angefahrten Quellen seinem Rituale einverleibt 
hat und nur in sofern , als er dies gethan und als dasselbe Capitel 
in der, von dem Patriarchen Joseph und Nikon vorgenommenen 
Drucklegung der Kormtschaja Platz gefunden hatte, erscheint es als 
eine Grundlage des praktischen russischen Eherechtes. Die Bedeutung 
dieses Capitels in der historischen Entwicklung des Dogmas des 
russischen Eherechts bestimmt sich durch das Mass der daraus ent- 
nommenen, oder unter dessen Einfluss sich entwickelnden Normen 
dieses Rechtes. Die Lehre des L. Capitels der Kormtschaja über die 
Form des Ehesacramentes war in der gr.-or. Dogmatik des XVI. 
und XVII. Jahrhunderts allgemein angenommen. Die eigentlich 
russische Kirchengesetzgebung über die verschiedenen Arten der, als 
Ehehinderniss erscheinenden Verwandtschaft schwächte die verbind- 
liche Kraft der in den Capiteln L. und LI. der Kormtschaja enthal- 
tenen byzantinischen Kirchengesetze ab. Die im Capitel L. darge- 
legte Analogie zwischen der geistlichen und der auf Adoption be- 
ruhenden Verwandtschaft muss auch im praktischen Eherechte als 
verbindlich anerkannt werden und ebenso hat die blos physische Ver- 
wandtschaft gerade so wie die gesetzliche bis einschliesslich des vierten 
Qrades als Ehehinderniss zu gelten, wohingegen jene Berecbnungsari 
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der Verwandtschaft, wornach jeder Ehegatte im Verhältniss zu dea 
Blatsverwandten des anderen als ein besonderer Verwandtschaftsgrad 
gerechnet wird, als anticanonistisch verworfen werden muss. Die 
sog. geschlossene Zeit, in welcher keine Ehen geschlossen werden 
sollen, erscheint schliesslich in keinem gesetzgeberischen Akte der 
rassischen Kirche vollständig und genau angegeben. 

Im zweiten TheUe des ganzen Werkes (S. 227—452) werden 
sodann als Beilagen ausser dem Parallel-Texte des L. Capitels der 
Kormtschaja und des als Quelle desselben erscheinenden Abschnittes 
»De sacramento matrimoniic aus dem Rituale Rom. Pauli V. Akten- 
stücke publicirt, welche den, im ersten Theile aufgestellten Be- 
hauptungen zur Stutze dienen sollen. 

Die ganze Arbeit macht den Bindruck einer auf grflndliche 
Sitndien basirten Erörterung, welcher freilich die oft höchst persön- 
liche, selbst an*s Kleinliche streifende Polemik, in welcher sich 
Verfasser seinem Vorgänger Gortschakov gegenüber gefällt, in den 
Augen eines Nicht-Russen nicht eben zur Zierde gereicht. 

So Manches lässt auch die äussere Ausstattung des Werkes zu 
wünschen übrig. Dr. Ighvic. 

2. Die OescUecMsverhindungen der Unfreien im fränkischen Rechte 
von Carl Koehne, Dr. jur.^ Breslau, Koebner, 1888 j VIu.36 
Seilen in ö«, Pteis 1 Mark 20 Pf. (XXII. Heß der Unter- 
sudmngen zur deutschen Staats- und Bechisgeschichie von Dr. 
Otto Gierke). 

Die vorliegende Abhandlung zerfilllt in drei nicht völlig coor- 
dinirte Abschnitte, deren erster die Qeschlechtsverbindungen der un- 
freien im merovingischen Reiche, zweiter den Stand der Kinder von 
unfreien in demselben, dritter die Geschlechtsverbindungen der ün- 
treien und den Stand ihrer Kinder im karolingischen Reich behan- 
delt. Der erste Theil wird mit der Eintheilung der Geschlechtsver- 
bindungen in rechtlich anerkannte, in strafbare und in rechtlich in- 
differente eingeleitet. Die echte Ehe setzt nach ältestem deutschen 
Recht immer Ingenuität der Nupturienten voraus. Strafbar war die 
Verbindung eines Freien mit einer fremden unfreien ohne Einwil- 
ligung des Herrn der letzteren und jedenfalls die Verbindung eines 
Sclaven mit einer Freien. Anstatt der gegebenen Eintheilung folgend, 
die rechtKch indifferenten Verbindungen aufzuführen, hebt der Ver- 
fasser wegen ihrer wichtigen Rechtsfolgen zwei Arten von Qeschlechts- 
verbindungen heraus, welche weder Vollehen noch strafbar waren, 
das sind bleibende Verbindungen freier Männer mit den eigenen 
Sciavinnen und Verbindungen zweier Unfreien; erstere charakterisirt 
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Eoehne als Minderehen, Eebsehen, sog. Concubinate, letztere als 
wahre und wirkliche Ehen. — In beiderlei Beziehung bekämpft 
Eoehne die von mir in der Abhandlung Deber das Eherecht bei 
Benedict Levita und Pseudoisidor, Graz 1879, gegebene Darstellung 
und zwar gibt sich die Polemik, worauf schon die Vorrede aufmerk- 
sam macht, keineswegs als eine nur beiläufige zu erkennen. leb 
hatte a. a. 0., 3— 9> nachgewiesen, dass der Concubinat in Rom 
schon im fünften Jahrhundert aufgehört hatte, ein Rech tsinsti tut zu 
sein und in den germanischen Rechten nie als Kechtsinstitut gegol- 
ten hat; mit dem Concubinat dürfen aber solche Ehen nicht ver- 
wechselt werden, bei welchen mangels gewisser Voraussetzungen die 
Frau und die Einder in vermögensrechtlicher Beziehung hinter den 
übrigen in volUegitimer Ehe befindlichen Frauen und Eindem za- 
zäckstanden, Verhältnisse, weiche sich unschwer als Ansätze der 
später sog. morganatischen Ehe zu erkennen geben. Bezüglich der 
Sclavenehen hatte sich a. a. 0. , 6 , 25 f. , gelehrt , dass dieselben 
mangels der Freiheit der Nupturienten nach germanischem Elecht 
nicht als Ehen gegolten hätten , also sowenig wie im römischen 
Recht Ehen gewesen wären, während die Eirche dieselben unter ge- 
wissen Voraussetzungen als rechte und legitime Ehen erklärte. 

Die Darstellung Eoehne*s hat mich nicht äberzeugt, dass die 
Eebsehe nach deutschem Recht vom sechsten bis in's neunte Jahr- 
hundert anerkannt war. Nebenher muss ich erwähnen, dass 8. 2 
ununterschieden von Eebsen an Stelle oder neben der durch echte 
Ehe verbundenen Gemahlin die Rede ist; dadurch erscheint die 
Eebsehe ja vom Verfasser selbst als rein thatsächliches Verhältnis» 
aufgefasst. Eein Jurist wird leugnen, dass auch nur eine einfache 
aussereheliche Beiwohnung rechtliche Folgen haben könne ; ist des- 
halb derlei Fornieatiou ein Rechtsinstitut? Entgegen der Auslegung 
Eoehne's über die von den filii naturales handelnden Stellen der 
langobardischen Rechtsquellen halte ich an deren von mir a. a. 0. ge- 
gebenen Erklärung fest, das gleiche gilt bezüglich der Formel, 
Eoeiere^ n. 130, in welcher ich im Anschluss an Savign^ römisches 
Recht zu Grunde gelegt erblickte, während Eoehne deren Charakter 
als germanisch-fränkisch bestimmt, wozu ich aber bemerke, dass sein 
Gewährsmann Zeumer^ Formulae, Mon. Germ., I, 208, arg. v. vide- 
tur, im Gegenstand keineswegs so entschieden sich ausspricht, als es 
nach A. 18 zu sein scheint. Der den Concubinat anerkennende Canon 
der ersten Synode von Toledo, 400, wurde von der Mainzer Synode, 
852, c. 15, wiederholt, aus welcher Thatsache aber, wie ich a. a. 0., 
9, A. 2, ausführte, keineswegs die Fortdauer des Goncubinats als 
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eines Bechtsinstitotes zu folgern ist, so Koehne, S. 6, sondern worin 
ich nur eine Ooncession an die beispiellose Rohheit der Zeit erblicken 
kann. Völlig verfehlt ist aber der Hinweis anf Synode Tribur, 895, 
c. 36. Dieser Canon entscheidet einen inoralistischen Gasas aber 
fahrlässige oder schuldlose Tddtnn^ ; gemeint ist wohl c. 38 , wo- 
selbst bestimmt wird , dass die Verbindung eines Freien mit einer 
Freigelassenen als legitime £he anzusehen und so wenig wie eine 
Ehe unter YoUtreien auflöslich sei. Koehne gibt aber, S. 34, als In- 
halt des Canons die mit dem bekannten Canon von Toledo sich 
deckende Bestimmung an, dass wer nicht in echter Ehe lebe, mit 
Bioem Kebsweibe zufrieden sein solle und diese Verbindung bei Ex- 
communication nicht aufheben dürfe. 

Wenn ich in der Frage nach der rechtlichen Natur des Con- 
cobinats gegenaber Koehne auf meiner früheren Anschauung beharre, 
gebe ich ohne Rückhalt zu, dass ich bezüglich des andern Punktes, 
des ehelichen Charakters der Sciaveuverbindung nach germanischem 
Becht durch die Ausführungen Koehne's überzeugt worden, dass aller- 
dings nach germanischem Recht auch zwischen Sclaven eine Ehe 
möglich war. Der Bestand einer solchen Sclavenehe reicht freilich 
entfernt nicht an denjenigen der Ehe zwischen freien Personen hinan. 
Denn abgesehen davon, dass Voraussetzung einer solchen Sclavenehe 
die Einwilligung des oder der Herrn der Sclaven zu deren ehelichen 
Verbindung ist, war es in das Belieben eben derselben Herrn gestellt, 
die Sclaven wieder zu trennen. So unsicher und schwankend also 
immerhin die Existenz einer solchen Sclavenehe gewesen, so zweifle 
ich doch nicht mehr daran, dass auch nach germanischem Recht eine 
Ehe vorgelegen. Weniger entscheidend waren mir dabei die von 
Koehne angeführten Freilassungs-Ürkunden (A. 35), als die klaren 
Ausdrücke der Lex Bajuwariorum und Lex Salica, welche von ancilla 
maritata und conjugium zweier Sclaven reden. — In der angegebenen 
Richtung gebe ich die Berechtigung der Polemik von Koehne zu, wenn 
sie nur nicht über das Ziel hinausgeschossen hätte. Denn die gegen 
mich gerichtete Bemerkung, S. 26, dass nach cauonischem und kirch- 
lichem Becht an der Existenz von Sclavenehen nicht zu zweifeln sei, 
ist gegenstandlos, weil hierüber zwischen Koehne und mir keine Mei- 
nungsverschiedenheit obwaltet ; s. auch S. 25 f. meiner Abhandlung. 
Der Canon 7 von Verberie, welchen ich einfach vom Concubinat der 
Sclaven verstund, ninmt auf germanisches Recht Bezug und wird 
Yon Koehne dem Wortlaut entsprechend mit Recht auf Concubinate 
zwischen einem den höheren Classen der Unfreien augehOrigen Mann 
und dessen eigener Magd beschränkt. 
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Noch möge hier die fibersichtliche ZasaminenfaseaDg der für 
die roeroviDgische Pertode geföhrten ÖDtersachnng eine Stelle finden. 
Darnach sind 1. strafbar a) Entführ »mg einer Freien durch einen 
Sclaven, b) Verbindung einer Freien mit ihrem eigenen Sclaven, 
c) Verbindung eines Freien mit einer fremden SclaTin gegen den 
Wüten ihres Herrn, d) aassereheliche Verbindungen von Klerikern^ 
auch mit eigenen Sciayinnen ; 2. rechtlich indifferent ist die vordber- 
gehende Verbindung eines Laien mit seiner Sclavin ; 3. Minderehen 
sind die Verbindungen eines Freien mit seiner Sclavin und eines 
Hörigen mit seiner eigenen Magd ; 4. Vollehen a) zwischen zwei 
freien Personen, b) zwischen zwei unfreien Personen, c) zwischen einer 
freien und einer fremden unfreien Person. Ich äberlasse es dem 
Leser, dieses Schema mit dem oben angegebenen zu vergleichen, und 
bemerke nur, dass vom Falle 1. d) im Vorausgebenden nicht gehan- 
delt wurde und es gewagt scheint, die unter 4. b) c) aufgefttbrten 
Verbindungen als »Vollehenc zu bezeichnen. ~ Im fibrigen verweise 
ich auf die sehr fein ausgearbeitete Abhandlung über die Folgen un- 
gleicher Eheschliessung für den Stand der Kinder und unter Um- 
ständen auch des freien Contrahenten , dessen Freiheit in Knecht- 
schaft überging. Die von mir gemachten Ausstellungen wurden von 
Koehne provocirt und gebe ich abgeselien davon der besprochenen 
Abhandlung gerne das Zeugniss, dass sie mit grossem Fleiss ge- 
arbeitet ist; kleine Unebenheiten ändern daran nichts, Uebung wird 
auch hier die Genauigkeit selbst in scheinbar unbedeutenden Dingen 
schärfen. So wirft mir z. B. Koehne, S. 2 A. 9, einen Irrthum vor, 
während umgekehrt er meine von c. 5, Dist. 34 handelnde Be- 
merkung, a. a. 0., 5, a. 4, auf c. 4, eod. bezog. Zur Methode bemerke 
ich, dass sich in vielen Fällen eine wörtliche Anführung der ange- 
gebenen Beweisstellen empfohlen hätte, weil dadurch der Leser in 
die Lage versetzt wird, die Richtigkeit der Untersuchung und des 
Besultates ohne Schwierigkeiten und allsogleich zu prüfen. 

Graz. Rudolf v. Seherer. 

3. Die ünterschüdung der Verlöbmsse im eanon. BedUe. Van 

Dr. E. SehUng, Doc. d. B. an der Univ. Leipaig. VI t*. 184 S. 

8. Leipzig, VeU u. dmp.y 1887. (5 Mk.). 

Der Verfasser tritt der namentlich von Dr. Freise» in diesem 

Archiv vertretenen Ansicht entgegen, dass die Ehe erst durch die 

copula perfect werde. SehUng zeigt in historischer Entwickelnng, 

dass das canonische fiecht an dem römisch-rechtlichen Satze: con- 

sensus facit nuptias festhielt. Eine anerkennende Besprechung der 
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Schrift unter Berichtigaog einzelner Irrthämer gibt Prof. Dr. R. v. 

Sckerer in der Freiburger Literar. Rundschaa 1888 Nr. 3 Sp. 74—76. 

4. Boro Roszner vala^eära. Irta Dr. Komts Gytda. Budapest 

188S. 45 pp. 8'to. 

Im ersten Hefte dieses Jahrganges (Bd. 59. S. 201) ist er- 
wähnt worden, dass Baron Bossner in seinem »Altongarisches Ebe- 
recht« betitelten Werke (1887), das ebenfalls in ungarischer Sprache 
erschienene Werk des derzeitigen Richters der Bndapester kgl Tafel 
Dr. KavotSy »Eheschliessung in Ungarn nach kirchl. und bürgert . 
Rechte« (Budapest 1883. Vgl. Archiv, Bd. 43. S. 353) angegriffen 
hat and dass hierauf Eov&ts eine eingehende Antwort (Felelet B4rö 
Boszner Ervin Kägi magyar hirassägi jeg czimii munk&j&ca) gegeben 
hat. Da Baron Boszner unter dem Titel N^häny szö K^gi magyar 
häzass&gi jog czimii mank&m y^del märe (Einige Worte zur Verthei- 
digong meines altnngar. Eherechtes) replicirte« liess Kov4ts die vor- 
liegende Schrift (Auf die Replik des Baron Ervin v. Roszner) erscheinen. 

Der hauptsächliche Inhalt dreht sich um die Frage, ob die Ver- 
lobung (desponsatio) als Eheschliessung zu betrachten sei, da für die 
bejahende Antwort schon das aus dem XII. Jahrhundert (I100-illl2) 
stammende Oesetz des ungarischen Königes Koloman spricht : Placuit 
sanctae Synodo, nt omnis conjugalis desponsatio in conspectu ecclesiae 
praesente sacerdote coram idoneis testibus aliquo signo subarhationis 
coosensa otriusque fieret, aliter non conjugium sed opus fornicationis 
reputetur. Eovits gegenüber, der in seinem Werke und ausserdem 
noch in einer Sehritt über die VerUbnisslehre des Martin Sylvanus 
aus dem Jahre 1690 (Afchiv, Bd. 56. S. 188) für die eheschlie^jsende 
Krnft der Verlobung eintrat, will Baron Roszner die traditio puellae 
als den Akt der Eheschliessung gelten lassen. Auch im Betreff der 
Baabehe streiten die Verfasser, da Baron Roszner die Raubehe noch 
bis Mitte des XUI. Jahrhunderts als geltende Institution annimmt. 
Selbst die Civilehe wird seitens Baron Roszner*s für das ungarische 
Mittelalter vindicirt. Kein Wunder, dass Eov&ts auf die Replik hie 
und da scharf eingeht, sogar an dem Verfasser tadelt, dass er die 
lateinischen (gellen missverstanden hat. Es ist bei dieser Angelegen- 
heit nicht unsere Pflicht auf den zwischen den Verfassern entbrannten 
Streit näher einzugehen, da der Streit über die eheschliessende Kraft 
der Verlobung auf dem Boden der deutschen Literatur entstand. Was 
wir aber eonstatiren wollen , ist der Umstand , dass die ungarischen 
Quellen, welche lateiiisch geschrieben, daher allgemein zugänglich 
sind, für die historiscke Entwickeluog des Eherechtes im Mittelalter 
manche interessanten Belege bieten. Dr. Kardly Janas, 
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5. Der Selbstmord im classischen Alterthum. Hislorisch-hrüische 
Abhandlung von Dr. Aug. Oeiger, Augsburg 1888. Verlags- 
buchhandlung des Literarischen Instituts von Dr. M. HutÜer. 
82 S. (1 M. 50 Pf.). 

Die Gegner des Christenthums fahlen wohl instinktiv heraus, 
dass die christliche Moral weitaus Alles übertrifft, was in andern 
Religionen und in philosophischen Systemen an ethischem Gehalt ge- 
funden wird. Um nun der ihnen fatalen Schlussfolgerung zu ent- 
gehen, die sich aus den Worten des Heilands ergibt: »An ihren 
Früchten werdet ihr sie erkennen, c suchen sie den Nachweis zu er- 
bringen, dass das Gute und Erhabene in der christlichen Sitten- 
lehre nicht etwas Neues, sondern auch in andern Religionssystemen 
enthalten, diesen vielfach entnommen sei. um solchen Angriffen 
gegen das Christenthum entgegenzutreten, ist es sehr nützlich, ein- 
zelne Hauptfragen der Ethik historisch zu behandeln, wie dies in 
der vorliegenden Abhandlung in Bezug auf den Selbstmord ge- 
schehen ist. Der Verfasser fuhrt uns im ersten Theile die Ansichten 
der Philosophen, Geschichtsschreiber und Dichter des classischen 
Alterthums über den Selbstmord vor und schliesst daran im zweiten 
Theile die rechtliche Beurtheilung an, wie sie der Selbstmord im 
griechischen und römischen Rechte gefunden hat. Das Resultat 
seiner Untersuchung ist: »Philosophen, Geschichtsschreiber, Juristen, 
Dichter haben einstimmig der Anschauung gehuldigt, dass der Selbst- 
mord an sich keine verwerfliche, unter Umständen eine ehrenvolle 
Handlung sei, in vielen Fällen die einzige Zuflucht für den wackem 
und freien Mann bilde.« (S. 46). 

»Der gläubige Christ ergibt sich rückhaltlos in alle Fügungen 
des Schicicsals, welches in seiner Sprache göttliche Vorsehung heisst, 
und weiss darin jenen Frieden des Gemüthes zu finden, welchen der 
Stoiker vergebens suchte. Im Bewusstsein vollster Abhängigkeit von 
Gott ist er unabhängiger von allen äussern Verhältnissen, als der 
Stoiker in seinem stolzen Unabhängigkeitsgefähl. Er ist im Bewusst- 
sein seiner Schwäche stärker gegen alle Schicksalsschläge gewaffnet, 
als der Stoiker, welcher sich göttliche Macht beilegte. Er weiss durch 
seine ruhige Ergebung mehr Befriedigung aus allen Lebensverhält- 
nissen zu schöpfen, als der auf Vergnügen und Genuss sinnende 
Epikuräer. Er ist in Folge seiner religiösen Grundsätze jede Stunde 
bereit, sein Leben für höhere Güter aufzuopfern, wird aber nie in 
religiösem Wahne das Schwert in die eigene Brust stossen.c (S. 56). 
Es mag noch darauf aufmerksam gemacht werden, dass im 
alten Griechenland und Rom der Selbstmord, wenn er ohne obrig- 
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keitlicbe Erlaabnisä oder ohne hinreichenden Grand (z. B. unheilbare 
Krankheit) begangen wurde, als ein Staatsverbrechen angesehen und 
darch ehrlose Bestattung geahndet wurde. Dies mögen diejenigen 
sg. Humanitätsapostel sich merken, die es der Kirche zum Vorwarf 
machen, dass sie, die doch den Selbstmord principiell unter allen 
Umständen als eines der grössten Verbrechen verurtheilt, den Selbst- 
mördern das christliche Begräbniss verweigert. 

Wir freuen uns auf die Fortsetzung der interessanten und lehr- 
reichen Arbeit, welche unter dem Titel: »Geschichte der Vorstel- 
lungen vom Selbstmord im Christenthum« in der Vorrede in Aus- 
sicht gestellt ist. • Dr. Giristian hingen, 

6. Brie^ Outackten^ betr. die Rechte der unter städtischem Pa- 
tranat stehenden evangelischen Kirchen zu Breslau hinsichtlich 
des Begräbnisswesens, insbesondere über das VerhäUniss dieser 
Rechte zur Gewerbeordnung (Zeitschrift für Kirchenr. Bd. 20. 
8. 269—96). 

7. Friedberg ^ Bas kirchliche Bestattungsrecht und die Reichsge- 
Werbeordnung (41 5., Leipzig^ Druck wm A. Edelmann; Chrün- 
kuFs Zeitschr. für das Privat- und öffenüiche Recht der Gegen- 
wart. Wien 1888. Bd. 15. Heft 2. 8. 335—370). 

In Elsass-Lothringen haben die kathoL und protest. Oottes- 
hausverwaltungeu auf Grund der französischen Gesetzgebung das 
ausschliessliche Recht, die in ihren Sprengein Verstorbenen gegen 
tarifmässige Vergütung auf den Kirchhof bringen und dort beerdigen 
zu lassen, dazu den Sarg, die Leichenträger, die Wagen, die etwa 
sonst noch erforderlichen Dienstleistungen und Gegenstände zu stellen, 
ja sogar die Einladungen zur Beerdigung drucken und vertheilen zu 
lassen. Alles gleichviel, ob die Beerdigung eine kirchliche oder eine 
sog. civile ist, unter Androhung einer Geld-, im Wiederholungsfalle 
' Gefangnissstrafe und einer civilrechtlichen Verurtheilung zum Scha- 
densersatze bei Verletzung dieses Monopoles (Vergl. das Nähere bei 
Qeigd^ Das französ. reichsländ. Staatskirchenrecht. Strassburg 1884. 
S. 162 ff.). Ein ähnliches kirchliches Exclusivrecht wurde durch die 
im J. 1860 mit ministerieller Genehmigung vom Magistrat Breslau 
erlassene Stolä- Taxordnung (§. 44.) begründet, welche die Stellung 
des Leichenwagens von Seiten anderer Personen als der Kirche gar 
nicht zulässt. Es ist nun die Frage aufgetaucht, ob ein solches 
kirchliches Exclusivrecht bezüglich der Begräbnissbesorgung durch 
die Reichsgewerbeordanng aufgehoben werde? Prof. Brie verneint 
diese Frage, weil durch die, wenn auch entgeltliche Leichenbe- 
fi^rderung die Kirchengemeinde weniger eine i^gewerbliche^ oder auf 
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Erwerb gerichtete Handlang, als vielmehr nur eine religidse Pflicht 
bethätige und hiermit nur einen Theil des »einheitUehen religiösen 
Begräbnissaktes vollziehet In diesem Sinne entschieden auch die 
Breslaner Gerichte. Prof. FHedberg bekämpft diese Meinung und 
zwar vom Standpunkte des protest. Kirchenrechts: es sei keine 
Forderung des evangelischen Dogmas, sondern der christlichen Sitte, 
dass die evangelische Kirche in die Functionen nachfolgte, welche 
die vorreforraatorische kathol. Kirche för die Beerdigung der Todten 
ausgebildet hatte. Die verschiedenen Bestandtheile des kirchlichen 
Leichenbegängnisses ständen keineswegs in einem einheitlichen Zu- 
sammenhange; das Begräbniss sei nach evangelischer Anschauung 
an und ffir sich kein religiöser und kein kirchlicher Akt, sondern 
werde zu einem solchen nur durch das Hinzutreten der Thätigkeit, 
welche die Inhaber des geistlichen Amtes dabei ausüben ; der 
Staat habe diese auch in seinen Interessen- und Aufgabekreis 
hineinfallende Materie früher der Kirche ganz überlassen, aber dieser 
Zustand habe sich geändert, der Geistliche erhalte für die Voll- 
ziehung der kirchlichen Akte Stolgebühren und diese seien ein Ent- 
gelt [wenn das wahr wäre, wäre hier im evangel. Kirchenrecht also 
Simonie gestattet, eine doch gewiss neue Lehre!], die Besorgung des 
Begräbnisses durch die Kirchengemeinden sei nur ein Gewerbebe- 
trieb [!J und wenn die Kirchengemeinden auf ihren Kirchhöfen Orab- 
stellen gewährten und dafür Gebühren bezögen, so sei dieses ein ein- 
faches oneroses Geschäft, in welchem die Kirchengemeinde in ihrem 
Eigenthum stehenden Grund und Boden zum Gebrauch für die Be- 
erdigung auf bestimmte oder unbestimmte Zeit hergebe und der an- 
dere Contrahent eine Miethe zahle. [Im kath. Kirchenrecht würde 
dieser letztere Satz auch insofern Simonie involviren, als es sich um 
Gewährung des Begräbnisses in geweihter Erde handeln würde;] Das 
Begräbniss sei nie ein von der Kirche ausschliesslich auszuführender 
Akt gewesen und sei es auch heute nicht, wo vielmehr für das Be- 
gräbniss derjenigen, deren Angehörige die Beerdigungspflicht nicht 
zu erfüllen vermögen, die communalen Armenverbände zu sorgen 
hätten. [Friedberg verwechselt hier die Tragung der Kosten und die 
Vornahme des Begräbnissaktes selbst;] Man könne bei einem Be- 
gräbniss auf die kirchliche Mitwirkung der Kirchengemeinde ver- 
zichten und die blos gewerbliche Mitwirkung derselben fordern, die 
Breslauer Kirchengemeinden nähmen hier aber ein Bannrecht in 
Anspruch, der dritte, der auch die Leichenbesorgung als Gewerbe 
betreiben wolle — • und die Existenz dieses Bannrechtes läugne, müsse 
zur Feststellungsklage in Betreff dieser seiner Befugniss zugelassen 
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werden. Diesen letzten Satz geben wir zn, während der Breslauer 
Appellrichter angenommen hatte, das Bechtsverhältniss aus der Stoltax- 
ordnang beziehe sich nur anf die Eirchengemeinden einerseits und 
deren Glieder andererseits, weshalb diese allein eine Klage anstellen 
könnten, nicht derjenige, der blos aus einem Auftrage eines Eirchen- 
gemeindegliedes sein Recht ableite. Auch das Reichsgericht zu 
Leipzig hat unter dem 31. Januar 1887, ireilich aus mehr formalen 
Gründen letzterer Art, den Breslauer Kläger mit der Klage gegen 
die eyangel. Eirchengemeinde auf Gewährung von Grabstellen und 
Vornahme der Beerdigung der von ihm, dem Kläger im Auftrage von 
Qemeindegliedern zu dem Eirchhofe transportirten Leichen — wie 
die zweite Instanz abgewiesen, während die erste Instanz zu Breslau 
in diesem wie in einem früheren Rechtsstreite die Elagen aus den 
von Prof. Brie entwickelten Grfinden abgewiesen hatte. Vering. 
8. Prof. Dr. E. Friedberg' $ ^Verfassmngsreeht der evang. 

Landeskirehen in Deutschland und Oesterreich^ (XV u. 446 S. 

in ^, Mai 1888, B. Tauchnüa in Leipsig) 
zeigt trotz der beinahe allenthalben angebahnten »Verbindung kon- 
^sistorialer und synodaler Einrichtungen« (S. 3) immer noch »eine 
^erschreckende und fast durchweg unnothige ManmgfaUigküt^ im 
Ausbau der Institutionen von 52 evangelischen Eircbenverfassungen 
in Deutschland und 6 in Oesterreich*Ungam (S. 8). Bei diesen 
Zahlen sind nicht die Freikirchen, sondern nur die Landeskirchen 
berncksichtigt 

Ausserhalb des frone. Rechtsgebiets, worin es (S. 119) keine 
landesbischöfliche Eirchengewalt gibt (s. dagegen »Theol. Lit. Ztg.« 
1886 S. 37), entwickelte sich das landesherrliche Kirchenregiment 
(S. 102 — ^282) der evangelischen Landeskirchen Deutschlands fß^h- 
artig; doch fehlt ein gefneines ev. Gewohnheits-, wie Gesetzesrecht 
(S. 4). Gegenüber der »weltumspannenden kath. Kirche mag (S. 5) 
»eine einheiäiche ev. Kirchenverwaltung etoeckmässig sein ; nathwenr 
*dig ist sie aber nicht, weil der evang. Kirchenbegriff schon in der 
^Gemeinde zur voUkommenen (!) Entfaltung (S. 286) gelangt.« Die 
Hoffiiung (S. 54), »durpb den Uebertritt der kath. Bischöfe in der 
»kath. Diöcesaneinrichtong eine verfassungsinässige Gestaltung der 
»ev. Kirche« (S. 1) zu erlangen, erfüllte sich nicht, so dass eben die 
e?. Kirche nur »durch die TerritortaZgewalten zu verfassungsmässi* 
»gen Einheiten zusanynengefasst werden« konnte. Die Zulassung 
der ev. Kirche beruht, nicht auf einer »Pflicht«, sondern nur auf 
einem Entgegenkommen des Staates; »die evang. Kirche beansprucht 
»daher nichi dieselbe Stellung , wie die kath. , im Staate« (S. 39). 
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Die kath. Kirche ist ihrer Lehre nach (S. 52) xMein im Stande, der 
»Menschheit die Wege in das Himmelreich zu weisen; der Staat bat 
»daher für alle Theile seiner Wirksamkeit, welche sich mit den In- 
»teressen und den Zielpunkten der Kirche berühren, von dieser seine 
»Leitung zu empfangen. Und da weiter diejenigen, welche freilich 
»im Staate leben, aber doch diesen seinen wahren Zwecken zqzq- 
»leiten haben, nicht durch staatliche Normen in ihrer Wirksamkeit 
»eingeengt, oder gar von ihr abgehalten werden dürfen, so erhellt, 
»dass der Staat seine Herrschaft über den Klerus nur insoweit aus- 
»üben darf, wie es der erhabene Beruf desselben zulässt , und dass 
»er für alle Oebiete, welche die Kirche als innerhalb ihres Grenz- 
»gebietes fallend bezeichnet, diesen und ihren Organen eine voll- 
»kommene Freiheit der Thätigkeit einzuräumen hat. Die emng, 
»Kirche dagegen kennt keine ihr von Christus bes. verliehene Voll- 
»macht, um die Menschheit zur ewigen Seligkeit zu führen, auch 
>kein Priesterthum ^ dem »mit begrifüicher Nothwendigkeitc die 
^aiASSchliessUche Wahrnehmung der kirchlichen Aufgabe obläge.« 
(S. 53). Gleichwohl sind aber doch allenthalben Pfarrer (S. 212-264) 
und geistliche Aufseher derselben (Superintendenten S. 107, 197—211, 
358, 363) »der besseren Ordnung halber« beibehalten worden! 

Die kath. Kirche besteht in Nordamerika, Belgien und Italien 
getrennt vom Staate; aber »selbst die Vertreter der Gleichstellung 
»der evang, und der kath. Kirche (S. 55 u. 119) wagten noch nicht 
»die Loslösung der evang. Kirche vom Staate«; Staat und evang. 
Kirche »bleiben vielmehr schon durch die Verknüpfung des höchsten 
»staatlichen und kirchlichen Regiments in der Person des Landes- 
l^herrn€ verbunden.« 

Den evang. (S. 361—385) Kreis- , (S. 386—394) Provinzial- 
gemeinden und Landessynoden (S. 395—426) ähnliche Verirekmgen 
finden in der kath. Kirche keinen Raum ; der Cadorna'sche Gesetz- 
entwurf (Arch. f. K.-R. Bd. LX. S. 212) sucht solche allerdings för 
Italien einzuführen. Dagegen ist die Orfokirchengemeinde (S. 288-360) 
bei uns ähnlich gebildet, wiewohl unserer Gemeindovertretong oder 
Stifbungsbehörde keine Mitwirkung beim Gottesdienste und der Zucht 
(S. 328) zukommen kann. Sinngemässe Anwendung auf die katb. 
Kirche findet in der Hauptsache auch, was betreffs der Eigenschaft 
als off. Korporation (S. 35, 45 u. 91), der /Stoo^aufsicbt auf das 
Kirchenvermögen (S. 82, 95—101), des Pfarrzwangs (S. 251), der 
Nichtbehandlung der Geistlichen als öffenU. Diener (S. 256 — ^258), 
ihrer Vorrechte (S. 46 und 259) u. s. w. gesagt ist. 

Die Aufzählung der aUgemeinen kirchenrechtlichen Werke far 
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kath. and evang. K.-K., welch letzteres »in seiner juristischen Be- 
»gröndung sich noch nicht mit dem kath. zu messen vermag€, ist 
S. 25 keine erschöpfende. (Es wird darin z. B. kein einziges Werk 
von r(}misch*kathoIi8chen Verfassern erwähnt.) Wer für Preussen, 
Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Elsass-Lothringen und Hessen 
die kirchenrechtlichen Vorschriften Staaten weise [freilich oft unge- 
nau] zosammengefasst zu sehen wünscht , findet solche im Bd. II 
von Thudichum^s D. E.-R., während hier nur in jedem einednen 
Abschnitt die Sondergesetzgehungen, soweit sie überhaupt eine Ver- 
gleichuDg zulassen (hauptsächlich in den Anmerkungen), einander 
gegenüber gestellt sind. Auch in IZic^er- Dove-Eahl E.-R. sind die 
Einricbtangen selbst der kleineren deutschen Staaten thnnlichst mit 
berücksiebtigt Theologische und kirchenpolitische Erörterungen, so- 
wie eingehendere geschichtliche Entwicklungen hat Fr. (S. V) mit 
Recht hier bei Seiten gelassen. Der aus der Unmasse des Gesetz- 
materials oft nur sehr schwer herauszufindende »Bechtsgedanke der 
heutigen Verfassungseinriphtnngen« in den 52 evangelischen Landes-- 
kirchen Deutschlands, ist bisher noch nirgends so vollständig und 
qaellenmftssig dargestellt worden. 

Seit dem Beginn der Drucklegung sind allerdings einige Aen- 
derungen weiter eingetreten. So gehört jetzt auch ein luth. Dniv.-Pro- 
fessor dem Oberkonsistorium (S. 140) in Strassburg an. Ferner ist auch 
für Elsaaa-Lothringen (S. 213) eine praktische Pfarrprüfung neu ein- 
geführt worden. F. Oeigel. 
9. Dr. cT. U. Otkikar Hermann Müller ^ Recht tmd Kirche, Ein 

Beitrag Bur Philosophie des Rechts. Regensburg. Verlagsan- 

staU, vormais O. J. Mane. 1888. 127 8. 
Der Verfasser, ein Schuler der Breslauer Professoren Lämmer 
und Sehulze, derzeit Pfarrer in Ebersdorf im preussischen Antheile 
der Prager Diöcese, bezeichnet die vorliegende Schrift als einen apo- 
logetischen Versuch vom Standpunkte des Rechts. Die gemeinschaft- 
liche Wurzel des Rechts und der Moral sei die sinnliche vernunftige 
Natur des Menschen (§. 1). Die sittliche Ordnung sei lediglich die 
durch die menschliche Freiheit modificirte natürliche Ordnung, die 
Moral die in solcher Weise modificirte natürliche Ordnung des Ein- 
zellebens, das Recht die in solcher Weise modificirte natürliche 
Ordnung des Oemeinlebens (§§. 2 und 9). Da das Naturrecht die 
yernimflaiotbwendige Ordnung des abstracten Gemeinlebens sei, müs- 
sen die Definitionen des Rechts vermieden werden, durch welche das 
Natsrrecht ausgeschlossen wird (§. 8). 

Obwohl die Vernunft für sich allein im Stande sei, bestimmte 

ArdkiT /Sr Kirohenreoht. LX. ]^4 
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Regeln des inneren und äusseren Lebens des Menseben zu finden, so 
erbalten diese Segeln docb ihre verbindlicbe Kraft blos dnrcb den- 
jenigen, der ans das Dasein gegeben hat. Jas a Jove (§. 4). Jene 
»Natarrec&tslehre,€ nach welcher die äussere Freiheit anderer Men- 
schen ihre Schranke finde und jeder Vertrag ohne Rücksicht auf 
seinen Inhalt zu Recht bestehe, sei deshalb falsch. 

So trefflich die bisher angedeuteten Ausführungen sind, so sehr 
bedauert der Ref. nicht in gleicher Weise von den späteren Ab- 
schnitten überzeugt zu werden. Insbesonders hat der Verfasser im 
§. 6. in Anlehnung an eine unhaltbare nationalöconomische Ein- 
theilung der Qfiter in Sach-, Leistungs- und Verhältnissgflter von 
Stahl den Begriff von Lebensverhältnissen fibemommen. Der Ver- 
fasser begreift hierunter jene stetigen Beziehungen der Menschen zu 
einander, welche als nothwendige Mittel zur Befriedigung des ge- 
meinsamen Bedürfnisses anerkannt sind und nennt beispielsweise als 
solche Lebensverhältnisse die Erwerbsstände, die politischen Stände, 
die Qeroeinde, Vormundschaft, das Lehen wesen, das Anerbenrecht, 
die Innung, die Kundschaft, das Abonnement etc. 

In diesem Begriffe scheint zu Verschiedenartiges zusammenge- 
fasst, wodurch die Würdigung der eigenartigen geschichtliehen und 
politischen Bedeutung der einzelnen zusammengefassten Reehtsgebilde 
verdunkelt wird. 

Die nähere Analyse dieses Begriffes dor Lebensverhältnisse 
durfte auch den Staat als eine sehr variable geschichtliche Gathegorie 
zeigen und die etwas schematische Gegenüberstellung des Individuums, 
des Staates und der Kirche in den §§. 10 — 17. vermeiden. 

Vielleicht gestattet der Verfasser auch die Bitte, bei der in 
Aussicht gestellten eingehenderen Untersuchung des Gegenstandes 
den Begriff der Arbeit nicht mehr unter den Strich verweisen zn 
wollen, während dem Eigenthume ein eigener Abschnitt einge- 
räumt wird. 

Dr. Seheimpflug. 

10. Bertolotiif ^Gusus C(m8€ientiae€ ; Ä Ried eu Sawma^ m $^ 
Va. I 398 p., II 399 p, 6 fr. Sdbgtverlag. 1888. 
Mit Gutheissung des Erzbischofs zu Savona vom 3. April 1888 
hat der päpstliche capellanus honorarius J. J?., Dekan zu Altare 
(provincia di Genova, Arch. f. K.-R. 54 S. 167 Anm. l) aus seiner 
bereits 30,000 Abonnenten zählenden Halbmonatsschrift >Avvi8atore 
ecclesiastico« (jährl. nur 3 fr.), worin stets auch zuerst die jütigsien 
Erlasse der kirchlichen Oberbehörden lateinisch und Gerichtsurtheile 
n. 8. w. Italien, erscheinen^ die dort seit 1877 veröffentlichten Ani- 
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werien auf vorgelegte praktische Einzelfragen hier nochmals ab- 
drucken lassen, zwar mit 2 Inhaltsverzeichnissen, leider jedoch ohne 
Zasaramenfftgung oder gegenseitige Verweisung der innerlich znsam- 
mengehOrenden Bescheide. Es handeln Vol. I. p. 167, 182, 207, 
293, 383 u. 858 vom Pf arr zwange (namentlich auch den Bruder- 
schaftsgeisUichen gegenüber), von Jlfes^stiftnngen Vol. I p. 177, vom 
Kaufe der Kirchengütet Vol. I p. 178, 192, 272, 318 u. 387, vom 
iyHiHifenrechte Vol. U p. 9, 43, 107, 109, 124, 182, 311 u. 352, 
von der Ehe 39 Antworten im Vol. 1 und 30 im Vol. II, 32 u. 48 
yon der Verschiedenheit zwischen dem göttlichen und dem bürger- 
lichen Rechte (namentlich betreffs der Verträge und der Verjährung), 
37 von den Censuren , 21 von den Gelübden und den Segnungen, 
18 von den Ablässen, 12 von der h. Taufe, 18 von der h. Kommunion, 
1 von der Firmung, 3 von der h. Oelung, 42 von der b. Messe, 
40 von sonstigen liturgischen Fragen, 51 von der Beichte, 26 von 
der Sittenlehre, 19 von reinen Olaubensfragen u. s. w. Die Fragen 
sind gesperrt gedruckt, die Quellen nicht in Anmerkungen, sondern 
stets im Texte kurz mitangegeben. Da kaum ein Dutzend Antworten 
^vS ikiUenisehe Sonderverhältnisse sich beziehen, so beansprucht die 
Zeitsehritt, sowie die aus ihr abgedruckte Sammlung der Oewissens- 
fäOe praktische Bedeutung für den ganzen Umfang der kath. Kirche. 
Ohne die fleissige und rasche Beihülfe der in Rom selbst wohnhaften 
Mitarbeiter konnte allerdings der gelehrte Herausgeber, dessen Ver- 
dienste auch Italien durch Verleihung des Maurizius- Ordens u. s. w. 
anerkannt hat, seiner schriftstellerischen Aufgabe nicht mit der ihn 
ehrenden Verlässigkeit, Beschleunigung und Opferwilligkeit genügen, 
worin ihn kaum eine kirchliche Zeitschrift der Welt übertrifft. Cice- 
ronisch ist der lateinische Stjl nicht immer; das Verständniss leidet 
jedoch nicht hierunter. F. Geigel. 

It La Politica ecdeHastica conveniente alV Italia^ 
Florenz 1887, bei M. Ricci, 1 fr., 23 p. in 8^. [Abdruck aus 
dem Jahrgange 1887 (V) Vol. I Fase. (CVI) der hallmonat- 
lichen Rassegna di scienee sociali e politiche zu Florenz, Via 
San GaOo 31, jährl 22 fr.]. 

Dr. S. Gorleo, kgl. Ünivers.-Prof. (für »filosofia morale«) zu 
Palermo anerkannte bereits in der »Opinionec zu Rom vom 4.— 19. 
November 1875 (S. 4) das kaih Bekenntniss als das »»zur siiüichen 
Veredlung best ausgestattete und gleichförmigste mit am sichersten 
verbürgtem Ansprüche auf ewigen Bestände« (»»la meglio organiz- 
7sta, la piü rigogliosa di perenne vita««). »Einer der schwersten 
»Irrthümer (S. 5) , deren die üal. Regierung sich schuldig machen 

14* 
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»könne f sei der, 70Q Bücksichten auf (S. 8) förmliche Aussöhnung 
»aiit dem Papstthum in der Eirchenpolitik sich leiten zu lassen, oder 
»letztere bei lebhafterem Interessenstreit als Waffe gegen das Papst- 
»thum auszuspielen und ständig sich in die kirchlichen VerwaltungeD, 
»mittels der Oekonomate (mein üal. St.'E.-R. §. 9, S. 52) in die 
»Pfrfindenbesetzung und -Verwesung, mittels der Kultusdirection 
»(mein §. 17), des Exequatur und Placet (mein §. 6, 9, 21 u. 26) 
»und der sonstigen ganzen Beihe jener mittelalterlichen Polizei- 
»Handhaben ein0uinengen€ ^). »Deshalb (S. 6), weil das Oberhaupt 
»der kath. Kirche nie vergisst, königliche Gewalt ausgeübt zu haben 
»und auch die Rückkehr hiezu stets anstrebt, braucht Italien, dessen 
»jetziger Besitzstand völkerrechtlich verbürgt sei, noch lange nicht 
»eine Benachtheiligung durch die, der kath. Kirche gelassenen Frei- 
»heit zu btfürchten; das ital. Str.-G.-B. reiche dagegen aus. (S. 7) Die 
»Kirche werde ihre Ansprüche auf die frühere wdüiche Herrschaft 
»weniger betonen , wenn dereinst Italien sie unter das cHgemeine 
»Becht stelle, statt, wie bisher, von Fall zu Fall sie den Wechsel 
»der Begierungspolitik fühlen zu lassen.« 

Der vom Staatsrathe Cadoma bezw. von der durch ihn 
geleiteten parlamentarischen Kommission ausgearbeitete Ktrchen" 
gesetzentwurf (vgl. mein Beferat im Centralblatt für Rechtsw. VU. 
1888 Januar S. 146 ff. und Üniv.-Prof. Dr. Bitter B. v. Scherer im 
Görres-Hist.-Jahrb. 1888 S. 92 ff.) »lasse (in Art. 10) zu kath. Ge- 
»meindewahlen sdion alle kath. Getauften zu; das genüge nicht; es 
»müsse noch der Nachweis eines weiteren h. Sakraments hinzukom- 
»men; ein Familienvater, der sich nicht auch kirchlieh habe trauen 
»lassen, könne keinen Anspruch auf Zugehörigkeit zur kath. Kirche 
»erheben.« Der Hierarchie drohe kein Nachtheil aus der Wahl 
von Pfarr- und Diöcesanausschüssen, welchen die Pflründeneinweisung 
der Pfarr- bezw. der Diöcesangeistlichkeit ohne weiteres RechisnUttd 
zukommen müsse. [?I] »Auf dem ITaAfoysteme beruhe die Berufung des 
»Oberhauptes der Kirche und der einzelnen Orden, ehedem auch der 



1) »Uno dei piu gravi errori, che si possano commettere dal goTerno 
»italiano, h qnello di subordinare la soa polittca ecclesiastiea a vedute di con- 
^dliazione col Papato, ovvero di servirsene coroe arma contro di Ini nd casi 
»di pia vivo conflitto, dMngerirsi in tutte le amministrazioni ecclosiastiche , in 
»tutte le nomine e Tacanie di benefidi con Economati, oon Direzioni di Culto, 
»con Exeqnatar, con Placet e con tntta qaella serie di regle cantale del medio 
»ero« (p. 5). 

2) >ün capo di famiglia sposato col rito cattolieo da garanxia di ap- 
»partenere per raa volonta alla Chiesa« (p. 11). 
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»Bischöfe und Pfarrer (S. 9). »In der Wahl») der bürgerlich-recht- 
»lichen Vertreter der Eirchengemciuden liege die sicherste Bfirg- 
»schaft für die Gewiasensfreibeit aller Gläubigen ; die Vertreter wür- 
iden sicherlich stets den Interessen der Kirche entsprechen, da die 
»Mehrzahl der Wähler aufrichtig kath. gesinnt sei.c »Bei den guten 
»Beziehungen zwischen Wählern und Geistlichkeit bliebe kein Baum 
»för staatliche Einmischung oder für Konflikte übrig.* — Abgelehnt 
»müsse auch Art. 50 des Ge9.'Entw. werden, wornach »die seitens 
»der Pfarr- bezw. Diöcesanansschüsse (mein ital. St.-K.-B. S. 7 und 
»149, §. 1 A. 12 und §. 27 A. 9) verfügte Pfründeneintoeisung dem 
^KuUusfnmister zur Einsicht (»visto del Miuistro di giustizia e dei 
»eultic) vorzulegen wären. Die politische Verwaltung dürfe sich 
»nicht einmengen wollen; der vorgesehene Beschwerdeweg vom Mi- 
»nister zum »EOnige im Staatsrathc werde überflüssigi weil über die 
^farmeUe Gültigkeit der Beschlüsse der Ausschüsse nur die ordent- 
jluJwn Gerichte im gewohnten Bechtszuge zu entscheiden hätten« 
»(S. 12). — »Zugestanden (S. 13) könne der politischen Verwaltung 
»nur werden 1) die Genehmigung zur Neuerrichtung kirchlicher An- 
»stalten (S. 13 u. 17) und zu Vermögenszuflüssen (meine §§. 9, 13 
»u. 14), sowie 2) die Auflösung der Pfarr- bezw. Diöcesanausschüsse 
»durch's Ministerium wegen grober Verstösse (»gravi disordini«). 

»Ueber die Befilhigung und Würdigung zum kirchlichem Amt 
»können nur die geistlichen Oberen entscheiden*); wer ihr volles 
»Vertrauen — ihrer Annahme nach — nicht verdient, den brauchen 
»sie nie zum Amte zuzulassen oder im Amte zu belassen.« »Da- 
»gegen darf eine nach kanonischer Art übertragenen Pfründe wieder 
»nur nach kanonischem Verfahren (mein §. 6 A. 5 u. 11, S. 42), 
»also nur nach gestattetem rechtlichem Gehöre entzogen werden und 
»bleibt der Geistliche bis zur Entscheidung des letzten Bechtszugs 
»(»magistrati ordiuari" p. 14, mein §. 6) im vollen Genüsse. Ver- 
»schieden von der Pfründe sind die Vergütungen für kirchliche 
^VerricMungen (Stol- Messgebühren u. s. w.), welche allerdings so- 
ifort an den Vertreter übergehen, welchen der kirchliche Obere 
»einstweilen bestellt.« (S. 16). »Bei den üeberschussbeiträgen (mein 

1) »La Chiesa, nella elezione de* suoi rappresentanti civili, ha la mag- 
»giore espresflione della liberta di ooscienza di tatti i fedeli; od ö indabifca- 
»bile che essi riosciranno lempre conformi agi* interessi della Chiesa istessa, 
»essendo il inassimo namero degli elettori sinceramente cattoliooc (p. 10). 

2) »I giadici dell* abilita e deir oneeta neir esercino ecelesiastico non 
»possono essere che i snperiori gerarchici* (p. 15). »Essi non debbono mai 
>eB8ere eostretti ad accettare o a mantenere in nfficio chi non credono di meri- 
>tare la piena loro fiducia« (p. 16). 
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>§. 17 I) und bei Inaussichtnahme eines Miniesithevig'A von jfthrlich 
»800 Fr. für die Pfarrer (mein §. 17* und 26) habe man (S. 18) 
»bisher leider keinen Unterschied zwischen Kleinen und solchen Pfar- 
»reien gemacht, für welche ein ffv^rrgehiäfe oder mehrere (wie für 
»Stadtpfarreien von 50,000 Seelen) nnerlässlich sei^n. In Städten 
»gebühren jedem Pfarrer oder Ptarrgehülfen mindestens 1700 Fr.; 
»jedenfalls sollte der Beitrag, der (für andere Pfründen) vom »üeber- 
»schussec zu entrichten ist, erst vom Mehrbetrage über jfthrlich 
»1700 Fr. beginnen« (S. 19). Endlich wendet sich Gorleo (p. 20) 
gegen die ständige Beibehaltung eines, allen Diöcesen gemeinsamen 
Kultusfonds und einer, überdies (p. 22) ohne Betheiligung der DiO- 
cesanausschüsse, lediglich aus jS^aotobeamten gebildeten Centralkom- 
mission. »Dass wohlhabendere Bisthümer, Kirchen und Pfründen 
»ihre verfugbaren Bentenüberschüsse minder leistungsfähigen kirch- 
»lieben Anstalten abzugeben hätten, liege in der Natur der Sache 
»und sei oft selbst bei Stiftung der Bisthümer (S. 22) ausdrücklich 
»vorbehalten worden; allerdings sei hiebei nicht daran gedacht wor- 
»den , dass Anstalten anderer Diöcesen unterstützt werden sollten. 
»Wenn aber jetzt gerade in der einen Diöcese einen Ueberflass und 
»in der anderefi ein Mangel sei, so könne bei Atiseinandersetgung 
»des Kultusfonds (meine §§. 11 u. 17) und der GeneralaÄonoma(e, 
»wozu aber ein Zeitraum von 10 Jahren (p. 20) gewiss genüge, dem 
»Diöcesanausschusse der dürftigeren Diöcese sofort ein entsprechend 
»erhöhter Antheil und auch aus den Bentenüberschüssen der wohl- 
»habenderen Diöcesen ein, ein für allemal bestimmter Jahresbetrag 
»zugewiesen werden ^): (Die im Laufe der Zeiten durch Freigebigkeiten 
»und sonstigen Zuwachs bei einzelnen Pfründen oder Gotteshäusern 
»eintretende Erhöhung des Konkurrenzbeitrags gleicht sich wohl in- 
»uerhalb derselben Diöcese durch erhöhten Bedarf oder Vermögens- 
» abnähme minder leistungsfähiger Kultusanstalten wieder aus.) Hier- 
»nach fänden, da das gesammte Kultus vermögen alsdann ausschliess- 
»lich durch die Diöcesan- und die Ifarrausschüsse vertreten wäre 
»und da alle bisherigen £litoa^5 Verwaltungen und Einmischungen ver- 
»schwänden, keine Berührungen noch Konflikte mehr zwischen Staat 



1) »Le Congregazioni diocesane potrebbero raccogliere dalle parrochiftli 
»tatto le somme dovate ed insieme colle proprie per awentara dovate. farne il 
»versamento a qaelle altre Congregazioni diocesane che dovrebbero riscuotere« 
(p. 21). Aber auch nach anderen Richtangen hin betlfirfte der Gesetzentwurf 
noch der Berichtigung, um der Kirche eher annehmbar zu erscheinen; Tgl. di« 
jüngsten AUocutiouen des h. Vaters. 
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»und Kirche statt und sei alsdana erst die ^libera Ghiesa io libero 

>StatO€ verwirklicht ^).€ F. Oeigd. 

12. P. Giovanni Markaviö: Le parrocchie francescane in Dal- 

mcufiat bei der üpografia »Kot. Hrv.€ jm Zcura^ 1885, 140 8. 8^. 
Die DranaisJcaner-Yrovinz »zam h. Erlöser« oder Dalmatien 
ward 1735 (S. 20), wie bereits 1464 (S. 12) Ragusa und 1467 Spa- 
lato, von der Proviuz Bosnien (S. 5 — 21) losgetrennt und umfasste 
80 Pfarreien, welche von 9 Klöstern und 3 Hospizien unter Ober- 
leitung der Bisehöfe von Lesina, Macarsca, Nona, Scardona, Sebenico, 
Spalato und Trau wenigstens schon seit 1463 verwaltet wurden. 
Mahomet IL (S. 10 u. 28) duldete keine anderen Geistlichen. Der 
Ausschluss der Weltgeistlichen ergibt sich auch aus den Bullen von 
1322, 1418, 1422, 1443 und dem päpstlichen Rescripte vom 4. Juni 
1826 (S. 32, 51 und 95), sowie den Erlassen der venezianischen 
(8. 95—102) und der österreichischen Regierung (S. 45, 79 u. 189, 
vom 22. Febr. 1798 und 18. Aug. 1849). Die Seelsorger wurden 
vom Ordensprovinzial vorgeschlagen und überwacht (S. 31, 33, 38—44, 
96—114). Die durch 22 italienische und 3 illjrische Urkunden 
(S. 131—139) belegte Schrift, erörtert die Einverleibung (S. 89 und 
103) fraglicher 80 Pfarreien in die Franziskanerklöster. Die Statt- 
haftigkeit einer solchen vollständigen Einverleibung ergibt sich aller- 
dings aus den Bullen vom 5. Nov. 1567 und 1794 (S. 63, 78 u. 81). 
Alle Pfarrgeistlichen aus dem Franziskaner-Orden waren dort ad 
nutum amovibel (S. 88). F. Qeigd. 

IS. Kirchengeschickte Deutschlands von Dr. Alb. Hauck^ Professor 

in Erlangen. Th. 1. Leipzig, J. C. Hinrichs, 1887. VIII 

u. 568 S. gr. 8. 

Buch I. schildert das Christentbum in den Rheinlanden während 
der Römerzeit, Buch IL die »fränkische Landeskirche, c Buch III. die 
Thätigkeit der angelsächsischen Missionäre in Deutschland und das 
Verhältniss zu Rom. Das Werk bietet ein dankenswerthes reiches 

1) Kn grosser kircheupolitischer Gonflict steht f&brigens wieder in Sicht. 
Wir meinen den von Si^elbewahrer Zanardelli Torfassten Straf-Gesetzentwarf, 
mit dem auf die Missbräuohe des Klerus bezagüchen Abschnitt. (S. o. S. 191 ff.). 
Aach löste der Ministerpräsident Crispi den überwiegend kirchlich gesinnten 
Gemeinderath der Stadt Rom im Mai 1888 auf, weil derselbe sich der Anf- 
stellnng eines Denkmals für Giordano Bruno widersetzt hatte. Mit welchen 
Mittehi es darauf der Regierung gelang, die Wahl eines liberalen Gemeinde- 
rathes durchzusetzen, darüber — so berichtete die Germania ^ werde eine ur- 
kandliche Zusammenstellung erscheinen, unter dem 6. Juli 1888 meldete die 
Neue Freie Presse aus Rom, der italienische Staatsrath habe den päpstlichen 
Gerichtshof für etwaige CivÜstreitigkeiten der päpstlichen Beamten des Vati- 
cans als unzulässig erklärt. (Die Red.) 
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Detail, dessen Benutzung ein bereits diesem ersten Bande beigefügtes , 
Sacliregister erleichtert. Wünschenswerth wörde ein Qeneralverzeich- 
niss der benutzten Werke unter vollständiger Titelangabe oder sonst 
genauer Bezeichnung bei den einzelnen Citaten. Auch vermisst man 
öfters die Angabe der chronologischen Daten, wo solche leicht hätto 
geschehen können und zur besseren UebersichtUchkeit der Entwickeluog 
von Werth gewesen wäre. Katholischer Seits kann man sich auch 
nicht damit befreunden, dass der Verfasser die kirchengeschichtliche 
Entwickelung mitunter zu sehr im protestantischen Geiste zu con- 
ätruiren sucht. Freilich könnte man seine AnfTassung grosseotheils 
schon aus dem von ihm selbst Berichteten widerlegen. Seine Meinoog 
von der Gestaltung der Kirche im fränkischen Reiche als einer von 
Koni unabhängigen Landeskirche ist dieselbe, die> schon Richter in 
seinem Kirchenrecht aufstellte und welche WaÜer, Kirchenr. §. 44a 
Note 5 S. 92 f. der 14. Aufl. bereits widerlegt hat. Auch ans 
WaUsf, Deutsche Verfass.-Gesch. Bd. 3. S. 41 f. der 2. Aufl. hätte 
Hauch sich eines Besseren belehren lassen können. 

Dr. Rob, ScheidemafUd. 
14. Prof, Dr. H, Brücke Lehrburch der Kirchengeschieide für 
akademische VarlesuHffen und eum Selbstsiudium. 4, vermehrU 
und verbesserte Aufl. Maituf^ Frans Kirchheim, 1888. XVI 
14. 939 8. ffr. 8. (12 Mk. 60 Pf.). 

Der 1884 erschienenen, in's Französische, Englische und Ita- 
lienische übersetzten 3. Auflage folgte nun bereits die 4. Durch 
seine klare, bündige und übersichtliche Darstellung ist das Werk 
zum Studium besonders geeignet. Es bringt keine üeberfülle von 
Detail, aber nichts im Allgemeinen Wichtigere ist übergangen. Be- 
sonders treffende Quellenbelege und ausgewählte Literaturbelege, 
denen mitunter kurze kritische Bemerkungen beigefügt sind, geben 
die Anleitung zu weiterer Forschung. Die verschiedenen neu er- 
schienenen Papstregest^n und die neueste Literatur sind in der neuen, 
um 15 Seiten vermehrten Auflage mitberücksichtigt Ein paar uns 
aufgestossene Uebersefaen wollen wir annotiren. S* 76 wäre wohl 
IiinVs Ausgabe der Maxh '^^v iitooroXcov mit ihrer üebersicht der 
verschiedenen Meinungen zu verzeichnen gewesen; S. 270 vielleicht 
auf die zwischen Grauert und Weiland (von letzterem in der Zeitschr. 
f. Kirchenrecht Bd. 22. 23) ventilirte Streitfrage bezüglich der 
Gegend der Abfassung der sg. donatio Constantiniana und auf die 
Eigenthümlichkeit, dass dieselbe auch in die russischen Kirchen- 
rechtssammlungen überging , hinzuweisen gewesen ; S. 832 Note 4 
passt jetzt die Verweisung auf »die letzten Jahrgänge des Archivs« 
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nicht mehr; S. 888 §. 223 am Ende ist das neueste portugiesische 
Coflcordat ton 1886 bezfiglich Indiens (Archiv Bd. 58. S. 3 ff.) nicht 
erwähnt; 8. 823 Note 1 wird tfir das österr. Concordat blos auf 
Nussf conventiones verwiesen, wo die wichtigen, ioi Archiv Bd. 1. 
enthaltenen Beilagen und im Bd. 14. ebds. raitgetheilten , geheimen 
Artikel nicht abgedruckt sind. S. 819 Z. 28 v. u. ist zu lesen : 
Lothar I. (843—855), Ludwig 11. (85&— 875). 
25. Lekrbtuch des katholischen Kirchenrechts von Brälat Prof. Dr. 

Ikäipp Hergenröther. Freiburg, Herder, 1888. XVI u. 562 8. 

8. (6 Mk.). 

Das gediegene Lehrburch, dessen erster Theil bereits im vori- 
gen Jahre als Programm des bischöfl. Lyceums von Eichstätt aus- 
gegeben wurde, liegt jetzt vollendet vor. Der Verfasser will darin 
die allgemeinen Grund^tze des kathol. Eirchenrechts in möglichster 
Kürze darstellen, die historische Entwicklung und die besonderen 
Verh&Itnisse der einzelnen Länder dem mfiudlichen Vortrage über- 
lassend. Auch der kirchliche Process ist mit dargestellt. Die An- 
merkungen enthalten neben ausgewählten Quellen- und Literaturbe- 
legen manche werthvolle und namentlich auch kritisch orientirende 
Bemerkungen. Ob die S. 142 — 148 abgedruckten blossen Rubriken 
der Decretalensammlungen Werth haben, scheint uns sehr proble- 
matisch. Das Werk verdient aber im Ganzen alle Anerkennung. 
16. Lehrbuch des Kirchenrechts von Dr. FhUipp Zorn, ord. Prof. 

der Beehte in Königsberg, Stuttgart, Ferd. Enke, 1888. XVII 

u. 534 8. (10 Mk.). 

Dieses Werk bildet den 3. Bd. der »Handbibliothek des öf- 
fentlichen Rechts« von Prof. v. Kirchenhetm. Es hielt den im Bd. 1. 
(Staatsrecht von Prof. Kirchenheim) und Bd. 2. (Verwaltungsrecht 
von Prof. Frhr. v. Stengel eingehaltenen und voraussichtlich in noch 
ausstehendem Bd. 4. (Völkerrecht von Prof. Rivier) einzuhaltenden 
Plan, zwar keine Detaildarstellung mit erschöpfender Quellen- und 
Materialangabe, aber eine klare Qbersichtliche Darstellung alles We- 
sentlichen mit kurzem Hinweis auf die mehr in*s Einzelne gehenden 
Fragen zu bieten, in zwei Richtungen nicht ein. Nämlich 1) ist man- 
chwlei Detail aufgenommen und sind für jenen Plan auch zu viele 
Literatorbelege gegeben, nur ignorirt der Verfasser möglichst katho- 
lische Literatur, die nicht in seine Anschauungen passt. Dass der 
Verfasser 2) im Eirchenrechte sehr Wesentliches übergeht, beweist 
die Weglassnng der Darstellung des Eherechtes. Er begnügt sich 
nicht damit, dass neuere Staatsgesetze dem kirchlichen Eherechte 
and der kirchlichen Ehejurisdiction die bfirgerliche Wirkung ab- 
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sprechen, er behauptet S. 534, kirchliche Satzungen, »welche den 
staatlichen Vorschriften zuwiderlaufen, wie solche besonders die Ehe- 
ordnung der katholiBchen Kirche in weitem Umfange enthält , sind 
nichtig.« Als Beispiele solcher durch die Keichsgesetze wie er sagt 
nichtig gewordener Vorschriften , verweist er in der Note dazu auf 
Conc. Trident. S. 24 de s. matrim. sacr. can. 8. 4. 6. 7. 9. 12). Die 
katholische Kirche, fügt er bei^ halte ihre früheren [?!} Eherechts- 
satzungen soweit möglich mit den Zuchtmitteln des forum internam 
aufrecht und die protestantischen Trauungsordnungeu bezögen sich 
durchweg auf Satzungen des bürgerlichen Rechtes, und darum sei 
die Darstellung des Eherechtes vom Kirchenrechte getrennt einer 
besonderen Disciplin des Eherechtes zu überweisen. Wie hier, so 
tritt in dem Buche aber durchweg ein einseitig protestantisch libe- 
raler Standpunkt hervor und dazu kommen noch so viele üngenaaig- 
keiten, von denen manche auch durch das zum Theil festgehaltene 
Streben nach kurzer knapper Darstellung hervorgerufen sein mögen. 
Ein Sachregister fehlt. 

17. Monsigr, Dr. Wüh. Wingerath^ Schutj^katechismus gegen die 
Irrthümer des modernen Heidenthums^ die Kunst jeden, der 
diese Irrthümer lehrte leicht mit seinen eigenen Änitoorteii 
Sil widerlegen. Einsig auiorisirt, üebersetemig des Catechismo 
preservativo. Donauwörth^ L. Äuer, 1888. VIII u. 160 & 
8. (1 Mk. 60 Pf., fein. Ausg. 2 Mk, 20 Pf.). 

18. Ders. Endgültige Lösungen aUer Streitfragen der modernen 
Welt und Wissenschaft über Ueist, Materie, Kraft, Tfaierseele, Gott, 
Welt, Schöpfung, Vernunft, Offenbarung, Wunder, Gteheimniss, Un- 
sterblichkeit, Hölle, Erlösung, Freiheit, Liberalismus, Kadicalismas, 
Materialismus, Pantheismus, Darvinismus, Monotheismus, Christen- 
thum, durch die jedem Menschengeiste mit dem eigenen Ichsein an- 
geborenen Unterscheidungsgesetze mit höchst einfacher!, streng ma- 
thematisch-wissenschaftlicher Beweismethode und 40 höchst interes- 
santen Geschichten und Anekdoten. Ebds. 1888. Siebentes Tausend. 
VI u. 170 S. 8. (2 Mk.). 

Zwei apologetische Schriften, die freilich ausser Erörteruogeo 
über Christenthum, Kirche, Schule, Unfehlbarkeit nichts zugleich 
Kirchenrechtliches enthalten, aber wegen des vielseitigen darin ent- 
haltenen gründlichen Wissens, wegen ihrer originellen, mitunter 
drastischen Darstellung, besonders aber wegen des packenden scharfen 
philosophischen Beweis Verfahrens hier allen gebildeten Lesern em- 
pfohlen werden sollen. 
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19. Wetzer und Weite's Kichenlexikon oder Encyhlöpädie der ha- 
tholischen Theologie und ihrer Hu^stoissensckaften. 2. Aufl. 
Von Dr. Frane Kaulen, Bd. 5. Freiburg, Herder, 1888. 
2112 Sp. (11 Mh geb. 13 Mh. 40 Pf.). 

Das bis zor Hälfte gedruckt vorliegende ffir Theologen, Ca- 
Donisten und Historiker unentbehrliche, in der 2. Auflage ganz neu 
bearbeitete und vermehrte vortreffliche Werk umfasst im Bd. 5. die 
Artikel Gaai bis Himmel. Die Verlagshandlung hat mit dem 15. April 
auch eine neue Ausgabe der bisherigen B&nde in monatlieh einander 
folgenden Doppelheften ä 2 Mk. begonnen. Wir kommen auf den 
reichen Inhalt noch zur&ck. 

20. Sundsehreiben , erlassen am 20. Juni 1888, von unserem 
h. Vater Leo XIIL über die menschliche Freiheit. Freiburg, 
Herder, 1888. 61 8. gr. 8. (50 Pf.)- 

Die Encycl. Liberias mit nebenstehender deutscher üebersetzung 
von Prälat HetHnger reiht sich hier der Sammlung der Bund- und 
Sendschreiben des grossen Papstes an, welche in demselben Verlage 
im Originaltexte mit beigegebener deutscher Üebersetzung Hettinger's 
erschien. 

21. Die Residenapflicht der Pfarrer, Curaten und aUer, welche ein 
mit der cura animarum verbundenes heneßcium inne habefi. 
Eine canonistische Abhandlung von Dr. Fram Jos. Heim, Dom- 
probst in Augsburg, Das. KranssfeUer 1888. IV und 156 S. 
8. (1 Mh. 80 Pf.). 

Ein schdn ausgestattetes und schön und grfindlich geschriebenes 
Werkchen. Der Verfasser stützt sich hauptsächlich auf die bewährten 
alten Canonisten Beiffenstuel, Oarcias, Fagnanus, Benedict XIV. n. s. w. 
and beräcksichtigt namentlich auch die Entscheidungen der Gongre- 
gatio Goncilii. Die Residenzpflicht der Seelsorgogeistlichen ist, wie 
er darthut, iuris divini, jedoch die Art und Weise des Vollzuges 
derselben ist durch die positive kirchliche Gesetzgebung, besonders 
das Tridentinum näher festgesetzt. Die Darstelhmg dieser kirch- 
lichen Gesetzgebung, die sich daran knäpfenden Streitfragen, sowie 
auch die historische Entwickelung der kirchlichen Rechtsbestim- 
mungen ist die Aufgabe, der sich der Verf. unterzogen hat. In der 
ersten Abtheilung handelt er vom Gesetze der Residenz überhaupt, 
in der zweiten längeren Abtheilung von der Residenzpflicht der 
Seelsorgegeistlichen insbesondere. 

22. Die BuUe ünam sanctam. Ihre wahre Bedeutung und Trag- 
weite für Staat Ufid Kirche. Eine Festgabe zum Dociar-Jubi- 
läim des Herrn Geh. Baths und Prof Dr. Joh. Jtd. Wüh. 
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V. Planck, überreicht von Dr. Jos, Bercktold^ Frof. d. Beeide. 
München, Christ. Kaiser, 1887, 135 S. gr. 8. (2 Mk. 70 Tf). 
Prof« Berchtold sachte bereits 1869 in einem Rechtsgntachten 
der Mfiochener Jurist. Facultät und eingehender in einer Schrift: 
»Die Unvereinbarkeit der neuen Glaubensdecrete mit der bayerischen 
Staats verfassungc 1871 (s. darüber Archiv, Bd. 26. p. XLI ff.) die 
Staatsgefährlichkeit der Infallibilität des Papstes nachzuweisen. Die 
Bulle TJnam sanciam von Bonifaz VIII. war gleich Anfangs gegen 
die Definirung des Unfehlbarkeitsdogmas in's Treffen gefuhrt worden. 
Die froheren, von den Gallikanern ausgegangenen und oft wiederholten 
Entstellungen und Verdrehungen der Bulle waren namentlich auch 
in dem Votum der Munchener Jurist. Facultät und der erwähnten 
Schrift Berchtold*s wiederholt worden. Jetzt wird in der vorliegen- 
den »Festgabe« die Bulle Ünam sanctam nochmals in derselben 
Richtung verarbeitet. Sehr lebhaft wird dabei besonders gegen die 
Auslegung ddr Bulle in des jetzigen Card. Hergenröfher Eath. Kirche 
und Christi. Staat polemisirt, sehr gläubig dagegen angenommen, 
was Drumann in seiner »Qesch. Bonifacius VIII.« (2 Theile, Königs- 
berg 1852) vorgebracht hat. Dass Prof. B. in der vorliegenden Schritt 
keineswegs den ganzen Context der Bulle analysirte, sondern den 
»ganzen Inhalt der Bulle« unter ein paar gänzlich aus dem Zusam- 
menhange herausgerissenen und entstellten Einzelheiten zu vergraben 
und einen schwindelhaften Zusammenhang zwischen dem Schlusssatze 
und der Lehrentwickelung zu fingiren suchte, — dieses zeigte gründ- 
lich und eingehend Prof. Dr. Scheeben im Mainzer »Katholik« 1888 
Maiheft S. 449—483, Juniheft S. 561—602. Scheeben gibt hier 
eine vollständige Analyse des Inhalts der Bulle, welche den wirk- 
lichen Sinn dieser, wie aller anderen angefochtenen Ausdrücke an's 
Licht stellt. Auch Drumann wird gelegentlich gebührend kritisirt 
Manche gute Bemerkungen zu der Schrift Berchtold's enthält auch 
die Recensiou derselben von Prof. Dr. Orauert in dem Histor. Jahr- 
buch der Görres-Gesellschaft 1888. Bd. 9. Heft 1. S. 137—151. 
23. Hartm, Orisar, lieber Sammlungen älterer Papstbrirfe und 

deren theologische Verwerthung. (Innsbr. ^itschr. für kaiM. 

Theologie. 1888, Heft 3. 8. 487-532). 
Wir finden hier zunächst eine gute Orientirung über den Werth 
und ünwerth der verschiedenen BuUarien. Das lückenhafte und ärm- 
liche Buliar A. M. Gherubini's und seiner Fortsetzer überflügelte das 
von Cocqudines 1739—44. Mit verschwindend kleinen Verbesserungen, 
aber mit sehr vielen Druckfehlern und grösseren Versehen, nament- 
lich vielen nichtssagenden und anechten Urkunden, wurde Cocquelines' 
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Sammlung im Turiner BtMarium neu abgedruckt, das 1857 begon- 
nen wurde und 1872 (mit Bd. 24.) in's Stocken gerieth. Cocquelines 
sammelte in 14 Bänden päpstliche Erlasse bis zum Anfang der Re- 
gierung Benedicts XIV. (1740). Die Turiner Ausg. druckte diese 
Sammlung in 23 Bänden ab, als »Appendixe sollten alle die zahlreichen 
bei Cocquelines nicht enthaltenen Urkunden erscheinen. So hatte man 
pomphaft, versprochen, aber von diesem Appendix erschien nur ein 
Halbband, der fast zur Hälfte Leo I. gewidmet ist, mit dem er be- 
ginnt, und nur bis Silverius reichte, aber auch für diese Zeit äusserst 
mangelhaft ist. Der NeapoliL Buchhändler Enrico Caporaso versprach 
ans dem von ihm erworbenen, für die Turiner Sammlung gesam- 
melten Ergänzungsmateriale das Turiner BuUar, resp. dessen Appendix 
unter der Bezeichnung series secunda fortzusetzen (indem das Turiner 
Bnllar als series prima gedacht wurde). Die vier ersten Bände der 
series secunda sollten ein Abdruck des vier foliobändigen besonderen 
Bnllar Benedicts XIV. (Rom« 1754 ff., vermehrte Ausgabe in acht 
Bänden, 8^, Mecheln 1826 ff.) werden, und um durch Pnblication von 
300 in den bisherigen Sammlungen nicht abgedruckten Urkunden 
Benedicts XIV. sich zu empfehlen, erschien 1885 zuerst der fünfte 
Band unter dem Titel : Magnum Btdlarium Bamanum Neapoli edi- 
fornt series IL tomus V, distributio L Seitdem* erschien aber von 
dieser Neapolit. Fortsetzung nichts mehr. 

Eine zu Prato 1843 — 1867 in zehn Bänden Fol. erschienene 
FortseUnrng der Bullarien reicht in vierzehn Bänden 4^ von Bene- 
dict XIV. bis Pins VIII. einschliesslich. Die Fortsetzung und Er- 
gänzung, welche 1727 ff. zu Lf4xemburg unter dem Titel: Magnum 
Bullarium Boaianum a B. Leone usque ad S. D. N. Benedictum XIII. 
erschien und ein Nachdruck davon 1742 ff. sagt Card. PUra in seinen 
Beiträgen zur Literatur der Bullarien in seinen Änalecta novissima 
I. 363—365: Luxemburgi in titulo, re autem vera Qenevae, editio 
maltis scatens erroribus, indice carens, adeoque involuta et inordi- 
Data, ut vix uUius usui esse possit. Eine andere Fortsetzung von 
Cocquelines Bullarium von Clemens XDlI., dem Nachfolger Benedicts 
Xnr. bis 1830, d. h. bis auf Pius VIII. ist das zu Rom vom Ad- 
vocaten Ändr. Barheri 1835—1856, zunächst mit Unterstätzung von 
Spezia, seit dem sechsten Bande von Segreti, herausgeg. Magnum 
Bullarium, welches 1857 ff. bis auf Gregor XVI. einschliesslich fort- 
gefährt wurde. Abgesehen von der Uncorrectheit und Lückenhaftig- 
keit sämmUicher bisheriger Bullarien ist ein Missstand, dass ihre Er- 
lasse erst mit Leo I. mit dem J. 440 beginnen. Cocquelines er- 
klärt, er habe keine Bullen aus früherer Zeit gefunden, aus der 
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frfiheren Zeit seien nur decretaies epistolae vorhanden und das Tq- 
riner Ballarium Bd. 1. S. 23 drnckte dieses noch nach, obschon doch 
damals schon Jaffffs Regesta Bomanoram pontificum, welche die 
Nachweise und Inhaltsangabe von den päpstlichen Erlassen bis znm 
J. 1098 enthalten, Ungst (1851) erschienen waren. 

Die zweite Auflage von Jc^^s Begesten (anspiciis Gnil. Wair 
ienbttck, prot. Berolin, cur. S. Loewenfdd^ F. Kaltenbrunner^ P. Ewald 
Berolini 1885—1888, (tom. 1. XXXI u. 919, tom. 2. Vni a. 823 S. 
4<^) ist jetzt vollendet. Die früheren 11,000 Namroern sind jetzt auf 
G. 17,000 gestiegen. Neben anderen Werken wird in der nea be- 
arbeiteten 2. Anfl. wie Mansi, so auch überall Migne^s Patrologia 
citirt, so dass dadurch auch ein Bepertorium zu Mansi wie zu Migne 
für dessen überall zerstreute Papstbriefe geboten wird. Es hätte frei- 
lich daneben in den Citaten auch regelmässig das corpus iuris ca- 
nonici figuriren sollen und es sind leider auch bei den Papstbriefen, 
die in Werken von Kirchenvätern vorkommen, nicht immer die besten 
und neuesten patriatiscben Ausgaben benutzt. Die beiden letzten 
Fascikel bringen hauptsächlich von Löwenfeld gearbeitete Addenda 
et Corrigenda, die sich während des Druckes ergaben, femer ein 
supplementum regestorum und eine Concordanz der Nummern beider 
Ausgaben. P. Qrisar erklärt mit Becht, der neue Jaff^ sollte überall 
auf die theologischen Arbeitstische kommen und zeigt (S. 498 ff.) 
an einer Anzahl concreter Beispiele die Bedeutung der Papstregesten 
für die dogmatische Theologie, Kirchengeschichte u. s. w. Als be- 
sQnderen Vorzug hebt er es (S. 501) hervor, dass in diesem Werke 
die pseudoisidorischen und gratianischen Papstaussprüche, welche so 
vielfach unecht sind, als solche gekennzeichnet wurden. Unter An- 
erkennung aller Verdienste der drei Nenbearbeiter werden (S. 505 ff.) 
doch auch die Uebersehen und Mängel derselben näher gekennzeich- 
net. Der inzwischen leider schon verstoifbene P. Ewald hatte die 
vollständige Herausgabe des erhaltenen Begisterauszugs aus den 
Briefen Gregors I. für die Monumenta Germaniae vorbereitet, konnte 
aber nur die Briefe der ersten vier Pontificatsjahre zum Drucke be- 
fördern, hatte jedoch auch im dritten Bande des Neuen Archivs fSr 
ältere deutsche Geschichtskunde eine vortreffliche Abhandlung über 
das Register Gregor's d. Gr. publicirt. In dem von ihm bearbeiteten 
Abschnitt Jaff^^s vom J. 590 bis zum J. 882 hat er in 900 Nrn. 
aber vom ganzen reconstruirten Begistrum Gregor's d. Gr. den Bah- 
men mitgeüieilt. Eine Anzahl Verbesserungen zu JatK gibt P. Gri- 
sar (S. 508 ff.). 

P. Grisar würdigt des Weiteren (S. 514 ff.) nach Verdienst die 
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Fortsetzang der Sammlong der ältesten Papstbriefe des Maoriner 
Petr. Coustant, welche der jetzige Bischof von Ermland, Dr. A. Thid^ 
von Leo d. Qr. (440) bis Papst Hormisdas (f 523) pablicirte, nnd 
wovon ein weiterer , im Manuscript schon längst vollendeter Band 
hoffentlich bald erscheinen wird. Für die Periode von Hormisdas 
bis Gregor I. ist jetzt nur auf Mansi und Labat zn verweisen. 
Grisar weist (S. 517) anch ffir die folgende Zeit des Mittelalters die 
Repertorien fflr Papstbriete nach (Einzelwerke ffir besondere Päpste 
nnd besondere Perioden and Analectenwerke mit zerstreuten Inedita, 
nebst den Bullarien und Conciliensaromlungen von Mansi n. A. 
Namentlich gehören hierher die Publicationen von Muratori, Baluze, 
Jaff^, Horoy, Theiner, Pressutti, Bodenberg, Hauthaler, Berger u. A.). 
Unter den Analectenwerken der letzten drei Jahre, welche mit 
Inedita grössere Perioden bereichem, sind zuerst zu nennen die 
»Analecta novissima, Spicilegii Solesmensis altera continuatio T. 1. 
von Card. PUra (Rom. typis Tusculanis 1885), worin auch das 
päpstliche Brief- und Eanzleiwesen nach seiner historischen und 
diplomatischen Seite entwickelt wird und anch eine von Coustant 
mit Mopinot und Durand verfasste Abhandlung über die Geschichte 
des Papstes Vigüim mitgetheilt wird. In viel grösserem Masse 
haben aber die »Acta pontificum Bomanorum ineditat Urkunden der 
I^pste bis zum Jahre 1198, gesammelt und herausgegeben von 
J. V. Pflugk'HarUung, Prot, an der Univ. Basel, 3 Bände, Stutt- 
gart 1881—1888 (476, 492 und 506 S. gr. 8), die Zahl der älteren 
päpstlichen Urkunden bereichert. Bd. 1. bietet 453, Bd. 2. 467, 
Bd. 3. 487 päpstliche Urkunden aus der Zeit vor Innocenz m. 
P. Grisar hebt (S. 521 ff.) übrigens auch einige Mängel und Flüch- 
tigkeiten Pflugk-Harttung's hervor. Ferner hat S. Löwenfeid, der 
Haaptbearbeiter von Jaffifi's Regesta in seinen »Epistolae Bom. 
pootif. ineditaec (Lipsiae 1885) 424 Texte päpstlicher Urkunden aus 
der Zeit vor Innocenz III. herausgegeben » aut Grund der CoUectio 
Britannica im Brit. Museum zu London alle jene Stücke, welche 
noch nicht von Ewald in seiner Abhandlung über die britische 
Sammlung im Neuen Archiv 5 (1879) 275 — 414 und 505—596 
oder von demselben im neuen Jaffa veröffentlicht waren, aus einem 
Begisterfragmente von Cambridge, welches er im cit. »Neuen Archive 
Bd. 10. beschrieb. Schreiben Alexander III., und den grössten Theil 
ans Pariser Codices. P. Grisar würdigt endlich noch Friedberg's 
corpus iuris canonici (8. 525 ff.) und Denzinger's Euchiridion, das 
1888 in 6. Aufl. erschien (S. 529 fi.) unter Beifügung einzelner 
kritischer Bemerkungen. 
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24. Die Rechisgrundsätze des hönigl. prmss. Ober-^VertvaUungsge' 
richis von K. Parey, königl. VerwaUangsgeridUs-Direeiar a. D, 
Berlin, Heiner' s Verlag, 1887, (VI u. 548 S. 8. 12 Ml.) 
nebst I. Ergänemgshand ebendas. 1887 (IV und 140 8. S. 
3 Mk. 60 Pfg.). 

Parey hat nach den gedruckten Entscheidongen des Ob.-¥.-0. 
Bd. 1—12. and im Ergänzungsbande aus Bd. 13 und 14. nebst einer 
Nachlese aus Bd. 1—12. das noch praktisch Wichtige aus den Ent- 
scheidungen des preuss. Ober- Verwaltungsgerichts mit Bücksicht auf 
die fortschreitende und auf die neuen Provinzen ausgedehnte Ver- 
waltungsgesetzgebnng bündig zusammengestellt und erläutert, anch 
seinem Werke ein ausführliches Sachregister beigegeben.. S. 170 
bis 177 und S. 180 bis 212 und im Ergänzungsbande S. 72 bis 81 
sind die Kirche und Schule betreffenden Entscheidungen mitgetbeilt. 

Dr. Bob. Scheidemantd. 
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XV. 

S& D. N. Leonis divina Providentia Papae XIII. Epistola ad 

Episcopos Brasiliae. 

In plurimis maximisque pietatis significationibas, quas universae 
fere gentes, ad gratulandom Nobis annam quinquagesiinnm sacerdotii 
feliciter plenum, exhibuerunt qaotidieqae exhibent, ana quaedara 
singulariter movit, a Brasilia profecta, quod nimirum, ob eius eventus 
faustitatem, libero siot jure donati non pauci ex iis, qiii per latiä- 
simos istius imperii fiiies sub iugo ingemunt servitutis ^). — Tale 

1) Der erste Anatoss zn der politischen Bewegung, welche in Hrasiiien 
xnr Befreiung der Sclaven führt, ging im Jahre 1871 Ton dem Cabinet des 
Vicomte de Bio Branco ans, der selbst sehr entschieden für die Aufhebung der 
Sclaverei eintrat, und unter welchem der gegenwärtige Cabinetschef Joan Alfrede 
bereits Minister war. Damals gab es in Brasilien noch 1,200,000 Sclaven; doch 
gelang es dem Ministerium nur, am 28. September 1871 die Befreiung aller 
Neugeborenen durchiusetsen. Inzwischen hatte sich die öffentliche Meinung der 
Frage bemächtigt und eine eifrige Propaganda in Scene gesetzt, welche Souza 
Dantas, als er im Jahre 1883 an die Spitze der Regierung berufen ward, in die 
Kammer zu versetzen wusste. Demgem&ss arbeitete er 1884 ein Programm im 
Sinne der Abolition ans; doch erhielt er nicht die nöthige Majorität im Par- 
lamente, um seinem Programme Annahme zu verschaffen, und musste daher zu- 
rücktreten. Sein Nachfolger, der Senator Saraiva, verfolgte dieselbe Richtung, 
doch suchte er die Abolition in gemässigterer , temporisirender Weise durchzu- 
führen. So beschränkte er dieselbe auf die Befreiung der über 60 Jahre zählen- 
den Sclaven, localisirte dieselbe und trachtete auf diese Weise die gänzliche 
Anfhebong der Sclaverei in 7 bis 8 Jahren durchzuführen. Wie sehr die poli- 
tische Strömung noch kurze Zeit vorher der Abolition entgegen war, erhellt 
ans dem Umstände, dass, als der liberale Deputirte von Pernambnco, Nabuco, 
im Jahre 1888 die vollständige Abolition in der Kammer beantragte und die 
Hoflhung aussprach, dieselbe im Jahre 1890 bestimmt durchgeführt zu sehen, 
dies mit allgemeinem Gelächter aufgenommen wurde. Als nach der kurzen Re- 
gierung des Ministeriums Saraiva im Jahre 1885 das conservative Cabinet Co- 
tegipe an*s Ruder kam , ruhte die Frage wieder vollständig , da das Cabinet 
keine bestimmten Ideen hierüber hatte und alles beim Status quo beliess. 
Dasselbe musste wegen militärischer Competenzconflicte , die zn tumultuari- 
sehen Auftritten in der Hauptstadt führten, dimissioniren. Als nun in diesem 
Jahre Joan Alfredo ein Cabinet bildete, gelang es ihm mit Hilfe des Senators 
Pndo aus St Paolo, des Chefs der Abolitionistenpartei , die sofortige unbe- 
dingte Aufhebung der Sclaverei sowohl in der Kammer wie im Senate ohne 
DiscussioB zur Annahme zu bringen, wobei die Conservativen mit den Liberalen 
stimmten« Am 18. Mai 1888 wurde das denkwürdige Gesetz von der Prinzessin- 
Begentin sanetionirt, was zu grossen Festlichkeiten und zu lebhaftem Jubel im 
ganzen Reiche Anlass bot Seit jeher hatten der Kaiser und die Thronfolgen n, 
Arehlv für Kirdieoreoht LX. 15 
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qnidem opus, christianae plenam misericordiae, carantibos cum clero 
?iri8 matronisqoe beneficis, auctori Deo et largitori bonoram omniam 
oblatam est, tarnquam gratiarum testimonium de aucto tarn benigne 
Nobis monere aetatis et incolamitatis. — Nobis aatem fait acceptam 
in primis et incundum, eo vel magis, qaod in hac N^os pergrata 
opinione confirmabat, omnino velle Brasilianos serntutis immanita- 
tem tolli penitasqne exatirpari. Oni quidem Yolontati popalari obse- 
condatam est eximio stadio ab Imperatore pariter et a Filia angasta, 
iteroque ab eis qni rei pnblicae praesnnt, certis quoque legibas in id 
latis et sancitis. Quantum Nobis haec res afferret solatii, nomiaa- 
tim, superiore mense Januario, augnsti Iroperatoris apnd Nos Legate 
declaravimus : hoc aroplius adinncto, Nosinetipsos ad Episcopos Bra- 
siliae, miserorum senrorum causft, litteras daturos ^). 

Nos quidem ad omnes homines vice fungimi^r Christi, Filii Dei, 
qui humanum genus amore tanto complexns est, ut non modo non 



die Grafin d*Eiir die Abolition begünstigt; nnd sni&llig tntf es sieh« dass letc- 
tere schon den ersten in dieser Richtnng geschaffenen Gesetsentwnrf Bio Bfanoos 
in Abwesenheit ihres kaiserlichen Vaters nnteneichnet hatte. Damals bildete 
sich ans den nnznfriedenen Solayenhältern der Keim sn einer republikanischen 
Partei» die jetst wohl AnhfiDger gewinnen d&rfte, trotzdem aber nar sehr schwach 
ist. Die Zahl der nnn befreiten Sclaven dürfte , da viele FlantagenbeaitMr die 
ihrigen knapp vor dem nenen Gesetserlass befreit haben, kanm mehr als eine 
halbe Million betragen. 

Joan Alfrede, der sich rühmen darf, seioen Namen an diese grosse civili- 
satorische Massregel in Brasilien zn knüpfen, ist in Pemambnco geboren, etwa 
52 Jahre alt, nnd begann dort seine Laufbahn als Staatsanwalt; der conser- 
vatiT-progressistischen Partei angehörend, wurde er noch in jungen Jahr«! mm 
Deputirten gewählt, eine Stellung, die in Brasilien mit dem Excellenstitel und 
wahrend der Session mit 50 Milreis Diäten per Tag (ungefihr 60 Ouiden) Te^ 
bunden ist; doch darf der Deputirte während der Sessionsdauer kein StaiUsamt 
ausüben. Im Jahre 1869 ward Joan Alfrede unter Rio Branco Minister des In- 
nern, in welcher Stellung er durch vier Jahre namentlich für die Hebung des 
öffentlichen Unterrichts sehr Erspriessliches wirkte. Dann wurde er Senator für 
Pernambuco, Verwaltungschef in verschiedenen Provinzen und endlich im Jahre 
1876 Director der Bechtsacademie in seiner Vaterstadt Seine jetzige Berufung 
an die Spitze der Regierung verdankt er dem übereinstimmenden Wunsche der 
öffentlichen Meinung. Da sein Gabinet über eine bedeutende Majorität im Par- 
lamente verffigt und von der gesammten Presse sehr warm unterstützt wird, 
dürfte es voraussichtlich von langer Dauer sein. Joan Alfrede regiert nach 
einem bestimmten politischen Programme, das eine gänzliche ReconstnictioD 
der pariamentarischen Partei und zahlreiche Reformen verheisst. 

1) »A Toccasion de Notre Jubil^, . . . Nous d^irons donner au Br^ 
un t^moignage tout particulier de Notre patemelle affisction , au siget de Te- 
roandpation des esclaves.c (R^ponse a r Adresse du Ministre du Br^il, de 
Souza Correa). 
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recQsarit, natura nostra suscepta, versari nobiscum, sed et nomen 
üdamarit Filii hominis, palam testatus, se ad consuetudinem nostram 
propterea accessisse, ut praedicaret captivis reroissionem i), atque a 
pessima, qaae peccati est, Servitute humano genere vindicato, oraaia 
qoae in caelis et qoae in terra sunt in se instanraret^), iteroque 
oniversam A^dami progeniero ex alta communis noxae rnina in gra- 
dum pristinam dignitatis restitueret. Aptissime ad rem S. Gregorius 
Magno: Quam Redemptor noster totius couditor creaturae, ad hoc 
propitiatns bamanam voluerit carnem assumere, ut divinitatis suae 
gratia, dirupto» quo tenebamur captivi, vinculo servitutis, pristinae 
DOS restitueret libertati , salubriter agitur, si homines quos ab initio 
Datara liberos protulit, et ius gentium iugo substituit servitutis, in 
ea qua nati foerant, manumittentis beneficio, libertate reddantur^). 
— Addecet igitar, et est plane muneris Apostolici, ea omnia foveri 
a Nobis impenseqne provebi, unde homines tum singuli tum iure 
sociati habere queant praesidia ad multiplices miserias levandas, 
qaae, tamquam corruptae arboris fructus, ex culpa primi parentis 
profluxere : ea quippe praesidia, quocumque in genere sunt, non modo 
ad caltum et humanitatem valde possnnt, sed etiam apte conducunt 
ad eam remm ex integre renovationem , quam Redemptor hominum 
Jesus Christus spectavit et voluit. 

Jamvero tot inter miserias, graviter deplorandum videtur de 
Servitute, cni pars non exigua humanae farailiae abhino muUis sae- 
culis est obnoxia, in squalore iacens et sordibus, idqne omnino contra 
quam a Deo et natura erat primitus institutum. — Sic enim ille 
reniro conditor sammus decreverat, nt homo in bestiis et agrestibus 
et nataatibns et volucribus regium quemdam dominatum teneret, non 
item ut in similes sui homines dominaretur: Rationalem factum, ex 
Aagustini sententia, ad imaginem snam, noluit nisi irrationabilibus 
dominari : non hominem homini, sed hominero pecori ^). Quo fit ut 
conditio servitutis iure intelligatnr imposita peccatori. Proinde 
nusqnam Scripturamm legimus servuro, antequam hoc vocabulo NoS 
iostos peccatum filii vindicaret. Nomen itaque istud culpa meruit, 
Don natura^). 

Ex primi contagione peccati et cetera mala omnia et ista erupit 
monstrosa perversitas, ut homines fuerint, qui, memoria fraternae ab 
origine ooniunctionis reiecta, non iam duce natura mntuam inter se 
benevolentiam mutuamque observantiam colerent, sed cupiditatibus 
obedientes suis, homines alios infra se putare coeperint, et perinde 

1) l8. LXl, 1 , Luc. IV, 19. — 2) Ephes. I. 10. — 3) Üb. VI, ep. 12. — 
4) Gen. I, 26. — 5) Gen. 1, 25, Noö. c. XXX. 
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habere ac nata iugo iumenta. Hoe modo, nulla ratione habita oeqne 
Gommmiis naturae, neqae dignitatis homanae, neqae divinae expressae 
similitadinis, consecotum est ot, per certationes et bella quae deinde 
eiarsernnt, qui ?i existerent saperiores, ii Wctos sibi sabiicerent, 
atque ita maltitado eiasdem generis individaa sensim in doas absces- 
serit partes, sab victoribos dominis yicta mancipia. — Gaias rei 
iQctnosum quasi theatrum memoria priscorum temporom explicat, ad 
tempora nsque Domini Servatoris, qaam calamitas serritotis popalos 
omnes late pervaserat, rariorque erat numeras ingenaorom, ut Cae- 
sarem po6ta ille atrociter dicentem induxerit ; Hnmannm pancis Yifit 
genas ^). Idqae apnd eas etiam nationes viguit, quae omni colta 
expolitae eminebant, apad Graecos, apnd Romanos, qauro paucorum 
dominatio esset in plurimos ; eaqae cam improbitate et saperbia tanta 
exercebatur, nt servoram tarbae nihil sapra censerentur qnam bona, 
non personae sed res, omnis expertes iaris, ipsa adempta facoltate 
retinendae fraendaeque vitae. In potestate dominornm sunt servi, 
qaae quidem potestas iaris gentinm est: nam apnd omnes peraeqae 
gentes animadvertere possnmns, dominis in seryos vitae necisqae po- 
testatem esse, et qaodcnmque per servnm acqairitur id dominis 
acquiritar *). — Ex hac reram pertarbatione licuit dominis seryos 
permatare, yenamdare, hereditate tradere, oaedere, morti dare, iisqne 
abuti ad licentiam diraroqae superstitionem : impane et in Ince licait. 
•— Quin etiam ethnicornm qni prudentissimi ferebantnr, philosophi in- 
signes, consaltissimi iuris, hoc sibi alüsque, per snmmam communis 
iudicii iniuriam, suadere conati sunt, esse seryitatem nihil aliud quam 
necessariam naturae conditionero : nee enim sunt yeriti profiteri, qaia 
seryorum genas generi liberorum longe multumque et yirtute intel* 
ligendi et praestantia corporum cederet, oportere idcirco, seryos, 
yeluti carentia ratione et consilio instrumenta, dominornm usquequaqne 
yoluntatibus temere indigneque seryire. Eiusmodi detestanda maxiroe 
tum inhumanitas tum iniquitas; qua semel accepta, nulla iam sit 
oppressio hominum barbara et nefanda , quae non sese in legis qua- 
dam iurisye specie impudentissime tueatur. — Inde yero quäle flagi- 
tiorum seminarium, quae pestis et pernicies in eiyitates manarit, 
exemplorum pleni sunt libri : in animis seryorum exacui odia, teneri 
dominos suspicione metuque perpetuo ; alios ad explendas iras parare 
faces, ceryicibus alios instare cmdelius; aliorum numero, aliomm yi 
eiyitates commoyeri , leyi momento dissolyi : tumultus et seditiones, 
direptiones et incendia, proelia caedesque misceri. 

In eo deiectionis profunde mortalium plurimi laborabant, mul- 

1) Lncan. Phars. t. 343. — 2) Jogtinian. Inst. 1. I, tit. 8, n. 1. 
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toqae miserius ut mersi erant snperstitionum caligine; qaum ma- 
toris divino consilio temporibas, lax e caelo admirabilis oborta est, 
et gratia redimentis Christi ad hominum nniversitatem se copiose 
profiidit; caios beneficio illi erecti sunt e caeno et aenunna servi- 
tatis, omnesqae omnino a deterriroo peccati servitio ad praestantis- 
simam dignitatem filiorum Dei sunt revocati et adducti. — * Apostoli 
eQimvero inde ab initio Bcclesiae, praeter alia praecepta vitae sanctis- 
simaf hoc etiam tradidere et incalcavere, qaod est non semel scrip- 
tum a Paalo ad renatos e lavacro Baptisniatis : Omnes filii Dei eaüs 
per fidem , qnae est in Christo Jesu : quicuniqae enim in Christo 
baptizati estis, Christum induistis. Non est Judaeus neqae Graecos, 
non est servns neqae über, non est mascalus neqae femina, omnes 
enim vos anum estis in Christo Jesu ^). Non est Oentilis et Judaeus, 
circumcisio et praeputium, barbaras et Scytha, senrus et Über, sed 
omnia et in omnibas Christus *). Etenim in uno Spirita omnes nos 
in unum corpus baptizati sumus, sive Judaei sivo Qentiles, sive senri 
aive liberi, et omnes in uno Spiritu potati sumus '). — lurea sane, 
honestissima , saluberrima documenta, quorum efficacitate non modo 
bominum generi decus redditur suum atque angetur, sed etiam, 
cuinscumque ipsi sunt loci vel linguae ?el gradus, inter se conso- 
ciantur et yinculis fraternae necessitudinis arctissime continentur. 
Ea Tere beatissimus Paulus, qua Christi urgebatur caritate, ex ipso 
Eins corde hauserat, qui se fratrem singulis cunctisque hominibus 
perbenigne dedidit, quique de se omnes, ne uno quidem dempto aut 
posthabito, ita nobilitavit ut consortes adscisceret natnrae divinae, 
Ea ipsa non secus fuere ac divinitus insertae propagines, qnae mirum 
in 0QK>dum provenientes effloruerunt ad spem felicitatemque publicam ; 
quum, decursu rerum et temporum, perse?erante opera Ecclesiae, so- 
cietas civitatum ad similitudinem familiae reno?ata coaluerit, chri- 
stiana et libera. 

Principio enim solertissima cura Ecclesiae in eo ?ersata est, ut 
populus Christianus de hac etiam magni ponderis re sinceram Christi 
et Apostolorum doctrinam acciperet probeque teneret. Jam nunc per 
Adamum novum, qui est Christus, communionem fratemam et homi- 
nis cum homine et gentis cum gente intercedere: ipsis, sicut unam 
eamdemque, intra naturae fines» originem, sie, supra naturam, ori- 
ginem unam eamdemque esse salutis et fidei: omnes aequabiliter in 
adoptionem unius Dei et Patris accitos, quippe quos eodem ipse pretio 
magno una redemerit: eiusdem corporis membra omnes, omnesque 
eiosdem participes mensae divinae : omnibus gratiae munera, omnibus 

1) GaL m, 26-28. - 2) Coloss. Ul IL - 3) I Cor. XH, 18. 
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item munera yitae immortalis patere. — Hisce positis, tarnquam 
initiis et fundamentis, contendit Ecclesia ut servilis vitae oneribas et 
igaomiuiae mitigatioaem aliqaam bona mater afferret ; eias rei caas& 
iura atqne ofBcia dominos inter servosque necessaria, prout affirmata 
sunt in Apostolornm epistoUs, definivit Talideque coromendayit. — 
Apostolornm enim Prineipes ita servos quos adiunxerant Christo 
commonebant : Subditi estote in omni timore, non tantum bonis et 
raodestis , sed etiam dyscolis ^). Obedite dominis caroalibas cam 
timore et tremore, in simplicitate cordis vestri, sicat Christo; non 
ad oculam sernentes, quasi hominibus placentes, sed ut servi Christi, 
facientes volnntatem Dei ex animo, cum bona voluotate servientes, 
sicut Domino , et non hominibus ; scientes quoniam unosquisque 
qnodcumque fecerit bonum, hoo recipiet a Domino, sive servus sive 
Über*). Idem Paulns Timotheo suo: Quicumque sunt sub ingo servi, 
dominos suos omni honore dignos arbitrentur; qui autem fideles ha- 
beut dominos, non contemnant, quia fratres sunt, sed magis serviant, 
quia fideles sunt et dilecti, qui beneficii participes sunt Haec doce 
et exliortare >). Tito pariter mandavit, doceret seryos dominis suis 
subditos esse, in Omnibus placentes, non contradicentes , non frau- 
dantes, sed in omnibus fidem bonam ostendentes, ut doctrinara Sal- 
vatoris nostri Dei ornent in omnibus ^). — Uli vero fidei christianae 
prisci discipuli optime intellexerunt, ex tali hominum fratema in 
Christo aequalitate nihil admodum de obsequio, de honore, de fide- 
litate, de ceteris officiis, quibus ad dominos tenereutur, neque minni 
neque remitti ; inde autem non unum consequi bonum, ut eadem ni- 
mirum oflicia et certiora essent, et leviora fierent atque suavia ad 
exercendum, et fructuosiora ad gloriam promerendam caelestem. Sic 
onim dominis reverentiam et honorem liabebant tamquam iis homi- 
nibus qui auctoritate Dei, a quo omnis potestas derivatur, poUerent; 
non apud ipsos poenarum metus aut consiliorum astutia et incita- 
menta utilitatum valebant, sed conscientia officii, vis caritatis. Vi- 
cissim ad dominos iusta ab Apostolo spectabat cohortatio, ut bene 
factis servorum gratiam ipsi bonam rependerent: Et vos, domini, 
eadem facite illis , remittentes minas ; scientes quia et illoram et 
vester Dominus est in caelis, et personarum acceptio non est apud 
eum ^) : considerarent, sicut servo band aequum sortem dolore snam, 
quum libertus sit Domini, neque item homini libero, quum Christi 
Sit servus «), Heere usquam Spiritus tollere superbeque imperare. In 
quo erat dominis praeceptum, ut suis ipsi in servis hominem agnosce- 

1) I Petr. U, 18. - 2) Eph. VI. 5-8. — 3) I. Tim. VI, 1—2. — 4) Tit 
U, 9-10. - 5) Ephes. VI, 9. - 6) I. Cor. VII, 22. 
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rent conYenienterque coIeVent, neque alios a se natura, et secum 
pares religione conservosqae ad communis Domini maiestatem. — 
Istffi tarn rectis legibus, maximeque factis ad partes conformandas 
soeietatis domesticae, re ipsa paruerunt Apostoli. Insigne Pauli 
exemplum, ut fecit ille soripsitqne benevole pro Onesimo, servo Phi- 
lemonis fugitivo: quem ad eum remittit hac peramanti commenda- 
tione : Tu autem illum ut mea viscera suscipe, . . . iam non ut ser- 
vam, sed pro servo carissimum fratrem et in came et in Domino: si 
autem aliquid nocuit tibi aut debet, hoc mihi imputa 0* 

ütramque agendi rationem in servos, ethnicam et christianam, 
qni conferre velit, facile dabit, fuisse alteram inclementem et fiagi- 
tiosam, alteram mitissimam plenamque honestatis, neque erit com- 
missurus, ut Ecciesiam, tantae indulgentiae ministram, merita laude 
fraudare videatur. — Id eo vel magis, quum quis diligenter ad?ertat 
qua Ecclesia lenitate et prudentia foedissimam servitutis pestem ex- 
secuit depulitque. — lila enim ad manumissionem libertatemque 
curandam servorum noluit properare, quod, nisi tumultuose et cum 
mo ipsorum damno reique publicae detrimento fieri profecto non po- 
terat; sed praecipuo consilio prospexit ut animi servorum in disciplina 
sna erndirentnr ad veritatem christianam, et oonsentaneos mores cum 
baptismo induerent. Quamobrem, in servorum multitndine quos sibi 
filios adnumerabat, si qui, spe aliqua illecti libertatis, vim et sedi- 
tionem essent moliti, ea vitiosa studia improbavit semper Ecclesia et 
compressit, adbibuitque per suos ministros remedia patientiae. Habe- 
rent scilicet persuasum, se quidem, propter sanctae fidei lumen atque 
insigne a Christo acceptum, ethnicis dominis multum dignitate ante- 
cellere, ab ipso tamen fidei Auetore et Parente religiosius adstringi, 
ne quid adversus eos in se admitterent , neu minimum a reverentia 
eis debita et obedientia discederent ; se autem quum nossent regno 
Dei adlectos, libertate filiorum eins potitos, ad bona non peritura vo- 
catos, laborare ne vellent de abiectione incommodisque vitae caducae, 
sed oculis animisque ad caelum sublatis, se ipsi consolarentur sancto- 
que in proposito confirmarent. Servos in primis allocutus est Petrus 
Apostolus quum scripsit: Haec est gratia, si propter Dei conscientiam 
sustinet quis tristitias, patiens iniuste. In hoc enim vocati estis, 
quia et Christus passus est pro nobis, vobis relinquens exemplum, ut 
seqnamini vestigia eius *). — Laus tanta sollicitudinis cum modera- 
tione coniunctae, quae divinam Ecclesiae virtutem praeclarius exornat, 
angetur etiam a fortitudine animi supra quam credibile sit invicta 
et excelsa, quam bene multis de servis infimis potuit ipsa indere et 

1) Ad Phü. 12-ia - 2) I. Petr. n, 19—21. 
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sastinere. Permira res, qui domiitis suis erint in exemplam morigeri 
eorumque gratiä omoiam erant laboram patientissimi , nullo ipsos 
pacto potoisse addaci, ut dominoram ioiqua mandata mandatis Do- 
mini sanctis anteferrent, atque adeo vitam acerbissimis eraciaiibns, 
securis animis, securo volta, obiecisse. Nomen Fatamianae Virginia 
ad memoriam invicta constantiae ab Eosebio celebratur: quae seilicet 
potius qnam impudici heri induigeret libidini, mortem non timida 
oppetiit, et profuse sanguine fidem Jesu Christo servavii. Simiiia 
admirari licet servornm eiempla, qui, dominis libertatem sibi ani- 
morum, fidemque Deo obligatam oppugnantibus, firmissime ad necem 
repuguaTerunt: qui vero, christiani servi, aliis de causis restiterint 
dominis, vel coniurationes turbasye civitatibus eiitiosas concitariot, 
historia prodidit nnllos. 

Pacatis exinde rebus quietisque Ecclesiae temporibos, apostolica 
documenta de fraterna inter Christianos coniuuctione auimonim saneti 
Patres admirabili eiposuere sapientia, et caritate pari ad servoram 
utilitatem transtulerunt, hoc enisi convincere, ut iura quidem domi- 
nis in operis servorum ex honesto constarent, nequaquam vero liceret 
imperiosa illa potestas in capite et immanis saevitia. In Qraecis 
praestat Chryso8toma8,^qui habet hunc locum saepe traetatum, qaiqne 
perlaeto animo et lingua affirmavit, servitatem, ad veterem yerbi 
notionem, iam per id tempus, mi^no christianae fidei beneficio esse 
sublatam, ut sine re nomen inter Domini discipulos et videretur et 
esset. Etenim Christus (sie ille summatim disputat), qoum calpam 
origine coutractam summa in nos miseratione detersit, sanavit idem 
consecutam multiplieem ad ordines societatis humanae corruptionem ; 
proptereaque, quemadmodum mors per ipsum, terroribus positis, pla- 
cida est ad beatam vitam migratio, ita sublatam esse servitutem. 
Christiauum hominem, nisi rursus peccatis serviat, servnm ne dixeris: 
fratres omniuo, quotquot sunt in Christo Jesu renati et snscepti: a 
nova ista procreatioue atque in Dei familiam cooptatione, noo a da- 
ritate generis, ornamenta proficisci; a veritatis, non a sanguinis laude 
dignitatem parari ; quo vero species ipsa evangelicae fratemitatis 
ampliorem habeat fructum, opus admodam esse, vel in externa vitae 
consuetudine, vicissitudinem qnamdam elucere studiorum et officio- 
rum libentissimam , ita ut servi eodem forme loco ducantur quo do- 
mestici et familiäres, iisque a patrefamilias non solum ea suppetaiit 
quae sunt vitae victusque, sed omnia etiam religiosae institutionis 
praesidia. E singulari denique salutatione Pauli ad Philemonem, 
gratiam adprecautis et pacem Ecclesiae quae in domo tua est*), 

1) Ad PhU. V. 2. 
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dooamentum aeque dominis servisque christianis optime baberi sta- 
tiikini, quos inter commoiüo sit fidei, inter eos commanioDero esse 
debere caritatis^). — De Latiois merito et iure commemoramus 
Ambrosiam; qui tarn studiose in eadem causa omnes necessitudinnm 
rationes est persecatas, tamque definite ad cbristianas leges utrique 
liomuram geoeri propria attriboit, nemo at aptius fecerit: cuius 
senteDtiiae nihil attinet dicere quam plene cum sententiis Chrysostomi 
perfecteque conTeniant *). 

Brant haec rectissime, ut patet, utiliterqne praescripta; sed et 
iam, quod capnt est^ integre sancteqne a priscis temporibus sunt 
costodita ubicumque flornit christiana professio. — Quod nisi esset, 
Don ita Laotaatius, defeasor ille religionis exiroius, confidenter qnasi 
testis instaret: Dicet aliquis: Nonne sunt apad vos alii pauperes, 
alii dirites, alii servi, alii domini? nenne aliquid inter singulos in- 
terestP Nihil: nee alia causa est cur nobis invicem fratrum nomen 
impertiamur, nisi quia pares esse nos credimos: nam quum omnia 
homana, non corpore sed spirito metiamur^ tametsi corporum sit di- 
rersa conditio , nobis tarnen servi neu sunt , sed eos et habemus et 
dicimos spiritu firatres, religione conservos*). 

Procedebant Bcclesiae curae in patrocinio servorum, et, nullä 
Qiissa opportunitate, eo usque caute pertinebant, si tandem ii pos- 
sent in libertatem dar! : quod profnturum valde erat ad salutem 
etiam sempitemam« — Bene resi>ondisse e?entus, annales sacrae an- 
tiqaitatis afibrunt testimonia. Nobiles ipsae matronae, Hieronymi 
landibtts spectatissimae, hnic rei iuvandae singularem operam contu- 
lenmt: referente aiitem Salviano, in christianis familiis, iisque non 
ita locapletibus, fiebat saepenumero, nt servi manumissione mnnifica 
liberi abirent Quin etiam eo praeclarius specimen caritatis S. Cle- 
mens mnlto ante laudavit ; quemadmodum Christiani nonnuUi sese 
servitutif conversis personis, subiecerint, quod servos qnosdam alio 
pacto liberare nequissent^). Quare, praeter quam quod ser?orum 
mannmisaio in templis haben, item ut actio pietatis, coepta est, 
eam Ecclesia instituit christifidelibus testamenta facientibus com- 
mendarot tamquam opus pergratum Deo magnique apud ipsum roeriti 
et praemii : ex quo illa manumissionis heredi roandandae concepta 
Terba pro amore Dei, pro remedio yel mercede animae meae. Neque 
rei Ulli, in pretium captivorum, temperatum est : donata Deo bona, 

1) Uom. XXIX. in Gen., or. in Lasar., Hom. XIX. in ep. I ad Cor., 
Hom. I in ep. ad Phü. — 2) De Abr. de Jacob, et Tita beata c III. de Patr. 
Jowph. c. IV, Bxhort. virgin. c. I. — 3) Divin. Instit. L V, c. 16. — 4) I Ep. 
ad Cor. c. 56. 
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divendita; auram et argentum sacrnin, conflata; basiliearom orna- 
mentaet donaria, alienata: id qnod Ambrosias, Aogostinus, Hilarias, 
Eligius, Patricias, alii multi et sanctissimi viri feceroat non seineL 

— Vei maxime fecerant pro servis Pontitices Bomani, Uli vere in 
omni memoria et infirmiomro tatores et vindices oppreasomm. 
S. Oregorins M. quam plurimos potoit ipse in libertatem asseroit, 
et in concilio romano an. 597 iis libertatem ooncessam Yoluit qai 
monasticam vitam agere constituissent : posse serros, invitis dominis, 
matrimonia libere inire Hadrianos I defendit: ab A^lexandro III» an. 
1167, apertissime edictum est mauro Valentiae regi, ne quem cliri- 
stianum hominem servitio addiceret, quod nemo natura serrus, a Deo 
liberi omnes facti. Innocentius autem III. an. 1198, Ordinem 
Sanctissimae Trinitatis Ghristianis redimendis qui Turcarum iu po- 
testatem incidissent, rogatu aactorum, Joannis a Matha, Felicia 
Valesii, probatnm ratumque habuit. Similem huic Ordinem Mariae 
sanctae a Mercede Honorius III posteaque Gregorius IX rite pro- 
bavere ; quem Petrus Nolascns ea ardua lege condiderat, ut religio» 
illi homines se ipsi pro Christianis in tyrannide Captins captivos 
devoverent, opus si esset ad redimendos. Idem Oregorins msffB 
amplum libertatis snbsidium decrerit, ut Ecclesiae seryos nefos esset 
permutari : idem exhortationem ad Christifideles addidit, ut pro ad- 
missorum poenis servos suos Deo Sanctisque piaculi caus& donarent. 

— Accedunt multa in hac re benefacta Ecclesiae. Ipsa etanim servos 
ab asperis dominorum iris damnosisque iniuriis, adhibit& severitate 
poenarum, defendere consuevit; quos violenta manus vexaret, üs 
perfttgia pandere aedes sacras; manumissos accipere in fidem, atqne 
eos animadyersione continere, qui ausi malis artibus liberum hominem 
in servitutem redigere. Eo ipsa propensius libertati favit servornm, 
quos quoquo modo, pro temporibus locisque, baberet suos ; Tel quam 
statuit ut omni servitutis vinculo ab episcopis solTerentur, qui se 
laudabili vitae honestate aliquamdin probassent, vel quum episcopis 
faeile permisit, ut sibi addictos suprema voluntate liberos dieereot 
Dandum item miserationi et yirtuti Ecclesiae, quod servis renoissum 
aliquid sit de gravitate legis civilis , quoad est impetratum, ut pro- 
posita Gregorii Magni temperaraenta , in scriptum ins civitatom re- 
cepta, valerent: id autem factum, Carole Magno praesertim agente, 
qui ea in Capitnlaria sua, quemadmodum postea Oratianus in Decr»- 
tum, induxit. Monumenta deniqne, leges, institnta, continuo aetatum 
ordiue, docent et declarant magnifice summam Ecclesiae caritatem in 
servos, quorum conditionem afBictam nuUo tempore vacuam tntela 
reliquil, omni semper ope allevavit. — Itaque Ecclesiae catholicae, 
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aniplissimo Cbrigti fiedemptoris beneficio, expuUrici servitutis, veraeqae 
inter homines libertatis, fraternitatis , aeqoalitatis effectrici, satis 
oBmqaam, proinde ac de prosperitate gentium merita est, haben po- 
test Tel laitdis vel gratiae. 

Saeculo inclinante quinto decimo, quo tempore, fnnestä servi* 
iatis labe apad gentes cbristianas prope deleta, sese ciyitates in li- 
bertate evangelica stabilire atque etiam latius proferre Imperium 
studebant, haec Apostolica Sedes diligeutissime cavit, necnbi mala 
eiosdem pravitatis germina reviviseerent. A.d regiones igitnr noTe 
repertas Africae , Asiae , Americae , vigilem providentiam intendit ; 
faroa enim roanaverat, earum duces eipeditionum , homines cbri- 
stianos, armis ingenioqne minus reete uti, ad struendam imponen- 
cJamque innoxiis nationibus servitutem. Ornda scilicet natura soll, 
qaod erat subigendum, neque minus metallornm opes explorandae 
effodiendae, quum operas bene validas postularent, ininsta plane 
soscepta sunt atque inbumana consilia. Fieri enim coepta est quae- 
dam mercatura, servis ad id opus et Aethiopia deportandis, quae, 
oomtnata dmnceps la tratta dei Negri, nimium quantum eas occnpa- 
?it oolonias. Secuta quoque est, non absimili iniuria, indigenarum 
hominum (qui universe Indi appellatt) ad modum servitutis oppressio. 
His de rebus ubi Pius II certior est factus, mor& nulla interposita, 
die VII Oci an. 1462 , epistolam dedit ad episcopnm Bubicensem, 
qua tantam improbitatem redarguit et damnavit. Aliquo post tem- 
pore, Leo X quantum potuit officiorum et auctoritatis apud reges et 
Lusitaniae et Hispaniarum adhibuit , qui eam licentiam , religioae 
patiter atque humanitati iustitiaeque probrosam, radicitus exeidendam 
cnrarent. Nihilo minus ea calamitas confirmata haerebat, manente 
impura causa, inexplebili habendi cnpiditate. Tum Paulus III, de 
conditione Indorum servorumque maurornm paterna caritate aniins, 
ad hoc Tenit extremum consilii, ut solemni decreto, in luce quasi 
conspectuque oranium gentium, pronuntiaret , triplicis modi potesta* 
tem Ulis deberi nniversis iustam et propriam : posse nimirum sui 
qaemque esse iuris, posse consociatos suis legibus vivere, posse rem 
sibi facere et habere. Hoc ampKus, lilteris missis ad Card. Ar- 
chiepiscopnm Toletanum, qui fecissent contra idem decretum, in eos 
statuit interdictionem sacrorum, integra romano Pontißci reconciliandi 
facultate^). E&dem Providentia eademqne constantia, Indis atque 
Manris, iisque vel nondum christiana fide instructis, alii subinde 
Pontifices sese assertores libertatis acerrimos praestitere, Urbanus VIII, 
Benedictus XIV^ Pius VK; qui praeterea in principum Europae 

1) Veritas it^a, 2. Jun. 1559. 
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foederatorum Viadobooensi convento, comniania consilia hac etiam 
advertit, ut ea Nigritarum distractio, quam diximas, maltis iam de- 
sueta locis, funditiu conveltoretur. Etiam Qregorias XVI negUgentes 
humanitatis et legain gravissime admonoit, idemque Apostolicae Sedis 
decreta statutasqae poenas revooavit, et ratiooem noUam praetermisit 
ul externae quoqoe nationes, eoropaearam secatae mansaetodiaein, a 
dedecore et feritate Ber^itatis abstinerenti abborrerent ^). Opporto- 
nissime vero Nobis accidit, ut soä suminoa principes rernmqoe pobli- 
caruro moderatores gratalatione prosequamur , quibus perseveranter 
instantibus, querimoniis diuturnis aequissiroisque naturae et religioDis 
iam satis est factum. 

In re tarnen persimili residet Nobis iu animo alia quaedam 
cura quae non mediocriter angit, et Nostram urget sollicitadinem. 
Quippe tarn tnrpis hominum mercatura ea quidem mari fieri desiit, 
terra vero nimis multum niroisque barbare eiercetur ; idque maxime 
in nonnullis Africae partibus. Hoc enim perverse a Mahometanis 
posito, hominem Aethiopero adsimilisve nationis vix aliqno namero 
supra esse belaam, videre licet et horrere perfidiam hominum atqne 
immanitatem. Ex improviso in Aethiopum tribus tale nihil metnente^ 
more irruunt impetuque praedonum; in pagos, in vUas^ in mapalia 
incursant, omnia vastant, populantur, diripiunt; vires perinde et 
femiuas et pueros, facile captos vinctosque abducunt, ut per vim ad 
nundinas trahant flagitiosissiroas. Ex Aegypto, ex Zanzibar, partim 
quoque ex Sudan, quasi e stationibos, iilaa detestabiles expeditionss 
deduci solent; per longa itinera pergere viri constricti catenis, tenuis- 
simo victu, sub crebra verberum caede; ad haec ferenda imbecilUores 
necari, qui satis salvi, gregatim cum reliqua turba ire venum, atque 
emptori prostare moroso et impudenti« Gui vero quisque venditus et 
permissus sit, discidio miserabili qua uxorum, qua liberorum, qua 
parentum, itlius in potestate ad servitutem adigitur maxime duram 
et fere nefandam, neque ipsa recusare potest sacra Mahometi. Haec 
Nos, summa animi aegritudine, a quibusdam non ita ante accepimus, 
qui coram nee sine lacrimis eiusmodi infamiara et deformitatem 
spectaverunt : cum iis autera plane cohaerent quae a nuperis Africae 
aequinoctialis exploratoribus sunt narrata. Quin etiam istorum ex 
testimouio et fide compertum apparet , ad qnater centena millia sie 
homines afros vendi solitos, pecorum instar, quotannis; quorum di- 
midiam circiter partem de viis asperrimis langnidos concidere ibiqae 
interire; ut, sane ad dicendum quam triste, velut factam ex residuis 
ossibus semitam ea loca peragrantes dispiciant. — Quis non tantanim 

1) In sapremo Apostolatas fiMtigio, 3. Dec. 1887. 
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miseriarmn cogitatione moveator? Nos equidem qui personaro geri- 
iDos Christi, amantissimi oraniam gentinni sospitatoris et Redemptoris 
qaiqne adeo laetamur de plurimis gloriosisqne Ecciesiae promeritis in 
omne genus aeratnnosorutn, vix possnmas eloqai qaanta miseratione erga 
iUas afBcimur infelicissimas gentes , quanta caritatis amplitudine ad 
eas paDdiinua brachia, quam yehemeDter cnpimas omnia ipsis posse 
allevameDta et snbsidia impertire, eo proposito, ut simul cnm Servitute 
hominnm serritüte superstitionis excossa, uni veroque Deo, sab Christi 
snavissimo ingo, possint tandem servire, divinae hereditatis nobiscum 
participes. ütinam omnes, qaicnmqae imperio et potestate antece- 
dant, vel iara geDtiam et humanitatis sancta esse volant, vel reli- 
gionis catholicae incrementis ex animo Student, nbiqne omnes, hor- 
tantibas rogantibas Nobis, ad eiusroodi mercatnram, qua nulla in- 
honesta magis et scelerata, comprimendam, prohibendam, extingaen- 
dam enixe consptrent. — Interea, dam acriore ingenionim et openiro 
eursn nova itinera ad africas terras, nova conamercia instronntur, 
contendant viri apostolici, ut, quoad melius fieri possit, sit saluti 
senrorum liberiiatique consultum. Huc ipsi alio praesidio nollo reapse 
proficient, nisi, divinä grdtia roborati, toti sint in disseminanda fide 
nostra sanctissima eaque laboriosus in dies alenda; cuius est fruetus 
insignis ut libert»tem mire oonciliet ac pariat qua Christus nos 
liberarit ^). Itaque , tainquam in speculum virtutis apostolicae, in- 
spiciant monemus in vitam et facta Petri Claver, cui recentem gloriae 
laoream addidimus : in eum inspiciant, qui, summ& laborura constan- 
tift, annos eontinenter qnadraginta , maurorum gregibus servorum 
miaerrimis sese totum impendit, verö ipsorum Apostolus praedicandns 
qnibus se perpetnnm servum et profltebatur et dabat. Caritatem viri, 
patientiam si curae habeant sumere sibi et referre, ii profeeto digni 
exisistent administri salutis, auctores consoiationis, nnntii paeis, qui 
solitudinem, incultum, feritatem in ubertatem possint religionis cul- 
tasque laetissimam, Deo iuvante, convertiere. 

Jamque in vobis, Venerabiles Fratres, cogitatio et litterae 
Nostrae gestiunt conquiescere, ut vobis iterum significemus iterumque 
vobiscum sodemus singulare quod capimus gaudium, ob ea quae isto 
in Imperio publice inita sunt de Servitute consiüa. Siquidem per 
leges quum provisum cautumque sit, ut, quotquot sunt adhuc de con- 
ditione servili, in ordinem et iura liberorum debeant admitti, id 
Nobis ut bonum et faustum et salntare per se videtur, sie etiam 
spem firmat fovetque ad anctns rei civilis reique sacrae in futurum 



1) Qalath. IV, 31. 
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laetandos. Ita Brasilici nomen Imperii apad hamaDissimas qnaaqae 
gentes erit merito in commemoratioDe et in laadibns , nonen^ae 
simul florebit Iroperatoris aogusti; cuius ea fertur praeclara vox, nihil 
se habere optatius, quam ut omne in finibus suis servitutis vestiginoi 
celeriter deleatur. — At vero, dum ea ipsa legom iussa perficiaatur 
incnmbite alacres, omni ope rogamus, et operam providentissime date 
praesenti rei, quam difficultates impediant profecto non leves. Om- 
nino per vos etficiendum, ut domini ut servi optimia inter se animis 
congruant optimaque fide, neu quidquam de dementia aut de iustitia 
decedant, sed, quaecumque transigenda sunt, omnia legitime, sedate, 
Christiane modo transigant: quod enim exoptabant omnes, tolli et 
deleri servitutem, hoc prospere cedant optandam maxime est, noilo 
divini vel humani iuris incommodo, nulla civitatis perturbatioiie, 
atque adeo cum solida ipsorum, quorum agitur causa, atilitate ser- 
vorum. — Quibus singulatim, sive qui iam facti liberi sunt, sive 
qui fient propediem , monita nonnulla salutis, e sententiis delibata 
magni gentium Apostoli, pastorali cum studio animoque patemo 
commeudamus. Ergo illi memoriam et voluntatem gratam pie ad 
eos servare diligenterque ppofiteri studeant, quorum consilio operaqae 
in libertatera vindicati sunt. Tante se munere numquam praabeant 
indignos, nee umquam libertatem cum licentia cupiditatum per- 
misceant; eä vero utantur quo modo cives decet bene moratos, ad 
industriam vitae actuosae, ad commoda et ornamenta quum familiae 
tum civitatis. Vereri et colere maiestatem principum , parere ma- 
gistratibus, legibus obtemperare, haec officia et simiÜa, non tam 
motu adducti quam religione, assidue exse<)uantnr : etiam cohibeant 
arceantque alienae copiae et praestantiae mvidiam, quae dolenduin 
quam multos ex tenuioribus quotidie torqueat et quam multa mi- 
nistret nequitiae plena instrumenta adversus ordinum securitatem et 
paeem. Re sua et statu contenti, nihil carius cogitent, nihil ap- 
petant cupidius quam bona regni caelestis, quorum gratÄ in lucem 
editi sunt et a Christo redempti : de Deo eodemque Domino ac Li- 
beratore suo cum pietate sentiant, eum totis viribus diligant, eins 
mandata omni cura custodiant. Sponsae eins, Ecciesiae sanctae, se 
filios esse gaudeant, esse optimos laborent, et quam possint amoris 
vicem sedulo reddant. 

Haec eadam documenta vos item, Venerabiles Fratrea, ipsi« 
suadere et persuadere libertis insistite ; ut, quod summum est Nobis 
Votum idemque vobis bonisque Omnibus esse debet, partae libertaäs 
fructus religio in primis, quacumque istnd patet Imperium, amplis- 
simos habeat, ad perpetuitatem persentiat. 

Id autem quo succedat felicius, camulatissimam a Deo gratiam 
opemque maternam Immaculatae Virginia imploramus et exposcimos. 
Caelestium munerum auspicem paternaeque Nostrae benevolentia« 
testem, vobis, Venerabiles Fratres, clero populoque universo Aposto- 
licam benedictionem peraroanter impertimus. 

Datum Bomae apnd S. Petrum, die 5. Maii An. 1888 Ponti- 
ficatua Nostri Undecimo. Leo PP. XIII. 
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XVI. 
Die Irrthfimer in den Schriften Rosmini's '). 

Ex Stfprema Cangregatione 8. Officü. 

Fer. IV. die 14. Decembris 1887. 

Post obitani AntoDÜ Rosmini Serbati quaedam eins nomine in 
Incem prodieront scripta, qnibus plara doctrinae capita, qoorum 
germina in prioribos huius Auctoris libris continebantnr, clarius 
efolfuntor atque explicantar. Qnäe res accuratiora stodia non ho- 
minam tantnm in theologicis ac philosophicis disciplinis praestan- 
tiam, sed etiam Sacrornm in Ecciesia Antistitum, excitarnnt. Hi non 
pancas propositiones, qaae catholicae veritati band consonae videbaiitur, 
ex posthumis praesertim illius libris exscripsenmti et Sopremo S. Sedis 
iudieio sabieeerant. 

Porro SSmns D. N. Leo divina Providentia Papa XHI., cni 
maxime cnrae est ut depositam catholicae doctrinae ab erroribas 
imroane pnramqne servetar« delatas propositiones Sacro Gonsilio 
Emornm Patnira Cardinalium in aniversa christiana republica In- 
quisitomm Qeneralinm examinandas commisit. 

Qure, nti moe est Snpremae Ck>ngregationis, inetituto diligen- 
tissimo examine, factaque eamm propositionum coUatione cum reli- 
qais Auctoris doctrinis, prout potissiroum ex posthumis libris elu- 
eescant, propositiones quae sequuntur in proprio Auctoris sensu re- 
probandas, damnandas ac proscribendas esse iudicavit, prout hoc 
generali decreto reprobat, damnat, proscribit; quin exinde cuiquam 
dedacere liceat ceteras eiusdero Auctoris doctrinas, quae per hoc de- 
eretum non damnantur, ullo modo adprobari. 

Facta autem de bis omnibus SSmo D. N. Leani XIIL ac- 
curata relatione, Sanctitas Sua decretum Emomm Patmm adprobavit, 
coDfirroayit, atque ab omnibus servari mandavit. 

I. In ordine rerum creatarum immediate manifestatur humano 
intellectui aliquid divini in se ipso, huiusmodi nempe quod ad divi- 
nam naturam pertineat. 

1) Man ygL aber Bosmini den Mainxer Katholik 1888, Joniheft 8. 608 iL 
Dort heint es 8. 617: »Die Philosophie Bosminrs ist eigentlich mehts Anderes, 
als ein in*s Gewand des Mystidsmns gekleideter Kant, den man in Deutschland 
n den Mantel der Kritik gehallt und Kriticismns genannt hatte, c — IMe 
CMUa cattoliea brachte 1888. I. S. 257 ff. einen gedrängten üeberblick aber 
die Yerhandlnngen, welche in der Congr. Indids und Inqoisitionis dem obigen 
Verartheüiuigsdecrete vorausgingen. Einen Aascog davon gab P. Noldin in der 
lüosbmdter Zdtschr. f. kath. Theologie 1888. XH. Bd. Heft 8. S. 582-84. 
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II. Cam divinum dicimns in natura, vocabulum istud dmmm 
non usurpamus ad significandnm effecturo non divinum cansae di- 
vinae; neque mens nobis eat loqui de cUvino quotlam qaod tale sit 
per participationem. 

IIL In natura igitur uriiversi, idest in intelligentiis qnae ia 
ipso sunt, aliquid est, cui convenit denominatio divini non sensu 
fignrato sed proprio. 

Est actualitas non distincta a reliquo actualttatis divinae. 

IV. Esse indeterminatum, quod procul dubio notum est Omni- 
bus intelligentiis, est divinum illnd qoed homini in natura mani- 
festatur. 

V. Esse quod liomo intuetur necesse est ut sit aliquid entis 
necessarii et aeterni, causae creantis, determinantis ac finientis om- 
nium entium contingentium : atque hoc est Deus. 

VI. In esse qnod praescindit a creaturis et a Deo, quod est 
esse indeterminatum, atque in Deo, esse non indeterminato sed ab- 
soluto, eadem est essentia. 

VII. Esse indeterminatum intnitionis, esse initiale, est aliquid 
Verbi, quod mens Patris distinguit non realiter sed secundum ratio- 
nem a Verbo. 

VIII. Entia finita, quibus componitur mnndus, resultant ei 
duobus elementis, idest ex termino reali finito et ex esse initiali, 
quod eidem termino tribuit formam entis. 

IX. Esse, obiectum intnitionis, est actus initialis omninm eDtium. 
Esse initiale est initium tarn cognoscibilium quam subsistentinm : 

est pariter initium Dei, prent a nobis concipitnr, et creatoramm. 

X. Esse virtuale et sine limitibus est prima ac simplicissima 
omnium entitatum, adeo nt quaelibet alia entitas sit composita, et 
inter ipsius componentia semper et necessario sit esse virtuale. — 
Est pars essentialis omninm omnino entitatora, utut oogitatione di« 
vidantur. 

XL Quidditas (id quod res est) entis ftniti non ccmstitnitur eo 
quod habet positivi, sed suis limiUbns. Qnidditas entis infiniti goih 
stituitor entitate, et est positiva; quidditas vero entis finiti consti- 
tuitur limitibus entitatis, et est negativa. 

Xn. Finita realitas non est, sed Dens facit eam esse addendo 
infinitae realitati limitationem. 

Esse initiale fit essentia omnis entis realis. 

Esse quod actuat naturas finitas ipsis coninnctum, est recisnm 
a Deo. 

Xni. Discrimen iuter esse absolutum et esse relativurn non 
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illad est qood intercedit substaBtiam inter et substantiam, sed aliud 
mnlto maiiis; unarn enim est absolute ens, alternm est absolute 
non-eus. At hoe altenim est relative ens. Cani aatem ponitnr ens 
relativnm, non multiplicator absolute ens: hinc absolutnm et rela» 
ti?uai absolute non sunt unica substantia, sed unieum esse; atque 
hoc sensu nuUa est di?ersitas esse, imo habetur unitas esse. 

XIV. Divina abstractione producitur esse initiale, primum 
finitorum entium elementum ; divina vero imaginatione producitur 
reale finitum, seu realitates omnes, quibus mundus constat. 

XV. Tertia operatio esse absoluti mundum creantis est divina 
aynthesis, idest unio duoram elementorum : quae sunt esse inüidk^ 
commune omnium finitorum entium initium, atque reak finitum, seu 
potius diversa realia finita, termini diversi eiusdem esse initialis. 
Qua unione creantur entia finita. 

XVI. Esse initiale per divinam synthesio ab intelligentia re- 
latum, non ut intelligibile sed mere ut essentia, ad terminos finitos 
reales efficit ut existant entia finita subiective et realiter. 

XVII. Id unum efficit Dens creando, quot totum actum esse 
creaturarum integre ponit: hie igitur actus proprio non est factus, 
sed positus. 

XVIII. Amor, quo Dens se diligit etiam in creaturis, et qui 
est ratio qua se determinat ad creandum, moralem necessitatem eon- 
stitoit, quae in ente perfectissimo semper inducit effectum: huiusmodi 
eaim necessitas tantummodo in plnribus entibus imperfectis integram 
retinquit libertatem bilateralem. 

XIX. Verbum est materia illa invisa, ex qua, ut dicitur 
Sap. XI. 18, creatae fuerunt res omnes universi. 

XX« Non repugnat ut anima humana generatione multiplicetur, 
ita ut coneipiantnr eam ab imperfecto, nempe a gradu sensitive, ad 
perfectum, nempe ad gradum intellectivum, procedere. 

XXL Cum sensitive principio intuibile fit esse, hoc solo tactu, 
hac sui unione, prindpium illud antea solum sentiens« nunc simol 
iotelligens, ad nobiliorem statum evefaitur, naturam mutat, ac fit in* 
telligens, subsistens atque immortale. 

XXII. Non est cogitatu impossibile, divina potentia fieri posse, 
at a corpore animato dividatur anima intelleotiva , et ipsum adhuc 
maneat animale maueret nempe in ipso, tamquam basis puri ani- 
malis principium aoimale, quod antea in eo erat velnti appendix. 

XXm. In statu naturali, anima defnncti existit perinde ac 
Don existeret: cum non possit ullam super seipsam reflexionem 

Arehhr Übt ffirelieiinoht LX. IQ 
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exeroere, aat ^Ikm habere sai coodcientiam^ ipsins eouditia similis 
im potert statat tenebrarom perpetuarnm et «amoi sempitevoL 

XXIV. Forma sobstantialis corporis est potias effectos aränae, 
atqoe iateim tifnninas operationifl ipsiitB: propterea forma substan- 
tiali» corporis HOB est ipsa anima. 

Uoio animao' et corporis proprio coosistit in immanenti per- 
ceptione, qaa sabieetiim intuens ideam afflnxiat sensibilot postqoam 
in hap eins esseotiam intuitum fuerit. 

XXV. Revalato mysterio SSmae Trinitatis, potest ipsias eii- 
stentia demonstrari argumeptis mere specnlativis, negativis quidem et 
indirectis, hninsipodi tarnen nt per ipaa veritas illa ad pbilosophicas 
disciplinas reyocetnr, atqne fiat proppsitio scientifica sicnt ceterae: 
si enim ipsa negaretnr, doctrina tbeosophica fmrae rationis non modo 
incompleta maneret, aed etiam omni ex parte absurditatibus scatens 
anoibilaretnr. 

XXVI. Tres snpremae formae esse^ nempe subiectivitas, obiecti- 
vitas, sanctitas, sen realitas, idealitas, moralitas, si transferantur ad 
esse absolntum, non possnnt aliter concipi nisi ut personae subsi- 
stentes et viveotes. 

Verbnm, qnatenns obiectam amatum, et non qaatenas Verbum 
idest obiectnm in se snbsistens per se cognitnm, est persona Spiritus 
Sancti. 

XX Vn. 'In humanitate Christi hnmana volnntas fnit ita rapta 
a Spiritn Sancto ad adhaerendnm Esse obiectivo, idest Verbo, at illa 
Ipsi integre tradiderit regimen hominis, et Verbnm fllud persona- 
liter ässnmpserit, ita sibi aniens naturam hamaoam. Hinc volnotas 
hnmana desiit essid personalis in homfne, et eum rit persona in aliis 
hömiiiibns, in Christo remansit natura. 

XXVni. In christiana doctrma, Verbnm, character et fiades 
Dei, imprimitnr in animo eornm qni cum fide suscipiant iMiptismiiin 
Christi. 

'Verbnm, idest character in anima impressom, in docbrina chri- 
stiana , est Esse reale (infinitnm) per se manifestum , qnod deinde 
norimus esse secundam perdonam SSmae Trinitalis. 

XXIX. A catholiea doctrina, qtTae sola est veritas, miBime 
alieoam patamua hanc coniectnram: In en«harirtico Sacrameiit6 sub- 
stantia panis et nm fit vera caro et veins sangois Christi , quando 
Christus eam facit terminum sui principii sentientis, ipsatnqtie soa 
Tita tivifieat: eo forme modo quo paiiia et vinnm vere transubstan- 
tiantur in nostram oamem et sanguinem, quia fiunt terminus nostri 
prindpü seatifintiB, 
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XXX. Peracta transabatentiatione, iDtelligi potest corpori Christi 
gloriMO partem aliquam adiangi in ipso iDoorporatanif iodivisam pa- 
riterqne gloriosam. 

XXXI. In Sacramento eacharistiae , vi verborum corpus et 
sangnis Christi est tantum ea mensnra qaae respondet qnantitati 
(a qoel tanto) substantiae panis et vini quae transabstantiatur : re- 
liqaam corporis Christi Ibi est per eonetmikmtkm. 

' XXXII. Quoniaro qui non mandncat camem Filii hominis et 
bibit eins sanguinem non habet ritam in se; et nihilominns qoi 
morinntnr cnm baptismate aqnae, sanguinis ant desiderii certo con- 
seqanntur vitam aeternam: dicendum est, bis, qni in hac rita non 
comederunt corpus et sanguinem Christi, snbministrari hunc coelestem 
cibum in futura vita, ipso mortis instanti. 

Eine etiam Sanctis V. T. potuit Christus descendens ad inferos 
seipsnra eommunicare sab speciebus panis et vini, ut aptos eos red- 
deret ad \risionem Dei. 

XXXIIL Cum daemones fructum possederint, putarunt se in- 
gressuros in hominem, si de illo ederet ; converso enim cibo in cor- 
pus hominis animatum , ipsi poterant libere ingredi animalitatem, 
idest in vitam subiectivam huius entis, atque ita de eo disponere 
sicut proposuerant. 

XXXIV. Ad praeservandam B. V. Mariam a labe originis, 
satis erat ut incorruptum maueret minimum semen in homine, 
oeglectum forte ab ipso daemone ; e quo incorrupto semine de gene- 
ratione in generationem transfuso« suo tempore orietur Virgo Maria. 

XXXV. (^0 magis attenditur ordo instificationis in homine, 
60 aptior apparet modus dicendi spiritualis quod Dens peccata quae- 
dam tegit aut non imputat. — Juxta Psalmistam discrimen est inter 
iniquitates quae remittuntur et peccata quae teguntor: illae, ut vi- 
detur, sunt culpae actuales et liberae, haec vero sunt peccata non 
libera eorum qui pertinent ad populum Dei, quibus propterea nuUum 
afferunt nocumenüim. 

XXXVL Ordo supernaturalis constituitur maoifestatione esse 
in plenitudtne suae formae realis; cuius communicationis seu mani* 
festationis effectus est sensus (sentimento) deiformig, qui inchoatus 
in hac vita constituit lumen fldei et gratiae, completus in altera vita 
constitnit lumen gloriae. 

XXXVII. Primum lumen reddens animam intelligentem est 
esse ideale; alterum primum lumen est etiam esse, non tamen mere 
ideale sed subsistens ac vivens: illud abscondens suam personalitatem 

16* 
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ostendit solum saam obiectivitatem: at qui videt alteram (qaod est 
Yerbum), etiamsi per speculum et in aenigmate, yidet Daum. 

XXXVIII. Deus est obiectum visionis beatificae, in qnantam 
est auctor operum ad extra. 

XXXIX. Vestigia sapientiae ac bonitatiSf qnae in creaturis 
relucent, sunt comprehensoribus necessaria; ipsa enim in aeterao 
ezemplari coUecta sunt ea Ipsios pars quae ab illis ?ideri possit 
(che h loro accessibile), ipsaque argumentum praebent laudibus, qnas 
in aeternum Deo Beati concinunt. 

XL. Cum Deus non possit, nee per lumen gloriae, totaliter se 
commnnicare entibus fioitis, non potuit essentiam snam comprehenso- 
ribus revelare et commnnicare, nisi eo modo, qui finitis intelligentiis 
Sit accomodatus : scilicet Deus se illis manifestat quatenus cum ipsis 
relationem habet, ut eorum creator, provisor, redemptor, sanctificator. 
Joseph Mancini^ S. Rom. et üni?.-*Inquis. Notarius. 

. . . »Quapropter excitatur pastoralis cura et vigilantia Ampli* 
tudinis Tuae, ut a damnatis huiusmodi doctrlnis eres fidei Tuae 
concreditas quam diligentissime custodias; ac si qui forte sint in ista 
dioecesi qui illis adhuc faveant, eos ad S. Sedis iudicium dooili animo 
recipiendum inducere studeas. Praecipue vero eniteris, ut mentes 
adolescentinm, eorum praesertim qui in spem Ecclesiae in Seminario 
aluntur, germana catholicae Ecclesiae doctrina e puria fontibua Ss. Pa- 
tmm, Ecclesiae Doctorum, probatorum auctorum, ac praecipue Angelici 
Doctoris S, Thomae Aquinatis haustä imbnantur.c (Ex epistola Emi 
B. Card. Monaco d. 7. Martü 1888 ad omnes locorum Ordinarios.) 
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XVII. 
Entscheidungen der römischen Congregationen. 

1. Beeret, s, Congr. Officü de UUeris testimonidlibus pro Ordincmdis. 
(Wiener Diöcesan-Blatt 1888 Nr. 10.) 

Die Constitatio »Apostolicae Sedisc vom Jahre 1869 enthftlt 
ODter Anderem die nachstehende Verfügung : III. Suspensionem per 
annam ab Ordinnm administratione ipso jure incurrunt ordinantes 
sabditam proprium, qui alibi tanto tempore moratus sit, ut canoni- 
cam impedimentnm contrahere ibi potuerit, absqne Ordinarii ejus 
loci litteris testimonialibus. 

Da die verlässliche Ausstellung eines solchen Zeugnisses beson- 
ders in grossen volkreichen Städten oft die grOssten Schwierigkeiten 
bietet, so hat die im October 1887 zu Wien abgehaltene bischof- 
liche Gonferenz eine Eingabe an den heiligen Stuhl um eine Er- 
leichterung in Betreff der zum Zwecke der Ordination zu beschaffen- 
den Zeugnisse beschlossen. Auf diese Eingabe erfolgte die nach- 
stehende, an Seine Eminenz den hochwürdigsten Herrn Cardinal 
Fürsterzbischof von Wien gerichtete Entscheidung : 

Eminentissime ac Beverendissime Domine« mi Observandissime ! 

Qnae ab Eminentia Tua datis litteris die 25. Octobris proximi 
elapsi anni postulabantur, ut scilicet Sanctissimus D. N. Leo XIII. 
declarare dignaretur, per eum inquirendi modum, quem describis, 
dorn agitur de promovendis ad ordinem eis, qui in alienis dioecesi- 
bos commorati fuerint, satisfieri ab Episcopi^ Austriae occidentalis 
menti et intentioni Apostolicae Constitutionis s. m. Pii IX., qnae 
ineipit: Apostolicae Sedis, ac proinde omitti posse testimoniaUum 
requisitionem ab Ordinariis illarum dioecesinm, quin incurratur 
snspensio articuli tertii ejusdem Constitutionis; ea Sanctitas Sua 
supremae huic S. Officü Congregationi expendenda mandarit. 

Porro Eminentissimi Patres Cardinales una mecum Inquisitores 
generales, ut par est, re serio diligenterque perpensa, respondendum 
censuerunt, non eocpedire^ et hortandos istius regionis Episcopos, ut 
in tanta morum corruptione alacri usque studio ac diligentia inqui- 
rere pergant in mores et qualitates ordinandorum et sedulo curent, 
ne parochi praetennittant, quae cauta sunt per Conc. Trid. sees. 
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XXIIL cap. de Beform. In aliqao antem casa particolari, in quo 
adsit grayis difBcnltas habendi testimoniales, dammodo aliunde mo- 
raliter certo constet de idoneitate ordinandorum, Sanctiseimus D. N. 
specialem facnltatem iia concedit ad deeennium conferendi Ordines 
abeqae dictis testimonialibns. 

Hanc Eminentissimoram Patrnm resolutionem Sanctitas Sua 
adprobare et praedictam facnltatem concedere dignata est. 

Mihi vero, dnm haec Eminentiae Tnae significo, pergratoro 
est, impensos obseqnii mei sensos eidem patefacere, cui manns hu- 

millime escolor 

Eminentiae Tnae 
hnmiUimus et addictissimns serms veras 
B. Card. Monaco. 
Bomae, die 27. Aprilis 1888. 

a. JBnt9cheidmg der & Congregatio CmcOH vom 28. August 1852 

Über den Empfang der hh. Sacramente der Busse und des AJUars 

vor der JES^esMiessung. 

Wtgethialt darch Herrn Bompräbendat Dr. J. üf. Raich in Mainz. 

In dem Capitel Tametsi ermahnt (hortatur) das tridentiniscbe 
Concil die Brantlente yor Abschlnss der Ehe oder wenigstens drei 
Tage vor dem Vollzöge derselben die h. Sacramente der Bnsse nnd 
des Altars sn empfangen. 

Bei Behandlung dieser Frage fKhrt J. Weber in seiner ge- 
sohätzten, bereits in drei Auflagen erschienenen Schrift »Die cano- 
nischen Ehehindemisse etc.€ S. 884 zuerst Oury und Cardinal Ooosset 
an. Ersterer lehrt, der Pfarrer kann den Empfang der genannten 
Sacramente an sich nicht ohne weiteres verlangen« es sei denn dass 
ein Qesetz oder eine Vorschrift des Bischofs dies festsetzt Doch 
Itat er auch dann noch Ausnahmen zu. Qousset hUt sich an den 
tridentinischen Wortlaut und fOgt hinzu : wollte man denen die Eio- 
segDUng verweigern, welche sich zum Empfang der Sacramente nicht 
bestimmen lassen, dann wftre ftberall, wo Giviltrauung zulässig ist, 
Gefahr vorhanden ,• dass die Nupturienten sich mit der Civilebe be- 
gnügen. Man müsse daher zwischen zwei Uebeln das geringere wählen. 

J. Weber fthrt dann fort : »Dagegen lautet durchaus dognui- 
tisch correct der Erlass des bischöflichen Qfficialats Trier vom 28. 
März 1858: Es ist in den letzten Jahren die Vorschrift unsers Ri- 
tuals: Desponsandi aliquot diebus ante vel saltem pridie, quam eon- 
trahant, Poenitentiae et Eucharistiae sacramenta percipiant ; und die 
in unserer Diöcese dieser Vorschrift entsprechende kirchliche Präzis 
wiederholt Gegenstand ernster Contestationen geworden. Unter Hin- 
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Weisung auf die abweichende Praxis einiger benachbarter DiAceden 
wurde nämlich geltend gemacht, dass das Coneil von Trient kefti^^ 
wegs den Empfang der Sacramente der Busse und des Altard seitens 
der Brautleute vor der Eheschliessung pabiete^ sondern liar dazu 
ermahne. Der Diöcesanbischof könne daher auch in einzeln^ be^ 
sonders schwierigen Fällen von dieser Yorsehrift des Rituals, wenn 
316 nur particulärer Natur sei, dispensiren und die kirbhliohe Eün- 
segnung einer Ehe gestatten, wenn auch nur einer der Braüttheile, 
gleichviel aus welchem Grunde^ sich weigere, die genannten täacira« 
mente vor der Eheschliessung zu empfangen; ja man hat sogar fttr 
alle solche Fälle ohne unterschied den Ehecontrahenten das Recht 
auf die kirchliche Trauung vindiciren wollen, eben weil das Goncil 
von Trient dieselbe von dem vorhergegangenen Empfange des Buss- 
und Altarssacraments nicht ausdrücklich abhängig mache. Die ün- 
haltbarkeit des hier eingenommenen Standpunktes ergibt sieh sofort, 
wenn man die dogmatische Seite dieser Gontroverse in^s Angefasst 
Es handelt sich hier nämlich nicht um eine Vorachrift rein disciplinärer 
Natur, welche nach Zeit- und Qrtsverhältnissen bald mehr, bald we- 
niger dringend auftreten kann, sondern mit Bäcksicht auf den Cha- 
rakter der Ehe als Sacrament der Lebendigen sind bei der Frage Sber 
die nothwendige Vorbereitung zu derselben die allgemeinen kkcfa- 
liehen Grundsätze in Betreff der pflichtmäss^fen YorberettuJig^ be* 
ziebungsweise der erfcHrderlichen Wfirdigkeit ^um Empfangse eines 
Sacramentes der Lebendigen überall entscheidend. Es ist aber für 
alle Fälle, wo es sich um Administration eines Saoramientes der Le- 
bendigen handelt, die folgende Regel unabänderlich festzuhalten : 
Kein Priester darf ^ ohne sieh sdbst des schwersten Ver^hens 
schuldig eu machen^ mum saorileffischen Empfcmg eine» Saertmentes 
irgendwie freiwillig die Hand bieten^ sobald die ünwärdighM des- 
jenigen, wdeher das l^icrament empfangen vHÜ, gewiss und OffenflMi 
ist^), ESne solche üüwürdigkeit zum Empfang des EhesacraoMutes 
ist nun zwar dadurch noch nicht begründet, dass seitens eines oder 
beider Contrahenten der Empfang der genannten Sacramente vor der 
kirchlichen Trauung abgelehnt wird , indem es ja vorkomme kann, 
dass sonst kirchliche und in statu gratiae sieh be&ideQde Brautleute 
einen besonderen Qrund haben, auf die kirchliehe Trauung zu dringen, 
ohne dass sie kurz vorher das Buss- oder Altarssacrament empfangen 
haben. Offenbar werden jedoch solebe AusnahmsfäUe iiussersi sdkn 
und meistens nur vo^rkommen, wo Qefahr mit dem Venng der Ehe- 
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Bcbliessnng verbunden ist. In der Begd wird bei Etenitenz der Braut- 
leute, der Eroiabnung des Ooncils von Trient und der Bitualvor- 
scbrift Folge zu leisten, eine gewisse und öffentliche Unwfirdigkeit 
zum Empfange des Ehesacramentes vorliegen, in welcbea F&Ilen also 
der betreffende Geistliche durch seine Mitwirkung das eigene Ge- 
wissen schwer belasten wfirde.c 

J. Weber billiget diese Grundsätze und bemerkt, »dass obiger 
Erlass sich stfitzt auf die Entscheidung der Goncils-Congregation in 
causa Moguntina, die 28. Augusti 1852.« 

Der geehrte Verfasser folgt hiebei dem Trierer Official Dr. Nie. 
Enopp^ der in seinem Eherecht obige strenge Meinung eifrigst ver- 
theidigt und gleichfalls (2. Aufl. S. 522) erklärt: »Es ist inzwischen 
der vorliegende Fall in gleicher Weise entschieden worden: durch 
die S. Congreg. Concilii in causa Moguntina d. d. 28. Augusti 1852.« 

Hier liegt jedoch ein Missverständniss vor, das in der Seel- 
sorge nicht ohne praktische Folgen geblieben ist und nothwendig 
eine Aufklärung erheischt. Wenn der obige Erlass von der »o^ 
weidienden Praxis einiger benachbarten Diöcesenc spricht, so hat er 
insbesondere die Diöcese Mainz im Auge und diese war auch der 
Anlass, dass von Mainz aus die Anfrage in Rom gestellt wurde, ob 
die von Bischof Colmar im J. 1812 an die Pfarrer der Stadt Mainz 
erlassene Verfugung, worauf die von der Trierer DiOcese abweichende 
Praxis sich stfitzt, beizubehalten oder zu reformiroa sei* Nun hat 
sich aber die S. Congregatio Concilii zu Gunsten der Verfügung des 
Mainzer Bischofs ausgesprochen. Es ist daher ein völliges Missver- 
ständniss, wenn Enopp und nach ihm Weber diese Entscheidung 
ohne weiters f&r ihre Meinung in Anspruch nehmen. 

Dieses umsichtig redigirte Aktenstück ist meines Wissens noch 
nicht veröffentlicht. Nur auszugsweise hat unser Archiv y Bd. IL 
S. 61—56 darfiber berichtet. Aus dem Wortlaut desselben, den wir 
hier folgen lassen, wird sich ergeben, wer Becht behält. 

MOfiUNTINA. 

Exponit Officialis Guriae Episcopalis Moguntinae, quod in eadero 
dioecesi circa nuitrimoniorum benedictiones extat statutum ab Anti- 
stite Josephe Ludovico Golmar anno 1812. conditum et publicatum, 
cuius hio tenor est: »Matrimonii Sacramentum inter illa pertinet, 
>quae redpi debent in statu gratiae. Eine in omnibus ritualibos, 
»ubi de matrimoniorum benedictione est sermo, praescribitur, ut tarn 
»sponsus quam sponsa ante benedictionem peccata sua confiteantar. 
>Quod si igitur parochus sacrilegio, quod. forte sponsi per negkctum 
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»hams obligationis committerent, participare reformidet , omni opera 
»niti debet, at sponsos ad eamdem implendam moveat; ctii quidem 
»rei eo magis hodiedam insistere poterit, quo Uli taatum, quorum 
»religio nondam penitos extincta est, sacerdotaletn matrimonti bene- 
»dictionem petant, alii vero solo acta civili sint contenti. Nihilominuä 
»in extremo casn, et bene notetar quod dizimus in extretno, quando 
»nempe sponsi pertinaciter insisterent recipere matrimouiüleni beue- 
»dictionem non praemissa confessione, parochus strictae Luterpreta- 1 

»tioni verbonim Goncilii Tridei^tini (Sess. XXIV. cap. L de ret n 

>matrim.) ubi tantntn dicitar hortamwr^ inhaerendo, matrimoniüm 
»benadicere potent, quin conscientiam gravet.c , 

Haec qnidem per se in praxi satis tuta videri idem Ofücialis \ 

censet tarn ob relata Trideniini verba, quam ob gravem saue sen- 
tentiam Emi Qaasset Archipraesuiis Bhemensis in notissimo libro, 
cQi titalas ^Theologie morale ä V usage des eures et des confesseurs, 
Tarn. IL ort. 745 et 755, qai et aliarum Oalliae dioecesium statuta 
pro eadem observantia affert. Verum quam dioeceses Tretirm, et 
^nren.j quae Moguntinae adjacent finitimae, praxim plane oppasitani 
teneant, ita ut sponsi ad confessionem et communionem non re?era 
soluDi adhortatione excitentur, sed rigorosa etiam lege adE^tritigantur, 
quae ne exceptionem quidem patiatur, dum una tantum parte re- 
laetante, pro altera grave perversionis et matrimonii civiliter ineundi 
pericolum immineat vel adsit; hinc metuendum esse praelaudatus 
Offlcialis monet, ne ex diversa Moguntinae dioecesis observantia scan- 
dalo et gravamini ansa praebeatur. Quibus ductus seqaens dubium, 
an nimirum instructionem supra expositam a Rmo Episcopo Maguu-* J 

tino Josephe Ludovico Colmar clero civitatis Moguntinae commiiDi- 
catam in praxi tuto sequi liceat, huic S. Congregationi resolvendum 
supplex proponit. 

»Quum matrimonium inter fideles, — ut BenedicH XIV. in 
^Synod. dioeces. Hb. 8. cap. 14. num. 5. effato utar, uBum sit ei 
»Septem novae legis Sacramentis a Christo Domino institutis atque 
»e numero eorum, quae vivarum dicuntur, nemo sine gravi sacrilegio 
»illud celebrare potest in statu peccati mortalis, quod optime per- 
»pendit Didacus Cövarrnvias super 4. Decret. part. 2. de matrim. 
»cap. 6. in princ, inquiens: Existens in mortali crimine non potest 
»absque novo peccato matrimonium contrahere; tractat enim lade- 
»caiter Sacramentum hoc maximum.c — At vero Patres Trideniini 
hisce, licet saue verissima sint, permoti non fuere, ut cotifessionem, 
maltoque vel minus communionem ante matrimonium a «ponsiB per- 
ageudam tanqaam Sacramenti recipiendi conditionem pyäitiva lege 
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in foro ezterno praescriberent ; sed »Sancta Synodus« , inquinnt loc. 
cii, conjuges hartatur^ ut antequam contrahant, vel saltem tridno 
»ante matrimonii consummationem sua peccata diligenter confitean- 
>tQr et ad sanctissimuna Eucharistiae Sacramentum pie accedant.« 
Hinc cum Theologis Canonistae concludunt, conjuges matriraonium 
ineuntes absqae praevia confessione minime peccare guatcnus Con- 
cilii Tridentini decretum violare videautur, »qaia consiliam et non 
»praeceptum quoad boc coniinet illud decretum,€ ut tradunt Franc. 
Leo in thesaur. fori eccles. part, 2, cap, 9. num. 49. Basil. Pont 
de impedim. matritn. cap. 16. .§. 2., qtu>s sequüur Barbosa CoUed. 
Doct. in Conc. Trid. sess. 24. cap. 1. num. 166. Pax Jordan. 
ElMCubrai. lib. 3. tu. 7. ». 114. Giraldi de päroch. par. 2. cap. 21. 
num. 8. Becto proinde tramite consequitur , illa Tridentini verba, 
cum non praecipiant, sed hortentur, liberam solummodo foluntatem 
excitare, non vero obligare, iuxta analogiam Cap. final, in fin. 4 
distinct gloss. verbo statuta in cap. 1. de Constü. ubi Abb. n. 9. 
Felin. num. 20. 

Jamque huius rei ratio per se sapientissimä patet. Etenim si 
Status gratiae ex praevia peccatorum confessione pro iis tantnm 
pendet, qui lethali culpa operti fuerint, in ceteris autem Sacramenti 
obex non reperiatnr; illi soli divina iam lege ad confitendum ad- 
stringuntur, cum reliquis non quidem consultius, liberum tarnen 
eadero lege sit, absque confessione ad Sacramentum matrimonii ac- 
cedere. Durior inde fuisset generatim pro omnibus in foro extemo 
lata; durior, inquam, non solum, verum etiam insolita quoad ipsos 
lethali macula aspersos/ siquidem interdictum matrimonii utiqae 
poenam externam et publicam redolet, Ecclesia autem mere interna, 
inter qoae Status gratiae recensetur, in foro externe censuris non 
perstringit, Benedictus XIV. de Synod, Dioec. Üb. 9. cap. 4, mtm. i. 
et quoad cetera etiam vivorum Sacramenta cordis conscäentiaeqüe 
dispositionem ad ipsos fideles remittere solet. 

Quibus positis, si Episcopi id quod ab ecclesia consnlto liberum 
relinquitur, in materia potissimnm Sacramentorum, definire et prae- 
scribere nimio rigore non debent. iuxta egregie monitaa Benedicto XIV. 
in Synod. Dioec. lib. 7. cap. 1. inü. et saepius^ hoc vel magis ca- 
vendum erit, ubi vertitur de permissione celebrandi matrimonii; ma- 
trimonia namque omnimodam libertatem requirunt. Gap. Cremmfi 
de Sponsai. et Fagnan. in cap. Insinuante. Qui Gier. num. 3. et 
cap. Cum dilech^s de Consuet. num. .40. Immo licet Episcopis aliqua 
competat matrimonium interdicendi potestas, ea nibilominus inter 
favorabilia et late patentia vix recenseri videtur, siquidem ad tria 
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rationom capita eamdem cohibent eanonistae, nimiram 1) ad sponsalia 
pria8 cum alio vel alia inita ; 2) ad suspicionem latentis impedimenti ; 
3) ad timorem rationabilem graviom discordiarnm et scandaloram e 
matrimouio futarorum. Giraldi Expos. Jur. Pont. pari. 1. Hl, 16. de 
matrim. eontr. not. 2. ad cap. LUterae. Schmalzgrueber jporf. 3. lü. 16. 
§. L de matrim. cantr. num. 1. Inter quae si confessio vel com* 
manio non peracta ne in casn quidem particalari venit : qnanto itaqne 
aberit, ut tanqaam generale matrimonium inhibeodi axioma a DD. 
enumeretur. Nimirnin eius generis edictatn, dommodo universale sit, 
qaandam novi impedimenti differentis natnram prae se fert, cum tarnen 
teste Sanchetf de matrim. lib. 3. diep. 15. num. 9. Episcopi non sit 
impedimenta statuere, qaae ab Ecclesia sancita non faerint. 

Beqae vera nemo facile inficias ibit, quin sponsi, dammodo ad 
Ecclesiae gremium pertineant atque, reraotis canonicis impedimentis, 
cetera qnae ex positiva Ecclesiae lege reqniruntur, rite praestiterint, 
ins qaoddam in foro saltem externe ad matrimonium celebrandum 
habeani Eine videndam non est, quonam pacto Episcopus ob de- 
fectum alicuins rei ab Ecclesia non stricte praescriptae, sed ad 
singnlomm potios conscientias in foro interne remissae, ins illud im- 
pedire in foro exteriore qneat. Quae res clarior etiam evadit, si quis 
observare voluerit, iuxta communiorem magisque receptam sententiam 
contrahentes non modo recipere, veram etiam sibi ipsos administrare 
Sacramentum matrimonii, Bened. XIV. Syn. Dioec. lib. 7. cap. 29. 
ita ut parochus tanquam merus testis assistat, S. Alphonsus Theol. 
moral. lib. 6. de matrim. num. 895. Id quod alium omnino aspectum 
praebet, quam si ipse parochus Sacramenti minister esset. Ita enim 
revera sponsorum admonitio de evitando sacrilegio, quod per peccati 
reatum proprio facto incurrunt, facilius ex parte parochi sufficere 
intelligitar, cum etiam tanquam publicus minister assistentiam prae- 
stet eamque difficilius recusare valeat, prout afflrmant cum La Croix 
Laymann lib. 5. Um. 20. p. 2. cap. 4.n. 8. De Lugo dist. 8. sect. 73. 
mm. 206. quos retert S. Alphonsus lib. 6. tract. 1. de Sacram. in 
gen. n. 54. 

Quodsi denique auctoritas civilis, prout revera in dioecesi Mo- 
gantina, non attenta Ecclesiae benedictione , validitatem matrimonii 
ex solo contractu coram magistratibus ineundo desumit, consultius 
undique videtur, omnia in forma mitiore et magis privatim iuxta 
coiusque casus et personarum indolem disponere, et minime generali 
qoadam lege parochi assistentiam novis conditionibus ultra Ecclesiae 
iotentionem obruere. Verum etiam maioris discriminis plena res ap- 
paretf ubi pariter cum catholicis haeretici permixtim degunt, et in- 
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saper Oabernia pro viribus iosodant, nt spreta Ecclesia fideles baere- 
ticornm Ministellos adeant. Hoic inquam rationi gravins inerit 
pondns ex eo, qnod Ecclesia, pro einsmodi regionibns legis vel an- 
tiquissimae rigorem quoad gradus prohibitos remitiere per dispensa- 
tiones facilios solet: longe proin abesse rationabiliter creditar, vA 
simpliees adhortatioaes ibidem in rigorosa praecepta abire sinat. 

Praefata satis atique suadere videntar, adhibitam a Patribus 
Tridentinis formam adhortativam hac in re rectins cantiasqne reti* 
nendam esse , et conseqnenter instractionem illam Mognntinam in 
praxi servari tato saltem valere tanquam Goncilii verbis consen- 
taneam multisque pradentiae rationibus innixam. Ex ea enim pa- 
rochi :^ofnm opera nüi dehenU atqae -^insistere^^ nt sponsos ad con- 
fessionem »moveon^.c In '^eoctremo tantutn casu€ non obstante spon- 
sornm pertinacia ^paroehus mainmonium henedicere potent^ qjim 
^canseientiam saam gra/vet.€ 

Vernm hie notanda quaedam occurrunt. Necessitas confessionis 
divina lege ante matrimoninm praemittendae pendet, ut dixi, ei 
statu peccati mortalis. Atqui difficultas in eo est, quod einsmodi 
Status , in quantnm res mere interna , in foro externe dijndicari et 
paucis adstringi neqneat. At vero res omnino aliter se habet nbi 
reatns lethaiis ex actu quodam . publice atque externe concludi non 
solum potest, sed et debet. Hie nimirum a theologis quoad Sacra- 
menta vivorum unanimi consensu axioma ponitur, peccenre gravüer, 
qui ministrei Saerannentum publica peccatori vd dliier pMke in- 
dignOj 8. Alphons. lib. 6. tarn. 1. cap, 2. de Sacram. dUb. 2. mum. 42. 
ex Bonac. Suar, et aUis^ et Giraldi de paroch. p. 2. cap. 20. 
num. 20, quoad S. Eucharistiam docet citatis melioris notae aucto- 
ribns. 

Unde Benedictus XIV., cum nonnulU auctores, ut Sanchez lib. 8. 
de matr. disp. 15. num. 19. cum Barbosa, Vega et aliis, cuidam 
8. Gongregationis Episc. et Reg. assertae declarationi innixi docerent, 
non posse vires et feminas a matrimoniis contrahendis hoc nomine 
prohiberi, quod doctrinam christianam ignorent, einsmodi assertionem 
tanquam a sensu et praxi universalis Ecclesiae discordantem esse 
emendandam acriter insistit lib. 8. 8yn. Dioec. cap. 14. num. 16. 
Posito etenim fundamento, matrimoninm ut Sacramentum vivorum a 
nomine sine gravi sacrilegio c^lebrari posse in statu peccati mortalis 
ita prosequitur: »Nee parochus licite eidem matrimonio assistit: 
»quarovis enim inxta commnniorem magisque receptam sententiam 
»non Sit Sacramenti minister, nihilominus in multis comparatur mi- 
»nistrOf nee licite sua praesentia firmare posset contractumf quem 
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»seit a coDtrahentibas sacrilege iniri . . . Qui antem fidei radimenta 
>ignorat, quae ex gravi praecepto scire tenetar, quamdia illa non 
»addiscit com potest, yersatur in statu peccati mortalis, ac propterea 
»iure merito a matrimoaio contrahendo arcetur.« Et ita edicere de- 
moQstrat innameros Aactores et Synodos, nee non Innocentium XL, 
dementem XIV. et ipsum Benedictntn XIV. in Epist. Encyc. ad 
QDiversos Episcopos BuUar. tarn. 1. Encyd. 42, §. 2. 

Hole tarn gravi innixus aactoritati S. Alphonsus ad dabinm 
>An parochas possit assistere matrimonio eoram, qui sunt pablici 
>peccatore8 P< respondet hc. dt. num, 54. i^parochum non teneriy nee 
posse assistere tdli matrimonio,€ eiasqae sententiae, ratio est, tum 
quia parochas tenetur ex iustitia incainbere saluti spiritnali suaram 
OTiam, eas avertendo a peccatis, tum potissimum quia de jure na- 
turali nemo potest cooperari peccato proximi. Pariter Giraldi ex 
Barbosa de parocho p. 2, cap. 21. num. 7. transcribit, parochum ne 
ad denuntiationem quidem pervenire debere, ni constet, sponsos prae- 
cepto paschali satistecisse. Quibus assentiri yidetur Pax Jordanus 
Ehusubr. Üb. 3. tu. 7. nmi. 112. docens: Ad Episcapi pariter of- 
ßeium spectat curare^ ut matrimonial dwn contrahentes in mortali 
existunt, minime celebrentur.€ Accedit denique, quod si confessio in 
contemptum Ecciesiae yel cum gravi fidelium scandalo omitteretur, 
eadem utique ratio militaret pro non praestanda parochi assistentia. 
Ita Barbosa innumeris sane auctoribus fretus in aUeg. 32. de offic. et 
pot, Episcopi num. 179. ad verba Tridentini, quibus horta;tutr^ ut 
conjuges ante benedictionem sacerdotalem in eadem domo non coha- 
bitent, rem esse consilii, non praecepti notat, dummodo non adsit 
cmtemptus vel scandalum. 

Monet tarnen 8. Älj^ionsus in die. mim. 54. in fin. inter alia, 
excusari parochum , si assistat ad evitanda graviora mala communi- 
tatis vel ipsorum contrahentium, puta ne ipsi perseverent in peccato. 
Ita etiam Emus Qousset in libro praelaudato num. 755. haec habet: 
»Si vero una pars ad poenitentiae tribunal accessit, dari potest 
»nuptiis benedictiOf etiamsi altera pars confessionem non peregerit, 
»donuDodo locus sit metus, ne haec pars mafarimonium potius civiliter 
>ineat, quam confessioni se submittat. Dutur enim benedictio in fa- 
»vorem illius, qui officio suo satisfecit. In bisce tamen casibus, 
»sicut in eOf nbi nee una, nee altera pars confessionem subire vo- 
»lueritf parochus sequatur instructiones Episcopi sui; qui absque 
»dubio ipsi facultatem potest concedere dandi benedictionem noptia- 
»lem vel ob praecavendum , vel ob terminandum scandalum matri- 
»monii mere dvUi&c Licet vero nomiulli Ganonistae doceant, pa- 
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rocham per se sponsig interdicere non posse matrimonium, Schmale' 
grueber tarnen eum sententia fere communi tenet, illud iastis de 
caasis posse et debere dooec causa ab Ordinario decidator. Part. 3. 
iü. 16. eit, niim. 5. 

Bemissis itaqae quaestionibas, qoaensm peccati notorietas tut- 
ficiai ad denegandam beDedictionem, et quando nihiloiDinius ex nr- 
genti causa eadem eoacedi valeat, ad cmusqae casas indolem et 
circamstantias ; ad dobiom in themate propositum etiam si respon- 
dendam foiaan esset , instructioneoi proot jacet, servari tuto posse, 
perpendenda tarnen restrictio ab BS. PP. foret ut absque praeria 
sponsomm oenfessme paroofai, si utraqae paro vel altera ex eis no- 
torii peccatores sint vel in Ecclesiae contemptnnft pnbUce rsBiiaiit, 
vel grave scandalnm ex matrimonii eiusmodi benedictione oboriatar, 
assistentiam non praestent, nisi prius Episcopus, ad cnins jadiciam 
eins generis casus vel mazime spectant, ob urgentem causae neces- 
sitatem, ana praesertim parte non renuente, lioenüam expresse coii- 
cesserit. 

Sed dum haec EE. PP. sapientiae relinqno, meuni est ez- 
cribere 

Dubiufn 

An ardinatio Episcopi Moguntini anno 1812 emissa sit ser- 
vanda seu reformanda in casu. 

Die 28. Augnsti 1852. ^^ Sacra Congregatio Emorum S. E. E. 
Cardinalium Concilii Triden. Interpretum respondit »x Affirmative 
ad primam partem, exdnsis tarnen casibus a jure praevisis : negative 
ad secundam. 

(L. S.) A. Card. Maiua, Praefect. 

A. QuagUof Secretarius. 

Offenbar können Enopp und auf ihn gestfltzt Weber sur Ver- 
theidigung ibrer rigoristischen Lehre sich auf diese Entscheidnog 
nicht berufen : denn darnach ist 1. die von Bischof Colmar an die 
Pfarrer der Stadt Mainz erlassene Verfttgung beizubehalten, die vom 
Rechte vorgesehenen F&lle ausgenommen. 2. Welche FAUe man 
darunter zu verstehen hat, ist in dem letzten Alinea der beigefügten 
Motive klar ausgesprochen : wenn n&mlich beide Brautleute oder der 
eine von ihnen notorische Sflnder sind, oder wenn sie öffentlich sich 
weigern zu beichten, um ihre Verachtung der Kirche an den Tag 
zu legen, wenn endlich die Einsegnung einer solchen Ehe ein grosses 
Aergemiss zur Folge hatte. 3. In diesen drei F&Uen soll der Pfarrer 
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obnd voraosgeheüdö Beiebt seioe Assistenz ans eigener MacbtYoll* 
komm6nhe!t nicht leisten, wohl über kann der Bischof, dessen Ent* 
scheidoBg derartige EHUe in erster Linie unterstehen, ans dringenden 
Oranden , insbesondere wenn der eine Theil zu beichten bereit ist, 
selbst dann noch dem Pfarrer die Assistenz erlauben. 

Diese Lehre lässt sich' auch »dogmatiscbc voUkonunen recht- 
fertigen. Allerdings ist die Übe unter Christen ein Sacrament, nnd 
zwar ein Sacrament der Lebendigen, welches man nnr im Stande der 
Gnade wfirdig empfangen kann. Man darf aber nicht vergessen, dass 
die Ehe in erster Linie eine natürliche Einrichtung Gk>ttes ist und 
diesen Charakter dadurch, dass sie Christus zu einem Sacramente 
erheben, durchaus nicht verloren hat. Darin liegt auch der Orund, 
wesshalb die Ehe vielfach ganz anders als die übrigen Saeramente 
behandelt werden muss. Wer Schiffbruch an seinem christlichen 
Glaubenr gelitten hat, hat dadurch allerdings das Anrecht auf die 
Gnaden und Oüter des Christenthams verwirkt ; aber den Anspruch 
auf die Menschenrechte hat er nicht verloren. Der Beweis, dass ein 
Katholik, der, ohne feindselig und gehässig gegen die Kirche ge- 
sinnt zu sein, vielleicht mehr durch fremde als eigene Schuld seinen 
Glauben verloren, damit zugleich das Recht eine Ehe einzugehen 
verwirkt habe, ist noch nicht erbracht. Ferner ist es viel leichter, 
von einem notorischen Sünder, der den Glauben bewahrt hat, zu ver- 
langen, dass er seine sündhafte Gewohnheit aufgebe, als von einem 
nngläabigen , vielleicht seit Jahren in antichristlichen Vorurtheilen 
befangenen Mann zu verlangen, dass er erst anfange zu glauben, be- 
vor er zur Ehe sehreite. Dazu gehört vor allem die Glaubensgnade, 
die von Gottes Barmherzigkeit und nicht von dem Belieben des 
Menschen abhängt. 

Was die angeblicba Mitwirkung des Pfarrers zu einer Sünde 
betrifft, so ist zu bemerken, dass der ungläubige Brauttheil an den 
sacramentalen Charakter der Ehe nicht glaubt und sein Vorgehen 
daher auch nicht für Sünde hält; dass femer der Pfarrer nur als 
Zeuge waeheint, nicht als Bender eines Sacramentes, welches die 
Napturienton durch die Consenserklärnng selbst vollbringen. Die 
Assistenz des Pfarrers bewirkt direct nur das Znstandekonmien einer 
gilttgea Ehe; die Sünde dagegen iet Schuld des einen oder beider 
^upturienteo t die der Pfarrer v^gebens davon abzuhalten suchte. 
AJlerdings ist der Pfarrer verpflichtet, die Sünde der ihm anver- 
trauteH Sm\m zu verhüten. Während er aber durch seine Assistenz 
euie Sünde zoläset, an die übrigens der schuldige Theil nicht ein- 
mal glaubt, verhindert er anderseits in der Begel eine lange Reihe 



256 Congr. Conc. iS. Au^. lS5it eonf, ipon$\ afüi bmid, fMftir. 

vött Sflttderiv-%öicHi äds <!W!'*-V^ Äödsto'Wff dem 

danmf ' toigeird'eil'^ Absdhldss' eio^r reitietif Cf^lehli' ed&Mheh^ V^ 

Der Pfarrcf ist abet noch niehfTörpflicbtet, fftr'Äellie gfanzifGeWäüide 
als fQt'den fiXnseliieti t\k Sdrgen nhä Wtf uOtMg' das 'Bdsfe de^ Ein- 
zelnen desi W^le des OanKes tma ^Opiet *w hrtogei id»t 'iHe 
OtMisset bemerkt, ewistshen ^wei Oebeln da» geilhgtsr&t^ wMiM.>! *' 

Kn<^ fihrt Mr sMne irlgorlsriisMie Lebve ^nl^i b^^eolendeHSe- 
währanftaner ah: Benedict XI Vi nnd^AIj^hoM' voh'^LigMrt.' *'Abef 
abgegeben d«vonv dass beiden die* 6e^h¥ def OifVitdke^'iiocIi'^teM 
incogttita W8*, hat der gelehHie fiienedict MVl-ab dk«>dtii4eiifrt;Mte 
(de Syh. Jioec. 1. 8 c/ 14 n. 5) g1Mf)ig« BMdtl4ute'4iti' A<*^r%el^ 
die» die Kenütnids- der cWislIichett' F^tidfliineAtalWtthriieiten i^atojii^ 
dte nie nach Toi^^hrift der «(knäeAren Sltoale^ 'kennen tind^Nkihen 
müffien; nm ihre' Kinder däfih en ante^Hih<Mi]| -^ ^#'HiiiddilDifti, 
da» ohne Seeleog^faht sri bedeittgen ist. ' ■ '■ • • ' * • 

EMcv^^ Lignori angef&htte S«^tt($ (HbiM apöd«; KeMi; »tr.*i4> 
n. 6) spritflit den OfentHchen Stadehi 'das Bdetii ab', «dle'AMigten« 
de» Pfarrers in ftdrtangen, und folgert dä^dlbfll;*äa88'i}ei«^'FhiwKi der 
solchen ei^aaMer •• Webe die Asöist^z Ver^ei^rft^WSbnev dtt^'Vcii^ 
pÜKrtitet sei; am nicht nb ihr«» 8«eMI^' theilbnetti^eni«' OMe Wer 
weit* nrgit^n zn^ wellen r'daes ein MaMV dBt^'ad' etttie«h"81äibeii 
SeMffbFuch gielifiten, aü nttd Mr mck-nech B(i«M*'tn^4^n'MFeirt^ 
Sftndernzft ^echben ii^, wie dleM^yon dem^^Mk&fedbW BttalOi» de 
Sft' EncbarietiaSe SaciraMentb spe^^sfr); werdeit 'j^iModnniittMltii';^ i#^ 
terdioti, tnamifbst^nei inb^es/iirtr ta^retrtcdb,^^cdndabtttiAllii^ ll^eiiei^ 
toret , magi, iso^tifcgi , blasphenri' ^t älii «M^sf g«MH#'tHlbliiä 'pkM- 
tores), mnss mian äooh fragen, wBrnm Knepp nScht im dM Bftht^t-' 
werk^dee' Bischof» ton- 9t. Agatha; deilThMt^ia mMAis^V'^itWlSn- 
flocht genommen/ wo ilSb; 6 n: 54) diese' Pi^ge'aüUnbrlftblehatfdett 
wird. Atich hier trat der Eirchenl«Arret streng Mr die' kireUtfchee 
Grundsätze ein^ kann jedoch nicht umhin zu bemerken ;'^dfl!s8' der 
BfarsBr an« entatfacddifeBsei, dar datab M Aasistew Mnk'iUbens- 
gfifchf oder andere erdeseroi Debd seineir CMuMfiBderitidBrideriftBaife' 
leote aaltet« ;w{4 ^aa^ VefbaraeQ^'in da« <S(fMavi%bniw«a4f»aMhe;. 
Diesen Sata wlederhollP. Olemens Matie-äi 3eili4B ihslitHtieMhulit* 
rales Alphonsianae, Bomae 1885 tom. 2. n. 1429 und fügt als Bei- 
spiel des Verharrens in der Sfinde die Givilehe an. 

Klar und bestimmt behandelt endlich diese Frage der Hochw. 
Bischof Ernest MfiUer von Linz in seiner Theologia Moralis ed. IV. 
lib. 3, einer Schrift, der nach Dr. Pruner^s Urtheil wohl keines der 
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neueren Moralwerke, was wissenschaftlichen Wertb betrüfty den Vor 
rang streitig macht. Derselbe stellt von vornherein die Regel auf: 
dem öffentlichen nnbassfertigen Sander sind die Sacramente zu ver- 
weigern, die Ehe in gewissen Fällen ausgenommen (S. 142, 144). 

Er unterscheidet dann später (S. 492 f.) vier Fälle: Entweder wei- 
gern sich beide Nupturienten oder nur einer das Bosssacrament zu 
empfangen, oder es stehen beide oder nnr einer im Bafe Oflentlicher 
Sünder. 1. Da die Beichte vor der Trauung durch ein allgraieines 
Kirchengesetoe nicht vorgeschrieben ist, so beschränkt der Verfasser 
sieh auf die Diiksesen, in denen dies durch ein Specialgesetz ge- 
schehen ist, und lehrt, dass der Pfarrer, wenn seine Bemfihungen, 
die Braatlente zar Beichte zu bewegen, vergeblich gewesen, die As- 
sistenz leisten könne, ja nach seiner Meinung leisten mfisse, wenn 
10 Folge der Assistensverweigerung grössere Debel zu befürchten 
stunden, nämlich ärgerliches. Zusammenleben oder die Schliessung 
einw Civilehe. Denn einestheils sei die Mitwirkung das Pfarrers 
eine rein materielle, die aus wichtigem Grande erlaubt ist, andern- 
tbeils aber sei der Pfarrer verpflichtet, von seiner Gemeinde und von 
den Nsptorieaten selbst grössere Debel fernzuhalten. 2. Noch weni- 
ger natOrlich erlaubt der Verfasser die Verweigerung der Assistenz, 
wenn det eine Theil das Sacrament der Busse empfangen hat, weil 
der Unschuldige zu begfinstigen ist» 3. Mit dem hl. Alpbons lehrt 
er dann, dass im allgemeinen die Assistenz nicht erlaubt sei, wenn 
es sich am zwei öffentliche Sfinder handelt. Mit demselben Heiligen 
entschuldiget er jedoch den Pfarrer, der zur Verhfttung grösserer 
Debel sich dennoch bereit finden lässt, und bemerkt, diese Lehre sei 
von der S. Pönitentiaria am 10. December 1860 bestätiget worden. 
4. Steht blos der eine Brauttheil im Rufe eines öffentlichen Sünders, 
so kann der Pfarrer assistiren, wenn es dem unschuldigen Tbeile 
aus wichtigem Grande erlaubt ist , mit einem öffentlichen Sonder 
eine Ehe einzugehen, oder wenn die Weigerung grössere Debet zur 
Folge hätte. 

Nach diesen von der Kirche gatgeheissenen Grundsätzen kann 
und soll ein gewissenhafter Seelsorger, nachdem er wo nöthig die 
Aawaismig seines Bisehoft eingeholt^ in do'artigen Fällen sich rich- 
ten, ohne za befltrebten, dadurch sein Gewissen zu belasten. 
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3. ResohUio dubiarum quoad legeiftesMhemerides atä libros Itaeresim 

IJttera^ M KP. M%ntsüwn generaleni ratrum rassumislarum, 

.Bevdiendissinie^. Fatol Pen littaras «n Conveiiia «s.. J<miiiii6 et 
Pi^QÜ , clata$ d|e 25; MftVtU .1879 et 4 {iatehiltat^ ^ tuä; Rip^a sub- 
signataa , proj^ita: ÜMruaiS. GongtegatöiNii IndiciB^ ut. «nodarefitor 
clooseqüeutlaj'dtiWav '.' .V ■.''■, ^' .'• .i,..'l :../. .^\ '^ 'i. 

L An sdenter legm^ * ^pbelmriA^ pn^pt»§9infii&S' ftii«r«!si#t 
ineuurräni tm^MMUßfiifiM^^ Ap^ML^Stiü, 

n. iln I^an^'^fii^^^id^ jWlfl^^ cmusins cmdms, 

sive ephemerides e(miine9äesf{\Mer(^äHh^ii^tiiani in een^uram Inäids 

sau patemitati, tii^ aliA9 i^t« aigpifica^nm i^^.^ ]^t\.fU9pji|fiil^,pri»ttn 
dobiam repuit^tam jesi; f^ompfl^reMSi^fil^ j)^^^ 
eihibit^m^Wera te^ Wem enucl^r^ 4ig|ift^^tpn fut >J .:.., 

! Sacra ve^p supf^na Jfgu^^ i}ß;2\.c,^n^p^u.,^^ 
posito dubio resfpndit; JSfts^irfip^^j^Qur^ 
d^ret S. 0, Ass^sjor,, ,oijjj8 Qiijji, i|pj|^u|t . 5^ l^,yÄ»(|rafl w- 

, .Dia-.27. ipriiia im.\ .^n '.•--.; .m.t.SS .r..,:|.:. ^.ih! 

• ■ ' ■-•.'.' . . ; ■• ' •' '. < • ■ . '• ' ' . ; > .V >' ',' f.«.; 1 :U. ; /»• 

• ?.',■:*>. .:!••: /■'■•■ .,: '' ,5-'^ ■.■■•': '*"'{:.■:''' ■•''•-• " .? • 
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Llb^tä^vpittteätatttidsfmttm iiätnrae bonimi, Iclemque Intelligentia 
ant mttone dtoütiatii natttrttrtitt titticj^ pfb^rinin,' häüc tnbtiit hötnini 
dipftiltkMih'i ^Qt^H ifi ^ifnanü dönsüii suii obtineätqde äctioriiind suä- 
rain potestatem. Verürtttameri ' eiasmbdi digmtas plurittiüto tnt^r^ 
qtta'tail(^fa^^g«MtüiP/*4^^ smiiTtia bboä/ ita^^t dmnnia iriäta ei 

libkrtatUi'iM6 j^gKnc^tüh Saue integittm est bömini phrere iatVöni, 
motüM liototlin'^s^i, iJ sumtnüm-fitaeM dnnit) Vecta oonteaaer6. W 
idem potest ad omnia alia deflectere, fallaoesqne '^öfforhm Ifhägines 
peneciitiiSi ordinem debitum pertntbare, et 'In InteHtttfia ruer^p vblun- 
tariam-^-^iV^UbemtiEir hnmani gAaerto Jesas Christas, restituta atque 
aacta natavaatdi^tato^pidstuM,« plorimam ipsam iavit hominis vo- 
lantatem; eamqne hinc adtanctis gratiae suae praesidiis, illinc sein- 
piterna in caelis felicitate proposita, ad meliora ereilt. Similique 
ratioBe de hoc tarn excellentt naturae bono et merita est et con- 
stanter merebitnr Eeclesia eatholica, proptereaquod eins est, parta 
nokis per Jesum Ghristam beneficia in omnem saecnlornm aetatern 
propagare. -— Nihilominus complures nnmerantar, qai obesse Ec- 
clesiaro hnnianae libertatt potent. Cnios rei causa in peryerso qno- 
dam praeposteroque residet de ipsa libertate iudicio. Hanc enim vel 
in ipsa sai intelligentia adnlterant, vel plus aeqno opinione dilatant, 
ita nt pertinere ad res sane mnltas contendant, in qnibns, si recte 
diindicari velit, Über esse homo non potest. 

[1*] Alias Nos, nominatimqae in litteris Encyclicis Immartdle 
Dei, de modemis^ nti loqnnntor, libertaMbua verba fecimns, id qnod 
bonestnm eet seoernentes ab eo quod contra : simnl demonstravimns, 
qaidqnid ils Hbertatibns continetnr boni, id tarn esse yetus, qnam 
est feritas: illndqne semper Ecclesiam libehtissime probare et re 
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usaqae recipere solitam. Id quod äcceefsit nofi, sfi f^tti quaeritor, 
in parte qaaclain inqainattbre co'nsf^Ut; qtiatti tbriMlmkä tfahup^iTk ae 
rerum nbvarüm libidö titmia i^et^erere!^ 'SM qtio)lfaftf simt'pllres in 
hac opiniooe pertitiaces, üt ^fäs^^lilMsrifttetf, M e(>' iftittM qdod'oaiiti- 
nent vitii, sammura äetatiB ndsbrae deci^d' et' (kmatKoeiidatlioi im- 
tatum fuodamentaro Becessariäm pntent, Itl tat; snbl&tfa Ibi, per- 
iectam gubernationein reipütilicae cögitafi* posse^e{ge&t,'UI^^ vlde- 
tar, publica l!7oÜsnietip8id'iitifitate''tnröpO^ 
pertract^ri separälfm opoVtei^e. * ' • .» • «i - 

{2.] Ltberüatieni inorblem' tetO^ "p^^ ea 

singulis, sive tu civitat^ spectrtur:* — Prtttdpiö tarnen nivatl^^ 
de libertate nataratl btentet* dieer^^^^mä'qQanaqasrt'^ tnotiiK om- 
ninb distinguitiir, fons tarnen ätqdie priiic]t)itiifn e^unde genoflömne 
libertatis sna vi suaque spontie nadcitüir. Haue qtttfiem oiMiiiitf iudi- 
dum sensusque cbmmunisV qaae ceriSaertma ttatü'fäe vi>rM;'!B iia 
solum agnosci(^ qui sint intelligebtiae vel rMion!i9 c^miMieB,' iii' etqiie 
fpsa causam inesse apparet, cthr altfötor eorum, quäe ab ^ s^tor, 
Yerisßime habeatur homo. fit rect^ qutdem: taam tpiando oeteri ani- 
mantes selis ducuntnr sensibos, ^loqne nätmräe impiüaa anqttiniiit 
quae sibi prosint fuginntque contraria, hömo quidem inf aingviis vitae 
factis rationem habet' ducem. Ratio autem, quaecamque habeatur in 
terris boüa,"oWnia et singülä posM iudicatt esse, et aeque posse mm 
(Bsse: et hoc ipso nultum eornm deeemens esse 'nedassario sumeiidaBi, 
potestatem optionbmque voluntiiti facitj nt eligät quod labert. Sed 
de cofUiikgentia, tt appellaut,' eörum bonorum, quae diyimw; ob htDc 
causam iudicare bömo pote8t,'qüöd animum habet oaturft siroplieMo, 
spiritualem cogitktiöhisque participem: qui idctk'cö qtidd eat etaModii 
non a rebus corporeis ducit oHginem, neque pendet et Isisia o^ 
servatione sui; sed; nullä re Intercedettte, ing^eratüs-a Deo; 
munemque corporum coriditionera löhgo inteirvaHö trahsgIfedieDa; 
et proprium habet vivendi gentts, säum ägeikdf:' quo fit ul, Mnata- 
bilibns ac necessariis veri boniqne rationibus ittdici^ coiiipMieasis, 
bona illa singularia n^uaquanfi esse neieessatria vidMt« Itäqse cam 
animos höminum segregatos esse stataftbt' ab <titih{ eÄBcrdtlÄtie mor- 
tali eosdemque facultate cogiisand! poliere, simtiriiatahiittl^Uliettasin 
fnndamento suo flrmissime constituitur^ ' ' - ' ^ • ' 

[3.] Jamvero sfrcut anhni humani naluram slmj^fieeimt sirtrituaiefD 
atque immortälem, sie et libertätem nenio nfec' klttii^ praedfeat , nac 
constantius asserit Ecclesift catholiea, qtaae scHIcet UtnAnque* mnoi 
tempore docuit, sicque tuetur ut dogma. Meqtte id adlitäi: Md i»d- 
tradicentibus haereticis novai'nmqöe ot^iniontim f atifedribas , püro- 
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0Nijlliirj]^tA(«i £ccMtff||i WBO^t^ (loqiinisqae tarn j^ande bonum 
ab .iiit(f|iti| vindicwit' ilo quo^gaaere, Jlttteraram moimnienta testan- 
tar,.,ü«ifaiii»a 3|^9iiplui0<^ aUo;rurp(ia€i cooatii^ j|iiai^ta conteotione 
re|HUeiliA> reci^atiovi. wtein.aet»te:neaio est ue^ciua, qaaptQ studio 
4iiwt|^|U(9:f]iri..tiQ»,ji|i. CpaeüiO) Tr^^^^ ^ste^ ady^rsus Jan- 

seoii S0(i^a^res9 pro lib^ro booiiiiis arbitrio dimic^verjt ^ duIIo tem- 
pom n9nQqp»*}(^.faMi$mum passet oonsistere. 

. : i X4J Iiiihprt^ \\9,V^i ut fUjUma^i ^y^^ ^ 9F ratioois aut iotel- 

ligentiae sunt participes, propria : ead^que^ si ^9^turu eiu» <M)n8ide- 

retur^ «ibi^i/e^^ ali«0, j^M.ladjiltas eligeiidi res ad id, quod proposi- 

tam^^^ 1^911^^ .qil4tem99^;qui facnltatem habet ui^umi aliquod eli- 

g#^dj^,€^.|t)u#^^,i9^l,f§9t(^l^ si;^rum — Jamyero quia 

owoe;.qpiod .r^:. c«ufsp|^p9. ;^(Upisq^)iae causa a8si]((nitur, rationem 

habßV lKi9^^.qpQfl,.ptil9.,d¥;itur; bo^um a^tem hoc hal>et oatorä, ut 

prc|0ie 9ffß^ti^fk^ fjfiOfp^fh idcirco Ubenup arbitrium est voluntatis 

pr<^riiifn Y , w!a,.,pot9]3 ^p^a, .voliqiQtaa d9t, quateüi^s iu agendo habet 

d«|q<£t«8 fy^^]tal^m, ,^e4. Qequajq^qiaQ^ yoluntas movetnr, nisi mentis 

GOgui^f. ,?^i;^ Jbix j()pj^edap^ p^^^ boujam^, voluutati 

coimipfj^%(ji^t,.pe^^^n9 j^nufn qaate^us rationi cognitum. {lo vel 

°"^P^i(4^< Müi f^^Rlbp y^9nt^t|bn|9 dele^tun^ seppp^r mdicat^^^ praeit 

de.i^ynilM^t^ bppftrpjoß,,^ aiftep^neodui^ii ceteri3. Atqui 

ittdicai^jn^twii^is^iesse» ^of^ yol^ntatis^ nemo, sapiens dphit^tliibertas 

igitiic.#.ia ^Yftliu^j^ejpßst^ qi^ ^^^^^ aua appetitus est rationi 

obedi(H|4ij^qW9{)it|i^ :fit) f$t jpsat.sicut^ vo|]^ntaS) %<^i?9 versetur ra- 

tidaitcoomiil^fio^, .^il)^p^ a perfecto 

9begt,y,^m^ft^^ 9^9 fimf». 6t^ i^^,.m6ns volup^ti proppnat quod 

aecH^^v^iP.^ reap^iq .hpQW« .^d J^beat ,aduipb|:at#m speciem boni* 

a^ufi,iB,|d>4;esie|Y4)lpntf|9,j^>pli^^^ yeroi9.;8i|[),ut , errare ppsse reque 

ips^ ma^jevüfUJfm est, quodttnenteiii non omfd pa^te perfectam arguit, 

eodem ^ modo, . arripai;^ / fßüf^^,. fifi^uioqQe , bqnui^.esto iudiciuin liberi 

arbilr^ii spouiiaei^itQdp: v^ae ; est t^en^ vitiuip quoddaqi Übertatis. 

Ita pArii^F.volifiQla«^ h9f V^o quoi^arr^tionepeiidet, q^uaQdo.quidcjiuam 

«PPc4fA'4Pod j^ qeojta, rf^ooe dis^ideatf vitio quodain f^mditoaiiiquiQat 

lib^rUjbmi .flM^maff^ .pery erae; qtitqirt , Ob, ea^nque causam Deus in- 

finitA:ll»lf«rtjKi.rgpi(fJW ^sii.fUfpi^ß iqteUigjetfts.et. pe^ bp- 

oitaSy est etiam summe über» qafdum. culpae Vj^lil^ n]üla ratiooe pp- 

M>(ti90C pi9e«m^:pr(q)te$r^(^9teii^li|t|o^eip summi boiii , be^ti cae- 

litea»;. ,^)A Augm^i^ua c^l^^e, ^versus ^elSsgismos hoc ^nimadYer- 

tebanti|,.,A.pp8S6,4^€fer^ a bo^o secimdffm uatjon^in e9set perfectio- 

oemi^e Uhwtatia, i^fii,,DeuS| Jesi^s Ghi;istu9^ Aageli, beati, iu quibus 

ofluiibus ie^ potestas .000 eßtf aut ooo.essent iiberi, aut oerte minus 
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p^H«di ' esH^üt ; qdain boHno viätor iUK][Qd iin^rfaetos'." Def^bare 
boctöf AngMteQ^i inttttä; iläepe disfliitat, ex^^nibtl« «ffici ikigi^tfvpo- 
test;' faöiiU^tefa}- peccandi Tion fib^rtetem ess«* sed MtVitutolti'.i '6«l>- 
tif»3iirt^' niud in verb^'OhHBti Döminf«), Q^fampetsdiMdi^ems 
est peccäii': iiDti&i»qttbd(füd'eät illuä qücMl cdn^eitifctei ft^Mttiidlltti nk- 

cundtüm dcf, sdi' ab* ithtH^sMötie alteritis; qlA>d eM/MserVHo^. ^Hmio 
aütem seciiAdöni mäm riatüram est' rätionilis: '<1^6d^ (Mfgo^inÖiM 
secafidtfm tnitioDem, preprito mixt ntdtettlr et tocu^nm' ^'dpeil^r, 
quod est libertatisV qüando vero peecat , opek-atiit prketidr' futtoilfttii, 
et tutiü movetar quaäi ab alk>, ret^titnä tek'fMtri« atle^isi «t Meo 9111 
facU peccäfum^ s^ttH^s est peceati.^ *-^- Qiiod 'sätit^pefspicM ipea 
yidcfrat philesephih vet^utn, at^ue iS praec^ipue queiuM est^^dodriaa, 
nist sapf entern; Hberam esäe nenritie'm^sapieritem' v<dro^ ttti'^Kptori- 
tom e^t , norniBabarilt ; qui t^oi^tanter ' seottndtiita ' natoiNiiii , libc est 
honeste ielt ünm virtufe vivere didichset; ' . • n 

[ä.] Qaöniam igitur laTis est iQ hotiiibe condifib Ilb'iittktils, tptis 
erat adiumeh'tis praesidiisque tnunietidsi, qua^e cuncios eiüar taotiis ad 
bonutn diri^erent, a m^Io retraherent: secns niultQm HomMJIlbertas 
Docuissiet arbitrii! •— Ac primo qnidem kx, hoc est agi^iidöTtfAi ttlqoe 
ömittendoroni nörma, fuit necessaria; qdae qUldeitt' p^prie nbllä esse 
in anitnantibus pbtest, qui hece$sitate agutii, pr^ptereä qtidd qtrid- 
quiä agäht, hatürae agunt' impulsu', nec'iäKtnn ütittiii aieqüi er se 
[)os8iint iu agendo modam. Verum eorurri, qui ' Ilberlate ftnaDtür, 
Ideo in potestate est agere, noti agete, ita Vel'seiciis' agiohi, qUiatonii 
quod voluut, eligunt, cum antecessit illäd ((uod drxiraüs rättonis 
iudicluin. Quo'quidem iüdicio non mbdo ütafctiitai', qoSd' höttiBStom 
natui'ä Sit, quid turpe, sed etiam quid bonüm sit'ireque'ipea (acien- 
dum,' quid rnälum reqbe ipsa Vitandnm: ratio nimii^taih v^kntati 
praescribit, quid petere, et a quo debeat' dectinäfe / ui liomo teaere 
summum fiiiem sunro äliquando possit,"cuhis ^Usa sunt' 'oiniiia fa- 
cienda. Jamvero haee ordincUio raiianis lei nomihatnr.' ^ 'Qmrmo- 
brem cur hotnini lex necessaria sit, in i()90 eius iib'^rb arbttrto, 
scilicel in hoc, nostrae ut voluntates a tbcta i^tiöne tib'*8ttbrtpent 
prima est causa, tamquam in radice, quaeretidäl 'STiUllqiie täm'per- 
versum praeposteramque dici cögitäriTe pöcÄs^quarirtltiid, tr6tt)fttein, 
quia natura über est , idcirco esse bpe^tei-e' le^itr e^rt^m : "^od si 
ita osset, hoc profecto consequereiur, n^aesseiad'IifteMateiA aesenon 
cohaerere cum ratione: cum contra longe terttsttniim tft; iOcihsolagi 

1) Joan. Vm, 84. : > ! .\. , . , 
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laciendqia..»UitJt,).a ^^m^V^:^ (^toyiret., rr-iTalisi M.Pn>?<?9PB.pm«uwi 

ieniro:,«;gilia : ipw^i ,^b . t|urppa..TatiQ.rQ(^ ,f^c«rejitit>en» et p^ecare 

veUl99^t,'|l8^<>v^rpk.4l^W»Qa^nJr|ltio;9|ß prae»^^^ yiw,:^aber^ l^gis 

ApnipoiM^t« -^ini; qiüa. altWrii^.'MMr^ a^if^ ifiterpr^s i^ti9]^i8., ,.cm 

mmtem;U)>«nt»t^ue.i9i94r84U!.4ubm^ Via emm 

legia^.qoi» «la;;]^^« (rffi^a.i^lp!(>^^rQ.;et..i^l74. tn^ i^ auctori- 

tato . nAlituiv il^ M^: Mi;< yera<.|H^i;ato' stfi^nfli^^i ,QCfi# .^^riben^iqae 

iuray Item poeni$i|MrMwiJ«qa^'il9VWätai9au(Qieudi;,^ quidem onmia 

iB hMiine.il^qafti eiae^ipoii po^ei.jBil i)on^am.^t4Qnibi|^ v^ ^is aum- 

roll» Abi legjistotgf <iUr(aty .^Srgo /^n^equiU^r, at patojca^, \st.B\i ipsa 

tos d^^enia, .i99itia in.ü^ qai ratai9i>^ utpntHrft eii^qfi Äpclinana od 

ii66$tem<0C<iifif,^.^SiM^4 aaqu^ .e^tipsa aetema r^ creatoris wi- 

vereamqae roondom gnberiijiii^s Dfj. rr: 4d. kf(Qcju[eiidi regobmi 

peccan^iqw fr^n^s 9ii]igula^|^ qq^e^a,iQ .praesidiac, Dßi.l^e^^pcio ^iancta 

suoi, ^ oonfijriqfipdam homffi^^, r.eg0n4niqqae yolapt^|;en} aptiasima. 

In q^iiifia .pfiooepf .^t .^fqöe px<^^jit. (jiYMl^ virtas .^Mioe; qoae 

ciHD ji^^ali^rn illjus^tre.^., vüHapt^t^fifqi^jE} salu^ri cons^ntia rpboratam 

ad 4iloi:id€i.boin,9ip.W^pei;Jfppelljat, ef peditiorem , ef^cit, s).iQi^qae tu- 

tUNreas uativae libqrtati^ usura« . Ac lofige est a verita^tQ alienupd, 

injb9nr9iiieot49.Df^, .QWV^s lesse libe.tf^a, inojkus.voIuQtar|os:^ parp intiina 

ij),,llf0niiiß ^t fW^^ i^aturaU . prqp^n8y)ne , ^ongrucjris est divin^ vis 

gni^VW^f .QQM ab, i{^o .9t, animi ^t y9loatajbis noqtr^ auct^rc; manat, 

a,f|^ rj^,pifip^.cpnY€)QieQt^.r natn^e sua^ rapventur. . Itpnio .gratia 

4iyifl||,iUtj,inpnet.Aw?Uc'JS Dpc>W? pb.hapc.ca|iwa.m q^od jf natprae 

opi^. ppfipKQijtur, rpire D^ta i^j^ve apta est ad tuendas ^quasque 

ni^lfPl^^^^^^aadjim ,viip, pffisjeatiap;! piagalaruni. 

'.! >' [ißK]iiQ||>V^ W!hi^ Mb^rtate §in|j;aIocum dicta siji^t, ea a^ bomines 

civilj, jQte|^,,.9e sopieta^. conuioctos ^facile .bap^fenmtqr. Nam quod 

ratif^)exqoe,.wtarali§ io honiinjibos. singulis, idem efBcit in copso- 

ci^^V.Ic^JnifM^fH», a4 ,))opiim commune civüum promplgata. — Verpra 

i^j^^^i^^pq^ 4f)gmaa s^i^ Ji^^ ep. .yersantar quod e^t bonum malninve 

«IWlrtj *ifflfli^te»;W mtti ^ altejrupi fpgere, adiuncta 

-«aWfJWOiWJ^tf,^^^ nequa^qnanf dpcunt ab ho- 

nfi^niD ; ftfo^taV^!» pnpifip^ff^ qai^ jsociet^s, sicut humaBam pataram 

l^>^. )p8^,g9a9)^|it[^ panter.nec.bpnuip. pr(H^^ natura^ conveniens, 

Afp..qinJpm}na^f^r^.4M^iitä.9^W; sed potins ipsi bominom societati 

antecedunt, omninoqne snnt a lege naturali ac propterea a lege 

aeterna repetenda. Jans igitar naturalis praecepta^ hominum com- 
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bret^iä'ä''l^iBii^}''Wlfi'V^m-MUtDP>taMn«a«gibt%*it^ mi fn^ 
iHliS*)i)i'mä''VigiS"tiitanäÜ «it^'aet^hlM )ifrofkÜ9eftaPi »idäle 

cbM(!Mo,'ät;' ä''iilaI«i«6<kHt!,>'1tf<*^<Ml'>t««(attt «al''«OM«otoiiUnv «i 
saltem offiyiioM''Jio^äelqf«^'be' shA «Mttitil' "^»'Mtii «rara-biililiBli»- 
testa^is pHl»ti(^)^"AiM "ek! VMMWIl iM<6-'««fttini>->«t"fMxiniE4, sed 

noiu' eM'*'ni8r -^C)tfefhH;H(l''iM4ae iirtW^nKl nbtttM) mAmmJ'>Biß 'wmm 
cö'rireiVef' opchfM' dfM' ttd 'tratA|t(iilrifllmn )]»r(M»p«KteUMii|«e i«Uieatt 
nättii^ 'iUM*;' '<interit«Mn '«^^^ «ibadv''aM 

'iiatM'rmi'ikdimaia'<ik^4m& i«tt<i«tlMlttit<; Jwhtrerbifqcaliwik«« 

pi^djiositi^,' ler hDMäliä"^o|tt4?'eiMtihift'\!0AtMl)t«r.tn<{nH0 ^ÜBacitt 
ad 'iiatiia '(!bl9naMitilia1S']^l>HAtttn'^iv^'MU«^ nM^i d*> 

fleätefe lifröHiMI'i üWtoäiqltte' ^«aMiiis pWiiw^ti»<!et'le(m^tinri<iMt 
t>fae8cHj^{foit{t)ln ^türdb,"dttcit ad^«tt"4U««<ii6d«tta*Miit)i<'al>a hxtn- 
tVärite'detlfti'nft;' ' •^"^UtfÜtftelitgitttVr '«m«to(«<in, ««toink IM)«bge 
ii6mivi"eV¥i^mm ^iUln'*«8M^NbMtalte>i'nM «htgakmlntilMnlient 
'bötitrntiii/; lte^'«t»M' tJMhttti/niÜtis el< «4MHttn«lMiii8<!h(HMRlaeir'%itar 
iäi HömiHUi]^' »^üMe libertM "««rt* tttWittris liMr><lM'inr>w* peait«, ot 
Ä^i qtttill lUbe);;' eü' ^lio Te1'tiiM^ifi4'«)^UUt«(^tart(a<ot OMrfMte 
o{)pr^lönehi cMtatis «fi'Ä^a ^'sedtlb' bo«j ' «ti'fii&r 4^<«ivUq*<«>- 
peditiii«' ^ib '»^iitidttW<le^i»>««terttito 'iJMes^IiilM'Mi'ilirK > fBoniB 
tS^({ qtli' prAesÜM'bbn'h^ •M'^sItiniiliM'tbs «s«Vttttl-JMp«rar«*4MMM'«t 
ad1i^dine)iif'<qa«ibtV''qttitf t>l>i^ter'fl«g)tMboitrtei^ 
^tkitf relpüMldtt^pktActi«' coMfatlcttM'l > ^'%aiil»baiiHi fniegwn 
liiiiö 'ttelMt'iä^;y'>ab''«y(M'ttft<afegel<ltftiDftr8 'itiMligfminn'iiec -^^ 
qüäin raittii^el I^Uöd ■nM- !A (Jä',' YeMI» Ita ^iii^-att{v«rBi<«i«ti8j dM- 
"Ünikikf: 'Skp\HÜM^' k^ägtiimti» Y'''*^iimi «ti«m it« 'vMew ar- 
bitror in illa tetnporali (lege) nihil esse iostam atque ItogitiMBi 
qood 'riori''«y 'hilc-'toMMä (lege9'«{M>>ho«tMrd«rW«riiitt'« i'Bt qn«! 
igitüi! 'ä!b''U!(^la' ilM<igtl[{W'^D%iJi^^ jltHnctpftt^AMlM ffatioals 

äiäsidiktv rfiU^ti^^iptitflti^^ peHikS6«i4W/ vHti >l«i«)«'-ttMtvni hsbMit. 
qtatä äee t^Iä'austtföA« teMt;^ «t' bomhitö »'<bon«<, ctaTfiMK iminits 
esli'abdtiiiJbiiBt;'''*'-'' '•'■" ' '•" "' ''" ■ ' '"'.'!•'!<•" ■•i,»i-.r.;.M; •■<-.ixti- 

' ''■ ' TSJatnra'rritarllbertaei's' t 4tK«üÄquÖ"te"'feAnM*''ri»»- 

sideretnr';* tam'in personis üngoliä '4ira^ fti 'coittiMJMis;"^'«^«« 
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ckk&aafßrwMi fmmn^. cvidaw iieteriiaefiia ratippi ,>t 99961 ^iii.l^il ,e9t 
fllndMnM «octoriUB 4fihQii|ii8y. v^tjuitia Dei... A^Q6 bpc jji^tlasiaiam 
itL'h«mife8 jiRperuiA.j>ei>iantqfn aiie8t^:.Qt.li)^f;ta(fll|i |;|9l|al^sqt 9Ho 
m#4di difuUiiiaiv ^.potiup tae^tur.ac^ per$i^i^|; ;: ^^m HWW^ finem 
eoii89Ciliffiiet«S8eqM^ oni»iQin^D«jtamruin,68bvi9ra;pf9rfectiQ: Bopjc^oms 
Mtteiiffinis^.qao jtttertas aapinm iebet bttf^anm Pep^ert«; 

\7ü]f B9fic f FvertoaiiMe «UMmn^Vie praecepta docjtrioaet Tpl «olo 
nobii^iliitaii»« iririiMifl «^giuto^f^Bcelpflnii qw^em cizeo»!^^. doctrinaqne 
4ifkii AncUffis sui emdite paisim propdgavH; ««i^riiit: qpibu^ ipsis 

iMtitib 'Ib gener9.n|on|iiii legosr 6vaiigdiGaeMii^,.8Pbini omi|i etbni- 
4»#iiv!Mpipotiaettegi8sime^fitteataBt,. Bpd pAape^vpciuit booMiiem atqi^e 
iin4iM«lpi>«fiiiiaiidttam>yie^ elEpctfunq«^ prppipreoi 

Dto««kM4 effiopDt 'f6r40elioris tG0«pot0w jüb^irtafc». ^ -r. Ita serop^r 
firnkgm vJ8> Bcolesiae Apparoit in» ooBMiradi^« tuend^uiae .iCiyili et 
(MilitKai^libartate populomm^ .Eiui m boo gen^ro eump^rare .iq^ilft 
mliil atltn^U rSati^esb c^mmemosareisamtateoi^yQtas illii4,9(bAiparoiii 
gpiltiiiitt dedaens,' op«A. maxime ibeneficioqne. iEcckgia» . del^tam. 
&eqaalynitatenf:ittrb^. Yerafaqne 4at«r bofDinos germanjtatein prioius 
otfiöiinr Jea«B>.€bri«tiiaMaa96ruit.: coi >AfQ«(olow« m>cam trectoooit 
rox^ ^öM esseJodaeftm, o^iio Graecuvt peqnetbarbarjimit. n^^ 
8G|4tai»v' gBd^€lmlle9>iA 'Christo fratrea^ Tanta. esi. Jp b^ p^te 
temqde/^togiiHa yMfcümß^ tiitsan,, ot.qaibosquej.49 of^M^^s'^giupi 
poBoil exploitotoiaiajit^ «agreatea. oioreß p^cQaoar^. dio non.poseß: sed 
iionaMUU.niaQBoetiidiiieint bacbariae tanebtris lunpep veritatis brevi 
mieaeaBOFMi.r Item popul^.civili qrbaQitatß;excQ}tQ^ xoiagois.alicere 
benef ciit aoilo teoiparer Sccleaia' des^iti vel lesu^teoda ipiqoarum ar- 
bitipot veh'propolBatidis >a oapite innooentiuro et .teoQioraoi iaiorüs, 
f«l<deiMta)i opetfti.danda, flt.icecipiiipoblici^rom «a cpnstitotio valeret, 
qaani*teiTe8!propter naquitateoi adamareat; externi proptor poteptiam 

f» ! PraeteräftifavlBaiflMim^neiuiii est verari aoct^ntatem, iustisqoe 
lagibos' akedient^r .anb^ease : qpo fit .ot virtote i^igilaDtiaque legi^in ab 
taktfial implbboriind.Kiia^ vi^centof. Potastas legitima aß^o est, 
etfMsjudteffii^' tmaHii IkkiOn^inatimi resi^^ ;.qoo modo ^laltoni 
obedieotia adipiscitor nobilitatis, cam iostissimae altissiroaeqoe aucto- 
ntat^iai4]uib<^nr.,;.^y^raq[i abi inxpeniadi ios abest, vel si qoidqoam 
l^iEi^ipistQr p^iQoi^» legi a,eiiernae, imperio Dei ccmtrariaro, rectoqa 
est noD parere, scilicet hominibus, ut Deo pareatur. Sic praecloso 
ad tjrannideni adito, non ooinia |>ertrafaet ad se prinoipatos: soa 
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siKit 8äi?a iinnl «sitigidi»oivilui8^ sau 'SKwiätati» itiiiegUei04i cdäbtigqte 

esi^ ' qaemidmodain demomtrmmasM^Qt^ qaifi48ls^|ioflBi(»< fwiiiidum 
)e^c8"rffia9)que-^rttiDiiein''Viveiie.v ynu )* mj.!»;'. ts (n:«MMfji;i my-t 
' }Q«od siv>' oam* d0 'libiirtstQ'iviülgOMidreprikaiib^ii ^ttmiiw'ho- 
vMtmiqael InMIKgerent, ^nalemi» niDdoi /MtionicvrfUi^iiifi 'j||p8mt>iit, 
eKBgitaifei.fiBc|eiiihm •'nemo audereti'praplnr ülud]! qibduyBrusuMiiiiln 
ioiuriaMnfeninlk« vd mngülorifii Ubertjati, Vd JihevMt nJ^wibKotieiWe 
iniiiiicaiti.)i]ed ibm 'peraittUi iJiiafemdbii«iiiitiikl;)«ittarf'e6titilat«tfki 
vot iMwsflmbm^'libertetis nomine «hsor^^ connertaqtiirsliteiitiam. 
OuMuirooiAi sunt w üla tbniMe .fufn »Uiw^ tpelldiiti »üisiiif liw i<re- 
mifMay qüi 8e, duoto u libefidt» ^lOJiiiilfi^ ZiitorAbwatpeUariiMflunL 
.[8] fiev«ra>iqiio speetant in« philosophia naüirmU^Um gem^iatiiw- 

qui positv a na^undMMy^ prineipiu iQi ttn6r«S'»a0|iioaeni|M» nkp^tdedn- 
4iuat j ' — rjamvero ivfcim 'n|kioaa^8mibupnaiuielipriliGipa4tt»<fiatioMs 
Qitpitt efki ^uae <)bediBofciatn divibaep'aateroa^li^ rai|iaoi46bi(Mi're- 
easMMr' «niqm «»iuris, ji^ debüinatsi ipea stkiijiqlaliafticiti* Mn- 
•tMto'^priftcipiaiir.'et fiiiwet.iiideirvetfita.ti8r ^hHn^iiUl, )qaeii4^^mDs, 
Liber&iismt SQokiktores in actiooe mttm tnii|laa]i>eMteqdtiiit«e&i»4 > tm 
pareadani' «itvi divinain: potestaimiif «Mii> ]sihiitqttC(iiH||ia Jegon- wso: 
^lode ^ •plliloBO|ihia>'tiMiruni gagKÜac 4|tiani ^iiApanJoi^etiifidcant, 
qime sab specißrhbflptilis «ab dbeeiTvanbiaidtfruiorain. pnieeepbinttn 
voluntatem removens, infinitam lioefitianw'salef^fiikOMliQiudaiiei - 
<2VHM gmDid' inMihoniiniupi ^meacrtiffl'aieietqte qfiKl>ifapndtlm);#?adant, 
4a€il«>efik<pervi4|MeJ BocennH' «flio atiperluäso^ ihoawpi <ankiBtare 
nemtnatov cM8e9iiiiai:\caiisaoi ettiaenjtem.tobncilMticMMSHeivitt» ^eb ao- 
cietatisi wm inspt^ncipioi'aliqw^extra/aiifiiaiipra hoorilieniipiiiika^ifled 
in"lfbqni) Toltintate'singuiteffUtt ^e (|lnerandam<inpQteite 
a 'inultitudiae'vitliitja 'prima forte /,repe^nilatfK!'vii|»rait6ieaqMiv>.8iflai 
niio>8|ngQloiianii'to|a:4tlX!^MnQrHia'ag6odi:F|lnVliti 
mivevsoram > esiwi eportere lUMvenia^iiiirBrim igener? »pftUioMiv- 
Hino plüriitiuni'posse. plltrhnosti parliemqiift popttUhmaiafieiB. «iniTersi 
iuHseasetoffioiifiK.effitatiierai^ baaelmnücaMoii* fUgBit^i 

ta dis'qaaeiidict&tsant afpaia(t.!i ;NaUuafr>r8iq^tdealf^m^elilomilli «nt 
40cii3ltafai'citilir>6ti»iDee^.'ereatore ae'proiiid«aii(»reiliOionidmQ'k8iBli- 
to^ intefieedereiviBclttiDl «Qoiniii^^ nfektatae.iTep^goaj^ ntd natepe te- 
-roifliSitantqmir-dddfveEnmi dfndiiini»jprociieftarafliC( qoiaiMSiilMpaee ef- 
feotäs .curo^<iiu8i^.a>iqaa effectae iii»t^ AliqiiO'«aie»AptM'i|exa neoesse 
08l:' oiiitiibd8<|ue. oitaiäs lioe biwvetiilkv ihooiiad »^rfecjjtioiienoliSiagnl»- 
rniD pertiiM, "Bt 94)^ coDtÜMpe Iboe «t gradU', ftMoii'fltitiirafe wdo 



|KwttiIafe»i8fa]i«lkiiti«l qtod'soperiit^ ^atr^idfqooil^rinfeiiwsttbiioiiiiir 
•t»*|MUM«^. .M4i;80di<t)ntt(wreasest bnlwmodi ^dbctitiiidüdoaiL pmldai|<be- 
niiiUMMf; tüfB *6|¥ilatihQf Httiimenpatiiilriosait^SaiielreiMotacl hmDa- 
nam rationem et solam et unam T.eid liQDiqBe<aiMtri0i tj^r^iiini-^l- 
JituirrJioaifxeti rQalli»iii8|uriin«p^^itar|iia^abi hoiiteti8ihnoQ«re ised'.opinlone 
MitMqtae «i^gillofuni^idiffenintic qnod*.U^eatV itteraf iliteebitttiiooiMtlibv- 
UMfBeifiDoriipiifdtQeiilHiitit, iniMvi^d ^oo^raendoB* ledaiidDs^t» tnotas'aBmt 
terpid(Mi>lM^ ftfe^^tb Iwt.its^tä deiifiil M>nHi(im ylkaei domiptelitqfi 
aditoB^iInt f»bu»<miUdndnp«UJMN8^Up#ttotad>mp^raiidi betüarafair a^ niro 
iiattii«li4|a«^prili€ipio;* andbiomaeiii ihaufit hriltttUm*'4ffioiet)tem boni 
ütmmrimS'T\\ex\iM\iiß lyqaitiläcienda ^fel^eiidbvel iaooi dtatueiis^'iiioioris 
mifltitadtfiisftiferniiUitW ^rbitiiov' qnad Jquidbni est titer ad. ^ranuieani 
4loinmattMiew-p^^oii1nDi( rirtiperibnPei In i haiuiiiqn) lioiiHnüikique so- 
oiatetätDifepMiato^\ ctartnüanenkrai estvniAlain^ esse pabliod teligMiiem, 
repiimqai» o«fttamMX|ua&^ adi>religioqem nebmatiir't'*'^^ maiima 
<foiitoqiniivi)> iBiiqiliter» DpidioBe^ f rtiuiipatu9 iilvinatavHfabile ad asdi- 
tuNMin«<Unrba8(]fae bUiiiaP'nitiitttadO',' fran^ael officii at c^nscienliae 
8abla4i8i >iiibil <prael«r Jrim reiiiiqiiitttr; quaet tarnen vw taati bm est, 
ab i|M^idar98 otipidMateS'iöohkiiiere^'Jolarposail. i Qpiod isaftui itegtaknr 
dimiertio^prbpeiiiodum h^aotiiUAha <^^ fibcitfMM»', aliesqiie sedi- 
tioBORiip gregeayiqBiMfiiiiditBs pentif^efeiciTMute»^ ^t-* 

8totiiaBt^igilnr*fi^'deAmf|t iwi^m;^aeqai «wtiiBdJapres^iftfaleBiiiooti^ttae 
frefleiaiitoe ad iTenim' digilanH|ae<iboidine HbcIrtaUm^ia« potiusipaam 
permtaofr'totam^-coivoiApBiit. inVj-Mr^i itfi.-ifio t-. •.::«>. >'". 

•'■' /Certel^iqAiileip 'lOplaianibasim' ;re| ipea. ininlantiabij'9tta ieriiii- 
d0loiuiY ifBa&/)a veritato'«piArte •abho^peror•<^isdelttqfllef<lB^lorutnlffBa- 
lilIlorBBil• «aasaa' cBad' vidiraasv «cflir obmmm: >IAb^mlAmm \^nkßxw^ as- 
aBiititm4qrj'*^«QBin) €Oip{Hil&i»^ writBti»i<vlFibttai ' plqreB «ofUBi - baad 
veoMtafrlaieH, ümmoretiain'aitro' aMttnaiA^.iin vitib^^eBseet^piMietin 
iieentiaiiif «eodere^liberlatetii v <ni geret d sei iivtempiaiiBBtiBS' latfsitv veri- 
tate • ioBtitia^' poatlfabita v qptocine«^ re^^eudaiin * gdbeniaiidainque recta 
rarlBene'e^ie'^ 'et' quod (eonsequeoa oarfe^ iarl «oeituraU sempiterniaeque 
lBgi''^vinae"iiQbieotqtB( esse'iy^ortiere." S0I (hit» qonsiatendhni' «ati, 
UbevoBi iNiinfiieniiiSBbeM^ liegänt debemli^iMn, «f^iaeiliDponere Deos 
' iF«litV"BiUa (iimtm rationeNi« dataral<te:m& >^' Id <htBj4(vuiit eibi 
itiiiipiMt«eii>haereBti ' (BteBim' si iest, quM^ipst* tbmeBtiBht aeo dissen- 
tire fpiitbal iare 4o«s^pi|im^ nietet IM togislatoHa^ volun- 

taüv^fida totBSi'hoiao< ia^fretestate est Dei et* ad>Deuni' teBdit^ oon- 
«•qmtttr foaed' iienäMm! Mctfariiati eius legifer^» ^fiaes modttnive 
^foeaerilyerei* 4«itM bo^' ipae^ factat ooatraiybedielitiaivilebite^ 
Vera A latitaai «ii» menaiarrogarit bonana, at^ qoaeirtilQaBta/aiiit 




tdoiBOMf Hmii^o tmittsibf ( MBlna ;»•. ^elit * ipäsiieceiiieiei^nfMieoQfldiMa 
legaiuiiUfäwiiii^lflaani^iDcMI ii|)^^ quadimratj Bi arbitriaiiiMeiai 

mendr.folnamiiMmtiuiteriraligJteequeif iipt Bf.tam ail|m04uiUb'ab 
omnibos singulisque petere l6gibua«Ht({BaaniafitiiMu88pii|iM|4 «iafipte 
fK0lf«\9:l9(aiia»rqAai AiHitiil^ yisiunaftf^r tviiilitfiWiifmwye^ iMfe toto 
possaiQMtM^piiiiiid inac iitt^tmi4« a^dobiiaiidib tofltteipfiQf|rebni«ii 
iq|iM4/i8ti«f<i8onieiteili8fi[|H qiiQiiiam/i<toin-^batft»^fi)aaft Iwiiaetartiai 
pfiiiripiuilw eiwdonifae »mckooMi^s «oiniiionfii. «qmiffaMdne icwioriiat 
afc;4«»rffNtiptMBi»a0iiui9AiH ad^ in^mle ^kn i titaiiddmqli^lfllifiriMariiija 
Oiei.i|M?iiiAfootipl«c(]B^DPt .<qm noüAcf^^ nMtlM«ineiitoMP8 Hop Mtaotai 
in wmMfft iabaktir^:)fiiitli 4iiMo(}!m anKintnltaBiiifte b«Mt«^(inegifttrMAt 
igUiiiraaltriotaifHndolaMqQeiifodbn«!^ iHfc r.dfiuwiifüAoetr.flae 

4fb0^w)Ofnnib«^p€i >^ ;irelMWi,> qiiHt«<jl{Nia« 'fiatutiriis.iiat»» pfincfil, 

. ;!>if[9^](iMiMo)!Wr aüqtittilo 8i(»fc^»«ed.Qttilo-«i|itiiroagil»QMiU0t,j:<l^ 
aioatf jirtta Iffgu« , dtrinanm: dMgBndiif« Ai^HpwH^tkaiihiNaiiiiQfiiB mn 
pri«at(MrQ»ir^(iioitr4aMn<.tfii(itot«a:tf|i^^^^ 9)4ibMf»«c»foa»ifippei]a iiwis 
Dai)di8Ga4frQ^ mfotailM^ idlQiiiDqdi»u|ri«i<^MifM4)8 ;lMibw j|i(i«im(i& 
qiia.ipfif iimeMia rilliKlt ^ gtsaKm^ r<Kwaeteiii«im>«ii«iv)iila^ ^^SMlMMMqae 
ra&ioiM 4iw^ia«iiiopqrbiio;2*,rtr;iSftl <baec.qQMii<b8t^arjil»aUiVf)iairf 
di(iMiitteiv4nMHgitfir|».5PGmanfflipi<>^^ 

hni ia *e0ci0t(iJlj|9 9Qppbliai^*(y)iiiaaii9»pprtaRikat4^^ «A4ri^m iMHNite, 
aoilJiH)(v8eauddjaiii(jpeiiiQgeatfi4(^adan^ miii}« AMMt^ 

ata^q iptikHiaieqafeiy|impaip)9ni ,. ;p«ffMlM iJtad aia)Mfie«^v«ii||«gM4, 
pMWniMim da' JeinbnA^nlW} )e«Hlire ,;.i«et^ eti^^^ wfism 

p«blk)ae})t)ab^«ti|j atitppaisoiami^MlQmdil .AmabiHf ß^flit«-i«edciM- 
iwe^halvimij.boiiia!, r.lagii«i(M|M«Aift.^ (Maaalnikj! iUvii*4i4!iM0rwn 
inmnb«taiiNa<»i|iitDiiia. aagitav) «aMefH'fPQtaiti iviMq^«iiii|ta Ifg^ 
aptiQs, quae Deum habeiaiilivawitMMilu: ((9b^<6f^ 

aem^l ^mf ttifPiw il W^WW.Pfiiicipatiia.^ciy^l^ ,^, 

oNam apw iiterdum «ilk^Q MMrj»«ß*Wrf^4«^tf ,**^e)^ffl^^ 
iq <)Ql4e|9:inppf^rwm^!lfec r4rß}^,,H((,.|i8df)^,,^^tMBf ntwii««*^ 
uQn e^dqpo.. r^tia^ei» decari>»t.i Jj^ ,qu(rf»f^9)imf«|UWTff^ W» 
confligere absnrdam 8itf 8apieQti88imaeqae volanfa^i l>ei aparte i^ 
pugnet, quemdam esse modum «tqtif otdipeim necefs^ asl-, ^ qao, 



if €OitonViomni»ci(M)rtati(»oitU|Q6, snUatis^' ratioti^oiiiom in Ajfifeiidis 
robnsrierittatiir M bniaamo^i wneprcKi^Htion diifpta}«i«iiltor'OQn^ 

ll(!»tead')faaMte^aataA^<fa^ubtÜ^^ 

^in^^illtii ii'«fliiigi<li8i<|idr80iiib' videaanit«, ^iKid^eMb tiuMio)^*virttt^ 
hil%h>iii9 contvtoiuiiii' BdUioet' deiKb^^MAs^ itti Imrnaritwr^^^tittMJ < i^tt&e 
lRioiiBAt>^i«liti^tfuiidilmMito ioMistttutiv ailteghim'^iiitiue omb;« teotqnatn 
itttntMt; fftttt <)tiMifwiMiltM0 {trofltori ivoligion^'^i Contra* 'ver^^^i 
baniMi^^tioiMliNmi itWeite^^lhiA (Nrt<«in^ diibltati(AM(inaaciiiiiini ae 
«Mk^ÜBdittiiaifV^i^bo *|fle ir0ligiQd0fdon<Dmnn''C9)6l^ >lioii]inte inb^or. 
lAfMi-ntcaatatio^^kc*^^ fi(K>nB^aftairv quitf in {)ei»*tioMUite >pArt><9Mo 
srnnoa, Dei nnmine providentiaqii^^'gnl«rDaiiMrfi«Ü ei^u^tM^o^ 
«qm 'M^ttt^ debetfliigJt'^« <fittc^w^oM)t, imftutedi- vert nbteidis- imllam 
6896 düdiMligion^ p<«M<^}Vivtnt^HeniiM' nf»MNdiB> eit/«uini unttiaiutit 
^imtk «B ^qitae duwtifiiiäd iMafn^^iquaWiito^'hofiiM^sfeMnimuiD^atqne 
ttltiiMFMh^ bottMteDl; llii«^ rdltgid'; '*4iiäb' »«ip^atort^ea ifite diriKto 

dtf *diflrid<»nteB iiilii^nMii'rMigidttetft i^iuani ^seqiri 'UtUot^ isv «dtnAtlMs 
niMSMMl flltf(<^itt tMrrti»^(|^(^*M!Mtitra!<red|^ qlidm Den« im- 

sMrifti» ^titttfi {paaWi^UÖMh(MfliniMf tyi^nfe 'liotid'»^^ 
taa ägpi^aami^f^im Mii dMttdtls^rdMaaMtnKiividortw 
ta< t(%^ tiftiii»lttwmeillii^i(u^«iae i^^ «mb^onUirae. 

^faoülftißtllm ^aW^Cn^idis <<]|tfii<l{K|fitenH^tiii]brtato 
«Mkalr^trillilittii'/;' ilt^'^diliiM^MtlütltdBittltlhi iffipuri^ p^fVtJrtafeirdl'VI«- 
«Mlili^'idtoqttll'tt avimbir'titb' ind(MlfVififtabiU('M rSMeddimfllnnroMi- 
'tlM«t(: "^limili/'lllllMI 4ix}niW<]'*>tid|f ttMHw Md idepravaüo libotUUä 

tMblüW^i^tt^" iMrliäni''ÜlhMM-ri^^«RlM; töd'*ä€i(jfdä4nt^' onlnM li^ 
ifpmf^^'üea^'imti'^H^hif ^fH^ilHl'W tM>|)f*IM^>«atbdlMltti lytbfitMlnr 

»tt, i}dW^iW'D»l1«Mftä!l» i^^ bohiiU^ '«tenittHtetä 'soisitsidd, Üre 
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vitM 90ot<)fka#/^4tofll ^idtft^M^M;; pa/l»(!iif)Mtf e<>ttMtbtein stfM'igMsMt 

fectatn eivitateM, Mddßiqliei^'aiiigdHsM»^ pMülMüe^^ii^^i ^^»Gattl 

6am< Ofifortet qua« Q6toe')<l«rdlt69t^•4dil^ll^'%Olf'VfMl^ pVMM'kUn 

in divliliitibüal'dälhdU^Mv^gv^^iWrV^^^ö^ ia ed'^tiimij^aMMIiMf^iüi^ 
D0tae i^<)riMHä äf^t^aht i'fU^We^MireV'qM^^ i^tn^tiUt<^''lg|Mri!M, 

deb^t^ ciViutti;;c6MlMWitat»'(km9iiklre! rNd^lie*'eiftiii't^^«ta^''^(^ 
eonlAi -qUi» tclgüiitiiip^ DtättMtom icbiMt^tii^^'^^ 'M'^^'liyiiBi^Qaiil<'lMe' 
proxtm^^>^tte<Hii1r{< d«da«0»e ^'Oi*^^ ' (id Hbite ,1^ ^f(nii^^*M*'tei^^ 
vit^ iim)fifp^ tibiti ki){^utff^ d<Mi M^te 'tMM MM fl^ 

cuHateb ittdiprJtd^Ddr'MlbmuEit tlh«d^a(qu€f exliriEffrihrilf homMaiVin qAö 
feMiditM 'bi>rtiitttfiii 'siMlpilM*^ <6€fM non pdttefr^ra^ 

'>8M bMb'aHib8JuberftÄ'<bKptoatVtttt^:Mrt''t>ra<Mtilir'^^ 
vertÄ^ taniwni' vbt^i^tttf, iatttt8ii<6diM)Mei^t«^<^httd^'«b^^^^ «tM 

eorum qui reguut, tarn qoi regantar, libertaii.'^^PKxUi^'^ätttMf'tm- 
riiM' ^l\^i ^nip^ qaäe' i^Htiidm Wtani p<>täMati^t&''DMoii|M re- 

soHitn dM i^€recnttAa'>^t ätnire ddniiihgitV iMbi^icti^ '^eMMiAbltt^ 
canotifl^^ m6a<»|yti8^ qu«i6» i»r«tie»&' i;i$aaiiuilfitä(feittqbä pdbffbiita*>|>er* 
ta#bate qoeantrrqaiieiliie tänden casilatfraffeMbt^'^ür n^foribaa ftelfld 
libartes dmm'^nBeriiigättlri PtfiMMN^itelltfmttil M^fi^ 
moribt^ coadtt4atr<^t^ 4«imMRi libertaW iiit(irb»'<%€MlJ''SMm-H[«U^ 
ostaaiKt^ et^bfetorfaic^firiiiAti' qütt fadlhlä'<ln(AMtu^/iM>^|^lbfi^^Hbe^ 
et 0pibü8'«timpdri0'Valeii6"^iWlate8'J' ».ii:irjji rihüü.v.a mNi.i.ij. ..i^ 

litteraram qaoAdttinqaelitieal? <itprimeDdil Hifl^hM'prkecU tidn^ttM 
temperatae sed roodam^ el tne«^ «i-ankimifa libMatflfidi^'^'M^^ 
po«w^ fix attniei dibere.^^ tf^^erfm' ki^ Ateolüis 'tBdrali8^;'4üattl; ot 



mnn;k:,p9x«ww»,ci9mtn>Bni)l„ %Mw>Wi^ ^cjtfir^«)« i!n^ic«<4ilieent«r 

ni|a„i|nbeci^f|»fi.s,,iiiiHn»9, ^, n|j^gi«,.9a<»4j,fiinlfl)B jp*». iPflgenffilT : 

fiDi^M«n»M%>r,ni^if(i^ 8B^tam,i»«rioJ^Ri?qiifl.fiWB^porHW{'»» Ulfe 
•nW"»«;ii^i:BtP8iip o^pc^il.^RjflNris KCff^H^ii i*..qiMMi.!8a«|»e fmv 

a Deo permians, ntiqae qaod plaeeat Mittlre, qnodque senlv^H Ub«fe. 
«•o«i.!WP<WW>.«*.«if»B( repipgBW^ - lift^im ti i^a «MM Jibortaa 

acfi^(4^|^c|«|i)|,^aci|;,.t....Mi •:.,».!..-.;.. ii;r. r^-i ,;.•,.<,. .1 1::,. .•- w- 

c<)jKi)i|^i;^^;i9l,.,yen: frfl#iw; affTjfA^i.'iH «ttwi^ itnfiikttr» . iQb i«Mqq«« 
caa^)m,.4onn9,,q^ij.pi;(il^iqi|t«.p)aBe,. 

tat|^Y,gHat^R8rWbi,^WU,qnid^(A pico arl)^Atjft,cl#Mi#:l|<iei#Mn; 
quam qnidem lioeDtiam civitati d^^^fp^^ca^ polealaa^ 4a)i|o.'fl(n(|io,< 
Do^i^lM»: ^,iV.«\vn)aeuf,qn9d.g)WB|iTOWR)> ^pv4!.fti)<)A««9atnpa|täin 
va^i«f)ft|^{|4|8|«,«t,|«Hmiriat,..qfMii»a d<)«tp»r» Afa^naitoK, Turflnad«- 
iii9dii|i^,.4Mi^if»».»erd^ vw^4^^^ >.* . -h ••■;■. 
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circamscriptani'tdnfri »ec/9aßeM^^ niff^nm w Mrl \mw^tfOBsil, 
ot ars docendi^in inatrooieaiom (^rr^ptelae,¥i9rt^tii|;,.,r^ 
in quo aoica . varaari praecipieotiiiiii 4octripa de>b^^« «n^QI f^, Qt- 
iurale genoa, «upeniatiiirale .alternm. Ex T6qUU)(i^ i|atafA)tl)Q3, 
caiQsmodi 9uat priDcipia mymraa.^ «a.qiiae .ex i|lM pro^imetjratioQd 
dacniitiiri existit humani geoeri^ velat comnmne p^rim9pi!M^*^° 
qno, tamquain fandamento firmimpia, K}^Jfn vmeß et lOstiMa et^ re- 
ligio, atque ipai^ coDianctio gocieta|*i8 bamanae 9jit^r^ ifihjll tarn 
impium lasset tarnque stolide inbiunaoamf umm i^^d.¥i9)ap;j^;4iripi 
impnne Binar«, — Nac miaora consaryanduA Taligione,fxiaiiDA9B,8flA^ 
tissimosqoe tliattiiirus aaram ramnpii qy^^Deo auetore cMimif^^HD'^ 
Argttmantia moltis at illastribos, qood saapfi,i|pQl<^eta^cpi|8iievAr9i)t, 
praacipaa qnaadam capita conatitaanturt eai^ajpocli i^a 80|it;.qu6- 
dam aase a Dao divinitoa trj|4ita: Dnigankum Dai FiUqfv .camam 
factam, ot tastimoniom parhibarat varitali: pi^rf^ctani^ ,qi||ni4a|n, »b 
ao cooditam sociatatam v nampe Ecclasi;^m, xs^i«;^ ipamaV^^.c^ 
at quacam nsqua ad aonauiiiiiiatiafiani asMonli; sa. f^^nifi|, afy|e prp- 
misit Hnic sociaiatiicoipmendatas pnaoast qiiap iilat^0Qpi;^^,^^W^^ 
tatas volait, hac laga, ut^jBaa ipaa ci}fttod^|^ J^njffj^i.^fVit 
aactoritata axpUcarat: nn&ijdaa i;ima},iQ8gi^, iPlP^naa gaotaq Ecdasiae 
soaa, parinda ac aibimatipsi,, dicto aiidianltts,asßa:.,q|]i.s|a<p9^ fiffieiapt, 
intarita pardHom iri sampitarao. Qua ration^ pl^a cootlai, optiipaa 
bomini aaaa cartissimttmqaa magiatrain Dannp^ >oinjs .Cqq^qh a^f^pria- 
cipium Taritatia^ i^m Onigaoitam, qiii aat in m\^ ^^\xi^ YiaoK,. viari- 
tatem, vitam« laoaro vamm^ qttae-i}Iamiqat omaam l^p^Winb. ^t ad 
oaios 4i8ciplinain doQilas ana ompas bomioa^ ofQti^i JSt mpiit m- 
nes doeiMea Dd. *- Sad in fida atqua in ioatitqUona mo^roiBt diw 
inagistarii Ecclaaiam facit Daus ipsar participanir aaqid^qoia^Jliviao 
ains bapaficio feUi nasdam.: ^;ura nt^igj^ morUUupi <)8t nEwina 
ac tatissima, in aäqqa inast non violabila ins ad aiagutarii, l|l»erta- 
tam. Bavara dactrinia diyinitqa aoqeptia aa ipaa JBcclaaia» svfat^laBS, 
nihil haboit antiquins, qoam nt n^onna ribi dafn^ndaU^ a Deo 
aancta axplaret: aadaoiqaa circumioaia ondiq^a, d^flBci^tatibna fortior, 
pro libartata magistarii qui, propngii^ra nullo tanf^ra daa^tl^. , «Su: 
via orbia terraram, miaarrima anparatitioiia.df^ulaa« ad,.(^fjft^|Mffl 
sapiantiam ranofatoa ast — r Quooiain varo. ratio ip8aQ^pici)ic( doeet» 
varitataa divinitna traditas at varitataa ni^toralaa intar sa o|pai^tas 
aaae ravara non poaae, ita nt qnodenniqna cum iUia dif|a^tiat» Jioc 
ipao falaum aaaa naceaaa ait, idcirco divinum Ecclaaiam aagjJaterioDi 
tantum abaat, at atndia diacandi atqua incr^9i;itf^ aciaiitianiiii H»- 
tarcipiat, aot cuUioria humanitatiB prograaaionam ullo modo raUidet, 



e«itÜ'-iMi'pftniiii"jiirMteifya-1^ur RMl«(1$8> «utiiiiUa«' p»^tiMeM, 
c«ta''JMCHrn<i'iiebM0rt#-iiit'illi^wMltl»Mtikj fl«frh6iiflMM V«rtt«te 

«6iei«<l|!ititflMlü»lf«hMI'<l«(if«is iiu/ttt ili'JKKII»ii>'4MliiH^ilbtfAn«WJ«6eM 

tr{iftiriM<'4MMe'ttMii>''fö'^''M* Ak' 'g|iäf«M">pM^^bere -iitnMfot. 'Bbttii 
«MW tMV'««' Mf '«t'^iMlliUftli'at^tie« '^iMdetida' 'M^gftlriita -aMMuM': 

qood*'SUäbäBMitf'dtrMälW>i^to>a^jMft)S'''4^ 

saÜ i«Biilpit^it<d&vbri«|''titidioMiMM(i 'KMÄ<'f^ '^rMir(«lbif8«;'tJitfbte 

nit<iiD«r «ttäiHiiti'iMMft li^^ 

dttbtnta <iMW^tf' iMe^Mtai' ^atf 'Kblotthi • m'-ium, tÜAcfti «ob 'tiifllb 
hMMHHo^ (MfMiioVlitik 'aisp4tMfbflt*flb«M»iä Vel!il^ie.'>^iHi^>M? l^»- 
W'fntimi^ili'l Mi«^>\»fc iltittffi^^a'^'Ml><«b6'^(^ UB(>^{>l4(ntib 

«iWf'tiriMitt''ii&'>Mil»A}lftii«<li«y^arii'''a4^ tarit^ki iW t^Wm 

dtiitiitooM"¥l^«MMH''iAol)'^hbittihf 'aiiUittil ''iädakid^ pMite«^: 

ttietti^;'ite''ÜBi/r''*1 'ftiima4U»<-iDiikVr'^k^^^ 'fiodM&e '-iiam^ 

Anidv /Or KMMnrMlit. LX. 18 
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vindiwvere Aiposteliy saniere seriptis Apölogatee^i MartyiM logcnti 
Dttroero sangfuine sao conaeeraviete. Et >merito qüidein: propterea 
qMd maximaoi iustiaaimamqiie t Dd itt boioiiiea petestetem, vicii- 
simqne homiauta adferaas Denn) prmcepa iiiftiiQtumqiie ioflb^iumi li- 
bertas haec öhrüitiaiia teatatar. Nihil habet ipad eam amaie ^sadi- 
tidso oee obedieoU coamuae: oiNiae uHö paotiofuteodaestfi velUab 
obsequio publieae potestatie desciseere; propterea qaod>iaq>eraie atMjae 
imperata exigere, eatemis pelestati hatBai»ie iua eet, quabmuaimim 
potestate Dei uihü. disseiitiat f ' coastiintoqae diviiiites iiioA»^3e>«coii- 
tioeat. At vero cum quidq<i«iii< praecipitar*>qaedr «lim diriiia ▼doo- 
täte aperte diacrepet tarn ienge ab ilto^mododiseeditar, aimalqae 
cum aactoriteie divioa confligtter: %tg^ reotd«! eab naa^parere.- 

Contra LiberuUsmi (wIMen , qni berilMi' iatqw iofioito peteo- 
tem ßiciant principatnm, vitaanqM hhIIo ad Daiai reapeeto degiadan 
praedtoant, haue de qua loqiHinur cöitiattctatn oam todeetaterf^i- 
gioneque Hbertatem minime agnoscant: enids eoti8er¥aiidae.^oaQ8a ai 
quid fiät, ioittria et contra rempailieafai faotuoi oriminaRtui«^ Qaod 
si vere dieerent^ nollos esset tanimttaiiis.daiiiMiaiüs,f eai aafaeBae et 
quem ferre non oporteret; • -: ^ i «^ ' » » .. 

Vehementer qnidem Teilet Reeleäat in ema^s reipoblieiie er* 
dines haee, qaae sammatim atügimus^ chrtstiaika decttmeiita<re«taqae 
penetrarent. In its enim snmma effieaeitas inest ad sänanda homiB 
tempornm mala, aon saae pauca n^ levia, .eaq^e 'magaam parteM 
iis ipsis nata tibertatibns, qaae taata'pniedi«a)tipne*effeniotar, et ia 
quibus saliitis gl^Mßiaeqne iuclusa aemiaa videbäntar.vSpeni feielUt 
exitns. Pro iucaitdis et sakibribiiä aeerbi et inqaiiMuti« pvoveoere 
frai^tas. St remediäm quaeritnr, san^räm dootriaärain mroeatieae 
quaerator; a q«ibus aoHs conaervatioeriKniss adaeqnie; vielrae biteU 
libertatis fidenter ezspectaripotest« — Nthifominns'iiialeitoo iadkio 
ficclesia aestinia4 grave pondbis Infifmitatishtmanae:! et -qaafia bic 
sit, quo nostra vehitar aetas, uiiiffloraio reralniqiie cursüa non igooiat. 
His de cansis, nihil quidem innpertieiis inris nirif iis qaae vera ^as^oe 
hoitosta sint, noa recasatv qiiomi&as' qH:idpiam a Teiitate ioatitiaque 
alieoüm ferat tarnen pablica potestas/ seiüeet mpiat alii^pKtf vul vi- 
tanfdi i^inäamalam, vel adipiecendi -aiit (Xmaervaadt böpiviiiit IpM 
providetitissimtts' Dens eum^ iaCoitae' sit bofeiitatist UUwiqae'^öniiii» 
possit/sinit tarnen esse in mundo mala, itartim ne ämplieeairiipe- 
diäiitur bena, partim ne maiorä mala consequadtur.' In.vegeadis 
civitatibus rectorem mundi par est imitari : qain etiam^ com singsU 
mala prohibere anctoritas hominufm non*pQSsit,.debetjiH4^^Mi^Afef« 
aique impunüa rdinquere , quae per divinam . tarnen pramdenüam 
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vmacaniur, et rede ^). Veramtamen in eiasmodi remra adianctis 
81 eomiininis boni caosft , et hac tanturo oaosa , potest vel etiam 
debetJei bomiDaiq ferre toleraater malaai, tamaD nee polest nee 
debet id probare aot volle per se: quia malam per se cam sit boni 
privatio, repagoat bono coramiini, qnod lögisiator, qaoad optime po-* 
tert, vello actaeri debet Et hac qao<)ae in re ad imitandam eibi 
lex hamaiia proponat Deam necesae est, qui in eo qnod mala esse in 
mando sinit» Jiegwe tmU mala fieri^ neque vuU mcda non fieri^ sed 
wM permätere mala fieri, et hoc est banum*). Qoae Dootoris An- 
gelict sentenUa breTisairoe totan continet de malomin tolerantia 
doctrioam, — Sad confiteadnm est, si vere iudicari velit, quanto 
plus in ciYitate raali tolerari pemecease est, tanto niagis distare id 
genas ciritatis ab optinio: itemque tolerantiam rerani roalarnm, cnm 
pertiaeat ad politicae praecepta pmdentiae, omnino cireamscribi iis 
fioibus operiere, quos eaasa, id est salns publica postalat. Qnare si 
salnti poblieae detrimentom afferat et mala ci?ilati roaiora parial, 
coQseqnens est eam sdhiberi non lieere, quia in bis rernm adinnotis 
abest ratio boni. Si vero ob singnlaria reipnblicae lempora nsaveniat, 
nt roodernis qnibnsdam libertatibus Ecclesia acqniescat, non qaor* 
ipsas.per se malit, sed qnia permissas esse indicat ezpedire, versis 
antem ia meli<Nra temporibns, adhibitura sana esset libertatem snam, 
et soadeiidoii bortando, obsecrando studeret, ati debet, roanus efficere 
sibi aasignatttm a Deo, ?idelicet seropiternae hominnm salnti oon- 
solere. lUod Innen perpetno verum est, istam omnibos et ad omnia 
promiseiie tributam libertatem non esse, quemadmodum plnries dixi- 
mos, expetendam per se, quia falsum eodem iure esse ac verum, ra- 
tioai repiigiiat Et qnod ad UderanHam pertinet, mirum qnantum 
ab aaquitatfr pradentiaque Eedesiae distant, qai Liberaliemim pro^ 
fiteator. .BteDtm permittenda civibns omnium earum remm, qnas 
diximiiSf infinit& licentift, omnino modum transilinnt, atque illuc 
evadunt, ul nihib (riais honeslati veritatique tribnere, quam falsitati 
ac torpitadini videantar« Ecclesiam vero, columnam et firmamentum 
ventatis, eamdemque inoorrnptam moram magistram, quia tam dis- 
aolnlMi flagitiosnmqne tolerantiae genns constanter, ut debet, repa- 
diatv idemque adbiberi fas esse negat, criminantnr esse a patientia 
etlenitata^alifliiam; qnod cnm faciant, minime sentiunt, se quidem, 
<iiiod landiB est^ in vitio poqere. Sed in tanta ostentatione Uj^eraiMae 
re persaepe contingit, nt restricti ac tenaces in rem catholicam sint: 



i 
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et qai vulgo libertatem efiüse lärgiuntdr, H^m liberam siliere Ifc- 
clesiam passim recasant. ' «• 

[14] Et ut oranis oratio nnä cum ööfisectariis sQi^ capitaliti» kr»- 
viterqoe, t>^r8picuitatiä gratiä, coUigatar, sotitmar^riiecMiitatefteri, 
at totus homö in verissima perpetuaqM potestiE^ Bet mki pmi4e 
libertatem hominis, nisi obnoxiam Deo eius<|m folQfitati soUtietaiii, 
intelligi minime posse. Quem qüidem in D^ pirin<Ri|»tilni ! iul ene 
negare, aut ferre noRe, non fiberi hominis est, -sed attotestl» ad 
perduelUonem Übertäte : proprieqne elf animi ta;li affBCtiooe* eonflatur 
et efficitur Liberalismi capitale vitiitm. CntWiamen dtstingiiifair 
forma multiplex: potest enim ve^untasnoof nno modo; wmne'QDo 
gradn ex obtemperatione dfsceder^^ qnae veliDe^, rsl ffs, qoi po- 
testatem divinam participant, debetiir. , . ^ 

Profecto imperinm summi Dei fnndituGf reenSiure «tqiie omnem 
obedientiam prorsos exnere in pnblicid, vel etiam in prirätis dotafestf- 
cisque rebus, sicut maxima libertatis j^erversititöv'ita peBsino»-l«- 
berälismi est genus : omninoqne de boc infailtigi tlisbeAt qvae ha«stooi» 
contra diximnä. 

Proxima est eornm disciplina, qui ntique eodseiftiifiit'^tsiibMe 
roundi opiflci ac principi Deo oportere, quippef-üäito ex nmrio« Ibta 
est apta natura: sed iidem leges ISdei et ttöhfca*, qiias mrtma'nOD 
capiat, ipsa Dei auctoritate traditas, ändaeter reptidiimt, ?el salten 
nihil esse ainnt, cur earum babeatur, praeseiüib pttbliee in dvitate, 
ratio. Qui pariter quanto iit eirrore veneniiir, et ^ili MiiiliekipsiB 
parnm cobaereant, supra vidimus. Et ab h^ doietfibaf^tAHi^ai a 
capite principioque sno, illa manat perniciosa sententikt d^^nlionitaB 
Bcclesiae a republica disparandis: cum conti^ liqueat; gomiäas po- 
testates, in mnnere dissimiU et grädtt dfspari, dporter^ taAnbn esw 
inter se actionnm concordia et tnütatione öfflcierutti öotieentieiita. 

[15.] Hnic tamquam genäri subiecta est tipilito d«q»l«t:'-- Flures 
enim rerapublicam voluut ab Ecciesia seiunctäm etpefiltas:«! totam, 
ita ut omni iufe soeietatis humanae, in instttuUy, motibos, legibiis, 
reipnblicae rouneribus, institütione iu?entntte, no» magib ad Be* 
clesiam respiciendum censeant, quam si' «iGBiife 4miriiio nvllat'fsr- 
missa ad summom singulis ci?ibus facilltatö, ixt prit^fhni 'sf- libeat, 
dent religioni operam. (>)nträ qnöS* plaoiö visargtttttoMdm 
valet, qiübus ipsam de distrabendis Bcclesiiie t^iqlle M^lift mtkwiboB 
sententiam convicimus: boc praeterea adioncto, quod est^^pinnibstr- 
dum, ut Ecclesiam civis vereatür, citftäs eontMhat. - ' ^ 

[16] Alii, quoroitius Bdclesia Sit, non i^n^fbabt^ iiibffaib^mitai^ 
sent: ei tarnen naturam iuraqne propria societiftis perfecta^ eli^bat, 



L^onU XUL Enc. 20^ Jun. 188S de liberL hunu 277 

nec «nii em% ^mtmimt, faeere legea« mdicare, ulcisci, sed cohor- 
tari dumtaxat, suadere, regere saa sponte et voluntate sabiectos. 
Ita^M rdiviijie htiiiDSGe Boeieiatia paturam opiaione adolteranti aucto- 
ritatenifiaiagiateriam» ornneip:^!!» efficientiam exteDuant et ooanga- 
«trat ,; vioi sioial pobesta^eoKii]^ civilis principatos usqae eo exag- 
g«gMibMir ataioni iiiian(i qj^amvie e conapciationibus civiam volunUi- 
riia, ifca ficdesiARi Dei aub imperiam ditionemqtie reipoblicae 
sobiungant -*r M boa ptono cefellsndas argumenta valent Apologetis 
Dsillitat B^ praetenoiasa Nobis« nominatim in Epistola encyclica Im^ 
ftwtrkilß DeL, ex qQibiis efficitur, divinitas esse constitotum, ntorania 
in Ecclesia insint, qiiao ad natnroim ac iura pertioeant legitimae, 
saminao, et ^mniboa p^ibnß perfectae societatis. 

[17.] Multi denique rei sacin^e a re civili distr^ptionem non pro- 
b»iit;..a«l:tainen :faaefiduQi ceosent, at Ecclesia obseqnatnr tempori, et 
fteetatiseatqq^ »coompodet ad ea, qoüe in ^idministrandis imperiis 
h^i^cna priftdeptia desiderat. Quorum est honesta sententia , si de 
qnadsm iw^lUgatiwr 2^n^ r^tioiie , qoae consistejce cum veritate 
iasUtiaque possit: nimirum nt, explorata spe magni alicuius boni, 
imialgaqteni ficclaria um ioq^rtiat^ idque temporibus largiatur, quod 
stdta efibij sanejtitatct potest. — Verum secus est de rebus ac 
doetriftiaiit quaa» d^niu^tio morwi ac fallax iudicium contra fas in- 
fetbrink ^Inm tempins vacare religione, veritate, iustitia potest: 
quag res maxinißi; ejt sandjissini^ cqm Dens io tntela Ecclesiae esse 
io^Mrit, oMhü^eat |iini alienuiq quam volle , ut ip^a quod vel falsum 
est ve| JQiustum.dilßimiüafiter ferat, aat in iis quae sunt religioni 
Mxta>.cii9iiiiivea]l»., ._ 

Itaqae er dißtis oonseqpiturf neqnaquam licere petere, defen- 
dere, lai^ri, .oogit^ndit scribendi, dp^endi, itemque promiscuam reli* 
giomm^ili)>artatep^ veluti iujca totidem, qua^ homini natura dederit. 
Nwit si Vera ,i4t|iri^, dediss^ti imperinm Dei detrectari ins esset, nee 
oUft iemp^mn lege libertag humana possek — Similiter consequitur, 
isla igßneiai, Ubortaiiia 9^s^ quidem, si.instae cansae sint, tolerari, 
dtiffioiU ta^ai^n woders^pne,. ne in libidinem atque insolentiam de- 
ganeremt. — V Qbi vero, barpm Jiibertatum viget consuetudo, eas ad 
faatltotem.re^.laoiendi oives tranaferantt qnodque sentit de Ulis 
Eo^Mia^Jde«! jyn^i seni^aot. Qmnis enim Ijibertas legitima putanda, 
qoatems Vfnvm bwe^tarum maiorem facaltatem afferat , praeterea 
nmiqwiiDj 

[18.] Ubi domimt^Bi preinat aut impendeat eiusmodiy qui oppr^f- 
aam,iM«st« vi i^neat^civitatem, vel oarere Ecqlesiam eogat libertate 
diriiiiba« fiis est i^iam querere, temperationem reipublicae, in qua agere 
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com libertate concessam ait: tunc eoim non illa expetitor iminodica 
et vitiosa libertas, sed sablevatio aliqua salutis omniam causa qaae- 
ritur^ et hoc anice agitur at, nbi rerum malaram liceutia tribnitor, 
ibi potestas honesta faciendi ne impediatar. 

Atque etiam nia)le reipnblicae statnm popnlail temperatmn 
genere, non est per se contra offtciom, salva tarnen doctrias catbo- 
lica de ortn atque adtntnistratione publicae potestatis. Ei Tariis rei- 
publicae generibnSf modo sint ad consnlendura ntilitati civinm per 
se idonea, noilom quidem Ecclesia respait:8ingnla tarnen tuU, qaod 
plane idem natura inbet, sine iniuria cuiusquam, maximeqne iotegris 
Ecciesiae inribnSf esse constituta. 

Ad res publicas accedere, nisi alicubi ob singularem reram 
temporumque conditionem aliter caveatur, honestum est: immo v^o 
probat Ecclesia, singulos operam suaro in eommöiiem afferre fractaTn, 
et qnantum quisque industria potest, tueri, con^erfare, augere rem- 
publicam. 

Neque illud Ecclesia damnat, volle gentem suam nemioi servire 
nee externe, nee domino, si modo fieri, ineolumt ivstitia, qneat 
Denique nee eos reprehendit qni eflSeere volunt, ut civitates suis le- 
gibus vivant, civesque quam maxinta aligendor«im comitiodortm fa- 
cultate donentur. Civicarum sine intemperantia libertstum semper 
esse Ecclesia fautrix fidelissima consuevit: quod testantor potissinoni 
civitates italicae, scilicet prosperitatem, opes, gloriam nominis muni- 
cipali iure adeptae, quo tempore salutarts Ecciesiae vtrtus in onaes 
reipnblicae partes, nomine repugnante, pervaserat. 

Haec quidem, venerabiles Fratres, quae fide simul et ratione 
duce, pro officio Nostro apostolico tradidimus, frnctuosa plurimis fu- 
tura, vobis maxime Nobiscum adnitentibus, confidimus. ^^ Non quidem 
in humilitate cordis Nostri supplices ad Deum oculos tolUmns, vebe- 
menterque petimus, ut sapientiae consiliique sui lumen lar^ri bomi- 
nibus benigne velit , scilicet ut bis aucti virtutibus possint in rebus 
tanti momenti vera cemere, et quod consequens est, eonvenienter 
veritati, privatim, publice, omnibus temporibus immotSque ooMtsutü 
vivere. — Herum caelestium munerum auspicem et Nostrae benero- 
lentiae testem vobis, venerabiles Fratres, et Gero pofmloque, cai 
singuli praeestis, apostolicam benedictionem peramantier in Domino 
impertimus. 

Datum Bomae apud S. Petrum die 20. Jun. An. 1888. Pöo- 
tificatus Nostri Dndecimo. 

Leo PP. Xin. 
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wrQßßie^, Qesetz vom 10. I)e«9IPbw 1887, 

mii wdekem protHSorüehe BesUmmtm^n, über die DakUum der 

grißeh:-(meniai, Se^Uorg^geMichkeii Dcimatims erloßsen werden. 

(RV-G.-Bt 1887. L. fiWök. Nf. 142.) 

Mit Zustimmui^g, beider Häuser des Reichsrathes finde Ich an- 
zttordnen, wie folgt : 

Artikel l 
vBt» 90 -dem Zeitpunkt des Zastandekommens einer definitiven 
Regelimg ^r Dj9ltik.tionsverliftltoid8e,der griec^isch-orlenUtisehen Seel- 
8orgeg^tlicbk49H in Gesetzgebungswege hs^n folgende provisorische 
Bestiramnngen zu gelten: 

§: fl«r( Den naabder Pfarreintheilung systemisirten^bststän- 
digen grieebtschrroriefl^aUs^henSeetsorgern (Pfarrern) und den sy- 
stenisirtaiiHiUspriestem (CapUnen^ exponirtan CapU^neo) wird das 
$taQdea^ma98e Mii^imaMnkoooLoion (Congrna), Insoweit dasselbe di^rch 
mit^deiD ^geisAlitihen Amte verbundene. BeasC^e nicht gedeckt Jst, aus 
dem Siaiitssobatse« ergänzt. : • . 

; §b 2» Daa MimmaleinkooiGnen wird anf die Dauer des im Ein- 
gange dieee» A4rfcikels beiseichnetea ZeitranmeB n^ dem diesem Ge- 
setze beigeschlossenen Schema L festgestellt 

§3. Ob lind inwieweit im einzelnen F^^Ue eine Ergänzung 
ttaohi!§4 L stoktzuSnden bat, wird auf Orund yorznlegender Einbe- 
kenntnia^e von der politiaishen Landesbehftrde nadi Einrernehuiung 
des DidoesaolHaehefes evAsdueden. 

f für die < Binbekennoiig der Einnahmep und Ausgaben zum 
Zwecke der Gongmaiorgänzttng haben folgende Gbrundsätze zu gelten: 
! Ir^ Bezfiglieb der Einnahmen sind nur nach^teheode Bezüge 
en^wreohnenr. 
■* a) jifli! Seinertfag vea Gmnd and Boden in jener Höhe, in wel- 
'.; ober ^derselbe vop den. betreffenden Qrundstücken zur Be- 
' messongd^t neuen Brund^uec fesftgastellt erscbduat; 
b) der Zinsertrag aus vermietheten Gebäuden in seiner wirk- 
: Heheftf Hohe nach Abseblag der' geaetzlichen Quote der Er- 
haltungs- und Amortisationskosten; 
e)'der SrtCi^g von Kapitalien « nutzbaren Rechten und gewerb- 
lichen Betrieben; 
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^ d^'fiierBeiftoii Uj»d D^iaiienett 10 Qcld, GhdMeaiirert^ oder Na- 

1 .- toraMfüi !<leUtore. ; naob. Dupchachi||tt8piei9elli^bendltet mit 

(' aefan {^roeeDt Ab6^lag>?vom. Brattoartnge.jris^ BiiiiKiQgangs- 

'I ^ köal^H). ' Aas)ialiiti8^ei$e fcaaa bei o) ttnd Ü Om l^briDgang»- 

• ^ totm T vbQi Ea^itekzinaea <id9r Senben ^«»«BSlii^kiitgrack- 

^ (iiebtetf ein eotopveebeodes, lAbeohlaif beirHUeft ' werdeDC 

■ : e^ dag BMetnialH «a8>>Uäb«ttcbälMD^idea lectakiBf Ekehenver- 

' ' oidginis ^ inaolenie eolelte tleberaefaieae «i Dotatfenea wecken 

verwendet werden? ktaiie»;r. ^ ' , ;. ' . t. 

, f)^ dfe. S^olagi^bäbri^n ip ei^ejm Pa^usci^alb^tragf^ wf^Icher vpn der 

. i vi Mffdp8beJi<>riäe iro,,5i;ioY»ni«l?i9e»J »H 4^n? DiAcewibiscbafe, 

. Qlifir lalla ^p |ä{0.Yßr3Undnis8 inciU eca^elt, wird, YoiiitC9llv$- 

.,r n^inifrtifir, jEl^ite^fets^wJ^t. jY^n 4f!i wlphflr y(^ei||B erniittelbvi 

, ; ,.3jfcQli»j}rt>üfc^n, J^t.^Wj B^t^Mg. Jfln, 9ft fl. ,iMi A^H^i^I^bsi ff 

.,.:., y bs^geni.,.!.. ...... V ..r, . ..:• •, ; ., ,...{ :f , .-•, rr! . ^ 

g) das Erträgniss aller vor Wirksamkeit.. di0aea,<f|i68i|ta€^,^ 
,, ,. ej^ep bestin^niten Betrage ^erricbteton .S|biftapge|t|L|rar |Litiir- 
, gi^n.unfi sonstige kirc))]iphe T^nctjon^D, in^ternie <ier Sin- 
'. ^ ., rec|iDaag^ demselben .^keii)^..^8iin|m^ ^tiftbriefes.fBut- 

Aue n^\^ Wirksamkeit , ^ies^n Gesetz^»^ , erri^||te|eii, ^erlei 

Stifbangen sind von der Einrephnung unbedingt ausg^sdilosseQ. 

' 7 • ' ^. ' ' bezn^lich äer Ausgaben sind einzoateflen : ' . • • 

I' aV die |on/deii einzube^ennenden BJinna^m^n (1 , a-^g]i zu enir 

ricbl^hderi^ land'esf&rstliche^ Steuern, die '{jand^i^, l^un»^ 

und'iGremeiiideümlägen und 'sonstige für Öffentlicble Zwecle 

'' ät(f O^a^d' (öineis'tiF^etzes zu leistend]^' Beiträgt ;'\iio#i^ das 

OehäbreD&auivalent; ' ' '' v mj .. » 

'"'(y)' dl« CanzMiüMg^tf för dt^'^^i^HiteHWrfttkif^V 'Wd 'di^lben 
'- '^ti<jlit'aürf'defn*«lrih^flväriri«^eH^^»estr!lt^ d*dA' die 

mit der Föb^lri^'dc^'BeMHtb^ln'ötöi^i^yte 
1 ti. deneti lAusMgea* ih elneht in •Vwbrdiimgt^gifli^leaiänsteUen- 
■ -*'»■■• idttff^Betifagetji • '••-' .^^ 'f-..-^ •■ i> /"»;■• 's»-! lirn.i.ijjN;.-*-»..! ►•^ 
' e)^ beifatimgwi dri «Midi ^undl Oeldte*«vtW tt«i'<diin(iGitaftli#)«liler 
^•«^ '^^ aaf<deniBiBkiMiiiiiwhiAeaden'*V«i(»it^ rA* 

^ d)^ w^iinndie AntM tl^r imAcr 'l^ig bötoKfaMt«ii,''4nr<]uittfel4iiM 
' *^« Jlibre9 ^bBdbalMdiBiii LttorgieRf'^ewi»' beikitil^ 
^ ^ <ubnrtrtei|;t , ^daä Brtrigiries der I ftAfttageiili fdiiet«*Lit«fgieB, 
welche der Seelsorger zar Persolvirung an anlto«: Oeiatlidbe 
M; .abgebennnnM.,; J)erBeii0i)hnttngdtelerAuagaha|N«fcM unter 
r . AAWbU^Hfih^r Be^cli(Aefti|ig9ngi dos aahrwjdeiSol- Gtiüiida 
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i 46B 'ff0g«ii«iitigeiy 6esetz6e erfolgeuden Einbekenoiing' das 

* DbrditfcliviittMisträgttisfi' d^t^ 9§^ bei der Seelsorge- 

.(^^^v'rtftUM b^dtobendeti aiiVMheiifbareti Litorgiertiftii&geti zu Oninde 

•/m togfen.^ ftt für die 'bebp^ffende Liturgie stiftbrieflich kein 

<* -iMisMmnikter JBetrag festgesetzt, so ist der in der Stolaordnung 

festgeeetsrte Stipendittibsbd^'aig in Ansehlag za bringen. Jene 

•Herinalftilil ist ter jedes Bisthiim ind EiiiTemehnien mitdem 

" BiSt^fe'featzasteflsii ; ^rfi ei& EKnVeiBtftndniss nicht erzielt, 
so ist die Zahl von 200 anzM^rtnen. • ' 

Dagegdti sind alle anf deb persönlichen Unterhalt (Haushalt) 
bezfiglicten otid Mit deic'^ Beiirirthschaftung von Ornnd und Boden 
vertmnä^'eÄv ^öwi^' liilo' dnr6h die Iikstandhkltung der ptiirrlichen 
OebSitfie nach den iMsti^henden Vorsehriften entstehenden Ausgaben 
nicht 'ein!Efa%e2^heh. Ausnahmsweise kann bei aussergewöhnlicben 
Äaslagen, z, B. bei Sicherstellung des Wasserbedarfes, die Einbe- 
Ziehung^ bewilligt werdteü. ' 

.' Di^ Bestimmung der Zeit, innerhalb welcher die Einbekennt- 
nisse eijkureicbeh, sowie die Arl und Weise, wie die Einbekenntnisse 
einzttrich'ieii, zu prftfen und richtigzustellen sind, wie und von wel- 
chemi Zeitpi^iikte die Anweisung der zuerkannten Congruaerg&ozung 
zu eifolgen hat, bleibi dem Verordnun^we^e vorbehalten. 

§. 4. Zeigt 9ich. ,dass eine nach, den bestehenden Bestimmungen 
ei^zubekennende .Einnahme ve^rschwi^gen oder eine Ausgabe wissent* 
lich.unfiehtig^ an^fesetzt wurde, so ist den tnr die Richtigkeit des 
Eiobi^jkenptpifses veraiitwortlichen Perso^^ Geldstrafe bis zur 

Hohe, de^enigen Betrages aufaperlegen, nm welchen der Staatsschatz 
benacbtheiligt worden wäre. 

, , .,l|)\and9reu F&llw einei^ Divergenz ist lediglich dieses fiinbe- 
k^oitw^ richtigzustellen, und nur nach Umstanden der Ersatz der 
Kiwlb^n des Bichtig^tellnngsverfahrens aufzuerlegen. 

. ..§.'(. Die Adniioistratoren erledigter Pfrfinden (selbstsl&ndiger 
Seelsorgestationen) beziehen den nach Massgabe der Dauer ihrer 
AdminiefarBtion. enUaUenden^ Aniheil am thatsftchlichen Jahresertrftg* 
nisse der betrefleii4ettliPii4ode. Ergibt sich hieoacb fAr einen Monat 
beii^Pftfindfen mit 300 & Congruia nkht der Betrag von 80 fl», bei 
Pifriiiden ait 6QQ;fL Coi^rua von 40 fl., bei Pfrfinden mit 800 fl. 
GoQgmar von 50 Ai,; so wird das hieran fehlende aus dem Staats- 
schateer ^rgftnaL . < 

'A4mi«stvatore<i,' deren hieaacb entfallender Oehalt monatlich 
90^fl; betr&gt, sind dcbt verpAtebtet, die Stiftnngslittir^en an- 



2S2 Of5(«f^. ff««* 10. Uee. 1887: Vöt. iL gr.^or. SteUorftr im IMvMt 

^iard als gdgetr^das h dter Skolaardiiiiog festgdsetxte Stip^iam xn 
p*if8()*vWei^^* "'^' ••■ -r ' ••..'••"^•: . •.'-. t, v. .. . •. 

Eicarrendo^i^Diioi^tratoreii seljbstatfttidiger ^^elaorgestationen 
erKatten eine f<m ¥aU %i|.FaH zu be^tioioi^de J^Qipane^iatien, welche 
zunächst aas dem Erträgnisse der adminjatrirten Pfrande, bei dessen 
DaziUängHchkeit aber aus dem Staatsscliatze zu be^eckep, bezi^|)u^gs- 
weise za ergänzen Ist, im letzteren Falle aber zwei. Drittheile des 
ordentlichen Administratorengehaltes nicht flbersteigeu darf. 

Uie' Art, in welcher das Uiätsftcbliohe PfrAnden^rti^^iss feat- 
znstellen ist, wird im Verdrdniibgawege geregelt. 

§. 6». Ohne ihr Versobiilden dienstunfähig gewordene Seelsoiger 
erhatten ' ohne Rücksicht auf ihr etwaiges Privateicvkommen^ einen 
Ruhegehalt, def naeh dem angeschlossenen Schema I| zu bemes- 
sen ist. • r . , 

Diese Knhegehaite sind, insofern^ sie nicht aw^^fn Pfründen- 
einkommen gedeckt werden können, aus. dem Staatsschatze za be- 
streiten. 

Im Falle besonderer Gebrechen eines^ Deffcienten kann der 
Gdltasminister 'demselben aasnalniisweise einen .h^ereu lab den ibm 
gemäss des Schema*s gebührenden Buheg^haUr beifilHgen, jedoch nur 
bä zum ,llaiimalbetrage von 60(1 fl« für einen selbstsUUidigQn Seel- 
sorger nnd von 400 fl. ffir einen Hilfspriester. . . , 

%. 7. Aaf Kl(9terptarren. uod die aut{ SäcularptrüQdep. ao^- 
nahmaweise ürßrwendeten Klostergeistlicbei^ fiii^ep. die fi^timmangeo 
dieses Oesetzes. keine Anwendung. 

. '■' ■' , ArHkel IL \ 

Die durch das gegenwärtige Gesetz festgesetzten Ergänzongen 
der Dptatiop der griechisch-orientalisctien ^eelsorg^gelstlicfikeit Dal- 
roatiens und der Ruhegehalte der dienstuhtauglichen Seelsorger ^treten 
mit 1. Janaar 1888 in Wirksamkeit. 

••" » '• • AHiM HI. : '\r -.. .M... '..V. 

Mit dem Vollzage dieses Gesetze^ sind der 3linister Für.Caltas 
und Unterricht und der Finanzminister beauttra^t ' ' 
Wien, am 10. December 1887. 

FranM Josef m. p. 
Taaffe m. p. Ihmajewski m. p. GoiMtsek m. p. 
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Sehma 1 der im 8iim des Gesetzes vw^ 

grieehi8ck'arientaU8che9i Sedsorger Dalmaiiens festgeskUten DotaÜon: 

1. lo Zara: sdbstständige Sedsorger 800 fi., Hüf$priester 350 il. 

2. Id Städteb dnd Märkten von inehr als 2000 Emmibtiern sdbst- 

ständige Sedsorger 600 fl., mft^neskr 800 fl. : 

8. in anderen Oti^n seXbsiständige Sedsorger SOÖfl., Hüfspri&Oer 
8Öp fl. 

SdUma // der Bemessung der lUd^ehaÜe leisttmgsimfähig gewor- 
dener grieehieciherieuMiseker Sedsorger. 

a. Ffir einen sdbstständigeH Sedsorger^ je nacbdem die für die j 
letzte innegehabte Seelsorgestation systeinisf rte Dotation betragen 

bat a) 500 fl., odef ß) 600 fl.; oder t) 806 fl. 
bei einer Dienstzeit bis zu 10 Jahren stets 300 fl. | 

bei einer Dienstzeit Von mehr als 10 bis zu 20 Jahren: a) 350, 

P) 360, t) 380fl. ^ I 

bei einer Dienstzeit von mehr als 20 bis zu 30 Jahren: a) 400, 

P) 420, t) 400 fl. 
bei einer Dienstzeit von mehr als SO bis zu 40^Jabren: a) 425, 

p) 450, t) 500 fl. 
bei eitter Dienstzert von mehr als 40 Jahren : a> 450, ß) 460, 7) 540 fl. | 

b. Ffir einen Hüfspriesier 

bei einer Dienstzeit bis zu 10 Jahren: 325 fl. 

bei einer Dienstzeit ' von mehr als 10 bis zu 20 Jahren: 250 fl. I 

bei einer Dienstzeit von mehr als 20 bis zu 30 Jahren : 275 fl. i 

bei einer Dienstzeit von mehr a)s 30 bis zu 40 Jahren: ^(00 fl. | 

bei einer Dienstzeit von mehr als 30 Jahren: 300 fl. 

'...-., ,. • . I 

NB« .Wir theilen vorstehend ien Inhalt der beiden Schemati^ Tollstandig 
mit, aber am die Vertheuerung des Satzes in vermeiden, ohne die im R.*G.-61. j 

gewählte Tabellenform. 

■• ■■ ■ ••'••■• i 

Die Verordnung des Min. f. CuU. und Unterr. und des Finanjs- 

ministers vom SO. Märe 1888 aur Durchführung vorstehenden Oe- 1 

setzea enthält das Reichsges.-Bl XH. Stück (ausgeg. und versendet 

am i I.April 1888) ^er Nr. 36 S. 81— ^^^ 
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t~ ■ A ."•. ■• \ iN.a\- .n\',-A\v'.' ^. 4 \'i,, : t- .,', . ,\ \'V. 1 t./i .\;v» ^ i\ .^ u,.':/ ... ^ «^ . ., 

nUi dm Äbondermigm 4ti0rch .d$s^Oes^ vom J7^,JmUidß9 

[ilr/. 1. *di98 desetzes vom ly^jFubi 1888 hebt die Vish^rigien 
g§. 3 und 5. des Oes. ypm 20. ^unt,i87ä'aä^^ did 

ünleti Mg6Dde ijrestaltünjg;]^). ' \ 

§. 1. Die den KVrchen- und Religiohsgenossenschä^ 
§. 2. dea Gesetze^ vom 2^. jfai 1868 and §. 5. des^ß: V/G, o1>- 
liegeniler Besorgung des Retigiohsühterficbtes' sphliess't die' Ver- 
pflichtung zur ÖffeatKclien Ertheilutig dieses ^Unterrichte in rieh. 

§. 2. Den cönfessioneilen Ob'erbehörden ^ird gestattet', darch 
Zosammei^zi^qng mehrere^ Schnleräbtheiluiigen Tör dpn Betigion^ 
unterricbf oder auf soostigeit die äölibToi^nüng nicht störehde Weise 
nac6 bingeholter Öenjahmigung der Schntfiehörddn ' Einrichtungen zo 
treffen, dnn^ welcJie die ErfBUong dieser Ver^fltcllitüng erleicUtett wird. 

§. y. jtiir die Besorgung ' äes ileligkmsimi^^ hk den 

höheren Classen einer mehr af^ dii^ei^dii^ssigen aUffemeinen Volkssehde 
und an einer Bür^sphuk ißt enkpeder eine ^JtemuneroHan mu er- 
theüen (yder ein eigener jfieligionste^^ iesteUen.' ''* '*' 

' J^enn ifcr 'jR€iijfü>hsiifUe»ricld' in [Oemässheit' ^des^^.'H des 
Öeselzesvirnk. 5!fai i8^i?,(fe.-a^ dürtJi einen wätticha^ 

Lehrer ertheUt ioird^ ist Simselbeh^ eiOe 'angeinessenelXMmä^iäion 
MU bewilligen. Ist der Rdigiansunlerricht ausserhalb des ^ihmicHes 
eines Bdigimslehrers mu eriHtUekf sif- sind hiefür mocA Erforder- 
füßs tni^, Kficfiifi^t :ßf4 die, MkUfen^m9,m»d^i^c^^ Ipc^m ^^ 
häUnisse angemessene TransporhniUßl Im^^^ielißn oder bpUfigie TFfif^ 
enischädigungen mu gewähren. 

§. 4. Die regelro&ssige Ertheilung des Religionsanterrichtes an 
Lehrerbildungsanstalten und Mtttelscbulen ist ffir jede Confession 
sicher zu stellen, welcher wenigstens 20 Schfller in allen Classen za- 
sammen, an welchen die Religion als obligater Lehrgegenstand ?or- 
getragen wird, angehören. 

1) Die Aendemngen darch das Qeieti Tom 17. Juni 1888 diid in 
Abdmek« ourti? gedruckt. 



Oesierr. KaiechetengeB. v. 20. Juni 1S72 und 27. Juni 2888, &dS 

§. 5. Die für den JRdigiansunterricht nach den §§. 3 und 4. 
erwaeksenden Kosten gehören^ wenn nicht eigene Fands^ Stiftungen^ 
oder Verpflichtungen einndner Personen oder Corporationen bestehen^ 
tum Aufwände der betreffenden ^ulen. 

I^^ftegelung der den Religionsld^rern an allgemeitmi Volks- 
schulen^ unk ^IMirp^^A^lföA i^Ttömmmden feaien Beifüge und Re- 
munerationen^ die nähere^ Feätsidlung der Bedingungen ihrer Ge- 
wäkm^i fifimer di»' No mir m k g der Wagem^sehüdigu^ bleibt,, wie 
dies in Betreff des Dienst^Mkammens der übrigeti Lehrer der Fall 
ist fS^. 55. ,§;7. sieß Gesetzes 701U 14. Mai (869, R.-G^-BJ,^Nr. 62) 
ieir paryS^ese^ , ^ , \ 

§. 6. Rftcksichtlich cfes Rectites zm ßesetzung der mii; Üehatt 

oder BeniQperatipo yerbaadepeu BeligioDalehrerst^tten iiud des hierbei 

einzQl|aItf)iiden yorga^gjBS^ haben die^elbon Vorscl^riften Geltung, 

welche (Br die «weUlichßp pit^stateU der betreiFönden Schulen \m- 

stebep; ^ ist jedoch pur eip solcber Bewerber anzuatellen^ welchem 

die betr. ^niessioneÜe O^rtiiehörde ata zur Ertheilung des Beligions- 

uuteri;icb^^^ ^ | J^ . ^^ 

, .78^ 7/ Wef.; dfJn ^^^ an einer Schuld ertheijft, 

unter8t9|tt^. ip . 4f 1* ^ A^^^V8f, ^ ^i'J ^f. I^'^'^rth&t ij^ke jt den ^Discifil^ar- 

Torschriftpn dv.M?!^t^ !.i. !. .:y;.'r,.\,Hl '7 S^ ui^l 
. J[Es folgt m dem Gese|;ze ?om 17, Juni 1888 weiter] ^ 

EKe fär den t Belißionsunterrif^ht im !^mne dieses tiesetzas zu 
gewährenden Bezfige {i%rp und 5) sind jenen Seelsort^egeULIiehen, 
die aach ÖeMtz vo^ 19.'Aprir K.'O.-Bl. ftr. 47, auf ein Mi- 

nioQ^Ieinkommen (Cbn|[rna) Äns^iruch haben, in dassellie nicht ein^ 

.r'."\ V • .^- ^ '... Artikel IIL 

^ Ifil der DuMftÜt^t^g^ -91^9 Oeaetzea ist Hein Mitiister fär 

nntititjy*ii* ,tHr/j iri>;J(#;i 
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XXL 
Oesterreidilsche gerichtliche Eirtsctieidungeii hi (kmgnmsachen. 

1. UfiheHdes VerwaUunffsg^dUskafs v&m 30. Jum 1888, 

betr. die Bemessunff der Ergäneung der Gangrua der sdbBMänÜge» 

8eei8&rger''proS887.- 

(Siehe iircAiv, Bd! flÖ. S. 179.) 

Nr. 1809. V.-G.-H. . 

Der. k.kk VerwaltimgsgeriehtQhof hat iiQt»r,46m VorBitse des 
k. k. .Prftsidentaii 6ra£Bii Bdcredi, in Gegenwart de» k, k. Seoafta- 
Präsidenten Dr. Frhrn. v. Lemay^, der Bfttbe 4es k. k. Vecwaltiuigs- 
geriditshofes von Strand^y, Dr. Verdin wd Bitter ?^Henmg, dann 
des SchrifUfilirerSik. k. Hofseoratärs f, Neuk^ban über di^ Beachverde 
des Wenzel Fieeher^ gegen die Eotscbeidiuig.d^9 k. k.;MiQiateirjoni8 
rar Cultusuod' Unterricht vom 20. December 1887, Z. 20087, be- 
treffend eine Congroa-Ergänsung« nach der^ am 20. Jani.1888 dareh- 
gefttfarten (öffentlichen miindlichan Verbandlungf und gitM nacb An- 
htoiag des Vortrages des Offerenten, sowie der A,iisfübKungen des 
JDDr. Victor Sitehs^ Hof* und Oericbtsadvocatea in Wien , in Ver- 
tretung des Bescbwerdef&hrers, des k. k. Ministerialsecret&ra Dr. Franz 
Hye, iu. Vertr^tang des b^langt^n k. k. Ministeriums fftr :CnUxis und 
ünterriebt,.zu Be<iht erkaunt« 

' Die angsfocbtene fintsoheidung, wird gemftss; §. 7 des Geseties 
vom 22, October 1875. B.'-G.-Bl.Nr. 86 ox 1876« aul^eb<4>en. 

EtUscheidungsgründe. 

In Art. 2 (§. 9) des Gesets^s vom 19. April 1885, E.-a-Bl 
Nr. 47, ist wortdentUefa bestimmt, dass »die dqrob das gegenwftctige 
Gesets '^. also durc^ jen^ vom 19. April 1885. ~ foatgeaetiten Sr- 
g&nsjQngen der Dotation Abt Htlfspriest^r v . . vom 1« Januar 1886 
im vollen Betrago, jene der Oongrua der selbstatAndigcA Seelaargsr 
(§. 1) vom 1. Januar 1887 an, mit der.Bältte und vom U Januar 
1888 an in ihrer G&nze in Wirksamkeit m treten babeo.« 

Biemit erscheint in einer jeden Zweifel ansscbliesaendeu Weise 
normirt, ä^aa die Congruar^Brgftnzung, auf welche die Betbatatiodiges 
Seelsorger fAr das Jahr 1887 Ansprucb haben, dio Hftifte ddqeaigaB 
Betrages ist, welcher ihuen nach dem Oesetae vom 19. AprU 188&, 
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Art. 1, §§. 1 and 2, beziehuagsweise Schema I zukomrot und nach 
eben jenen Bestimmungen des §, 9. vom 1. Januar 1888 zurOänze 
anzuweisen ist. Dagegen fehlt jeder gesetzliche Anhaltspunkt dafür, 
die pro 1887 gebührende CongroarErgänzung tbeilweise mit Ruck- 
sielet: ^( .4M Mkvp Ck)Qgr5ia su ben^e^ii,, wie^s^it^ns des ^mx- 
steriums fär Cultus und Unterricht geschehen ist, welche dem Be- 
ach wecdefQhfler pre 1887 nur 4ie fmhere Congrqa ausammt der Hälfte 
dar. DiflferemjKwisi^hen dieser und der ne^en Gongrpa, soweit dieser 
Betrag nicht durch das LoGaleiafcommeii bedeckt erschien, zuerkannt 
hat (90 fl. 44 kr. statt 203 Q. UVs \r., nach der Berechnung auf 
Omnd der neuen Congrua). 

Die ffir den Berechnungsmodus des Ministeriums angeführten 
Argumente können ' dem gesetzlictien WortUote gegenüber nicht 
massgebend sein, indem, wenngleich nach dieser BerechBtttig in der 
MebrzaM der Pille eine billigere Behandlung der Beneficiaten und 
ein ängeitiesseiierer OebergangsKUstand sich ei^^en mag, das Gesetz 
doch diese Art des Vorganges nicht angeordnet hat. Wenn insl)e* 
sondere das Ministerium geltend machte dass unter denv Objecto der 
Erg&nzunfg i'm §. .9. ebensowohl die gegenwärtige Congrua wie das 
Localeinkommen verstanden werden kann, so widerspricht dies der 
Terminologie des Gesetzes, weichet im §. 9. wie im g; Iv alsObject 
der Ergänzung stets W das in diesem Ge<^etze festgesetzte Mini* 
maleinkommen ' der SeiBlsorgegeistliehkeitt die Congrua oder sonstige 
gesiftzlicb bestimiiiie Dotation dieser Qei.stliehen/ ^weit dieselbe 
düreb die Amtseinkfinfte nicht bedeckt ist, bezeichnet und nirgends 
auf die frühere Congrua Rücksicht nimmt. — Was aber die von 
dem Ministerium : hervorgehobenen Inconvenienzen betrifft , welche 
sich bei dei^ Berechminjg auf der Basis der neuen Dotationsziffer er- 
geben sollen, so kann zunächst dem ümstaade, dass sich hiebei für 
das üebergangsjahr 1887 eine verschiedene Dotation von Pfarrstellen 
mit gesetzlich gleicher Cbngrua herausstellt ,' schon' däibm kein 
besonderes Gewicht beigemessen #erden^ weil dies nur eine arithme- 
tische Cohsequenz der in' diesem' Jahre eintretenden Halbirung^ der 
Oengfua^Brg£nzlng istund überdies 'disir 6i-und dieser Vereohieden* 
heit auch nwr in d^r' verschiedenen fifthe des Localeiiikommens liegt, 
durefa' Welch letzteres ja^ ^cb sobst eine verschiedene thatsächliche 
Dotation bei' ffci-rsteHe^ -mit gleichen Gottgrüa-Ansprfi<^en bewirkt 
wird. - IK(^ zweite' hervoiigehobene Inconvenienz at)€^> däss nämlich 
in eindrillen Vmieii^ ^ hei' Ooncurrenz einer geringen Anfbessenittg 
mit einem geringen liOealMnkommen ^ die HAhe def* pro 1887 ent- 
falleade^ Anfbesseirung unter <]as Ausiiiass der bisherigen Congrua- 
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Ergänzung fiillen könnte, behebt sieh durch die Erw&gungt dm im 
Geiste des eine Aufbesserung der Bezfige der Seehorgegetstlicbkeit 
bezielenden Gesetzes vom 19. April 1885 in solchen Fftllen offenbar 
lediglich die bisherige Dotation aufrechtgehalton ist, indem dort, wo 
die im Jahre 1887 zugestaodene halbe Quote der Aufbessenmg fir 
sich allein eben keine Aufbesserung in sich schliesst, die Wirksam- 
keit des Gesetzes erst mit dem das bisherige Ergftnzungsmass Aber- 
schreitenden vom 1. Januar 1888 ab fälligen vollen Ergftuznngsbe- 
trage beginnen konnte. 

Debrigens muss auch hier vor Allem der Wortlaut der ge- 
setzlichen Anordnung gelten , und könnte von demselben blosser In- 
convenienzen wegen, die sich in Durchführung des Gesetzes ergeben, 
umso minder abgegangen werden, als auch die vom Ministerium ver- 
tretene Auffassung, wie z. B. eben in dem Falle des Beschwerde- 
ffihrers, Inconvenienzen herbeif&hrt, die dann flberdies auch noch mit 
dem Wortlaute des Gesetzes im Widerspruche stehen. 

Schliesslich muss noch bemerkt werden, dass auch bei der vom 
Ministerium beliebten Berechnungsweise die Basis der frfiherea 
üongrua nicht vollständig beibehalten ist, indem das dabei in Rech- 
nung gesetzte Localeinkomroen nach den Grundsätzen des Gesetzes 
vom 19. April 1885 berechnet wird , was bei den erheblichen Dif- 
ferenzen zwischen diesen und den frOheren Fatirungsgrundsätzen in 
den meisten Fällen eine andere Ziffer als die des frfiher angenom- 
menen Localeinkommens ergeben muss. Es ist aber klar, dass, wens 
der Gedanke des Ministeriums, die alte und die neue Gongrua ein- 
ander gegenfiberzustellen und die Ergänzung des Jahres 1887 io 
einer mittleren Grösse zwischen dem früheren und dem nach dem 
neuen Gesetze entfallenden Zuschüsse zu finden, vollständig durch- 
geführt werden sollte, auch das Localeinkommen nach der früheren 
und nach, der jetzigen Berechnung miteinander verglichen werden 
müsste, dass hingegen, wenn in dieser Beziehung, was das zu er- 
gänzende Localeinkommen betrifft, ausschliesslich nach dem neuen 
Gesetze vorgegangen wird, nicht abzusehen ist, warum nicht auch 
der entsprechende Minuend, nämlich der Congrua* Anspruch , aus- 
schliesslich nach dem neuen Gesetze zu bestimmen sein solL 

Aus allen diesen Erwägungen war die angefochtene Ent- 
scheidung des Ministeriums als im Gesetze nicht begründet, aot* 
zuheben. 
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2, Unheil des Verwaltungsgerichtshofs vom 20. Juni 1888^ 

hetr, die Einstellung der vor dem 2. Nov, 1887 den selbstständigen 

Seelsorgern zuerkannten neuen Congrua, 

N. 1810 V.-G.-H. 

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des 
k. k. Präsidenten Grafen Belcredi in Gegenwart des k. k, Senats- 
präsidenten Dr. Frhrn. v. Lemayer, der Räthe des k. k. Verwaltungs- 
Gerichtshofes : v. Stransky, Doctor Verdin und Ritter v. Hennig, dann 
des Schriftführers k. k. Hofsecretärs v. Neukirchen , über die Be- 
schwerde des Eduard Karahacssek gegen die Entscheidung des k. k. 
Ministeriums für Cultus und Unterricht vom 28. October 1887, 
Z. 21023, betreffend die Congrua- Ergänzung, nach der am 20. Juni 
1888 durchgeführten öffentlichen, mündlichen Verhandlung, und zwar 
nach Anhörung des Vortrages des Referenten, sowie der Ausführungen 
des JÜDr. Victor Fuchs, Hof- und Qerichtsadvocaten in Wien, in 
Vertretung des Beschwerdeführers, des k. k. Ministerialsecretärs 
Dr. Franz Eye, in Vertretung des belangten k. k. Ministeriums für 
Cultus und Unterricht zu Recht erkannt. 

Die angefochtene Entscheidung wird gemäss §. 7. des Gesetzes 
vom 22. October 1875, R.-G.-B1, Nr. 36 ex 1876 aufgehoben. 

Entscheidungsgründe, 

Die k. k. niederösterreichische Statthalterei hat mit Rücksicht 
auf eine vom Ministerium für Cultus und Unterricht erlassene allge* 
meine Verf^ung wegen Durchführung des Gesetzes vom 19. April 
1885, R.-G.-Bl. Nr. 47 die dem Beschwerdeführer mit dem .Richtig- 
stellungserkenntnisse vom 10. Juli 1886, Z. 33370, bereits zuer- 
kannte und angewiesene Congrua-Brgänzung nachträglich wieder ein- 
gestellt und — unter gleichzeitiger Wiederanweisung der vor Wirk- 
samkeit des obigen Gesetzes dem Beschwerdeführer zugeflossenen Ge- 
bühr — eine neuerliche Richtigstellung des Pfründeneinkommens 
behufs Bemessung der Congrua-Ergänzung eingeleitete 

Der Verwaltungsgerichtshof konnte diese vom Ministerium für 
Cultus und Unterricht im Recurszuge bestätigte Verfügung nicht für 
gesetzlich begründet halten. 

Es handelt sich hier nicht um die Frage, inwieweit das Mini- 
sterium nach dem Gesetze berechtigt war, eine nach seinem Dafür- 
halten ungesetzlich erfolgte Bemessung der Congrua von Amtswegen 
zu beanstanden, vielmehr steht hier die Frage zur Entscheidung, ob 
die Landesbehörde berechtigt war, vor Ermittlung und Anweisung 
der nach Massgabe der Ministerialentscheidung vom 2. November 

AreidT fiir Kircheorecht. LX. X9 
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1886 y Z. 19766, dem Beschwerdeführer zukommenden Gebühr die 
demselben bereits angewiesene Congraa-Ergänzong wieder einzastelleo. 

Diese Frage mass verneint werden, da der Beschwerdeführer 
durch die früher erfolgte und später zurückgezogene Anweisung zwar 
nicht zum fortdauernden Bezüge einer dem Gesetze nicht entsprechen- 
den Oongrua-Ergänzung berechtigt werden konnte, wohl aber aas 
dieser Anweisung das Recht erlangt hatte, die angewiesene Gebühr 
so lange zu beziehen, bis ihm durch ein anderes rechtskräftiges Br- 
kenntniss eine andere, und zwar die gesetzliche Congrua- Ergänzung 
zuerkannt und beziehungsweise die ihm zuerst angewiesene Gebühr 
als dem Gesetze nicht entsprechend anerkannt worden sein würde. 

Da nun dieses im vorliegenden Falle nicht geschehen, vielmehr 
hier ohne gleichzeitige Anweisung des (nach der Intention der Statt- 
halterei erst noch zu ermittelnden) gesetzlichen Bezuges lediglich der 
vordem angewiesene Bezug eingestellt und eine zweifellos nidU dem 
Gesetze entsprechende Gongrua-Ergänzung — nämlich die vor Wirk- 
samkeit des Gesetzes vom 19. April 1885 bezogene — angewiesen 
worden ist, musste der Verwaltungsgerichtshof in der angrfochtenen, 
vom Ministerium bestätigten Verfügung der Statthalterei einen dem 
Gesetze nicht entsprechenden Rechte des Beschwerdeführers verletzen- 
den Vorgang erkennen. Die Einwendung des belangten Ministeriums, 
dass hier von einer Rechtsverletzung nicht die Rede sein künne, weil 
es sich hier nur um ein Provisorium handelt und seinerzeit nach Er- 
mittlung der gesetzlichen Gebühr die Ausgleichung mit dem mittler- 
weile angewiesenen Bezüge zu treffen sein wird, ist nicht stichhaltig, 
da der Beschwerdeführer nicht blos das Recht hat, dass ihm die ge- 
setzliche Gongrua-Ergänzung irgend einmal, in näherer oder fernerer 
Zukunft angewiesen werde, sondern berechtigt ist zu verlangen, dass 
ihm jener Betrag, welchen ihm das Gesetz zuweist, rechtzeitig zu- 
komme und dass ihm somit eine thatsächlich angewiesene Gebühr 
auch erst dann entzogen werde, wenn die gesetzlichen VoraussetzuDgeo 
hiefür gegeben sind, nämlich feststeht, dass nicht die angewiesene, 
sondern eine andere, dem Beschwerdeführer auch gleichzeitig zuge- 
wendete Gebühr dem Gesetze entspreche. 

Die angefochtene Entscheidung war somit als im Gesetze nicht 
begründet aufzuheben. 

5. Urtheü des österr. VerwdUwigsgerichtshofs vom 28. Juni 1888 
entschied: Die Systeroisirung eines Hiitspriesters ist nur dann als 
vorhanden anzunehmen, wenn die Noth wendigkeit der Hilfspriester- 
stelle von der Staatsverwaltung anerkannt wurde. (Näheres im 
Corr.-Bl. für den kath. Klerus in Oesterr. 1888 Nr. 14). 
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4. Ürtheil des Reichsgerichts vom 4. Juli 1888^ 
betr. Personalzulage neben der Congraa. 

Dem griechisch-katholischen Pfarrer Johann Dawidcmce wurde 
mit dem Statthalterei- Erlasse vom 26. Mfirz 1871, Zahl 12S18, anf 
Grand des Erlasses des k. k. Staatsministeriums vom 28. Febmar 1865^ 
Zahl 1088, eine Personalzulage von jährlichen 100 fl. auf die Dauer 
seiner gegenwärtigen Verwendung in Blasow bewilligt. Mit dem 
Statthalterei-Erlasse vom 12. December 1887, Zahl 72703, wurde 
auf Grund der Verordnung des Ministeriums für Cultus und Unter- 
richt vom 8. August 1887, Zahl 13887, diese bewilligte Personal- 
zulage jährlicher 100 fl. mit Ende December 1887 mit der Be- 
gründung einfach eingestellt, dass derselbe vom 1. Januar 1888 an 
in den Genuss der ganzen mit dem Gesetze vom 15. April 1885, 
R.-6.-B1. Nr. 47 festgesetzten Gongrua trete, ohne dass von einer 
Einrecknung in die Congrua in diesem Erlasse die Rede war. E^arrer 
D. erhob darauf gegen die Verfugung des Min. für Üult. und Unterr. 
Beschwerde beim Reichsgericht. Sein Vertreter Dr. Frydmann führte 
aus, dass eine fär persönliche Verdienste gewährte Personalzulage neben 
der Congrua weiter bestehen müsse, da das Congmagesetz deren Ein- 
beziehung in die Congrua nicht verfüge. Der Begierungsvertreter, 
Minist-^Bath Bitter v. Spaun, bemerkte dagegen, dass die Klage des 
Pfarrers sich nieht gegen eine Entscheidung des k, k, Ministeriums^ 
sondern gegen eine Verfügung der gaiieischen Statthalterei richte, so 
dass im vorliegenden Falle die Angelegenheit im administrativen Ver- 
fahren nodi nicht ausgetragen erscheine. Ausserdem bemerkte der Be- 
gierungsvertreter, dass es sich hier um eine Personalzulage aus dem Re- 
ligionsfond handle und dessbalb die Bestimmungen über den Religions- 
fond überhaupt und daher auch des Gongruagesetzes Anwendung finden 
müssen, welch' letzteres ausdrücklich bestimme, dass Benten — als eine 
solche sei auch diese Personalzulage aufzufassen -- in die Gongrua 
eiogerechnet werden sollen und daher nicht für sich weiter bestehen 
können. — Dr. Frydmann replicirte, dass als eine Beute im Sinne 
des Gongruagesetzes nur die Benten der Pfarre, aber nicht persönliche 
Renten, Personalzulagen, aufgefasst werden können. — Hofrath Spann 
entgegnete sodann nochmals, dass es sich hier aber um eine Zulage 
aus einem bestimmten Fond, welcher bestimmte Vorschriften besitzt, 
bandle und dass es nie Aufgabe des Beligionsfonds sein könne, feste 
Dotationen für einzelne Geistliche zu fixiren. — Das Beichsgericht 
entschied dahin, dass das k. k. Ministerium für Cultus und Unter- 
richt schuldig sei, dem Kläger, so lange er Pfarrer in Blazow ist, 
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die Personalzulage von 100 fl. jährlich auch vom 1. Januar 1888 
an bei Executionsvermeidang weiter auszubezahlen, und zwar die seit 
1. Januar 1888 allenfalls verfallenen Baten binnen vierzehn Tagen 
von Zustellung dieses Erkenntnisses. In der Begründung wurde her- 
vorgehoben, dass die Einwendung des Ministeriums, die Angelegen- 
heit unterliege noch dem Becurszuge, nachdem dieselbe noch im ad- 
ministrativen Verfahren nicht ausgetragen sei, unbegründet erscheine, 
weil nach Art. 2. lit. a) des Staatsgrundgesetzes vom 2. December 
1867, R.-G.-B1. Nr. 143 und §. 16. des Gesetzes vom 18. April 
1869, R.-G.-BI. Nr. 44 nicht erforderlich ist, dass, um einen An- 
spruch gegen die Regierung im Elagswege vor dem k. k. Reichsge- 
richte erheben zu können, die Angelegenheit im administrativen Wege 
ausgetragen sei. Dem derzeitigen Pfarrer von Blazow sei die Per- 
sonalzulage von 100 fl. auf die Dauer seiner gegenwärtigen Ver- 
Wendung bewilligt worden, diese Zulage sei an keine anderweitige 
Bedingung geknüpft worden ; so lange also der Kläger Pfarrer in 
Blazow sei, könne ihm die Personalzulage ohne gesetzlichen Grund 
nicht entzogen werden. Ein solcher liegt aber nicht vor, da aud 
das Oeseta vom 19. April 1885, R.-G..B1. Nr. 47, auf welches sich 
das Ministerium für Gultus und Unterricht beziehe, eine die Ein- 
stellung bewilligter Pigr^onaJ^u^e» rechtfertigende Bestimmung nicht 
entJuiU, Ob aber die Personalzulage zum Behufe der Bemessung der 
Gongrua* Ergänzung in das fassionsmässige Einkommen des Klägers 
einzurechnen sei, sei hier nicht su erörtern. 

Von einer Entscheidung über den Ersatz der Kosten habe es 
abzukommen, da Kläger, resp. sein Vertreter, das diesfalls in der 
Beschwerde gestellte Begehren bei der Verhandlung zurückgezogen 
habe. (Nach dem Berichte des »Vaterland« Nr. 185 v. 5. Juli 1888). 
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XXII. 
Ein Osterr. Matrikenstreitfall. 

(Ans der österreichischen Zeitschrift fQr Verwaltung.) 

Für den Wohnort rüeksichtlich der Einpfarrung^ hezw, der Trauungs- 
competena, ist der thatsächliche Aufenthalt das massgebende Moment, 

Das Pfarramt der Vorstädte in B. wandte sich unterm 1. August 
1885 an die dortige Bezirkshauptmannschaft mit der Anfrage, ob 
die zwischen Johann M. mit Josepha B. abzuschliessende Ehe in das 
TrauuQgsbuch der Pfarre Stadt R. oder in das der Pfarre Vorstädte 
von B. einzutragen sei. 

Der Bräutigam, Finanzwachau&eher des Postens in B., hatte 
seit zwei Jahren die Erlaubniss, ausserhalb der in der Stadt B. ge- 
legenen Kaserne zu schlafen, in Folge dessen er anfangs bei seiner 
Mutter in der Vorstadt B. wohnte, seitdem jedoch seine Braut am 
27. Juni 1884 zu letzterer gezogen war , sich ein Zimmer in einem 
anderen Hause der Vorstadt miethete. Die Verpflegung hatte M. 
lant einer von der Finanz- Bezirksdirection gegebenen Auskunft ge- 
meinschaftlich mit der übrigen Mannschaft des Postens in der Ka- 
serne, wo er sich auch des'Dienstes halber täglich befinden musste. 
Die Braut hatte sich am 24. Juni 1884 aus ihrem in der Stadt B. 
liegenden väterlichen Hause entfernt und war zu der in der Vor- 
stadt B. wohnenden Mutter des Bräutigams gezogen, woselbst sie 
ununterbrochen bis zur Trauung im August 1885 verblieb. Diese 
Debersiedlung geschah, wie sich aus ihrer Aussage und aus den Ver- 
handlungsakten ergab, ohne Einwilligung des Vaters, ohne dass je- 
doch dieser irgend welche gesetzliche Schritte dagegen unternommen 
hätte. Nachdem letzterer endlich, angeblich über Zureden des 
Cooperators der Stadtpfarre, die Einwilligung zur Verehelichung 
seiner Tochter mit M. gegeben hatte, erfolgte das (einmalige) Auf- 
gebot am 26. Juli 1885 in der Stadtpfarre ; die Dispensverhandlung 
für das zweite und dritte Aufgebot war über Veranlassung und im 
Wege des Stadtpfarramtes geführt worden, welches nunmehr — mit 
Rücksicht auf das vom Stadtpfarramte angenommene »Quasi- Domicilc 
der beiden Brautleute — auch das Pfarramt der Vorstädte einlud, 
die Verkündigung vorzunehmen. Dieselbe erfolgte am 2. August 1885 
und letzteres Pfarramt übermittelte hierüber die übliche Bestätigung 
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an die Stadtpfarre. Am 6. Angust 1885 erfolgte sohin die Tranong, 
welche vom Diöcesanbischofe als parochus proprius seiner ganzen 
Diöcese in seiner Hauscapelle in der Stadt R. vollzogen wurde. 
Darauf erfolgte die Mittheilung der Akten an das Vorstadt- Pfarramt 

üeber die Eingangs erwähnte Anfrage bedeutete die Bezirh- 
hauptmannschaft dem Pfarramte der Vorstädte, dass mit Bücksicht 
auf das Domicil beider Brautleute in der Vorstadt die Eintragung 
in die Register der Pfarre »Vorstädte R.« zu erfolgen habe. (Be- 
scheid vom 4. August 1885, Z. 6650.) 

Hiegegen recurrirte der Cooperator nomine des Stadtpfarramtes 
unterm 9. August 1886 und nahm die Eintragung ausschliesslich 
für letzteres in Anspruch. 

Anlässlich der nun eingeleiteten Erhebungen ging die Bezirks- 
hauptmannschaft von ihrer ursprünglichen Ansicht ab und beantragte 
mit dem Berichte vom 17. November 1886, Z. 11191, die Auf- 
hebung der angefochtenen Entscheidung. Die Motivirung ging im 
Weaentlichen dahin, dass als Wohnsitz, welcher für die Präge, wer 
der ordentliche Seelsorger sei, entscheidend ist, bei einem unter väter- 
licher Gewalt stehenden Kinde der Wohnsitz des Vaters, bei einem 
Beamten der Amtssitz zu gelten habe. Hienach sei für beide Braut- 
leute der Stadtpfarrer als der ordentliche Seelsorger zu betrachten, 
woraus sich ergebe, dass die vom Bischöfe als parochus proprius 
seiner Diöcese vollzogene Trauung nur in die Register der Stadt- 
pfarre von R. einzutragen sei. 

Die Statthalterei schloss sich dieser Ansicht an und gab der 
Bezirkshauptmannschaft mit Erlass vom 8. December 1886, Z. 23587, 
den Auftrag, hienach das Erforderliche zu veranlassen. 

Am 25. April 1887 erfolgte durch das bischöfliche Ordinariat 
die bezügliche Verständigung des Pfarramtes der Vorstädte R., worauf 
letzteres am 2. Mai 1887 den Ministerial-Recurs einbrachte. In dem- 
selben bestritt Recurrent zunächst, dass der Cooperator berechtigt 
gewesen sei, nomine des Stadtpfarramtes den Statthalterei-Recurs 
einzubringen, ja behauptete, dass derlei üeberschreitungen der Be- 
fugnisse eines Hilfspriesters ihm schon ausdrücklich vom Ordinariate 
untersagt worden seien. In merito behaupte er, dass die Entscheidung, 
soweit sie sich auf die Minderjährigkeit der Braut bezieht, der con- 
stanten Praxis über die Einpfarrun widerspreche; soweit sie sich 
auf den Amtssitz als Wohnsitz der Beamten beziehe, falsch sei. 
denn der Grundsatz sei nur richtig bezüglich der Oemeindezuständiu- 
keit, und letztere Bestimmung könne überdiess auch nicht per ana- 
logiam angewendet werden, da es sich um mehrere Pfarren in ein 
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and derselben Oemeinde handle. Auch der umstand, dass die Finanz- 
wachkaserne in der Stadt li^e, sei irrelevant. Factisch habe M. in 
derselben nicht gewohnt. 

Das k. k. Ministerium des Innern hat unterm 29. October 1887, 
ad Nr. 13818, in nachstehender Weise entschieden: 

üeber den Recurs des Pfarramtes der Vorstädte von R. gegen 
den Erlass der k. k. St^tthalterei vom 8. December 1886, Z. 23584, 
womit unter Behebung der Entscheidung der Bezirkshauptmannschaft 
in R. vom 4. August 1885 Z. 6650 ausgesprochen wurde, dass die 
am 6. August 1885 vor dem Bischöfe von R. erfolgte Eheschltessung 
zwischen Johann M. und Josepha B. ausschliesslich in das Trauungs- 
buch der Stadtpfarre von R. einzutragen sei und wodurch sohin die 
über den obcitirten bezirkshauptmannschaftlichen Bescheid bereits er- 
folgte Eintragung in das Trauungsbuch der Pfarre »Vorstädte von R.c 
zu löschen kam, findet das Ministerium des Innern unter Behebung 
der angefochtenen Statthalterei-Entscheidung zu erkennen, dass die 
erfolgte Eintragung in das Trauungsbuch der Pfarre »Vorstädte von R.< 
den gesetzlichen Vorschriften entspricht und hienach die Veranlassung 
entfällt, dieselbe zu löschen, beziehungsweise die Eintragung der Ehe* 
Schliessung in das Trauungsbuch einer anderen, hier speciell der Stadt- 
pfarre R., zu veranlassen. 

Hiebei war massgebend die Erwägung, dass für die »Einpfar- 
rungc (§§. 71 und 75 allg. bürgl. Gesetzb.) nach Analogie des §. 72 
ibid. nicht sowohl der juristische Wohnsitz als vielmehr der that- 
sächliche Aufenthalt massgebend ist und daher mindestens für die, 
wenn auch minderjährige Braut in Folge ihres mehr als einjährigen 
Aufenthaltes in der Vorstadt B. der Pfarrer der Vorstädte als »or- 
dentlicher Seelsorgerc zu betrachten war. Nachdem dieser somit be- 
rechtigt gewesen wäre, die Eheschliessung in eigener Seelsorgecom- 
petenz vorzunehmen, so war er berufen, dieselbe auch in das von 
ihm geführte Trauungsbuch einzutragen.« 
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XXIII. 
Polizeiliche Vorschriften für Prozessionen und Prozessions- 
führer in Oesterreich. 

(Wiener Diöcesan-Blatt 1888 Nr. 13 S. 153.) 

Pur Prozessionen und deren Führer bestehen dermalen fol- 
gende polizeiliche Vorschriften: 

üeber Einvernehmen mit dem k. k. Ministerinm des Inneren 
findet man die unterm 29. Juni 1853, Z. 8444 für Steiermark, be- 
züglich der nach Maria-Zeil ziehenden Wallfahrer-Prozessionen er- 
lassene, und unter dem 17. Februar 1854, Z. 206/369 auch aut 
Niederösterreich ausgedehnte Ausnahmsvorschrift, mit welcher ge- 
stattet wurde, dass die einzelnen Wallfahrer nicht mit einem Heiaaath- 
scheine (speciellen Reisedocumente, Legitimationskarte) versehen sein 
müssen, sondern dass es genüge, wenn zu Händen des Führers der Pro- 
cession, welcher ein ganz verlässlicher Mann sein muss, eine die ein- 
zelnen Theilnehmer, welche im Orte, von welchem aus die Wallfahrt 
unternommen wird, sesshaft sind, genau bezeichnende Gollectiv-Legi- 
timation für die bestimmte Wallfahrt verabfolgt werde, auch nun 
nach Einführung der neuen Fassvorschriften nicht aufrecht zu er- 
halten , sondern vielmehr auf Wallfahrten überhaupt auseudehnen. 
Was weiters das Verfahren bei Meldungen der Wallfahrer im Orte 
des Flachlandes betrifit, wo überhaupt nach §§. 5 und 9 der Mini- 
sterial- Verordnung vom 15. Februar 1857 der übernachtende Fremde 
gemeldet werden muss, so hat die k. k. oberste Polizeibehörde mit fiück- 
sicht auf den Umstand, dass durch die oft sehr bedeutende Anzahl der 
an Wallfahrten theilnehmenden Personen die genaue Durchführung der 
mit der obcitirten Ministerial- Verordnung hinausgegebenen Meldaugs- 
Vorschriften in einzelnen Fällen höchst schwierig oder geradezu an- 
thunlich erscheint, ein vernehmlich mit dem genannten Ministeriaro 
zu bestimmen befunden, dass in solchen Fällen die Meldung der 
Wallfahrer nur durch üeberreichung einer von dem Führer der Pro- 
zession gefertigten Abschrift der CoUectiv-Legitimation nach Um- 
ständen an den Wirth, den Gemeindevorstand oder das sonst zur 
Handhabung des Meldungswesens aufgestellte Organ zu geschehen habe. 

An Orten, wo Fremdenbücher eingeführt sind, ist von Seite der 
Gastwirthe nur zu fordern, dass der Name des Führers der Prozes- 
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sion unter Beifügung der Zahl der von diesem geführten Wallfahrer 
in das Fremdenbuch aufgenommen werde. Dasselbe findet auch be- 
züglich der in §. 17. der vorerwähnten Ministerial- Verordnung ge- 
dachten Fremden-Protocolle Anwendung, üebrigens wird es Sorge 
des Fahrers sein, bei Wallfahrten nach entfernteren Orten für jedes 
in Orten der obbezeichneten Categorie zu nehmende Nachtquartier 
sich mit der erforderlichen Abschrift der Collectiv-Legitimation zu 
versehen. (Erlass d. obersten Pol,-Beh. vom 24. October 1857, 
Z. 10559, Decret der u. ö. Statthai terei vom 26. November 1857, 
Z. 48232, Pol.-Direction Z. 39620/3782.) 

Was die Führer der Processionen anbelangt, so haben die Bezirks- 
hauptmannschaften darauf zu sehen, dass nur verlässliche und imbe- 
denkliche Leute als Prozessionsführer verwendet werden, welche im 
Stande sind, nach Umständen der Behörde Auskunft über die Theil- 
nehraer an der Wallfahrt zu ertheilen und deren Sache es sein wird, 
der nächsten Aufsichtsbehörde die Anzeige zu machen, wenn fremde, 
bedenkliche Personen sich dem Zuge anschliessen oder einer der Wall- 
fahrer ahndungswürdige Umtriebe sich zu Schulden kommen lässt. 
(N. ö. Statthalterei vom 22. December 1853, Z. 3258/Pr., Pol.-Dir. 
vom 28. December 1853, Z. 30857/3620.) 

Den Vorbetern ist verboten, Anreden religiösen Inhaltes an die 
Wallfahrer zu halten und sind diejenigen, welche sich einen derlei 
Unfug erlauben sollten, strenge zu bestrafen. (Verordnung der n. ö. 
Regierang vom 7. August 1835, Z. 43325.) 

Bei Wallfahrts-Ünternehmungen kommt es vor Allem darauf 
an, dass jede unlautere und nicht zu billigende Nebenabsicht, folg- 
lich jeder Missbrauch und Unfug hintangehalten werde. Zu dieser 
Tendenz wurde bereits mit Regierungs-Decret vom 6. Juli 1822, 
Z. 14203 verordnet, dass hiezu jedesmal die Bewilligung des Or- 
dinariates erwirkt und die Anzeige an die Regierung erstattet wer- 
den soll. (Reg.-Decr. vom 21. Juli 1841, Z. 39433, Polizei-Ober- 
Direction vom 5. August 1841, Z. 10371/1685.) 
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XXIV. 

Aus der Rechtsprechung des deutschen Reichsgerichtes in 

bürgerlichen Sachen von 1886 bis 1888. 

(PortsetEung zu Archiv far K.-E. LVII. S. 120—187.) 
Von Begiernngsrath a. D. F. Geisel zn Colmar. 

Die Urtheile sind entnommen aus der »juristischen Wochenschrift Or- 
gan des D. Anwalt-Vereins« (= jur. Wochenschr.) nnd den »Entscheidoogen 
des R.-G. in Civilsachen (= £. in C.-S.); dieselben betreffen anter Ziffer 
1 bis 9 «Vfaa^«-Genehmigung nnd Eigenthum, sowie Selbstveru^a^^n^ der 

Stiftungen; 
10 bis 17 Patronat und kirchliche fiaulast; 
18 (Ygl. 11) Eirchenä^il/i^e, 19 Pfarrpennon ; 
20 bis 41 £/^eanfechtung, -Trennung und Kindererziehung; 
endlich 42 bis 44 Friedhöfe. 

1) Jur. Wochenschr. 1888 S. 37, IV. Senat 6. Dec. 1887. 
Zufolge §. 32—37 IT 19 Allg. L.-R. entscheidet über die imiere 
Einrichtung der Stiftungen der Stifter selbst (§. 35) und gebühren 
die betreffenden Befugnisse der Staatsbehörde nur (§. 36), insoweit 
der Stifter nicht anderweit verordnet hat. 

(Dagegen Pasicrisie beige 1880 II 225, 1883 H 213, 1884 I 5. 1885 Ol 
249, Geigel, franz. St.-E.-R. 61). 

2) Jur. Wochenschr. 1888 S. 190, IV. Senat 19. März 1888, 
Fisc. w. kath. Kirchengemeinde Halle. Alle Rechte der obersten 
Aufsicht des Staates in Bezug auf Religionsübung sind (§. 113 n 
11 Allg. L.-R.) dem Cultttstninister delegirt; i&ax Könige blieb nar 
die Genehmigung für Annahme und Verändettmg von Stiftungen 
vorbehalten. 

3) Jur. Wochenschr. 1886 S. 421 , V. Senat 30. Oci 1886, 
F. w. Kir. Auch für eine z. Z. noch nicht genehmigte Jurist. Person 
kann eine Geschäftsführung stattfinden. 

4) Jur. Wochenschr. 1887 S. 279, V. Senat 27. April 1887, 
Pfarrer R. w. Gr. Die Genehmigung eines Grundkaufvertrags durch 
die Staatsbehörde ist nicht als formelles Brforderniss der Vertrags- 
schliessung anzusehen, sondern als etwas materieUeSy nämlich als die 
vom Gesetze geforderte Ergänzung der Zustimmung auf Seiten der 
vertragsabscbliessenden Gemeinde. Diese Ergänzung braucht nicht 
ausdrücklich ertheilt zu sein , ' kann vielmehr auch dann schon ab 
vorliegend angenommen werden, wenn die Behörde materiell ihr Ein- 
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verständniss mit demjenigen kund gegeben hat, was an Rechten und 
Verpflichtungen der vertragsabschliessenden 6de. in einem froheren 
Vertrage bestimmt worden ist. 

5) Jur. Wochenschr. 1887 S. 419, IV. Senat 11, Juli 1887, 
Kreis H. w. Pisc. Eine unter Staatsaufsicht stehende Corporation, 
welche einen staatlich bestätigten Beschluss einem Dritteln behufs 
Eingehung eines Vertrages übermittelt hat, kann solchen nicht hinim'- 
her dem gutgläubigen , hierauf eingegangenen Dritten gegenüber 
wegen formeller Verstösse im Beschlussfassungsverfahren, anfechten, 
welche Verstösse vom Dritten aus dem Beschlussprotocolle nicH zu 
erkennen waren (vgl. Cass. Brüssel 27. Dec. 1860, Paris 22. Mai 
1827 und 3. Mai 1841, Geigel, franz. St.-K.-R. 73). 

6) Jur. Wochenschr. 1887 S. 21, IV. Senat 18. Nov. 1886, 
Insterburg w. PI. Daraus, dass einer Behörde die Befngniss zusteht, 
Stiflungsstellen zu verleihen, das Vorhandensein der Voraassetzungen 
der Verleihung zu prüfen und unter mehreren Bewerbern, da nicht 
alle Aufnahme finden können, denjenige auszuwählen , welcher auf- 
genommen werden soll, kann nicht auf ein Recht derselben Behörd«? ge- 
schlossen werden, die Verleihung lediglich aus dem Gruüde zu wider- 
rufen, weil die Ansicht der Behörde über die Voraussetzungen der 
Verleihung eine andere geworden ist. Dagegen ist eine dem Zweck 
der Stiftung widerstrabende Verwendung des Stiftungsvermögens als 
ohne BecMsffTund erfolgt anzusehen und kann die StiftuuL^sviTwaltuajj 
auf Rückgabe der Verwendung oder Aufgabe des verliehenen Rechts 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung klagen (vgl. Pasicrisie beige 
1881 I 413, R.-a 11. Febr. 1882, Geigel, franz. St-K-B. 71). 

7) Jur. Wochenshr. 1888 S. 172, IV. Senat 12. März 1888, 
Fisc. w. Kgde. Seh. Anstalten erwerben Besitz nicht nur durch den 
Vorstand, sondern auch durch Beamte; Kirchengemeinden können 
daher auch durch den Pfarrer als Kirchenbeamten die Ersitzung eines 
Rechtes anfangen wie fortsetzen. 

8) Jur. Wochenschr. 1887 S. 8, V. Senat 27. Nov. 1886. 
Feuersocietät Kreis H. w. W, S. 337, II. Senat 3. Juni 1887, W, 
w. Geselliger Verein (ebenso II. Senat 4. März 1887, Privatfeuer Vers. 
Verein Creteld w. E.). Personenvereine mit wechselnden Mitgliedern 
sind nur dann rechts- und erwerbsfähig, wenn ihnen Gorporattons- 
rechte ausdrücklich verliehen wurden. [Nur im Geltungsbereiche 
des preuss. Land-R. »können solche Personenvereine, wenn sie ein 
zam Auftreten in Processen legitimirtes Vertretungsorgan geschaffen 
haben, auf den CoUectivnamen des Vereins klagen und belangt wer* 
dea,€ R..G. IV. Senat 10. Mai 1883, E. d. R..G. Bd. IV. S. 155, 
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Geigd, franz. St.-K.-R. 337, Orts, incapacitö oivile des congrögations 
N. 292 ff.c]. 

9) Jur. Wochenschr. 1887 S. 132 , II. Senat 4. März 1887, 
i. S. Piscas w. Priesterseminar Trier. Das Eigenthum an den Ka- 
thedralkirchen und den Seminarien verblieb auch gemäss Beschlass 
der franz. Regierung v. 20 Prair X Art. 2, 7 u. 11 dem Staat; die- 
selben wurden dem Bischöfe nur zur Benutzung fiberlassen (laiss^s ä 
la dispositim des övSques). Vgl. E. d. E.-G. i. Civ.-S. II. S. 340 
V. 5. Juni 1880 (betr. erzbischöfl. Palast Köln), Meurer^ heil, Sachen 
Bd. II. S. 328, 371, 387 u. 394, Geigeh franz. St.-K.-R. S. 260 u. 
275, dagegen Msgr. Affre's »propriöt^« p. 123, 129, 258, 290, 307, 
333, 336 u. 353. 

10) Jur. Wochenschr. 1887 S. 75, IV. Senat 13. Jan. 1887, 
Fiscus w. Kirchengde. Halle. Das Allg. L.-R. kennt als Entstehuugs- 
titel für das Patronat keine blosse Vereinbarung zwischen Kirchen- 
oberen und Regierung; vielmehr müsste in der Vereinbarung das 
Anerkenntniss der Erbauung oder Dotirung der Kirche liegen ; die 
blosse Dotirung der iyarrstelle genügt nicht. 

11) Jur. Wochenschr. 1887 S. 236 u. 241, II. Senat 19. April 
1887, ev. Kgde. Linnep w. Graf Sp. Die .EÄrenrechte des Patrons, 
wie Vortritt bei Prozessionen, Erwähnung im Kirchengebet, Herr- 
^cXx^^^stuhl (vgl. unten Nr. 18), welcher übrigens niemals dem Ge- 
sinde miteingeräumt werden darf, haben nicht die Bigensohaft eines 
iVivcrfrechts (Arch. f. K.-R. 57. S. 124 Nr. 12). Code civil 2279 
schliesst den Besitzesschutz fär die Kirchstühle für sich allein aus; 
das Recht auf Benutzung derselben kann jedenfalls nicht nach Ana- 
logie der offenen und fortwährenden Dienstbarkeiten beurtheilt wer- 
den; denn dies Recht besteht nicht im »jETa&en«, sondern nur in der 
Benutzung der Stühle. Obertrib.-Entsch. Bd. 30 S. 201. Daas der 
(Annal-) Besitz in dem der Störung vorausgegangenen Jahre ausge- 
übt worden 'sei, kann nicht daraus nachgewiesen werden, dass der 
frühere Besitz fortgedauert habe; denn dass der frühere Besitz bis 
zur Gegenwart fortgedauert habe, wird nicht vermuthet. 

12) Jur. Wochenschr. 1886 S. 253, IV. Senat 24. Mai 1886, 
Kl. w. Kgde. M. Die Kirchen6a«*Za5^ wurde durch die Kirchenge- 
meinde- und Synodahtdunng (§. 31 Nr. 6) nicht berührt. 

13) Jur. Wochenschr. 1886 S. 357, V. Senat 2. Oct. 1886, 
Gde. Seiffershau w. Kgde. S. Als Theil der Kirche, §. 42 I 12 
Allg. L.-R., kann der mit der Kirche in dauernden Zusammenhang 
gebrachte Thurm gelten. Es handelte sich um das Thurmgeläut bei 
evang. Begräbnissen. 
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14) Jur. Wochenschr. 1886 S. 361, IV. Senat 14. Oct. 1886, 
Stadt Halle w. Kgde. ü. Eine rechtsgültige Ortsübung (§. 710 II 
II Allg. L.-B.) betreffs der kirchlichen Baupflicht kann sich nicht 
nur innerhalb der Religionsgesellschaft, sondern auch zwischen der 
bürgerl, Gemeinde und den in ihrem Bezirke befindlichen (vgl. Arch. 
f. K.-R. 57. S. 126 u. 127) JBrcÄengeraeinden bilden. 

15) Jur. Wochenschr. 1886 S. 449, IV. Senat 18. Nov. 1886, 
Kgde. St. Jakob w. Piscus. Durch die mit der Pflicht, für den 
Gottesdienst zu sorgen (Trid. Sess. XXI. c. 7) verbundenen Incor- 
poration einer Kirche konnte das Kloster das Patronat erwerben. 

16) E. in Civ.-S. Bd. XVH. S. 153 u. jur. Wochenschr, 1887 
S. 58, IV. Senat 6. Dec. 1886, G. w. kgl. Hofkammer. Der Patron 
der Tochterkirche hat zum Baue der bei der Mutterkirche befind- 
lichen gemeinschaftlichen Pfarrgebäude beizutragen. (Der betreffende 
Itechtsfall ist vollständig mitgetheilt im Archiv, Bd. 57. S. 262 
bis 289, vgl. übrigens Bd. 57. S. 122 u. 127). 

17) E. in Civ.-S. Bd. XVII. S. 192 u. jur. Wochenschr. 1887 
S. 57, IV. Senat 8. Jan. 1887, Compatrone der Pilialkirche Z. w. 
Kirchengde. G.W.Z. Die Kirchengemeinde ist identisch mit der 
organisirten GesamnUheit der Eiugepfarrten ; letztere bildet diejenige 
Corporation, von welcher bezw. gegen welche vermögensrechtliche An- 
sprüche, die die Kirchengemeinde betreffen, geltend zu machen sind. 

»Gleichgültig erscheint es, ob es sich nm eigentliches Corporationsver- 
»mögen oder am Verpflichtangen handelt, welche durch Beiträge sämmtlicher 
»Ein^epfarrten, als Mitglieder der Gemeinde, zu erfüllen sind, §. 81 und 88 A. 
»L.-R. U 6, §. 193, 235 II 11, ürth. des R.-G. 15. Dec. 1884 i. S. Gr. w. Dr. 
»— Auch die Egde.- u. Synodalordnung v. 10. Sept. 1878 kennt nur die Kir- 
^chengemeinden als Träger der juristischen Persönlichkeit und sieht in ihnen 
»die organisirte Gesammtheit der zugehörigen Personen. Gegenwärtig werden 
»die Kirchengemeinden in all ihren YerraÖgensangelegenheiten, zu welchen auch 
»die gemeinsamen Angelegenheiten der Eingepfarrten als solcher gehören, Yon 
»den Gde.-EÜrchenräthen vertreten, die nur in gewisser Beziehung (§§. 22 u. 31) 
»an die beschliessende Mitwirkung der Gemeindeyertretung gebunden sind. 
»Neben diesen Organen ist für die Function anderweit Ton den Eingepfarrten 
»gewählter Bepräsentanten kein Baum. G. 20. Juni 1875 §. 2. Nach Vor- 
»stehendem erscheint der Einwand mangelnder Passivlegitimation oder mangein - 
»der ProcessTertretung unbegründet.« 

18) E. in Civ.-S. Bd. XVI. S. 159, III. Senat 29, Juni 1886, 
K. u. Gen. w. d. Kirchenvorstand zu M. »Dingliche oder persönliche 
»Gebrauchsrechte von Eirchenstühlen und Kirchensitzen, welche auf 
»prit;a^echtlichen Erwerbstiteln beruhen, unterliegen zwar auch den 
> Einschränkungen j welche aus der Bestimmung des Gegenstandes 
»zum Gottesdienste sich ergeben; dagegen muss den Berechtigten 
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:i^ Entschädigung geleistet werden, wenn solche Privatrachte durch 
»Verwaltungsakte beseitigt werden, welche die Kirchenbehörden in 
»Aasübang der ihnen zustehenden kirchenpoliseilichen Befugnisse 
»vornehmen.c 

»Die den Klägern zustehenden Rechte an den beseichneten Kircheo- 
»Stühlen und Sitzen haften nicht an der körperlichen Vorrichtnng der von 
»ihnen früher benutzten individuellen Sdrchenstühle , sondern bilden Rechte, 
»vermöge deren die Kläger überhaupt die Einräumung und ausschliessliche B^ 
»nutzung gewisser Plätze von bestimmter Zahl und Beschaff eiiheit fordern 
»Vönnen. Der Beklagte hat trotz wiederholter Aufforderungen der Kläger, 
»ihnen in der neugehaulen Kirche ihrem früheren Besitzstreit entsprechende 
»Kirchenstühle und Bänke einzuräumen, diesem Verlangen nicht entsprocheo, 
»sondern auch den Anspruch der Kläger überhaupt als unberechtigt abgelehnt 
»und behauptet, mit der Beseitigung der früheren Kirchenstühle seien die et- 
»waigen Rechte der Kläger daran untergegangen. Uiedurch wird die erhobene 
» ^'c^acf en«ersatzklage genügend snbstanziirt. Da (nach altpreuss. Gesetzgebung) 
»die Kläger ein Klagerecht auf Erfüllung des Rechtes nicht haben, so müssen 
»sie als berechtigt erachtet werden, auf ü^ntechädigung wegen Aufhebung ihres 
»Rechtes durch den Beklagten, zu klagen. Voraussetzung dieses Entsch.-An- 
»Spruchs ist aber nicht, dass Beklagter ausser Stande ist, dem Ansprüche der 
»Kläger auf Einräumung ihrem früheren Besitzstande entsprechenden Kirchen- 
»stuhle in der neu gebauten Kirche überhaupt zu genügen^ sondern es genügt, 
»dass Beklagter dem Anspruch Genüge nicht leisten wilL In diesem Bestreiten 
»des Rechtes der Kläger in Verbindung mit der thatsächlichen Aufhebung des 
»früheren Zustandes liegt eine £7i/ziehung des den Klägern ihrer Behauptung 
»nach zustehenden Rechtes, ein zum Schadensersätze yerpflichtender 'EXugri^ 
»des Beklagten in das Recht des Klägers. Durch die Möglichkeit, den An- 
»spruch auf G^tdentschädigung durch Einräiimen Ton Kirchenstühlen selbst ab- 
» zuwenden, wird die Schadensersatzklage nicht ausgeschlossen« (vgl. Areh. für 
K.-R. 57. S. 128 Nr. 28, Erk. d. G.-Hof für Komp.-Konfl. Berlin 18. März 186S, 
14. April 1866 u. 9. März 1867, Just-Min.-BL 1867 S. 155, Erk, d. R.-G. 8. Dcc 
1886, V. Senat Goldschmidt w. jüd. Gde. Berlin, jur. Wochenschr. 1887 S. 26). 

19) Jur. Wochenschr. 1886 S. 321, III. Senat 24. Sept. 1886, 
Kl. w. Fiscns. (Ev.) Pfarrbesoldungen und Wittwenpensionen ob- 
liegen in Eurhessen dem Staate^ nicht nur was die im Jahre 18GG 
schon angestellt gewesenen Geistlichen anlangt, sondern auch gegen- 
über denjenigen, welche später erst dort noch angestellt werden. 
6. 8. März 1831 §. 89 Abs. 2. 

20) Jur. Wochenschr. 1887 S. 71, VI. Senat 27. Jan. 1887, 
T. w. B. Zur Gültigkeit der Eheschliessung genügt nach protest. 
Kirchen-R. die Trauung durch irgend einen angestellten Geistlichen, 
dem die Befugniss hierzu nicht durch das am Ort seiner Anstdlung 
geltende Recht ausdrücklich abgesprochen ist. — Die Ehe kann gültig 
entweder in der am EingehungsoriQ oder in der am Wohnorte des 
Ehemannes gesetzlichen Form abgeschlossen werden (vgl. folgende 
Nr. 21). 
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21) Jur. Wochenschr. 1888 a 49, IL Senat 15. Nov. 1887, 
Q. w. G. »Für Annahme des guten Glaubens (Code civ. 201 u. 202) 
»genügt es, wenn die Verlobten sich in Unkenutniss darüber befunden 
»haben, dass das gesetzliche Erforderniss der Einwilligang des Vaters 
»des Bekl., dessen Mangel dem Abschlnsse der Ehe in Baden ent- 
»gegenständ, auch noch für die in PM^adeiphia beabsichtigte Ehe- 
»schliessang Qeltuug habe, ungeachtet der zuständige Geistliche, 
»ohne den Nachweis der väterlichen Einwilligung zu iordern, die 
»Trauung vornahm. Mögen sie in der Absicht gebandelt haben, den 
»Abschlass der an der Heimath untersagten Ehe gegen den Willen 
»des Vaters im Auslande durchzusetzen, so hat die Ausführung dieses 
»Vorhabens die schwere Folge gehabt, dass die Ehe auf Klage des 
»Vaters für ungültig erklärt worden ist, allein die Gutgläubigkeit in 
»Bezug auf den rechtlichen Bestand der Ehe kann gleichwohl vor- 
»handen gewesen sein.« 

22) E. in Civ.-S. Bd. XVIIL S. 223 u. jar. Wochenschr. 1887 
8. 317, III. Senat 27. Mai 1887, H. w. H. »Nach gemeinem prot. 
»K.-B. bildet der Betrug^ durch welchen der eine Ehetheil den an- 
»deren zur Ertheilung des Eheconsenses veranlasst hat, einen selbst^ 
»ständigen Grund zur Anfechtung der Ehe neben dem Irrthume, so- 
»ferne anzunehmen ist, dass der Getäuschte, wenn er den wahren 
»Sachverhalt gekannt hätte, bei vernünftiger Deberlegung die Ehe 
»nicht geschlossen haben würde.« 

»Man wird auch den Betrag über Ver/ndc/eTitfTerh&ltnisse für einen 
»Anfeehtangsgrund za halten haben, wenn der Getäaschte bei Eenntniss der 
»wahren Sachlage in verständiger Erwägung der Verbältnisse yon £ingehung 
»der Ehe abgesehen haben würde. Die Auffassung des Beruf angsrichters 
»(0.-L.-0. Celle), dass eine vor Eingehung des Verlöbnisses gegebene betrüg- 
»liehe DarsteUung der Vermögenaverhältnisse für den Getäuschten nur dann 
»ein Grund zur Anfechtung der Ehe sein könne, wenn der betrügliche Ehegatte 
>ini Besitse des vorgespiegelten Vermögens nach den Anschauungen des Lebens 
»als eine völlig ändert Persönlickkeit erscheinen werde, als er ohne dies 
»Vermögen ist, kann ebensowenig Billigung finden, wie die Annahme, dass der 
»Betrug keine Berücksichtigung verdiene, wenn der getäuschte Ehegatte bei 
»nur einiger Aufmerksamkeit die Vorspiegelung als solche leicht hätte er- 
»kennen könnenc (vgl. Arch. f. £.-B. 57. S. 181). 

24) E. in Civ.-S. XVIII. S. 225 und jur. V^Tochenschr. 1887 
S. 317, I. Senat 4. Juni 1887, K. w. E. Die Klage auf Ehe- 
Hcheidung wegen böslichen Verlassens wird durch einen ?on der 
klagenden Ehefrau während der Abwesenlieit des Eheoiannes be- 
gangenen Ehebruch nicht nothwendig ausgeschlossen. 

Allerdings spricht cap. 4 X de divortiis 4, 19 in betrefBB des von der 
Ehefrau erhobenen Anspruchs auf Wiedervereinigung mit dem getrennt von ihr 
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lebenden Ehemanne aus, dass letzterer dazu nicht gezwungen werden könne, 
falls die Klägerin Ehebruch begangen habe. Diese Entscheidung beruht auf 
dem Grundsatze des kath. Eherechts, dass wegen Ehebruchs nicht die Lösnng 
des Ehebandes, aber die beständige Trennung der Ehegatten verlangt werden 
kann. Unrichtig ist die Annahme, dass dieser Ausspruch auch nach prot. Hechte 
anwendbar sei, weil dasselbe dem verletzten Theile einen noch weiter gehenden 
Anspruch, das Recht auf Lösung des Ehebandes zugestehe. Das prot. Ehe- 
recht versagt den Anspruch auf.beständige Trennung der Ehegatten ohne Losung 
des Ehebandes, was jetzt durch §. 77 des B.-G. 6. Febr. 1875 verallgemeinert 
ist. Hieraus folgt, dass eine beständige Trennung von dem anderen Ehegatten 
wegen Ehebruchs desselben ohne Lösung des Ehoverbandes ebensowenig dnrcb 
Einrede gegen die Klage desselben auf Wiederherstellung des ehelichen Lebens 
wie durch Klage auf Gestattung der Trennung erreicht werden kann. 

Die Frage, ob bei ungleichartigen Pflichtverletzungen Compensation 
stattfinde , muss verneint werden. Seufferi , Arch. 16. N. 52 u. 21. N. 59. - 
Ungeachtet der bisherigen Erwägungen würde der Ehebruch der Klägerin die 
Abweisung ihrer Klage rechtfertigen, wenn anzunehmen wäre, dass die Dar- 
legung eines der ehelichen Pflichten entsprechenden Verhaltens des klagen- 
den Ehegatten zur Begründung der Klage erforderlich sei. Im Allgemeinen 
aber kann dies nicht behauptet werden. (E. in Civ.-S. XI. S. 367, ebenso B.-G. 
I. Senat 28. Jan. 1888, Seh. w. Schm., jur. Wochenschr. 1888 S. 111). 

24) Jur. Wochenschr. 1888 S. 34, IV. Senat 5. Dec. 1887. 
»Die auf den Ehebruch der Ehefrau gegründete Scheidungsklage de^ 
»Mannes wird nicht durch die Einrede beseitigt, dass der Ehemann 
»sich ebenfalls des Ehebruchs schuldig gemacht habe. §. 671 II 1 
»Allg. L.-R. Zwar nicht in Ansehung der Sittlichkeit, aber in An- 
»sehung der Folgen obwaltet ein grosser Unterschied zwischen dem 
»Ehebrüche des Mannes und dem der Frau.c 

25) Jur. Wochenschr. 1888 S. 187, VI. Senat 28. März 1888. 
Cr. w. Cr. Durch die Mitwirkung zur Herbeiführung eines be- 
stimmten Ehebruchs des anderen Ehegatten wird die auf Grand 
dieses einzelnen Ehebruchs auszusprechende Ehescheidung ausge- 
schlossen, c. 6 X 4. 13. Im üebrigen aber verbietet die sittliche 
Bedeutung der Ehe , der allgemeinen Erlaubniss , welche der eine 
Ehetheil dem anderen zum Ehebruch ertheilt, irgend welche Rechts- 
wirkung beizulegen. 

26) Jur. Wochenschr. 1886 S. 277, III. Senat 25. Juni 1886, 
M. w. M. Die Vermuthung für den Ehebruch in Cap. 12 X. de praes. 
ist als praesuratio juris durch §. 16. Ziff. 1 des Einf.-G. zur Civ.- 
Proc.-Ord. nicht aufgehoben worden. 

27) E. in Civ.-S. Bd. XV. S. 203, III. Senat 24. Febr. 1885. 
B. w. B. ^Böswillige Verlassung setzt gemeinrechtlich nicht mehr 
»voraus, als dass der desertor sich an einen unbekannten oder doch 
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>dem Gerichte unerreichbaren Ort begibt und sich beharrlich von 
»dem anderen Ehegatten fernhält. 

>0b Beklagter zur Rückkehr bereit sein würde, wenn Klägerin einyerstaaden 
»wäre, nnd sich die Mittel znm gemeinschaftlichen Leben beschaffen liessen, 
>er8cbeint unerheblich. Es ist seine Pflicht, für die Wiederherstellung des 
»ehelichen Lebens zu sorgen ; es kann daher auch nicht der Klägerin der Yor- 
»wurf gemacht werden, dass sie ihrerseits nach dieser Seite keinen Versuch ge- 
> macht habe. Es war daher die Ehe dem Bande nach zu trennen.« (Aehnlich 
B.-G. IL Senat 23. Juni 1887 u. 1. Dec. 1887, T. w. T. u. M. w. M., jur. 
Wochenscbr. 1887 S. 369 u. 1888 S. 34 n. 111). 

28*) E. in Ci?.-S. Bd. XV. S. 205, I. Senat 19. März 1884, 
Seh. w. Seh. Die gemeinrechtliche Ehescheidting$stTB.fe (Nov. 22 
c. 18) besteht in der Verbindlichkeit zur Zahlung^ des Werthes der 
betreffenden Vermögensquote in Geld. (Ebenso 28. März 1884, 
m. Senat u. 3. Mai 1887 II. Senat, jur. Wochenscbr. 1887 S. 276 u. 291. 

28»>) E. in Civ.-S. Bd. XVI. S. 234, IV. Senat 12. Juli 1886, 
B. w. B. Blödsinn, d. h. das Unvermögen, die Folgen der eigenen 
Handlungen zu überlegen, ist Jeein Entscheidungsgrund. §. 698 A. 
L.-K. II 1. »In der Natur der Sache liegt es, dass die Entmündigung 
»wegen Geisteskrankheit der Anstellung der Ehescheidungsklage vor- 
»auszugehen hat, weil die Klage nicht füglich gegen eine vom Kläger 
»als wahnsinnig bezeichnete Person durchgeführt werden kann. Doch 
»fehlt es an jedem gesetzlichen Anhalte, dass auch die Qualifizirung 
»der festgestellten Geisteskrankheit [Wahnsmn (Arch. f. K.-R. 57. 
»S. 131), nicht blos Blödsinn] durch das die Entmündigung aus- 
»sprechende Gericht iür den Ehescheidungsprocess dergestalt mass* 
»gebend sei, dass jeder Beweis einer anderen Beschaffenheit der- 
»selben ausgeschlossen sei. Die Klage kann daher nicht von vor- 
»gängiger Feststellung des Wahnsinns im Wege des Entmündigungs- 
»Verfahrens, abhängig gemacht werden. € 

29) E. in Civ.-S. Bd. XVII. S. 213, IV. Senat 22. Nov. 1886, 
W. w. WW. Der Anspruch der Ehefrau auf Unterhalt ausser dem 
Hause wird nicht dadurch ausgeschlossen , dass sie sich vom Ehe- 
mann ohne richterliche Ermächtigung (§. 725 A. L.-B. II 1) ent- 
fernt hat (vgl. IV. Senat 4. Juni u. 22. Nov. 1886, jur. Wochenscbr. 
1886 S. 451, 240). 

»Ein rechtmässiger Grund für die Entfernung ist überall dann gegeben, 
»wenn auf Seiten der Frau ein zwingender Anlass zar Trennung obwaltet, solche 
»also unter Umständen vorgenommen wird, welche es nicht zweifelhaft lassen, 
»dass der Frau nicht die böse Absicht beiwohnt, sich der Pflicht der ehelichen 
»Gemeinschaft rechtswidrig zu entziehen. Wenn der Mann die Frau misshan- 
»delt, so kann es der Frau nicht zugemuthet werden, dem Manne gegenüber 
»duldend zu verharren und sich fortgesetzt weiteren Unbilden auszusetzen.« 
ArehiY för Kirobenreobt, LX. 20 
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30) B. iü Ci?..S. Bd. XVH S. 251 u. jur. Wochenschr. 1887 
S. 129, IV. Senat 28. Febr. 1887, B. w. B. Nach evang. E.-R. ist 
IrrOium des Ehemannes in Betreff der geschlechtlichen UtibeschoUen' 
heit der Ehefrau Orand der Ungflltigkeit der Ehe. 

»Die gesohlechtliche Besoholtenheit einer Franenspenon ist Tenchiedener 
AhstoftiDgeii fShig. Eine Fraaensperson, die Kinder von mehreren Hanneni 
unehelich gehören hat, wird hei im Uebrigen gleicher Lage der Verhältnisse in 
höherem Grade fAr hescholten zn erachten sein, als eine Fraaensperson, welche 
Mntter nnr eines Kindes ist (Tgl. Ann. d. Beichs-G. X S. 442). Wenn der 
Ehemann bei Eingehung der Ehe sich anch über die Thatsache hinweggesetxt 
hat, dass die Ehefran Ton einem anderen Manne ausser der Ehe gesehwäagert 
worden ist , so lässt sich doch nicht ohne Weiteres die Frage rerneinen , ob in 
der Unkenntniss von der Gebart eines %weiten Kindes von einem anderen 
Vater, als dem des ersten Kindes, ein üngültigkeitsgrand der Ehe za finden 
ist Es kommt Tielmehr daraaf an, ob aas in der sittlichen Natur der Ehe be- 
ruhenden Gründen anzunehmen ist, ob sonst der Kläger in die Ehesehliessang 
eingewilligt haben würde.c 

81) E. in Ci7.-S. Bd. XVI. S. 1S8, IIL Senat 26. Jnni 1886, 
S. w. S. Bei seiner Entscheidung über das Vorhandensein eines 
Scheidungsgrundes wendet der Richter in Folge der zwingenden, 
streng positiven Natur des Ehescheidungsrechtes stets (ebenso IV. Senat 
27. Mai 1886, jur. Wochenschr. 1886 S. 236 u. 276) sein eigenes 
Recht an. Deshalb hat 0.-L.-G. Frankfurt a. M. die Ehe ffir ge- 
schieden erklärt wegen eines Ehebruchs, welchen Beklagter zu Strasa- 
burg als er dort seinen Wohnsitz hatte und unter umständen be- 
gangen hat, nach welchen Cod. ci?. denselben nicht als Ehescheidungs- 
grund ansieht. 

32») Jur. Wochenschr. 1887 S. 8 (vgl. S. 406), IV. Senat 
22. NoY. 1886, R. w. B. Nach im Vorprocess ausgesprochener 
Trennuing der als gvätig vorausgesetzten Ehe der Parteien kann nicht 
von einem der früheren Qatten einfach noch der Rechtsspruch ge- 
fordert werden, dass die frfihere Ehe ungOUig (vgl Annalen des R.-G. 
Bd. X. S. 442) sei. 

32*) Jur. Wochenschr. 1887 S. 7, IV. Senat 29. Nov. 1886, 
Gz. w. Gz. Das Allg. L.-R. lässt die Aufhebung der von beiden 
Theilen begangenen Ehevergehungen gegen einander nur bezüglich 
der Schiddfiüge ^ nicht bezüglich der Ehetrennung zu, und §. 699 
II 1 versteht unter dem »Beleidigtenc nur den Ehegatten, welcher 
bei einem bes., einen Ehescheidungsgrund abgebenden Vorfalle der 
Beleidigte ist. (Jur. Wochenschr. 1888 S. 114 u. 214, IV. Senat 
13. Febr. 1888 u. 16. April 1888, H. w. H., F. w. F. Blosse Sehin^- 
reden sind far sich allein noch keine :^grobe Ehrenkränkungc). 

83) Jur. Wochenschr. 1887 S. 308, III. Senat 17. Hai 1887, 
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K. w. K. (vgl. 1888 S. 123). Nach gem. prot. K.-R. ersclieint eine 
zeitweise Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett überall statt- 
haft, wenn eine wesentliche Störung des eheliehen Verhältnisses eio^ 
getreten ist oder die sittlichen Grundlagen der Ehe in dem M^asse 
erschüttert sind, dass dem unschuldigen Ehegatten z. Z. wetügstena 
die Portsetzung des ehelichen Zusammenlebens nach richterlichem 
Ermessen nicht angesonnen werden darf. 

34) Jur. Wochenschr. 1888 S. 35, IV. Senat 15. Dec. 1887, 
N. w. N. Zufolge §. 718* 11 1 AUg. L.-R. ist Ehetrennung wegen 
Abneigung nur zulässig, wenn tief eingewurzelter Widerwille durch 
erhebliche Thatsachen belegt wird, auch wenn letztere für sich aonst 
keine gesetzmässigen Gründe zur Trennung enthalten (ähnlich IV, 
Senat 1. Dec. 1887, M. w. M. und IV. Senat 26. Jan. 1888, K. w, 
K., jur. Wochenschr. 1888 S. 111). 

35) Jur. Wochenschr. 1887 S. 358, II. Senat 9. Juli 1887, 
R. w. R. Wegen Verurtheilung des einen Ehegatten zu zeitiger Frei- 
heitsstrafe kann nach prot. E.-R. die Ehe dann geschieden werden, 
wenn dadurch die Möglichkeit einer gedeihlichen Fortsetzung der 
die innigste Lebensgemeinschaft bedingenden Ehe einseitig zerstört 
ist, und der Zwang zum ferneren ehelichen Zusammenleben für den 
unschuldigen Ehegatten eine unbillige Härte enthalten würde. (Ebenso 
nach frane. Civ.-R. S. 232, E. in Civ.-S. Bd. XVI. S. 313, Archiv 
für K..R. Bd. 57. S. 132). 

36) Jur. Wochenschr. 1888 S. 25 u. HO, VI. Senat 8, Dec. 
1887 u. I. Senat 28. Jan. 1888, K. w. K., Seh. w.Sch. Auch nach 
gem. prot E.-R. kann der Ehemann, solange er in seiner Wohnung 
eine Beischläferin sich hält, von seiner Frau nicht Fortsetzung der 
ehelichen Oemeinschafb verlangen. 

37) Jur. Wochenschr. 1888 S. 369, IV. Senat 11. Juli 1887, 
L. w. L. Die Ehefrau gilt in die eheliche Gemeinschaft toicder auf- 
genommen nicht schon durch Anweisung eines geschlossenen Raumeij 
neben der Wohnung des Mannes, sondern erst durch Herstellung 
tüirthschaßlicher Gemeinschaft. 

38) Jur. Wochenschr. 1886 8. 399, VI. Senat 21. Oet 1886, 
Kl. w. Kl. R.-Ges. 6. Febr. 1875 §. 77 Abs. 1 findet auch dann 
Anwendung, wenn die Landesgesetze bestimmen, dass die Auflöanng 
der Ehe nach dem im Heimathlande des ausländischen Ehemanns 
geltenden Rechte zu beurtheilen seien, und letzteres nur die be- 
ständige Trennung von Tisch und Bett zulässt. 

39) E. in Civ.-S. Bd. XVII. S. 131 u. jur. Wochenschr. 1887 
S. 71, IIL Senat 21. Dec. 1886, G. L. w. seine Ehefrau. Nicfii 

20* 
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verbindlich ist der Vertrag, wodurch der Vater bei blos ihatsäeh- 
lieher TrenDung der Ehe der Mutter das Recht zur Ktndesergiehmg 
fiberträgt. Doch kann die Matter bei gefährdetem Interesse des 
Kindes aaf üeberlassung desselben auch gegen den Vater klagen. 

»Die Verträge sind nicht geeignet» ein Klagerecht der Mutter aof 
»Heraasgabe ihrer Tochter gegen den Ehemann und Vater zu begründen. Die- 
»selben sind unmittelbar g^en den Bestand der Ehe gerichtet nnd entaeheo 
»dem Vater in Ansehung seiner Kinder Rechte, auf welche derselbet selbst der 
»Mutter gegenüber rechtsgültig nicht ohne Weiteres versichten kann .... 
»Nach heutiger Bechtsanschauung ist das Endehangsrecht ein gemeintchafh 
Uiches Becht beider Eltern und muss bei gefährdetem Interesse des Kindes in 
»allen Fällen, in welchen die Gesetze (1. 1 §. 3, L 3 §. 5 D. 23, 30) der Mutter 
»eine Einrede gegen die Eihibitionsklage des Vaters gewähren, ihr auch dorch 
»eine selbstständige Klage geholfen werden. Der Beruf. -Bichter (0.-L.-G. 
»Darmstadt) stellt nun fest, dass das Kind in überwiegendem Masse der Pflege 
»und Erziehung durch die Mutter bedürfe nnd dass Beklagter in seinem Hause 
»ehebrecherischen Umgang gepflogen habe. In dem Schlüsse, dass die Tren- 
»nung der Klägerin Ton ihrem Ehemanne eine gerechtfertigte sei und daas du 
» Wohl des Kindes erheische, es dem Einflüsse seines Vaters zu entziehen^ ist 
»ein Bechtsirrthum nicht zu flnden« (ygl. B.-G. 7. März 1887 VI. Cir.-Senat, 
Seh. w. Seh., E. in Civ.-S. Bd. XVIII. S. 186 und jur. Wochenschr. 1887 
S. 192, auch nach gem. Becht). 

40) Jnr. Wochenschr. 1886 S. 250 , III. Senat 4. Juni 1886, 
Seh. w. Seh. Massgebend ffir die EUemrecfUe auf Kinderergiehmg 
ist im Gebiete des gem. B. die Oesetzgebang desjenigen Staates, in 
welchem Ki&ger wohnt 

41) Ans der »Germania« 1888 Nr. 170 I. Bl. Mgt die Red. 
hier bei das ürth. des Beichsger. III. Givil-Senats vom 4. Mai 1888: 
Ein fiber die Ereiehung der Kinder zwischen den geschiedenen £ie- 
gaUen abgeschlossener Vertrag verstösst zwar nicht gegen die gaten 
Sitten nnd ist demnach nicht nngiitig, »aber es kann doch einem 
solchen Vertrage mit Rflcksicht auf das aas dem elterlichen Verhält- 
nisse fliessende Erziehungsrecht nnd die Erziehungspflicht, sowie im 
Hinblick auf die Tor Allem zu berücksichtigenden Interessen des 
Kindes selbst, keine unbedingt bindende Wirkung beigelegt werden; 
es können vielmehr die zwischen den geschiedenen Ehegatten getrof- 
fenen Vereinbarungen nur unter der aus der Natur des Verhältnisses 
sich ergebenden Bedingung Geltung haben, dass der Ehegatte, wel- 
chem die Erziehung des Kindes vertragsmässig überlassen ist, seiner 
Pflicht zur Erziehung zum Wohle des Kindes genügt, und es ist dem 
anderen Ehegatten der Einwand zu gewähren, dass nach den von 
ihm anzugebenden und event. nachzuweisenden Thatsachen anin- 
nehmen sei, dass die Erziehung und Pflege des Kindes gefährdet 
sein werden, falls dieselbe jenem überlassen würde. € 
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In dem zu Grande liegenden Falle war zwischen geschiedenen Eheleuten 
ein Vertrag abgeschlossen worden, nach welchem dem Vater die Erziehnng des 
noch in zartem Alter befindlichen Sohnes dauernd übeilassen werden sollte. 
Die Mutter, bei welcher sich das Kind zur Zeit dieses Vertragsabschlosses be- 
fand, Terweigerte aber die Hennsgabe des Kindes an den Vater, indem sie 
geltend machte, dass er nach seinen persönlichen und hfiuslichen Verhältnissen 
nicht in der Lage wäre, dem Kinde die erforderliche Pflege und Erziehung zu 
gew&hren. Auf die Klage des Vaters wurde in beiden Instanzen die Mutter zur 
Herausgabe des Kindes an den Vater Terurtheilt. Auf die Ton ihr eingelegte 
Revision wurde das Torinstanzliche Urtheil vom Reichsgericht aufgehoben, in- 
dem es die oben herrorgehobenen Rechtssfttze aussprach. 

42) Jur. Wochenschr. 1886 S. 278, III. Senat 2. JuU 1886, 
Zw. w. Kapelle des Hiadenburger Toätenhofs. Den Einwand, dass 
der KapeUe die Jurist. Persönlichkeit fehle, dfirfen die Testaments- 
vollstrecker nicht geltend machen, da für sie die im Testamente er- 
nannte Erbin die richtige Erbin ist. 

43) E. in Civ.-S. Bd. XVI. S. 152, Feriensenat 23. Aug. 1886, 
B. W*'* w. bremische Deputation f. d. Friedhöfe. »Im gemeinen Rechte 
gibt es keinen privatrechtl. Anspruch des an einer Qrabstelle ding- 
lich Berechtigten gegen die zuständige Behörde, ohne Zustimmung 
derselben eine Leiche wieder auszugraben.c 

»Nach gemeinem Rechte (1. 8 u. 48, D. 11, 7; 1. 10 u. 14 Cod. 3, 44) 
»mass es rielmehr als gesetzliche Beschränkung des Eigenthums, besw. an- 
»derer dinglicher Rechte an Grundstücken gelten, dass der dinglich Berechtigte 
»aus dem betreffenden Grundstfteke keine daselbst bestattete Leiche ohne obrig- 
»keitliche Genehmigung ausgraben darf.c (Auch 0.*L.-G. Hamburg hatte be- 
»reits den Rechtsweg für unaul&ssig erkl&rt, ebenso Cas9. Paris 12. JuU 1899, 
8irer 1840 p. 330, vgl. 1862 p. 661 u. 997). 

44) Jur. Wochenschr. 1888 S. 143, V. Senat 18. Febr. 1888, 
Danzig w. Eirchengde. Zufolge Allg. L.-B. §. 14 I 4 sind Fried- 
höfe, solange sie als solche dienen, einer ErsUsfung anzugänglich; die 
Stadt hat daher nachzuweisen, dass der Platz, über welchen sie den 
Fussweg beansprucht, während des zur Vollendung der Ersitzung er- 
forderlichen Zeitraumes (44 Jahre) dem gemeinen Verkehre zurück- 
gegeben war (ähnlich App. Qent 3. Febr. 1840). 
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XXV. 
Das deutsche Strafgesetzbuch, betr. Störung des Gottes- 
dienstes und Jagd an Sonntagen. 

1. 3itsch. des deiäschen Beichsgerickts 1. Strafsemt vom 19. Aprü 
1888, betr. Störung des OoUesdienstes, 

Die Störung der Andacht einer Anzahl von Personen beim 
Qottesdienst in der Kirche etc. ist als Störung des Qottesdienstes 
nach §. 167« des Strafgesetzbuches zu bestrafen, auch wenn eine 
Unterbrechung der Functionen des Geistlichen etc. nicht dadurch 
herbeigefährt worden. Die Mitwirkung an der Störung durch lautes 
Plaudern mit dem Bewusstsein, dass dieses Plaudern in Verbindung 
mit dem Geplauder Anderer an der lauten Unterhaltung betheiligter 
Personen die Störung herbeifuhrt, macht jeden Mitwirkenden strafbar. 

2. UrtheU des Berliner Kammergerichts vom JüU 1888^ 
betr, AMSÜbwng der Jagd an Sonn- und Feiertagen. 

In der Provinz Hessen-Nassau, wie auch wohl in den übrigen 
Provinzen der Monarchie und den andern Bundesstaaten waren die 
Jäger und Jagdliebhaber bisher der Ansicht, dass am Sonntage nur 
besonders lärmende (Treib- und Klapper-) Jagden verboten seien, 
dass dagegen Nachmittags nach der Kirche, bezw. Abends der >Än- 
stände ausgeübt werden dürfe. Wie viele Andere war auch ein 
Landwirth in Hersfeld im letzten Winter an einem Sonntage nach 
der Kirche auf den »Anstand« gegangen und hatte die Jagd aosge- 
abt. Zur Anzeige gebracht, war er dieserhalb wegen Det^rtretang 
der Sabbathordnung bezw. wegen üebertretung des § . 366. Absatz 1. 
Str.-G.-B. vom Schöffengericht zu drei Mark Geldbusse verurtheilt 
worden. Hiergegen legte er Berufting bei der Strafkammer in Kassel 
ein, indem er durch seinen Rechtsbeistand ausführen Hess, dass durch 
die Sabbathordnung nicht die Ausübung des »Anstandest nach der 
Kirche, sondern nur das Abhalten von Treib- und Klapperjagden 
verboten sein könne. Die Strafkammer war jedoch der Ansicht des 
Vorrichters und verwarf die eingelegte Berufung. Der Verurtheilte 
legte hierauf Revision gegen dieses ürthell ein, worauf die Sache 
vor dem Kammetgerichte in Berlin zur endgiltigen Entscheidung ge- 
langte. Dieser oberste Gerichtshof für derartige Fälle verwarf nun 
aber die eingelegte Revision unter Bestätigung des Urtheils der 
Strafkammer zu Kassel. In den Entscheidungsgrunden wird aasge- 
fahrt, dass Schiessen und Jagen an Fest- und Feiertagen allgemein 
durch die Sabbathordnung verboten sei; es müsse deshalb eine 
Störung der Sonntagsfeier auch darin gefunden werden, wenn der 
»Anstände ausser der Zeit des Gottesdienstes bezw. nach Beendigung 
desselben ausgeübt werde. 
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XXVI. 

Ein Beitrag zur Frage über das Verhältnlss des bayrisclien 
Concordats zum bayrischen Religions-Edict 

Von Domcapitnlar Dr. M. Lingg, k. Lyoealprofessor in Bamberg. 

Die Ordnung der religiösen Verhältnisse, die am Anfange dieses 
Jahrhunderts dringend nothwendig nnd eine Hauptaufgabe der da- 
maligen Regierungen geworden war, fand bekanntlich auch in 
Bayern eine gesetzliche Regelung. Es geschah dies nach mehreren 
vorausgegangenen Versuchen endgültig durch die am 26. Mai 1818 
verkündete Verfassungs-Urkunde. Im Titel IV, der »von allgemeinen 
Rechten und Pflichten« handelt, sind im §. 9. die allgemeinsten 
Grundsätze in Bezug auf die religiösen Angelegenheiten aufgestellt, 
die eine »nähere Bestimmung« erhielten in der Beilage II. der Ver- 
fassungs- Urkunde, nämlich in dem Edict »Ueber die äusseren Rechts- 
rerhältnisse der Einwohner des Königreiches Bayern, in Beziehung 
auf Religion und kirchliche Gesellschaft,« dem wieder als erster An- 
hang »das die inneren katholischen Kirchenangelegenheiten im König- 
reiche ordnende Concordat mit Sr. päpstlichen Heiligkeit Pius VIL« 
und als 2. Anhang das »Edict über die innern kirchlichen Ange- 
legenheiten der protestantischen Gesammt-Gemeinde in dem König* 
reiche« beigegeben sind. Durch diese Gesetze war nun aber leider 
die Ordnung der religiösen Verhältnisse wohl beabsichtigt, aber 
keineswegs verwirklicht. Ein Haupthinderniss hievon lag darin, dass, 
wie sich bald nach Emanation der Verfassung zeigte, zwischen dem 
Religions-Edicte und dessen erstem Anhange, dem Goncordate, prin* 
cipielle Widersprüche bestehen, und darum die Frage sich erheben 
musste, in welchem Verhältniss diese beiden Rechtsquellen zu ein- 
ander stehen , und welcher von ihnen der Vorzug gebühre. Diese 
Frage hat eine zahlreiche Literatur hervorgerufen und ist »für das 
bayrische Staatsrecht so wichtig geworden, wie kaum irgend eine 
andere ^) ;« ja es wurde sogar geradezu bezweifelt, »dass es der Ju- 
risprudenz je gelingen werde, den rothen Faden zu finden, welcher 
aus diesem Labyrinthe führe. Der Widerspruch bestehe, er sei un- 



1) Richter's »kritische JahrbAofaer ftir deutsoh. Baehtwisi.« Jahrgang 
1847. 8. 59. 
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lösbar 1).« Es möchte dämm zwecklos erscheinen, ferner doctrinell 
auf diese Frage einzugehen. 

Die neuesten Vorgänge auf kirchenpolitischem Gebiete in Bayern 
haben aber die Aufmerksamkeit wieder auf diese Frage gelenkt, sie 
soll daher neuerdings behandelt, und versucht werden, derselben eine 
neue Seite abzugewinnen. 

Was bisher zur Klarstellung dieser Frage vorgebracht wurde, 
waren meist Anwendungen allgemeiner Rechtsgrundsätze auf unsern 
speciellen Fall, indem man entweder einerseits auf das Verhältniss 
von Kirche und Staat und das Wesen der Goncordate, auf die Natur 
zweiseitiger Verträge, auf das rechtliche Verhältniss zwischen früheren 
und späteren, zwischen allgemeinen und speciellen Gesetzen hinwies 
oder andererseits die Natur des Staatsvertrages, die Rechte des Son- 
verains u. s. w. betonte und hieraus für oder gegen den Vorzug des 
Concordates vor dem Religions-Edict argumentirte. 

Auffallenderweise hat man dagegen fast ganz versäumt, diejenige 
Gesetzesstelle genauer in's Auge zu fassen, auf die doch alles ankom- 
men muss, da in ihr das Verhältniss jener beiden Rechtsquellen selbst 
ausgesprochen ist. Es ist dies der §. 103. des Religions-Edictes io 
seinem 2. und 3. Absätze. — Ein Commentar zu dieser Stelle dürft« 
vor allem nothwendig sein und ich will versuchen, im Folgenden 
einen solchen zu geben. 

Der Wortlaut der bezeichneten Stelle ist: Absatz 2: »Dieses 
allgemeine Staats- Grundgesetz bestimmt in Ansehung der Beligions- 
verhältnisse der verschiedenen Kirchengesellschaften, ihre Rechte und 
Verbindlichkeiten gegen den Staat, die unveräusserlichen Majestäts- 
rechte des Regenten und die jedem ünterthan zugesicherte Gewis- 
sensfreiheit und Religionsübung ;€ Absatz 3: »In Ansehung der übri- 
gen inneren Kirchenangelegenheiten sind die weiteren Bestimmungen 
in Beziehung auf die katholische Kirche, in dem mit dem päpst- 
lichen Stuhle abgeschlossenen Qoncordate vom 5. Juni 1817 .... 
enthalten.« 

Da ein Gesetz nur aus dem Zusammenhange richtig erklärt 
werden kann, so ist auch hier, wenn die sachliche Erklärung eine 
vollständige sein soll, ein Dreifaches festzustellen, was nicht immer 
geschehen ist. 

1) In welchem Verhältnisse stehen Absatz 2 und 3 zum ganzen 
Religions-Edicte ? 

2) In welchem Verhältnisse stehen sie unter sich? und 

1) Heiner f »Die katholische Eirchenfrage in Bayern.« Wünbarg 1854. 
Seite 18. 
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I 

, 8) Welches ist hiernach der lohalt jedes Einzelnen und beider 

i zusammen? 

Also zuerst — iu welchem Verhältnisse stehen sie zum ganzen 
Religions-Edicte ? 

Theils aus dem Wortlaute, theils und noch mehr aus formellen 

' Gründen muss diese Frage dahin beantwortet werden : 

Absata 2 und 3 sind vom ganzen Edict insofern getrennt und 
zu unterscheiden^ als der Gesetzgeber in sie einen selbständigen Sinn 
legen woUte, so dass sie darum auch für sich und unabhängig vom 
ganzen Edicte erklärt werden können und müssen. 

Bleibt man nämlich auch beim einfachen Wortlaute: »Dieses 
allgemeine Staatsgrundgesetz bestimmt ... die Majestätsrechte des 
Regenten und die jedem ünterthan zugesicherte Gewissensfreiheit und 
Religionsfibung stehen, so kann schon nach der sprachlichen Be- 
deutung des hinzeigenden Fürwortes »dieses« der Sinn jener Stelle 
kein anderer sein, als folgender: »Dieses, d. h. das vorstehende, 
jetzt abgeschlossene Staatsgrundgesetz bestimmt u. s. w.< oder mit 
andern Worten : »Das bisher Qesagte ist gegenüber dem Folgenden 
als ein Ganzes anzusehen, dem jetzt noch einige andere gesetzliche 

I; Bestimmungen angehängt werden, die sich nicht mehr auf den In- 
halt und Zweck des Vorhergehenden, sondern auf dieses Vorher- 
hergehende als Oanees^ als ^^Staaisgrundgesete^^ beziehen.« Es 

\ ist darum entschieden als rein zufällig zu betrachten, dass das iu 
vier Abschnitte abgetheilte Beligions- Edict nicht noch einen fünften 
Abschnitt erhalten hat, etwa mit dem Titel: »Verhältniss »»dieses 
Staatsgrundgesetzes«« zu den folgenden zwei Anhängen.« 

Wenn aber auch die eben bezeichnete, in dem Inhalte der 
Worte liegende Auseinanderhaltung und Gegenüberstellung nicht ge- 
rade in einem »fünften Abschnitt« auch formell hervortritt, so ist 
sie doch unverkennbar in einigen andern formellen Punkten gegeben 
und muss nichtsdestoweniger als vom Gesetzgeber gewollt behauptet 

I werden. 
Während nämlich fOr's Erste sämmtliche Bestimmungen des 
Religions-Edictes paragraphirt sind, gibt der §. 103. in zwei nicht 
t paragraphirten Absätzen eine allgemeine Schlussbestimmung zum 
; deutlichen Beweise, dass diese zwei Absätze nicht mehr als Detail- 
\ besHmmungen des Hauptthemas eingereiht, sondern als für sich be- 
stehend betrachtet werden sollen. Dies ist um so sicherer richtig, 
als diese zwei Absätze einem Capitel angefügt sind , mit dessen In- 
halt sie offenbar nicht das Mindeste zu thun haben, nämlich dem 
Capitel, welches handelt »vom Simultangebrauch der Kirchen,« wo*- 
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für noch §. 103. Absatz 1. eine so eingehende Bestimmang triff!;, 
dass der Qegensatz der beiden folgenden Abs&tze zn diesem Para- 
graphen nur noch deutlicher hervortritt. 

Dass beide Absätze vom Worte »dieses« an nicht mehr weitere 
Bestimmungen in Bezug auf das Thema des nun abgeschlossenen 
Edictes enthalten sollen, dass sie vielmehr einen selbständigen Inhalt, 
einen besonderen Zweck haben und welchen, tritt endlich ganz klar 
darin hervor, dass die üeberschrift des Concordates, wie folgt lautet: 
»Anhang zu dem 103. §. des Edictes über die äusseren Bechtsrer- 
hältnisse der Einwohner des Königreichs u. s. w.€ Der Anhang ist 
also näher bezeichnet als Anhang blos zu dem 103. §. des Edictes. 
Nebenbei bemerkt, auch der Anhang 2, der die protestantischen 
Kirchenangelegenheiten ordnet, ist ganz übereinstimmend ebenfalls 
nur als »Anhang zum 103. §. des Edictes bezeichnet. ¥^e ist es 
nun zu erklären, dass dieser Anhang nicht als Anhang zum Edict 
überhaupt bezeichnet ist, sondern nur als Anhang zu einem einzeken 
Paragraphen ? Ist damit etwa gesagt, dass das Concordat gleichsam 
als 104. §. des Edictes anzusehen sei oder ist damit vielmehr ge- 
sagt, dass die im §. 103. gegebene Bestimmung inhaUlich mit dem 
ersten resp. zweiten Anhange des Edictes correspondiren und unoge- 
kehrt ? Ich behaupte entschieden das Letztere ^) und Absatz 2 o. 3 
des Edictes, auf die sich jene Bezeichnung . des Anhangs allein be- 
ziehen kann, sind sohin atisammen als Eine Bestimmung zu be- 
trachten , die sich nicht mehr auf den Inhalt des Vorhergehenden 
bezieht, sondern auf den gesetzlichen Charakter des Foigenden, in- 
soferne sie diesem die gesetzliche Grundlage geben will. Sie sind, 
technisch gesprochen, nicht mehr als Detailbestimmungen des bereits 
als abgehandelt bezeichneten Staatsgrundgesetzes zu betrachten, son- 
dern als Binführungsgeseta für den Anhang 1 und 2. 

Mit dem zuletzt Gesagten ist auch die zweite der obengestellten 
Fragen bereits beantwortet, die Frage, in welchem Verhältniss stehen 
Absatz 2 und 3 des §. 103. unter sich? — Die Antwort lautet: 
Beide sind als zusammengehörig zu betrachten und zu erklären, sie 
haben dem Vorhergehenden gegenüber einen selbständigen Inhalt und 
sind zugleich massgebend für die rechtliche Stellung des Concordates 
und des protestantischen Beligions-Edictes, insofern jedes derselben 
als Anhang speciell zu §. 103. bezeichnet ist. Hiemit ist nun weiter 
zugleich der Boden gewonnen tür die Beantwortung der dritten der 
obengestellten Fragen: welches ist der Inhalt jedes einzelnen Ab- 
satzes und beider zusammen? 

1) Beweis weiter unten. 
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Diese Darlegung dee Inhalts beider Stellen soll allgemeinen 
jaridischen Grundsätzen gemäss zunächst eine rein grammatikalische 
sein. Da aber diese^ wie sich sogleich zeigen wird, nicht ausreicht, 
so muss die weitere Interpretationsregel zur Anwendung kommen, 
welche lautet: »In diesem Falle ist es Pflicht der Auslegung, sich 
unter Beobachtung aller erreichbaren Momente möglichst vollständig 
in die Seele des Gesetzgebers hineinzudenken und zu diesem Zwecke 
namentlich zu berücksichtigen den zur Zeit der Erlassung des Ge- 
setzes vorhandenen Rechtszustand, von welchem anzunehmen ist, dass 
er dem Gesetzgeber gegenwärtig gewesen sei und sodano den Zweck, 
welchen der Gesetzgeber mit seinem Gesetze hat erreichen wollen >). 

Der Absatz 2 lautet, wie bereits angeführt: »Dieses allgemeine 
Staatsgrundgesetz bestimmt, in Ansehung der Religionsverhältnisse 
der verschiedenen Kirchengesellschaften, ihre Rechte und Verbind- 
lichkeiten gegen den Staat, die unveräusserlichen Rechte des Re- 
genten und die jedem ünterthan zugesicherte Gewissensfreiheit und 
Religionsübung.« 

In dieser Stelle springt vor Allem soviel in die Augen, dass 
in derselben der Inhalt des als abgeschlossen bezeichneten Staats- 
grandgesetzes kurz mit einigen Schlagwörtern reassumirt wird. 
Ebenso klar ist, dass ein Dreifaches durch das Gesetz bezeichnet 
ist : nämlich die Rechte und Verbindlichkeiten der Kirchengesell- 
schaften gegen den Staat, die unveräusserlichen Majestätsrechte des 
Regenten und die jedem Ünterthan zugesicherte Gewissensfreiheit und 
Beligionsübung. Dagegen bedarf die Frage einer näheren Erörterung : 
Ist diese Reassumirung des ganzen Gesetzes wirklich blos eine Wie- 
derholung des im Gesetze bereits Bestimmten oder hat sie einen 
weitern Zweck und Inhalt? Dass das Erstere vom Gesetzgeber be- 
absichtigt sei, dagegen spricht schon der umstand, dass es unwahr- 
scheinlich ist, dass in die bayrische Verfassungs- Urkunde, die sich 
selbst als ein Gesetz »reifer und vielseitiger Berathuug*)« ankündigt, 
überhaupt etwas üeberflüssiges sollte aufgenommen worden sein. 
Noch entschiedener spricht dagegen der Umstand, dass eine Reas- 
suroinmg des Gesetzes an der Stdle^ wo sie wirklich geschieht, 
nicht bloss als ganz überflüssig, sondern sogar als unsystematisch 
und ungeschickt erscheinen müsste. Stünde sie nämlich am Anfange 
des Edictes, so hätte sie einen guten Sinn. 

Wie in der Einleitung zur Verfassungs-Urkunde zuerst die all- 
gemeinsten Grundsätze aufgestellt und dann in Titeln näher ausge- 

1) Windscheidt »Lehrbuch des Pandectenrechts.« 6. Aufl. 1. Bd. S. 58. 

2) Siehe Einleitang sar VerfassTuigs-ürkunde. 
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führt werden, so wäre es aueh hier der Fall. Es würden datm zu- 
erst die allgemeinen Grandsätze des Edicts aufgezählt und diese dano 
in den Abschnitten des Edictes näher behandelt erscheinen, da ja 
wirklich die jedem Unterthan zugesicherte Gewissensfreiheit und Re- 
ligionsübung im ersten Abschnitte, die Verhältnisse der verschiedenen 
Eirchengesellschaften im zweiten Abschnitte, und ihre Verbindlich- 
keiten gegen den Staat und die Staatsgewalt im dritten Abschnitte 
nähere Bestimmungen erfahren haben. An der Stelle aber, wo die 
Reassumtion wirklich geschieht, nämlich am Schlüsse des Edicts, 
muss dieselbe, falls sie nicht einen weitern Zweck und Inhalt hat, 
nur gleichsam als ein Etegister zum Edict erscheinen, was denn doch 
bei einem »vielseitig berathenen« Gesetz nicht anzunehmen ist. Es 
fragt sich daher, welches ist der besondere Zweck und Inhalt dieser 
Beassumirung an dieser Stelle? Die Antwort auf diese Frage wird 
sich ergeben, wenn zuvor Absatz 3. des §. 103. näher erklärt ist. 

Der Abtatz 3. lautet: »In Ansehung der übrigen inneroD 
Kirohenangelegenheiten sind die weiteren Bestimmungen in Be- 
ziehung auf die katholische Kirche in dem . . . Concordate u. s. w. 
enthalten. € 

Grammatikalisch bietet diese Stelle keine Schwierigkeit; da- 
gegen hat ihr Inhalt eine mannigfache Erklärung erfahren und ist 
namentlich von Seite der Gegner des Concordates bisher mit dem 
meisten Erfolge für ihre Ansicht benützt worden. Die Haaptschwie- 
rigkeit liegt darin ^ was ist an dieser Stelle mit dem Ausdrucke 
»innere Kirchenangelegenheit« gemeint, und in welchem Sinne beisst 
es: »die übrigen inneren Kirchenangelegenheiten?« Beide Schwierig- 
keiten müssen in*s Auge gefasst werden. 

Zuerst also, was ist mit dem Ausdrucke »innere Kirchenange- 
legenheit,« und was damit zusammenhängt, mit dem Ausdrucke 
»äussere Rechtsverhältnisse der Kirchengesellschaften,« der sich in 
der üeberschrift des Edictes * und sonst öfter findet , gemeint P 
Was zur Erklärung dieser Worte von Seite der Gegner des Con- 
cordates bisher vorgebracht wurde, lässt sich reduziren auf das, was 
in Richter's Jahrbüchern für deutsche Bechtswiss. Jahrg. 1847 S. 61 
gesagt ist^). Dort heisst es: »Das Edict wollte die Frage beant- 
worten, was denn innere, was äussere Rechtsverhältnisse seien? 
Alle Bestimmungen, welche das Edict enthält, beziehen sich, eben 
weil sie, in ihm enthalten sind, auf äussere Verhältnisse der Kirche. 
Nur die hier nicht normirten sieht der Gesetzgeber als innere An- 



1) Yergl. Pö%l, »Lehrbuch des bayr. Verfassungsrechts.« 5. Aufl. S. 43 £ 
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^iegenbeiten an und überlässt sie der kirchlichen Gesetzgebung.« 
Dieser Erklärung kann ich nicht beistimmen sowohl aus äussern als 
innern Orfinden. Für's Erste ist hier zur Erklärung des Absatzes 3. 
auf das ganze Edict Bezug genommen. Nach der oben gegebenen 
Erörterung ist dies aber unzulässig und Absatz 2 und 3 utis sieli 
selbst zu erklären. Aber selbst wenn man sich zur Erklärung der 
Worte »innere Angelegenheiten« auf den Inhalt des gans^en EilicU 
beziehen will, so kann die eben angefahrte Erklärung nicht richtig 
sein. Hiernach hätte nämlich der Gesetzgeber dispositiv erklärt, 
was innere, was äussere Kirchenangelegenheit sei. Eine ETitscheitlung 
aber hierüber lag gar nicht in der Gompetenz des Gesetzgebers und 
— war auch von ihm gar nicht gewollt! Denn in §. 50. des Re- 
ligions-Edictes wird als »ernstlicher Wille Sr. Majestät das Königs 
bezeichnet, dass die kgl. weltliche Regierung in rein geistliche Gegen- 
stände des Gewissens und der Beligionslehre sich nicht einniiscben 
solle.« Es sind zwar im §. 38. ebendaselbst unter acht Rubriken 
Gegenstände der Religion als »innere Eirchenangelegen Igelten« he- 
zeichnet, aber niemand kann und wird behaupten, dass diese Gegen- 
stände erst durch die Verfassungs-Ürkunde tür Bayern zu innerer) 
Eirchenangelegenheiten gemacht worden seien. Dass jene Erklärung 
unrichtig sein muss, ergibt sich ganz klar, wenn man den in ihr ge- 
gebenen Massstab wirklich an^s Religions-Edict und Coticordat an- 
legt. Damach sollen nämlich »alle Bestimmungen, welche das Edict 
enthält, eben weil sie in ihm enthalten sind, auf änsäere Verfafilt- 
nisse der Kirche sich beziehen.* Allein das Religions-Ediet trifft 
z. B. Bestimmungen über Religions- und Gewissensfreiheit, über die 
Wahl des Bekenntnisses, über die Religionsverhältnisse der Kinder 
aus gemischten Ehen und ähnliche; sollten nun diese Gegenstände 
wirklich nur äussere Eirchenangelegenheiten sein und zwar aus detii 
Grunde, weil sie im bayr. Religions-Edicte vorkommen ? I Noch mehr, 
das bayr. Rel.-E. bezeichnet sogar selbst an genannter Stelle tnehrero 
Gegenstände als innere Kirchenangelegenheiten, diese tniis^ten also 
zugleich innere und äussere Kirchenangelegenheiten sein V ! Ebenen 
sollen nach jener Erklärung, »nur die im Edict nicht normirten 
Verhältnisse innere Angelegenheit sein.« Allein das Concordat gibt 
z. B. Bestimmungen über das Einkommen der Prälaten ; sind des- 
halb Einkünfte der Prälaten eine innere und also von der Kirclu^ 
ausschliesslich zu regelnde Angelegenheit, und zwar wieder ans dem 
Grunde, weil sie statt im bayrischen Religions-Edicte im Concordate 
figuriren?? Formelle und materielle Gründe sprechen also gegen obige 
Erklärung der fraglichen Worte. Wie ist nun die richtige zu findend' 
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An diesem Punkte macht sich geltend, was oben gesagt wurde, 
dass nämlich die grammatikalische Auslegung nicht ausreicht und 
— nicht ausreichen kann, <]a, wie soeben gezeigt, der Gesetzgeber 
nicht dispositiT über den Inhalt der Worto »innere und äussere 
Eirchenangelegenheiten« entscheiden konnte und wollte. Es muss 
daher die logische Ausdehnung zur Anwendung gebracht und nach 
der oben gleichfalls schon angegebenen Regel vor allem auf den zar 
Zeit der Erlassung des Gesetzes vorhandenen Rechtszustand Rfick- 
sicht genommen werden. 

Und diese Regel ffthrt denn auch hier auf den rechten Weg. 
Nur zwei kurze rechtshistorische Notizen erachte ich indessen für 
nothwendig. 

Fär*s Erste muss constatirt werden, dass jene Ausdrücke »in- 
nere und äussere Eirchenangelegenheiten c keineswegs neu sind, son- 
dern augenscheinlich nur Uebersetzungen der von der Schule and 
Doctrin seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts zur Klarstellung 
des jus majestaticum circa sacra eingeführten technischen Eintheilung 
der Sacra in sacra interna und externa, oder der von Freiherrn von 
Ereittmayr in seinen Anmerkungen zum bayrischen Civilgesetzbuch 
gebrauchten : res intrinsecae und eztrinsecae. Dass nun in unsema 
Falle auf den Sinn, welcher jenen Worten in der Vorzeit und bis 
auf die Neuzeit beigelegt wurde, geeignete Rücksicht genommen 
werden muss , versteht sich von selbst , da man sonst Gefahr laufen 
würde, bei der Interpretation der Verfassung und ihrer Beilagen un- 
richtig oder willkürlich zu verfahren. Es fragt sich also, was ver- 
stand man früher unter »res internaec oder »intrinsecae ?€ Ereitt- 
mayr und alle Eirchen- und Staatsrechtslehrer seiner Zeit stimmen 
darin überein, dass alles, was Glauben und Gewissen betrifft, eine 
res intrinseca sive interna ist. 

Als zweite historische Notiz genüge , daran zu erinnern , dasa 
vom Passauer Vertrage an das sogenannte jus reformandi als das 
vorzüglichste jus majestaticum circa sacra angesehen, und dass dieses 
zuletzt durch den Reichsdeputations-Uauptschluss dahin bestimmt 
wurde, dass der Landesherr auch andere Religionsparteien ausser den 
drei öffentlich aufgenommenen sollte »duldenc und ihre rechtliche 
Stellung bestimmen dürfen ^). 

Mit diesen zwei historischen Notizen ist nun auch der einfachste 
Schlüssel zu einer ungezwungenen Erklärung des §. 103. Absatz 2 

1) Die weitere Ansführang dieser zwei rechts-historischen Notizen siehe bei 
Walleratein, Beiträge zu dem bayr. Kirchen-Staatsrechte.« München 1846. 
S. 171-275. 
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und 3 des bayrischen Religions-Edicts gefunden. Hiernach wird 
nämlich einerseits die Schwierigkeit gehoben, die, wie oben ange- 
deutet wurde, darin liegt, dass Absatz 2 gleichsam als Register zum 
ganzen Religions-Edicte erscheint, und andererseits aber auch erklär- 
lich, warum es im Absatz 3 heisst: »Die übrigen innern Eirchen- 
angelegenheiten.« 

Beachtet man nämlich die angegebenen rechts-historischen That- 
sachen und zergliedert an der Hand desselben §. 103. Absatz 2, so 
stellt sich sein Inhalt als ein doppelter dar: 

1) Damit nämlich, dass der Gesetzgeber nicht etwa »in An- 
sehung der Kirchenangelegenheiten« Bestimmungen trifft, sondern 
speciell und genau: »in Ansehung der Religionsverhältnisse der 
verschiedenen Eirchengeteltechaften ihre Rechte und Verbindlichkeit 
gegen den Staat« bestimmt und so die »unveräusserlichen Rechte des 
Regenten« zu wahren sucht, hat er nichts anderes gethan als Ge- 
brauch gemacht von der ihm im Reichsdeputations-Hauptschlusse 
übertragenen Vollmacht, d. h. das jus reformandi in dem dort fest- 
gesetzten Sinne geübt, und 

2) damit, dass der Gesetzgeber Bestimmungen traf über die 
Gewissensfreiheit^ hat er zugleich nach der oben gegebenen De- 
finition eine iimere Eirchenangelegenheit berührt, eine res intrinseca 
gesetzlich geregelt. 

Der Inhalt des Absatzes 2 ist demnach kurz folgender : »Dieses 
allgemeine Staatsgrundgesetz bestimmt die Befugnisse des Regenten 
in Ansehung des jus reformandi und sichert für jeden ünterthan in 
Besug auf innere KirchenangelegenheOen wenigstens die voüe Ge- 
wissensfreiheit,€ 

Ist dies richtig, so ist nun auch erklärlich, warum es im Ab- 
sätze 3 heisst: »In Ansehung der Übrigen innerlichen Eirchenange- 
legenheiten.« Insoferne nämlich bereits am Schlüsse des zweiten Ab- 
satzes eine innere KirchmangelegenheU^ die Qtwissensfreiheit ^ eur 
Sprache gekommen^ fährt der Absatz 3 ganz richtig fort: »In An- 
sehung der übrigen innern Angelegenheiten« u. s. w. und es ist darum 
weder nothwendig, die Stelle so auszulegen, wie es die Vertheidiger 
des Concordates gethan haben, nämlich: »In Ansehung der übrigen, 
das heisst der innern Angelegenheiten« u. s. w., noch auch richtig, 
weil in diesem Falle schon nach grammatikalischen Regeln ein Eomma 
stehen müsste hinter dem Worte »übrigen.« Es ist aber auch nicht 
nothwendig, die Stelle so auszulegen, wie die Gegner des Concordates 
gethan haben, nämlich diese Stelle auf das ganee Edict zu beziehen i). 

1) Naeh t7. Sicherer »Staat und Eirche in Bayern ... von 1799—1821,« 
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Das ginge wohl ao, weno Absatz 2 ganz fehlen würde und Absatz 3 
als §. 104. angefügt, oder doch mindestens die Ordnung beider Ab- 
sätze umgekehrt wäre. Bezieht man überhaupt Absatz 3 anf das 
ganze Edict, so erscheint wirklich Absatz 2 nur als überflüssiges 
Register zum Beligions-Edict , während er nacli der hier gegebeneo 
Erklärung einen guten Sinn hat, insofern er den logischen Ueber- 
gang vermitteU au Absatz 3, d. h. zur Aufstellung des Concordais 
als Staatsgrundgesetz, sohin das Einführungsgesetz ist für das letz- 
tere als integrirenden Bestandtheil der Verfassungsurkunde, und bie- 
mit bestätigt sich also auch inhaltlich, was oben bereits aus formel- 
len Qründen behauptet werden musste, dass nämlich Absatz 2 und 3 
für sich und unabhängig vom Ganzen einen sdbständigen Sm 
haben und nur aus sich selbst erklärt werden können und müssen. 
Das Resultat der bisherigen Darstellung stellt sich demnach in 
folgenden Sätzen dar: 

1) Beide Gesetzesstellen sind aus formellen und materiellen 
Gründen unabhängig vom Ganzen zu interpretiren und haben eioeo 
selbständigen Sinn und 

2) dieser Sinn ist: sie geben beide zusammen dem Goncordate 
und zwar seinem ganzen Umfange nach staatsgesetzliche Grundlage, 
und geht das Concordat daher im Zweifel dem RdigionS'-Edid vor. 

Es erübrigt nur noch nach der oben angegebenen Interpreta- 
tionsregel das bisherige Resultat zu prüfen nach dem Zwecke und 
der Absicht, die der Gesetzgeber bei Erlassung des Gesetzes erweis- 
lich hatte. Zu diesem Nachweise dienen einerseits die Verfassungs- 
Urkunde selbst, andererseits mehrere geschichtliche Thatsachen. 

Die Verfassungs-Urkunde selbst. — In dieser findet sich eine 
Thatsache, die merkwürdigerweise sowohl von den Gegnern, als den 
Vertheidigern des Concordats , soweit ich die Literatur übersehen 
konnte, gänzlich unbeachtet blieb. Schlägt man nämlich die Ver- 
fassungs-Urkunde auf , so findet man , dass dieselbe im Anhang 1 



Manchen 1874, S. 269 hatte bei der Berathang des Beligions-Edicts im Staats- 
rath Lerchenfeld eine Formel vorgeschlagen, welche besagte, dass nach den 
im Religions-Edict enthaltenen Grundsätzen »auch die inneren kirchlichen An- 
gelegenheiten ,c worüber für den kath. Religionstheil das Concordat .... die 
weiteren Bestimmungen enthalte, zu beurtheilen seien. Wenn nun diese Formel 
im Staatsrath nicht angenommen wurde, sondern statt derselben die jetzige in 
der Verfassung stehende, (»In Ansehung der übrigen etc.«), so dürfte diess. d» 
jenes Wörtchen »auch« meines Erachtens durchaus nicht »durch einen Tollig 
gleichbedeutenden Ausdruck ersetzt« ist, vielmehr offenbar absichtlich die »deot- 
licher redende Wendung« Lerchenfelds vermieden wurde durch einen die Sache 
limitirenden Ausdruck, der im Text gegebenen Erklärung nicht entgegenstehen. 



T- 
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zum Religions-Edicte nicht einfach die üeb^reiDkanft zwischen Sr, 
Heiligkeit Papst Pias VII. Uüd Sr* Majestät Maximilian Joseph, 
König von Bayern enthält, sondern daas diese Debereinkunft auch 
noch eine Fublicationsfornael erhalten bat und dass beide susammen 
in der üeberschrift des Anhangs 1 als »das Coucordat« bezeichnet 
sind. Diese Publicationsformel nun lautet: »Nachdem zwischen . . . 
eine Uebereinkunft abgeschlossen worden ist, folgenden Inhalts;« 
. . . folgt der Wortlaut der Uebereinkunft , . < »So haben wir vor- 
stehende uebereinkunft mit allen ihren Ailikeln angenommen , rati- 
ficirt und bestätigt und versprechen zugleich fest, dass wir alles, 
worüber sonach übereingekommen worden, genau einhalten und Sorge 
tragen werden, dass dasselbe von allen unsern Uotergebenen strenge 
beobachtet werde.c 

Es muss daran erinnert werden^ wie von Seite der Gegner des 
Concordateü stets beha\iptet wurde, König Mai habe die im Oon- 
cordate gegebenen Concessionen durch das Eeligions-Edict »p^ralisirt,« 
»Umitirt,« theilweise zurückgenommeu.ii Diese Ansicht mms aber 
als falsch bezeichnet werden. Denn nach dem eben citirten Wort- 
laute des die » uebereinkunft c mit dem päpstlichen Stahle beglei- 
tenden Einführungsgesetzes ergibt sich unwiderleglich, König Max 
hatte auch noch bei Publication der VerfasBungs-Drkuude die Ab- 
sicht, das Concordat seinem ganzen Umfange nach zur Geltung zu 
bringen. Er sagt ja: »er habe alle Artikel angenommen,« und er 
verspricht, »oBes, worüber übereingekommen worden, genau zu hal- 
ten,« und macht aUes zum »streng zu beobachtenden« Gesetze für 
seine Untergebenen. Man kann hiegegen nicht einwenden, dass diese 
Publicationsformel das Datum vom 24. October 1817 trägt, die Ver- 
fassungs-Urkunde aber erst das vom 26. Mai 1818, dass also König 
Max die damals ratificirte Uebereinkunft nun doch »limitirt« habe; 
denn, wie schon hervorgehoben, die »Uebereinkunft« mit dem päpst- 
lichen Stuhle und das Einführnngsgesatz tragen zusammen in der 
Verfassungs- Urkunde den Namen »Concordat, t und wenn darum im 
§. 103. Absatz 3 auf das Concordat schlechthin hingewiesen ist, so 
gilt diese Hinweisung auch von jener Publicationsformel und hat 
die Unterschrift vom 24, October 1817 am 26, Mai 1818 nochmals 
gesetzliche Bestätigrmg gefunden. Und dass König Mai dies wollte, 
ergibt sich auch aus einigen andern Thatsachen. 

Man hat von Seite der Gegner des Concordates dem König 
Max vielfach eine mehr oder weniger unehrliche Absicht unter- 
schoben und es als eine offene, volkerrechtliche Frage hingestellt, ob er 

Archiv für Klreheiir«oht LZ. 21 
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zn den yermeintlicben Limitationen des Goncordats berechtigt ge- 
wesen sei *). 

Es würde za weit fahren, zu zeigen, wie aus dem ganzen Ver- 
lauf der Verhandlungen über das Concordat sich ergibt, dass König 
Max die redlichste Absicht dabei gehabt habe. Ich begnüge mich, 
nur auf ein paar Aeusserungen aufmerksam zu machen, in deneo 
König Max selbst seine Absicht und Gesinnung in Bezug auf das 
Concordat offenbarte. — In dieser Beziehung sind namentlich drei 
officielle Schreiben des Königs von entscheidender Wichtigkeit. Das 
Erste ist ein Schreiben des Königs an den Papst selbst und zwar 
nur zwei Monate vor Publication der Verfassungs-Urkunde, nämlich 
vom 15. März 1818. 

In diesem drückt der König seine grösste Freude aus über die 
nunmehrige feste Begründung der Verhältnisse zwischen Kirche und 
Staat und dass es ihm gelungen sei, ut faustis remm eventibas. 
qnibus divinae providentiae placuit fortunare et exornare regni m^^i 
annoa, sanctissimum ülum admunerare potuerim. Er zählt also den 
Abschloss des Goncordats zu den glücklichsten Ereignissen seiner 
Regierung. 

Als man nun dieses Concordat zugleich mit dem Religions-Edicte 
verkündete und dies in Rom üble Sensation hervorbrachte, liess 
König Max den Papst in einem eigenen ofßciellen Schreiben vom 
27. September 1818 beruhigen «). 

In diesem Schreiben heisst es wörtlich : »üeber die Massen un- 
angenehm überrascht durch eine solche Deutung seiner Gesetze nnd 
sehnlich verlangend, jeden diesf&Uigen Zweifel und Anstoss zu heben, 
hat Se. Majestät den Unterzeichneten beauftragt, Seine Oesinnangen 
Sr. Heiligkeit zu erklären, und in Seinem Namen zu versichern. 
dass seine Absicht allzeit gewesen und sein werde ^ dass das am 
5. Juni mit dem h. Stuhle abgeschlossene Concordat getreu and 
heilig in aUen seinen TheUen vollzogen werden soll u. s. w.< Und 
am Schlüsse heisst es: »Dies ist die Erklärung, dies sind die Ge- 
sinnungen, welche der Unterzeichnete beauftragt ist, im Namen seines 
Königs und Herrn zu eröffnen, dem nichts mehr am Herzen liegt 
als Sr. Heiligkeit die Geradheit und Reinheit seiner Absiehte» ZQ 
erkennen zu geben, c 

Das dritte Schreiben endlich , in dem der König selbst seine 

1) z. B. Henner, 1. c. S. 18; Pözl , »Lehrbuch des bayrischen Verfes- 
Bungsrechts.« 5. Aafi. S. 44. Note 7. 

2) Sein Inhalt ist bekannt aus der Allocntion des Papstes an die Gar- 
dinale Tom 2. October dess. Jahres. 
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Abaicht bei Erlass des Goncordates ausspricbt , ist die bertibmt ge* 
wordene Tegernseer Erklärung vom 15. September 1821. In dem 
Tenor dieses Schreibens kommen folgende Sätze vor: »Nachdem die 
wichtigsten Umstände in Ansehang des Goncordates beseitigt sind, 
so ist es unser Wille, dass dasselbe in äUen seinen Theiien in voUe 
Ausübung gebracht werde . . . Zugleich fAgen wir bei, dass, indem 
wir Dnsem getreuen ünterthanen fte Gonstitution gegeben haben, 
Untere Absicht nicht gewesen sei, dem Gewissen derselben im gering- 
sten einen Zwang anzuthun . . . Auch erklären wir neuerdings, dass 
das Concordat, welches als Staatsgesetz gilt, als solches angesehen 
und vollzogen werden soll, und dass allen Behörden obliegt, sich 
genau nach seinen Bestimmungen zu richten.« 

Es soll hier bemerkt werden, dass diese kgl. Erklärung er- 
lassen wurde, um dem langen Concordatsstreite in Bayern ein Ende 
zu machen. Praktisch war dies damit so ziemlich gelungen. In der 
Theorie aber glaubte man sich nicht beruhigen zu können, indem 
man unter Berufung auf Verfassungs-Urkunde Tit. VIL §. 2. die 
Frage aufwarf, ob König Max nach Erlass der Gonstitution noch be- 
rechtigt gewesen sei , ohne Zustimmung der Kammern eine solche 
authentische Erklärung des Goncordates zu geben? Allein wenn 
auch jenes Schreiben des Königs den Titel »Königliche Erklärung* 
trägt, so ist sie doch nicht im mindesten eine Erklärung des Canr 
eordates. Keine einzige Stelle desselben wird dort authentiseh inter^ 
pretiri Was der König thut, ist einfach, er schärft »neuerdings« 
ein, was bei Erlass des Goncordates seine Äbsiehi gewesen sei, und 
hiezu war er doch wahrlich als GeseUfgeber jedereeU berechtigt ^ ja 
verpflichki. Jedenfalls ist hieraus, sowie aus dem Inhalte der bei- 
den vorhergenannten Schreiben^) soviel klar, dass die Absicht des 
Königs bei Abschluss und Erlass des Goncordates eine durch und 
durch redliche war und wenn sie nicht gleich durchdrang, so mag 
dies seinen Orund gehabt haben einerseits in der Schwierigkeit, das 
Concordat nun mit einem Schlage vollständig durchzuführen, ander- 
seits in dem damaligen Zeitgeiste. Es bestätigt sich demnach auch 
von diesem Standpunkte aus, wenn man nämlich auf die Absicht des 
Gesetzgebers sieht, die Richtigkeit der oben gegebenen Erklärung des 
§. 103. Absatz 2 und 3, woruach das Goncordat in seinem vdUen 
Umfange gesetzliche Kraft und Geltung hat. 

1) Alle drei sind abgedruckt in der Schrifb: »Conoordftt n. t. w.€ 
8. 294, 286 iL und 162 ff. 
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XXVII. 

Nochmals das DiscipUnarverffahron gegen GeistUche in Bayern 

betreffend. 

Erklärung. 

Es ist dem Unterzeichneten von kirchlicher Seite die Mit- 
tbeilung zugegangen, dass er in seinem Artikel über das Disciplinar- 
verfabren gegen Qeistlicbe in Bayern {Archiv, Bd. LIX. S. 377 ff.) 
die geistlichen Gerichte eines wiUkürlichen Verfahrens geziehen habe. 
Nichts lag dem Unterzeichneten ferner, als ein solcher Vorwarf; 
denn der Ausdruck »wjllkürlich verfahren« am Schlüsse des Artikels 
S. 384 wird nur mit Rücksicht auf die Geistlichen gebraucht, bei 
denen sich aus Unkenntniss des gegen sie Platz greifenden Discipli- 
narverfahrens leicht eine solche Ansicht bilden könne, wenn jedes 
bischöfliebe Oericht eine vom gemeinen canonischen Disciplinarver- 
fahren abweichende Praxis befolgt. Die Gewissenhaftigkeit und Oe- 
rechtigkeit der geistlichen Gerichte von ihrem Standpunkte aus in 
Abrede zu stellen, kam dem Unterzeichneten durchaus nicht in den 
Sinn, und sollte ein Ausdruck in seinem Artikel hiezu Veranlassung 
gegeben haben, so nimmt er denselben hiemit zurück. 

München, den 26. Juli 1888. 

Prof. SObema^. 
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XXVlil. 

Verordnung, des Erzb. Freiburg. Ordin., die religiöse Unter 

Weisung an den Vollcssohuien betr. 

(Anzeigeblatt f&r die Erzdiöcese Freibarg 1888 Nr. 15 t. 11. Juli 1888.) 

Nr. 5719. Da unsere »Instructionc vom 9. December 1864 
(8. dieses Archiv, Bd. 13. S. 269 ff.) infolge der veränderten Schal* 
Verhältnisse theils unzureichend, theils undurchführbar geworden ist, 
so lassen wir die snb I. folgende »Dienstweisung« an deren Stelb 
treten und verpflichten anmit unsere Schulinspectoren und Pfarrgeist* 
lichen zu deren Befolgung. 

Zugleich haben wir den durch unsere Verordnung vom 20. April 
1870 festgestellten >Lehrplan für den Religionsunterricht an den 
katholischen Volksschulen« auf Grund der seither gemachten Er- 
fahrungen mehrfach abgeändert und verordnen andnrch, dass der 
sub II. angeschlossene »Lehrplan für den katholischen ßeligions- 
unterricbt an den Volksschulen der Erzdiöcese« von nun an genau 
eingehalten und den Prüfungen und Prfifungsbescheiden zu Orunda 
gelegt werde. 

Freiburg, den 5. Juli 1888. Erebischäfl. Ordinarud. 

I, Dienstweisung für die Pfa/rrgeisÜicken und die Erehischöfl, Schuh 
inspectoren, die religiöse Unterweisung an den Völksschulen hetr. 

§. 1. Zur religiösen Erziehung und Bildung, deren Leitung 
uns obliegt, gehört der Unterricht m dem Katechismus und der 
Biblischen Geschichte, die Pflege des Gebetes und des kirchlichen 
Gesanges, der Besuch des Gottesdienstes und die Einführung in den 
Colt und Geist der Kirche, überhaupt die Anleitung der Jugend zu 
einem sittlich-religiösen Leben. 

§. 2. Bei Ertheilung des Religionsunterrichts sind die von uns 
eingeführten Lehrbücher zu gebrauchen. 

Auch ist dabei der von uns vorgeschriebene BeUgionslehrplan 
genau einzuhalten. 

Die vorgeschriebenen Religionslehrbücher sind 
1. auf der Unterstufe (in der Regel 1., 2. und 3. Schuljahr): 
Kleiner Katechismus der kathol. Religion für das Erzbisthum 
Freiburg, Kurze Bibl. Geschichte von Dr. Knecht; 
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2. auf der Oberstufe (in der Regel 4.-8. Schuljahr): Mittlerer 
Katechismus der kathol. Religion für das Erzbisthum Freiburg, 
Bibl. Geschichte von Mey, Gesang- und Gebetbuch fSr die 
kathol. Jugend (Herder) oder Kleines Gebet- und Qesangbacb 
von Pfr. Lorenz (Badenia). (Wo das grosse Freiburger Gesang- 
buch schon in den Händen der Schfiler ist, kann es weiter ge- 
braucht werden.) 

§. 3. Der Ortsgeistliche soll in den Schulen seiner Pfarrei den 
Katechismusunterricht, soweit möglich, seihst ertheilen. 

Den biblischen Geschichtsunterricht soll er in der Regel dem 
betr. Lehrer übertragen. 

In Filialschulen und yielclassigen Pfarrschulen kann der Geist- 
liehe auch den Unterricht im Kleinen Katechismus dem Lehrer 
überlassen. 

Hat ein Geistlicher mehrere Filialschulen zu besorgen, so kann 
es durch die Erzbischöfl. Schulinspection gestattet werden, dass er 
auch eine Katechismusstunde der Oberstufe dem Lehrer (zur Wort- 
und Satzerklärung und Einprägung) übertrage. 

a) Für den Katechismusunterricht sind auf der Oberstufe je zwei 
Stunden, auf der Unterstufe (2. und 3. Schuljahr) je eine Stunde 
(oder besser zwei halbe Stunden) zu verwenden. 

b) Der Bibl. (beschichte sind auf der Unterstufe je zwei Stunden, 
auf der Oberstufe je eine Stunde (ohne die bibl. Lesestunde) zu 
widmen, 

c) In gemischten Schulen, wo ein Theil der Classenlehrer der 
rOmisch-kathol. Gonfession nicht angehört, ist der Stundenplan 
so einzurichten, dass die kathol. Lehrer auch in den Classen 
der akatholischen Lehrer Religionsunterricht ertheilen können. 

§. 4. Ein Lehrer kann nur dann an der religiösen Unterweisung 
mitwirken, wenn ihm hierzu die kirchliche Sendung und Ermäch- 
tigung ertheilt und ihm solche nicht wieder von uns entzogt ist. 

Die Erzbischöfl. Schulinspectoren sind beauftragt, diese kirch- 
liche Ermächtigung auf Antrag des betr. Pfarramtes zu ertheilen. 

a) Allen z. Z. an der Ertheilung des Religionsunterrichts mitwir- 
kenden Lehrern wird die kirchliche Sendung, soweit sie dieselbe 
nicht schon erlangt haben, hiermit ertheilt. 

b) Einem neu eintretenden Lehrer und einem solchen, welcher bis- 
her keinen Religionsunterricht ertheilt hat, kann der Pfarrgeist- 
liche den vorläufigen Auftrag zur Ertheilung des Religionsnnter- 
richts geben. Wenn sich derselbe bewährt hat, so wird das 
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Pfarramt för ihn die Aasstellung einer Missionsurkunde beim 
Erzbischöfl. Schalinspector beantragen. 

c) Die Formulare zu Missionsurkanden sind vom Secretariat der 
Erzbischöfl. Canzlei zu bezieben. 

d) Bezüglich der erforderlich scheinenden Wiederentziehung der 
Mission ist mit grosser Vorsicht zu verfahren und darüber vor- 
her an uns mit genauer Angabe der Beweggründe und Um- 
stände zu berichten. 

§ 5. Der Pfarrgeistliche (Pfarrer oder Pfarrverweser) hat den 
von Hilfspriestern und Lehrern ertheilten Religions- und Kirchenge- 
sanganterricht, überhaupt die religiöse Erziehung in der Schule zu 
leiten. Er wird deshalb jedem an der religiösen Unterweisung be- 
theiligten Lehrer die Anleitung geben, was derselbe in der betr. 
Classe durchzunehmen und wie er dabei zu verfahren hat. Auch em- 
pfiehlt es sich, dass der Geistliche von Zeit zu Zeit der Religions* 
stunde des Lehrers beiwohne. 

a) Der Pfarr geistliche hat jedem betheiligten Lehrer den vorge- 
schriebenen Religionslehrplan und den betr. Lectionsplan für die 
Bibl. Geschichte einzuhändigen. 

b) Bei Besuchen in der Religionsstunde des Lehrers hüte sich der 
Oeistliche, dem Lehrer in Gegenwart der Schüler tadelnde Be- 
merkungen zu machen. 

§. 6. Der Pfarrgeistliche wird im Benehmen mit dem Lehrer 
und der Ortsschulbehörde dahin wirken, dass für jede Classe drei 
Religonsstunden in den Stundenplan aufgenommen und auf die ge- 
eignetste Zeit verlegt werden. 

Diesen Stundenplan hat der Geistliche einzuhalten und er darf 
nur in dringenden Fällen davon abweichen. Ist er verhindert, die 
ihn treffende Religionsstunde zu halten, so hat er davon rechtzeitig 
dem Lehrer Nachricht zu geben und entweder eine Stellvertretung 
durch denselben oder einen Stundentausch mit demselben zu ver- 
abreden. 

a) Die Schulordnung §. 52. schreibt vor : »Hinsichtlich der für den 
Religionsunterricht zu bestimmenden Stunden hat sich der Orts- 
sehttlrath mit dem Geistlichen in's Benehmen zu setzen und 
dessen Anträge thunlichst zu berücksichtigen.c 

b) In stark gemischten Schulen können die kathoL Schüler aus 
zwei oder mehr, unmittelbar aufeinander folgenden Classen oder 
Schuljahren zu einer Beligionsclasse combinirt werden. Doch 
sollen solche corabinirten Religionsclassen in der Regel nicht 
mehr als 50 Schüler zählen. 
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c) Wir erwarten, dass die PforrgeiBtlichen ihre Rechte als Mit- 
glieder der Ortsschulbehörde sorgföltig wahren und dadurch 
ihrer seelsorgerliohen Wirksamkeit für die Schale Nachdruck 
geben. Insbesondere werden sie bei Anfttellong des Stunden- 
planes dahin wirken: 

a) dasB in demselben für thatsftchlich angemischte Schulen vom 
4. Schaljahre an (ausser den drei Beligionsstunden) eine Lese- 
stande für Lesen in der Bibl. Geschichte (Bibellesen) ange- 
setzt und hierzu auch regelmässig verwendet werde (Verord- 
nangsbl. des Or. Oberschuln 1870, Nr. 8); 
ß) dass in allen (gemischten und ungemischten Schulen) vom 
4. Schuljahre an die Hätte der für den Gesangunterricht be- 
stimmten Zeit (also in der einfachen Volksschule eine halbe 
Stunde, in der erweiterten Volksschule eine ganze Stande 
wöchentlich) für Eirchengesang angesetzt und benützt werde 
(Verordnungsbl. des Gr. Oberschulr. 1878, Nr. 2); 
7) dass den Erstcommunicanten die nöthige Zeit zum Besuche 
des Gommunionunterrichts freigelassen werde. (VgL §. 9, b.) 
§. 7. 3üt dem religiösen Unterrichte hat die Pflege und Uebung 
des kirchlich*religiösen und sittlichen Lebens Hand in Hand za gehen. 
Deshalb besuche die Schuljugend, wo möglich, täglich die heilige 
Messe, welche mit Bäcksicht hierauf in der Begel vor Beginn der 
Schulzeit beendigt sein soll. 

a) Der tägliche Besuch der h. Messe soll und kann nicht durch 
Schulstrafen erzwungen werden. Die Schulordnung §. 54. be- 
stimmt: »Hinsichtlich der Verpflichtung der Schüler zum Be- 
suche des Gottesdienstes verbleibt es zunächst bei der in jeder 
Gemeinde seither bestandenen Uebung; jedoch sollen die Schüler 
nicht angehalten werden, an Werktagen mehr als zweimal in 
der Woche einen Schülergottesdienst zu besuchen, welcher über- 
dies, wenn irgend thunlich, nicht in die geordnete Schulzeit 
fallen darf.c Um GoUisionen zu verhüten, dringe der Geist- 
liche darauf, dass die Ortsschulbehörde die Zeit festsetze, wann 
die Schule im Sommer- und wann sie im Winterhalbjahre be- 
ginnen soll , und dass diese Bestimmung in das Protocollbuch 
eingetragen werde. 

b) An sog. Hirtenschulen ist darauf hinzuwirken, dass die oberen 
Schuljahre im Sommersemester wenigstens einmal wöcfaeotlich 
am Vormittage unterrichtet werden und vorher der h. Messe 
beiwohnen. Nach dem ProtocoU der Gonferenz des Gr. Ober- 
schulrathes mit den Ereisschulräthen vom 20. December 1887 
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werden letztere eine solche Einrichtung des Stundenplanes be- 
fördern. 

c) Hinsichtlich der Beaufsichtigung der Schüler hmn GaUesdiemie 
bestimmt die Schulordnung am Schlüsse des §. 54: >So ort die 
Schüler zum Besuche des Gottesdienstes verbunden sind, sind 
die Lehrer verpflichtet, dabei Aufsicht über dieselben zu führen.« 
Der Grossh. Oberschulrath hat bei den Conferenzeti mit den 
Ereisschulräthen und den kirchlichen Commissären ausdrücklich 
erklärt, >dass die Aufsichtsführung über die Schuljugend in den 
schulordnungsmässigen Gottesdiensten eine Amtspflicht der 
Lehrer sei,« und >dass auch der Lehrer des Filials verpflichtet 
sei, seine Schulkinder während des Gottesdienstes im Pfarrorte 
zu beaufsichtigen.« Sind mehrere Lehrer in einer Gemeinde, so 
haben sie in Beaufsichtigung der Schüler beim Gottesdienste 
regelmässig abzuwechseln. 

d) um die Kinder zu einer lebendigen Antheilnabme am Gottes- 
dienste zu befähigen, soll der Geistliche sie über das b. Mess- 
opfer belehren und sie in den Gebrauch des Gebet- und Gesang- 
buches einführen. Auch sollen den Kindern bestimmte Plätze in 
der Kirche angewiesen werden, und ist mit ihnen die Knie- 
beugung vor dem AUerheiligsten gut einzuüben. 

§. 8. Der Pfarrgeistliche wird die Kinder vom 4. Schutjahre 
an jährlich wenigstens drei bis vier Mal wohlvorbereitet zum b. Buss- 
sacramente führen. 

a) Vielfach kommt es vor, dass schwach begabte oder träge Schüler 
big zum 12. oder 13. Jahre auf der Unterstufe zurückgehalten 
werden, wo sie keinen Beichtunterricht erhalten, weil dieser in 
der Regel erst mit dem Eintritt in's 4. Schuljahr beginnt Da 
aber diesen Schülern der Empfang des h. BusssacramenteM sehr 
nothwendig ist, so hat der Geistliche dieselben entweder in Ei- 
trastunden vorzubereiten, oder zum Beichtunterrichte des 4. Schul- 
jahres beizuziehen, oder bei der Ortsschulbehörde (vgl §. 21 des 
Allgem. Lehrplans f. d. Volkssch.) dahin zu wirken , daas die- 
selben im Interesse der religiösen Bildung auf die Oberstufe 
(4. Schuljahr) promovirt werden. 

b) An erweiterten Schulen müssen gemäss der Anordnung des 
Grossh. Oberschulrathes vom 16. Dec. 1881, Nr 16,233, auf 
jeweiliges Ansuchen des Geistlichen vier Nachmittage im Jahre 
freigegeben werden behufs Vornahme der Kind erbe iehte. 

§. 9. Der Empfang der ersten heiligen Communim ist von der 
Schulentlassung nicht abhängig. Brave und wohlunterrichtete Kinder 



330 Erzb. Ord. Freiburg 5, Juli 1888: Relig. Unterw.in VolksscbMlen, 

können nach vollendetem 11. Jahre zar hl. Communion zugelassen 
werden. In der Regel sollen die Kinder in dem ihrer Entlassung 
aus der Schule vorhergehenden Jahre zur ersten hl. Communion ge- 
führt und von da an zum öfteren Empfange des heiligen Sacra- 
mentes veranlasst werden. Bis zum Schulentlassungsalter dürfen nur 
solche Kinder zurückgestellt werden, welche im unterrichte das 
6. Schuljahr noch nicht erreicht haben. 

a) Auf den Erstcommunionunterricht sollen mindestens 36 bis 40 
besondere Stunden verwendet werden, und da die ascetische 
Vorbereitung längere Zeit und üebung erfordert, so soll der- 
selbe, je nachdem Ostern früher oder später fällt, mit Advent 
oder mit Neujahr begonnen werden. 

b) Ist es nothwendig, dass Kinder aus Filialorten oder Diaspora- 
gemeinden zeitweise von dem unterrichte eines halben Tages 
(z. B. vom Industrieunterrichte) dispensirt werden , damit sie 
dem gemeinschaftlichen Religionsunterrichte im Pfarrorte (z. B. 
dem Beicht- oder dem Erstcommunionunterrichte) beiwohnen 
können, so hat sich der Pfarrgeistliche dieserhalb an den hiefür 
zuständigen Grossh. Kreisschulrath zu wenden (Protocoll der 
Conferenz des Gr. Oberschulr. vom 15. Dec. 1885). 

§. 10, Der Geistliche wird darüber wachen, dass die Beligions- 
stunde regelmässig mit einem Gebete oder einem kirchlichen Liede 
begonnen und geschlossen wird. 

a) Ueber die Pflege des kirchlichen Gesanges vergl. §. 6. sab c. 
Das dort Gesagte gilt auch für jene Orte, wo ein besonderer 
Kirchenchor vorhanden ist und die Schulkinder beim Gesänge in 
der Kirche nicht mitwirken. 

b) Auch in Filialorten , welche keinen besonderen Gottesdienst 
haben, ist der kirchlich-religiöse Gesang zu pflegen, denn der- 
selbe ist ein wichtiges Mittel zur Belebung des religiösen Sin- 
nes und zur Veredlung des Gemütbcs. Ebendeshalb müssen 
auch die Filialschüler in den Besitz des Gebet- und Gesang- 
buches gesetzt werden. 

Anmerkung. Es bleibt dem Geistlichen unbenommen, von Zeit zn Zeit 
die Rubriken »Religion« and »Gesang« im Arbeitsbache des Lehrers einzoseheiL 
Das gleiche Recht haben die Erzb. Schulinspectoren bei Abnahme der Beli- 
gionsprüfangen. (Protocoll der Conferenz des Grossh. Oberschnlratbs Tarn 
20. Dec. 1887.) 

§. 11. In Handhabung der SchvieucU wird sich der Geist- 
liche genau an die bezüglichen Vorschriften der Schulordnong 
(§. 44 ff.) halten und nur in jenen Fällen , wo andere Besserangs- 
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mittel sich als unwirksam erwiesen haben, körperliche Züchtigung 
innerhalb der Grenzen der Schulordnung (§. 47.) anwenden. Bei 
schwerem Vergehen eines Schülers wird er sich mit der Ortsschul- 
behürde (bezw. mit dem Reotor, wenn ein solcher der Schule vorsteht) 
benehmen. 

In der Conferenz vom 15. Dec. 1885 hat der Grossh* Ober- 
schulrath die Anfrage, »ob der Geistliche, welcher a\js Veran- 
lassung des Religionsunterrichts ein Eind nachsitzen lassen 
wolle, dieses dem Lehrer in seinen Unterricht bezw. zur Beauf- 
sichtigung überweisen könnet — bejaht für den Fall^ rla&s der 
Lehrer hierwegen nicht länger in der Schule bleiben niüsse 
(wenn er also entweder noch Unterricht zu ertheileui oder eigene 
Sträflinge zu überwachen hat, oder wenn ein straffälliges Kind 
der Morgenschule in die Nachmittagsschule, oder ein N^ichmit- 
tagsschüler in die Morgenschule kommen soll). Wenn das Kind 
oder dessen Eltern gegen den Lehrer Einwand oder Widerstand 
erheben würden, so sei dieser zu weiteren Massnahmen borech- 
tigt. Dagegen sei der Lehrer nicht verpflichtet, in solchen 
Fällen das Kind am Schlüsse abzuhören. 
§. 12. Der Pfarrgeistliche wird das sittlich-religiöse Leben der 
Schüler in und ausser der Schule väterlich überwachen, auf die Lehr- 
und Lesebücher, sowie auf die Schülerbibliothek ein wachsames Äuge 
haben und wahrgenommene Uebelstände im Benehmen mit den El- 
tern nnd dem Lehrer bezw. der Ortsschulbehörde zu beseitigen suchen. 
Sollte hierdurch einem Missstande nicht abgeholfen worden, 
oder der Gegenstand ein besonders wichtiger sein, so wird er darüber 
dem Erzb. Schulinspector Bericht erstatten. 

Wie es unser Wille ist, dass die Geistlichen die ihnen be- 
lassenen Rechte auf die Schule gewissenhaft wahren^ uDd dem- 
gemäss in die Ortsschulbehörde eintreten, so erwarten v^ir anch, 
dass dieselben ihre Pflichten gegen die Schule getreu erfüllen. 
Namentlich empfehlen wir, 

a) dass sie jeweils der Schulprüfung durch den Gr, Kreisschul- 
rath beiwohnen, nicht nur, um ihr Interesse an der Schule 
zu bethätigen, sondern auch, um bei der Schlussconferecz 
ihre etwaigen Beschwerden über Mängel und Verstöi^se gegen 
die Schulordnung und die sittlich-religiöse Haltung der 
Schule geltend zu machen (z. B. wenn die Aufzieht beim 
Gottesdienste von Seiten der Lehrer nicht geführt, wenn der 
Pfarrgeistliche zu den Sitzungen der Ortsschulbebörde nicht 
eingeladen wird, oder wenn letztere auf eine unpasseade Zelt 
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auberaumt werden, wenn ihm die Ferien nicht recbtxeitig 
angezeigt werden u. dgl.) 
b) dass die solche Missstände, welche unter dem Jahre yorkom- 
men und baldige Abhilfe erfordern, soweit sie nicht durch 
Benehmen mit dem Lehrer oder der OrtsschulbehOrde besei- 
tigt werden, dem Or. Ereisscbulrathe (durch den Erzb. Scbal- 
iuspector) zur Anzeige bringen werden. Es wäre nicht an- 
gezeigt, wenn in solchen Fällen Zeitungspublicationen anstatt 
und vor dienstlichem Einschreiten erfolgten; 
c) dass sie allen seelsorgerlichen Einfluss aufbieten, um der Cn- 
gebundenheit der Jugend (besonders auch dem Wirthsbaos- 
besuche und der Nachtschwärmerei der Fortbildungsschüler) 
zu wehren und den Eltern ihre Erziehungspflichten einzu- 
schärfen. (Vergl. die Bekanntmachung des 6r. Oberschulr. 
vom 16. Nov. 1876 (Verordnungsbl. Nr. 15), wodurch den 
Ortsschulbehörden die strenge Anwendung der gesetzlich zu- 
lässigen Strafen anempfohlen wird, sobald die Fortbildongs- 
schüler sich den Besuch von Wirthshäusern und Tanzböden 
und dergleichen grobe üngehörigkeiten erlauben. 
§. 13. Mit dem Lehrer wird der Geistliche sich in gutem Ein- 
vernehmen zu halten suchen und denselben als Mitarbeiter an dem 
heiligen Werke der Erziehung und Bildung der Jugend betrachten 
und behandeln. 

§. 14. Alljährlich findet gegen Ende des Schuljahres ^e Be- 
ligionsprüfung aller Classen statt und zwar im einen Jahre durch 
den Erzb. Schulinspector , im andern Jahre durch den Pfarrer (oder 
(Pfarrverweser). 

Beide Prüfungen sind am vorhergehenden Sonntage von der 
Kanzel zu verkünden, und sind dazu die Mitglieder der Stiftungs- 
commission und der Ortsschulbehörde sowie die Eltern einzuladen. 

üeber den Tag und die Stunde der pfarranUUchen Religions- 
prüfung wird sich der PC&rrgeistliche vor der Verkündigung mit der 
Ortsschulbehörde verständigen. 

In kleineren Schulen kann die pfarramtliche Religionsprüfaug 
auch mit der Schlussprüfung (§. 56. der Schulordnung) verbanden 
werden, wenn die Ortsschulbehörde den Geistlichen mit der Abnahme 
dieser Prüfung beauftragt und wenn dabei für die Prüfung aus der 
Beligionslehre im Durchschnitt eine halbe Stunde in jeder Classe zur 
Verfügung gestellt wird, 
a) In der Regel sind die Religionsprüfungen im Schullocale ab- 
zuhalten. 
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b) Die am Religionsanterrichte betheiligteo Lehrer sind verpflichtet, 
bei den Reiigionsprüfungen (anch den pfarramtlichen) zu er- 
scheinen und aus ihrem Pensam zu prüfen (Protocoll der Con- 
ferenz des Gr. Oberschulrathes etc. vom 15. Dec. 1885 sab 5). 
Sollte ein Lehrer sich weigern, diese Pflicht zu erfüll en, so wäre 
dies alsbald durch den Erzb. Schulinspector dem Gr. Kreisscbul- 
rathe anzuzeigen. 

§. 15. Der alljährlich zu erstattende pfarramUicke Eeltgtons- 
prüfungS'Bericht ist in dem Jahre, in welchem der Erzb. Schul- 
inspector die Prüfung abzunehmen hat, sechs Wochen vor Schluss des 
Schuljahres, in dem andern Jahre sogleich nach Abhaltung der pfarr- 
amtlichen Beligionsprüfung an den Erzb. Schulinspector einzUReuden. 

a) Diesem Berichte sind beizulegen: 

eine Abschrift des Stundenplanes (§. 53. der Scbulordnung), 
ein von jedem Beligionslehrer gefertigter Nachweis dessen, 

was in jeder Classe durchgenommen worden ist, und 
ein Yerzeichniss der Erstcommunicanten mit Noten über Be- 
fähigung, Fleiss und Betragen. 

b) Der pfarramtliche Prüfungsbericht ist genau nach dem von uns 
genehmigten Formulare der »Badeniac zu erstatten; die Tabel- 
len dieses Formulars sind (auf Grund der Schülerliste, deren 
Einsicht dem Geistlichen zusteht) pünktlich auszufüllen und die 
Fragen gewissenhaft zu beantworten — und zwar vom Pfarr- 
geistlichen allein (nicht vom Lehrer). Die Zahl der proteat., 
altkathol. und Israel. Schüler kann summarisch, jene der kathoL 
Schüler muss nach Classen angegeben werden. 

Auch ist es wichtig, dass in der Tabelle auf der ersten 
Seite die Classenlehrer nach Gonfession und Charakter (ob 
Hauptlehrer oder ünterlehrer oder Schulverwalter) verzeichnet 
werden. In der Tabelle auf der zweiten Seite kann mit einer 
Zeile für jeden Beligionslehrer gesagt werden, in welchen Classen 
und Gegenständen und in wie vielen Stunden derselbe unter- 
richtet hat. 

Sind einer Pfarrei Katholiken der Diaspora zur Pastoration 
zugewiesen, so muss im pfarramtlichen Prüfungsberichte ange- 
geben werden, wie viele schulpflichtige kathol. Kinder in jeder 
der betr. Diasporagemeinden sind, und wie für die religiöae 
Unterweisung derselben gesorgt ist. (Auf solche Diasporage- 
meinden findet der §. 27a des Schulgesetzes Anwendung, wo« 
nach »für den vorgeschriebenen Religionsunterricht des einen 
eigenen Lehrers entbehrenden Bekenntnisses jedenralls das vor- 
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handene Schullocal uad Heizung dargeboten werden ranss, so- 
fern dadurch der fibrige Unterricht nicht gestört wird.€) 

Dasselbe hat bezüglich der in einer Pfarrei bestehenden Pri- 
vatschulen zu geschehen. 

ungenaue oder unvollständige Prüfungsberichte sollen vom 
Erzb. Schnlinspector zur Ergänzung zurückgegeben und es sollen 
uns nur solche Berichte vorgelegt werden, aus denen ein ge- 
treues und vollständiges Bild von den Verhältnissen der betr. 
Schulen gewonnen werden kann, 
c) In dem alle zwei Jahre zu erstattenden Beiberichte über den 
Erfund der pfarramtlichen Beligionsprüfung wird sich der Ptarr- 
geistliche besonders über das Lehrverfahren und die Erfolge 
seiner Mitarbeiter an der religiösen Unterweisung verbreiten. 
§. 16. Behufs der üeberwachung und Leitung der religiösen 
Unterweisung an den Volksschulen werden die Landcapitel in zwei 
oder mehrere Inspectiansbesirke (in der Regel in Anlehnung an die 
historische Abgrenzung der Begiunkeln) abgetheilt. Kleinere Capitel 
bilden einen einzigen Inspectionsbezirk. 

Für jeden Inspectionsbezirk wird von uns ein Erzb. Schnlin- 
spector ernannt. 

a) Jede Ernennung eines Schulinspectors wird von uns dem Qrossb. 
Oberschulrathe mitgetheilt , welcher davon die untergebenen 
Schulbehörden und Lehrer in Kenntniss setzt. 

b) In Fällen gegenseitiger Aushilfe (wegen Erkrankung oder son- 
stiger Verhinderung) soll der Auftrag gebende Inspector dem 
Grossh. Kreisschulrathe den für ihn eintretenden Schulinspector 
bezeichnen. Der letztere soll die Akten über die von ihm als 
Stellvertreter abgehaltenen Prüfungen dem ersteren zur Vorlage 
an uns zustellen. 

§. 17. Der Erehischofi. Schulinspector hat in unserem Auf- 
trage die sittlich-religiöse Unterweisung und Erziehung in den Schalen 
seines Bezirkes zu überwachen und zu leiten und namentlich dafür 
zu sorgen, dass die Qeistlichen und die Lehrer in dieser Hinsicht 
ihre Pflicht erfüllen, den Religionsunterricht regelmässig ertheilen 
und unlere diesbezüglichen Anordnungen befolgen. 

Er vermittelt auch solche Anzeigen, Beschwerden oder Berichte, 
welche die Oeistlichen als Eleligionslehrer und ohne Mitwirkung der 
Ortsschulbehörde an die Qrossh. Kreisschulvisitatur oder an den 
Grossh. Oberschulrath gelangen lassen wollen. 

g. 18. Der Erzb. Schulinspector wird sich von Zeit sn Zeit 
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(nicht bIo9 bei der Prüfung) über das Wirken der Geistlichen und 
der Lehrer erkundigen. 

Wahrgenommene üebelstände oder Ungehörigkeiten wird er mit 
dem Ortsgeistlicben besprechen und diesem die geeigneten Weisungen 
zur Abhilfe raittheilen. üeber Vorkommnisse ernsterer Art wird er 
— je nach der Natur des Gegenstandes — • entweder an die Grossh. 
Ereisschulvisitatur oder an uns Bericht erstatten. 

Der Erzb. Schulinspector hat keine Disciplinargewalt gegen- 
über den Lehrern und Ortsschulbehörden ; deshalb kann er diesen 
nicht direct, sondern nur durch die Grossh. Ereisschulvisitatur 
Verfügungen zukommen lassen (Vgl. Sehniges. §. 27, Abs. 4 u. 5). 
§. 19. Alle zwei Jahre wird der Erzb. Schulinspector in den 
Schulen seines Bezirkes eine Religionsprüfung in der Art vornehmen, 
dass im einen Jahre die eine Hälfte, im andern Jahre die andere 
Hälfte der Schulen an die Reihe kommt. 

Wenn besondere Umstände es erheischen, so wird er mit unserer 
Zustimmung oder auf unsere Anordnung auch vor Umfluss von zwei 
Jahren eine (ausserordentliche) Prüfung vornehmen. 

Zu der vom Erzb. Schulinspector abzunehmenden Prüfung 
hat der Pfarrgeistliche jeweils die benachbarten Amtsbrüder ein- 
zuladen , und wir wünschen dringend, dass letztere dieser Ein- 
ladung Folge leisten. 

§. 20. Er wird jeweils die Reihenfolge (Tag und Stunde) der 
von ihm abzuhaltenden Religionsprüfungen rechtzeitig dem betr. 
Grossh. Ereisschulrathe mit dem Ersuchen zur Eenntniss bringen, 
davon den betr. Ortsschulbehörden Nachricht geben zu wollen. 

Zugleich wird er die Prüfungen acht Tage vorher den betr. Pfarr- 
ämtern unter Angabe der Zeit und des Locals der Prüfung anmelden. 
§. 21. Der vormittägigen Prüfung soll, wo möglich, die Feier 
des hL Messopfers vorhergehen, wobei die Einder mit Orgelbegleitung 
za singen haben. 

Ueberhaupt soll jede Religionsprüfung mit einem kirchlichen 
Gebete oder einem kirchlichen Liede begonnen und geschlossen werden. 
§. 22. Der Erzb. Schulinspector nimmt die Prüfung der ein- 
zelnen Classen in der Art vor, dass er zunächst den Geistlichen 
bezw. den Lehrer prüfen lässt, aber regelmässig (auf Grund des vor- 
geschriebenen Religionslehrplanes und des Nachweises darüber, was 
gelehrt worden ist) selbst diejenigen Theile des Pensums (d. i. die 
Nummern der Bibl. Gesch. und die Abschnitte des Eatechismus) angibt, 
welche vorgeführt werden sollen. Er wird aber auch selbst Fragen 
stellen, theils über das Vorgeführte, theils aus anderen Theilen des 
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Fensams, um sich ein sicheres ürtheil über den Stand der Schule zq 
bilden. Er wird dabei sein Augenmerk besonders darauf richten, ob 
das im Lehrplan vorgesteckte Ziel erreicht und welches Unterrichts- 
verfahren eingehalten worden ist, ob die Schüler zu einem genügen- 
den Verständnisse des Erlernten angeleitet und ob Herz und Wille 
entsprechend gebildet worden sind. 

a) Da der Erzb. Schulinspector nur alle zwei Jahre in derselben 
Schule prüft, so ist er berechtigt und verpflichtet, in den Clas- 
sen, welche nach Turnusjahren unterrichtet werden, nicht blos 
aus dem Pensum des laufenden Schuljahres, sondern auch aus 
jenem des vorhergegangenen Schuljahres zu prüfen, doch wird 
er bezüglich des letzteren geringere Anforderungen stellen, als 
hinsichtlich des ersteren. 

b) Einiges wird er eingehend erklären bezw. auslegen lassen, am 
die Methode des Lehrenden beurtheilen zu können ^ mehreres 
wird er nur aufsagen lassen, um sich zu überzeugen, dass es 
gelehrt und gelernt worden ist. Auf die Concentration des 
relig. Unterrichts, besonders auf die Verbindung des Katechis- 
mus und der Bibl. Geschichte wird er grosses Gewicht legen. Die 
Erstcommunicanten wird er einer besonderen Prüfung unterzieheo. 

c. Er wird auch darauf sehen, dass im Aufrufen abgewechselt wird 
und nicht vorwiegend nur die besten Schüler gefragt werden. 
Endlich wird er aus der in der Schule aufliegenden Schülerliste 
die schwächsten Schüler erheben und an diese die geeigneteo 
Fragen stellen, um zu erkennen, ob dieselben wenigstens das 
Nothwendigste wissen. 

§. 23. Der Erzb. Schulinspector wird sich über das Benehmen 
der Kinder in und ausser der Schule und überhaupt über deren 
sittlich-religiöse Haltung, sowie darüber verlässigen, ob sie zum re- 
gelmässigen Besuche des Gottesdienstes und Empfange der hl. Sa- 
cramente, überhaupt zu einem christlich-frommen Leben angehalten 
und erzogen werden. 

§. 24. Den vorgeschriebenen Gebeten und deren Erklftning 
und dem kirchlichen Gesänge wird er besondere Aufmerksamkeit 
zuwenden. 

Aus dem im Schullocale angeschlagenen (bezw. gemäss §. 15a 
abschriftlich mitgetheilten) Stundenplane wird er sich^überzeagen, 
ob für jede Glasse drei Beligionsstunden angesetzt sind und ob 
in thatsächlich ungemischten Schulen 1 Lesestunde zum Bibel- 
lesen und an allen Volksschulen ^/s Gesangstunde für Einübung 
kirchlicher Lieder bestimmt ist. 
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§. 25. Am Schlosse der PrfifuDg, wenn die Kinder nach einer 
kleinen Ansprache entlassen sind, wird der Erzh. Schnlinspector et- 
waige Wunsche and Beschwerden in Bezug auf die religiöse Unter- 
weisung entgegennehmen und, soweit es ihm zusteht, zu erledigen 
suchen. Etwaige Misshelligkeiten wird er zu schlichten bemQht sein, 
üeber Gegenstände, deren Erledigung ihm nicht zusteht, wird er ein 
ProtocoU aufnehmen und dieses uns vorlegen. 

Es empfiehlt sich, dass nach umständen am Schlüsse der 
Prüfung den Katecheten und Lehrern mündlich ein proWsori- 
scher Bescheid ertheilt und geeignete Bemerkungen gemacht 
und in unmittelbaren Anschluss an den Befund der Prüfung er- 
läutert werden. 

§. 26. üeber das Ergebniss der Prüfung wird der Erzb. Schnl- 
inspector binnen drei Wochen schriftlichen Bescheid an das Pfarr- 
amt ergehen lassen. Dieser Bescheid soll sich nach Befund über die 
katechetische Wirksamkeit des Geistlichen und des Lehrers erstrecken, 
und die Eröffnung desselben ist nur vom (bezw. von den) Geistlichen 
durch Namensunterschrift zu bescheinigen. Der den (die) Lehrer be- 
treffende Theil des Bescheids ist in besonderer Ausfertigung dem 
betr. Grossh. Kreisschulrathe mit der Bitte mitzutheilen, diesen Be- 
scheid dem Lehrer zur Kenntnissnahme und Nachachtung eröfinen 
und diesen anweisen zu wollen, dass er denselben unterzeichne und 
(durch die Ortsschulbehörde) unmittelbar an den Erzb. Schnlinspector 
zurücksende (ProtocoU der Gonferenz des Gr. Oberschulr. vom 27. De- 
cember 1887). 
a. Der Pfarrgeistliche hat von dem Bescheide Abschrift zu den 
Ptarrakten zu nehmen und dieselbe bei der nächsten Prüfung 
dem Erzb. Schnlinspector vorzulegen. 

b) Die Leistungen in den einzelnen Glassen sollen durch eine Note* 
für jedes Fach ausgedrückt werden, und hiefür kann ein ge- 
drucktes Formular benützt werden. Doch darf sich der Bescheid 
mit dieser Notengebung nicht begnügen, sondern er soll sich 
eingehend über die Befolgung des Lehr- und Lectionsplanes, die 
Methode, die Erreichung des Lehrzieles, den Lehrton, die Ein- 
prägung und den Vortrag der Gebete etc. auszusprechen und 
eventuell Anerkennungen, ßathschläge und Weisungen daran 
anschliessen. 

c) Wo das Lehrziel nicht erreicht worden ist, kann die Note »gute 
in der Regel nicht gegeben werden. 

Wenn ein Lehrer sich an der relig. Unterweisung seiner 
Schüler nicht betheiligt hat, so soll dies im Bescheidsausznge 
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aosdrficklich bemerkt werden (»Hauptl. N. N. hat sich am.Be- 
ligionsanterricht^ nicht betheiligte). 

d) Es ist durchaos anziemlich and kann nicht gedaldet werden, 
dass ein Geistlicher oder ein Lehrer auf dem Bescheide des 
Schulinspectors Bemerkungen oder Zeichen anbringt. Wenn 
solches doch geschehen sollte, so wäre der betr. Geistliche bei 
uns, der betr. Lehrer bei der Or. Schulvisitatur zar Anzeige zu 
bringen. 

e) Wenn ein Lehrer sich weigern wollte, den ihm auf dem geord- 
neten Wege (d. i. durch die Kreisschalvisitatur) zugekommenen 
Bescheid zu unterzeichnen, so w&re hiervon dem Or. Ereisschal- 
rathe beschwerend Nachricht zu geben, eventuell besondere Vor- 
lage an uns zu machen. 

Anmerkung, Die Noten der Lehrer über ihre Leistungen im Beligions- 
nnterrichte werden ihren Zengnissen bei BewerbungsgeBDchen beigelegt (Proto- 
coll über die Gonferenz des Gr. Oberschnlraths mit den Ereisscholrathen nod 
den kirchl. Commissaren vom 22. Noy. 1881 sab 4). 

§. 27. Den Bericht über die pfarramtliche Prüfung (§. 15.) 
wird der Erzb. Schulinspector ebenfalls binnen drei Wochen verbe- 
scheiden. Von diesem Bescheide, welcher in der Begel kurz gefasst 
werden kann, ist Abschrift zu den Pfarrakten zu nehmen und der- 
selbe sodann, mit der Unterschritt des (der) Geistlichen (nicht des 
Lehrers!) versehen, an den Schulinspector zurQckzusenden. 

§. 28. Längstens im Monat Juli übersendet der Schulinspector 
die pfarramtlichen Beligionsprüfungsberichte nebst Beilagen und die 
von ihm ertheilten Bescheide sammt den durch die Kreisschalvisi- 
tatur eröffneten Bescheidungsauszugen an diesseitige Stelle. 

§. 29. Mit Vorlage dieser Prüfungsakten erstattet der Schul- 
inspector an uns einen ausführlichen Jc^resbericht über den Stand 
der religiösen Bildung in den einzelnen Schulen seines Bezurkes. 
Auf die eingehende Abfassung dieses Jahresberichtes müssen wir das 
grösste Gewicht legen, weil wir denselben bei unseren Akten be- 
halten, während die anderen Prüfungsvorlagen an die Schulinspectoren 
zurückgesandt werden. Derselbe soll deshalb so abgefasst sein, dass 
die Kirchenbehörde in demselben jederzeit Aufschluss über den Stand 
der religiösen Unterweisung an dieser oder jener Schule, sowie über 
das katechetische Wirken der einzelnen Geistlichen und Lehrer 
finden kann. 

Der Jahresbericht zerfällt in zwei Theile. Im ersten Tbeile 
werden diejenigen Schulen besprochen, in welchen der Schulinspector 
selbst geprüft hat, im zweiten Theile jene, in welchen die pfarramt- 
liche Prüfung stattgefunden hat. 
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Bei jeder Schule ist anzugeben : die Zahl der Classen, die Zahl 
der .katholischen, sowie der protestantischen, altkatholischen und 
israelitischen Kinder und Lehrer, ferner Name, Eigenschaft und sitt- 
lich-religiöses Verhalten und Wirken der katholischen Geistlichen 
und Lehrer, in welchen Classen, in wie vielen Stunden und mit wel- 
chem Erfolge jeder Geistliche und Lehrer Religionsunterricht ertheilt 
hat, wie oft und von welchem Alter an die Schuler die hl. Sacra- 
mente empfangen haben, welche besonderen Verhältnisse etwa hem- 
mend oder fördernd auf die religiöse Erziehung einwirken. 

a) Hinsichtlich der Personalien kann ein künftiger Jahresbericht 
auf den ausfuhrlichen Bericht des vorausgegangenen Jahres ver- 
weisen, wenn und soweit inzwischen ein Personenwechsel nicht 
stattgefunden hat. 

b) Von den Angaben des pfarramtlichen Religionsprüfxings- Berichts 
in Betreif der relig. Unterweisung der katholischen Kinder der 
Diaspora und der Privatschulen wird der Erzb. Schulinspector 
in seinem Jahresberichte gleichfalls Notiz nehmen. 

§. 30. Die Visitation derjenigen Schule, in welcher unser 
Schulinspector die religiöse Unterweisung selbst besorgt, geschieht 
durch einen benachbarten, von uns bezeichneten Schulinspector. Eine 
gegenseitige Inspection ist unzulässig. 

IL Lehrplan für den kcUhol. Religionsunterricht an den Volksschulen 
der Erediöcese Freiburg, 

Durch Aufstellung des folgenden Religionslehrplanes beabsich- 
tigen wir, die Autgabe der den Religionsunterricht ertheilenden Geist- 
lichen und Lehrer, sowie der Erzbischöfl. Schulinspectoren zu erleich- 
tern und die nothwendige Einheit, soweit möglich, herzustellen. Und 
da dieser Lehrplan in allen Schulen eingehalten und das in dem- 
selben gestellte Ziel überall erreicht werden soll, so stecken wir nicht 
die äusserste Grenze des Erreichbaren ab, sondern wir stellen ein 
Lehrziel auf, das selbst bei minder günstigen Verhältnissen erreicht 
werden kann« 

Zu diesem Zwecke nehmen wir die Schule mit nur einem Lehrer 
zur Grundlage des folgenden Lehrplanes. Eine solche Schule wird 
nach §. 3. der Verordnung des Gr. Ministeriums d. J. v. 24. April 
1869 in zwei Classen eingetheilt, deren erste in der Regel die Kinder 
des 1., 2. und 3. Schuljahrs, deren zweite die Kinder des 4.— S.Schul- 
jahrs umfasst. 

Bei dieser und jeder andern Glasseneintheilung sind folgende 
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L Allgemeine Grundsätze 
massgebend. 

1) Keine Abtheilung der Schüler darf während des Unterrichts 
unbeschäftigt und unbetheiligt bleiben. Es mfissen darum aUe Schüler 
einer Classe gleichzeitig in demselben Gegenstande unterrichtet wer- 
den, und dieser Unterricht muss sich nach dem Princip der con- 
centrischen Kreise mit den Schuljahren erweitern. 

2) Alle Schüler, welche gleichzeitig unterrichtet werden, müs- 
sen denselben Katechismus und dieselbe biblische Qeschichte benützen. 
Der Gebrauch von zweierlei Lehrbüchern in derselben Classe ist un- 
zweckmässig und darum unzulässig. 

3) Die verschiedeuen Fächer des Religi<m8UDterriehte8 (biblische 
Geschichte, Katechismus, Gesangbuch, Cultus) mnd auf jeder Stufe 
des Unterrichts in möglichst enge Verbindung zu bringen, indem bei 
dem Unterrichte in einem Fache stets auf die einschlagoide Partie 
der andern Fächer hingewiesen wird und so die^einzelnen Wahr- 
heiten m(^lich8t anschaulich und verständlich gemacht werden. 
Selbst da, wo für die biblische Geschichte und für den Katechismus 
besondere Stunden für eine Classe festgesetzt sind und der Unter- 
rieht in der ersteren von dem Lehrer, der Kat^hismusnnterricht ?od 
dem Geistlichen ertheilt wird, soll nur eine Theilung der Arbeit^ 
nicht aber eine Trennung und Auseinanderreissung der innerlich ver- 
wandten Gegenstände statthaben, vielmehr ist bei dem Unterrichte 
im Katechismus stets auf die entsprechende Geschichte , welche die 
gerade behandelte Wahrheit illastrirt, und umgekehrt, hinzuweisen. 

4) Nach je vier Wochen, bezw. nach Durchnahme eines grösseren 
Abschnittes, ist das Durchgegangene zu wiederholen. 

//. Lehrplan für die zweiclaasige Schule. 
A. Die erste Classe (l., 2. und 3. Schuljahr). 

5) Die biblische Geschichte bildet hier die Grundlage des Re- 
ligionsunterrichtes. Ans derselben werden diejenigen Geschichten ge- 
lehrt , welche geeignet sind , den Kindern ein elementares Bild von 
dem Verhältnisse des Menschen zu Gott und von dem Erlösungswerke 
zu geben, und so den folgenden Unterricht vorzubereiten. 

Es kommen deshalb zur Behandlung der biblischen Erzählungen: 
Erschaffung der Welt, der Engel, des Menschen, Paradies, Sünden- 
fall, Strafe desselben, Verheissung des Erlösers, Kain und Abel, Noe 
und die Sündfluth, Abrahams Berufung, Isaaks Opferung, Geschichte 
Josephs, Moses Geburt, Gesetzgebung auf Sinai — Verkündigung an 
Zacharias, an Maria, Maria Heimsuchung, Geburt Jesu, die Hirten 
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bei der Krippe, Darstellaog Jesu« die drei Weisen, Flucht nach 
Aegypten, der zwölfjährige Jesus im Tempel« Taufe Jesu, Jesus als 
Lehrer, (Gebot der Liebe), als Wunderthäter , (Hochzeit zu Kanji, 
Auferweckung des Jünglings von Naim, Stillung des Seesturmes), 
und als Kinderfreund, Einsetzung des heiligsten Sacraments, Leideo, 
Tod, Grablegung, Auferstehung und Himmelfahrt Jesu, Ausgiessung 
des heiligen Geistes. 

Die Vertheilung dieses Lehrstoffes ist in der Weise an 's Kir- 
chenjahr anznschliessen, dass von Ostern an die Geschichten aas dem 
alten, von Advent an diejenigen aus dem neuen Testamante durch- 
genommen werden. 

6) Den Kindern des ersten Schuljahrs werden die Hauptpunkte 
in einfachen, kurzen Sätzen frei vorerzfthlt und durch Nachsprechen 
(einzelner und im Chor), sowie durch Fragen, durch Vorzeigen und 
Erklären von Bildern und durch Aufmerksamkeit auf den Unterricht 
des 2. und 3. Schuljahrs eingeprägt. 

Ueberdies wird das Kreuzzeichen, das Händefalten, das Vater 
unser und Ave Maria und das Gebet zum hl. Schutzengel gelerot 
und bei Gelegenheit, soweit es hier möglieh ist, erklart. 

Dazu kommen einige leichtverständliche Denksprüchef besonders 
über die Allmacht, Allgegenwart, Allwissenheit, Güte, Heiligkeit und 
Gerechtigkeit Gottes. 

7) Den Kindern des jnoeiten Schuljahrs werden dieselben Ge- 
schichten erweitert vorerzählt und jede Geschichte wird durch ge- 
schickte, der kindlichen Fassungskraft angemessene Fragen zu einem 
kleinen Ganzen zusammengefugt. Aus diesen kurzen Geschichtchen 
werden die Grundlehren des Glaubens und der Moral entwickelt, in 
den Sätzen des apostolischen Glaubensbekenntnisses und der ?ehn Ge- 
bote, sowie in leichten Fragen des Kleinen Katechismus und in Denk- 
sprächen zusammengefasst und den Kindern an*s Herz gelegt Die 
Kinder des ersten Schuljahrs werden durch gelegentliche Fragen 
mitbetheiligt. 

Zu den im ersten Schuljahr erlernten Gebeten, welche hier 
schon ausführlicher erklärt werden können, kommen das Morgen-, 
Abend- und Tischgebet, der Engel des Herrn, das apostolische Glau- 
bensbekenntniss , die zehn Gebote und die Geheimnisse des Rosen- 
kranzes. Gelegentliche Erklärung. Einige weitere Denkspruche. 

8) Im dritten Schuljahre werden dieselben Geschichten, nach- 
dem sie vorerzählt sind, in der »Kurzen biblischen Geschichte« von 
Dr. Knecht (Freiburg bei Herder) von den Schülern gelesen, gut 
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memorirt und erzählt. Die Kinder des 2. and 1. Schaljahrs werden 
darch gelegentliche Fragen mitbetheiligt. 

Aus diesen Geschichten werden (wo möglich von den Kindern 
selbst, welche durch Fragen dazu angeregt werden) Lehrsätze abge- 
leitet, nach der Fassung des Kl. Diöcesankatecbismus formullrt und 
von den Kindern in diiBsem Katechismus auswendig gelernt Es 
kommen hier vorzugsweise die Fragen der Einleitung and des ersten 
Hauptstückes in Betracht, welche mit Auslassung der Fragen 98, 
100, 105—107, 110—113, 115—118 gut einzuprägen sind. Aus 
dem zweiten Hauptstftcke erklären wir nur die Fragen 1, 2, 3, 7, 
12, 17, 19, 24, 26, 27, 29, 31^36, 39, 40, 42—44, 50, (in der 
neuen Aasgabe Fragen 119, 121, 125, 180, 135, 187, 142, 144, 
145, 147, 149—153, 157, 158, 160—163, 168), aus dem dritten 
Hauptstucke die Fragen 1—5, 7, 9, 10, 13, 20, 23, 24, 43 (bezw. 
169—173, 174, 176, 180, 187, 190, 191, 210) für obligatorisch. 

Zu den Gebeten des 1. und 2. Schuljahrs, welche wiederholt ge- 
lernt und erklärt werden, kommen die Formularien zur Erwecknng 
der drei göttlichen Tugenden (S. 27 oder 57 bezw. 24 oder 51) und 
der guten Meinung (S. 55 bezw. 49). Anleitung zu würdigem Be- 
nehmen während des Gottesdienstes, besonders während des hl. Meß- 
opfers. Bedeutung des Sonntags und der wichtigsten Kirchenfeste. 

9) Das vierte Schuljahr kann ausnahmsweise noch zur ersten 
Classe gezogen werden. In diesem Falle haben die Kinder dieses 
Jahrgangs alle übrigen Nummern der kurzen biblischen Geschichte 
und alle unbesternten Fragen und Antworten des Kl. Katechismus 
zu lernen. Auch sind dieselben — spätestens vor Schluss der öster- 
lichen Zeit — zum erstmaligen Empfang des hl. Busssacramentes nach 
Anleitung des Katechismus (S. 43 bezw. 38 ff.) vorzubereiten und an- 
zuhalten. 

Sind aber die Kinder des 4. Schuljahrs, wie es nach der Ver- 
ordnung vom 24. April 1869 in der Begel sein soll, in die zweite 
Classe aufgenommen, so gilt für sie der folgende Lehrplan: 

B. Die 0weUe Classe (4., 5., 6., 7. und 8. Schuljahr). 

10) In dieser Classe sollen der Katechismus und die biblische 
Geschichte zweimal ganz durchgenommen werden. 

Als Lehrbücher dienen der mittlere Diöcesankatecliismus and 
die biblische Geschichte von Mey. 

Diese Classe wird für den Religionsunterricht in zwei Ab- 
theilungen getheilt, deren erste in der Begel das 4. und 5. (bezw. 
5. und 6.), deren zweite das 6., 7. und 8. (bezw. 7. und 8.) Schol- 
iahr umfasst. 
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Beide Abtheilungen müssen zu gleicher Zeit in demselben 
Gegenstande unterrichtet werden. 

In jedem Jahre soll in dieser Glasse auf die österliche Zeit der 
Beichtnnterricht durchgenommen bezw. repetirt werden. Desgleichen 
ist alljährlich das hl. Messopfer zu erklären und eine Anleitung zum 
nutzbringenden Besuche desselben zu geben. 

Im ersten (geraden) Jahre 

11) wird in der ersten Abtheilung durchgenommen: 
Katechismus: Einleitung, erstes Hauptstück und Lehre vom Gebete 

sammt dem Beichtunterrichte mit Auslassung der besternten Fragen. 
Ueberdies können in dieser Abtheilung noch ausgelassen werden 
die Fragen 34, 56, 94, 100, 106, 143, 201-204, 211-213, 220, 
231, 549, 564-567, 572, 574, 599, 633, 640, 664, 666, 667. 
Bibl. Geschichte: Diese ist nach dem doppelten zweijährigen Cursus 
des Lectionsplanes für die zweiclassige Volksschule, (Freiburg bei 
Herder) zu ertheilen. Demgemäss sind im ersten Turnusjahre 30 
neue Nummern aus dem A. T. und im dritten Jahre weitere 31 
Nummern des A. T. durchzunehmen. 

12) In der zweiten Äbtheüung: 

Katechismus: Wie in der ersten Abtheilung mit Hinzunahme der 
besternten und der anderen, in der ersten Abtheilung ausgelas- 
senen Fragen. 

BibL Geschichte: Wie in der ersten Abtheilung. 

Im zweiten (ungeraden) Jahre 

13) kommt in der ersten Abtheilung zur Behandlung: 
Katechismus : von den Geboten bis Ende mit Auslassung der be- 
sternten Fragen und der Lehre vom hl. Sacrament der Ehe und 
vom Gebete. Die Lehre von den hl. Sacramenten der Firmung 
and des Altars soll, weil sie ausführlicherem Unterricht vorbehal- 
ten ist, auf die Fragen 482, 491, 493—497, 499-502, 504, 506, 
515, 520, 525 beschränkt werden. Ausserdem können in dieser 
Abtheilung die Fragen 261, 269, 270, 272, 275, 278, 296, 316, 
317, 324, 331, 334, 365-369, 374, 386, 392, 407,408, 414—417, 
420—423, 432, 440, 444, 445, 447, 456, 462—466, 473—476, 
605, 610, 611, 613, 614, 618, 621, 633, 636, 680 übergangen 
bezw. vom Memoriren ausgeschlossen werden. 

Bibl. Geschichte: Die im Loctionsplane im 2. Jahre zugewiesenen 
33 Nummern des Neuen Testaments. (Im 4. Jahre kommen 30 
weitere Nummern des Neuen Testamentes zur Durchnahme.) 
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14) In der zweiten Ahiheüung: 

KcUechismus: Wie in der ersten Abtheiinng mit Beizag der be- 
sternten und der anderen, in der ersten Abtbeilung aasgelassenen 
Fragen. Die Lebre von der hl. Firmong und vom allerbeiligsten 
Sacramente kann anf die für die erste Abtheiinng angesetzten 
Fragen beschrankt bleiben. Die Lehre von der Ehe and vom 
Gebete fällt anch hier ganz aus. 

Bibl Geschichte: Wie in der ersten Abtheiinng. (Die mit lateini- 
schen Bnchstaben gedruckten Geschichten sind nicht obligat.) 

15) Hinsichtlich der Methode ist vor allem im Ange zu be- 
halten, dass der Schwerpnnkt des Religionsunterrichts in die Schale, 
nicht in das Haus zu legen ist. Deshalb soll jedes Pensum in der 
Stande, an deren Sehluss es aufgegeben wird , wohl präparirt and 
erklärt werden, so dass dem häuslichen Fleisse nur die genauere 
fiinprägung des bereits in der Schulstunde Gehörten und Gelernten 
zugemuthet wird. Um für die Vorbereitung Zeit zu gewinnen, darf 
nicht der grOsste Theil der Beligionsstunde auf die Abhör der in der 
vorigen Stunde gegebenen Aufgabe verwendet werden. Dagegen ist 
strengstens darauf zu halten, dass die Bücher während des Abhörens 
geschlossen auf der Bank liegen bleiben. 

Das jeweilige Pensum aus dem Katechismus soll durchschnitt- 
lich 4— -6 Fragen umfassen. Der Inhalt dieser Fragen und Ant- 
worten ist in der Regel zuerst auf akroamatische Weise — bei ge- 
schlossenen Büchern — in kurzen Sätzen und in stetem Hinblick auf 
den Wortlaut des Katechismus den Kindern vorzusprechen und durch 
Beispiele (womöglich aus der Bibl. Geschichte) und Vergleiche zu 
erläutern und verständlich zu machen. Sodann wird dieses Pensum 
mittelst Fragen mit den Schulern durchgesprochen, in die Fragen 
und Antworten des Katechismus eingekleidet und zusammeugeÜEisst, 
im Buche mit scharfer Betonung gelesen und zur wörtlichen Ein- 
prägung auf die nächste Stunde aufgegeben. In allen Glassen ist 
darauf zu dringen, dass nicht blos die Antworten, sondern anch die 
Fragen gelernt werden. 

Die Biblische Geschichte soll regelmässig vorerzählt, gelesen 
und erklärt werden, bevor sie zum Lernen aufgegeben wird. Die 
statarisch zu behandelnden Nummern, welche in den Lectionsplänen 
mit fetten Ziffern gedruckt sind, müssen wörtlich gelernt werden, 
desgleichen die Aussprüche und Charakterstellen der cursorisch durch- 
zunehmenden Nummern. Auf die Abhör folgt die Auslegung des Ge- 
lernten, welche auf die Lehrsätze des Katechismus zurückzufahren ist 
Die Anwendung bildet den wirksamen Abschluss der biblischen Katechese. 
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Die Weissagungen, Vorbilder und Typen sind mit besonderer 
Aofmerksaaikeit zu behandeln, und ihre Erfüllung soll nachgewiesen 
werden. 

16) Zu den bereits eingeübten Gebeten^ auf deren loh alt bei 
Gelegenheit zurüekzukommen ist , sind in dieser Classe das Don- 
nerstags- und Freitagsgebet, das Formular zur Erweokung von Reue 
und Leid, das Salve Regina, das »unter deinen Schutz and Sohirm« 
und das Memorare hinzuzulernen. 

Alle vorgeschriebenen Gebete sollen genau nach dem Wortlaute 
des Katechismus gelernt und abwechslungsweise als Schulgebete ge- 
braucht werden. Auch der Decalog, die Eirchengebote , die acht 
Seligkeiten etc. können und sollen als Gebetsformulare benützt wer- 
den. An die Verrichtung der häuslichen Gebete sollen die Kinder 
häufig gemalmt werden. 

Die ablieben Mess- und anderen kirchlichen Gesänge sind bei 
Gelegenheit zu erklären und, wenigstens th eil weise, auswendig lernen 
zu lassen. Zu diesem Zwecke sollen alle Kinder dieser Clause das 
»Gesang- und Gebetbach für die kathol. Jugend, von einem Priester 
der Erzdiöcese Freiburgc (Preiburg bei Herder) oder das »Kleine 
Gebet- und Gesangbuch c von Pfarrer Lorenz (Badenia in Karlsruhe) 
in Händen haben. Eine Anweisung zum Gebrauch des Gebetbuches 
dürfte in den meisten Fällen erforderlich sein. 

Ganz besonders aber muss verlangt werden, dass die Schüler 
dieser Classe in den Geist des Kirchenjahres und seiner Feste und 
der kirchlichen Gebräuche und Culthandlungen mit allem Eifer ein* 
geführt werden. Dieselben sind deshalb über die Eintheilung uud 
alle (öffentlichen) Feste des Kirchenjahres, sowie über den Sinn und 
die Bedeutung der hauptsächlichsten Cultformen und Gebrauche 
(eucharistischer Segen, Wettersegen, Palmen- und Kerzenweihe etc.) 
hinreichend zu belehren. 

Das Nachfragen über die von den Kindern angehörte Predigt 
wird für das fruchtbringende Anhören des Wortes Gottes Bebr nütz- 
lich sein. 

17) Im CommunionmterriclUe soll die Lehre vom ürmstande, 
vom Sundenfall und von der Erlösung kurz wiederholt und die Lehre 
von dfflr Gnade, den Sacramenten im allgemeinen, dem hl. Saeramente 
des Altars und dem Saeramente der Busse gründlich und ausführ- 
lich durchgenommen werden. Aus der Bibl. Geschichte sind Ni\ 39—42 
des A. T. und Nr. 34 — 37 des N. T. beizuziehen. Liturgische Er- 
klärung der hl. Messe. 
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IIL 18) Der Lehrplan fär Schulen mit mehr als zwei Classen 
ergibt sieh aus dem Vorsteheoden von selbst. Jede Ciasse hat das- 
jenige Pensum zu lösen, welches in obigem Lehrplane dem Schul- 
jahre (den Schuljahren) zugewiesen ist, welches (welche) in dieser 
Classe sich befindet (befinden). 

Der biblische Oeschichtsunterricht ist in allen Schulen nach 
dem betr. Lectionsplane (für die vierclassige, sechsclassige oder acht- 
classige Volksschule), welcher dem »Prakt. Commentar zur Bibl. Ge- 
schichte von Dr. Knecht beigegeben und von Herder in Freiburg 
separat zu beziehen ist, zu ertheilen. 

Bei günstigeren Umständen wünschen wir weniger eine Aus- 
dehnung des Lehrstoffes, als vielmehr dessen Vertiefung und um so 
festere Aneignung. Wo aber eine Erweiterung des Lehrstoffes thun- 
lich ist, wie in sechs- bis achtclassigen und erweiterten Volksschulen, 
da sollen die früher ausgelassenen Nummern der Biblischen Geschichte 
und die Nummern 5 bis mindestens 25 des (dem mittleren Diöcesan- 
katechisrous beigegebenen) Abrisses der Eirchengeschichte durchge- 
nommen werden. 

IV. 19) Die Betheiligung des Lehrers an dem Religionsunterriehie 
ist in den meisten Fällen schon darum nothwendig, weil viele Geist- 
liche ausser Stand sind, denselben allein zu ertheilen. Sie ist aber 
ebenso wünschenswerth im Interesse der Würde des Lehrerstandee. 
Demjenigen Lehrer, welcher nicht gern an der religiösen Bildung der 
ihm anvertrauten christlichen Kinder mitarbeitete, müsste das Ideal 
seines Berufes abhanden gekommen sein. In dem Schulgesetz vom 
8. März 1868 ist darum die Mitwirkung des Lehrers bei der Er- 
theilnng des Beligionsunterricbtes vorgesehen und sollen »zu dem 
Zwecke aus dem wöchentlichen Stundendeputat eines Lehrers, so weit 
erforderlich, je sechs Stunden verwendet werden« (§. 27). 
Wir verordnen daher: 

a) Für die Vertheilung der Beligionsstunden zwischen den Geist- 
lichen und den Lehrern ist §. 3. unserer »Dienstweisung, die reli- 
giöse Unterweisung an den Volksschulen betr.,« massgebend. 

b) Der Anschauungsunterricht bildet nicht einen besonderen 
Theil des Religionsunterrichts, aber es ist bei obigem Lehrplane 
vorausgesetzt, dass jeder Lehrer den Anschauungsunterricht mit re- 
ligiöser Beziehung gebe. 

c) Ebenso setzen wir voraus, dass jeder Lehrer gemäss der Ver- 
ordnung Grossh. Oberschulraths vom 14. August 1869 Nr. 14,955 
eine Stunde des Leseunterrichts zum Lesen der Biblischen Geschichte 
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verwendet. Geistliche and Lehrer haben sich deshalb dahin zu ver- 
ständigen, dass jeweils diejenigen Geschichten in der Lesestande ge- 
lesen werden, welche gerade im Religionsunterrichte in Behandlung 
sind. Ausserdem eignen sich besonders auch jene Stficke zum Lesen, 
welche für den Beligionsunterricht nicht obligat sind (d. i. die mit 
lateinischen Buchstabea gedruckten Geschichten). 

d) Theilen sich der Geistliche und der Lehrer in den Religions- 
unterricht, so hängt ausserordentlich viel davon ab, dass beide im 
Einverständnisse handeln und ein jeder wisse, wo der andere steht. 
Wir erinnern darum an die Worte des Geh. Regierungs- und Schul- 
raths Dr. Kellner^ welcher hierüber sagt : >MOge die Einrichtung ge- 
troffen werden wie sie wolle , und wie es die mannigfach verschie- 
denen Verhältnisse oder gesetzlichen Bestimmungen erfordern, immer 
bleibt die Hauptsache, dass Lehrer und Geistliche im innigsten Eith 
versiändnisse wirken. Deshalb ist es auch angemessen, dass der 
erstere sich nicht ans den Stunden entfernt, während welcher der 
Seelsorger unterrichtet, sondern vielmehr diesen Stunden mit hin- 
gebender Aufmerksamkeit und in anständigster Haltung beiwohnt, 
und sich dadurch befähigt-, seinen eigenen Unterricht mit dem des 
Geistlichen in Einklang zu bringen und dessen Unterweisungen zu 
wiederholen.« (Schulkunde. 6. Aufl. S. 183/184). Hiemach erscheint 
jTnnschenswerth, dass der Lehrer der ünterrichtsertheilung des geist- 
lichen Religionslebrers wenigstens von Zeit zu Zeit anwohne, wie es 
auch in der Natur der Sache liegt , dass der Geistliche dann und 
wann die Religionsstunde des Lehrers besucht, um von den Fort-* 
schritten seines Unterrichts, auf den er selbst sich ja stets beziehen 
muss, Kenntniss zu nehmen und demselben etwaige freundliche Winke 
und Rathschläge nach Beendigung der Stunde zu ertheilen. Beson- 
ders jüngere Geistliche können bei erfahrenen Lehrern durch solche 
Besuche für ihre eigene didactische Ausbildung reichlichen Nutzen 
ziehen. 
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XXIX. 

Literae Leoni$ PP. XIII. ad Episcopes Hiberniae dd. 24. Juni 
md Erklärung der irisohen BischOfe vom 28. Juni 1888, 

beir. die AgrarverhSUnisse in Irland. 
(Vergl. Archiv, Bd. 60. S. 186 iL). 

1, VenerabüHmB Fratribus episcapis Hiberniae Leo PP, XIIL 

Yenerabiles Fratres, salutem et apostolicam benedictionetn. 

Saepe Nos ex hoc apostolici maoeris fastigio curas et cogita- 
tiones ad catholicos cives vestros contulimas; auimasqae Noster band 
semel est pablicis coosignatas litteris, e quibus, quemadmodam sumos 
erga Hiberniam afiecti, caivis sine dubitatione appareat Praeter ea 
quae saperioribus annis sacrum Consiliura christiano nomini propa- 
gando, aactoritate Nostra, de Hibernia providit, satis epistolae lo- 
qauntur, quas ad Venerabilem Fratrem Gardinalem MacCabe Ar- 
chiepiscopam . Dablioensem semel atqae iteram dedimus ; itemqae 
oratio, quam nuperrime ad catholicos e gente vestra noQ paacos 
habuimus : a quibus quidem non modo gratalationes et ?ota pro in; 
colaminitate Nostra, verum etiam grati animi significationem ao 
cepimus ob perspectam in Hibernos Nostram volantatem. His ipsis 
proximis mensibus, cam templam in hac alma Urbe exaedificari in 
Qonorem Fatritii, magni Hibernorum Apostoli« placuerit, consiliom 
qaidem maxima animi propensione adiavimos, reqae pro Tiribos adiu- 
tari Bumas. 

Nunc vero paterna ista Caritas cum in Nobis eadem perseforet, 
dissimulare non possumus, gravia Nobis ac permolesta accidere, qoae 
novissimo tempore istinc afferuntur. Inopioatam coucitationem aoi* 
morum intelligimuSi inde repente coortam, quod ea dimicandi ratiooe, 
quam pUm of campaign et hoycotting nominant , pluribus usurpari 
coepta, sacrum Consilium perduellibus Ecclesiae vindicandis uti de- 
crevit non licere. Atque illud dolendum magis, non paucos numerari, 
qni populum ad conciones turbaleutas vocare insistant; quibas in 
concionibus inconsideratae iactantur periculosaeque opinioneSt aec 
auctoritati decreti parcitur; quod ipsum longo alio, quam quorerera 
spectat, commentitiis interpretationibus detorquetur. Immo ?ero 
obediendi officium gigni ex illo negant, perinde ac verum propriamque 
Eicclesiae munus nequaquam sit de honestate et turpitudine actionum 
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hamanaram iudicare. Ista quidem agendi ratio distat plariroum a 
professione Christian! nominis, caios profecto illae sunt virtütes co- 
mites, moderatio, verecandia, potestati legitimae obtemperatio. Nee 
praeterea decet in causa bona, videri quodammodo eos homines imi- 
tari, qni, qnod non iare petunt, tomaltuose adipisci contendant. Et 
haee qoidem eo sant graTiora« quia Nos omnia diligenter circam* 
spezimos ut liceret reram yestramm statum ac popolarium qnerela- 
ram cansas penitus et sine errore cognoscere. Aactores habemos, 
qaibas iure credator; Tosmetipsos coram percontati sumas; praetereaque 
superiore anno legatam ad vos misimas viram probatam et gravem, 
qui veritatem summa cura exquireret, et ad Nos ex fide referret. 
Nominatimque de hac Providentia populus Hibernns gratias Nobis 
publice agendas curavit. Num igitur non in eo temeritas inest, 
quod aiunt, de causa Nos indicavisse non satis cognita? Praesertim 
cum res improbaverimus, in quibns improbandis consentiunt aequi 
viri, quotquot, ista dimicatione ?estra non impliciti, pacatiore iudicio 
de rebus existimant. 

Ulud pariter non vacat iniuria suspicari, parum Nos Hibemiae 
causa moveri, ea quae sit apud vos fortuna populi, non admodnm 
laborare. Contra sie afflcit Nos Hibernorum conditio, ut neminem 
magis : nihilque tarn ?ehementer cupimus , quam ut tranquillitatem 
4idepti prosperitatemque meritam ac debitam, aliquando respirent. 
NuIIo tempore recnsavimus ; quominus pro melioribus rebus suis con- 
tenderent: sed illudne ferendum videatur, aditum in contentione ad 
maleficia patefieriP Quin immo ob id ipsum, quod, interjectis cupi- 
ditatibus politicarumque partium studiis, permixtnm fas atque nefas 
una atque eadem causa complectitur, Nos quidem constanter studui- 
mos id qnod honestum esset ab eo secernere, quod non esset hones- 
tum, catholicosque ab omni re deterrere quam christiana morum 
disciplina non probaret. Quamobrem consiliis tempestivis Hibernos 
monuimus, meminissent professionis catholicae, nihil unquam naturali 
repugnans honestati, nihil dirina lege non concessum susciperent. 
Recens igitur decretum non iis debet praeter opinionem ac idisse: 
eo Tel magis, quod vosmetipsi, Venerabiles Fratres, anno 1881, 
Dnblinum congregati, Clerum et populum cavere iussistis, quaecumque 
essent ordini publice caritative contraria, cuiusmodi illa sunt, noUe 
quod iure debeatur reddere , nolle reddi : personam , vel bona cnius- 
quam violare : legibus, vel etiam iis , qui fungantur munere publice, 
vim opponere: in clandestina foedera coire, et cetera generis eiusdem. 
Quae quidem praecepta, plena aequitatis maximeque opportuna, lau« 
data Nobis ac probata sunt. 
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Nihilominns cum populas inveterato cupiditatnm fervere traos- 
versus raperetur, nee deessent qni noras quotidie faces admoverent 
intelleximus, praecepta requiri magis definita, quam quae generatim 
de iustltia et caritate retiuenda antea dederamus. Pati Nos prohi- 
bebat officium , tot catholicos homines, quorum Nobis est io primu 
commissa salus, viam iusistere praecipitem et lubricam , quae ad 
evertendas res potius duceret, quam ad miserias suble?andas. Rem 
igitnr ex veritate aestimari oportet ; aoimumque illum Nostrum io eo 
ipso decreto Hibernia recognoscat amantem sui, optataeque prosperi- 
tati congruentem , quia causae quantumvis iustae nihil tarn obest, 
quam ?i et iniuriis esse defensam. 

Haec quae scribimus ad vos, Venerabiles Fratres, magisterio 
yestro Hibernia cognoscat. Concordia sententiarum et voluntatum, 
ut oportet, coniunctoS) nee vestra tantum, sed et Nostra auctoritate 
fultos, multum vos confidimus assequuturos : illud praecipue , ut cu- 
piditatum tenebrae non diutius tollant iodicium veri, maximeque 
concitatores populi temere se fecisse poeniteat. Cum multi sint, qoi 
ad deserenda officia ?el certissima aucupari causas \rideantur, date 
operam, ut de vi eins decreti nuUus relinquatur ambiguitati locus. 
Intelligant universi , eam omnem rationem , quae ne adhiberetur in- 
terdiximus, adbiberi omnino non licere. Honestas utilitates honeste 
quaerant potissimumque, ut cbristianos decet, incolumi iustitia atqae 
obedientia Sedis Apostolicae; quibus in virtutibus Hibernia quidem 
omni tempore solatium simul et animi robur invenit. 

Interea caelestium munerum auspicem et benevolentiae Nostrae 
testem vobis, Venerabiles Fratres, et Glero populoque Hiberno aposto- 
licam benedictionem peramanter in Domino impertimus. 

Datum Bomae apud S. Petrum, die 24. Junii an. 1888, Pen- 
tificatus Nostri Undecimo. 

Leo PP. XUI, 

^. Die Erklärung der irischen Bisehöfe, 

welche auf der Versammlung des irischen Episcopats in Maynooth 
am 27. und 28. Juni 1888 beschlossen wurde, lautet in deutscher 
üebersetzung (der Germania Nr. 153 11. Bl.) : 

»Da wir durch die jüngsten Coramentare vieler hervorragendeo 
Organe der öffentlichen Meinung in Europa erfahren haben, dass 
über die Agrargesetzgebung in Irland vielfach falsche Ansichten ver- 
breitet sind, so halten wir es für unsere Pflicht, über den Gegen- 
stand die nachfolgende Erklärung abzugeben : 

Wir wollen nicht alle Unzuträglich keiten aufzählen, über weldie 
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die Landpäcbter Irlands sich mit Recht beklagen können. Wir er- 
kennen vollständig die Unmöglichkeit an, vielen von ihnen in dieser 
Session des Parlaments abzuhelfen. Nach unserer Meinung gibt es 
jedoch gewisse sehr dringende üebelstände, welche im Interesse der 
öffentlichen Ordnung und der Gerechtigkeit gebieterisch eine sofortige 
gesetzliche Abhilfe fordern. 

L Die Hauptforderung der Landpächter Irlands in Sachen des 
Pachtzinses ist und war im Wesentlichen immer die nach einem 
öffenüichen und unparteiischen OericMshcf^ welcher zwischen dem 
Gutsherrn und dem Pächter entscheiden soll. Die Pächter verlangen 
durchaus nicht das Becht, selbst die Höhe ihres Pachtzinses festzu- 
setzen. Wogegen sie protestiren, das ist, dass der Preis durch den 
Chäsherm willkürlich festgeseUft werde* 

IL Es ist nicht nöthig, hier die besonderen Verhältnisse der 
Landwirthscbafk in Irland aufzuzählen, welche in dieser Sache die 
Gerechtigkeit der Forderung der Pächter ausser Frage stellen. Der 
Grundsatz, kraft dessen die Landpächter Irlands gegen die Aufer- 
legung übertriebener Pachtzinse und demgemäss gegen die gericht- 
liche Ausweisung in Folge der Nichtbezahlung jener Zinse beschützt 
werden sollen, ist seit langem vom Parlament anerkannt worden. Es 
ist das grundlegende Princip der Landakte von 1881 und verschie- 
dener späterer Statuten. 

in. Was also die Pächter verlangen, das ist die voüe und 
emsüiche Anwendung jenes Qrundsaiees^ sogar mit Rücksicht auf 
jene Categorien von Pächtern, denen das Becht, ihre Pachtzinse 
durch einen öffentlichen Gerichtshof festsetzen zu lassen, durch Par- 
lamentsakte verliehen worden ist, da die Gesetzgebung Hindernisse 
offen gelassen hat, welche in einer sehr grossen Anzahl von Fällen 
praktisch jene Akte unnütz machen. 

lY. Das weitaus ernsteste dieser Hindernisse ist dasjenige, 
welches aus der Anhäufung der Rüdestände übertriebener Pachtzinse 
entstanden ist. Bei dem beutigen Zustande der Gesetze sehen die 
von dieser Last bedrückten Pächter — und man zählt sie in unserem 
Lande zu Tausenden — sich hoffnungslos von jeder Möglichkeit, vor 
diesen Gerichtshöfen Gerechtigkeit zu erlangen, ausgeschlossen« Ihre 
drückenden Schulden erlauben einem anspruchsvollen Gutsherrn die 
Drohung der Ausweisung anzuwenden, um sie zu verhindern, sich an 
die Gerichte zu wenden ; und selbst in dem Falle, wo das Einschreiten 
des Gerichts erlangt wird, besitzt das Tribunal wegen seiner gesetz- 
lichen Unfähigkeit, die Last der Bückstände zu erleichtern, nicht die 
Macht, den Pächter gegen die Gefahr der Ausweisung zu bewahren. 
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Es hat in Wahrheit die richterliche Gewalt, den Pachtzins herab- 
zusetzen, wenn er fibertrieben ist; aber es besitzt nicht die Macht, 
die Schddenlaatf welche den Pächter wegen seiner Unfähigkeit, seit 
Jahren jenen übertriebenen Pachtzins zu bezahlen, niederdrückt kq 
erleichtern. So lange jene Schiddenlast vorhanden isty so Ueäd der 
Pächter dem ChOsherm auf Ghiade und Ungnade preisgegeben. 

V. Sodann gibt es im Lande Tausende von Pächtern, denen 
das Becht abgesprochen worden ist^ au den Gerichten ihre Zuflucht 
eu nehmen^ weil sie gerichtliche Ausweisungsbefehle erhalten haben, 
welche ihnen ihr gesetzliches Recht als Pächter entziehen. 

VI. Dm den Mangel an gesetzlichem Schutze zu entachaldi- 
gen, dem man die Pächter in den von uns genannten Fällen und in 
noch vielen anderen hier nicht aufzuzählenden anheimfallen li&ast, 
kann man nicht anführen, dass ernstliche Schwierigkeiten besteben, 
um ein ausreichendes Hilfsmittel anzuwenden. Hinsichtlich der Rück- 
stände z. B. ist es eine öffentlich bekannte Thatsache, dass mt 
Parlamentsäktey welche die schottischen Pächter in dieser Beziehnng 
zu schützen bestimmt ist , im gegenwärtigen AugevMicke in Schoti^ 
land funcHonirt. 

Die wirksame Anwendbarkeit der erwähnten schottischen Akte 
ist uns hinreichend bewiesen durch die Thatsache, welche der amt- 
liche Bericht der mit Ausführung jener Akte betrauten Commission 
feststellt. Die durch die Commission gewährten geriehüichen Herab- 
Setzungen des Pachtzinses betragen in den von ihr entschiedenen 
Fällen etu)as über 30 Procent der Packteinse und 60 Bvcent der 
Rückstände. 

Sin diesbezfiglich eingebrachter Antrag, um die Vergfinstigongen 
jenes Gesetzes auch auf Irland auszudehnen, ist von dem Pariameiit 
in dieser Session abgelehnt worden. Wir vermögen absolut nicht 
zu begreifen, durch welches Princip man eine so auffallende Ver- 
schiedenheit der Behandlung zum Schaden der irländischen ncbter 
rechtfertigen kann. 

VII. Wir glauben, hinzufügen zu sollen, dass, wenn das Par- 
lament nicht ohne Verzug eine wirksame Schutzmassregel zu Quasten 
der irländischen Pächter gegen die Bedruckungsmassregeln und will- 
kfirlichen Ausweisungen erlässt, die verderblichsten Fbigen für die 
öffentliche Ordnung und das Wohl des Volkes fast unausbleiblich 
daraus entstehen müssen, c 

Diese Erklärung ist unterzeichnet von den vier Metropolitan-En- 
bischöfen der vier Eirchenprovinzen Irlands und von 27 irischen 
Bischöfen. 
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XXX. 

Aenderungen des belgischen Eherechtes und Eheschliessung 

belgischer Staatsangehöriger in Oesterrelch. 

(Aas dem Verordn.-Bl. fQr die Endiöcese Salzbarg 1888. VII. anter Nr. 37.) 

Die h. k. k. Landesregieraug zu Salzburg hat untenu 19. Mai 
d. J., Z. 8532 Nachstehendes auher bekannt gegeben: 

Laut einer im Wege des h. k. k. Ministeriunos des A süssem 
an das h. k. k. Justiz-Ministerium gelangten ?on diesem dem h. k. 
k. Ministerium des Innern übermittelten Verbalnote der königl. hell- 
sehen Gesandtschaft in Wien vom 12. Januar 1888, Nr. 26 wurde 
am 2. September 1887 in Belgien das Qesete vom 16. Awfust 1887 
kundgemacht^ mit welchem einige Abänderungen der Bestimmungen 
über die Eheschliessungen erlassen werden. 

Durch dieses neue Gesetz wurden die Bestimmungen das Miliz- 
Gesetzes (Art. 88 und 103) über das Eheverbot für Milizpersonen 
und die Bestimmungen des Code civil (Art. 151, 152 und 153) 
wornach volljährige Brautleute verbunden sind, ehe sie heirathen, 
sich den Bath der Eltern oder wenn die Eltern gestorben sind, oder 
nicht im Stande sind ihren Willen zu erklären, den Bath ihrer 
Grosseltem durch »ehrerbietiges Gesuche (l'acte respectueux) zu er- 
bitten, eingeschränkt und abgeändert und dadurch die Bedingimgen 
zur Eheschliessung erleichtert. Zufolge Erlasses des hohen k. k. Mi- 
nisteriums des Innern vom 8. Mai d. J., Z. 1660/M. T. wird der 
Hochw. Seelsorgeklerus von Vorstehenden im Hinblick auf den Um- 
stand, dass das belgische Gesetz die Bedingungen für belgische 
Staatsangehörige zur Eheschliessung betrifit unter Hinweise ag auf 
das Hofcanzlei-Decret vom 22. December 1814 J. G. Slg. Nr. 1118 
zur Wissenschaft und zur Darnachachtung mit dem Beifügen in die 
Kenntniss gesetzt, dass nach dem oben bezogenen Hofcanzlei-Decrete 
überhaupt jeder sich in Oesterreich verehelichende Ausländer ge* 
halten ist, sich bei der Trauung über seine persönliche Fähigkeit, 
einen giltigen Ehevertrag einzugehen, gehörig auszuweisen« 

[Salzb.] Gonsist-Kundm. v. 29. Mai 1888, Z. 1811. (S. T,) 
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XXXI. 
Gutachten von Prof. Dr. K. 6. KOnig und Prof. Dr. Mentha, 

betr. die Revision des Schweizer Bundesgesetees Ober Civüsiand 

und Ehe. 

Der Schweizer Ständerath nahm am 25. März 1885 den An- 
trag der HH. Morland und Schmid an, der Bundesrath möge die 
Frage der Be?ision der Bestimmungen des Schweiz. Bandesgesetzes 
vrom 24. December 1874 über Ehescheidangen prüfen, and der 
Schweizer Nationalrath nahm am 29. Jani 1885 den Antrag des 
Herrn Lachenal an, der diese Prüfung noch insbesondere aaf die Frage 
der Ehescheidung von Ausländern, die in* der Schweiz ihr Domicil 
haben, forderte. Das eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement 
trug deshalb den Professoren Dr. £. Gh$siav König zu Bern und 
Dr. Mentha in Neuenbürg Outachten über jene Fragen auf, weiche 
im Juli 1888 im Druck erschienen. Die Verfasser beider Gutachten 
sind Protestanten und stellen natürlich nicht etwa die Principien des 
canonischen Eherechtes und der kirchlichen Ehejurisdiction denen des 
bürgerlichen Rechts gegenüber, sondern sie entledigen sich nur der 
ihnen vom Bundesrath gestellten Aufgabe ; die Reform des Schweizer 
bürgerlichen Eberechtes und deren Handhabung durch die bürger- 
lichen Gerichte zu prüfen. Das von diesem Standpunkte aus äusserst 
werthvoUe Gutachten von Prot Konig ^) wollen wir im folgenden 
Hefte des Archiv mit Erlaubniss des Herrn Verfassers ganz mit- 
theilen. 

Die Hauptresultate seines Gutachtens fasst Prof. König zam 
Schlüsse in folgende Sätze zusammen: 

1) Die Hauptgrundsätze des Gesetzes haben sich bewährt, mit 
Bezug auf eine Menge von Einzelheiten aber ist es der Elevision und 
Verbesserung bedürftig. 

2) Die Ehescheidungsgründe, sowohl die bestimmten, als die on- 
bestinamten, bedürfen einer Revision und namentlich einer genaueren 
Präcisirung und Classificimng. 

3) Die Trennung von Tisch und Bett bis auf zwei Jahre ist 
überall statt der sofortigen Scheidung zuzulassen und den Ehegatten 
das Recht zu gewähren, dahingehende Anträge zu stellen. 

1) »Abänderung einiger Bestimmungen des Bandesgesetises rom 24. D^ 
cember 1874, betr. die Bhescheidang.« Gutachten dem eidgen. Jnstii- nsd Po^ 
lizeidepartement erstattet Ton Prof. Dr. Karl Gustav König. Bern. Bnch- 
dmckerei Eörber. 1888. Tit.-Bl. n. 40 S. 40. 
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4) Die Scheidung von Ehen ausländischer Ehegatten ist nicht 
auf dem Wege von Staatsverträgen, sondern dadurch zu ermöglichen, 
dass der Richter des Wohnortes als der competente anerkannt und 
die eigene materielle Gesetzgebung mit den allgemeinen Grundsätzen 
des internationalen Privatrechtes insofern in Einklang gebracht wird, 
dass die Scheidung nur aus Gründen ausgesprochen werden darf, 
welche die Gesetzgebung des urtheilenden Richters anerkennt und 
die mit derjenigen des Staates, welchem die Parteien angehören , 
übereinstimmen oder wenigstens sich mit denselben nicht im Wider- 
spruch befinden. 

Das französisch erstattete Gutachten von Prof. Dr. Mentha 
aber eine Revision des Bundesgesetzes, betr. den Civilatand, die 
Heirath und die Ehescheidung erörtert in drei Capiteln die Ehe- 
scheidung bei Schweizern, die Ehescheidung bei Ausländern und 
die Betision des Bundesgesetzes in einigen weniger wichtigen 
Punkten. Die von Prof. Mentha vorgeschlagenen Abänderungen sind 
am Schlüsse der Schrift dem bisher geltenden Wortlaut der re- 
spectiven Gesetzartikel übersichtlich zur Seite gestellt. M. schlägt vor, 
unter Anderm in das Gesetz aufzunehmen : Die Wieder ?erheiratbnng 
ist den geschiedenen Ehegatten während dreier Jahre nach dem 
Scheidungsurtheil verboten. Beim Abgange eines Wohnsitzes in der 
Schweiz kann die Scheidungsklage auch vor dem Gerichte des Wohn- 
ortes des Mannes im Auslande angebracht werden. Keine Klage auf 
Scheidung oder auf Trennung von Tisch und Bett — mit Ausnahme 
derjenigen, die wegen Verurtheilung des einen Gatten zu einer ent- 
ehrenden Strafe, wegen böswilliger Verlassung oder Wahnsinns an« 
gestellt werden — ist zulässig, wenn ihr nicht ein Versöhnungaver- 
such vorhergegangen ist, dessen Erfolglosigkeit durch den Magistrat, 
der die Versöhnung herbeizuführen suchte, bezeugt ist. Statt der 
Scheidung und ihr vorhergehend kann auch eine Trennung von Tisch 
und Bett für höchstens zwei Jahre verlangt werden. In Bezug auf 
Eben zwischen Ausländern darf eine Scheidungsklage von den Ge- 
richten nur dann angenommen werden, wenn nachgewiesen wird, dass 
der Staat, dem die Eheleute angehören, die im Auslande zwischen 
seinen Staatsangehörigen ausgesprochenen Scheidungen anerkennt« 
M. bat mehr aus dem eigenen Kopf genommen und sich zu wenig um 
die Grundsätze des internationalen Privatrechts und die gemachten Er- 
fahrnngen gekümmert. Deshalb gehen auch die Fragen über Ver- 
heirathung von Adulteranteu und Ehescheidung von AusIäDdern so 
leer aus. 

28* 
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XXXII. 

Die Einleitungs- und Ratificationsformel zur Uebereinkunft 

zwischen der Schweiz und dem Heiligen Stuhle, 

betreffend die endgültige Regelung der JcirMichen VerhäUnvise des 

Cantons Tessin. 

Abgeschlossen den 16. M&n 1888. 
Ratificirt von der Schweiz am 4. Juli 1888. 

. Tom Heiligen Stahle am 13. Jali 1888. 

Dem von nns im Archiv^ Bd. 60. S. 113 f. mitgetheilten Texte 
der Convention geht vorattö foldende Einleitung: 
Le Conseil fidSral 



de la 

ConfSdiration stdsse^ 
apris avoir va et examinö la 
Convention conclae sons r^serve de 
ratification, ä Berne, le 16 mars 
1888, par les pl^nipotentiaires de 
la Suisse et du Saint-Si^ge pour 
regier d^finitivement la Situation 
religiense des paroisses du canton 
du Tessin, Convention qui a 6t6 
approuv^e par le conseil des ^tats 
le 28 juin 1888 et par le conseil 
national le 29 du mSme mois et 
dont la teneur suit: 

[Originaltext.] 
Le Conseil fSdercd suisse, 
en san propre nom et au nom 
du canton du Tessin^ 
et 
le Saini-Siege^ 
en exäcution de la Convention 
du 1*' septembre 1884, 

voulant regier d^finitivement la 
Situation religieuse des paroisses 
du canton du Tessin, 

ont nomm4 dans ce but pour 
leurs plänipotentiaires, savoir: 

Le Conseil federäl suisse: 
Monsieur Numa Droa^ chef du d^- 

partement des affaires 6tran- 

gdres, et 
Monsieur Louis Ruchonnet, chef du 

d^partement de justice et police; 



Leo P. P. XIIL 

Cum inter Nos et Sl^^reraum 
Helveticae Foederationis Consilium 
inita sit Conventio de ecclesiastico 
in Ticinensi statu regimine, cuius 
Conventionis sequens est tenor; 
videlicet : 



[üebenetxnng.] 
Der sckwei0erisehe Bundesrath^ 
in seinem eigenen Namen und 
im Namen des Cantons Tessin, 
— und 

der Heilige Stuhi, 
in Vollziehung der Ueberein- 
kunft vom 1. September 1884; 

in der Absicht^ die kirchlichen 
Verhältnisse des Gantons Tessin 
endgültig zu regeln, 

haben zu ihren diesfälligen Ab- 
geordneten ernannt: 
Der schweizerische Sundesraih: 
Herrn Numa Drog, Chef des De- 
partements des Ausw&rtigen. 
und 
Herrn Louis Ruchonnety Chef des 
Justiz- und Polizeidepartements; 
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der Heilige Stuhl: 
Monseigneur Dominique Ferrata^ 
Erzbischof Ton Tessalonich, 
apostol. Nantias in Brüssel; 
welche Bevollmächtigten, nach 
Austausch und Bichtigbefund 
ihrer Vollmachten, unter Batifi- 
cationsvorbehalt folgende Artikel 
vereinbart haben: 



le Saint'Siege: 
Monseigneur Dominique Ferrata^ 

Archeveque de Thessalonique, 

Nonce Apostolique ä Bruxelles, 

lesquels, apres s^eire commu- 
niquä leurs pleins pouvoirs, trouv^s 
en bonne et doe forme, sont con- 
venus des articles suivants, sous 
r^serve de la ratification de leurs 
hants commettants. 

[Hier folgt der im Archiv a. a. 0. bereits mitgetheilte officielle 
französische Text der Convention nebst deutscher üebersetzung und 
mit dem im Archiv, Bd. 60. 8. 114 f. mitgetheilten SchlussprotocoU 
und sodann sind anzufügen die folgenden unterschritten und die Bfr- 
tificationsformel] : 

Bern, den 16. März 1888. 
(L. S.) (Gez.) N. Droa. 
(L. S.) (Gez.) L. Buchannet. 
(L. S.) (Qez.) Dominique Ferrata^ 

Erzbischol Ton Tessalonich, 

apostol. Nuntius in Brüssel. 

Nos novam hanc OonTentionem 
a Nobis diligenter inspectam atqne 
perpensam voluntati Nostrae con- 
formem ratam habemus et con- 
firmamus, eiqne Nosmet ipsos 
successoresque Nostros obstrictos 
fore declaramns. 

In quornm fidem solemne hoc 
ratihabitionis documentum Nostra 
subscriptione munivimus, eique 
Signum Nostrum apponi iussi- 
mus. 

Datum Bomae ex Palatio Apo- 
stolico Vaticano die 18. Juli 
anno 1888. 

Pontificatus Nostri ündecimo. 

(L. 8.) Leo P. P. XIII. 



Berne, le 16 mars 1888. 
(L. 8.) (Big.) N. Droe. 
(L. S.) (Sig.) L. Buchonnel. 
(L. S.) (Sig.) Dominique Ferrata, 

Archeveque de Thessalonique, 

Nonce Apostolique k Brnielles. 

Didare qne la Convention ci- 
dessus est ratifi^e et a force de loi 
dans toutes ses parties, promet- 
tant, au nom de la Conf^d^ration 
suisse, de Tobserver consciencieu- 
sement et en tont temps, pour au- 
tant que cela dopend de celle-ci. 

En foi de quoi, la präsente ra- 
tifi.cation a iU sign^e par le 
vice-pr^sident et le chancelier de 
la (Tonf^d^ration suisse et munie 
du sceau föderal. 

Ainsi &it ä Beme, le quatre 
juillet mil huit cent quatre-vingt- 
buit (4 juillet 1888). 

Au nom du Conseil fM^ral suisse, 
Le Vice-Prösident: 
(L. L.) Hammer. 
Le Chancelier de la Conf^d^ration: 
Bingier. 

Note. Die Aaswechslung der Ratificationen der vorstehenden XJeberein- 
kanft hat zwischen Hrn. Theodor Wirz, Landammann von Obwalden und Mit- 
glied des schweizerischen Ständeratbes, und Hm. Staatssecret&r Cardinal Ma- 
riano RampoUu am 15. Juli 1888 in Rom stattgefunden. 

Die Uebereinknnft tritt sonach, gemäss Art 6, mit dem 16. Januar 1889 
in Kraft. 
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XXXIII. 

Die EinfOhrurig der Pfarrer in ihr Amt und Beneficium in 
der DiOcese Trier. 

Nach einer im Auftrage des hochw. Bischofs von Trier vom 
dortigen General- Vicariat anter dem 7. Augast 1888 erlassenen Ver- 
ordnung (Eirchl. Amtsanzeiger für die Diöcese Trier 1888 Nr. 15, 
sab Z. 52) soll fortan jede Pfarr-Installation nach folgendem Ordo 
vorgenommen werden. 

/. Ordo servattdua in Introductume Parochi. 

1. Hora stoMa^ parochianis praeme adnunlianda^ Saeerdos 
ab Ordinario ddegaius^ parochus iwtroducendus et duo sctcerdoiesy 
tamquam testes ad hoc rogaÜ^ in domo parochiali vel in alio hco 
competenti congregati^ superpdliceum indmtnt, ddegatus vero ei pa- 
roehus introdttcendus etiam stolam coloris officio diei respondeiiHs 
assumunt. 

2. Onmibus disposüis ac ptdsante campana processumdUier 
ad ecclestam pergunt; praecedunt acolythi et sacerdotes Idni äbim, 
sequitur parochus introducendtM comitantibus sacerdotäwSy qui testium 
mtmere funguntuTf et tdtimo loco ddegatus Episcopi. 

3. Oum ad ecdesiam pervenerint, pdsatwr Organum^ et omnes 
proeedunt ad aUare ihique paidisper 8s, Sacratnentum adorant. 

4. Tum chorus cantai Antiphonam de Pairono ecdesiae cum 
versu; ddegatus surgit et cantat Orationem de eodem Pairono^ ä 
sub una condusione addü Orationem sequentem: 

Actiones nostras, quaesumus Domine, adspirando praeveoi et 
adjuvando prosequere; ut cuncta nostra oratio et operatio a te semper 
incipiat et per te coepta finiatur. Per Christum Dominum nostrum. 
i^. Amen. 

Deinde delegattis adscendit ad altare factaque cruci revereiUia, 
ad pqptdum se vertit legüque älta voce litteras coUationis parochiae. 

5. Novus parochf4S, genufiexus in infimo gradu altaris, te^- 
bus prope ipsum stantibus^ emittit professionem fidei juxta Concüü 
Tridentini disposüionem: 

Ego N. N. firma fide credo et profiteor etc. (ut in Manudi 
EU. Trev. pag. 95 cum additamento in his plagdlis a. 1882, 
pag. Ü5 pubiicato.) 



Binfükrung der Pfarrer in Amt u. Beneftc in der Diöc. Trier, 359 

Et statim subjungit sequens juramenkmi: 

Ego N. N. juro et protnitto obedientiam, reverentiam et hono- 
rem sommo Bomano Pontifici et Beverendissimo DomiDo Episcopa 
Treverensi eornmqae successoribns canonice intrantibus. Item apondeo 
et jaro, me in ecclesia parochiali sancti N. , mihi collata, munera 
parochialia fideliter impletarum et in ea residentiam personaliter 
seryataram. Bona cnriae parochialis vel ecclesiae meae non alieDäbo, 
sed tamqaam bonos paterfamilias administrabo : sie me Deuä adjuvet 
et haec sancta Dei Evangelia. 

6. Post haec parochus cum testibus ad aUare adscetidit ihique 
in medio se sistit, delegcdus ad ipsius dextram^ testes vcro ad sini- 
stram; super aUari posita esse debmt Missale ^ Rituale et daves 
ecclesiae. Ddegatus dicit: 

Jassa et aactoritate Be?erendissimi Doroini Episcopi Trere- 
rensis trade tibi possessionem corae parochialis ecclesiae aaDcti N. 
et oraniam jarium et pertinentiam ejnsdem per assignatjotiem hujus 
Altaris et traditionem Missalis, Bitnalis et clavium ecclesiae. In 
nomine Patris etc. Parochus respondeat : Amen , et tanffat ac 
osculetur aitare et successive tangat Missäle^ Bituale et daves ec- 
clesiae. 

7. Ddegatus parocho porrigit daves tabemaculi dicmis : As- 
signo tibi tabemacnlum, et admoneo te, nt in eo Ss. Eucbaristiam 
fideliter custodias et hoc salatari cibo pascas oves tibi conoreditas. 
In nomine Patris etc. Parochus daves accipiens respondeat: AmeD, 

8. Fadis dUari 8s. Sacramento dd>itis reverentiis, delegatm 
parochum testibus comitantibus dedudt ad Baptisterium ihiqm dicit: 

Assigno tibi fontem baptismalem, et admoneo te, ut sacra- 
mentum Baptismi fideliter, rite et decenter administres. In nomine 
Patris etc. Parochus respondeat fontem tangens: Amen. 

9. Et sirnüiter ad sedem confessiondlem^ ibique dicit: 
Assigno tibi sedem confessionalem, et admoneo te, tit comnais- 

sum tibi manns patris, doctoris, medici et jadicis fideliter adimpleas. 
In nomine Patris etc. Et parochus sedem tangens respondeat: Amen. 

10. Et similiier ad suggestum^ ibique dicit: 

Assigno tibi cathedram, et admoneo te, nt populo tibi com- 
misso verbam Dei competenter adnunties et viam salatis demonatre^. 
In nomine Patris etc. Et parochus respondeat: Amen. 

11. Et sirnüiter ad staUurn seu sedüe^ P^op^ altare ad cornu 
Epistolae praeparatum^ ibique didt: 

Assigno tibi sedem eminentem, et admoneo te, ut laudes divinas 
digne persolvas et in pietatis officiis praeluceas populo sancto Dei. 
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In nomine Fatris etc. Et parochus ibidem assidens respandeai: 
Amen. 

12. Item deducä in sacrtstiam ibique dicit: 

Assigno tibi linteamina vestesque sacras, et admoneo te, ot 
fideliter provideas cnltui Dei et ecclesiae necessitatibos atque ornatoi. 
In nomine Patris etc. Pc^ochus respandeat: Amen. 

Ibidem ddegatus parocho tradit daves damus parochialis dicens: 

Assigno tibi domnm parochialem ; ibi habites in pace, streoue 

?igilans snper gregem tibi commissum, de quo reddituras es ratio- 

nem ante tribunal Domini nostri Jesu Christi, qui posuit animam 

suam pro ovibns suis. Parochus daves accipiens resptmdeat: Amen. 

13. Post haec delegcUus adstanlibus fiddibus brevi sermone de 
novo parocho graiidatury eosque monet^ ut ipsi obedientiam et reve- 
renUam exhibeant , atque ad eum pro Sacramentis aliisque salutis 
mediis suseipiendis cum fiducia recurrant Deinde parod^us e sug- 
gestu legit lingua vemacula Evangdium Ego sum pastor bonns er 
Dom. 3. post Pascha^ et gregem suum allocutione saMet seque ipsius 
oratumibus commendet. 

14. Deinde omnes ad aUare redeunt. 8i introductio fU m(h 
tutino tempore^ parochus Missam celd>rat: qua finita^ aui^ si absque 
Missae cdd>ratione facienda sU introductio, staiim cum ad aitare 
omnes redierint, ipse parochus imponit Hymnum Te Deum, quem 
cantores prosequuntur : Hymno absduto et cantata a parocho ora- 
tiane Dens cujus misericordiae , ipse parochus ad aUare adscendü^ 
iUud osculatur in media et populo benedicU dicens : Benedictio Dei 
omnipotentis Patris et f Filii et Spiritus sancti descendat snper vos 
et maneat semper. !^. Amen. 

15. Genuflexione coram tabemactdo facta^ testes^ ddegatus ä 
tdiimo loco parochus in sacristiam se recipiunt et deponunt svper- 
peUida. Tum ddegatus lUteris coüationis inscribit testimanimh de 
inirodudione fidem fadens^ his verbis: 

Vi delegationis, a Reverendissimo Ordinario Treverensi die . . . 
mihi commissae, introduxi praenominatam Beverendum Dominum N. 
N. in possessionem curae parochialis ecclesiae sancti N. in N., post- 
quam fidei professionem ex Goncilii Tridentini dispositione et jora- 
mentum parochiale emisit, assistentibus Beverendis Dominis N. et N., 
testibus ad hoc requisitis. In quorum fidem una cnm testibus signavi 
hac die . • . mensis . . . anni . . . 

II. Bezüglich der Einweisung in die Temporalien wird Fol- 
gendes vorgeschrieben: 

Sogleich nach der Installation in der Kirche versammelt sich 
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der Kirchenvorstand im Pfanrhause. — Der Pfarrer erklärt» dasa er 
vom Pfarrhause und allen Einkünften und Rechten, welche zu der 
ihm vom Bischof übertragenen Pfarrstelle gehören, Besitz ergreife; 
indem er auf den von ihm eben geleisteten Eid auch hinsichtlich 
der Teroporalien sich bezieht, verspricht er zugleich (entsprechend 
dem älteren Gebrauch der Diöcese — s. Stat. III., S. 228 und Art. 7 
des Decretes vom 6. November 1813, Stat. VII., S. 475), die ihm 
zur Nutzniessung überwiesenen Göter als ein guter Hausvater tu ver- 
walten, sie mit Sorgfalt zu unterhalten und sich jedem Eingriff in 
dieselben, sowie jeder Verschlechterung derselben zu widersetzen. 

Ausserdem ist sogleich oder innerhalb der nächsten acht Tage 
eine Beschreibung des Zustandes des Pfarrhauses und der zugehöri- 
gen Gebäulichkeiten , sowie ein Inventar der Mobilien, welche zu 
deren Ausstattung dienen und nunmehr in die Nutzniessung de^ Pfarrers 
übergehen, in zwei Exemplaren aufzustellen und vom Pfarrer und dem 
Kirchenvorstand zu unterzeichnen. Das eine derselben wird in die Kir- 
chenkiste niedergelegt, das andere bleibt in den Händen deg Pfarrers. 

Weiterhin sind der Pfarrer wie der Kirchen vorstand gleicbmäs- 
sig verpflichtet) in kurzer Frist die übrigen Güter der Kirchen- und 
Pfarrstelle in Augenschein zu nehmen, den Bauzustand derselben 
schriftlich festzustellen und, wenn nöthig, dafür zu sorgen, dass sie 
von denen, welche es angeht, zeitig in Stand gesetzt werden; na- 
mentlich gilt dies von den Weinbergen. Es genügt nicht, das3 ein- 
fach auf das letzte Abtheilungsprotocoll Bezug genommen wird, da 
dieses ohne Betheiligung des neu eintretenden Stelleninbabers fest- 
gestellt worden ist. -— Wir erneuern dieserhalb die am 20. März 1847 
(Stat. IX., S. 111) für die ganze Diöcese erlassene Verfügung: iDie 
Häuser und Grundgüter, z. B. Gärten, Aecker, Wiesen, Weinberge, 
Wald, Lohhecken und Holzungen, welche den Kirchenfabriken zuge- 
hören, so wie auch die Pfarr- Wittums-, Prühmesserei- und sonstigen 
Stiftungs-Gfiter sollen jedes Jahr einmal, besonders da, wo es sich 
um den Bauzustand von Weinbergen handelt, durch den Kirch enrath 
besichtigt und deren Zustand constatirt werden. Der Befund ist in 
dem Register über die Kirchenraths-Verhandlungen zu protocolliren. 
Sind gegründete Ausstellungen gegen den Zustand solcher Güter ge- 
macht worden, so hat der Kirchenrath dafür zu sorgen, dass die 
Güter von denen, welche es angeht, zeitig in Stand gesetzt werden. 
Sollten Pächter, resp. Nutzniesser, nachdem sie ernstlich gemahnt 
worden sind, unterlassen, ihren Verpflichtungen nachzukommen, so 
hat der Kirchenrath uns davon die Anzeige zu machen, damit 
grösserem Nachtheile vorgebeugt werden kOnne.c 
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XXXIV. 
Literatur. 

L Kirchliche Rechtsqudlen. Orundriss mit ausgetvahUm Bd^- 
stellen. Von Dr, Bernhard Htibler^ ordenüichem Professor der 
Rechte an der Universität Berlin^ Geheimem Oberregienmgsratk. 
Berlin 1888. PuUkammer und Mühlbrecht. 8. 74 8. 
Der Verfasser leitet sein Vorwort mit dem bedeutungsvollen 
Satze ein : »Wie sich das juristische Studium in Deutschland all- 
mälig gestaltet hat, gehört jetzt schon das Corpus juris canonici zn 
den Abgelegenheiten.c In der That fürchtet man in weiten Kreisen 
der akademischen Jugend die Beschäftigung mit dem kirchlichen 
Rechtsbuch mehr als die Pest. Dieser traurige Znstand bemht 
nicht in letzter Instanz auf dem Mangel einer gründlichen Anleitaug 
zum Gebrauch der Rechtsquellen. Der Verfasser will diesem Debel 
in obiger Schrift abhelfen, welche sich in erster Linie allerdings an 
die akademischen Bürger wendet, aber zufolge ihrer Debersichtlich' 
keit und prägnanten Kürze auch dem fortgeschrittenen Oanonisten 
gute Dienste leisten wird. Einen besondern Vorzug der Schrift 
glauben wir darin zu finden, dass der Verfasser, über abstracte Re- 
geln hinausgehend, aus dem Leben schöpft und durch Einfügung der 
betreffenden Texte die Anweisungen gebührend erläutert. 

In drei Büchern handelt Hübler von den Quellen des katho- 
lischen, des OTangelischen Kirchenrechts, sowie von den gemein- 
samen Rechtsquellen, üeberall begegnen wir genauer Kenntnis» und 
scharfer Formulirung der Rechtsquellen. Mit allen Auffassungendes 
gelehrten Verfassers möchten wir uns indess nicht einverstanden 
erklären. Dahin rechnen wir namentlich die Darlegung des pftpst> 
liehen Primats (S. 4, 41), bezüglich dessen wir eine objectivere 
Würdigung gewünscht. Treffend hat Hübler dagegen den Pseudo- 
isidor kritisirt. Indessen ist doch entschieden zu wenig gesagt in 
den Worten »diese Anschauungen waren dem sec. 9 nicht fremd< 
(S. 18). Sie waren stets vorhanden in der Kirche und haben sich in 
der berühmten Formel des Hormisdas auf dem Qebiet der Glaubens- 
lehre ausnehmend stark zu erkennen gegeben. Besondere Beachtong 
verdienen Hüblefs treffende Ausführungen über das Corpus iaris 
canonici. Namentlich sympathisch begrüssen wir den schönen Satz: 
»Der Über sextus ist juristisch das beste Stück des corp. iur. cao.« 
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(S. 27). In der That, Bonifaz VIII. strahlt auf caDonistischem Qeliiete 
als ein Stero ersten Ranges. Ihm waren aber auch die Grenzen von 
Kirche nnd Staat auf das genaueste bekannt und man sollte endlich 
aufhören, die Bulle Dnam sanctam, welche lediglich die hergebrachten 
theologischen Anschauungen wieder bestätigte, gegen diesen grossen 
Canonisten in's Feld zu fähren. Bei einer zweiten Auflage wünschen 
wir, dass S. 32 ausser der ab irato verfassten, den Smn der Bulle 
entstellenden Schrift von Berchtold auch die katholischen Entgeg- 
nungen, sowie Denifle's Specimina palaeogr. mit dem Urtext der 
Bulle angezogen werden. Dann wird auch der Satz hinfällig »In 
diesen Decretalen culminirt die Omnipotenz des Papstttiumsc (S. 30). 
Denn Omnipotenz im Sinne einer Unterdrückung der niedern, gott- 
gesetzten Stufen der Hierarchie durch den Papst ist schon mit dem 
Glauben an die ünzerstOrbarkeit der Kirche und den fortdauernden 
Beistand des h. Geistes unvereinbar. Den Schluss bilden die neueren 
deutschen Reichs- und Landesgesetze, wobei das neueste Gesetz über 
kirchliche Güterverwaltung in Württemberg und Aufhebung der 
Aprilgesetze in Hessen vermisst werden. Hinzugekommen ist jetzt 
auch das preussische Gesetz über Verleihung von Corporationsrecbten 
an katholische Orden. 

Aachen. Dr. A. BeUesheim, 

2. Dr, P. P. Jf. Alberdingk Tijm^ Professor an der Universitäi 
Löwen, Geschichte der WohUhätigkeUsanstaUen in Belgien vofi 
Karl dem Grossen bis eum 16. Jahrhunderte, Von der belgi- 
schen Akademie gekröntes Werk. Freiburg i, Br., Herder, 1887, 

Der Verfasser der Biographie Vazon, evSque de Lil^ge et son 
temps beschenkt die deutsche Literatur mit der vorliegenden abge- 
kürzten Ausgabe seines zunächst in vlämischer Sprache erschienenen 
Werkes. Aus der Einleitung (S. 1—16), welche sich mit der Zeit 
vor Karl dem Grossen beschäftigt, ist insbesonders die mit der Ent- 
wicklung der Precarien, Präbenden und Beneficien parallel laufende 
Decentralisation der bischoflichen Armenpflege hervorzuheben, welche 
durch die kirchliche Gemeindearmenpflege entlastet worden ist. Dar 
erste Theil (S. 17—50) gilt der Geschichte der belgischen Wohl- 
thätigkeitsanstalten von den Karolingern bis zum Ende des 12. Jahr- 
hunderts, der zweite Theil (S. 51 — 100) behandelt die Oeschichtt; 
der Spitäler und Heilig Geisttafeln vom 13. bis Ende des 15. Jahr- 
hunderts, der dritte Theil (S. 101 — 203) gewährt einen näheren Ein- 
blick in die einzelnen Stiftungen und Stiftbriefe. 

Die Decentralisation der bischöflichen* Armenpflege wurde all- 
gemein ermöglicht durch die Einfuhrung der Zehnten, welche Karl 
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der Grosse gegen die Vorstellungen Alkuins angeordnet hat. So wie 
bei der Eleform von Clugny und Cfteaux die Armenpflege ein her- 
vorragender Reformzweck ^^^veseu ist« erhielten die Bischöfe Einfluss 
auf die Abtwahl , um dafür zu sorgen , dass in jedem Kloster die 
Regeln des hl Benedict über die Armen- und Krankenpflege durch- 
geführt werden. Der Wegfall der Hörigkeit in der Zeit der Kreuz- 
züge steigerte in bisher ungekanntem Masse die Anforderungen an 
die christliche Caritas. Mit der Hörigkeit entfiel die Verpflichtoog 
jedes Grundbesitzers für die Ernährung seiner Hörigen zu sorgen und 
verbreitete sich Bettel und Aussatz. Der Aussatz ist die eigentliche 
Krankheit die grande maladie des Mittelalters gewesen. Waren 
die Spitäler vorher hauptsächlich Herbergen für Pilger und Fremde 
gewesen, so wurden die Leprosenhäuser die ersten Spitäler im mo- 
dernen Sinne. Der übertriebenen Furcht vor der Lepra trat insbe- 
sonders die Entscheidung Papst Alexander III. entgegen, dass lepra 
superveniens matrimonium non dissolvit. Zu Ende des 12. und An- 
fang des 13. Jahrhunderts entstanden die zumeist von der bischöf- 
lichen Jurisdiction eximirten grossen Spitalorden. Papst Clemens IV. 
suchte sogar alle Siechenhäuser dem Lazaristenorden unterzuordnen. 
Hatte Papst Gregor der Grosse geklagt, dass die weltlichen 
Verwalter die Bauern aussaugen, so empfahl Papst Innocenz IL im 
Jahre 1139 ausdrücklich die Mitwirkung der Laien und bestimmte 
die Synode von Vienne 1311, dass Spitalstiftungen nicht länger der 
Weltgeistlichkeit als Beneficien dienen sollen. In der That wett- 
eiferten insbesonders in den Städten die Zünfte in der Gründung 
reichdotirter Spitäler. Mit dem Einflüsse der Laien wuchs einerseits 
der Einfluss der weltlichen Gewalt, andererseits die Betheiligang des 
weiblichen Geschlechts an der Krankenpflege. Während in den ersten 
christlichen Jahrhunderten sich in den Spitälern blos männliche 
Krankenpfleger finden, sog. parabolani, wichen im 12. und 13. Jahr- 
hunderte die »Brüderc immer mehr hinter die tSchwestemc zurück. 
Von besonderer Wichtigkeit ist die von Guy von Montpelier gegründete 
Bruderschaft des heiligen Geistes, welcher Papst Innocenz IH. die 
Leitung des Heilig-Geistspitals in Rom übertrug. Die Bruderschaft 
gewann hiedurch die Oberaufsicht über alle ähnlichen Einrichtungen 
in anderen Ländern. Fast in jedem Pfarrsprengel entstand eine 
Heilig-Geisttafel , aus welcher auch die besseren Elemente der 
fahrenden Schüler unterstützt wurden gegen die Verpflichtung im 
Chore mitzusingen. Ghoro Ligati. Ein allgemeiner Uebergang der 
Vermögensverwaltung der Spitäler aus geistlichen in weltliche 
Hände vollzieht sich erst im 14. und 15. Jahrhunderte. Das Concil 
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von Trient verfügte, dass der Bischof persönlich die Spitäler besuchen 
und von den Vögten Rechenschaft verlangen soll, sowdt nicht die 
Vorschriften des Stifters widersprechen oder der König selbst die 
Aufsicht führe. 

Das reiche, insbesonders aus dem königlichen Archive in BrQsael, 
aus dem belgischen Staatsarchive und aus vielen Arcbiven einzelner 
Kirchen und Spitäler zusammengetragene Material bBweiai in über- 
zeugender Weise die Abhängigkeit aller caritativen Bemühungan von 
der geltenden und zu gestaltenden Rechtsordnung. 

Dr. Karl Scheimpßug. 
3. Das Vaticanum und Banifa/s VIIL Eine Aitseinanderselmjeiig 

mit Herrn Prof. Berchtold van Dr. Wilh. Marims, Regens a. D. 

in OUva bei Daneig. 36 8. gr. 8. München, Stahl, 1888. 

(1 M. 20 Pf,). 

Prof. Berchtold hat in seiner Schrift : die Bulle Unam sanctam 
(s. Archw, Bd. 60. S. 219 f.) auch den in der ersten Zeit nach dem 
Vaticanum ihm und seinen Anschauungen näher gestandenen Dr, Mar- 
tens mehrfach angegriffen. Martens hat darauf in der genannten 
Schrift geantwortet, und während er noch in seiner Schrift: ^Die 
Beziehungen der üeberordnung , Nebenordnung und Unterordnung 
zwischen Kirche und Staat« (1887) zugegeben hatte, dass Boni- 
faz VIIL vielleicht allerdings die Definition der päpätlichen Macht 
bezüglich der zeitlichen Dinge beabsichtigt habe, aber nun einmal 
thatsächlich nicht vollzogen habe, hält er jetzt, wie durchweg die 
katholischen Theologen und Ganonisten blos den Schluässatz der Bulle 
Unam sanctam für dogmatisch und spricht er sich jetzt entschieden 
dahin aus, dass Bonifaz VIII. bei diesem Schlusss^tz nieht an den 
Gehorsam in geistlichen, sondern nur an jenen in weltlichen Dingen 
gedacht habe. Ein Missverständniss in dieser Richtung wird jetzt 
auch durch die Worte »utraque potestas est in suo genare maxima« 
von Leo XIIL und der Enoycl. vom 1. Nov. 1885 ausgeschlossen > 
Während Berchtold behauptet, das Gonstanzer Decret, dass das 
Concil über dem Papste stehe, sei von Martin V. bestätigt worden^ 
stellt M. richtig, dass Martin V. dieses Decret weder approbirte, 
noch approbirt habe, welches letztere aber gewiss nur eine sg. con- 
ticentia mere oeconomica gegenüber den damals bestehenden that- 
sächlichen Verhältnissen war. In dem Breve MeruU des Papstes 
Clemens V. von 1306 sieht Berchtold ein den Franzosen ertheiltes 
Indult, nicht an die Sätze der Bulle ünam sanctam glauben zu 
müssen , welches Leo X. auf der Lateransynode feierlich , ja ei ca- 
thedra bestätigte und damit selbst sich mit dem Dogma in Wider* 



366 Literatur: Bäumer , lAter, über die &Bax^ löv dbcoordXcov. 

sprach setzte. Martens hält dagegen an seiner früheren Anschanong 
fest, wonach Clemens V. bezw. Leo X. dem französischen Reiche das 
Privileg verliehen, die im nicht dogmatischen Theile der Balle 
ünam sanctam aasgesprochene Theorie von den beiden Schwertern 
für das Staatsleben abzaweisen. Prof. R. ?. Scherer bespricht in der 
Liter. Randschaa 1888 Nr. 8 S. 239—242 die neueste Schrift von 
Martens und fügt hier am Schiasse (S. 242) bei: dagegen sei za be- 
merken, dass Clemens V. in dem genannten Breve lediglich nichts 
verfügte, sondern nar die Tom französischen Herrscher gewünschte 
Declaration, wie Leo X. sehr zutreffend das Breve Mernit nannte, 
abgab, dass an den thatsftchlichen Verhältnissen zwischen Frankreich 
und dem apostolischen Stahle durch die Bulle Dnam sanctam keine 
Aenderung eingetreten sei. Wäre von anderer Seite dasselbe Be- 
gehren an Clemens V. gestellt worden, so hätte er allen die gleiche 
Antwort ertheilen müssen. 

4. ^Die wieder aufgefundene Lehre der awölf Äpostd und ihre 
bisherige LUeratur^ von Suitbert Bäumer ^ tun Liter. Handweiser. 
Nr. 459, 460 (1888 Nr, 12 und 13). 

Die vom orientalischen (nicht unirten) Metropoliten Bryennios 
in einer aus Jerusalem stammenden griechischen Handschrift vom 
Jahre 1056 aufgefundene und zu Constantinopel 1883 herausgegebene 
Äi«ax>i TÄv aicooTÖX<ov (vgl. Archiv, Bd. 51. S. 373, Bd. 54. S. 3 ff., 
Bd. 58. S. 466 ff.) hat rasch eine sehr grosse Literatur hervorgerufen, 
üeber diese und die Terschiedenen darin geäusserten Meinungen be- 
richten die vorliegenden beiden Artikel des Handweisers. Die Aos- 
gabe von Harris, (London 1887) ist besonders werthvoll wegen der 
photogr. bezw. phototyp. Wiedergabe der ganzen griechischen Hand- 
sctfirift, die beste ist die im Archiv besprochene von Fimk (Tübingen 
1887) ; dessen Meinungen Bäumer auch im Einzelnen den Vorzug 
gibt. So anch unter den verschiedenen Meinungen bezüglich der 
Zeit der Abfassung, die übrigens die meisten Gelehrten in das Ende 
des ersten Jahrhunderts verlegen. Ebenso bezüglich der Heimath 
der Schrift, als welche Funk Syrien oder Palästina wahrscheinlich 
macht. Bäumer verbreitet sich am Schlüsse des zweiten Artikels 
auch eingehend über das Verhältniss der d%dax^ ^^ ^^^^ Neben- 
formen und Parallelvorschritten und über den Werth derselben für 
Kirchengeschichte, dogmatische und polemische Theologie. 

5. Die Schrift des hochw. Bischofs Turinaa Ober die Vertrags^ 
natur der Concordate (s. Archiv, Bd. 59. S. 199 ff.) bekämpfte, 

wie wir einem Berichte von Prof. Lämmer in der Liter. Bundschaa 
1888 Nr. 7. S. 209 entnehmen, Prof. Giacomo Conte Eadini Tedesehi, 
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deBsen Stadien aber »Chiesa e Stato in ordine ai Concordatic in der 
Mailänder Zeitschrift »Scnola cattolicac Jahrg. 1884 f. erschienen, 
in einem besonders abgedruckten Artikel: Di an opascalo sai Con- 
cordati per Msgr. Turinanz, vescovo di Nancy (Milano typ. di Serat, 
Qbezzi 1887). Der Bischof von Nanzig machte diesen ArtikeK der 
ein »novello documento o prova di fatto che la controversia specu- 
lati?a ferve tuttorac (La Civilta cattol. XIII. 9, 905 Roma 3. M^rto 
1888 S. 613) ist, in einer unter dem 8. September 1887 an Tedeachi 
(in colta e vivace lingua italiana) gerichteten Lettera (Firenze, presso 
Toffizio della Rassegna Nazionale) zum Oegenstande kritischer Er- 
örterongen, worauf Tedeschi in der »Scuola cattolicac (B(L 31, Januar 
1888) erklärte, dass er zwar von einer weiteren Polemik gegen den 
Bischof Abstand nehme, aber die Publication einer neuen Arbeit 
über das Concordatsthema »per coloro, che in tali materie nmero 
conoscere te dottrime scolastichec sich vorbehalte. — Prof. Ijämmer 
berichtigt a. a. 0. S. 208 den Irrthum von Turinaz, da^s &^ be- 
kannte Breve, worin Pius IX. dem Ritter de Bonald für die üeber- 
Sendung einer die Privilegiennatur der Concordate vertheidigenden 
Schrift dankt, vermuthlich von einem Anhänger dieser Theorie re- 
digirt worden sei. Turinaz hat übersehen , dass der von ihm ange- 
zogene De Angelis Praelect. jur. can. I. ip. 109 erklärt : Menteni 
illius Epistolae habemus ab extensore , qui de eins bbdsu acripsit 
Concordata respicere disciplinam ecclesiasticam et tarnen quaniam 
rivestono la forma di convenzioni, le quäle essende patti bilaterali 
obbiigano tutto e due le parti.c Das Breve spendet nur dem Eifer 
und der Gelehrsamkeit de Bonald's Lob ; ohne dessen Doctrin zu 
approbiren ; vielmehr lässt sich der darin enthaltene Passus über di^ 
Concordate als Verträge (pacta), die eine eigentliche Natur (pecu- 
liarem indolem) haben und in gewissem Sinne auch Indulte genannt 
werden können, weil die Kirche per haec conventa nicht, wie van 
Espen (Jus eccles. univ. I. 133) behauptet hat, fremde Hechte an- 
strebt, sondern von ihren eigenen verleiht (non aUena appetere jnra, 
sed propria largiri), wodurch vom jus commune abweichende Special- 
rechte begründet werden, — zu Gunsten der Vertragstheorie ver- 
werthen, deren Vertreter nicht läugnen, dass die Concordate auclj 
Privilegien enthalten^ aber betonen, dass dieselben weder ibrem gm\Bm 
Inhalte^ noch ihrer Form nach reine Privilegien, vielmehr wahre Con- 
ventionen zwischen den zwei höchsten Gewalten sind. 
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6. Staatdexicon. Herausgegeben von der Oörresgesdlsckafl gur 
Pflege der Wissenschaft im hdh. DeuiscMand. Heft 5. Fr^ 
bürg, Herder, 1888. (^. 641-^800). gr. 8. (IVeis pro Heß 
1 M. 50 Pf.)' 

Das rasch and vortrefBich geförderte Staatslexicon reicht in 
diesem Hefte vom Schiasse des Buchstaben A. bis in den Art. Bayern. 
Eirchenrechtl. Inhalts ist darin ein gut ond bändig geschriebener 
Art des lange verschollen gewesenen Canonisten Dr. Ereatzwald Aber 
kirchliche Baalast. 

7. Geschichte des Instituts der PfarrvisitoHon in DeuischlancL 
Von Prof. Dr. M. Lingg, Domcap., päpsü. Oth. Kämmerer^ 
k. Lycealprofessor in Bamberg. Kempten, Jos. Eosel, 1888, 
75 8. 8. 

Ein Programm des k. Lyceums zu Bamberg, welches auch in 
weiteren Kreisen Beachtung verdient. Es wird darin die Geschichte 
der Pfarrvisitationen eingehend dargelegt: 1) vom hl. Bonifacias bis 
in's 12. Jahrhundert ; 2) der Niedergang dieses Instituts von da an 
bis zum Tridentinum, und 3) die vom Tridentinum herbeigeführte 
zweite Bluthezeit des Instituts der Pfarrvisitation bis zur Gegenwart. 
Die Darstellung ist schOn und übersichtlich und ist dafür eine reiche 
Detailliteratur benutzt, ebenso manches aus Visitationsberichten in 
den Ordinariatsarchiven, die, wenn sie vollständig zu Gebote ständen, 
noch eine vielseitige Fundgrube bilden würden. Für den eingehend 
gewürdigten libellus de synod. causis von Regino von Prün ist nur 
der Abdruck bei Hartzheim , nicht die Ausgabe von Wasserschieben 
erwähnt. Wir werden später eine eingehendere. Inhaltsangabe der 
verdienstlichen Schrift bringen. 

Dr. Beb. Scheidemantel. 
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XXXV. 
Gutachten von Prof. Dr. KOnig, betr. Abänderung einiger Be- 
stimmungen des Schweizer Bundesgesetzes v. 24. Dec. 1874, 

betr. die Eheschliesmng und Eheschetdung. 
(Vergl. Archiv, Bd. 60. S. 354 f.) 

An das eidg. JusÜa- und Pöltjseidepartement. 

Herr Bundesrathl Durch Schreiben vom 5. November 1887 
theilen Sie dem Unterzeichneten die Postnlate mit, welche die Herren 
Moriaod und Schmid im Ständerath and Herr Lachenal im National- 
rath gestellt haben and welche folgendermassen laaten: 

Antrag der Herren Moriaud und Schmid vom 25. März 1885: 
>Le Conseil t^däral est invit^ h presenter, apr^s examen, an rapport 
sur la question de savoir s'il n*y aarait pas lieu de modifier la loi 
du 24 döcembre 1874 sur Tötat civil, la tenue des registres qui s'y 
rapportent et le mariage, en ce sens que, dans les cas pr^vus par les 
articles 45, 46 et 47, la Separation de corps puisse etre prononcäe 
par lex tribunaux de leur propre chef ou ä la demande des int^ress^s 
poor une dur^e limit^e pr^alablement an divorce.c 

Antrag des Herrn Lachenal vom 29. Juni gleichen Jahres: 
>Le Conseil föderal est invitä ä studier la question du divorce des 
^trangers domicili^s en Suisse en vue de faire accorder aux tribunaux 
suisses et par la voie des trait^s la facult^ de prononcer ces divorces 
avec toutes leurs consäquences juridiques.c 

Damit verbinden Sie den Auftrag, in einem Memoriale ein 
Outachten darüber abzugeben, in welcher Weise den gestellten An- 
trägen Folge gegeben werden könne, und machen darauf aufmerk- 
sam, dass möglicherweise noch andere Artikel des Gesetzes aber die 
Beurkundung des Civilstandes und die Ehe einer Revision bedürftig 
sein könnten und es daher gerechtfertigt erscheine, einen kritischen 
Blick auch auf die übrigen Theile des Gesetzes zu werfen und auf 
allf&Uige ünvollkommenheiten, Mängel oder Dunkelheiten, welche in 
der Praxis sich erzeigt haben, aufmerksam zu machen unter gleich- 
zeitiger Beantragung von Verbesserungsvorschlägen. Gleichzeitig 
sprechen Sie sich dahin aus, es liege nicht in Ihrer Absicht, einen 
neuen Gesetzentwurf vorzulegen , oder auch nur tiefgreifende Modi- 
ficationen zu beantragen, sondern die Aenderungen auf das Noth- 
wendige zu beschränken. 

ArehW für Kirohenreoht. LX. 24 
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Ich habe diesen Auftrag um so bereitwilliger angenomiBen, als 
ich mit dieser Auffassung im Qanzen vollkommen einig gehe und 
eine tiefgreifende Aenderung der Grundlagen des Gesetzes nicht zu 
befürworten vermöchte. 

Neben den erwähnten Postulaten wurde mir noch eine Schrift 
zugestellt, betitelt: »Die Conferenz der Abgeordneten der evangeli- 
schen Eirchenbehörden der Schweiz an den h. Bundesrath« sammt 
einer Beilage, betitelt : »Einig9 Zahlen und Betrachtungen zur Frage 
der Eheschliessung in der Schweiz. c Die Postulate dieser Conferenz 
beziehen sich theils auf die Ehehindernisse , theils auf die Ehe- 
scheidungsgründe und theils auf die Ehescheidungen selbst and wir 
werden daher im Verlaufe unserer Arbeit vielfach Gelegenheit haben, 
auf dieselben des Nähern einzutreten. 

I. Bevor der Unterzeichnete auf die Postulate eingeht, welche 
sich auf die Ehescheidung beziehen , glaubt er in einem ersten Ab- 
schnitt diejenigen Bestimmungen des Gesetzes hervorheben zu sollen, 
welche sich auf den Eheabschluss beziehen oder auf Handlungen, 
welche demselben vorangehen und Anlass zu Ausstellungen gegeben 
haben. Dieselben würden kaum genügt haben, um eine weitergehende 
Revision des Gesetzes zu beantragen , können aber bei Anlass einer 
solchen leicht mitberücksichtigt werden, ohne dass das Gesetz im 
Ganzen eine wesentliche Veränderung erlitte. Bei diesem Anlasse 
kann auch ein Theil der Bedenken der Conferenz die gebührende 
Berücksichtigung finden. Wir folgen dabei der Reihenfolge der 
Gesetzesartikel. 

Art. 1. Der Ausdruck »weltlicher Stande ist zu weit und kann 
zu Missverständnissen Anlass geben. Nach katholischem Kirchen- 
recht behält der zum Priester geweihte Geistliche seinen Charakter 
bei, auch wenn er kein geistliches Amt bekleidet oder aus dem 
Stande ausgetreten ist. Nach protestantischem Eirchenrecht d^fegen 
wird ein Geistlicher als dem weltlichen Stande angehörig betrachtet, 
wann er aus dem Ministerium ausgetreten ist oder kein geistliches 
Amt mehr bekleidet. So bildet z. B. nach Satz. 246 des bemiscfaen 
C. G. B. der geistliche Stand einen Entschuldigungsgmnd für die 
üebemahme einer Vogtei, allein darunter wird nur der im Amte 
stehende Geistliche verstanden, und keineswegs schon derjenige, wel- 
cher überhaupt in das Ministerium aufgenommen worden ist. Es 
liegt auch kein Grand vor, dem canonischen Rechte einen ungebühr- 
lichen Einflnss zu gewähren, und katholische und protestantische 
Geistliche verschieden zu behandeln, am so weniger als Geistliche 
anderer Religionsgemeinschaften gar nicht anter das Verbot fallen. 
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Eine Erklärung, dass jeder als dera welllichen Stande angehörig zu 
betrachten sei, welcher kein geistliches Amt bekeidet, würde sich da- 
her in einem Lande, welches keine Staatsreligion anerkennt, wohl 
rechtfertigen. [?!] 

Art. 5. Die Register sind öffentlich und sollten daher nicht 
nur Jedermann zur Einsicht offen stehen, sondern es sollte auch Je- 
dermann beglaubigte Auszüge aus denselben verlangen können, wie 
nach dera deutschen Civilstandsgesetz , Art. 16, ohne den Nachweis 
erbringen zu müssen, dass er »ßetheiligter« oder »int6ress6< sei, 
welche beiden Ausdrucke sich nicht einmal decken. 

Art. 24. Wie ist es zu halten, wenn eine Todeserklärung nicht 
erfolgt, sondern nur eine Erklärung der Regierung, es sei der Tod 
toahrscheinlich eingetreten? In diesen Fällen wird der Tod nicht 
als eingetreten erklärt, sondern nur die gesetzliche Vermuthung be- 
gründet, dass der Verschollene einen bestimmten Tag nicht überlebt 
habe. Auf eine solche Erklärung passt der Artikel nicht, ebenso 
wenig genügt sie, um eine Ehe als aufgelöst zu betrachten. 

Art. 25, hat vielfache Anfechtungen erfahren, namentlich auch 
von Seiten der Gonferenz der Abgeordneten der evangelischen Rirchen- 
behörden der Schweiz. 

Dieselbe anerkennt, dass es vollbegründet war, das Recht zur 
Ehe unter den Schutz des Bundes zu stellen und dasselbe weder aus 
kirchlichen Rücksichten beschränken zu lassen, noch sonst die Ehe- 
schliessung an erschwerende Bedingungen zu knüpfen, findet dagegen, 
es seien mit manchen unberechtigten Schranken auch manche wohl- 
berechtigte hinweggeräumt worden. Zu diesen letzteren rechnet die 
Gonferenz nicht die Besteuerung der Heirathscandidaten im Allge- 
meinen, wohl aber die dauernde öffentliche Unterstützung, wdche 
arbeiisu/nfähige Personen geniessen. Sie hat somit nicht Personen im 
Auge, deren Verarmung befürchtet wird, sondern bei denen die Ver- 
armung, die Arbeitsunfähigkeit und das ünterstützungsbedürfniss be- 
reits eingetreten ist. — Als eine fernere wohlberechtigte und daher 
mit Unrecht beseitigte Schranke wird der notorisch üble Leumtmd eines 
Individuums von ihr bezeichnet. Die Gonferenz hält zwar nicht da- 
für, dass wegen eines einzelnen Vergehens die Eingehung der Ehe 
sollte untersagt werden können, allein es rechtfertigt sich nicht, no- 
torisch übel beleumundeten Personen von Oesetzeswegen ein absolutes 
und unbeschränktes Recht zur Eheschliessung zuzusprechen. »Neben 
dem Individuum habe doch auch die Gesammtheit und die sittliche 
Institution der Ehe , auf der alle bürgerlichen Lebensordnungen be- 
ruhen, ihre Rechte und Interessen und ob es wohl gethan sei, im 

24* 
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Gollisionsfalle diese letzteren za Gunsten des Individnnms za be- 
schränken, möchte sie bezweifeln : salns publica suprema lex.« (S. 7.) 

Ohne bestimmte Anträge zu stellen, spricht die Conferenz ihre 
Meinung dahin aus, dass bei einer Revision in erster Linie die Worte 
in Art. 25, Abs. 2, »noch wegen bisherigen Yerhaltens oder aus 
andern polizeilichen Qrunden,« etwas weniger allgemein zu fassen 
wären, resp. einzuschränken seien und zwar sowohl im Interesse des 
Gemeinwesens, als im Interesse der sittlichen Würde der Bhe. Wir 
wissen wohl, fährt die Eingabe fort, dass unserem Wunsche nur auf 
dem Wege der Bundesrevision entsprochen werden kann, da Art. 25 
des Civilstandsgesetzes die wörtliche Beproduction von Art. 54 B. V. 
ist und wir haben uns darum erst nach langen Bedenken und Be- 
rathnngen dazu entschlossen, diesen Wunsch Ihnen vorzutragen; 
allein abgesehen davon, dass derselbe, wenn wir nicht irren, anch 
schon in den eidgenössischen Bäthen laut geworden ist, kann nach 
unserem Dafürhalten nur auf diesem Wege, dem Uebelstande, den 
wir Ihnen zu signalisiren uns erlauben, gründlich abgeholfen wer- 
den.« (S. 7.) 

Wir verkennen die wohlgemeinten Bedenken der Conferenz nicht, 
ohne desshalb eine Aenderung der Bundesverfassung befürworten za 
können. Vor Einführung des gegenwärtigen Ehegesetzes warin vielen 
Cantonen den Gemeinden gestattet, Einsprache zu erheben gegen die 
Eheschliessung von Angehörigen, welche besteuert gewesen waren 
und die empfangenen Steuern noch nicht zurückbezahlt hatten. Die 
Urtheilssammlungen der einzelnen Cantone enthalten über diese 
Praxis Belege, welche die befreienden Bestimmungen der Bundes- 
verfassung vollkommen erklären. Die Fälle, wo ein Arbeitsunfähiger, 
der dauernde Unterstützung geniesst, den Entschluss fasst, sich zn 
verheirathen, gehören nicht zu denjenigen, auf welche wegen ihrer 
Häufigkeit eine besondere Rücksicht genommen werden müsste. Aach 
der Arbeitsunfthige kann den menschlichen Wunsch empfinden, sieh 
mit einer Lebensgefährtin zu verbinden, und die Möglichkeit, dass 
daraus für eine Gemeinde vermehrte Lasten entstehen können, ge- 
nfigt noch lange nicht zur Begründung eines absoluten Eheverbotes. 
Ob die Ehe mit Kindern gesegnet sein werde, ist durchaus ungewiss 
und es können daher die gehegten Befürchtungen möglicherweise gar 
nicht in Erfüllung gehen. Dagegen kann leicht der gerade entgegen- 
gesetzte Fall eintreten ; der Ehegatte kann dem Arbeitsunfähigen eine 
Hülfe werden und ihm nicht nur sein Leben angenehmer, sondern 
auch behaglicher machen. Dem Wohlhabenden würde eine solche 
Verbindung nicht verwehrt werden , und es ist daher nicht sowohl 
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die Arbeitsunfähigkeit, als die Unterstützungsbedürftigkeit der Grund 
des Eheverbotes, somit nicht das Interesse des Nuptnrienten, sondern 
dasjenige der zur Unterstützung verpflichteten Gemeinde. Da aber 
eine Steigerung dieser Unterstützungspflicht keineswegs mit Sicher- 
heit eintritt, so wird eines möglichen, künftigen Nachtheiles der Ge- 
meinde wegen ein gegenwärtiges, sicheres Uebel über ein Individuum 
verhängt. Im einzelnen Fall mag eine solche Heirath Anstoss er- 
regen, aber die Unbilligkeiten, welche ein auch beschränktes Verbot 
nach sich ziehen und die Ausdehnung, welche demselben durch die 
Gerichte gegeben werden könnte, würden einen noch viel gerechtern 
Austosa erregen und jedenfalls eine Aenderung der Bundesverfassung 
nicht zu rechtfertigen vermögen. Auf dem nämlichen Standpunkte 
steht auch das deutsche Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 ^ indem 
es im §« 39. ausdrücklich verbietet, das Recht zur Eheschliessung 
weiter zu beschränken, als es durch das Gesetz selbst geschieht und 
dieses kennt ein solches Verbot nicht. Auch in den Entwurf eines 
bürgerlichen Gesetzbuches für das deutsche Reich hat ein solches nicht 
Eingang gefunden. 

Noch weniger können wir dem zweiten Bedenken eine Be- 
rechtigung zusprechen. Notorisch schlechter Leumund kann doch 
kein Grund sein, die Eingehung einer Ehe zu verbieten. Wohl kann 
man sich darüber verwundern, dass ein übelbeleumundetes Individuum 
noch einen anständigen Lebensgefährten findet, allein öffentliche In- 
teressen werden dadurch keine geßhrdet oder verletzt. Ein übelbe- 
leamundetes Individuum kann vollständig im Stande sein, seine Pflichten 
gegen Frau und Kinder und Gemeinde zu erfüllen und es kann die 
Ehe sogar einen sehr guten Einfluss auf dasselbe ausüben. Das Ver- 
bot würde auch hier nur den Unvermögenden treffen, nicht aber den 
Vermöglichen. Mit welchem Massstahe soll ferner der üble Leumund 
gemessen werden, welches sind die gesetzlichen Voraussetzungen eines 
solchen ? Ein betrügerischer Concursit oder ein Wucherer kann übel 
beleumundet sein, wogegen ein wegen Todschlags Verurtheilter an seiner 
Ehre in der öffentlichen Meinung keinen Abbruch erlitten hat. Soll 
nun dem Einen die Ehe gestattet, dem Andern dagegen verboten 
sein? Die von der Gonferenz gewünschte Aenderung kann unter 
keinem Gesichtspunkte empfohlen werden, denn nicht nur hat der 
Leumund mit der Ehe nichts zu thun, sondern die gewünschte Be- 
schränkung würde Ungerechtigkeiten, Ungleichheiten und Willkür- 
Uchkeiteu aller Art die Thüre weit öffnen. — Auf das letzte Be- 
denken der Gonferenz werden wir bei Art. 28. zurückkommen, da- 
gegen noch zwei Bestimmungen des Art. 25. berühren, welche mit 
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Recht Anstoss erregt haben, von der €!oafereuz aber nicht erwähnt 
worden sind. Der Art. 25. bestimmt, dass die in einem Gantooe 
oder im Auslande nach der dort geltenden Oeaetzgebung abgescbbs- 
sene Ehe im Gebiete der Eidgenossenschaft als Ehe aolle anerkannt 
werden. Soweit es sich nan um Ehen handelt, welche in der Schweiz 
abgeschlossen worden sind, ist die Bestimmung eine selbstverständ- 
liche, weil im ganzen Gebiet der Eidgenossenschaft das nämliche 
Gesetz zur Anwendung kommt. Dagegen können sich Bedenken er- 
heben, wenn die Ehe im Auslande im Widerspruch mit den Vor- 
schriften des eidg. Rechtes abgeschlossen worden ist. In Ueberein- 
stimmung mit Art. 25. enthält der Art, 54. folgende Vorschrift: 
»Eine im Auslande unter der dort geltenden Gesetzgebung abge- 
schlossene Ehe, wird nur dann als ungültig erklärt, wenn die da- 
gegen erhobene Nichtigkeitsklage sowohl nach der Gesetzgebong, 
unter welcher die Ehe abgeschlossen wurde, als nach dem g^eo- 
wärtigen Gesetze begründet ist.« 

Das Bundesgericht hat dieser Bestimmung eine rückwirkende 
Kraft beigelegt, indem es nicht nur diejenigen Ehen als gültig an- 
erkennt, welche unter der gegenwärtigen Gesetzgebung im Auslände 
abgeschlossen worden sind, sondern auch diejenigen, welche vorher 
im Inlande oder im Auslande nach den Gesetzen des Niederlaasungs- 
ortes, aber im Widerspruch mit den Bestimmungen der kantonalen 
heimathlichen Gesetze abgeschlossen worden waren, insofern sie bei 
Einführung der Bundesverfassung von 1874, d. h. am 29. Mai 1874, 
noch nicht aufgelöst waren. Das Gericht nahm an, es beruhe die 
Vorschrift der B. V. auf Gründen öffentlicher Natur, auf sittlichen, 
zwingenden Rücksichten und müsse daher sofortige allgemeine An- 
wendung finden. Kinder aus solchen Ehen werden daher als ebe- 
liehe oder p. s. m. legitimirte anerkannt, wenn beide Eltern am 
29. Mai 1874 noch am Leben waren; war dagegen eines der beiden 
verstorben , oder die Ehe sonst aufgelöst , so blieben die Kinder im 
unehelichen Stande. Weniger würde ihr Schicksal vond Zufall ab- 
hängig sein, wenn die Ehe schon dann als eine gültige anerkannt 
werden dürfte, wenn auch nur einer der beiden Ehegatten die Ein- 
führung der B. V. erlebt hat. — Mehr Bedenken als diese Praxis 
muss aber die Bestimmung einflössen, wonach jede im Auslande nach 
den dort gültigen Gesetzen abgeschlossene Ehe in der Schweiz als 
gültig anerkannt werden soll, auch wenn sie in der Schweiz nicht 
in gleicher Weise hätte abgeschlossen werden dürfen, oder geradezu 
in fraudem legis abgeschlossen worden ist. 

Keinerlei Bedenken unterliegt die Bestimmung, insoterne sie 
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sich nar auf die Form bezieht. Der schweizerische Qe^etzgeber bat 
kein Interesse darao, dass bei Eingehung der Ehe ausserhalb seines 
Gebietes eine bestimmte Form ausschliesslich zur Anweiulun^^ komme, 
sowie nur diejenige beobachtet wird, welche am Eingeh ungsorte ge- 
setzlich vorgeschrieben oder üblich ist. Es kann daher ein Schweizer 
im Auslande sich kirchlich oder civil trauen lassen, utid sogar eine 
im Auslaude formlos eingegangene Ehe muss in der Schweiz als 
gültig anerkannt werden, wenn am Abschlussorte eine üolchf^ Ein- 
gehung gesetzlich gestattet ist. Nach dem Common law, wie m 
noch in einzelnen Staaten Amerika's und in Schottland gilt, kann 
eine Ehe durch blossen Consens abgeschlossen werden, ohne Mit^ 
Wirkung einer geistlichen oder weltlichen Behörde. Der Coasens ge- 
nügt, einer Form bedarf es nicht. (Wharton: Coiiflict of laws 
§§. 170—174. Wharton: A Digest of the International Law ot the 
U. St. A, §. 260 ff. Civil Code of the State of New- York (Entwurf) 
Art 34 ff.) 

Auch nach den Bestimmungen des tridentinischen Concila kann 
eine Ehe gültig durch blossen Consens abgeschlossen werden, iiiso* 
ferne derselbe in Gegenwart des Geistlichen und vor zwei Zeugen 
erklärt wird. Eine solche Ehe ist gültig abgeschlossen, obgleich der 
Beweis des Abschlusses nicht durch ein offlcielles Document bewiesen 
werden kann, und überhaupt oft mit Schwierigkeiten verbunden ist. 

Das Institut für Völkerrecht hat daher auf meinen Antrag den 
Satz aufgestellt : II est d^irable qne chaque mariage contractu h 
r^tranger puisse 6tre constat^ officiellement dans le pays d'origine 
des äpoux, c'est-ärdire par un document ofüciel. 

Solange jedoch eine solche Bestimmung nicht gesetzliche Kraft 
erlangt hat, muss eine Ehe, welche in Amerika oder Schottland od<2r 
nach Bestimmungen des tridentinischen Concils oder durch blosse 
Willenserklärung der Parteien ohne Anwesenheit vou dritten l^er- 
sonen abgeschlossen worden ist, als gültig anerkannt werden, wie 
dies auch durch die französischen Gerichte geschieht. (Pic; Mariage 
et Divorce, en droit international et en l^gislation compar^. pag. 
70. Note.) 

Wenn aber mit Bezug auf die Form der Eheschliessung bei- 
nahe allgemeine Uebereinstimmung herrscht, so ist dies dagegen 
nicht der Fall mit Bezug auf die materiellen Erfordernisse und Vor- 
aussetzungen eines gültigen Eheabschlusses, Verkündung, Znstim- 
roung von Eltern oder Vormündern, Alter der Ehegatten, Wirkung 
des Eheabschlusses mit Rücksicht auf den Civilstand vorehelich ge- 
borener Kinder und der Ehegatten selbst. In dieser Beziehung hat 
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das Institut folgende Grundsätze angenommen : Mit Bezug auf das 
Alter der Brautleute, die verbotenen Verwandtschaftsgrade, die Zu- 
stituraung von Eltern und Vormündern, soll die heimathliche (per- 
sönliche) Gesetzgebung der Parteien zur Anwendung kommen und 
mit Bezug auf die Verkündung überdies diejenige des Ortes, wo die 
Ehe abgeschlossen wird. Hingegen soll die Nichtbeobachtung der 
Gesetzgebung des Abschlussortes, mit Rücksicht auf das Alter der 
Brautleute, den verbotenen Verwandtschaftsgrad und die Verkündigung 
der Ehe keine Nichtigkeit der Ehe zur Folge haben ; ebensowenig 
die Nichtbeobachtung der heimathlichen Gesetzgebung betreffend die 
Zustimmung der Eltern der Braut. 

Diese Grundsätze sind in Cebereinstimmnng mit den Gesetz- 
gebungen, welche auf die Staatsangehörigkeit das entscheidende, 
auf das Domicil dagegen nur ein nebensächliches Gewicht legen. 
Unsere schweizerischen Behörden halten nun gegenüber Fremden, 
welche sich in der Schweiz verheirathen, strenge an dem Heimath- 
priucip fest; wogegen sie mit Rücksicht auf Schweizer, die sich im 
Auslände verheirathen, die Gesetzgebung des Wohnsitzes anerkennen 
und jedenfalls nicht ängstlich an dem Hauptprincip festhalten. Es 
wurden infolge dessen schon wiederholt Ehen von minderjährigen 
Schweizern anerkannt, welche in Amerika ohne Zustimmung der 
Eltern abgeschlossen worden waren. (Wharton , Digest of the Int. 
Law of the ü. St. B. II, §. 261.) 

Auch das englische Recht erkennt wie das amerikanische die 
Gesetzgebung des Domicils und jede Ehe als gültig, welche nach 
den Bestimmungen desselben und nicht in fraudem legis abge- 
schlossen worden ist. Unser Gesetz verlangt dagegen kein auswär- 
tiges Domicü des Schweizers, sondern begnügt sich mit der That- 
sache, dass der Eheabschluss im Ausland stattgefunden hat. Infolge 
dessen müssen in der Schweiz Ehen anerkannt werden , die in frau- 
dem legis im Auslande abgeschlossen worden sind, insoferne diesel- 
ben nicht nach beiden Gesetzgebungen, derjenigen des Abschlussottes 
und der schweizerischen, nichtig sind. Einige Beispiele mögen dazu 
dienen, die Unzukömmlichkeit der gesetzlichen Vorschrift und der 
darin sich schliessenden Praxis in's richtige Licht zu stellen. 

Der Unterzeichnete hat bereits in seinem Commentar zum Ehe- 
gesetz auf die Möglichkeit hingewiesen, dass ein Oheim um seine 
Nichte zu heirathen einen vorübergehenden Aufenthalt in Deutsch- 
land nimmt, dessen Gesetz eine solche Verbindung gestattet und die 
daher nach Art. 54. auch bei uns nicht angefochten werden kann. 
Wenn aber der Oheim sich statt nach Deutschland nach Frankreich 
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begibt and die Ehe dort abschliesst, so widerspricht dieselbe nicht 
nur dem schweizerischen Gesetze, sondern auch dem Code civil tmd 
ist aus diesem Grunde nichtig. Der Code civil aner könnt für die 
persönliche Handlungsfähigkeit eines Fremden das Recht seiner 
Heimath, ie Statut personnel, infolge dessen kann der Schweizer in 
Frankreich keine nach der schweizerischen Gesetzgebung verbotene 
Ehe eingehen. Allein auch nach dem Code civil, Art 1G3, ist die 
Ehe zwischen Oheim und Nichte, Tante und Neffe verboten, die 
französische und eidgenössische Gesetzgebung stimmen daher mit 
Bezug auf dieses Ehehinderniss überein. Dagegen ist naci) Art. 154. 
das Staatsoberhaupt berechtigt von demselben zu dispensiren, allein 
auf dieses Dispensationsrecht kann sich der in Frankreich wohnende 
Ausländer nicht berufen, weil nach den ministeriellen Entsoheidungeu 
vom 26. Februar 1840 und 4. Juli 1844 der Dispens nur von der 
beimathlichen Regierung ertheilt werden kann. (Pic: 1. c. pag^. 153.) 

Wir haben daher eine Ehe vor uns, deren Gültigkeit nicht nach 
der eigenen Gesetzgebung beurtheilt wird, sondern nach einer fremden, 
und die anerkannt wird, wenn sie in Deutschland abgescUlo^äen 
wurde, dagegen nichtig ist, wenn der Abschluss in Frankreich «^^eb^cbah. 

Nach Art. 28. darf ferner eine Wittwe, oder geschiedene Frau 
oder Ehefrau, deren Ehe nichtig erklärt worden ist, vor Abtauf von 
300 Tagen nach Auflösung der früheren Ehe keine neue eheliche 
Verbindung eingehen und keine Behörde ist befugt, von diesem Ver- 
bot zu dispensiren. Nach englischem Rechte dagegen kann eine 
Wittwe sofort sich wieder verheirathen und eine Geschiedene äobalJ 
das Urtheil in Rechtskraft erwachsen ist. Ein englischer Suhrift- 
steller bemerkt daher: »Indeed a divorced wife may marry a^ain so 
soon as that a child may be born within such a time a^ to adroit 
of its having been the child of either husband . . . . ii ^vidow may 
do the same, and in such an event it is said that the child when 
arrived at years of discretion, may choose which of the mother^s 
husbcmds he pleases as his father, (Hammick, The Marriage Law 
of England pag. 29. Emest, Mariage et Divorce pag. 246.) 

Ein Fremder nun, welcher einen Aufenthalt von 15 Tagen in 
England zu beschwören im Stande ist, kann ohne Anstand von der 
Pnblication seiner Ehe dispensirt werden und sich in dem Bezirk, 
in welchem er vorübergehenden Aufenthalt genommen Init^ nach den 
Bestimmungen des englischen Gesetzes gültig verheirathen. (Hammick 
1. c. pag. 84. Eversley, the Law oi the Domestic Relation^ pag, 109). 

Auf diese Weise kann der Schweizer, ohne sein Domicil in der 
Schweiz aufzugeben, durch blossen IStägigen Aufenthalt in irgend 
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einem Theile Englands eine wesentliche Bestimmung des eidgen« Ehe- 
gesetzes ohne nachtheilige Folgen umgehen. Denn da die Ehe in 
England gfiltig abgeschlossen worden ist, so ist die sehweigerisdke 
Nichtigkeit anerheblich und die mala fides feiert hier einen Triumph, 
wie er sonst nirgends gefeiert werden kann. Die Vorschrift des Art 25. 
sollte daher dahin geändert werden, dass zwar eine im Ausland mit 
Bezug auf die Förmlichkeiten gültig abgeschlossene Ehe auch im 
ganzen Umfange der Schweiz als eine gültige anerkannt werden 
solle, insoferne sie den materiellen Voraussetzungen und Bedingungen 
des heimathlichen Rechtes entspricht, nach dem Grundsatz, welcher 
an die Spitze des Qesetzes über die bürgerliche Handlungsfähigkeit 
gestellt ist. Sollte dies nicht belieben, so sollte doch die Gültigkeit 
einer im Auslande geschlossenen Ehe ?on dem auswärtigen wirklicheu 
DamUfil der Parteien oder des Bräut^ams, somit von ihrer oder 
seiner bona fides abhängig gemacht und eine in fraudem legis Tor- 
genommene Handlung nicht gesetzlich sanctionirt werden. Dadurch 
würde einem Zustand der Dinge ein Ende gemacht werden, welcher 
schon lange berechtigtes Aergeruiss erregt hat. 

Fernere Bedenken erzeugen die Bestimmungen des Gesetzes 
über die legüimatio per subseguens matrimonium. 

Durch die nachfolgende Ehe der Eltern erlangen vorehelich ge- 
borene Kinder den ehelichen Stand. Dies setzt aber voraus, dass 
über die Abstammung des Kindes kein Zweifel bestehe. Dies kann 
z. B. dann angenommen werden, wenn das Kind von dem Vater bei 
der Geburtsanzeige oder im Faternitätsprocess anerkannt oder wenn 
es ihm gerichtlich zugesprochen worden ist. Dagegen liegt dne 
solche Gewissheit nicht vor, wenn der Ehemann das Kind vor oder 
nach der Verheirathung mit der Mutter anerkannt hat und diese 
Anerkennung auf nichts Anderem beruht als auf der Erklärung des 
angeblichen Vaters. Nach dem gegenwärtig geltenden Hechte aber 
genfigt die Anmeldung des Vaters beim Givilstandsbeamten, um dem 
Kinde wenigstens vorläufig und bis zum Beweise des Gtogentheils, 
den ehelichen Stand zu verschaffen, wobei es der Gememde oder den 
Betheiligten überlassen bleibt, die Anerkennung nachträglich anzu- 
fechten und zu dem Ende die cantonalen Gerichte anzurufen. Ein 
Recurs an das B. G. ist dagegen nicht zulässig. (Entsch. B. 6. 
VIII. 323.) 

Das Bnndesgericht spricht sich hierüber in seinem Entscheide 
vom 30. Juni 1883 sehr bestimmt dahin aus: 

L'art. 25. reproduisant textuellement Part 54. de la Consti- 
tution f(£d^rale, est seul une disposition de droit civil qui prodame 
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le priAcipd. g^eral de la l^gUiiaaUo» des en&nts uaturels par le 
manage sabaäqueat de lears paif^nts, c'det.ä 4ire de ceux doiit ils 
9er<mt yfritablemeni issipi. MaJQ en dehors de ce principe, cette loi 
n'^cte aueune diaposition ultfoieure $ap les ooDditions et limites 
impos^ea aoic .recoonaisaaiiceB des enfaats tiös faora du mariage sur 
la preaire de leur filia^ou et ia valeur de Tayen da.pdre ou de la 
niere oa de leur asseotiroeüt, sar les cas daos lesquels ces reoou- 
naissances peavent etre attaqu^es par ceux qui y oat int^rgt, sur la 
forme et les d^lais fixäs pour ces eontestations. Cette loi abandonne 
done eette matiere aa droit cantonal, mais soos la r^serve qne les 
lois cantonales ne peuveot imposer des c(»tditioQS contraires aax 
prindpes posäs par la constilution et aux dispositions de la l^gisla- 
tioQ fid^ale, par exemple admettre une Opposition par le motif que 
la d^laration pr^vue ä Tart. 41. anrait ^ omise ou faite postä- 
rieorement au d^lai fix^.. (Entsch. B. G. IX. 192.) 

Wir wollen über die Biehtigkeit oder Unrichtigkeit dieser Aaf- 
fassnng nicbt streiten , sondern nur die Thatsacfae oonstatiren , dass 
die Aosf&brong von Gründ^tzen des eidgen. Rechtes der cantonalen 
Gesetzgebung aberlassen wird, während im Gegentheil gesetzlich an- 
erkannt und festgestellt werden sollte, dass es Sache der eidgen. Ge- 
setzgebung sei, daffir zu sorgen, dass die von ihr aufgestellten Grund- 
sätze überall die gleiehe consequente Anwendung finden. Es sollte 
sich daher das Gesetz nicht damit begnügen, den Grundsatz aufzu- 
stellen, dass ^e nachfolgende Ehe legitimirend auf die vorehelich 
erzeugten Kinder wirke, sondern die Voraussetzungen und Beding- 
ungen der Legitimation auf allgemein verbindliche Weise selbst auf- 
stellen und festsetzen und durch eig^ia Organe ihre strenge Be- 
obachtung überwachen. Es seheint nun nicht gerechtfertigt, eine 
Legitimation ohne den mindesten Nachweis ihrer Voraussetzungen 
einzutragen und es den Beth^ligten zu überlassen, den Gegenbeweis 
auf dem Wege des Einspruches zu führen. Jede Legitimation hat 
eine Aenderung des Oivilstandes zur Folge und im öffentlichen In- 
tevesse liegt es, eine solche nur unter bestimmten Voraussetzungen 
zu gestatten. Auch das Kind kann ein Interesse daran haben, nicht 
von denjenigen legitimirt zu werden, welcher seine Mutter heirathet 
und sich fälschlich für seinen Vater ausgibt, und es sollte daher eine 
solche Aenderung des Oivilstandes mit grösseren Garantien umgeben 
werden, als es gegenwärtig der Fall ist. Für die Berechtigung dieses 
Begehrens spricht unter Anderem das oben citirte Urtheil in den 
Entsch. d. B. G. IX. 192 u. VI. 660. (Oode Nterlandais Art. 327.) 

Dabei darf der Umstand auch nicht ausser Acht gelassen wer- 
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den, dass verschiedene Oesetssgebungen, wie di^enig« Toa Bogland 
und verschiedener Staaten von Neirdamertka , die legiümatio per 
subseqaens matrimoiuam verwerfen and nur das in der E%e ecseogte 
oder geborene Kind aIs ein eheliebes anerkennen. Kin yon einem 
Engländer .mit einer Schweizerin attSserebeUch erzeugtes Kind vürd« 
daher durch nachfolgende Ehe der Eltetn nicht legitimirt iiiid die 
englische Nationalität nicht erwerben. Das schweizerische Gesetz 
hat daher mit Bezug auf die Fragen das Oivilstandes mit der aus- 
wärtigen O^etzgebung zu rechnen, wenn der Br&ntigam einem an- 
deren Staate angehört. (Wharton Gonfl. pag. 385.) 

Wenn endlich das Gesetz bestimmt, dass durch den Abschloss 
der Ehe die Ehefrau das Heimathrecht des Ehemannes erwerbe, so 
gilt auch diese Bestimmung nur fflr Schweizerbfirger unbedingt, 
nicht auch fär Angehörige anderer Staaten, wo vielleicht ganz andere 
Qrundsätze gelten. So behält z. B. die Ehefrau eines Amerikanets 
ihre Nationalität bei, wenn der Ehemann sie nicht veranlassen kann, 
ihm an sein Domicil zu folgen, ebenso kann sie behufs der Ehe- 
scheidung ein besonderes Staatsburgerreeht erwerben. (Wharton Gonfl. 
of L, §. 11.) 

Femer wird zwar sowohl in England als in Amerika der Grund- 
satz anerkannt, dass die fremde Ehefrau die Nationalität ihres Ehe- 
mannes erwerbe, dagegen wird gesetzlich nicht anerkannt, dass eine 
Amerikanerin durch Heirath mit einem Fremden ihre bisherige Na- 
tionalität verliere, und die ausländische Ehefrau eines fingländers 
verliert ihre angeheirathete Nationalität, wenn die Ehe nachtrigli^ 
durch Scheidung wieder aufgelöst wird. Aueh diese Beetimnmng 
kann ffir schweizerische Angehörige von Bedeutung werden^ 

Art. 36. Zum gfiltigen Abschluss einer Ehe ist die ftreie Bu- 
willigung der Brantleute erford^lich* Irrthum , Betrug und Zwang 
schliessen dieselbe aus, und eine unter dem Einfluss dieser Thal- 
sachen abgeschlossene Ehe entbehrt daher einer wesentlichen, geseta- 
lichen Voraussetzung. Ohne Beschränkung berflcksichtigt dias Gesetz 
den Zwang, welcher jedoch nur als Drohung in Betfaefat kownen 
kann, und den Betrug; beim Irrthum dagegen wird nur derjunige 
»in der Person« beruok»chtigt, worunter nach einem Entscheide des 
Baseler Givilgerichtes TOm 4. Juni 1884 nur derjenige zu verstehen 
ist, welcher sich auf die IdeuMtälr der Person bezieht Bev. d. G. P. 
III. Nr. 99. Schon die Menge unerquicklicher Gontroversen, welche 
der Ausdruck »Irrthum in der Person« bert^orgerufea hat» hätte die 
Wahl eines anderen Ausdruckes gerechtfertigt. . Ein Irrthum in 4«r 
physischen Person war wohl denkbar zur Zeit von ; Jakob und Lea, 
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aber nicht mehr bei der Oeffentlicfakeitf anter deren Schutz der Ehe- 
abgcbloss gegenwärtig gedtellt ist, and es ist daher nicht gerecht- 
fertigt, einen solchen, beinahe andenkbaren Irrthnm besonders har- 
vorzaheben and dadiurch eiaen solchen über die persona civilis oder 
andere wesentliche Eigenschatten aoszaschliessen. Es wurde sich da- 
her empfehlen, die Worte »in der Personc wegzulassen und dagegen 
die Wesentlichkeit des Irrthums selbst wenn er durch Betrug her- 
vorgehoben worden ist, zu betonen. 

ArU 37. In diesem Artikel haben die in Klammern beige- 
f&gten Worte (Vater oder Matter) die irrthümliche Ansicht veran- 
lasst, es seien Vater oder Matter immer die Inhaber der elterlichen 
Gewalt and die Bewilligung müsse daher immer Yon ihnen ertheilt 
werden. Dies ist aber nicht der Fall. Wer Inhaber der elterlichen 
Gewalt sei, bestimmt nicht das Bandesgesetz, sondern die cantonale 
Gesetzgebung. Dem Vater kann sie entzogen werden und die Mutter 
entweder gar nicht erwerben oder durch Wiederverheirathung ver- 
lieren. Die Eltern sind daher nicht immer die Inhaber der elter- 
lichen Gewalt, und es würde sich daher empfehlen, das Recht der 
Zustimmung entweder den Eltern (Vater oder Mutter) als solchen, 
oder als Inhabern der eiterlichen Gewalt zuzugestehen, 

Art. 28, Das Gesetz handelt unter 2 a von der Verwanätsfhaß 
und unter 2 b von der Schwägersehaft, und es dürfte sieb empfehlen, 
dies deutlicher hervorzuheben, als dies im Gesetz geschehen ist Da 
anter Schwftgerschaft das Verhältniss des einen Ehegatten zn den 
Verwandten des andern verstanden wird, so ist das Stief- und Schwie* 
gerverh&ltniss in der Schw&gerschaft inbegriffen, und da nur die 
Schwägerschaft in der geraden Linie in Betracht kommt, nicht auch 
die in der Seitenlinie, so würde das Verbot ausgesprot^hen werden 
können mit den Worten: »Zwischen Verschwägerten in gerader 
Linie.« Dies würde auch dem französischen Texte besser entsprechen 
nnd genauer mit ihm übereinstimmen (alli^s en ligne directe, asceu^ 
dante ou descendante). Wird das Ehehindemiss beschränkt auf 
Schwiegervater und Schwiegertochter und nicht ausgedehnt auf die 
gerade Linie aller Grade, so konnte der Schwiegervater die Tochter 
erster Ehe seiner Schwiegertochter heirathen und dadurch ihr Schwie- 
gersohn und der Schwiegersohn seines eigenen Sohnes werden. 

Die unter Ziff. 1, 2 a und b und 3 erwähnten Ehehiudernisse 
sind OffentMch-rechtlicher Natur, eineUrotz ihres Vorhandenseins ab^ 
geschlossene Ehe ist daher nicht nur eine ungälUge^ sondern eine 
nichtige^ deren Auflösung von Amteswegen anzustreben i^^t. Hier 
würden sich nun einige kleinere Aenderungen empfehlen. Vorerat 
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liegt kein Qrund vor, die Ehe zwisctien Öheim und Nichte d!bsolnt 
zu verbieten and es sollte daher Dispens zugelassen werden, wie nach 
französischem R^cht Art. 168 und 164 C. c, dem italienischeti Ge- 
setzbuch Art. 59-— 68. und detti niederl&ndischen 6. B. §. 88i Das 
Namlicbe empfiehlt sich bei dem cmfitehiehenden Ehehindemlss der 
Wartezeit der Witiwen, sobald der Grund demselben weggefallen ist, 
namentlich wenn die Wittwe oder Qesehiedene während der Warte- 
zeit niedergekommen und eine confhsio sanguinis daher nicht mehr 
zu befärcbten ist. (Code ital. Art. 57, deutsches Reicbsgesetz §.35. 
Entwurf ein^s bürgerl. Gesetzbuches für das deutsche Reich §. 1241.) 

Dass Adopiivdtem mit Adoptivkindern in keine Ehe treten 
därfen, so lange das Yerhältniss dauert, bedarf keiner Begrfindung. 
Dagegen ist dasselbe lOsbar nach der Gesetzgebung von Zürich und 
Thurgau, sowie dach dem preussischen Landrecht iind dem deutschen 
Entwurf §. 1240. Es würde sieh daher nach dem Vorgänge des 
deutschen Reichsgesetzes rechtfertigfen , den Zusatz beizufügen: ^so 
lange das Verhältniss dauert.« Gleichzeitig muss auf die unrichtige 
Stellung aufmerksam gemacht werden, welche der Adoptivverwahdt- 
sehafb in diesem Artikel angewiesen worden ist. Diese Personen sind 
weder Verwandte noch Verschwägerte und müssen daher in beson- 
derer Rubrik unter 3 eingefugt werden. 

Endlich enthält der Artikel eine Bestimmung, welche Oetsks- 
kranken und Blödsinnigen die Eingehung einer Ehe verbietet, wäh- 
rend das deutsche Ebegesetz und der Code civil sich damit begnügen, 
ixe MnwiUigtmg der Nupturienten zu verlangen, wodurch diejenigen 
von selbst ausgeschlossen werden^ welche unßlhig sind, einen eigenen 
Willen zu haben und daher eine Einwilligung hiebt geben künnen. 
Streng genommen könnte daher die Bestimmung als selbstverständ- 
lich wegfallen. Wird sie aber beibehalten, so erfordert (He Genauig- 
keit eine Redactionsänderung. Geisteskrankheit und Blödsinn sind 
nieht verschiedene Zustände, denn auch der Blödsinn ist eme Geistes- 
krankheit und zwar eine unheilbare. Dagegen hat das Bundesgericfat 
schon wiederholt angenommen, unter Blödsinn verstehe das Gesetz 
keine QtmteahrankheU , sondern eine GeisteBsehiväehe) und insofern 
dieselbe einen Gtad erreicht, welcher das Verständniiss für das W^n 
der Ehe und den freien Willen ausschliesst, mache sie den davon 
Betroffenen zur Eingehung einer Ehe unßhig. (Entsch. I. p. 96 tt 259.) 

Will man das Verbot alb in dem Erfordernids der EinWilligimg 
bereits enthalten nieht weglassen, so sollte doch der Ausdruclc »Blöd- 
sinnigec mit »Schwachsinnige« vertauscht werden. Der deutsche Ent- 
wurf spricht von Geschättsunfilhigen, allein dieser Ausdruck setzt 
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eine Definition voraus, welche in das Givilgesetz gehört nnd in dem 
Ehegesetz nicht untergebracht werden könnte. 

Da die freie Einwilligung zu den nothwendigen Voraussetzungen 
einer gültigen Ehe gehört, eine solche aber bei Qeisteskranken und, 
Schwachsinnigen nicht denkbar ist, so bilden diese letzteren Zustände 
ein absolutes öffentliches Ehehinderniss und wie der Givilstandsbe-' 
amte bei dem Vorhandensein von Ehehindernissen, welche in der 
Verwandtschaft, oder Schwägerschaft, oder einem Adoptivverhältnisse 
begründet sind, die Trauung nicht vornehmen darf, so wenig darf er 
es thun bei Qeisteskranken. Es kann daher die Auffassung nicht 
gebilligt werdea, welche der Weisung des h. Bundesrathes vom 
6. October 1876 zu Gründe liegt, wonach der Civilstandsbeamte sich 
nicht weigern darf, ein Eheversprechen zu verkfindigen, weil eines 
der Verlobten angeblich mit Geisteskrankheit oder Blödsinn behaftet 
ist, sondern gewärtigen muss, ob interessirte Personen oder Behörden 
innerhalb der gesetzlichen Fristen Einsprache erheben. So noth- 
waldig es auch ist , die persönliche Freiheit eines Individuums mit 
den Döthigen Garantien zu umgeben, so ist doch hier nicht das In- 
teresse einzelner Personen oder Behörden auf dem Spiel, sondern das 
öffentliche Interesse überhaupt. Es soU eine solche Ehe nicht abge- 
schlossen werden, gleichgiltig ob Einsprache erhoben werde oder 
nicht, und der Civilstandsbeamte darf nicht einen Eheabsehluss zu« 
geben, welchem nach seiner Ueberzeugung ein absolutes Ehehinder* 
nisB entgegensteht. Anerkennen die Parteien die Begründetheit der 
Weigerung nicht, so ist es an ihnen oder an der Staatsbehörde, die 
erforderliche Untersuchung einzaleiten und je nach ihrem Resultate 
die Ehe zu gestatten oder definitiv za verbieten. Das nämliche Ver« 
fahren ist einzuschlagen bei dem Vorhandensein anderer absoluter 
Ehehindernisse, welche nicht Anlass zu einem Einsprach gegeben 
haben. 

Diesen gesetzlichen Ehehindernissen wünscht die Conferenz der 
Abgeordnete ein neues beizufügen, welches in dem Gesetze nicht 
enthalten ist. 

»Ein schweres Bedanken, sagt die Eingabe, haben wir terner 
»gegen Art. 28, der die Ehehindemisse namhaft macht. In den 
»meisten, wo nicht in allen cantonalen Gesetzgebungen fand sich vor 
»1876 eine Beatinunnng , wonach Personen, die mit einander einen 
»Ehebruch begangen hatten , die Eingehung der Ehe entweder ab- 
»solnt, oder doch für den Fall antersagt war, dass der Efaebrnch die 
»Scheidung begründet hatte oA&c gerichtlich bestraft worden war. 
»Dieses Verbot ist im eidgan« Gesetz in Wegfall gekommen nnd wir 
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»stehen nicht an, dies als eine schwere Schädigung wie der Heilig- 
»keit der Ehe, so des sittlichen Gefühls überhaupt zu bezeichnen. 

»Es sind nicht vereinzelte Stimmen nur — es ist, wir glauben 
»das behaupten zu dürfen, — die ganze öffentliche Meinung, die an 
»dieser verhängnissvollen Lücke unserer Gesetzgebung, gegen welche 
»Art. 48. einen völlig unzureichenden Schutz gewährt, Aergerniss 
»nimmt, und wenn in keinem einzigen anderen Punkte unserer Ehe- 
»gesetzgebnng, so sollte doch zum Mindesten in diesem Stucke Be- 
»medur geschaffen werden, c 

Die moralische Berechtigung der Bedenken, welche die C!on- 
ferenz ausspricht, darf anerkannt werden, ohne dass desshalb ihren 
Schlüssen in vollem umfange zugestimmt werden dürfte. Die can- 
tonalen Rechte erklärton wohl ausnahmslos eine Ehe zwischen Adul- 
teranten fQr unzulässig, wenn der begangene Ehebruch eine Bestrafung 
oder die Scheidung der bisherigen Ehe eines derselben zur Folge ge- 
habt hatte. Einzelne Gesetzgebungen gingen sogar noch weiter und 
Hessen eine Ehe nicht zu wegen verdächtigen Umganges, nament- 
lich wenn einer Person der Umgang mit dem Ehegatten einer andern 
gerichtlich verboten worden war, selbst wenn keine Scheidung statt* 
gefunden hatte, z. B. das Pr. Landrecht, das Bernische Recht P. 
43 0. Aargan §. 84. — Noch andere Gesetzgebungen betrachteten 
nach »Davids Eiem])eU den begangenen Ehebruch nicht als einen 
Hinderungsgrund der Ehe zwischen den Ehebrechern z. B. die eng- 
lische, welche den Ehebruch wohl als einen Scheidungsgrand aber 
nicht als ein Ehehinderniss betrachtet. Aliein diese Auffassung ist 
keine in weiteren Kreisen getheilte und der Sprung von der früheren 
Gesetzgebung zu der jetzigen war vielleicht ein zu plötzlicher. G^en- 
wärtig anerkennen alle neueren continentalen Gesetzgebungen den Ehe- 
bruch der Nupturienten als ein Ehehinderniss an, so der Code civil 
Art. 298, das holländische Gesetzbuch Art. 89, das deuteche Ehe* 
gesetz §. 34, der deuteche Entwurf §. 1237. 

Damit er aber die spätere Eingehung der Ehe unter den Par- 
teien hindern könne, muss er von ihnen gemeinschafUich bangen 
worden sein, es sollen nur die Mitschuldigen sich nicht heiratben 
dürfen und es muss der Ehebruch gerichtlich constatirt sein. Ein- 
geständniss oder aussergerichtlicher Zeugenbe>veis können nicht als 
genügend erachtet werden zur Begründung dieses Ehehindemisses. 
Endlich muss gestützt auf den Ehebruch eine bisherige Ehe gericht^ 
lieh geschieden worden sein, und es muss sich daher aus dem ür- 
theile der Ehebruch nicht nur als Scheidungsgrund ergeben, sondern 
auch, dass derselbe zwischen den Nupturienten begangen worden isL 
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unter diesen Voranssetznngen nnd mit diesen Beschränkungen kann 
der Ehebrnch im Interesse der Moral als ein Ehehinderniss aner- 
kannt werden zwischen bestimmten Parteien, obgleich auch dieser 
Standpunkt kein unbestrittener ist und namentlich von Luther nicht 
getheUt wurde. — Nach englischem Recht ist der Ehebruch kein 
Ehehinderniss, sondern selbst wenn eine bestehende Ehe in Folge 
eines solchen aufgelöst worden ist, so können die Schuldigen sich 
dessenungeachtet miteinander verheirathen, jedoch ist kein Geistlicher 
zur Mitwirkung verpflichtet. 20 und 21 Vict. C. 85. §. 57. Bei 
der Berathung des deutschen Reichsgesetzes machte der preussische 
Justizminister Dr. Leonhardt darauf aufdaerksam, dass nach gemeinem 
Rechte der Ehebruch kein allgemeines Ehehinderniss sei; vielmehr 
sei es derselbe nur in zwei Fällen, nämlich bei Lebensnachstellung 
und bei vorhergehendem Versprechen der Ehe. »Dann aber, fuhr er 
fort, will ich femer noch darauf aufmerksam machen, dass unser 
grosser Reformator Luther, verschiedentlich auf das allerschärfste 
diejenigen getadelt hat, welche überhaupt aus dem Ehebruch ein 
Ehehinderniss machen wollen. (Belege bei Herrmann im Jahrb. fClr 
deutsche Theologie Bd. V.) ~ Er hat überhaupt in den allerachärf- 
sten Ausdrücken erklärt, dass die Moral verwechselt werde mit dem 
Recht und bemerkt, dass man den menschlichen Verhältnissen nicht 
Genüge thäte, wenn man im Ehebruch ein Hindemiss sähe, um so 
weniger werden wir einen Grund haben, demjenigen zu widersprechen, 
was eine lange Zeit als ein dringendes praktisches Bedürfniss sich 
herausgestellt hat.« 

Wir heben diese Aussprüche nur deshalb hervor, weil auch wir 
glauben, die Gonferenz verwechsle die Gebiete der Moral und des 
Rechtes und lege ein ungebührliches Gewicht auf die öffentliche 
Meinung, die denn doch weder berufen noch ausschlaggebend ist. 
Wenn wir ihr dessen ungeachtet eine Goncession zu machen bean- 
tragen, so geschieht es keineswegs in der Hoffnung, damit wirklichen 
Schäden gründlich abzuhelfen, sondern nur um einem anstosserregen- 
den Verhältniss auch nicht indirect unsere Missbilligung vorzuent- 
halten. 

Der bundesräthliche Entwurf von 1874 enthielt in Art. 26, 
Ziff. 3, folgende Bestimmung: 

Die Eingehung der Ehe ist untersagt: 

Personen, welche mit einander einen Ehebruch begangen haben, 
sofern der Ehebruch gerichtlich constatirt ist. 

Diese Bestimmung fiel später aus unbekannten Gründen weg 
und in dieser Fassung war sie auch kaum annehmbar, denn es 

Arehiv fiir Kirolienreelit LX. 25 
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wurde nur verlangt, dass der Ehebrach gerichtlieh ponsiajtirt, oicht 
auch, das8 er Ursache einer Ebescheidang gewesen seL . 

Das deutsche Ebegesetz yerbietet dagegen nur die .Ehe zrächen 
einem wegen Ehebruchs Geschiedenen und seiner Mitschaldigen §. 33. 
und der neue Entwurf eines bürgerlichen Qesetzbucjies für das ^^iitsehs 
Reich in §. 1237. die Ehe zwischen demjenigen, dessen Ehe, w^eo 
Ehebruchs geschieden ist und derjenigen, mit welcher eräch des 
Ehebruchs schuldig gemacht hat, soferne dieser Ehebruch in dem 
Scheidungsurtheile als Grund der Scheidung festgestellt i$t. 

Eine solche Bestimmung ist enger als diejenige des:baiides- 
r&thlichen Entwurfes und gibt doch dem Gefühle Ä.usdruc)c, dass, 
wer durch seine widerrechtliche Handlung eine bestehende Ehe zer- 
stört hat, die Fruchte derselben nicht soll gefuiessen dflrfeo. 

Alleia die Erfahrung lehrt, dass auch mit dieser Beschränkung 
das Ehev^erbot nicht absolut aufrecht erbalten werden kann, sondern 
die Möglichkeit gegeben werden muss, von demselben 2;a dispensiren. 
Die Cionferenz gibt sich keine Mühe, ihr Postulat durch Erf abrangen 
zu begründen, welche in der Schweiz oder in andßm L&ndern ge- 
macht worden sind, sondern begnügt sich damit^ ihrer Vissbilligung 
einen möglichst kräftigen Ausdruck zu geben. Dingen bieten die 
Yerhandlungen des deutschen Reichstages verschiedene Anhaltspankte 
zur Beurtheilung der obschwebenden Frage und wir erlauben uns 
daher die Aeusserungen des preussischen Bundesbevollmächti^tea 
Dr. Friedberg hier wiederzugeben : »Das Landrecht Preossens ging 
von der Anschauung aus, dass das Gesetz absolut die Ehe zwiBchen 
dem Ehebrecher und der Ehebrecherin verbieten müsse und das 
Fr. Land*Becht bestimmte deshalb in §. 25, Th. II, Tit. I: 

»Personen, welche wegen Ehebruchs geschieden worden, dfiifea 
denjenigen, mit welchem sie den Ehebruch getrieben haben, nicht 
heirathen.« 

»Und das Gesetzbuch fflgte in einem späteren Paragraphen so- 
gar hinzu, dass eine trotz dieses Verbotes geschlossene Ehe nichtig 
sein und getrennt werden solle. Das Leben zeigte sich, aber bald 
stärker als das Landrecht und es kamen so viele Anträge ans den 
Provinzen an die Regierung, dass man doch in besonders geuteten 
einzelnen Fällen von diesem absoluten Verbote absehen möge, dass 
sich der Landesherr schon im Jahr 1803 veranlasst sehen mnsalie, 
eine Ordre zu erlassen, in der gesagt wurde, es solle von diesem ab- 
soluten Verbote abgesehen werden dürfen, wenn durch die Gestattiuig 
des Dispenses der Immoralität mehr gesteuert würde als dareh £e 
Beharrung auf dem Verbote. Diese Ordre war namentlich feran* 
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lasst worden dareh die Berichte aas den ländlichen Kreisen, in denen 
die Missstände dargelegt wurden, weMe entständen, wenn von dem 
Yerboie des Landrecbtes auch anter den schreiendsten und dringend- 
sten Fftllea nicht abgesehen werden könne. Es warde dargelegt, wie 
namentlich in den Kreisen der ländlichen Bevölkerung es ffir den 
ktoinen Mann oft onmOglich sei, einen Hansbalt zu führen ohne 
weibliche Hfilfe, and dass dann das ärgerliche Concnbinat noch zu 
einer Reihe von unehelichen Qeburten fährte , und dass dies dem- 
nächst vi^ schlimmer und demoralisirender in der Gemeinde wirkte, 
als wenn man über den einzelnen Fehltritt hinwegsehe, durch die 
Möglichkeit eines Dispenses die Möglichkeit einer legalen Ehe fest- 
steUte ond den ans der illegalen Verbindong erzeugten Kindern, so 
die Rechte ehelicher Kinder verschaffte.c 

»Auf Orund dieser allerhöchsten Ordre sind demnächst vom 
Jahre 1803 ab bis 1857 Dispense ertheilt worden, die aber nie an- 
ders als nach vorhergehender ernster Prüfung gegeben wurden. Es 
geschah namentlich nicht eher als bis die Frage von der Ortsbe- 
hörde, dann von dem Gerichte und endlich in höchster Instanz ge- 
prüft war, und die Folge war eine fär die Beseitigung des aus dem 
Ehebruche entstandenen Aergernisses in der Gemeinde günstige. Im 
Jahre 1857 glaubte man allerdings dieses Gebot der Sitte aufheben 
zu dürfen; die bis dahin gebräuchlich gewesenen Di^nse wurden 
aufgehoben und es wurden mehrere Jahre hindurch in unserem 
engeren Vaterlande Preussen solche Dispense nicht mehr ertheilt. 
Die Missstände, die aus diesem Zustande entstanden, waren aber 
bald so schreiend, dass man von der strengen Auffassung, die man 
geglaubt hatte durchführen zu können, wieder zurückgehen musste 
und zu der Auffassung zurückkehrte, die in der Ordre Friedrich 
Wilhelms III. als eine fär die Regierung leitende gegeben war.c 

»Wie das pr. Landrecht so hat auch das franz. Recht im Code 
ganz ebenso und zwar in Art. 298. das absolute Verbot der Ehe 
zwischen Genossen des Ehebruches ausgesprochen und nichts desto- 
weniger ist man auch in diesen Kreisen des rheinisch-französischen 
Rechtes dahin gekommen, eine Dispens für zulässig und unter Um- 
ständen für nöthig zu erklären, ebenfalls wenn durch die Dispens 
der Unsittlichkeit mehr gesteuert würde, als durch die Versagung 
der8elben.€ 

»Wenn wir nun in einem Bundesgesetzentwurf vor die Frage 
gestellt würden, soll das Bundesgesetz sich dem absoluten Verbote, 
wie es in einigen Gesetzgebungen der Fall ist und, ich fäge hinzu, 
alleriUngs auch in den Regeln der Moralität und Sitte begründet ist, 

26* 
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anschliessen , oder soll es der Notb des Lebens dieselbe Bficksiebt 
schenken, die ihr schon im Jahre 1803 in einem grossen deatschen 
Gebiete geschenkt worden ist? Dann konnten die verbtindeten Be- 
giernngen nicht zweifelhaft darfiber sein, dass wir das, was sich bei 
ans in dem grössten Theile Deutschlands als zweckmässig bew&hrt 
hat, nicht aus blossen Moralitfttsgrfinden. über Bord warfen, sondern 
dass wir nns dem bestehenden Zustande, wenn auch mit schener 
Hand — das erkenne ich gerne ah — anschliessen mfUsten. Und 
welche Gefahr ist denn da — frageich endlich — wenn dieDispen* 
sation das Correctir fftr die Ehe zwischen den Schuldigen gibt. Wird 
denn die Dispensation so leicht ertheilt werden? Wird der Landes- 
herr, der doch dasselbe Interesse für die Aufrecbthaltung der Sitte 
in seinem Lande hat, wie jeder in diesem hohen Hause, nicht auf- 
richtig berathen werden ron seinen höchsten Behörden und nicht 
selbst in sorgfältiger und ernster Erwägung, die Dispensation nur da 
ertheilen, wo er glaubt, dass die Sitte mehr dadurch gefordert 
werde, als durch die Versagung? Und da es in der Hand jedes 
Landesherm liegt, die ihm durch dieses Gesetz gewährte Behigniss, 
zu dispensiren, mit Strenge und sittlichem Ernst zu üben, und üben 
zu lassen, so glaube ich, hat die Gesetzgebung keine Veranlassung, 
das Verbot absolut hinzustellen und damit das starre Gesetz lam 
alleinigen Herrn dieser Frage zu machen.« 

Der bayrische Justizminister, Dr. Fäustle, bestätigte die näm- 
liche Praxis auch für Bayern und es lohnt sich der Mühe, auoh sein 
Votum hier mitzutheilen: 

»In Bayern, sagte er, sind diejenigen Pälle, in welchen aus 
Anlass des Eheverbotes wegen Ehebruches die Dispensation ertheilt 
werden musste, bisher die Begel gewesen, und die Fälle, in denen 
die Dispensation verweigert wurde, eine seltene Ausnahme, wie ich 
aus meiner mehrjährigen Praxis im Justizministerium weiss. Ich 
bitte Sie dringend , es bei der Begierungsvorlage zu belassen. Ich 
theile ja vollkommen die sittliche Entrüstung, welche über die hier 
in Frage kommende rechtswidrige Handlung zum Ausdruck gelangt 
ist. Aber so wie die Sachen hier dargestellt sind und wie sie sich 
hier vom rein abstracten und idealen Standpunkte aus darstellen, 
bieten sich die Fälle in der Praxis entschieden nicht dar. Der Fall 
präsentirt sich in der Begel als Wahl zwischen zwei Debeln, das 
eine und ungleich grossere üebel ist : das ehelose Zusammenleben 
der zwei Ehebrecher zum Aergemiss der Gemeinde und zum Ruin 
der familiären und finanziellen Verhältnisse hinzunehmen, das andere 
ungleich geringere aber : das finanzielle und Familienleben zu fordern. 
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das Aergerpiss der Gemeinde zu beseitigen, durch Umwandlung des 
UQjrittlkhen und Anstoss erregendea Zusammenlebens in eine gesetz- 
massige Ehe, — Ich bitte Sie dringend , folgen sie in diesem Falle 
nicht der, Theorie, sondern folgen Sie der Stimme der Praiis.€ 

Nach dieser Discussion wurde einerseits das Verbot der Ehe 
zwischen Personeui welche gemeinschaftlich einen Ehebruch begangen 
haben y- in Folge welches die Ehe eines dersdben geschieden worden 
ist» aufgenommen, andererseits aber der Dispens gestattet Dass diese 
Bestinsmungen sich bewftbrt haben, ergibt sich daraus, dass sie auch 
in den neuen Entwurf aufgenommen worden sind. In den soeben er- 
schienenen Motiven wird zu §, 1237. ausdrücklich erklärt, es sei die 
Zulässigkeit der Dispensation aus praktischen Grfinden als Correctiv 
gegen die in vielen F&Uen mit dem hier in Rede stehenden Ehever- 
bote verbundenen Missstände und Nachtheile für die Sittlichkeit 
nicht zu entbehren. (Bd.. 17, S. 25.) 

Auch in j^rankreich sind die Ansichten über den Ehebruch als 
Ehehinderniss sehr verschieden, was sich schon daraus ergibt, dass 
die französische Deputirtenkammer bei Berathung des Gesetzes vom 
27. Juli 1884 denselben verwarf, und dass er seine schliessliche Auf- 
nahme nur einem Votum des Senates verdankt. 

Unsere Ansicht geht daher dabin, unter die Ehehindemisse den 
von den Nuptnrienten gemeinschaftlich begangenen Ehebruch aufzu- 
nehmen, wenn auf Grund desselben die Ehe eines derselben gericht- 
lich geschieden worden ist, dagegen die Dispensation zulässig zu er- 
klären. Damit wird sowohl dem Begehren der Gonferenz als den 
Forderungen des Bechts ein Genüge geleistet.! 

Bevor wir nun zu den Fragen übergehen, welche durch die in 
eidgenössischen Bäthen gestellten Motionen angeregt worden sind, 
glauben wir im Sinne des erhaltenen Auftrages zu handeln, wenn 
wir noch einzelne Artikel hervorheben, welche einer Aenderung oder 
einer Ergänzung bedürfen, und sodann die weitergehenden Begehren 
und Wünsche der Gonferenz einer kritischen Prüfung unterwerfen. 

Art. 37. Dieser Artikel hat Brautleute im Auge, welche im 
Gebiete der Schweiz einen Wohnsitz haben, oder von welchen we- 
nigstens der Bräutigam in der Schweiz wohnt, wogegen fOr die 
Fälle, wo dies nicht der Fall ist, keine Vorschrift aufgestellt wird. 
Hat daher der Bräutigam keinen Wohnsitz in der Schweiz, so kann 
er sich nach dem Wortlaute des Gesetzes in der Schweiz überhaupt 
nicht trauen lassen, denn der Givilstandsbeamte eines anderen Kreises 
darf die Trauung nur vornehmen, gestützt auf die Ermächtigung 
desjenigen des Bräutigams, somit des auswärtigen, wenn er seinen 
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Wohnsitz ausw&rts hat. Ob aber ein ausländischer Cüvilstandsbe- 
amter seine Traaungsbeftigniss auf einen inländischen Beamten über^ 
tragen dürfe, ist znm mindesten zweifelhaft, z. B. derjenige von 
Nancy auf denjenigen von Yevey, derjenige von Glasgow auf d«ii- 
jenigen von Abläntschen, derjenige von Wilna auf denjenigen von 
Borgen etc. Ein ansländischer Civilstandsbeamter kann seine Com- 
petenz auf einen CoUegen seines Landes übertragen , aber nicht auf 
einen fremden. Angenommen aber, es sei dies möglich, so ist 68 
stossend, dass der in der Schweiz heimathberechtigte Bräutigam nur 
mit Bewilligung eines auswärtigen Beamten sich in der Schweiz aoll 
verheirathen können und gar nicht, wenn derselbe die BewiUigUDg 
verweigert, oder zu einer solchen nicht ermächtigt ist Es wurde sich 
daher rechtfertigen, in diesen Fällen den Givilstandsbeamten des 
Wohnsitzes der Braut, wenn dieselbe einen solchen besitzt, oder des 
Heimatbortes des Bräutigams als den competenten Civilstandsbe- 
amten zu bezeichnen oder anzuerkennen. 

Art. 38. stimmen der deutsche und der französische Text nicht 
mit einander überein. »AmtslocaJ« ist nicht »salle d'un bätiment 
d'administration publique,« und la c^l^bration du manage a lieu de 
la manidre suivante ist nicht gleichbedeutend mit »wird daämrch 
abgeschlossen etc.« 

Art. S9. Dieser Artikel ist sprachlich ganz vemnglückt, in- 
dem die Erklärung der Brautleute nicht gefordert, sondern voraus- 
gesetzt wird, und diejenige des Givilstandsbeamten »Nachdem Ihr 
beide erklärt habt etc.« vollständig in der Luft hängt, indem nir- 
gends gesagt wird, dass die Erklärung der Brautleute wirklich ab- 
gegeben worden sei, und selbst von derjenigen des Givilstandsbe- 
amten aus dem Gesetze nicht hervorgeht, dass er es ist, welcher sie 
abgibt. Es müssen genau auseinander gehalten werden: die Fragen^ 
welche der Givilstandsbeamte an die Brautleute stellt, die blähende 
Beantwortung derselben und sodann die darauf gestützte Erklärnng 
des Givilstandsbeamten, dass die Ehe geschlossen sei. Es könnte da- 
her die folgende Fassung an die Stelle der bisherigen gesetzt werden: 

»Die Ehe wird dadurch abgeschlossen, dass der Givilstandsbe- 
amte an die Verlobten einzeln die Frage richtet : N. N. etc. N. N. etc. 
dass sie dieselbe bejahend beantworten und der Givilstandsbeamte 
hierauf folgende ErÜärung abgibt. Nachdem Ihr etc. 

Ferner ist der Ausdruck »im Namen des (Gesetzes« unrichtig, 
es soll heissen »Kraft des Qesetzes.« Der Givilstandsbeamte erklärt 
sie Kraft des Qesetzes als rechtmässig verbundene Eheleute. Die 
Ehe wird abgeschlossen durch die Eheleute selbst, durch die Er- 
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klftrung^ welche sie vor dem Givilstandsbeamten abgeben und nicht 
durch diejenige, welche er abgibt. Er schlieest die Ehe nicht, son- 
dern erUärt nnr, dass sie Kraft des Gesetzes geschlossen sei; dies 
mnss sich ans dem Texte deutlich ergeben und damit auch der Mo- 
ment, in welchem der Abschlnss stattgeflinden hat. 

' Ist von einem Schweizerbflrger eine Ehe im Auslande auf Gnmd 
der dortigen Gesetzgebung abgeschlossen worden, so gilt sie auch in 
der Scbweiü als eine rechtsgiltige Ehe und kann als solcbe in die 
Givilstandsregister eingetragen werden. In Bern bedurfte es hiezu 
früher einer Anerkennung durch das Amtsgericht, gegenwärtig ge- 
nfigt eine Bewilligung der Justizdirection. Allein letztere ermög- 
licht nur die Eintragung in die Givilstandsregister, obue die Ehe 
gegen spätere Anfechtung sicher zu stellen. Wird dagegen der aus- 
wärtige Eheabschluss mit Bucksicht auf seine Gültigkeit vod einem 
Gerichte geprüft und von demselben als gültig anerkannt, nachdem 
allfälligen Interessenten Gelegenheit zur Opposition gegeben worden 
ist, so bleibt die Ehe in alle Zukunft gegen AnfecLtungen gesichert, 
und es sollte daher den Parteien wenigstens die Möglichkeit gelassen 
werden, sich eine solche Sicherheit zu verschaffen. Es ist z. B. eiüe 
Förmlichkeit im In- oder Auslande nicht beobachtet, eine iiiaterielle 
Bestimmung des ausländischen Gesetzes ausser Acht gelassen wor- 
den etc. und es besorgen daher die Ehegatten eine nachträgliche 
Anfechtung, gegen welche sie sich nur durch gerichtlicbes Urtbeil 
wirksam schützen können, nicht aber durch eine blofise Einschreibung 
in die Civilstandsregister mit Genehmigung einer Justizdirection. Es 
ist daher kein Grund vorhanden, die Prüfung und Anerkennung einer 
auswärts geschlossenen Ehe den Administrativbehörden zuzuweisen 
und den richterlichen zu entziehen. 

IL Sowohl die Motionen, welche in den eigenössischen Räthen 
gestellt worden sind, als auch ein Theil der Bosch \verden der Con- 
ferenz bezieht sich auf die Scheidungs- und Nichtigkeitsklage der 
eigenen Angehörigen, oder der hier niedergelassenen Ausländer, und 
sowohl die Motionssteiler als die Conferenz verlangen wesentliche 
Aenderungen oder Ergänzungen des bestehenden Gesetzes. Es sind 
daher namentlich drei Fragen, welche uns zu beschäftigen haben : 

1. Die Competenz der schweizerischen Gerichte zu Beurtheilung von 
Ehescheidungsklagen ausländischer Ehegatten und die Competenz 
ausländischer Gerichte zur Beurtheilung von Ehescheidungsklagen 
schweizerischer Angehöriger, die im Auslande domicilirt sind. 

2. Aus welchen Gründen soll eine Ehescheidung zugelassen werden? 
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8. Soll der Busht^ auch in den Fällen der Art. 46 und iß eiM 
zeitweilige Tremiuog von TtsßliiQnd Bott anaspreefae^ ääcfen? 
>i AUe'diete Fragen bedfirfen einAr eingebenden Besprechiing. 

Ä. Die ehegerichäiche Campetme» 

Mit Besag auf die Eheaehliessnng von SobMreiaem im Ausland 
enthält das^.Gesetsi nnr die Bestimmnng, dase jede im Analaad nach 
den dortigen Gesetzen gültig Torgenomtnene, anob. in' dto Schweiz 
als gfiltig an^suerkennen sei. Dagegen entb&lt es keine solcben Be- 
stimmungen mit Bäcksicht axd die jBAe^c&^tit^ und aas^dea for- 
handenen dfirfte der Sohlnss gezogen werden, daaa nur einem sehwei- 
zeriachen Gerichte, die Befngniss zastehe, eine She von Schweixern 
antznlösen, einem ansländischen Gerichta dagegen eine solcbe Befng- 
niss nicht znkomme. Znständig ist nämlich das Gericht des • TTo&m^ 
orie^, wenn der Ehemyann einen solchen in der Sefaweiz besitzt. Ist 
er dagegen im Aaslande niedergelassen, so mnss er seine Klage eot- 
weder an s^nem letzten Wohnorte in* der Schweiz oder an seinem 
Heimatborte anbringen nnd von einer Competenz dee^ answärtigeo 
Richters oder Gerichtes isft nicht die Bede. Dessenungeachtet würde 
die Annahme eines Ausschlnsses derselben den thatsftehliohen Ver- 
hältnissen nicht entsprechen, denn es hängt von den caat(malen Be- 
hörden ab, ob nnd unter welchen Voraussetzungen sie einem ans^ 
ländischen Scheidongsurtheile die Anerkennung versagen, oder den- 
selben das Exequatnr ertheilen wollen. Es würde sich aber gewiss 
rechtfertigen , auch fQr diese Verhältnisse eine gesetzliche Basis sn 
schaffen, und wie jede im Auslände gfiltig abgeschlossene Ehe in der 
Schweiz nicht anerkannt wird, wenn m nicht gleichzeitig den Grund- 
sätzen der auswärtigen und der heimathlichen Gesetzgebung wider- 
spricht, so auch jede unter den nämlichen Voraussetcnngen v<« einer 
competenten ausländischen Gerichtsbehörde ansgesproehene Ehe- 
soheidang, auch in der Schweiz anzuerkennen, insofern die betref- 
fenden Ehegatten, oder wenigstens der Ehemann in dem Lande, wo 
das Drtheil ausgeftllt worden ist, dauernd niedergelassen war. Da- 
mit wären fär Eheschliessong und Ehescheidnng im Auslande die 
nämlichen Grundsätze zur Anerkennung gebracht. Da feraer Schei- 
dungen in der Schweiz leichter zu erwirken sind aia anderawo, so 
läge die Befürchtung ferne, dass ohne hinlänglichen Grund eine 
schweizerische Ehe im Aaslande getrennt werden könnte. Dagi^n 
mösste man sich allerdings die Censequenz gefallen lassen, auch 
ürtheile geistlicher Gerichte anzuerkennen, wenn im Auslande (Ue 
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Bhescbeidangeo aosBchliessHch Id den Competenzkreis derselben fal- 
len wfirdenf, wie dies z. B. in Ungarn der Fall ist 

Wir haben bis jetst nur den Fall im Auge gehabt, dasa beide 
Ehegatten Schweizerbärger sind, allein es kann sich ausnahmsweise 
auch zutragen, dass sie verschiedenen Nationalitäten angeboren, wo- 
bei wir von dem Fall abseben, wo ein Ehemann, oder eine von Tisch 
nod Bett getrennte Ehefrau, ohne Zustimmung des andern Ehegatten 
ihre NationaKtftt wechseln , und nur den Fall berücksichtigen , wo 
dieser Wechsel sich auf regelmässige Weise vollzogen hat. 

Dieser Fall hat sich wirklich ereignet. Eine protestantiscbe Waadt- 
länderin hatte sich mit einem katholischen Oesterreicher verheirathet 
und damit das Oeterreichische Staatsbärgerrecht erworben. Eine Ehe- 
scheidung konnte in Folge dess^ von einem schweizerischen Qe- 
richte nicht ausgesprochen werden und die Ehegatten wandten sich 
daher gemeinschaMich an das competente österreichische Gericht, 
welches keinen Anstand nahm , ihrem Begehren zu entsprechen und 
eine Trannung von Tisch und Bett auf Lebenszeit auszusprechen, 
wogegen dne i(rflständige Trennung a vinculo nicht erreicht werden 
konnte, weil der Ehemann der katholischen Confession angehörte. In 
Folge dessen bewarb sich die Ehefrau ohne Widerspruch des Ehe- 
mannes um Entlassung aus dem österreichischen Staatsverbande und 
nachdem diese ausgesprochen worden war, erwarb sie das Ortsbürger- 
recht von Guttaonen und das berniscbe Gantonsbürgerrecht. Die 
Aeaderui^ des Staatsbfirgerrechts war bona fide und mit Zustim- 
mung der österreichischen Regierung erfolgt In Folge derselben war 
die Ehefrau Bernerin geworden, der Ehemann dagegen Oesterreicher 
geblieben. Da nun nach Schulte, Handbuch des katholischen Ehe- 
rechtes S. 596, die dauernde Trennung von Tisch und Bett vom Ge- 
sichtspunkt des allgemeinen deutschen Rechtes im Allgemeinen för 
Katholiken gleichbedeutend mit Ehescheidung ist, so glaubte die Ehe- 
frau sich gestützt auf das österreichische Urtheil als geschieden be- 
trachten zu dürfen, allein die bernische Justizdirection verlangte ein 
förmliches Scheidungsurtheil von einem bernischen Gericht und es 
wurde daher die Frage des Gerichtsstandes streitig. Der Ehemann 
hatte sein Domicil in Meringen, die Ehefrau dagegen in Biel, er war 
Oesterreicher und Katholik, sie Bernerin und Protestantin ; sie allein 
stund mit Bezug auf Ehesachen unter bemischer Gerichtsbarkeit, 
während mit Bezug auf ihn dieselbe nicht vorhanden war. Der Wohn- 
sitz <)es Ehemannes konnte daher nicht in Betracht kommen, sondern 
einzig derjenige des schweizerischen Ehegatten. Das Bieler Amts- 
gericht war der nämlichen Ansiebt, während der A. und C« Hof die 
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Soheidungsakten dem Oeriehte des Wohnsitzes des Ebema&nes 
aawies. 

Wir halten diese Auffassang nicht för richtig. Das Qerieht 
konnte keine neue Ehescheidung aussprechen, sondern nur. durch ge- 
richtlichen Entscheid constatiren und aussprechen, das» durch die in 
Oesterreich ausgesprochene Trennung von Tisch und Bett fOr die 
protestantische Ehefrau die rechtliehen Wirknngen einer gerichtlichen 
Scheidung eingetreten seien, und dies konnte hur durch das för sie 
zuMändige Gericht geschehen. Wurde dasjenige des auslbidischen 
Ehemannes das massgebende sein, so könnte er durch blosse Ent- 
fernung aus dem Lande der Frau jede Möglichkeit benehmen, eine 
neue Ehe einzugehen, unter solchen Ditistftnden sollte doch die Mög^ 
lichkeit geschaffen werden , dass die Ehefrau au ihrem Domicil den 
Scheidungsprocess sicher zum Abschluss bringen kann, wie dies auch 
in Amerika und England durchweg anerkannt wird, wenn der Ehe- 
mann die Ehefrau verlassen hat, oder sie getrennt von ihm zu leben 
berechtigt ist. 

Schwieriger zu lösen ist die Frage des Qerichtsstandea und der 
Zuständigkeit dann , wenn beide Ehegatten AuslSnder sind , aber in 
der Schweiz ihren festen Wohnsitz haben. Keine Schwierigkeit ent- 
steht dann, wenn die niedergelassenen Ausländer den Landeaasge- 
hörigen vertragsgemftss gleich behandelt und auf beide die n&mlichen 
gesetzlichen Bestimmungen angewendet werden sollen, weil alsdann 
die Nationalitat nicht in Betracht kommt, sondern das Domicil das 
einzig entscheidende ist, mnd das Gericht sich nicht darum zu be- 
kfimmern' hat, ob das Scheidungsurtheil in dem Staate wirksam wer- 
den könne, welchem die Ehegatten angehören, sondern die daherige 
Sorge ihnen überlassen darf. Ebensowenig können dann Schwierig- 
keiten entstehen, wenn den inländischen Gerichten die Gompetenz 
fehlt, Ehescheidungsklagen von Ausländern anzunehmen. Entweder 
wird dem Ausländer in EhescheidungsfUlen gar kein Recht gebalten 
oder er wird zur Klage zugelassen, ohne Rücksicht auf die spätere 
Urtheilsvollstreckung in dem Lande» dessen Staatsangehöriger der 
Kläger ist. Im ersteren Falle wird ein Conflict mit der auswärtigen 
Gesetzgebung und den auswärtigen Behörden vermieden und im letz- 
teren Falle kümmert sich die urtheilende Behörde nicht um den- 
selben. Den Grundsätzen des internationalen Privatrechtes entspricht 
aber weder das eine noch das andere -Verfahren und auch das eidge- 
nössische Gesetz geht von anderen Gesichtspunkten aus. Dasselbe 
anerkennt zwar den Gericbt^tand des Domicils für ADsländer, allein 
unter der kaum erfüllbaren Bedingung, dass nachgewiesen werde. 
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das8 der Staat, welchem die Eheleute angehören, das auszafUlende 
Scheidongsartheil anerkenne, d. h. ohne Nachprüfung vollziehe. Im 
ursprunglichen Entwurf des Bnndesrathes fehlte eine solche Bestim- 
mung und ee sollten die in der Schweiz niedergelassenen Ausländer 
nach gleichem Bechte wie die Schweizer behandelt werden. Erst bei 
der Berathnng im Schoosse des Nationalrathes wurde die Hinzu- 
ffigung der Art. 54 und 56. beantragt und ohne Widerspruch ange- 
nommen. Eine eingehende Debatte scheint hierfiber nicht stattge- 
funden zu haben und ob man sich der Tragweite dieser neuen Be- 
stimmungen und der Schwierigkeiten, welche sich ihrer Anwendung 
entgegenstellen , in vollem umfange bewusst gewesen sei , mag bil- 
ligst bezweifelt werden. — Um so deutlicher traten dieselben in der 
Praxis hervor und erwiesen sich als kaum zu überwindende Hinder- 
nisse, so dass nach allgemeiner üeberzeugung der Zweck, welchen 
man durch Aufnahme des Art. 56. verfolgte, den Ausländern die An- 
bringung von Scheidungsklagen bei den schweizerischen Gerichten 
zu ermöglichen, nicht erreicht worden ist. 

Vorerst gingen die Auffassungen mit Bezug auf den Inhalt des 
Art. 56. auseinander, denn während z. B. vom Bundesrath, B. B. 
1879 II. 618, angenommen wurde,' das Gesetz verlange eine voraus- 
gehende gerichüiche Erklärung der competenten Behörde, dass das 
zu erlassende Scheidungsurtheil von dem auswärtigen Staate ohne 
weiteres werde anerkannt und vollzogen werden, so wurde dagegen 
von anderer Seite geltend gemacht, es werde dem Gesetze Genüge 
geleistet, wenn in irgend einer Weise der Nachweis erbracht werden 
könne, dass diese Anerkennung erfolgen werde. Dieser Auffassung 
hatte sich auch das Bundesgericht in einem Urtheil vom 4. April 
1879 in Sachen Graberg angeschlossen: 

»Für diesen Nachweis, sagt dasselbe, ist keineswegs die Bei- 
bringung einer diesfallsigen Erklärung der betreffenden Staatsregierung 
nothwendig, sondern es genügt, wenn aus der Gesetzgebung und der 
Gerichtspraxis des ausländischen Staates dargethan wird, dass die 
von dem auswärtigen Gerichte am Wohnorte des Ehemannes ausge- 
sprochene Scheidung anerkannt wird, beziehungsweise anerkannt wer- 
den muss.« (Entsch. V. S. 264.) 

Wie wenig aber mit dieser Auslegung, welcher das Gericht 
niemals praktische Folge gegeben hat, eine Erleichterung der Ehe- 
scheidungen ausländischer Staatsbürger erreicht wurde, ergibt sich 
aus den eigenen späteren Erklärungen desselben. In seinem Bericht 
über die Geschäftsführung vom Jahre 1881 spricht es sich über die 
Anwendung von Art. 56. folgendermassen ans: »Die verschiedeneu 
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Fälle,, die wir auf Qruadlaga dieser Gtesetzeabestimmang za beor- 
theilen hatten, betrafen alle Angehörigeu des deutschen Reiches und 
zwar vor Inkrafttreten der neuen deutschen £livilproGesso]?dnung. 
Dabei seigte es sich, dass in den fraglichen deutachea Staaten keine 
Behörde die Competenz hatte ^ eine solche allgemeipe Erklftrang im 
Sinne de» Art. 56. abzugehen, ein Verfaältniss, das auch für die 
schweizerischen Behörden zutrifift und wahrscheinlich ^ auch in den 
andern Staaten. Daraus folgt , dass jener Art. 56. so lange ein 
todter Buchstabe bleibt, als nicht durch internationale Veiirftge die 
gegenseitige Anerkennung von Scheidangsakten reglirt and aner- 
kannt istc 

In ähnlicher Weise spricht sich der Rechenschaftsbericht for 
das Jahr 1885 aus. Derselbe bespricht die Möglichkeiten, mit Frank- 
reich zu einem Einverständniss aber die gegenseitige Anerkennung 
von Scheidungsurtheilen zu gelangen und gelangt dabei zu folgen- 
dem , zien^licfa trostlosem Resultat : »Ueberhaupt kann eine Er- 
klärung,« sagt der Bericht, »welche in irgend welcher Richtung eine 
materielle Ueberprüfung der schweizerischen ürtheile durch die 
beimathlicben Gerichte vorbehält, grundsätzlich nicht als de^i Art. 56. 
des Civilstandsgesetzes entsprechend erachtet werden. Eine Anfaand- 
nahme von Scheidungsklagen französischer Angehöriger durch die 
schweizerischen Gerichte kann unseres Erachtens unter der Herr- 
schaft der gegenwärtigen schweizerischen Gesetzgebung nur durch 
einen Staatsyertrag ermöglicht werden ; in einem solchen aber könnte 
die von der französischen Botschaft offenbar postulirte Anwendung 
des französischen Rechts auf französische Angehörige in der Schweiz 
unseres Erachtens jedenfalls nur dann bewilligt werden, wenn Frank- 
reich sich dazu verstehen würde, die lex originis in Scheidungssachen 
überhaupt als massgebend anzuerkennen, d. h. auch seinerseits aof 
schweizerische Angehörige in Frankreich das schweizerische Schei- 
dungsrecht in Anwendung zu bringen. Ein anderes Mittel zur Be- 
seitigung der Schwierigkeiten, welche der Anhandnahme der Schei- 
dungsklagen französischer und überhaupt fremder Angehöriger in der 
Schweiz entgegenstehen, läge in der Aufhebung des Art. 56. des 
Civilstandsgesetzes, einer Vorschrift, wie sie unseres Wissens in keinem 
anderen Staate als in der Schweiz besteht, und welche, strenge ge* 
handhabt, wie die bisherige Erfahrung sattsam gezeigt hat, daza 
führen muss, Scheidungsklagen der Ausländer in der Schweiz ge- 
radezu zu yerunmöglichen. Da auch die Schw^z ein Interesse daran 
hat, den auf ihrem Territorium lebenden Ausländern den Rechts- 
schutz nicht vorzuenthalten, so möchte es sich empfehlen, die Frage 
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der Aufhebung oder wenigstens AbschwfLchnng des Art. 56. des Gi- 
vilstandsgesetzes einer eingebenden Prüfung zu unterstelten.c 

Aus diesen Erklärungen des Bundesgerichts geht hervor, dass 
dasselbe keineswegs an der Auslegung festgehalten hat, welche es in 
dem erwähnten Falle Graberg 1879 angenommen hatte, vielmehr den 
Art. 56. in einer so pedantisch strengen Weise auslegt, dass Schei- 
dungsklagen von Ausländern noch mehr verunmöglicht werden, als 
es durch die eantonalen Instanzen zu geschehen pflegt ; und ganz im 
Sinne des Bundesrathes wird im einzelnen Falle nicht untersucht, 
ob nach den vorgelegten Beweismitteln Qrfinde vorhanden seien zur 
Befürchtung, dass eine Anerkennung des Urtheils nicht erfolgen werde, 
sondern nur ob eine unzweideutige ErMämng vorliege, dass sie er- 
folgen werde. Zum Beweise hiefür berufen wir uns auf einzelne Ent- 
scheidungen des Bundesgerichtes, welche wir der Zusammenstellung 
des Herrn Prof. von Salis in Basel entnehmen. 

1. In Sachen der deutschen Eheleute Fischer ging die vom Kläger 
beigebrachte Erklärung des braunschweigischen Staatsministe- 
riums vom 25. Juni 1875 dahin, dass dasselbe Bedenken gegen 
die Verhandlung der vorliegenden Ehescheidungssache vor dem 
Bezirksgerichte Zürich nicht erhebe, im übrigen aber dem braun- 
schweigiscHen Richter das Becht vorbehalte, das in Sachen er- 
folgende ürtheil, wenn es ihm zur Anerkennung und Voll- 
ziehung vorgelegt werden sollte, hinsichtlich seiner Anerkenn- 
barkeit und VoUziehbarkeit nach internationalen Rechtsgrund- 
sätzen, einer Prüfung zu unterziehen. 

2. In Sachen der deutschen Eheleute Oraberg lagen folgende Akten- 
stücke vor: 

a. Eine Erklärung des k. preussischen Ereisgerichtes zu Erfurt 
vom 2. October 1878, dahingehend, dass nach preussischen 
Gesessen blos dasjenige Gericht in Ehescheidungssachen 
compeient sei, in dessen Bessirlt die Eheleute ßur Zeit der 
Ehescheidung ihren Wohnsite hohen, das Gericht zu Erfurt 
demnach in vorliegender Streitsache nicht. 

&. Eine Erklärung des preussischen Justizministeriums vom 
11. Februar 1879, wonach dasselbe sich für incompetent 
hält, eine Bescheinigung des Inhalts zu ertheilen, dass das 
zu erlassende Urtheil von den preussischen Gerichten als 
rechtswirksam anerkannt werde ; es sei überhaupt Sache der 
Gerichte, sich über diese Frage im einzelnen Fall auszu- 
sprechen. 

c Nr. 12 des Justizministerialblattes vom 30. März 1877, wo- 
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selbst die gutachtlichen Aeusserangen der preossischen Ap- 
pellatioasgerichte eathatten siod über die Frage der recht»- 
wirksamen Anerkennang schweizerischer Scbddongsiirtheile 
in Sachen preassischer, in der Schweiz wohnhafter Staatsan- 
gehöriger. Die meisten Gutachten bejahen die Anerkenanog 
mit Ausnahme des Appellationsgerichtes zu Naumburg und 
drei weitern, welche Debereinstimmung des Urtheils mit dem 
inländischen Recht oder Bedprocität yerlangen. 

Auch diese Aktenstücke fknd das Bundesgericbt unge- 
nügend und keine Sicherheit daßr bietend, daes das ausza- 
sprechende ürtheil in Preussen anerkannt werde. 
3. In Sachen der deutschen Eheleute Manogg wurde ein Bescript 
des grossherzoglich badischen Ministeriums der Justiz und des 
Cultus und des Unterrichtes vom 80, Juni 1884 Torgelegt, wel- 
ches besagte: »Die Gesetzgebung des Grossherzogthums Baden 
enthalte keine ausdrückliche Bestimmung, welche gestatte, 
schlechthin zu erkl&ren, dass das von einem schweizerischen 
Gericht erlassene Scheidungsurtheil in Baden werde vollstreckt 
werden. Für die Bedeutung und Wirkung ausländischer ür- 
theile im.Grossherzogthum Baden seien vielmehr lediglich die 
Bestimmungen der §§. 660 uud 661 der B. G. F. 0. massgebend, 
aus welchen die näheren Bestimmungen über die Zoständigkeit 
zum Erlasse des Vollstreckungsurtboiles und über die Gründe 
der Verweigerung desselben zu ersehen seien; hinsichtlich der 
Zuständigkeit des schweizerischen Gerichts sei aus §§. 568 und 
18 R. G. P. 0. zu entnehmen, dass diese Zuständigkeit dann 
begründet sei, wenn der Ehemann seinen Wohnsitz im Sinne 
des Satzes 102 des badischen Landrechts in dem Sprengel dem- 
selben habe.« 

Das Bundesgericht betrachtete den Nachweis nicht ab ge- 
nügend und begründete diesen Entscheid folgeudermassen : »Das 
Bescript enthalte keine bestimmte Zusichernngy dass das Drtheil im 
Grossherzogthum Baden vollstreckt werden würde, sondern verweise 
lediglich auf die für Vollstreckung ausländischer ürtheile im deutschen 
Reiche massgebenden Bestimmungen der deutschen R. G. P. 0. mit 
dem Bemerken, dass die Zuständigkeit des schweizerischen Gerichtes 
im Sinne des §. 661, Ziff. 3 gemäss §§. 568 u. IS G. P. 0. dann 
begründet sei , wenn der Ehemann seinen Wohnsitz im Sinne des 
Satzes 102 des badischen Landrechtes in dem Sprengel desselben habe. 
Nun sei allerdings richtig, dass nach §. 660 und 661 der d. B. C. 
P. 0. ausländische ürtheile im deutschen Beiche ohne PrOfong der 
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Oe^etzniäsdigkeit der Eat^cbeidiing vollstreckt werden^ wenn nach 
dem Entscheide des um Erlass des Vollstreckungsortheils ange- 
gangeueo deutschen Gerichtes die iu §. 661, Ziff. 1-^5 aufgestellten 
Voraussetztmgeu erfüllt sind, insbesor^dere also^ wenn das urtheilende 
aoalftudiache Gericht nach den Bestimmaogen der D« C; P. 0. zu- 
ständig, war juid wenn die Gegenseitigkeit verbficgt ist. Allein es 
stehe nun nicht hinlänglich fest, dass in concreto die Gerichte des 
Heimathstaates des Beourrenten die Voraussetzusi^n dea Art. 661 
D. (X P. 0. als erfSllt erachten wfirden und mässten und demnach 
die Vollstreckung des schweizerischen Urtbeils ohne weiteres bewil- 
ligen würden. Zwar wird wohl Angesichts der. Bestimmung des 
Art 246 der St. Gallischen C. P. 0« und der sachbez^glichen Er- 
klärung des fiegierungsratbes yon St. Gallon, die G^enseitigkeit 
rfleksichtlich der VoUstreckucfg deutscher Urtheile verbürgt sein. 
Dagegen steht tdeht abaolutfestf dass die badiscbSQ Gerichte die 
Competenz des schweizerischen Kichters nach Mitgabe der deutschen 
Gesetzgebung als gegeben anerkenmen mässen. Allerdiags ist nach 
deatsefaem Rechte in Ehescheidungssachen der Bichter desjenigen 
Orts, wiO der Ehemann seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, d. h. in 
der Begel derjenige seines Domicils, ausschliesslich zuständig. Al- 
lein, sagt das Urtheil weiter, der. ausländische Bichter habe in Ehe- 
sachen auch zu prüfen, ob nach Massgabe der Thatsachen dee. Ein- 
zelfalles und nach den Grundsätzen dee deutschen Bechtes dfii Ehe- 
mann sein Domicil im Sprengel des urtheilenden schweizerischen Ge- 
richtes oder doch im Gebiete der Schweiz gehabt habe. Gelange es 
aber zur Verneinung der Frage , so habe es die Vollstreckung des 
schweizerischen Urtheils zu verweigern. Bei dieser Sachlage könne 
aber nicht als hinlänglich festgestellt erachtet werden , dass ein in 
casu vom St. Gallischen Bichter erlassenes Ehescheidungsurtheil in 
Deutschlaad vollstreckt und anerkannt würde, da es ja wohl mög- 
lieh sei, dass der badische Bichter* die bekanntlich in mehreren Be- 
ziehungen schwierige und zweifelhafte Frage des Domicils anders als 
der schweizerische beurtheile.4; 

In dem Entscheide endlich in Sachen Bachmaun vom 11. Sep- 
tember 1886 lehnt dae Gericht die Annahme der Scheidungsklage 
österreichischer Ehegatten de^^halb ab, »weil der Beweis, dass ein 
von den schweizerischen Gerichten zu erlaasrendes EhüacheiduQgsar- 
theil im Heimathsstaat der Litiganten anerkannt niid vollstreckt 
werden müsset niehi 0u voUer Eüident erbm(M sei. Art. 56. des 
Civilatandsgesetzes verlange, dass die GktqksheitYOtUQg»^. es werde 
daä schweizerische Ehesebeidungsurtheili ohne jede fnaierieUe üeber'^ 
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prüftmg^ anerkannt werden; der in Art. 56. g^(wA&rt% gtriäe Nach- 
weis der VoUstreckbarkeU des sehweiaerischen JS^eseheidwigsurtkeäs 
sei nicht erbracbt.€ 

Dies sind die Resultate, zu welchen die schweizeiisobe Recht- 
sprechung gelangte, und es ist nicht zu Terwundem, dass sie bei 
einer so engen Auslegung und so weit getriebenen Bedenken den 
praktischen Bedörfnissen nicht gerecht zu werden vermochte. Bb ist 
auch anzunehmen , dass cantonale Drtheile , welche mit weniger Be- 
denken Ebescheidungsurtheile zwischen Ausländern ausgefiUlt haben, 
im Falle der Weiterziehung die bundesgericbtliohe Bestätigung nicht 
würden erhalten haben, und wir können schon jetzt die Thatsache 
constatiren, dass die bundesgerichtliche Praxis sich mit deijenigeo 
cantonaler Gerichte nicht in yoUem Einklänge befindet. 

Es scheint uns aber die Praxis des Bundesgericbtes auch aiit 
der eigenen Erklärung desselben im Falle Qraberg sich im Wider- 
spruch zu befinden. Wenn eine amtliche Erklärung nicht erforder- 
lich ist, sondern es genügt, wenn aus der Gesetzgebung oder der 
Gerichtspraxis des ausländischen Staates dargethan wird , dass die 
von dem auswärtigen Gerichte am Wohnorte des Ehegatten ausge- 
sprochene Scheidung anerkannt wird, bezw. anerkannt werden moss, 
so ist damit ein einwandsfreier, stricter Beweis, ein bis zur Brideoi 
geführter Nachweis, d. h. ein solcher, welcher die Möglichkeit des 
Gegentheils ausschliesst, nicht als noth wendig erklärt Soll daher 
die Bestimmung des Gesetzes einen Sinn und greifbaren Inhalt er- 
halten, so darf nicht unmögliches verlangt werden, sondern es mnss 
genügen, wenn der Nachweis erbracht wird, dass nach der Gesetz- 
gebung und Praxis des Auslandes kein Grund yorhanden ist, an der 
vollen Wirksamkeit eines in der Schweiz ausgeftUten Scheidnngs- 
nrtheiles zu zweifeln. 

Werfen wir nun noch einen Blick auf die cantonalen Urtiieiie, 
soweit sie für uns von Interesse sind , so finden wir auch theils die 
nämlichen, theils weniger Bedenken, aber nirgends eine üeberein- 
stimmung über die festzuhaltenden Grundsätze. 

Das Giyilgericht Basel wies mit Urtheil yom 21. November 1883 
in Sachen der württembergischen Eheleute Burckhardt die Klage von 
der Hand, obgleich die amtliche Erklärung des Landesgerichtes Heil* 
brenn vorlag, welche hervorhob, dass das VoUstreckbarkeitsortheil 
eriolge »ohne Prüfung der Gesetzmässigkeit der Entscheidung,! und 
nur dann zu versagen sei, wenn nach dem Recht des deutschen 
Reiches das Gericht des erkennenden auswärtigen Staates nidit zu- 
ständig war, oder wenn die Gegenseitigkeit nicht verbürgt ist. Ab 
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Orand worde geltend gemacbb^ der Kacbweis des Art. 56. se» oieht 
erbracht; denn indem keine äenta^ Beh&rde hefagt se(, eine bin- 
dende Erklärung der Anerkennung abzugeben ^ sei düe MSg^hkeit 
eminr^ NichUmei^kenniimp miee vom BasÜer GerieJU ^nach Mgenös- 
eisekem Mech^ eurla^seneii Sekeidungsnrtheile über Ainr im ' Basel 
wohne$9de deuiseke Parteim gegeben. '- Ferner bestehe die* Oegen- 
Hottigkeüi nicht , dmti tiA deatschas Sch^idmigeürtheil über schwel- 
zerische Bhegfttten werde gemäss Art. 43^ Abs; 2 in der Scbweiz 
nicht aherkafifit. Letztere Behanptnng ist eine dürehaos grundlose, 
wie ?. Salle richtig bemerkt. 

Im Jahre 1982 hatte aber das äamlioh^ Gericht dfe ScheMang 
der Übe von deutsobed Angehörigen aasgesproehen, gestfttzt auf die 
Erklärung der deutschen Q^andtm ia Bera/dass das Sehbidnngs- 
«ttheil werde anerkannt werden. • 

la Saeh^ der ßhelente 9. aUd Kempten lag ^ne^illgemeine 
AnerkennangseriEiSriiog des m erlaeseadeD Scheidnügsttrtheiles sei- 
tens des. Staldteaagistrartes Ton Eemptea ror, nnd eine Erklärung 
des dentschen Gensds in Oenf, welcher die Competenz des Stadt- 
magistrates snr Abgabe dieser Anerkenmingserklärung betätigte. 
fiieranf gestntat sprach das Genfer Oerieht die SoheiduDg ans mit 
Urtheil vom 80. AngtMt 1878. 

In Sachen der dentschen Ehegatten Kurz- hatte die IT. Ci?il- 
kammer des kgl. wArttembergischen Landgerichtes in Stuttgart die 
Klägerin wegen Dnzaständigkeit abgewiesen, weil der Beklagte zur 
Zeit der iSastellung der Klage seinen Wohnsitz und mithin auch 
seinen allgemei&en Qeri^htsstand in Moesburg (Ganton Thni^an) ge- 
habt habe ; das Urtheil fQhrte im ferneren aus, dass nach Massgabe 
der deutschen R. C. P. 0. das Scheidungsurtheil eines Schweizer 
Gerichtes anzuerkennen sei, wenn zur Zeit der Erhebung der Schei- 
dangsklage der Ehemann seinen allgemeinen Gerichtsstand, insbeson- 
dere also, weim er seinoi Wohnsitz im Sprengel des betreffenden 
Schweizer Gerichtes gehabt habe, nnd dass das in dieser BSnsicbt in 
yerschiedenen deutschen Staaten fräher geltende Becht, wonach nur 
die Staatsangehörigkeit des Ehemannes die Zuständigkeit des Schei- 
dnngsrichters begrfknden konnte , durch die R. G. P. 0. schlechthin 
antgeboben sei. Vor dem^ Bezirksgericht Kreuzlingen berief sich die 
Klägerin fiberdios auf ein Bescript des k. württembergischen Justiz- 
mimsteriums ?om 24* Juni 1880, welches die Erklärung enthielt, dass 
sofern der Bfaemann in Moosbnrg seinen Wohnsitz habe, nach der Ansicht 
des Jurtizmittisterinms einem ?on der Klägerin heim schweizerischen 
Bezirksgerichte Kreadingen, als dem Gerichte des Wohnsitzes des 
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Ehemannes, nach ordnungsmässiger Ladung des Letzteren erwirkten, 
rechtskräftigen Urtheil auf Scheidung der Ehe die Anerkennung der 
Gültigkeit seitens der württembergischen Gerichte nicht zu versagen 
sein dürfte. Im Streitfalle würde übrigens über diese Frage nicht 
von dem Justizministerium, sondern von den Gerichten zu entechei- 
den sein. Das Bezirksgericht Ereuzlingen sprach das Ehescheidangs- 
begehren der Ehefrau zu und das Obergericht des Cantons Thargau 
bestätigte das Urtheil. Auf eine Weiterziehung trat das B. Ö. 
nicht ein. 

In Sachen der deutschen Ehegatten Meletta enthielt eine den 
Akten beigelegte Erklärung des Landgerichtes Mainz eine Ausführung 
über §. 568. der D. C. P. 0. und bemerkt sodann, dass u»Uer der 
ihaisächlichen Varaussetsung des festen Domieüs des beklagten Ehe-- 
mannes im Canton Zürich ausschliesslich das Mircherische Gerickt 
für die Scheidungsklage jst4ständig sei , und nach §§. 660 und 661 
C. P. 0. die VoUstreckang des zürcherischen UriheUs bedingungdas 
erwirkt werden könne und schliesst: »Dagegen sind wir nicht in der 
Lage, einen förmlichen Anerkennungsausweis zu Händen des zürcheri- 
schen Gerichtes auszustellen.€ 

Das zürcherische Obergericht sah den Nachweis nicht als er- 
bracht an, weil vielleicht der deutsche Richter annehmen künnte, es 
sei die Gegenseitigkeit nicht verbürgt. Denn, sagt das Gericht, wenn 
auch der Canton Zürich Gegenseitigkeit zusichert, so könnte das- 
selbe nicht ohne weiteres von allen andern Schweizercantonen gesagt 
werden und der ausländische Richter wird desshalb geneigt sein, die 
Schweiz als Ganzes aufzufassen, und aus dem Grunde mangelnder 
Gegenseitigkeit dem schweizerischen Urtheil die Vollstreckwig zu 
versagen. 

Mit Bezug auf die Scheidung von Ehen französischer Ehegatten 
liegt ein amtliches Aktenstück vor, welches die Competenz eines 
schweizerischen Gerichtes ausdrücklich anerkennen wurde. Zwar lag 
in Sachen des französischen Ehegatten Chatelas eiue ErkLärung des 
franz. Gonsuls in Genf vor, aus welcher hervorging : que la question 
de divorce entre ^poui fran9ais soumise ä Texamen des ministiras 
de la justice et des affaires ätrang^res a re^u des ütulaires de ces 
minist^res une Solution favorable ä la reconnaissance en ce sens, que 
ces deux ministres cousiderent la prononciation de ces divorces par 
les tribunaux suisses comme une cons^quence naturelle de rinstitotion 
du divorce entre les Franfaist und in Sachen Picon hatte der französische 
Botschafter ein Zeugniss ausgestellt , folgenden Inhaltes : que sous 
räserve du pouvoir d'appr^dation laissä aux tribunaux fran9ais, oea- 



üeber Aenderung des Schweiz. Ekeges. von 1874. 403 

form4ment ä Tart. 47 de la conVention du 15 Juiti 1869 au cas oü 
rex^cution eu serait poursuine en France, le jagement rendu en 
Suisse et pronon9ant le divorce entre sujets fraufais, pour Pone des 
causes ^nnm^r^es ci-dessas, pourra etre reconnu en France. € Sowohl 
das Civilgericht von Genf als das Bandesgericht , betrachteten diese 
Erklärungen als angenügend. 

Aus diesen Anführungen ergibt sich, dass unter den schweizeri- 
schen Gerichten keine üebereinstimmung mit Bezug auf die An- 
wendung des Art. 56. herrscht. Wenn wir dagegen die Erklärungen 
der aaswärtigen Behörden, namentlich der deutschen in*s Auge fas* 
sen, welche bis jetzt dem Bundesgericht unterbreitet worden sind, so 
muss man zur Ueberzeugung gelangen, dass der Anwendung des 
schweizerischen Gerichtsstandes , weder in Deutschland , noch in 
Oesterreich, noch in England und Amerika erhebliche Schwierig- 
keiten entgegenstehen, und dass die Vorbehalte, welche mit den 
amtlichen Erklärungen verbunden wurden , mit den anerkannten 
Grundsätzen des internationalen Privatrechts im Einklänge sich be- 
finden. Würden daher die schweizerischen Gerichte nur auf die Com- 
petenz zu Ausfällung eines Ehescheidungsurtheils Gewicht gelegt 
haben, statt eine ganz unzulässige vorausgehende Anerkennung des- 
selben zu fordern, so würde die Anwendung des Art. 56. weit weni- 
ger Schwierigkeiten erzeugt haben. 

Wenn wir mit dem Bundesgerichte in Sachen Graberg von der 
Ansicht ausgehen, dass es genfige, wenn aus den Gesetzen und der 
Praxis die hohe Wahrscheinlichkeit nachgewiesen wird, dass ein 
schweizerisches ürtheil im Auslande werde anerkannt und ohne An- 
stand vollzogen werden, so haben wir uns nun die fernere Frage zu 
stellen, unter welchen Voraussetzungen eine solche Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen ist, und unter welchen dagegen nicht. 

Es ist wiederholt geltend gemacht worden, es könne das ge- 
wünschte Ziel nur durch den Abschluss von Verträgen erreicht wer- 
den, wodurch sich die verschiedenen Staaten die Vollziehung der von 
ihren Gerichten ausgefällten Urtheile garantiren. Allein so wenig 
Schwierigkeiten auf dem Gebiete des reinen Vermögensrechtes der 
Abschluss solcher Verträge bietet, so gross und unübersteiglich wer- 
den dieselben auf dem Gebiete des Familienrechtes, wo religiöse und 
moralische Grundsätze einen tiefer greifenden Einfluss ausüben , als 
dies auf anderen Bechtsgebieten der Fall ist. Die Auffassungen der 
Völker, über dasjenige was der Religion, der Moral oder der Öffent- 
lichen Ordnung entspricht, gehen so weit auseinander, dass von einer 
vertraglichen Einigung kaum die Bede sein kann. Im Namen der 
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Moral wird von den einen die Ehescheidung verworfen, von den an- 
dern gefordert; wird von der Oonferenz der evangelischen Kirchen- 
bebörden die Verebelichung von Personen, die mit einander einen 
Ebebrnch verübt haben, welcher eine Ehescheidang zur Folge hatte, 
vernrtheilt, während es in England als eine Forderung der Moral 
gilt, dass der Ehebrecher seine Mitschuldige zur rechtmässigen Ehe- 
frau erhebt. Einzelne Gesetzgebungen lassen die Ehe mit der 
Schwester der verstorbenen Ehefrau nicht zu, andere gestatten sie 
oder gewähren Dispens oder anerkennen die Gültigkeit der im Aus- 
land abgeschlossenen Ehe ohne Bedenken. Einige verbieten die Ehe 
zwischen Oheim und Nichte, während andere Dispensation gestatten, 
oder die Ehe auch ohne eine solche zulassen , ja die schweizerische 
Gesetzgebung anerkennt sogar die Yollgültigkeit einer solchen anf 
ihrem Territorium verbotenen, aber im Auslande in fraudem legis 
abgeschlossenen Ehe. Nur Aber den Grundsatz der Monogamie and 
das Verbot der Heirath zwischen Ascendenten und Descendeoten 
und zwischen voll- und halbbürtigen Geschwistern herrscht allge- 
meine Uebereinstimmung. Durch Verträge nun garantirt jede ver- 
tragschliessende Partei der andern die Anwendung ihrer eigenen Ge- 
setzgebung, sei die Abweichung auch eine noch so grosse, und die 
Aufstellung und Anerkennung allgemeiner Grundsätze, welche nicht 
mehr den Charakter eines bestimmten Volkes oder Landes an sich 
tragen, wird weder erreicht noch bezweckt. Ein wahrer Fortschritt 
wird aber nur erreicht, wenn die Besonderheiten aufgehoben oder ver- 
mindert und das allgemein gültige zu allgemeinerer Geltung ge- 
bracht wird. Wir haben dieses Verfahren in der Schweiz mit Er- 
folg eingeschlagen ; so lange man sich bemühte festzustellen, in wel- 
chen Fällen mit Bezug auf die bürgerliche Handlungsfähigkeit das 
örtliche und in welchen das heimathliche Recht zur Anwendung 
kommen solle, konnte von einem Erfolge und einem Fortschritte 
nicht die Bede sein; ein solcher wurde erst dann erzielt, als man 
die Besonderheiten der Cantone fallen liess und ohne Bücksicht auf 
dieselben die als richtig anerkannten Grundsätze gesetzlich für die 
ganze Schweiz sanctionirte. 

Bei dem Verkehr der Völker nun und namentlich in dem pri- 
vatrechtlichen Verkehr, ist ein solches Verfahren nicht denkbar, 
allein je mehr die Gesetzgebungen sich bemühen, allgemein gültige 
und von localen Besonderheiten abgelöste Grundsätze zur Geltang 
zu bringen, desto mehr verschwinden die unberechtigten Verschie- 
denheiten und desto zahlreicher werden die Berührungspunkte and 
das Allen Gemeinsame. Weit entfernt daher, durch Abschluss von 
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Staatsverträgen den Besonderheiten eine gr(^ssere Berechtigung zu- 
zugestehen als ihnen gebührt, empfiehlt es sich vielmehr, die als 
richtig anerkannten Grundsätze, in der eigenen Gesetzgebung soweit 
die Verhältnisse es gestatten zur Anwendung zu bringen, uns zum 
Vortheil, anderen zur Nachahmung. Damit bringen wir dieselbe 
denjenigen der Nachbarländer näher, und erleichtern damit die Voll- 
Ziehung der schweizerischen ürtheile im Auslande. Gemeinsame 
Uechtsüberzeugungen und Rechtsauffassungen bieten grössere Ga- 
rantien für die Rechtssicherheit, als Staatsverträge. 

Es fragt sich daher, welches sind diese allgemeinen Rechts- 
grundsätze, welche im internationalen Verkehr mit Rücksicht auf 
die Ehescheidung zur Anwendung kommen müssen, damit einem 
Ehescheidnngsurtheil auch ausserhalb der Grenzen des Staates, durch 
dessen Gerichte es ausgefällt worden ist, die Vollziehung gesichert 
werden kann. 

Die Ehe und die Ehescheidung berührt den Civilstand der Ehe- 
gatten und Gesetze, welche denselben regeln, beherrschen den An- 
gehörigen eines Staates, auch wenn er ausserhalb desselben seinen 
vorübergehenden oder dauernden Wohnsitz genommen hat. Dieser 
Grundsatz gilt in höherem oder geringerem Masse in allen conti- 
nentalen Gesetzgebungen. Sei daher das urtheilende Gericht, welches 
es wolle, so muss mit diesem Grundsatz gerechnet werden. Eine 
fernere Voraussetzung, unter welcher allein einem ürtheil im Aus- 
lande eine Wirkung zuerkannt werden kann , ist die Competenz des 
urtheilenden Gerichtes, die Parteien müssen der Gerichtsbarkeit des- 
selben unterworfen gewesen sein und es muss ein regelmässiges Ver- 
fahren und keine Gollusion stattgefunden haben. 

In der Regel wird daher auch in Scheidungssachen von Aus- 
ländem das dauernde und bona fide erworbene Domicil als Gerichts- 
stand anerkannt. Am weitesten geht in dieser Beziehung das schot- 
tische Recht, welches die Ehescheidung als Strafe für Ehebruch oder 
bösliche Verlassung ausspricht. 

Vor Einführung des Code civil in FVanhreieh, somit unter dem 
ancien regime, war die Ehescheidung in Frankreich nicht zulässig, 
dessen ungeachtet sprachen die Gerichte dieselbe aus, wenn die Ehe- 
gatten in Frankreich domicilirt waren und einem Staate angehörten, 
dessen Gesetzgebung sie zuliess. unter der Herrschaft des Code war 
die Competenz der französischen Gerichte, Ehen von Fremden, welche 
mit Bewilligang des Staatsoberhauptes in Frankreich niedergelassen 
waren, gerichtlich zu trennen, nicht bestritten. Nach Aufhebung der 
Scheidung im Jahre 1816 erklärten sich dagegen die französischen 
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Gerichte hiezu incompetent obgleich 68 nicht an Stimmen fehlte, 
welche die Berechtigung fremder Ehegatten, ihre Ehescheidungs- 
klagen vor dem französischen (Berichte ihres Domieils, anzabringen, 
behaupteten. Seit Wiedereinführung der Ehescheidung in Frankreich 
kann auch die Gompetenz der französischen Gerichte nicht mehr mit 
Grund bestritten werden. Zwar lauten die Entscheidungen derselben 
immer vorwiegend zu Gunsten der Incompetenz, allein die Doctriu 
spricht sich überwiegend ffir die Gompetenz aus, und es darf ange- 
nommen werden, dass das Gewicht ihrer Gründe, doch schliesslich 
den Sieg davontragen werde. Dieser Widerstreit zeigt sich fiberall 
da wo die Gerichte mit der Doctrin nicht Schritt zu halten vermö- 
gen, und desshalb an hergebrachter Boutine festhalten. 

Laurent : Droit international priv^ V. N<^ 132. Journal de Droit 
int. priv^ Bd. 12. S. 154 ff. Despagnet, Droit int. priv6 pag. 350 ff. 
Weiss, Droit int. privö pag. 712 ff. 933. Pilicier, le Divorce et la 
Separation de corps en droit int. privö pag. 75 ff. G^rbaut, De la 
comp^tence des tribunaux fran9ais N<> 392 et 393. Bourdon-Viaoe 
et Magron, Manuel ^l^mentaire du droit int. privö pag. 185 ff. 

Für Deutschland ist allgemein, für Einheimische und Fremde 
§. 568 G. P. 0. massgebend, wonach für die Recfatsstreitigkeiten, 
welche die Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit einer Ehe, oder 
die Herstellung des ehelichen Lebens zum Gegenstande haben, das 
Landgericht bei welchem der Ehemann seinen allgemeinen Gerichts- 
stand hat, ausschliesslich zuständig ist. Von der Staatsangehörigkeit 
ist die Gompetenz der Gerichte und ihre Verpflichtung Bechtsschutz 
zu gewähren, nicht abhängig gemacht. Entsch. des Beichsgerichtes 
IIL S. 32. Allein der Wohnsitz wirkt nicht nur in Deutschland 
Gompetenz begründend, sondern auch im Auslande, so dass der im 
Auslande domicilirte Deutsche seinen Gerichtsstand in Ehesachen nur 
im Auslande hat und bei keinem deutschen Gerichte seine Klage auf 
Ehescheidung, üngültigkeits- oder Nichtigerklärung anbringen kann. 
Wach, G. P. pag. 472. In diesem Sinne haben sich bisher anch 
alle deutschen Gerichte ausgesprochen, welche um Erklärungen zn 
Händen schweizerischer Gerichte angegangen worden sind. 

Mit Bezug auf Oesterreich machen die allgemeiuen bürger- 
lichen Gesetze oder diejenigen der besondern Beligionsgemeinschaften 
Begel Katholischen Ehegatten ist eine Scheidung unmöglich, und 
gegenüber Fremden, welche in Oesterreich keinen festen Wohnsitz 
haben, erklären sich die österreichischen Gerichte incompetent, wäh- 
rend sie ihre Gompetenz nicht ablehnen gegenüber Fremden, wdcbe 
in Oesterreich niedergelassen sind, allein die Gültigkeit der Ehe ist 
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gegenüber Fremden nach den Gesetzen desjenigen Landes za benr- 
theilen, wo dieselbe geschlossen worden ist. (Hofdecret vom 28. Oc- 
tober 1801, v. Puttlingen, Oestr. Int. Pr. R. S. 242.) 

Wie in Deutschland so entscheidet anch in England und in 
Amerika das Doraicil der Ehegatten ohne Bficksicht aaf ihre Staats- 
angeh(^rigkeit. Der in England domicilirte Schweizer kann seine 
Scheidungsklage bei den englischen Gerichten anbringen, während der 
im Ausland domicilirte Engländer in seinem Heimathlande kein Ge- 
richt findet, bei welchem er dieselbe anbringen konnte. 

Das hottändisdie Gesetzbuch anerkennt ffir Ebestreitigkeiten 
ebenfalls das Domicil des Ehemannes und stellt den mit Erlaubniss 
des Staatsoberhauptes niedergelassenen Fremden dem Niederländer 
gleich. (Art. 262 a. C. c. NÄerlandais.) 

Den Gerichtsstand des Domicils anerkennen dagegen nicht und 
lassen auch Fremden gegenfiber eine Ehescheidung nicht zu Italien, 
Spanien, Bussland und einige andere Staaten. 

Dagegegen hat sich das Institut für ^(^Ikerrecht für den Ge- 
richtsstand des Domicils ausgesprochen. Auch die schweizerische 
Gesetzgebung anerkennt denselben, macht aber die Competenz des 
Gerichtes von Bedingungen abhängig, welche in den seltensten Fäl- 
len erf&llt werden können. Sie vermengt die Frage der Competenz 
mit der Gesetzanwendung, und doch müssen beide auseinander ge- 
halten werden. — Das Vorhandensein eines Domicils im Sinne eines 
festen Wohnsitzes ist die erste Bedingun|^, unter welcher das inter- 
nationale Privatrecht einem Richter gestattet, Ehestreitigkeiten und 
namentlich Ehescheidungsklagen fremder Ehegatten zu beurtheilen, 
und dieser Grundsatz, dass för Einheimische und Fremde das Do- 
micil Competenz begründend sei, sollte auch in die schweizerische 
Oesetzgebung aufgenommen werden, sowohl zu Gunsten von Schwei- 
zern im Ausland, als von Ausländem in der Schweiz. 

Ist aber einmal der Gerichtsstand des Wohnsitzes begründet, 
so ist damit noch keineswegs die Frage entschieden, welche Gesetz- 
gebung nun zur Anwendung kommen solle. Würde das ürtheil 
seine Wirkungen auf das Land beschränken, in welchem es ausge- 
ßllt worden ist, so würde der Anwendung des am Wohn- und Ge- 
richtsorte geltenden Rechtes kein Hinderniss im Wege stehen und 
es läge kein Grund vor zur Berücksichtigung einer andern Gesetz- 
gebung. Allein dies ist in der Regel nicht der Fall. Der Civil- 
stand der Eheleute wird durch die Ehescheidung verändert, und da 
derselbe nach den meisten Gesetzgebungen nach dem Recht des- 
jenigen Staates bestimmt wird, welchem die Ehegatten angehören, 
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die Aenderimg somit in dieaem ^Staat seine Wirknogea ftnssert , so 
mass seioe Gesetagebbng berücksichtigt werden, sowokl mit Bflck- 
sicht auf die Qrfiode der Scheidung, als auch mit Bezug auf ihre 
Wirkungen. Keine Gesetzgebung gestattet die VoHziehung eines Or- 
tbeiUi f dessen Inhalt mit ihren eigenen wesentUchen Bestimmiuigeo 
im Widetspmche sich befindet. Ein solcher muss daher Yermieden 
werden, wenn dem Urtheile im Ausland die VoUstreekuBg gesichert 
werden soll Die Nichtbefolgung dieses Grundsatzes und das einsei- 
tige Festhalten an der Gesetzgebung des Domiciles hat schon oft die 
unhaltbarsten Verb&Itnisse erzeugt. Eine in Schottland ausgesprocheoe 
Ehescheidung wurde in England, eine in England ausgesprochene in 
Frankr^eh nicht anerkannt. Durch Wiederrerheirathang konnten die 
Ehegatten neue rechtmässige Eben in dem einen Lande begrundeD, 
in dem andern machten sie sich der Bigamie schuldig; in dem einen 
waren die Kinder der folgenden Ehe ehdiehen Standes, in dem an- 
dern waren sie im Ehebruch erzeugt. Solche Verhsltnisse können 
nur vermieden werden , wenn das urtheilende Gmcht bei der Schei- 
dung von Ehen von Auslftud^n auf die Gesetze desjenigen Staates, 
welchem dieselben angehören und daher für ihren Civilstand mass- 
gebend sind, diejenigen Büdusiehten nimmt, welche das internationale 
Privatrecht zu ndimen gebietet 

In Folge dessen kann ein Gericht die Scheidung von Aus- 
ländern nicht aussprechen, wenn die Gesetzgebung des Staates, wel- 
chem dieselben angehören; eine solche nicht znUast. So war vor 
dem Jahre 1884 kein auswärtiges Gericht befugt, die Ehe von 
Franzosen aufzulösen. In Frankreich würde die Ehe als fortbestehend 
betrachtet und behandelt worden sein. Aus dem gleichoi Grande 
kann auch eine Ehe von Italienern weder durch an inl&ndisebes, 
noch durch ein auswärtiges Gericht getrennt werden, ebensowenig 
eine russische, ungarische, spanische, portugiesische oder serbische 
Ehe. Selbst eine schwedische Ehe kann nur von einem schwedischen 
Gerichte getrennt werden» und der holländische Ginlprocess verbietet 
die Vollziehung auswärtiger ürtheile im ganzen Umfange des König- 
reichs ohne vorausgegangene gerichtliche Verhandlung. (Art 431 C. P.) 

Die Gesetzgebung darf daher dem an sich competenten Riditer 
nur dann die Anhandnahme einer Ehescheidungsklage ausländischer 
Ehegatten gestatten, wenn der Staat, welchem dieselben angehören, 
die gmchtliche Entscheidung znlässt. Ist dies nicht der Fall, so 
muss der schweizerische Bichter die Klage von der Hand weisen 
und er hat daher von den Parteien den entsprechenden Nachweis zu 
verlangen. In diesem Sinne hat das Institut du droit international 
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io seiDOT letzten Versatnifiliing in Heidelberg den Grundsatz aufge- 
stellt: La qnestion de savoir si an divorce est Idgalement admtssible 
QU non, dopend de legislation nationale des la ^poux. 

Mit der Frage der Competenz des Richters dea Wohnsitzes ist 
jedoch die andere noch nicht gelOst, nach welcher Gesetzgebung die 
Scfaeidmigsklage zu benrtbeilen sei. Hätten wir die Frage vom rein 
theoretischen Standpunkt aus zu benrtbeilen, so würden wir unbe- 
denklich auch den weitern Beschluss des Instituts zur Annahme em- 
pfehlen. Derselbe lautet: Mais une fois le divorce admis en prin- 
cipe par la loi nationale, les causes qui le motivent, doivent 6tre 
Celles de la loi du lieu ou l'action est intent^e. 

Allein dieser Grundsatz ist in der Praxis noch keineswegs all- 
gemein anerkannt und wir müssen daher das internationale Privat- 
recht zu Bathe ziehen. Die Anstände , welche sich dabei ergeben, 
dienen vielleicht dazu, gemeinsame Auffassungen und Ueberzeugungen 
zu fördern und Verschiedenheiten auszugleichen. Vorläufig aber sind 
wir noch nicht so weit und müssen daher mit den vorhandenen That- 
sachen rechnen. Es darf einem auswärtigen Staate nicht zugemuthet 
werden, zur Vollziehung eines Urtheiles mitzuwirken, welches mit 
den in seinem Territorinm geltenden Bestimmungen im Widerspruch 
steht und es muss daher die auswärtige Gesetzgebung zwar nicht 
aassohliesslich zur Anwendung kommen, allein doch in der Haupt- 
sache berücksichtigt werden, wie dies im internationalen Privatrecht 
allgemein anerkannt wird. Zwar sagt das Bundesgericht in seiner 
ikitscheidung vom 14. October 1882 : »Ist für Beurtheilung der vor- 
liegenden Scheidungsklage der schweizerische Gerichtsstand begründet, 
80 muss diese Klage auch nach schweizerischem Rechte benrtheilt 
werden; denn es kann keinem Zweifel unterliegen, dass nach dem 
Bandesgesetz über Civilstand und Ehe, in Uebereinstimmung übri- 
gens mit der in Doctrin und Praxis des internationalen Privatrechtes 
wohl als herrschend zu betrachtenden Ansicht (Bittner, österreichisches 
Eherecht, S. 52. Asser, internationales Privatrecht, S. 66 ff.) in allen 
den von den schweizerischen Gerichten zu entscheidenden Eheschei- 
dungssachen ausschliesslich das Gesetz des Klageortes, beziehungs- 
weise das schweizerische Eherecht anzuwenden istc (Entsch. VIII, 
S. 825.) 

Was hier über Doctrin und Praxis des internationalen Privat- 
rechtes ausgeführt ist, kann nicht als richtig anerkannt werden und 
einige Gitate werden genügen, diese Zweifel zu begründen. 

Zunächst berufen wir uns auf das Bundesgericht selbst, welches 
in eineoB frühern Entscheide in Sachen Graberg sich über die nämr 
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licfae Frage folgendermassen ausspracht Bekanntlich ist denn aach 
in Wissenschaft, Gesetzgebung and Praxis die Ansicht, dass die 
Scheidung der Ehe nach dem Rechte des Staates zu beurtheilen aei, 
welchem die Ehegatten angehören, weil das Eherecht einen Bestand- 
theil des öffentlichen Rechtes bildet, dem sich die Staatsangehörigen 
nicht entziehen können, mindestens ebenso stark vertreten, als die 
gegentheilige, (Entsch. V, S. 265.) 

Auch die angeführten Citate aus Rittner und Asser unterstützen 
die Behauptung des Bundesgerichtes nicht. Nur die Frage, ob eine 
Ehescheidung ausgesprochen werden könne^ ist insofern nach der lex 
fori zu beurtheilen, als entgegen derselben eine solche nicht ausge- 
sprochen werden darf, so kann z. B. von italienischen Gerichten 
keine Scheidung ausgesprochen werden, auch wenn das Gesetz des 
Staates, welchem die Ehegatten zugehören, eine solche zulassen würde. 
Wenn aber die Scheidung durch den auswärtigen Richter ausge- 
sprochen werden kann, dann müssen die Scheidungsgrunde des heimath- 
lichen Rechtes der Ehegatten berücksichtigt werden. Darüber äus- 
sert auch Rittner keine abweichende Meinung und Asser-Rivier sagt 
ausdrücklich: >Le juge du domicile matrimonial devra, tont en ap- 
pliquant sa propre loi, tenir compte du Statut personneLc S. 122. 

Die EhescheidungsgrQnde sind in den verschiedenen Staaten 
verschieden, und es wird auch auf die einen mehr Gewicht gelegt 
als auf andere. So gilt Ehebrnch überall als Scheidnngsgrund, nicht 
aber blosser Verdacht der Untreue ; Saeviti^n berechtigen immer auf 
Scheidung zu klagen, aber über den Begriff von Saevitien gehen die 
Ansichten auseinander; Geisteskrankheit wird nicht überall als Schei- 
dungsgrund anerkannt, ebenso wenig die gegenseitige Zustimmung. 
Es sind daher die Gerichte geneigt, einem auswärtigen Scheidungs- 
urtheile die Anerkennung zu versagen, wenn demselben ein von ihrer 
Gesetzgebung nicht anerkannter Scheidungsgrund zu Grunde gelegt 
worden ist. So anerkennen weder England noch Russland ein Schei- 
dnngsnrtheil, worin sich das Gericht auf den gegenseitigen Wunsch 
der Parteien beruft, und Frankreich l&sst keines vollziehen, welches 
nicht in Uebereinstimmung mit seiner eigenen Gesetzgebung ausge- 
fällt worden ist. 

Das Nämliche muss gesagt werden von Belgien. Ein Schei- 
dungsurtheil, welches sich auf einen vom Code civil beige nicht an- 
erkannten Scheidungsgrund stützte, würde als im Widerspruch mit 
Art. 3. desselben in Belgien nicht vollzogen werden können. Auch 
in Oesterreich kann ein ausländisches Scheidungsurtheil nur unter 
dieser Voraussetzung das Exequatur erlangen, und sollte in Schweden 
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eioe VoUziehang bewilligt werden, so könnte es ebenfalls nur unter 
der Bedingung geschehen, duss der Scheidungsgrund in der schwedi- 
schen Gesetzgebung anerkannt ist. (Pilicier c. c. pag. 240.) 

Da nun kein Staat gezwungen werden kann, ein ausländisches 
Urtheil zu vollziehen, so darf dasselbe entweder gar nicht, oder nur 
so ausgefällt werden, dass der Vollziehung die eigene Gesetzgebung 
des vollziehenden Staates nicht im Wege steht. Zum nämlichen Ele- 
sultate gelangen auch die schweizerischen Schriftsteller, welche sich 
über diese Erage ausgesprochen haben: 

(Pilicier, Le Divorce et la Separation du corps en Droit inter- 
national priv^) : Si Fon veut modifier Tart. 56 il faut , selon nous, 
statuer expressäment que le divorce d'äpoux dtrangers ne pourra etre 
prononc^ que conformäment ä leur loi nationale, et si Ton ne veut 
pas admettre que le juge suisse puisse, en application d'une loi 
^trangdre, accueillir une demande en divorce pour un motif non 
pr4vu par la loi suisse, qu'on ajoute la condition que la cause, sur 
laquelle la demande s'appuie, soit aussi pr^vue par la loi suisse. 
(Pag. 181.) 

(v. Salis. S. 68.) In Bezug auf Ehen zwischen Ausländern darf 
eine Scheidungsklage von den schweizerischen Gerichten nur dann 
angenommen werden, wenn nachgewiesen wird, dass der Staat, dem 
die Eheleute angehören, die Beurtheilung von Scheidungssachen seiner 
Angehörigen durch die schweizerischen Gerichte gestattet. Das an- 
zuwendende Recht ist das Recht des Staates, dem der Ehemann zur 
Zeit der Eheschliessung angehört, oder wenn beide Ehegatten diese 
Staatsangehörigkeit aufgegeben haben, das Recht des Staates, dem 
der Ehemann zur Zeit der Klagerhebung angehört. Keine Ehe kann 
geschieden werden, wenn der Scheidungsgrund nicht vom schweizeri- 
schen Gesetze anerkannt ist. 

(Picot, pag. 53.) On pourrait .... poser le principe de la 
comp^tence du tribunal du domicile avec applications des dispositions 
communes ä la lex fori et ä la loi d'origine. (Rossi, S. 27.) I tri- 
bunali svizzeri, qualora potessero etficacemente occuparsi di tali que- 
stioni tra conjugi esteri, dovrebbero applicare le leggi dello Stato 
cui appartengono ; ma cio non potendosi fare senza gravi difficoltä, 
e dovendo essi gindicare in base alla legge svizzera non potrebbero 
pronanciare sentenze di divorzio o di nnllitä di matrimonio tra fo- 
restieri, che per cause ammesse tanto dalla legge svizzera, quanto 
dalla legge dello Stato a cui i conjugi appartengono. 

Nach den bisherigen Ausfuhrungen scheint uns die Motion des 
Herrn Lachenal durchaus begründet und da der Abschluss von in- 
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ternationaleii Verträgen weder als rathsam , noch als thanlich er- 
scheint, 90 kann der. Zweck, Ausländern eine noth wendig gewordene 
Ehescheidung zu ermöglichen, nur dadurch erreicht werden: 

dass für Ehescheidungsklagen von Ausländem, deren Gesetz- 
gebung die Ehescheidung zulässt, allgemein der Gerichtsstand des 
Domicils als der zuständige anerkannt wird und dass die Scheidung 
gestützt auf Gründe ausgesprochen wird, welche sowohl von der 
schweizerischen Gesetzgebung, als von derjenigen des Staates, wel- 
chem die Ehegatten angehören, anerkannt sind. 

Unter diesen Voraussetzungen entsteht eine der Gewissheit nahe 
kommende Wahrscheinlichkeit, dass das schweizerische ürtheil im 
Auslande anerkannt und vollzogen werde. 

J5. Ans weichen Gründen soll eine Scheidung eugdassen werden? 

In den Scheidungsgründen spricht sich die AufiTassung aas, 
welche ein Volk von der Ehe selbst sich gebildet hat. Deashalb 
rechtfertigt es sich, die Gesetzgebung des Landes zu berücksichtigen, 
welchem die Ehegatten angehören. Die Eingabe der Conferenz nimmt 
nun an, die auf die Ehescheidung bezüglichen Bestimmungen unseres 
Gesetzes entsprechen den Anschauungen des schweizerischen Volkes 
nicht, und es sei die sittliche Würde und Unverletzlichkeit der Ehe 
im Gesetze nicht zu ihrem vollen Rechte gekommen. »Sieht man, 
lesen wir auf S. 8 ihrer Eingabe, die auf die Ehescheidung bezüg- 
lichen Bestimmungen sich au, so hält es schwer, sich des Eindrucks 
zu erwehren , als sei das innere Wesen der Ehe und deren ethische 
Seite in ihnen viel zu wenig gewahrt, wo nicht gänzlich ignorirt 
und als erfliessen diese Bestimmungen der Voraussetzung, die Ehe sei 
nicht viel mehr als ein civilrechtlicher Vertrag mit etwas erschwerter 
Kündigung. € 

»Gewiss gibt es ja leider Fälle genug, in denen die Ehe zu 
zerrüttet und der Schaden so unheilbar ist, dass die Möglichkeit 
der Scheidung ein Bedürfniss und eine Wohlthat ist für die Betref- 
fenden ; aber die Scheidung wird doch immer nur von zwei Uebeln 
das minder schlimme sein und diesen Eindruck gewinnt man ans 
dem Gesetz entschieden nicht« 

»Schon dass in Art. 45. das gemeinsame Scheidungsbegehren 
der Gatten vorangestellt wird, ist nach unserem Dafürhalten nicht 
vom Guten. Denn ganz abgesehen davon, dass die gegenwärtige, viel 
zu unbestimmte Passung des Artikels der richterlichen Willkür Thür 
und Thor öffnet, worauf im Verlaufe noch zurückzukommen sein wird, 
ist gerade diese VoransteUung des gemeinsamen Scheidungsb^ehrens 
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dazu angethan, die Trennungsgelfiste förmlich zu ermnthigen und 
der Anschauung Vorschub zu leisten, es handle sich bei der Ehe 
lediglich um ein Vettragsverhältniss , das man bei gegenseitigem 
Einverständniss lösen könne, wie irgend ein anderes, mit dem einzigen 
Unterschied, dass hier die Lösung mit etwas mehr Umständlichkeit 
verbunden sei. Die Gesetzgebungen einzelner Oantone kannten zwar 
das gemeinsame Scheidungsbegehren auch, aber sie pflegten dasselbe 
an bestimmte Bedingungen zu knüpfen und zu statuiren , dass erst 
nachdem die Ehe eine gewisse Zeit gedauert, ein solches Begehren 
anhängig gemacht werden konnte, und das hatte seine innere Be- 
rechtigung. Es ist sicherlich nicht wohlgethan , wenn man die 
Scheidung über Gebühr erleichtert und es lediglich dem Einverständ- 
niss der Gatten anheimgibt, ob sie die Ehe lösen wollen oder nicht ; 
das hat nicht blos zur Folge, dass manche Ehe rechtzeitig gelöst 
wird, die bei gegenseitigem guten Willen und wenn die Scheidung 
nicht gar so leicht gemacht wäre, mit der Zeit zu einer gedeih- 
lichen sich gestaltet hätte, das hat vor allem auch dja schlimme 
Folge, dass man es mit der Eingehung der Ehe nur zu leicht nimmt : 
kann man ja doch wieder auseinandergehen, sobald es einem nicht 
mehr behagt. In diesem Sinne spricht sich auch die eidg. Statistik 
aus, und es wäre von hohem Interesse zu erfahren, wie viele Schei- 
dungen jährlich auf Grund von Art. 45. ausgesprochen werden.€ 

Bei diesen Ausführungen der Gonferenz muss es au£fallen, dass 
nach ihrer Ansicht man einfach wieder auseinandergehen kann, so- 
bald einem das Zusammenleben nicht mehr behagt. Würde das Ge- 
setz so lauten, so wäre auch die schärfste Kritik berechtigt und der 
schärfste Tadel begründet, allein so leicht wird es den Ehegatten 
doch nicht gemacht. Die gemeinschaftliche Stellung des Scheidungs- 
begehrens genügt nicht, sondern es muss sich aus den Verhältnissen 
ergeben, dass ein ferneres Zusammenleben der Ehegatten mit dem 
Wesen der Ehe unverträglich ist. Nur unter dieser Bedingung darf 
das Gericht die Scheidung aussprechen. Dass aber eine Ehe aufge- 
löst [geschieden] werden kann, wenn das fernere Zusammenleben der 
Ehegatten mit dem Wesen derselben unverträglich ist, sollte gerade im 
Interesse ihrer Heiligkeit nicht bestritten werden. Auch mit Bezug 
auf die Anwendung des Art. 45. begnüngt sich die Gonferenz mit 
einigen statistischen Zahlen und geht nirgends auf die Gründe ein, 
auf welche gestützt die Gerichte einem gemeinsamen von beiden Ehe- 
gatten gestellten Scheidungsantrag Folge zu geben haben. Der Ge- 
setzgeber hat offenbar angenommen, die beiderseitige Uebereinstim- 
mung der Parteien, ihr contrarius consensus, mit Bezug auf die Fort-^ 
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setzuQg ihrer Ehe, beweise die gegenseitige Unverträglichkeit und die 
Unmöglichkeit längeren Zasammenlebens und hier liege der wirkliche 
Scheidangsgrund. Er kann auch die Fälle im Auge gehabt haben,, 
wo die Parteien die wahren and vielleicht wirklich vorhandenen Ehe- 
scheidungsgründe nicht öffentlich kundgeben, sondern allgemeiner 
Eenntniss entziehen wollen and statt der Ursachen nur die Wirkongen 
in Vordergrund stellen. Dies mag auch der Qrund gewesen sein, 
wesshalb in den Code civil der Art. 233. aufgenommen wurde, wel- 
cher consentement mutuel et pers^verant als einen hinlänglichen Be- 
weis daf&r ansah, que la vie commune leur est insnpportable et qu'il 
existe par rapport ä eux ane cause p^remptoire di divorce. Die Er- 
fahrung hat jedoch die Berechtigung dieser Grande nicht nachgewie- 
sen. Die Scheu vor scandalösen Processen erwies sich nicht als vor- 
handen und Laurent sagt daher von diesen Scheidungen: »Ils se fönt 
sans qu^il y ait une cause legale de divorce; la seule et viritable 
cause pour laquelle les äpouz rompent leur union, c'est Tincompati- 
bilitä d'humeur.« (Droit intern. Vol. V. pag. 207.) Als daher der 
französische Gesetzgeber durch das Gesetz vom 27. Juli 1884 das 
Aufhebungsgesetz vom 8. Mai 1816 wieder aufhob nnd die ursprflng- 
lichen Bestimmungen des Code civil wieder einführte, wurden die 
Bestimmungen »relatives au divorce par consentement mntueU aus- 
drücklich ausgenommen und nicht wieder eingef&hrt. In Belgien, wo 
der ursprungliche Gesetzestext in Kraft besteht, gehören die Ehe- 
scheidungen par consentement mutuel zu den Seltenheiten und über- 
steigen das Yerhältniss von 1 : 400 nicht. Der deutsche Entwurf 
kennt sie nicht. 

Wenn sich auch die schweizerische Praxis angünstiger gestaltet, 
so findet doch die Behauptang der Eingabe, dass der übereinstim- 
mende Wille der Parteien genüge, um ein Scheidungsartheil zu er- 
wirken, weder im Gesetze, noch in den bundesgerichtlichen Ent- 
scheidungen einen hinlänglichen Anhaltspunkt, wie sich aus folgen- 
den Auszügen aus solchen Urtheilen ergibt : 

»U ne ressort aucunement des faits ^tablis en la cause que la 
continuation de la vie commune par les äpoux B. seit inconciliable 
avec la nature de Funion conjugale.« (Entsch. IQ. pag. 368.) 

Als Grund für Anwendung des Art. 45. wird in einem aadern 
Urtheile ausgeführt: »Dass zwischen den Litiganten bisher eine Ge- 
schlechtsgemeinschaft nicht stattgefimden hat und wegen relativer 
oder absoluter Unfähigkeit des einen Theils nicht möglich ist, wobei 
die Litiganten nur darüber nicht einig gehen, welcher Theil der un- 
vermögende sei. Hienach fehlt es im vorliegenden Falle fm einem 
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weaentiicheD Erfordernisse der ehelichen Gemeinschaft und erscheint 
in der Tbat ein ferneres Zusammenleben der Litiganten als mit dem 
Wesen der Bhe unverträglich.c (Entsch. III. pag. 117.) 

Nach Art. 45. genagt es nach dem Drtheile ?om 29. April 
1882 ia Sachen der Ehegatten Schweizer zur Begründung eines 
Scheidnngsartheiles nicht, dass ein gemeinsames Begebren beider 
Ehegatten vorliege, sondern ist die Scheidung, auch wenn beide Ehe- 
gatten in dieselbe einwilligen, nur dann auszusprechen, wenn sich 
aus den Verhältnissen ergibt, dass ein ferneres Zusammenleben der 
Ehegatten mit dem Wesen der Ehe unverträglich sei. Dies ist aber 
in concreto durchaus nicht der Fall. Dean der einzige Qrund, auf 
welchen das Schetdungsbegehren gestütet wird, ist die Krankheit der 
Ehefrau, welche letztere thats&cbUch verhindere, die eheliche Pflicht 
zu erfüllen und dem Hauswesen des Ehemannes vorzustehen. Allein 
hierin liegt zwar allerdings ein schwerer Unglücksfall, welcher fac- 
tisch dem Zusammenleben der Eheleute unter den gegebenen Ver- 
hältnissen entgegenstehen mag, dagegen keineswegs ein Umstand, 
weleber ein ferneres Zusammenleben als mit dem Wesen der Ehe 
unverträglich erscheinen Hesse. Denn die beiderseitige eheliche Ge- 
sinnung ist ja dadurch keineswegs ausgeschlossen und das zwischen 
den Ehegatten bestehende ethische Band keineswegs gelöst; Wesen 
und Zweck der Ehe als dauernde und umfassende Lebensgemeinschaft 
der Ehegatten, wie sie vom Bundesgesetze über Civilstand und Ehe 
zweifellos aufgefasst werden, erfordern vielmehr, dass die Ehegatten 
GlQek und Unglück gemeinsam tragen und dass daher das eheliche 
Band durch Unglücksfälle, welche den einen Ehegatten ohne sein 
Verschulden treffen, nicht gelöst werde. Dass dies die Auffassung 
des Bundesgesetzes ist, ergibt sich zur Evidenz daraus, dass dasselbe 
die in einzelne ausländische und cantonale Gesetze auf Grund natur- 
rechtlicher Doctrinen über Wesen und Zweck der Ehe aufgenommene 
Bestimmung, dass erbliche oder ansteckende Krankheiten und Leibes- 
gebrechen des einen Ehegatten, welche die Erfüllung des Ehezweckes 
unmöglich machen, den andern Ehegatten zur Scheidung berechtigen, 
nicht adoptirt, sondern vielmehr, wohl im Anschlüsse an die daherige 
Bestimmung des zürcherischen privatrechtlichen Gesetzbuches, nur die 
unheilbare Geisteskrankheit des einen Ehegatten, welche auch die 
Fortdauer einet gegenseitigen ehelichen Gesinnung unmöglich macht, 
als be^mmten Scheidungsgrund in Art 46. anerkannt hat.« 
(Entsch. VlIL p. 3S9.) 

Wir haben diese Auszüge mitgetheilt zum Beweise, dass das 
Bundesgericht keineswegs der Ansicht huldigt, dass die blosse Wil- 
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lenseinigUQg der Parteien genüge, am die gerichtliche Trennaog ihrer 
Ehe za bewirken. Allein ans den ürtheilen, wo der Art. 45. wirk- 
lich zur Anwendung gekommen ist, kann man nur mit M&be eine 
consequente Anwendung strenger Grundsätze herauslesen, und wenn 
dabei noch in Betracht gezogen wird, dass im Jahre 1886 tod 899 
Scheidungsurtheilen nicht weniger als 210, d. h. 23,3 % auf Grund 
dieses Artikels ausgefällt worden sind, so kann diese erschreckende 
Ziffer nur daraus erklärt werden , dass dem Begriffe der UnvertriLg- 
lichkeit von deu cantonalen Gerichten eine allzusehr ausgedehnte 
Auslegung zu Theil wird. Die Erfahrung, welche anderswo gemacht 
worden ist, dass solche unbestimmte und die Ehre der Parteien nicht 
schädigende Scheidungsgründe dann zur Hülfe genommen werden, 
wenn es an bestimmten und durchschlagenden Momenten fehlt, wird 
auch in unserer Gerichtspraxis gemacht. Dass dabei gegenseitige 
oder auch nur einseitige Abneigung und bei dieser wieder die 
Neigung zu einer andern Person eine grosse Bolle spielt, ist eine 
nicht zu bestreitende Thatsache. Es ist daher auch natürlich, dass 
diesem Scheidungsgrunde eine allgemeine Missachtung entgegenge- 
bracht wird. Von den bestehenden Gesetzgebungen anerkennen nur 
wenige den übereinstimmenden Antrag, consentement mntuel, als 
einen wirklichen Grund zur Trennung einer bestehenden Ehe, und 
aus denjenigen von Preussen, Baden, Württemberg und Sachsen wird 
er mit Annahme des Entwurfes des neuen bürgerlichen Gesetzbuches 
verschwinden. Dadurch wird die Schweiz in unerfreulicher Weise 
noch mehr isolirt, als es schon jetzt der Fall ist, und die Vollzieh* 
barkeit ihrer Urtheile im Ausland erschwert. 

Werden einerseits die Bedenken gegen den Art. 45. vermehrt, 
so werden andererseits diejenigen gegen seine Abschaffung vermm- 
dert, wenn das Gesetz den Parteien anderswie Gelegenheit bietet, 
wirklich unhaltbar gewordene Ehen aufzulösen. Dies ist aber nach 
unserem Gesetze unzweifelhaft der Fall. Nicht nur anerkennt das- 
selbe in Art 46. ganz bestimmte Ehescheid ungsgrönde, sondern ia 
Art. 47. auch unbestimmte, welche so dehnbar sind, dass sie eben- 
falls Gegenstand nicht unberechtigter Angriffe geworden sind. 

Der Art. 45. setzt voraus, dass ein ferneres Zasammenleben der 
Ehegatten mit dem Wesen der Ehe unvefirägUeh sei, and Art. 47, 
dass das eheliche Verhältniss als tirf gerrüäe^ erscheine. Wo das 
eine vorhanden ist, wird wohl auch das andere zu finden sein, und 
wenn ein ferneres Zusammenleben der Ehegatten mit dem Wesen der 
Ehe unverträglich ist, da muss auch das eheliche Verhältniss als tief 
zerrüttet erscheinen. Es muss dies um so mehr angenomm^ werden, 
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als zom Wesen der Ehe keineswegs nnr die Erzeugung vonE!nde!|n 
geb^rif vielmelir nach der eigenen Brkl&rnng des Bnndesgfericlites 
die »Datorreeiitlichen Doctrinen Über Wesen and Zweck der Ehe ufifd 
die darauf gestflteten Bestimmungen ^ dass erbliehe tind ansteckende 
Krankheiten und Leibesgebrechen des einen Ehegatten, weiche die 
ErfflHnng des £9iezWeckes nach der natnrrechtlichen Doctrin nnmög- 
lich machen, in dem Gesetze keine Anerkennnng gefunden haben. c 
Sind aber Grfinde, welche in solcher Weise dem ehelichen Zusam- 
menleben entgegenstehen, nicht za berftcksichtigen nnd ist anch eine 
tiefe ZerrüUm^ dei^ Ehe nach Art. 45. nicht nothweiidig, so bleibt 
als Hauptgrund für die Scheidung doch nur derjenige übrig, gegen 
dessen Anerkennung sieh das öflbntliche Gewissen sträubt und den 
auch dai Bondesgericht nicht gelten lassen will, der fibereinstim- 
mende Antrag der Parteien , le consentement mutuel. Auf diese 
üebereinstimmung wird ein so grosses Gewicht gelegt, dass dem Ge- 
richte sogar die Hände gebunden werden und ihm nicht gestattet 
wird, statt auf Scheidung auf blosse Trennung von Tisch und Bett 
zu erkennen. 

Nach unserem Erachten könnte und sollte daher der Art. 45. 
gestrichen werden. Die Parteien linden in den beiden übrigen Ar- 
tikeln einen bmlftngiichen Ersatz und wiederholt schon hat das Bun- 
desgeriidit eine Beraftmg der Parteien auf Art. 45. abgelehnt und 
Art. 47. als anwendbar erklärt. 

Auch der Art. 47. hat nicht unbegründete Anfechtungen in 
der Eingabe der Cenferenz erfahren und es lassen sich dieselben be- 
greifen, wenn man bedenkt, dass auf Grund dieses Artikels 47. von 
899 Scheidungsnrtheilen 219 >» 24,4 ^Iq ausgefällt worden sind, so- 
mit 48 ^/o aller Scheidungsuttheile sich nicht auf bestimmte , son- 
dern auf unbestimmte, mehr odier weniger mllkürliche Scheidungs- 
gründe stützen. 

Wir halten es nicht für rathsam, nur bestimmte Scheidungs- 
gründe sazulassen, d. h. solche, deren Vorhandensein bei dem einen 
Eäiegatten den andern unbedingt zur Forderung der Scheidung be- 
rechtigt, wie Ehebruch, bösliche Verlassung, peinliche Bestrafung, 
Nachstellung nach dem Leben, sondern auch Scheidungsgründe an- 
zuerkennen, welche aus andern Ursachen hergeleitet werden. Allein 
die letztere dürfen nicht in das Belieben der Parteien oder des 
Biohters gestellt, sondern müssen doch einigermassen bestimmt wer- 
den. So kann nicht jede Misshandlung oder Ehrverletzung als ein 
beetimmter Ehescheidungsgnmd anerkannt werden, aber je nach dem 
Mass nnd der Grosse, oder der öftern Wiederholung, oder des Ortes 
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der Zuffignog, kann eine solche Handlung eine Scheidung motiviren. 
Das Nftmlicbe ist der Fall, wenn eine Partei der andern gegenüber 
die ihr obliegenden Pflichten beharrlich und nicht blos vorüber- 
gehend vernachlässigt oder verweigert, oder durch unsittliche und 
höchsten Anstoss erregende Aufführung dem andern Ehegatten das 
Zusammenleben unleidlich oder zur Qual macht. In diesen Fällen 
kann eine Zerrüttung der ehelichen Verhältnisse entstehen , welche 
eine Klage auf Ehetrennung als berechtigt erscheinen lässt. Der 
Siebter bedarf aber bestimmter Anhaltspunkte , um den Punkt zu 
bestimmen, über welchen hinaus einem Ehegatten nicht zugemuthet 
werden kann, an dem Ehebande festzuhalten, und wo die Pflicht des- 
selben dem andern gegenüber aufhören muss. 

Die Zustände, welche durch diese Ursachen herbeigeführt wer- 
den, können mit dem Wesen der Ehe unverträglich sein und die 
letztere so zerrütten, dass ein längeres Zusammenleben unmöglich 
oder zum öffentlichen Aergerniss wird, unter diesen Voraussetzungen 
soll jeder Ehegatte die Scheidungsklage stellen können. Dieselben 
können aber durch die blosse Zustimmung des beklagten Ehegatten 
nicht als erwahrt angesehen werden. 

Wenn wir daher einerseits dafür halten, es fehle dem Art. 45. 
jede besondere Berechtigung, so müssen wir andererseits unsere An- 
sicht dahin aussprechen, dass der Art. 47. präciser gefasst und dem 
Ermessen des Bichters weniger Spiebraum gelassen werden sollte in 
der Beurtheilung dessen, was als eine tiefe Zerrüttung der ehelichen 
Verhältnisse anzusehen sei. Es sollten die Voraussetzungen hervor- 
gehoben werden, unter welchen eine solche Zerrüttung gerichtlich 
als vorhanden angenommen werden darf. 

Endlich würde sich auch eine Bevision des Art. 46. empfehlen. 

Der Ehebruch gilt überall als ein bestimmter Ehescheidungs- 
grund, allein ebenso allgemein wird dem andern Ehegatten die Klzge 
versagt, wenn er demselben zugestimmt oder gar denselben veran- 
lasst hat. Ebenso bildet die Bestrafung wegen bestimmter Ver- 
brechen oder Verurtheilung zu einer bestimmten Strafe einen be- 
stimmten Ehescheidungsgrund, allein dem Theilnehmer an dem Ver- 
brechen soll die Klage versagt sein. Die Bestimmung unseres Ge- 
setzes hat zu verschiedenen Auslegungen Anlass gegeben. Art 46. 
spricht von ^entehrender Strafest ohne zu bestimmen, was darunter 
zu verstehen sei, und namentlich nicht, ob hiefür die cantonalen Be- 
stimmungen massgebend seien. In zwei verschiedenen Fällen hat 
nun das Bundesgericht angenommen, letzteres sei nicht der Fall: 
»Unter einer entehrenden Strafe (peine infamante) im Sinne des 
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Bandesgesetzes könne nicht jede Strafe, welche eine Schmälerang der 
Ehrenrechte enthalte, sondern nur diejenige angesehen werden, welche 
in der, wenn auch nar zeitweiligen ^ Aberkennung oder dem gänz- 
lichen Verluste der bärgerlichen Ehren und Rechte bestehe und mit 
solchen Freiheitsstrafen verbunden sei, die auf entehrende, d. h. solche 
Verbrechen angedroht seien, welche einer unehrenhaften Gesinnung 
entspringen ; denn das Entehrende , wodurch die eheliche Gesinnung 
erschüttert werde, sei offenbar nicht die Strafe, sondern die ver- 
brecheriseke Handlung.€ (Entsch. IL 331. VII. 545.) 

Wir glauben, das Bundesgeiicht habe hier den richtigen Punkt 
getroffen und zugleich die Aenderung angedeutet, welche vorgenom- 
men werden sollte. Das Verbrechen ist es, welches den Scheidungs- 
grund bildet, aber welche Verbrechen diese Wirkung haben sollen, 
hat nicht das Gericht zu bestimmen, sondern das Gesetz. Es sollten 
daher die Verbrechen namhaft gemacht werden, deren Begehung 
durch den einen Ehegatten den andern unbedingt berechtigt, die 
Auflösung der Ehe zu verlangen. Verbrechen und Vergehen, welche 
in Art. 46. nicht genannt werden, könnten immerhin nach Art. 47. 
geltend gemacht werden, wenn sie einen entehrenden Charakter und 
einen zerrüttenden Einfluss auf die bestehende Ehe haben. Die gegen- 
wärtige Bestimmung unseres Gesetzes ist zu vag und unbestimmt, als 
dass ein ausländisches Gericht ein auf entehrende Strafe gegründetes 
Scheidungsurtheil ohne Nachprüfung anerkennen und vollziehen könnte. 
Wenn endlich der französische Text mit »infamante« wiedergegeben 
wird, so entspricht dies dem deutschen Ausdruck »entehrende nicht; 
hiefür müsste »afflictive et infamaote« gewählt werden^ denn zu den 
peines infamantes gehört nach französischem Rechte, welchem diese 
Ausdrücke als technische entnommen sind, nur bannissement und 
d^gradation civique; Code p6nal Art. 8. 

Ungenau ist ferner die einfache Bestimmung »wegen Verur- 
theilung zu einer entehrenden Strafe,« denn die Verurtheilung allein 
genügt nicht, sondern sie muss den andern Ehegatten betroffen ha- 
ben , somit während der Dauer der Ehe ausgesprochen worden sein, 
nicht vorher. Mit Bezug auf die Berechtigung desjenigen Ehegat- 
ten, welcher an dem Verbrechen Theil genommen hat, die Schei- 
dungsklage gegen den andern, bestraften Ehegatten anzuheben, ent- 
hält das Gesetz keine Bestimmung und das Bundesgericht sprach 
sich in einem Spezialfälle in einer Weise aus, welche nicht als Prä- 
cedenzfall angesehen werden darf. Beide Ehegatten hatten sich der 
Gehülfenschaft bei einer Brandstiftung schuldig gemächl und es war 
der Ehemann zu fünf Jahren Zuchthaus und zum Verlast der bür- 
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gerlichen Ehren und Bechte, die Ehefrau dagegen zu secjbs Monaten 
Oef&ngnis9 und ^erabsetzung in den bürgerlichen Ehren und Rech- 
ten auf unbestimnite Zeit verurtheilt worden, ^ie stellte nun eine 
ScheidiMigsklage an und stutzte dieselbe unter anderm darauf, dass 
der Ehemann wegen Verbrechens zu fünf Jahren Zu^hthaDis yerur- 
theilt wordep aei. Das cantonale Gericht fand jedoch^ es könne der 
Art. 46 Utt. c desshalb nicht zur Anwendung kommen, weil derselbe 
nur dann Oeltung habe, wenn nur einer der Ehegatten mit einer 
entehrenden Strafe belegt worden sei, während ^joich die KUgerin 
selbst in der gleichen Lage sich befinde , wie ihr Ehefuann , indem 
sie wegen des gleichen Verbrechens zu einer sechsmonatlichei^ Oe- 
fllngnissstrafe und Herabsetzung in den bürgerlictien Ehren and 
Rechten verurtheilt worden sei. Hierauf erwiederte das Bundeege- 
rieht: »Angenommen die Auslegung, welche der appenzellische Rich- 
ter dem Art 46 litt, c gegeben hat, wäre richtig und demnach pur 
derjenige Ehegatte, welcher nicht selbst zu einer entehrenden Frei- 
heitsstrafe verurtheilt worden ist, zur Scheidungsklage aus dem 4ort 
angeführten Grunde berechtigt, so müsste die vorliegende ^lage den- 
noch als begründet erachtet werden , weil nach dem Inhalte des 
Strafurtheiles vom 15. März v. J. weder die Theilnahn^e der Klä- 
gerin an dem von ihrer Schwägerin verübten Verbrechen derart war, 
dass dieselbe als eine entehrende Handlung qualifizirt werden könnte, 
noch die der Klägerin auferlegte Strafe als eine entehrende er- 
scheint. Dass aber die blosse gerichtliche Bestrafung die Klägerin 
des Rechtes wegen Verurtheilung ihres Ehemannes auf Scheidung 
zu klagen nicht verlustig macht, kann keinem begründeten Zweifel 
unterliegen; denn weder enthält .das Bundesgesetz über Givilstand 
und Ehe eine solche Bestimmung, noch sind innere Gründe für 
eine solche Beschränkung jenes Rechtes vorhanden.« (Entsch. II, 332.) 
Beide Gerichte, das cantonale und das Bundesgericht, gehen 
davon aus, dass ein Ehegatte von der Anstellung der Ehescheidungs- 
klage wegen entehrender Bestrafung des andern nur dann präcludirt 
sei, wenn er selbst eine gleiche Strafe erlitten habe, während es un- 
seres Erachtens nicht auf die Strafe ankommt, sondern auf die Theil- 
nahme oder Gehfilfenschaft bei dem Verbrechen. Der eii^ Ehegatte 
soll dem andern nicht eine Bestrafung vorwerfen dür&n, für ein 
Verbrechen , an welchem er selbst theilgenommen und welches er 
mitausgeführt hat, ohne Rücksicht darauf, welche Strafe ihm selbst 
zu Theil geworden ist. Es rechtfertigt sich daher sowohl mit Be- 
zug auf den Ehebruch als mit Bezng auf die entehrende Bestrafung 
die Bestimmung beizufügen, dass das Recht ai^ Scheidung dahin- 
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falle, wenn der andere Oatte dem Ehebmch ztigeKtinmit oder äoh 
der Tbeilnahme an dem Verbrechen schuldig gemacht hat. Nur der 
nnschaldige Theil ist zur Scheidungsklage berechtigt und werden 
gerichtlichen Schutz anrufen will , muss mit säubern Händen er- 
scheinen — with clean hands, wie der englische Equity-Bichter sagt 

Endlich muss es als eine Lflcke bezeichnet werden, daäs weder 
bei Nachstellung nach dem Leben, noch bei Verurtheilung zu einer 
entehrenden Strafe eine Frist bestimmt ist, binnen welcher die Klage 
anzubringen und nach deren Ablauf sie ausgeschlossen ist. Ferner, 
dass das Gesetz keine Bestimmung darüber enthält, dasa das BecM 
auf Scheidung durch die Verzeihung der das Elagerecht begrOnden- 
den Handlung ausgeschlossen wetde. f)as Bundesgericht hat zwar 
in seinem Entscheid vom 12. März 1887 in Sachen Aet Eheleute 
Flückiger angenommen , es kOnne auf den Scheidungsgründ wegen 
Verurtheilung zu entehrender Strafe verzichtet Werden und e6 liege 
ein solcher Verzicht in der Thatsache, dass die Eheflrau sich um die 
Entlassung ihres Ehemannes aus dem Zuchthäuäe bemüht und nach- 
her ohne allen Vorbehalt in ehelicher Oemäinscbaft mit ihp gelebt 
habe, aber eine grundsätzliche Anerkendung dei^ Wirkungen des 
Verzichtes ist darin nicht ausgesprochen. (Bev. der ö. P. Bd. V. 
Nr. 92.) 

Dass die Handlungen der Ehefrau als Verzicht ausgelegt wer- 
den konnten und mussten, ist dnrchatid 2ttäiigebön, anein wenn 
solche Handlungen nicht vorgenommen worden wären, ein Ver- 
zicht daher nicht hätte angefahrii werden können, so wfirde es der 
Ehefrau freigestanden haben, während dar ganzen Verjährungsfrist 
ihre Scheidungsklage anzubringeii, und utä diess zu vermeiden, 
sollte eine kurze Verjährungsfriist von sechs Monaten eingefährt wän- 
den , welche von dem Tage an zu berechnen ist , äü Welchem der 
verletzte Ehegatte von der sein Elagerecht be^rfindendldn Haädlutig 
Eenntniss erlangt hat. 

Eine fernere Aussetzung bezieht sich auf litt, b dtt Art. 46. 
Nachstellungen nach dem Leben bilden immer Vitien Scheidungs- 
grund, denn wer dem andern Ehegatten nach den) Lebed stellt, der 
hat die Ehe unwiderruflich gebrochen. Anders verhält e& ^ch mit 
Bezug auf schwere Misshandlüngen und tiefiEl Ehrenkränkuligen. Dieto 
vernichten die Ehe nicht unwiderruflich und' kommeh als Eheschei- 
dungsgrfinde überhaupt nur ita Betrabht, Wenü siid eiileti gewissen 
Orad , eine gewisse Höhe erreichen. Jede körperliche öder Ehrvtit'- 
letzung, welche der eine Ehegatte dem andctrtt zuf&gt, ist eine Ver- 
letzung der ehelichen Pflitihten und kann daher äiUb Scheidhiigisklag'e 
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befgrfindeD ; sie trägt aber keinen so bestimmten und abgeschlossenen 
Charakter wie der Ehebruch, die Nachstellung nach dem Leben, die 
Verurtheilung wegen eines bestimmten Verbrechens oder zu einer 
bestimmten Strafe, die bösliche Verlassung oder die Oeisteskrank- 
heit, sondern es unterliegt dem Entscheide des Richters, ob im ein- 
zelnen Falle Misshandlung oder Ehrverletzung einen bestimmten oder 
überhaupt einen Scheidungsgrund bilden, und es fehlt daher dem- 
selben an der nöthigen Bestimmtheit, um als Scheidungsgrand im 
Sinne des Art. 46. zu gelten. Das Bundesgericht hat daher schon 
wiederholt Misshandlungen und Ebrenkränkungen , welche gestützt 
auf Art. 46. als bestimmte Scheidungsgründe geltend gemacht wur- 
den, als solche verworfen, dagegen unbedenklich als Thatsachen an- 
erkannt, welche eine vollständige Zerrüttung des ehelichen Lebens zur 
Folge haben können. (Entsch. III, p. 169; XI, 46; XII, 544.) 

Es rechtfertigt sich daher gewiss, diese beiden Ehescheidungs- 
gründe nicht als absolute und bestimmte, sondern als relative, die 
nur ihrer Wirkungen willen berücksichtigt werden, aus Art. 46. zu 
verweisen und in Art. 47. zu berücksichtigen. Sie sollen nicht die 
definitive Scheidung zur Folge haben müssen, sondern dem Richter 
gestatten, eine zeitweilige Trennung von Tisch und Bett zu ver- 
hängen, wie dies auch nach dem deutschen Entwurf geschiebt (§. 1444.) 

Nur beiläufig möchte ich darauf aufmerksam machen, dass das 
Gesetz unter litt, d von böswilliger Verlassung spricht, während der 
allgemein hiefur angenommene Ausdruck bösliche Verlassung ist 

Endlich glaube ich die Aufmerksamkeit noch auf einen Um* 
stand lenken zu sollen, der zwar bis jetzt noch keine Schwierigkeiten 
oder üebelstände zur Folge gehabt hat, allein doch die Quelle sol- 
cher werden könnte. Die in Art 46. enthaltenen Scheidungsgründe 
sollen bestimmte sein, deren Vorhandensein genügt, um eine Schei- 
dungsklage zu rechtfertigen und dem Richter die Pflicht aufzuer- 
legen, dieselbe zuzusprechen. Ein so bestimmter Scheidungsgrund 
ist aber »Geisteskrankheit« nicht. Die Ehe ist untersagt Geistes- 
kranken und Blödsinnigen und als bestimmter Ehescheidungsgrund 
wird angeführt »Geisteskrankheit« ohne Bücksicht auf die verschie- 
denen Arten und Stufen derselben und ohne Rücksicht darauf, ob es 
sich um geistige Schwächezustände oder Exaltationszustände oder 
Depressionszustände handelt Damit ist Hypochondrie mit Wahn- 
sinn, Verrücktheit und Blödsinn auf gleiche Linie gestellt und zwi- 
schen dem mit fixen Ideen Behafteten und dem Wahnsinnigen wird 
kein Unterschied gemacht, beide leiden an, vielleicht unheilbarer, 
Geisteskrankheit und doch sind sie rechtlich nicht gleich zo behau- 
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dein. Wie nicht jede Geisteskrankheit ein Ehehindernisg ist, so ist 
auch nicht jede ein Sckeidungsgrand , und es sollte daher genauer 
bestimmt und festgesetzt werden , welche Oeisteskrankhelten ?oin 
Standpunkt des bärgerlichen Rechtes aus als öffentliche Ehehiader- 
nisse und zugleich als bestimmte Ehescheidnngsgründe angesehen 
werden sollen. Endlich ist es geradezu ein Unrecht, irgend eine 
Geisteskrankheit ohne Rücksicht auf die Dauer der Ehe nud das 
Alter der Eheleute als einen absoluten Scheidungsgrund anzaerken- 
nen. Einen geisteskrank gewordenen Ehegatten im Alter nicht zu 
verlassen ist nicht nur ein Gebot der Moral, sondern auch des Bechts. 

(7. Soll der Richter» auch in den FäUen von Art. 45 und 46 mm 
seitweüige Trennung von Tisch und Bett aussprechen dürfen? 

Das canonische Recht lässt eine Scheidung a vinculo nicht zu, 
gestattet aber eine dauernde Trennung von Tisch und Bett. Eine 
solche Separation kommt einer Aufhebung der Ehe unter den Ehe- 
gatten gleich, verhindert aber die Wiederverheirathung des einen so 
lange der andere Ehegatte noch am Leben sich befindet. Das pro- 
testantische und schweizerische Eherecht betrachtet dagegen die 
Trennung von Tisch und Bett nur als eine Unterbrechung und nicht 
als eine Aufhebung des ehelichen Zusammenlebenn. Desshalb kann 
dieselbe auch nur för eine bestimmte Zeitdauer ausgesprochen wer- 
den und darf nicht dazu dienen , die Aufhebung zu ersetzen , selbst 
dann nicht, wenn es sich um eine Ehe von Ausländern handelt, 
deren heimathliche Gesetzgebung eine solche lebenslängliche Tren- 
nung von Tisch und Bett zulässi Kein schweizerisches Gericht ist 
competent, eine solche Klage anzunehmen und kein Richter berech- 
tigt, eine solche Trennung auszusprechen. Das Gesetz gestattet aber 
überhaupt keine Klage auf Trennung von Tisch und Bett und keinen 
darauf gerichteten Parteiantrag, auch nicht für beschränkte Dauer. 
Das Gericht darf nur von sich ans statt der definitiven Trennung 
eine vorübergehende aussprechen, wenn der Art. 47. zur Anwendung 
kommt und nie auf länger als auf zwei Jahre. Wenn gestützt auf 
Art. 45. von beiden Ehegatten ein Antrag auf Scheidung gestellt 
wird, oder derselbe sich auf einen bestimmten Ehescheidungsgrund 
nach Art. 46. stützt, so kann derselbe nur zugesprochen oder abge- 
wiesen werden. Die Verhängung einer Trennung von Tisch und 
Bett ist dagegen ausgeschlossen, da sie nur gestützt auf Art. 47, 
Zulässig ist. 

Die im Ständerath gestellte Motion geht nun nicht dahin, die 
Scheidung von Tisch und Bett auf Lebenszeit wieder einzuführen, 
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sondern beschränkt sieh aoi eine Ansdeknung der rkhterliehen Be- 
fugniss anf Art. 45 und 46^. 

Wena der Art 45. fallen gelassen^ und mit Art. 47. ?«r- 
scbmolsen wiid, aa wäre einem Th^ des gestellten Begehrens ent- 
sprochen,: und es würde sich nur noch daram bandeln , die richter- 
liche B^fugniss^ auch anf Art. 46. au&zudehnen. 

Im Oügensatze zui Ehescheidung hat die TventRHig von Tisch 
und Bett die Möglichkeit einer BesseruDg der ehelichen Yerhftltaisee 
nnl eine AuasöhiKung der Ehegaitten im Auge. So lange noeh eine 
solche vorhanden iat , soll sie durch eine definitive Schetdnag nieht 
aufgehoben werden. Ein Ehegatte kann durch die Handlungsweise 
du» Anderiv aüfs Tiefste gekränkt sein; so dass eine sofortige Fort- 
setzung des^ eheüchen Lebens ihm nicht zugemuthet werden kann, 
und Anwendung von. Zwang einer Grausamkeit gleichkomme« würde. 
Dessenungjeachtet gibt er die Hoffnung nicht anf, eine Bdasenung des 
schuldigen Ehegatten und eine Wiederherstellung eines befriedigen- 
den ehelichea Verhältnisses zu erzielen und dringt daher nicht aut 
Scheidaug. Die nämlichen Gesichtspunkte leiten' auch den Rioht^, 
wenn er, statt auf Scheidung zu erkennen^ den Ehegatten eine Tren- 
nung von Tisch und Bett auferlegt. 

Mit Recht darf man aber die Frage aufwerfen, wie der Gesetz 
geber daza kommt , dem Richter eine bessere und tiefere Eenntniss 
der Verhältnisse zuzutrauen, als den Ehegatten selbst, und infolge 
dessen den Parteien oder einer von ihnen nicht einmal die Antrag- 
stellung ZU) gestatten-, sondern es ausschliesslich dem Ermessen des 
Richters zu überlassen, ob er an die Möglichkeit einer Besserung 
glauben könne und wolle oder nicht Es lässt sich vollkommen reebt- 
fertigen^y dass der Richter einem gestellten Scheidungsantrag nicht 
entspricht,, sondern es vorzieht, den Ehegatten Zeit und Gelegenheit 
zur Abkühlung zu geben,, aber dass nicht auch die Parteien selbst 
einen solchen Antrag sollen stellen dürfen, dafür dürfte es schwer 
halten, einen stichhaltigen Grund zu finden. Selbst bei den be- 
stimmten Ehescheidungsgründen, wie Ehebruch und« Nachstellnng, 
ist Vergessen und Vergeben nicht ausgeschlossen, und die liebe zu 
den Kindern ist im Stande, wohlbegründeten Widerwillen zu dem 
Ehemann oder der Ehefrau zu überwinden, aber eine Unterbrechung 
muss eintreten, Zeit mnss darüber vergehen, das aufgeregte Blut 
mnss sich beruhigen. Dafür dient die Trennung von Tisch und Bett. 
Die Ehe wird nicht aufgehoben, aber die Ehegatten werden zeitweilig 
ihrer Pflichten gegen einander entbunden und das Zusammenleben 
hört auf, eine Pflicht .zu sein. Wenn det beleidigte Ehegatte diesen 



"'.ZJ^\-: 



üeber Aendenmg des Sehwei», Eheges. von 1874. 42& 

Weg w&hlen will^ so soll ihn das Gesetz nicht daran bindern. Auch 
der deutsche Entwurf räumt den Ehegatten dieses Recht als etwas 
Selbstverständliches ein. 

Nach unserer üeberzeugung genügt es daher nicht, im Sinne 
der im Ständerathe gestellten Motion, die Trennung der Ehegatten 
von Tisch ifnd Bett auch in den Fällen der Art. 45. und 46. zuzu- 
lassen, sondern es muss auch den Ehegatten oder einem von ihnen 
gestattet werden, selbst dahin zielende Anträge zu stellen. 

im Uebrigen bUebe die Bestimmung in Kraft, dass diese vor- 
übergehende Trennung eine Daueif von zwei Jahren nicht über- 
schreiten darf f und dass dieselbe ipso jure dahinfäUt , wenn nitcht 
nach Verlauf dieser Zeit die Scheidungsklage angestellt wird. 

Endlich enthält das Gesetz noch eine Bestimmung, welche 
früher sehr üblich war, aber in einem bürgerlichen Gesetze keinen 
Baum mehr finden sollte, nämlich die Wartezeit, welche dem schuldi- 
gen Ehegatten auferlegt wird. Es ist dies eine Stratbestimitiung, 
welche mit dem Givilstand nichts zu thun hat, und daher Mglich 
in das Strafgesetz verwiesen werden kann, wenn sie überhaupt noch 
Billigung findet Es kann stossend erscheinen, wenn der Ehemann 
z. B. nach ausgesprochener Scheidung, sogleich zu einer neuen Ehe 
schreitet, allein ein Becht wird dadurch^ nicht verletzt, während bei 
der vorzeitigen Wiederverheirathung der Ehetrau ein solches verletzt 
werden kann, wessbalb ihr gegenüber das Verbot, mit Dispens, auf- 
recht zu halten ist. 

III. Zum Schlüsse erlauben wir uns noch einige Bemerkungen 
über einzelne Bestimmungen des Gesetzes, welche uns einer Ab- 
änderung bedürftig erscheinen. 

Art. 49. Nach diesem Artikel sind die weitern Folgen der 
Ehescheidung in Betreff der Vermögensverhältnisse der Ehegatten 
naoh der Gesetzgebung des Cantons zu regeln, dessen Gerichtsbar- 
keit der Ehemann unterworfen ist. 

Dieser Bestimmung steht vorerst ent|5;egen, dass der Bund über 
die ehelichen Güterverhältnisse der Gantone nicht zu legiferiren hat, 
mithin auch nicht vorschreiben kann, nach welcher Gesetzgebung sie 
zo beurtheilen seien. Ein Zürcher z. B; lebt in Bern nach ehe- 
lichem Güterrechte seines Gantons und bei einer Auseinandersetzung 
der Güterverhältnisse kommt dasjenige Becht zur Anwendung, unter 
welchem die Ehegatten gelebt haben und nicht dasjenige des Gantons, 
in welchem sie domicilirt sind und in welchem ihre Ehe geschieden 
worden ist. Es würde daher wohl besser sein, nur den> competenton 
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Richter zu bezeichnen, nicht auch der anzuwendenden Gesetzgebong 
Erwähnung zu thun. 

Art. 50. Die nSmlichen Grunde, welche nach diesem Artikel 
zu Anhebung eiuer Anfechtungsklage berechtigen, sollen nach Art. 34. 
anch zur Begründung eines Einspruches dienen. Der Einspruch setzt 
eine beabsichtigte, die Anfechtungsklage eine abgeschossene Ehe 
voraus. Die freie Einwilligung muss vorhanden sein im Augenblick 
des Eheabschlusses und es genügt, wenn sie in diesem Augenblick 
vorbanden ist. In Folge dessen kann das Fehlen der freien Einwil- 
ligung nur nach dem Eheabschluss Grund zu einem Rechtsmittel 
geben, aber nicht vorher und es sollte daher in Art. 34. die Hin- 
weisung auf Art. 26. wegbleiben. Im übrigen verweisen wir mit 
Bezug auf den Ausdruck »Irrthum in der Person 4 auf das zu Art. 26. 
Bemerkte. 

Nach dem nämlichen Artikel kann eine solche wegen Mangels 
der (reien Einwilligung zu Stande gekommene Ehe ungüUig erklärt 
werden, die hierauf gerichtete Klage aber wird Nichtigkeitsklage ge- 
nannt. Auch in andern Artikeln werden die llngültigkeitsklage und 
die Nichtigkeitsklage nicht auseinander gehalten. Nichtig ist eine 
Ehe dann, wenn sie nach dem Gesetz nicht abgeschlossen werden 
konnte und die abgeschlossene vom Gesetz niclit anerkannt werden 
kann, z. B. Ehe mit einem bereits Verheiratheten, einem Stietkinde, 
der Schwiegertochter. Ihr steht ein öffentliches Hinderniss entgegen. 
Dagegen kann eine abgeschlossene Ehe mit den Gesetzen des Staates 
vereinbar sein, allein von den Parteien oder einer derselben ange- 
fochten werden, wenn sie durch Drohungen zu Stande gebracht wor- 
den ist, oder ein Irrthum stattgefunden hat, welcher die Einwilligmig 
ausschliesst. 

Einer solchen Ehe steht kein absolutes Hinderniss entgegen, 
und nicht nur widersetzt sich der Staat ihrem Fortbestande nicht, 
sondern er hat auch kein Recht ihre Aufhebung zu verlangen. Dies 
steht nur den Parteien selbst zu und nur sie können die Ungültig- 
keitsklage anstellen. Steht daher einer Ehe ein öffentliches Hinder- 
niss entgegen , so darf der Staat ihren Fortbestand nicht dulden, 
sondern muss von Amteswegen auf Nichtigerklärung klagen ; dies 
geschieht durch die Nichtigkeitsklage, unter üngültigkeitsklage 
versteht die deutsche C. P. 0. in §. 592. die Klage auf Anfechtung 
einer Ehe aus irgend einem Grunde, welcher nicht von Amtswegen 
geltend gemacht werden kann ; unter Nichtigkeitsklage dagegen die 
Klage auf Anfechtung einer Ehe aus einem Grunde, welcher anch 
von Amteswegen geltend gemacht werden kann. In der französischeD 
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üebersetzung von Glasson , Lederlin und Dareste werden diese Aus- 
drücke mit demande en aunullation und demande en nuLlite wieder- 
gegeben. 

In Art. 50, 52 and 58 sollte überall an Stelle von nicMifj un- 
gültig und von NichtigkeUsklsLge Ungiätigkeitskhge gesetzt und iu 
Art. 84. und 56. neben der Nichtigkeitsklage auch die üngültigktits- 
klage erwähnt werden. 

Art. 54. handelt von der sog. Putativehe. Eine solche ifit <hiiin 
vorhanden , wenn sie abgeschlossen wurde trotz einea üntge^^i^n- 
stehenden, öffentlichen, trennenden Ehehindernisses, von dem die Ehe- 
gatten, oder einer von ihnen keine Eenntniss hatte. Eine solche Ehe 
ist eine nichtige. Für den gutgläubigen Ehegatten sollen id dieBeiu 
Falle die bürgerlichen Folgen einer gültigen Ehe eintreten, Dit^ser 
Ausdruck ist viel zu unbestimmt und es sollten diese Folgen genau 
angegeben werden. Da die Ehe nichtig erklärt wird, so ist sie -m 
behandeln wie wenn sie niemals abgeschlossen worden wäre. Von 
einer Beibehaltung des Staatsbürgerrechtes durch die Ehefruu kunn 
keine Rede sein, ebensowenig können Stief- und Schwiegerverbirnhm^'en 
bestehen bleiben. Die Ehegattin würde vielleicht, wenn ^lie Ciher 
den Irrthum aufgeklärt gewesen wäre, die Ehe gar nicht eingegangen 
sein, und nun nachdem sie nichtig erklärt ist, liegt es vielleicht ^an/ 
ausserhalb ihrer Wünsche, die Wirkungen einer gültigen Ehe über 
sich ergehen zu lassen. Sie will den angeheiratheten Namen nicht, 
sondern freut sich, ihren früheren wieder annehmen zu dürt^n, und 
es ist nicht einzusehen, wesshalb man ihr Folgen aufzwangen will, 
die ihr zuwider sind. Es kann sich daher nicht um einen Zwang 
handeln, sondern es muss dem schuldlosen Ehegatten die Wahl ge- 
lassen werden, ob er diese Folgen will oder nicht, und sodann kön- 
nen sie sich nur auf die vermögensrechtUehen Verhältnisse bezielien. 
Für den unschuldigen Ehegatten sollen nach seiner Wald die Fol- 
gen, welche eine Scheidung nach sich zieht, eintreten oder restitutio 
in integrum. Der Artikel sollte durchaus umgearbeitet werdeti. 

Hiemit sind wir am Schlüsse unseres Gutachtens angekngt ui^d 
wir können die Hauptresultate in folgende Sätze zusammenfassen : 
[die schon oben S. 354 f. in unserem Archiv mitgetheilt wnrden]. 
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XXXVI. 
Schreiben der zu Fulda versammelten preuss. BischOfe an dm 
h. Vater') Ober den neuen italienischen Strafgesetz-Entwurf. 

Heiliger Vater! 

Unter freudigster Theilnahme der Gl&abigen hast Da in die- 
sem Jahre die Feier Deines fanfzigjährigen Priesterjubiläams be- 
gangen. Von allen Gegenden eilten Deine Kinder herbei, am laat 
nnd feierlich Zeugniss abzulegen von ihrer aufrichtigen Liebe za 
ihrem gütigen Vater , von ihrem treuen Gehorsam gegen den ober- 
sten Lenker der Kirche, von ihrer Verehrung für den Apostolischea 
Stuhl, den Du als Oberhaupt des katholischen Erdkreises gegenwär- 
tig inne hast. Aber bald sollte in den wunderbaren Freudenjobel 
und in die frommen Segenswünsche der Gläubigen tiefste Trauer und 
Besorgniss sich mischen. Die Kunde von den durch die italienische 
Regierung vorbereiteten Gesetzen musste alle Gemüther mit bitterem 
Schmerz erfüllen. Das gegen Dich und Deine Autorität geplante 
Unrecht wurde für sie Gegenstand grössten Kummers, Deine Be- 
drängniss Ursache schmerzlichster Befürchtungen. Wie wir also 
beim Beginn dieses Jahres mit unseren Glückwünschen vor Deinem 
Throne erschienen, so können wir auch, Heiliger Vater, jetzt nicht 
die grosse Besorgniss unterdrücken, die uns ob der neuen Gefahren 
erfüllt, welche unerwartet Dich bedrohen. 

Nicht zufrieden damit, dem heiligen Stuhl das Patrimoniom 
Fetri entrissen zu haben, haben seine Bedränger nach und nach die 
wenigen ihm noch belassenen, feierlich gewährleisteten Rechte ge- 
schmälert. Ein Jeder glaubte schliesslich, gegen den Stellvertreter 
Christi sich Alles erlauben zu dürfen. Und jetzt haben die Feiode 
der Kirche unerhörte Massregeln ersonnen, welche auf die vollstfto- 
dige Vernichtung der kirchlichen Freiheit abzielen. Denn der der 
italienischen Kammer unlängst zur Berathung unterbreitete Entwurf 
des neuen Strafgesetzbuches enthält Bestimmungen, die der Freiheit 
der Kirche und den Rechten des Apostolischen Stuhles darchaas 
widersprechen. Desshalb fühlen wir , die wir durch das Band der 
Liebe und durch unser heiliges Amt mit Dir aufs innigste vereinigt 
sind, uns verpflichtet, über das Dir und uns zugefügte Unrecht laut 
Klage zu erheben. 

1) Gleichzeitig richteten die Bischöfe auch eine Adresse an den Kaiser 
und König Wilhelm IL 
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Wir sagen: über das Dir zugefagte unrecht; denn »durch 
jene Gesetz-Entwürfe werden ,€ wie Du, Heiliger Vater, klar aus- 
einandergesetzt hast, »unmittelbar der italienische Klerus, mittelbar 
aber die Rechte des Apostolischen Stuhles getrofibn. Unter dem 
Vorwand , Verbrechen zu verhindern , die hauptsächlich von der 
Macht des Klerus drohen sollen, werden die Priester mit den 
schwersten Strafen belegt, wenn sie einer Handlung oder eines Ra- 
thes gegen die Gesetze oder die bürgerlichen Einrichtungen oder die 
Acte der Staatsgewalt , ja sogar gegen den häuslichen Frieden oder 
gegen irgend ein Familien-Interesse überfuhrt werden ^).c Dazu 
werden, was .sonst dem Geiste der Gesetzgebung vor allem fremd 
ist, die empfindlichsten Geld- und Gefängniss-Strafen festgesetzt, 
ohne dass die strafbaren Vergehen klar bestimmt und genau um- 
schrieben werden; »vielmehr wendet man die unbestimmtesten und 
dehnbarsten Ausdrücke an, so dass der willkürlichen Auslegung Thür 
und Thor offen steht >).< 

Der Zweck jener Gesetzesvorlage aber kann selbst dem ober- 
flächlichen Beobacher italienischer Verhältnisse nicht zweifelhaft 
sein. »Zuerst soll die Vertheidigung der Rechte des Apostolischen 
Stuhles und der Päpste durch die Furcht vor Strafen unmöglich ge- 
macht')« und die Forderung auf Wiederherstellung derselben durch 
erzwungenes Schweigen unterdrückt werden. Es ist eine in christ- 
lichen Staaten in der That unerhörte Verkehrung des Rechtes, dass 
man unter der Maske falscher Wissenschaft das Gift des Unglaubens 
ungestraft verbreiten, die Kirche, ihre Diener und ihre heiligsten 
Einrichtungen anklagen und verurtheilen darf; dass man unter dem 
Verwände der Freiheit und Vaterlandsliebe offenes Unrecht und die 
Verletzung geheiligter Rechte vertheidigen, den Stellvertreter Christi 
auf Erden lästern und verspotten darf. Dagegen soll es nicht ge- 
stattet sein, gegenüber der angeblich zum Schutze des Staates be- 
gangenen Ungerechtigkeit und der der Kirche drohenden Knecht- 
schaft die Glaubenssätze der Kirche zu verkünden , die unversehrte 
Heiligkeit und Unauflöslichkeit der christlichen Ehe zu schützen, die 
Lügen der Verleumder zurückzuweisen und die unverletzbaren Rechte 
des Papstes zurückzufordern. Das Unrecht erfreut sich unbeschränk- 
ter Freiheit, die gerechte Vertheidigung tfird mit strengen Strafen 
geahndet 

Heiliger Vater! Auch über das um zugefügte Unrecht müs- 

1) VgL die AllocatioD im ConsiBtoriom vom 1. Juni 1888. — 2) Ebend. 
— 8) Ebend. 
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sen wir klagen. Dir wurde ja von Gott das Amt anvertraut, die 
Heerde Christi zu weiden und zu führen; Deiner Obhut hat der Herr 
die L&mmer wie die Schafe überleben. Wie werden wir aber Dei- 
ner Stimme mit Sicherheit gehorchen, wie Deinen Vorschriften ohne 
Fehl nachkommen, wenn Dein Wort, kaum gesprochen, durch unge- 
rechtfertigte Gesetze sofort erstickt wird , wenn Du von allen 
Seiten verhindert bist, die Lehren Christi in voller Freiheit zu er- 
klären und Deiner Heerde in den Tagen dringender Gefahr s(^leich 
mit heilsamen Kathschlägen zu Hilfe zu kommen? Denn nicht etwa 
nur zum Vortheil des Oberhirten der Kirche, sondern zum Heil der 
gangen Christenheit hat die göttliche Vorsehung in ihrer Weisheit 
es gefugt , dass die Päpste eine zeitliche Herrschaft erlangten , am 
durch keine weltliche Macht gehindert zu sein, zur Befestigung und 
Ausbreitung des Beiches Gottes Gesetze und Vorschriften zu geben. 
Heiliger Vater! Mit freudigem Herzen stimmen wir den Wor- 
ten bei, welche Du über die Rechte und Pflichten des italienischen 
Klerus in dieser gefahrvollen Lage gesprochen hast. Durch die Er- 
eignisse in unserm Vaterlande gerade in letzter Zeit belehrt, beken- 
nen Alle laut, dass derartige Versuche fehlschlagen, and der seinem 
Amte treu ergebene Klerus weder durch planmässige Anwendung 
von Gewaltmassregeln, noch durch unbestimmte Drohungen von dem 
rechten Wege christlicher Pflichterfüllung abzubringen seL Auch 
schmeichle sich Niemand mit der Hoffnung , dass die Kirche dorch 
Anwendung von Gewalt oder Strafen je dazu sich bestimmen lasse, 
dem Zeitgeiste zu huldigen und sich der sogenannten modernen 
Staatsklugheit zu fügen und anzubequemen. »Gewiss ist die An- 
wendung jener Grundsätze nicht unstatthaft,€ wie Du in Deiner En- 
cyklika über die menschliche Freiheit so schön bemerkt hast, »wenn 
es um Bücksichten der Billigkeit sich handelt, welche mit der 
Wahrheit und Gerechtigkeit im Einklang stehen. . . Allein anders 
verhält es sich mit den Thatsachen und Lehren, welche durch Ent- 
artung der Sitten und falsche Grundsätze wider alles Recht einge- 
führt sind. Es gibt keine Zeit, welche Religion, Recht und Gerech- 
tigkeit mehr nöthig hätte, und da Gott diese höchsten und heilig- 
sten Güter der Obhut der Kirche anvertraut hat, so gibt es keine 
unbilligere Forderung als die, die Kirche solle, was der Wahrheit 
und Gerechtigkeit zuwider ist, mit bewusster Selbsttäuschung sich 
gefallen lassen oder da ein Auge zudrücken, wo die Litaressen der 
Religion geschädigt werden^).« 



1) VgL die Bncsyklika »Ueber die mensohliche Freiheitc 
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Von keiner Drohung eingeschüchtert, von keiner Verfolgung 
gebeugt, blieb die Kirche, die ja »bestimmt ist, unrecht zu leiden, 
nicht zuzufügen ^),< in den bedrängtesten Zeiten ihrer Pflicht immer 
treu, die ächte Freiheit zu schützen und die Wahrheit des Evange- 
liums zu verbreiten. Darum hat sie durch Gottes besondern Schutz 
alle Anschläge ihrer Feinde zu nichte gemacht. Ist es ihr ja nach 
dem Worte des heil. Hilarius eigen, dass »sie gerade dann siegt, 
wenn man sie verwundet, dann verstanden wird , wenn man sie des 
unrechtes zeiht, dann Fortschritte macht, wenn sie im Stiche gelas- 
sen wird*).« 

Wenn wir auch, Heiliger Vater, über den Ausgang dieser Ge- 
fahr vollkommen beruhigt sind, so werden wir doch nicht unterlas- 
sen, zu den unbesiegbaren Waffen der Kirche unsere Zuflacht zu 
nehmen , nämlich zum Gebete der Gläubigen , welches unbeugsame 
Stand haftigkeit im Kampfe und unfehlbare Gewissheit des Sieges 
erlangt. Wir vertrauen, Heiliger Vater, dass Gott durch unser 
Flehen bewogen. Seinen Engel vom Himmel senden wird, der Dich 
beschütze und allen Gefahren entreisse, wie Er einst den Fürsten der 
Apostel aus Ketten and Banden befreit hat. 

Zu Deinen Füssen, Heiliger Vater, erflehen wir für uns und 
die uns anvertrauten Heerden den Apostolischen Segen und verhar- 
ren Deiner Heiligkeit ergebenste und gehorsamste 
Fulda, den 29. August 1888. 

t Fhüippus, Erzbischof von Köln. 

f Johann Christian^ Erzbischof von Freiburg. 

t Julius, Erzbischof von Gnesen-Posen. 

t Grearg, Fürstbischof von Breslau. 

t Johann Bemard, Bischof von Münster, zugleich für 

t Frone Caspar, Bischof von Paderborn. 

t Wühdm, Bischof von Hildesheim. 

t Michael Felix, Bischof von Trier. 
. t Bemard, Bischof von Osnabrück. 

t Aafidreas, Bischof von Ermland. 

t Karl, Bischof von Limburg. 

t Leo, Bischof von Culm. 

t Joseph, Bischof von Fulda. 

1) Vgl. die EDcyklika »üeber die menschliche Freiheit.« — 2) 8. HUa- 
riuB, de Trinit. 7. c 4. 
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XXXVli. 
EntschMdtingen des bayerischen Verwftltungsgerichtshofes^) 
und des preussischeh Kammergerichts*) 

betr. die religiöse Er^riehung der Kinder. 

1, Entsch. des bayerischen FerwaUungsgerichishafes^ IL Sen.^ 
wHn 29. September 1887, betr. die religiöse Erziehang der Töchter 
des vecstorbeneo Oafetiers Heinrich Massbeck in Augsburg, in der 
Sammlung der Entscheidungen des k. bayer. Verwaltungsgeridits- 
hofes, Bd. 9, Nr. 87, 8. 208—214. Die üeberschrift der RedactioD 
jener Sammlung lautet: »Die Theilnahme protestantischer Mfidchen 
am weltlichen Unterrichte in einer von einem katholischen Orden 
geleiteten, auch von Kindern anderen Glaubens besuchten höheren 
Töchterschule ist an und für sich keine Verletzung der den Eltern 
in Bezug auf die religiöse Erziehung ihrer Kinder obliegenden Ver- 
pflichtung.« Diese Entscheidung betraf einen Fall, in welchem 
die beiden Töchter eines protestantischen Vaters und einer katho- 
lischen Mutter »auf Orund vertragsroftssiger Vereinbarungc prote- 
stantisch erzogen werden mussten. 

2. Entsch. ^ bayerischen Verwqttt^ngsgerichfshofes^ IL Sen.^ 
vom 29. October 1886^ betr. die religiöse ^zi^jiiiipg 4er B. H. von 
B., in der Samralun|f der Entscheidupgen de^ ):, bajerischen Ver- 
waltung9gericht9hofe3 , Bd. 8, Nr. 34, S. 151—154. Die Üeber- 
schrift der Redaction lautet: 

»Nach den Bestimmungen d^s preussiscben I^aodrechtes ist bei 
Ehescheidungen auch d^r an der Scbeidang schuldige Ehegatte von 
der Erziehung der Kinder oiqbt unbedingt ^osgißsohlossen. Ein 
rechtsgfiltiges Uebereinkommen binsichtlfch der religiösen Kinder- 
erziehung kann nicht durch eiaseftige Willenserklärung, sondern nur 
durch eine neuerliche, die für ßhevertr&ge n^ch dam einschlägigen 
Givilrechte vorgeschriebene Forpien beobact^tei^de Ver^nbarung ab- 
geändert werden, c (Es handelte sich in dem betreffenden Falle am 



1) Vgl. fr&here Entscheidiuigen des bayer. VerwaltongsgAiiehtshofes 
im Archiv Bd. 55, S. 475, Bd. 57, 8. 968 ff. und Bd. 60, S. 158 ff. 

2) FQr Preussen vgl. Archiv Bd. 59, 8. 175--180, Bd. 58, 8. 292 £, 
Bd. 51. 8. 171 ff: 
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die Frage, ob ein Vertrag über die religiöse Erziehung der Kiuder 
dadurch aufgehoben sei, dass die Ehe geschieden, und der Ebern auu 
fBr den schuldigen Theil erklärt war). 

3, Beschlüsse des Kammergerichts vom 2. Januar 
und 6. Februar 1888. 

Das Kammergericht hat bekanntlich (zufolge irriger luslegatig 
von §. 78. II 2 A. L. R.) die harte Regel aufgeetellf, dass eine VVittwe 
verpflichtet sei, ihre Kinder im Religionsbekenntnisse des verstorbeneu 
Vaters selbst dann zu erziehen, wenn der Vater bei seinen Lebzeiten 
die Erziehung im Religionsbekenntnisse der Mutter zugelasBen oder 
sogar gewünscht hatte. Es meint, von einer Einigkeit der Eltern 
könne »ach dem Tode des Vaters nicht die Rede sein, wäbreud an- 
dere Ausleger des Gesetzes (ebenso irrig) bemerken, nach dem Tode 
des Mannes könnten die Eltern nicht mehr uneins werden. In wei- 
terer Verfolgung jenes Gedankens fand das Kammergericht in §. 82. 
II 2 A. L. R. anftnglich eine Ausnahmebestimmung, die stn^ug nach 
ihrem Wortlaute zu erklären und darauf zu beschränken sei. Ks ent- 
schied (z. B. durch Beschlnss vom 21. Mai 1883, Johaw, ßd. 4. 
Nr. 35. S. 78), die älteren Kinder, die bereits wenigstens ein volles 
Jahr lang bis zum Tode des Vaters mit dessen Zustimmung' im Re- 
ligionsbekenntnisse der Mutter unterrichtet waren, müssten im näm- 
lichen Religionsbekenntnisse auch weiter erzogen werden; dagegen die 
jüngeren Kinder, bei denen die Voraussetzungen ?on §. 82. nocli nicbt 
zutreffen konnten, müssten der Religion des Vaters folgen. Diese 
Entscheidung führte zu den üebelständen, die der Gesetzgeber durch 
die Declaration vom 21. November 1803 verhüten wollte. Das 
Kammergericht hat denn auch in neuerer Zeit wieder! mit den 
Grundsatz ausgesprochen, dass, wenn wenigstens ein Kind darefi da^ 
ganze letzte Jahr vor dem Tode des Vaters in dem Glauliensbe- 
kenntnisse der Mutter unterrichtet worden ist, dann auch die mide- 
ren^ damals noch nicht schulpflichtigen Kinder nach dem Tode des 
Vaters in der Religion der Mntter zu unterrichten sind. In diesen) 
Sinne ergingen Beschlüsse vom 16. October 1885 und 10. Oc tober 
1887 {Archiv, Bd. 59. S. 176). Darin wurde mit Elecht auf die in 
der Declaration vom 21. November 1803 ausgedrückte Absiebt dea 
Gesetzgebers hingewiesen, die dazu führte, dem §. 82. eine über den 
Wortlaut hinausgehende weitere Anwendung zu geben. Im Einklänge 
hiermit wurde zugleich auf den Willen des verstorbenen Vaters eEit- 
scheidendes Gewicht gelegt. Würde dieser richtige Gedanke weiter 
verfolgt, 80 mfisste das Kammergericht den Grundsatz fallen ks^ea, 

ArehiT l&r Kirehenreoht. LX. 2g 
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dass der Wille des Vaters mit seinem Tode bedeatangslos werde, und 
dass deshalb nach seinem Tode die Kinder regelmässig nicht mehr 
in der Religion der Mutter erzogen werden dürften. Zu dieser Bdck- 
kehr scheint das Eammergericht noch nicht entschlossen zu sein. So 
mag sich die auffallende Erscheinung einigermassen erklären, dass an 
einem und demselben Tage, in zwei ganz gleichartigen fiechtsfilllen, 
nur die Entscheidungen selbst miteinander übereinstinunten, dagegen 
die Entscheidungsgründe sich widersprachen. An dem nämlichen 
10. October 1887, worin die vorerwähnte Entscheidung erging, wurde 
nämlich in einer zweiten Entscheidung nicht auf den Willen des ver- 
storbenen Vaters, sondern auf das Interesse der Kinder entscheiden- 
des Gewicht gelegt. {Archiv, Bd. 59. S. 176—180). In Johow's 
Jahrbuch für Entscheidungen des Kammergerichts, Bd. .VII (1887, 
1888), Seite 40—43 ist eine Entscheidung vom 2. Januar 1888 ab- 
gedruckt, deren Inhalt die Bedaction des Jahrbuchs durch folgenden 
Satz ausdrückt: »Die Vorschrift in der Declaration vom 21. No- 
vember 1803, dass eheliche Kinder jedesmal in der BeligioQ des 
Vaters unterrichtet werden sollen, kann dann nicht Platz greifen, 
wenn durch ihre Anwendung Zustände geschaffen würden, denen 
durch Erlass der Declaration gerade vorgebeugt werden sollte.c Da- 
mit stimmt eine Entscheidung des Kammergerichts vom 6. Februar 
1888 überein, über welche ein Correspondent aus Potsdam in der 
Qermania 1888 Nr. 183 II. Bl. ausführlich Bericht erstattet hat. 
In beiden Sachen lautet die Begründung im Wesentlichen ebenso wie 
in derjenigen vom 10. Oct. 1887 (s. Archiv, Bd. 59. S. 176—180). 
Durch die Begründung dieser neuesten Entscheidungen ist der höchst 
l)edenkliche Grundsatz einer discretionären Gewalt des Vormundschafts- 
gerichtes in die Rechtsprechung über die religiöse Erziehung der Kin- 
der eingeführt worden. 

Die Entscheidung des Kammergerichts vom 2. Januar 1888 ist 
folgendermassen begründet : 

Durch das Institut der Vormundschaft und Pflegschaft verfolgt 
der Staat den Zweck, das Wohl der Mündel zu fördern. Zur Wahr- 
nehmung der Rechte der Mündel beruft er Vormünder und Pfleger. 
Diese letzteren, sowie die Eltern der Mündel, sofern ihnen nach Bio- 
leitung der Vormundschaft bezüglich der Mündel noch Verm^^geas- 
und Erziehungsrechte zustehen , sind daher in vormundschalUii^n 
Angelegenheiten zur Anbringung von Anträgen und Beschwerden be- 
rechtigt. 

Dritten Personen und Behörden steht diese Befogniss nach 
dem Zweck, welchen das Vormundschaftswesen verfolgt, nur iasoiraifc 
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za, als sie Interessen des Mündels allein oder gleichzeitig mit ihren 
eigenen Interessen wahrnehmen. Dies gilt insbesondere auch dann, 
wenn es sich am die religiöse Erziehung der Mündel handelt. Denn 
mit Einführung der Vormundschaft übernimmt der Staat nicht blos 
die Sorge für das Vermögen, sondern auch für die Person und na- 
mentlich auch für das moralische Wohl der Mündel, auf welches die 
religiöse Unterweisung der Mündel und die übrigen religiösen Ver- 
hältnisse, unter denen ihre Erziehung vor sich geht, wesentlichen 
Einfluss üben. (§§. 1, 2, 232 A. L. R. IL 18. §. 27 der Vorm.-0.) 
Die k. Begierungen, welche ressortmässig berufen worden , die 
kirchlichen und Schulangelegenheiten innerhalb ihres Bezirks wahr- 
zunehmen, sind hierdurch auch berechtigt und legitimirt, Massregeln 
zu treffen und Anträge zu stellen , welche auf die Herbeiführung 
einer den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden religiösen Er- 
ziehung der Kinder gerichtet sind. Die hieraus für die Begierungen 
entspringenden Befugnisse erfahren aber nach dem oben Gesagten, 
soweit es sich um die religiöse Erziehung von Mündeln handelt, 
eine nothwendige Einschränkung dahin, dass die Begierungen bei 
dem Vormundschaftsgericht Anträge auf Erziehung von Mündeln in 
einer bestimmten Beligion oder Beschwerden nach dieser Bichtung 
nur insoweit anzubringen berechtigt erscheinen, als sie durch ihre 
Anträge das Interesse der Mündel wahrzunehmen beabsichtigen. 
Diese Voraussetzung für die Zulässigkeit des Bechtsmittels war aus 
der von der k. Begierung in M. erhobenen Beschwerde nicht zu ent- 
nehmen. Sie wendet sich gegen den Beschluss des Vormundschafts- 
gerichts, durch welchen die Unterrichtung des Mündels Max H. in 
der katholischen Beligion angeordnet worden, und wird lediglich auf 
den Hinweis gestützt, dass nach der Vorschrift in der Declaration 
vom 21. November 1803 der Mündel in der evangelischen Beligion 
erzogen werden müsse, weil der Vater des Mündels der evangelischen 
Confession angehört und der Mündel vor dem Tode des Vaters nicht 
durch ein volles Jahr , sondern nur durch ungeßlhr sechs Wochen 
die katholische Schule besucht habe. Erwägungen dafür, ob durch 
einen Wechsel in der bisherigen religiösen Unterweisung des Mün- 
dels das Wohl desselben in Frage gestellt und gefährdet werden 
könne, sind von der königlichen Begierung weder selbst angestellt, 
noch bei dem Vormundschafts-Bichter angeregt worden, obwohl die 
Erörterung dieser Gesichtspunkte gerade durch die Gestaltung des 
vorliegenden Falles nahe gelegt und geboten war. Denn die Mutter 
und die drei ältesten Geschwister des Mündels gehören der katho- 
lischen Beligion an ; eine ältere, noch die Schule besuchende Schwe- 

28* 
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ster des Mündels wird in der katholischen Religion unterrichtet, wie 
es dem durch Jahre kundgegebenen und bethätigten Willen des Va- 
ters entspricht, welchem §. 82 A. L.-B. II, 2 auch fernere Geltung 
sicliert. Die Declaration will aber nach der ausdrücklichen Darle- 
gung ihrer Motive verhindern, dass die Beligionsunterschiede in den 
Familien verewigt und dadurch Spaltungen erzeugt würden, durch 
welche nicht selten die Einigkeit unter den Familienmitgliedern zum 
grossen Nachtheil derselben untergraben werde. Die Vorschrift der 
Declaration kann nach der darin kundgegebenen Absicht des Ge- 
setzes daher nicht in solchen Fällen platzgreifen , in welchen bei 
ihrer Anwendung Zustände geschaffen würden, welchen der Gesetz- 
geber zum Heil der Familienglieder und damit auch zum Wohl der 
Mündel durch Erlass der Declaration gerade vorbeugen wollte. 

Würde nach dem Antrage der königl. Begierung der Mündel 
M. H. auf Grund der Declaration in der evangelischen Religion er- 
zogen, so würde damit der Religionsunterschied in die Familie, wel- 
cher er angehört, eingeführt und zu seinem Nachtheil der Eintritt 
der in der Declaration aufgeführten Folgen nahe gerückt werden. 
£s würdä die Befürchtung entstehen , dass die religiöse Auffassung 
des Mündels, welche sich bei ihm aus der Unterrichtung in der evan- 
gelischen Religion gebildet , in dem Verkehr mit den einer anderen 
Gonfession angehörigen Familiengliedern in Zweifel gezogen, be- 
kämpft und angegriffen, und dadurch dem Kinde überhaupt jeder 
feste religiöse Halt geraubt, oder dass der Mündel^ wenn er die aus 
der Brtheilung des Religionsunterrichts gewonnenen Lehren festhält, 
dieserhalb im Familienkreise angefeindet und zurückgesetzt und 
durch alles dies in seinem religiösen oder materiellen Wohl ernst- 
lich gefährdet würde. 

Diese naheliegenden Gesichtspunkte und Verhältnisse sind in 
der Beschwerde der k. Regierung nicht in Betracht gezogen, viel- 
)uehr ist die Dnterrichtung des Mündels M. H. in der evangelischen 
Religion ohne Bücksicht auf dessen eventuelles Wohl ^ lediglich auf 
Grund des dispositiven Wortlauts der Declaration ohne Beachtung 
ihres weiteren Inhalts in Antrag gebracht worden. 

Hiernach musste das Landgericht die Beschwerde der k. Be- 
gierung in M. , welche nicht erkennen lässt , dass sie im Interesse 
des Mündels M. H. erhoben worden, als utmdässig Murückwei9en. 
Da dies nicht geschehen^ so war in dieser Instanz hierauf die Ent- 
scheidung zu richten. 
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Au$ der Rechtsprechung des preussischen Kammergerichts. 

Hitgetheilt von Oberlandesgerichtsiath Dr. Karl Schmidt %^ Cohoar i, E. 

A. Entscheidungen in Strafsachen. 

Aus dem Jahrbache der Emtscheidungen des Kammergerichts 
in Sachen der nichistreitigen QericJitsbarkeit und in Strafsachen^ 
wovon bisher sieben Bände bis zum Jahre 1888 erschienen sind, 
worden die Entscheidungen über die Strafbarkeit von GeiBtlichan für 
Vornahme geistlicher Amtshandlungen und über die Strafbarkeit des 
Gebrauchs kirchlicher Straf- und Zuchtmittel in Bd. 56. und Bd. 57. 
dieses Archivs mitgetheilt ^). Sonst enthält das Jahrbuch nur wenige 
Urtheile in Strafsachen, die für die Leser dieses Archivs Interesse 
haben mögen. Der Inhalt derselben soll hier übersichtlich zusam- 
mengestellt werden^). Zuvor wird eine Bemerkung über die Zustän- 
digkeit des Kammergerichts in Strafsachen für manche Leaer nicht 
überflüssig sein. Das Eammergericht entscheidet in Strafsachen (nach 
§. 50. des Gesetzes vom 24. April 1878) über Revisionen gegen Ur- 
theile aller preussischen Landgerichte, falls die Bevisioti aiisschUess- 
lieh anf Verletzung einer in preussischen Landesgesetzen enthaltenen 
Rechtsnorm gestützt wird ; ausserdem über Revisionen gegen die in 
der Berufungsinstanz von irgend einem preussischen Landgerichte er- 
lassenen urtheile, falls eine nach preussischen Landesgesetzen straf- 
bare Handlung den Gegenstand der Untersuchung bildete , sowie 
unter der nämlichen Voraussetwng über Beschiverden gegen Be- 
schlüsse der Landgerichte; endlich (nach §. 123, des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes) über Revisionen gegen sonstige Urtheile und über 
Beschwerden gegen sonstige Beschlüsse von Landgerichten aus dem 
engeren Bezirke des Eammergerichts. Ist die Zuständigkeit des 
Kammergerichts begründet, weil »eine nach Landesrecht strafbare 
Handlung den Gegenstand der Untersuchung bildet, c z. B. die un- 

1) Bd. 56. S. 427, 430, 481 (wo in Note 3 noch ein Urtheil Tom 20. Oc- 
tober 1881, Jahrb. Bd. 8. S. 331, nachzutragen ist), S. 432, AM, 438, 448, und 
Bd. 57. S. 160. 

2) In dieser Zusammenstellung sind die Entscheidungen über die Stel- 
lung der Juden (vergl. Jahrb. Bd. 6. S. 307, 310) weggelassen , und die üut- 
scbeidnngen über den Sehulswang nur insoweit berftokaichtigti ab ate den Re- 
ligionsunterricht betreffen. 
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gesetzliche Vornahme geistlicher Amtshandlangen , so kann die Be- 
vision auch aaf Verletzung reichsrechtlicher Normen , z. B. von Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuches, gestutzt werden ^). 

1. Sonntag sstörv/ng, (Vgl. auch Archiv, Bd. 60. S. 310.) 

a) Ein Dienstherr im Fürstenthum WoAdeck wurde aus §. 366. 
Nr. 1 und §. 48. des Strafgesetzbuches verurtheilt, mit der Fest- 
stellung, dass er am Charfreiiage^ den 11. April 1884, unter Miss* 
brauch seiner dienstherrlichen Gewalt , seinen Dienstknecht Torsfttz- 
lieh veranlasst und bestimmt habe, ein ihm gehöriges Grundstück 
in der Egger Gemarkung zu ackern, mithin ein landwirihsehaflliches 
Geschäft vorzunehmen, wodurch die Feier des Charfreitags, eines all- 
gemeinen Feiertages, gestört wurde. Seine Revision wurde zurflck- 
gewiesen. Nach §. 307. Nr. 8 des Strafgesetzbuches für das Fürsten- 
thum Waldeck vom 15. Mai 1855 wird mit Strafe bedroht, »wer 
die Feier der Sonn- und Festtage durch Öffentliche oder geräusch- 
volle Handthierungen, landwirthschaftliche Geschäfte etc., dringende 
Fälle abgerechnet, stOrt.c Zur Anwendung dieser Strafbestimmung 
genügt es, wenn die Handlung ihrer Art und Beschaffenheit nach 
geeignet ist, die Feier der Sonn- und Festtage zu stOren. In 
dieser Hinsicht hat das Gesetz die landwirthschaftlichen Geschäfte 
den Öffentlichen und geräuschvollen Handthierungen gleichgestellt. 
Zu den allgemeinen Feiertagen gehört im Fürstenthum Waldeck der 
Charfreitag, wie aus §. 21. der Waldeck^schen Einführungsgesetze 
zum Handelsgesetzbuche hervorgeht. Eine Straflosigkeit der An- 
stiftung kann aus dem Waldeck*schen Strafgesetzbucbe nicht herge- 
leitet werden, da die allgemeinen Bestimmungen desselben durch die 
allgemeinen Grundsätze des deutschen Strafgesetzbuches ersetzt sind <). 

b) Eine Verordnung für die Herzogthümer Schleswig und Hol- 
stein^ über die Feier der Sonn- und Festtage, vom 10. März 1840, 
§. 10, verbietet an Sonn- und Festtagen »während der Zeit des Crot- 
tesdienstes alles Kaufen und Verkaufen in den Läden der Eauflente.« 
Auf Grund dieser Bestimmung, in Verbindung mit §. 366. Nr. 1 
Str.-G.-B. , wurde der Kaufmann M. in der Berufungsinstanz durch 
das Landgericht zu Altena verurtheilt, weil er zu Altena eines Sonn- 
tags ^nach'dem Einläuten des Gottesdienstes noch Waaren in seinem 
Yerkaufsladen verkauft hatte. c Auf Revision des Angeklagten er- 
folgte seine Freisprechung. Nach den angeführten Gesetzesbestim- 
mungen war seine Verurtheilung nicht gerechtfertigt , weil er nicht 

1) ürth. V. 20. Janoar 1881, Jahrb. Bd. 2, Nr. 107, S. 197, 198. 

2) ürth. T. 13. April 1885 Jahrb. ßd. 5, Nr. 180, S. 353. 
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während des Oottesdienstes , sondern nur nach dem Einlftatea des 
Gottesdienstes verkauft hatte. »Das Läuten ist eine Mahnung an 
die Gläubigen, sich zum Gottesdienste in der Kirche einzufinden, 
ein Ruf zum Gottesdienst, nicht der Gottesdienst selbst ^).c 

c) In Ausffihrang der Ä. Gab.-Ordre vom 7. Februar 1887 und 
auf Grund des Gesetzes vom 11. März 1850 erliess die Egl Re- 
irierung zu Köln am 3. Januar 1854 eine Polizeiverordnung. Darin 
verbot sie an Öffentlichen Orten das Kegelschieiben und andere ge- 
räuschvolle Vergnügungen während der Stunden des Hauptgottes- 
dienstes an Sonn- und Festtagen. Zugleich beauftragte sie die Orts- 
polizeibehörden, nach Rücksprache mit den Eirchenbehörden die Zeit 
zu bestimmen, wann an den einzelnen Orten der Hauptgottesdienst 
regelmässig stattfinde. Dies geschah für Bonn durch Ortspolizei- 
verordnung vom 11. Januar 1854, worin nach Rücksprache mit den 
Pfarrern die Zeit des Nachmittags-Hauptgottesdienstes für die Stadt 
Bonn auf die Zeit von 4 bis 6 Uhr festgesetzt wurde. Auf Grund 
dieser Bestimmungen wurde der Wirth B. zu Bonn in erster und 
/weiter Instanz verurtheilt, weil er zu Bonn an drei Sonntags-Nach- 
mittagen zwischen 4 und 6 Uhr in seinem Local, an einem Öffentlichen 
Orte, Kegelspiel geduldet hatte. In der Revision wurde behauptet, 
in der Zeit von 4 bis 6 Uhr Nachmittags finde ein Hauptgottes- 
dienst in Bonn überhaupt nicht statt. Das Eammergericht hat diese 
Rüge (ohne die Zulässigkeit derselben in Frage zu stellen) verwor- 
fen. »Die Polizeiverordnung bestimmt nicht etwa, dass die in den 
§§. 7. und 8. aufgeführten Handlungen nur verboten sein sollen, 
wenn gerade Gottesdienst stattfindet, sondern dass sie verboten sein 
sollen in der Zeit, in der gewöhnlich und regelmässig der- Haupt- 
gottesdienst der beiden christlichen Gonfessionen stattzufinden pflegt >).c 

d) Eine Polizeiverordnung des Oberpräsidenten der Provinz 
Sachsen vom 21. März 1879, über Sonntagsentheiligung, verbietet 
1. an Sonntagen Treibjagden abzuhalten, 2. irgend eine Jagd wäh- 
rend der OoUesdienststunden auszuüben. Aus diesen Bestimmungen 
hatte das Landgericht Stendal als Berufungsgericht eine Verur- 
theilung ausgesprochen, auf Grund der Feststellung, dass die Ange- 
klagten Sonntag den 23. Januar 1887 in der Feldmark von Elein-W. 
1. gemeinschaftlich eine Treibjagd abgehalten, 2. diese Jagd während 



1) Urth. V. 4. Febr. 1884, Jahrb. Bd. 4, Nr. 117, 8. 264—268. 

2) Urth. V. 29. Sept. 1887, Jahrb. Bd. 7, Nr. 116, S. 290. - FaUs in 
Bonn des Sonntags Nachmittags yon 4 bis 6 Uhr kein »Haupt^ottesdienst« 
mehr stattfindet, dürfte es sich empfehlen, die Verordnang vom 11. Jan. 1854 
\bznändern, da es aubillig ist, ohne Noth das Eegebpiel zu verbieten. (A. d. £.) 
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der Gottesdienststanden ausgeübt hätten. Zar Begröndang dieser 
letzteren Feststellnng, die zur Verschärfung der Strafe fChrte, war 
aasgef&hrt, die Treibjagd selbst habe zwar erst am 10 ühr Vormit- 
tags begonnen, and der Gottesdienst in Klein- W^. habe nar ?on 9 
bis gegen 10 ühr gedauert. Allein der Außruch mxt Jagd sei 
schon um 9 ühr geschehen. Jedenfalls seien die Theilnehmer der 
Treibjagd schon durch die Vorbereitung zu derselben von dem Got- 
tesdienste ferngehalten worden, was der Gesetzgeber habe verhindern 
wollen. Auf Revision der Angeklagten wurde das Bernfungsartheil 
und die Feststellung insoweit aufgehoben, als festgestellt war, dass 
die Jagd während der Gottesdienststunden ausgeübt worden sei. 
»Die Polizeiverordnung vom 21. März 1879 bezweckt nur, Anord- 
nungen gegen die Störung der Sonn- und Festtage zu treffen, nicht 
aber die Thdlnahme an der gottesdienstlichen Feier zu erzwingen. 
Sie verbietet zu diesem Zweck im §. 14. insbesondere die Abhaltung, 
d. h. die wirkliehe Ausübung von Hetz- und Treibjagden an Sonn- 
und Festtagen, im üebrigen aber die Ausübung der Jagd nur wäh- 
rend der Gottesdienststunden ^). Etwaige Vorbereitungen zu einer 
Hetz- und Treibjagd hat sie nicht in den Bereich ihrer Verbotsbe- 
stimmungen gezogen, und die Angeklagten würden unbedenklich von 
Strafe zu verschonen sein, wenn sie sich lediglich auf solche Vorbe- 
reitungshandlungen beschränkt hätten >).€ 

e) Der Oberpräsident der Provinz Sachsen hatte in einer Po- 
lizeiverordnung vom 18. December 1882, über Heilighaltung der 
Sonn- und Festtage, den öffentlichen Handelsverkekr an Soob- 
und Festtagen von 1 ühr Nachmittags ab unbedingt und aoe- 
nahmslos untersagt Daraus wurde der Handelsmann L. angeklagt 
Nach dem Ergebnisse der Beweisaufnahme hatte er Sonntag den 
21. Januar 1883 Nachmittags zwischen 8 und 4 ühr zu Magdeburg 
seinen Laden unverschlossen gehalten und darin einem Soldaten, der 
Lack kaufen wollte, solchen gerade verabreichen wollen, als er daran 
durch das Hinzutreten eines Schutzmannes verhindert wurde. Es 
wurde daraufhin festgestellt, dass L. zu Magdeburg zu der genannten 
Zeit öffentlichen Handelsverkehr getrieben habe, und er wurde auf 
Grund dieser Feststellung in der Berufungsinstanz durch das Land- 
gericht zu Magdeburg verurtheilt. Auf Revision des Angeklagten 
erfolgte seine Freisprechung. Das Kammergericht nahm an, die ge- 
nannte Polizeiverordnung sei insoweit ungültig, als sie jeden öffent- 

1) Vergl. ein Urth. des Eammergericbts vom Juli 1888 (Archiv, Bd. 60. 
S. 310). 

2) UrtL V. & No?. 1887, Jahrb. Bd. 7, Nr. 107, S. 272. 
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liehen Handelsyerkehr absolut und ausnahmslos verboten ntid das Zu- 
schliessen der Geschäftsräume geboten habe. Denn darin sei eiue 
unzulässige Beschränkung der persönlichen Freiheit zu finden. Liline 
solche köone aber durch die AUerh. Cab.-Ordre am 7. Februar 1837 
und durch §. 366. Art. 1. des Strafgesetzbuches nicht gerechtfertigt 
werden ^). 

2. Religiöse Versammlung, 

Zu Baulund in Schleswig^ Holstein hatten sich mehrere Per- 
sonen, die aus der evangelisch-lutherischen Kirche ausgetreten waren, 
zur SecCe der »Grundtvigianerc bekannt. Sie versammelten ^^ich im 
Hause des Hufhers P., der die Stellung eines Predigers einnahm. 
Derselbe wurde aus §§. 1, 2, 12 der Preuss. Verordnung vom 11. März 
1850 angeklagt, weil er solche Versammlungen am Oätersonntage 
13. April 1884, und am folgenden Sonntage geleitet hatte, ohne da- 
von Aneeige gemacht zu haben. In jeder der beiden Versammlungen 
hatte er eine Predigt gehalten. Das Instanzgericht erkannte auf 
Freisprechung mit der Erwägung, dass die Abhaltung eines Gottes- 
dienstes als eine Erörterung öffentlicher Angelegenheiten nicht an- 
zusehen sei. Auf Revision der Staatsanwaltschaft wurde dies Urtfaeil 
aufgehoben, und der Angeklagte aus §, 12. der Verordn. vom 11. März 
1850 verurtheilt. Das Eammergericht führte aus, das Halten einer 
Predigt müsse als eine Erörterung von öffentlichen Angelegenheiten 
im Sinne des §. 1. der Verordn. vom 11. März 1850 angesehen wer- 
den und sei daher der Anzeigepflicht unterworfen. Eine Ausnahme 
hiervon bestehe nur für die in §. 2. Absatz 3. bezeichnt^teu Fälle, 
nämlich far »kirchliche und religiöse Vereine und deren Versaiura- 
lungen, wenn diese Vereine Corporationsrechte haben *).« 

3. Rfligiöse Vorträge. 
Der Vereins- und Eeiseprediger , ehemalige Kaufmann W. zu 
Königsberg, hatte daselbst im Jahr 1883 im Auftrage Oer 
Berliner Tractatgesellschaft gegen Eintrittsgeld religiöse Vorträge 
gehalten. Er wurde angeklagt, weil er unterlassen hatte, ilcn 
Betrieb dieses »Gewerbesc bei der zuständigen Behörde zur Be- 
steuerung anzumelden. Das Schöffengericht zu Königsberg sprach 
ihn frei, und das Landgericht daselbst wies die Berufung der Staats- 
anwaltschaft zurück. Auch die Revision wurde verworfen. Das 
Kammergericht nahm an, Vorträge religiösen Inhalts, die gegen 
Entgelt gehalten werden, seien als »gewerbliche Leistungen« im 

1) Urth. V. 5. JuH 1883. Jahrb. Bd. 4, Nr. 116. S. 256-^264. 

2) Urth. T. 2. März 1885, Jahrb. Bd. 5, Nr. 109, S. 272-278. 
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Sinne von §§. 55. Nr. 4 der alten Gewerbeordnung (von 1869) nicht 
anzusehen. Ebensowenig könnten dieselben zu den känstleriscben 
Leistungen oder zu den Schaustellungen gerechnet werden ^). 

4, Leichenreden, 

a) Der alütUherische Pfarrer E. hatte am 5. Januar 1884 auf 
dem Todtenhofe zu Treisbach ohne Genehmigung des zuständigen 
Pfarrers eine Leichenrede gehalten und wurde deshalb angeklagt, 
auf Grund einer Polizeiverordnung der Kgl. Regierung zu Cassel 
vom 7. August 1878. Dieselbe verbietet »das Halten von Leichen- 
reden durch Laien auf den unter Aufsicht und Verwaltung der Kirche 
stehenden Todtenhöfen, ohne zuvor erhaltene Genehmigung des zu- 
ständigen Pfarrers.« Das SchöflFengericht erkannte auf Freisprechung, 
und das Landgericht wies die Berufung der Staatsanwaltschaft zu- 
rück. Auf Revision der Staatsanwaltschaft wurde das Berufungs- 
urtheil aufgehoben, und die Sache an das Berufungsgericht zurück- 
gewiesen. Das Berufungsgericht hatte angenommen, der Todtenhof 
zu Treisbach stehe nicht unter kirchlicher Aufsicht und Verwaltung, 
weil, er nicht Eigenthum der Kirchengemeinde sei. Diese Ansicht 
wurde für rechtsirrthümlich erklärt, da nach kurhessischem Rechte 
die Todtenhofe ohne Rücksicht auf das Eigenthurasrecht an densel- 
ben der Aufsicht und Verwaltung der geistlichen Behörde unterstellt 
seien. Ausserdem hatte das Berufungsgericht angenommen, der An- 
geklagte sei nicht als Laie, sondern als Geistlicher zu betrachten; 
denn er sei auf Grund der Generalconcession vom 23. Juli 1845 vom 
Vorstande der Altlutheraner, dem Oberkirchencollegium zu Breslau, 
ordinirt und zum Pfarramt der altlutherischen Gemeinde zu Corbach 
(im Pürstenthum Waldeck) vocirt worden. Auch hierin fand das 
Kammergericht einen Rechtsirrthnm. Es nahm an, die rechtmässige 
Ordination und Vocation zur Gemeinde Gorbach sei nicht ausreichend, 
»um den Angeklagten zu einem nach den Grundsätzen des preussischen 
Staatsrechts staatlich anerkannten Geistlichen zu machen.c Dascn 
gehöre noch »die Gonstituirung der altlutherischen Eirchengemeiiide 
und die Einholung der staatlichen Genehmigung dazu,€ weshalb 
darüber noch nähere Feststellungen erfolgen müssten >). 

b) Auf Grund der nämlichen Polizeiverordnnng vom 7. August 
1878 wurde W. verurtheilt, weil er am 14. August 1881 bei der 
Beerdigung der Wittwe L. auf dem Todtenhofe von Lichtenau ohne 
Genehmigung des zuständigen Pfiirrers eine Leichenrede gehalten 

1) Urth. V. 15. Oct. 1885, Jahrb. Bd. 6, Nr. 100. S. 236. 
^) Urth. V. 11. Dec. 1884, Jahrb. Bd. 5. Nr. 134, S. 370. 
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hatte. Er war Pfarrer gewesen, jedoch durch Beseliluss des köni^i. 
Consistoriums zu Cassel vom 20. Nov. 1873 seines Pfarramtes tw/- 
setzt und aller daraus, sowie der aus der Ordination für fleo ßeieich 
des Consistorialbezirkes Cassel entsprungenen Bechti^ für vertuBtig 
erklärt worden. Daraus wurde hergeleitet, dass er als Laie zu be- 
trachten sei. Seine Revision wurde zurückgewiesen. Das Kammer- 
gericht führte aus, der Beschluss des königl. Gonsistoriums vom 20. 
Nov. 1873 sei als rechtsgültig anzusehen; ebenso reehtsbeständig aei 
die Polizeiverordnung vom 7. August 1878; auf §» 10 des V^ereing- 
gesetzes vom 11. März 1850 könne sich der Angeklagte nicht beru* 
Ten, da nach der Feststellung des Beruf ungsrichters das Leichenbe- 
gängniss nicht ein gewöhnliches gewesen war; auch beruhe diese 
Feststellung auf keinem Rechtsirrthume ; es sei naraentlicb k^in 
tiechtsirrthum , dass als gewöhnliches Leicbenbegängnias nur ein in 
dem betreffenden Regierungsbezirke hergebrachtes Leichenbegängniss 
verstanden werden könne; ebensowenig sei ein Rechtsirrtbum Jarin 
zu finden , dass der Berufungsrichter den W. als Laien betrachtete, 
obwohl derselbe bei den Renitenten in Schemmern die Stellu?ig eines 
Pfarrers einnahm. Denn nach der Feststellung des Beruf ungsrichters 
war nicht einmal behauptet, dass die sogenannte reratente öemdnde 
in Schemmern gegenüber der evangelisch reforrairtt^n Kirche eino 
selbständige religiöse Genossenschaft bilde und als solche unter Wah- 
rung der Vorschritten der Verordnung vom 11. März 1850 gegrün- 
det sei. »Es folgt hieraus, dass der Angeklagte, nachdem er als 
Pfarrer der Landeskirche entsetzt worden , dem Staate ;y[egenüber 
Laie geblieben und keineswegs berechtigt ist, für sich die Qualität 
oines Religionsdieners einer angeblich neu gebildeten Religionsgesell- 
Schaft in Anspruch zu nehmen, welche selbst nicht in der gesetzlieh 
erforderlichen Weise constituirt worden ist und keinen Anspruch auf 
staatliche Anerkennung hat ^).< 

c. Eine Polizeiverordnung der königl. Regierung zu Potsdam 
hatte bestimmt: »Bei Beerdigungen auf Begräbniss platzen, welche 
Eigenthum einer Kirche, eines kirchlichen Institutes oder einer Kir- 
chengemeinde sind, ist das Halten von Reden oder Gebeten durch 
andere Personen, als die dazu verordneten Geistlichen und sonstigen 
Kirchenbearoten der vom Staate ausdrücklich anerkannten Kirchen- 
gesellschaften, wenn es nicht unter Leitung des gedachten Geist- 
lichen oder Kirchenbeamten erfolgt , untersagt. t Auf Grund dieser 
Bestimmung wurde der Baptistenprediger K. zu Templin verurlheilt. 



1) Urth. V. 15. Juni 1882, Jahrb. Bd. 3, Nr. 143, S, 306-317. 



444 Schmidt Entscheidungen des Kammergerichta in Straftaehen. 

weil er bei zwei Beerdigungen, am 15. Februar 1884 auf dem Fried« 
hofe zu Warthe und am 12. Mai 1884 auf dem Friedhofe zu Eurt- 
schlag, jedesmal ein Gebet gehalten hatte. Es wurde zwar festga* 
stellt , dass die Baptistengemeinde zu Templin eine auf Grund des 
Gesetzes vom 7. Juli 1875 »mit Corporationsrechten versehene Reli- 
gionsgesellschaft« sei. Doch nahm das Gericht an, dass sie gleich- 
wohl nicht unter den Begriff der »anerkannten Beligionsgesellschaf- 
ten« falle. Das Earomergericht hat diese Entscheidung aufgehoben 
und den Angeklagten freigesprochen , mit der Ausführung , dass 
durch Verleihung von Corporationsrechten an eine Baptistengemeinde 
deren staatliche Anerkennung stattfinde^). 

5, Religiöse Kinder er Ziehung, 

a. Ein Pfarrer der hannoverschen lutherischen Freikirche zu 
Wittlage wurde aus §§. 4 und 9 der Verordnung vom 31. Juli 1826, 
über die religiöse Erziehung der Kinder, angeklagt, vom SchöSfenge- 
richt zu Wittlage freigesprochen, dagegen vom Landgerichte zu Os- 
nabrück verurtheilt, weil er im April 1884 zu Duhbinghausen die 
M. F., welche nach dem Glaubensbekenntnisse ihres Vaters in der 
hannoverschen Landeskirche zu erziehen war, vor Vollendung ihres 
vierzehnten Lebensjahres zum öffentlichen Reiigionsbdcenninisse in 
der hannoverschen lutherischen Freikirchen-Gemeinde zugelassen 
hatte. Die Revision des Angeklagten wurde zurückgewiesen. Das 
Kammergericht führte aus, die Straf bestimraung des Gesetzes vom 
31. Juli 1826 sei noch gültig. Dieselbe finde nicht nur im Falle 
des Todes, sondern auch bei Geisteskrankheit des Vaters Anwendung. 
Die Feststellung des Berufungsgerichtes sei dahin zu verstehen, dass 
der Vater der M. F. noch geisteskrank sei. Mit Recht habe end- 
lich das Berufungsgericht »die sogenannte hannoversche lutherische 
Freikirche als eine religiöse Gemeinschaft, welche von früheren Mit- 
gliedern der hannoverschen Landeskirche gegründet wurde , für eine 
andere Religionsgesellschaft als die hannoversche Landeskirche er- 
klärt«).! 

b. In der katholischen Elementarschule zu Koschmin traf der 
Kreisschulinspector im August 1885 eine Anordnung, wonach die 
beiden Töchter des Gefangenaufsehers R. den Rdigionstmterricht in 
deutscher Sprache empfangen sollten. Die Kinder wurden demge- 
mäss der deutschen Abtheilung des katholischen Religionsunterrich- 
tes überwiesen. Dagegen wurde den Kindern durch ihren Vater 

1) Urth. V. 16. Mär» 1885. Jahrb. Bd. 5, Nr. 116, S. 302—806. 

2) ürth. V. 26. Januar 1884, Jahrb. Bd. 5, Nr. 189, S. 886. 



Entscheidungen des Kammergerichfs in Strafsachen, 445 

verboten, am deutschen Unterrichte theilzunehmen, In Folge ilesseti 
blieben die Kinder in der polnischen Classe. Hierauf wurde der 
Vater angeklagt, aus §§. 43, 48. II. 12 A. L. R und A K. 0. 
vom 14. Mai 1825. Er wurde von dem Instanzricliter venirtheilt. 
Auch seine Revision wurde zurückgewiesen. »Es kaii» dt^m Vater 
die Befugniss nicht zugesprochen werden, eigen jnäihti^^ in die 
von der Schulbehörde festgesetzte Schulordnung einzagreifün. Bh 
steht dem Vater daher auch nicht zu, die Kinder an dem Besuchen 
einzelner Lehrstunden, den von der Schulbehörde getroiTenen Bestim- 
mungen entgegen, zu hindern i).c 

c. Der Schmiedemeister P. zu Seh. hatte unterlassen , seinen 
13 Jahre alten , noch schulpflichtigen Sohn zum Besucite der Kaie- 
chiBmus^Kinderlehre zu M. anzuhalten. Deshalb wurde er aul' 
Grund des §. 125. des hannoverschen Polizeistrafgesetzbuches vom 
25. Mai 1847 vom Schöffengericht zu Stade zur Strafe verurtheilt. 
Seine Berufung wurde vom Landgerichte zu Stade zurQck^üwieseu. 
Das Berufungsgericht nahm an, die Kinderlehre sei als wesentlicher 
Theil des Volksschuluuterrichtes anzusehen, wie aus der Schulori- 
nung f&r die Landschulen der Herzogthümer Bremen uad Verden 
vom 10. Februar 1752 hervorgehe. In der Revision des P* wurde 
Verletzung dieser Schulordnung behauptet, hauptsäc blieb deshalb, 
weil sein Einwand, dass die Einderlehre mit anderen Schulst tinden 
collidire, keine Beachtung gefunden hatte. Die Revision winde -/m- 
rftckgewiesen. »Wenn auch die Kinderlehre mit anderen Schulstun- 
den collidirte, so kann die Befugniss, die Auswahl unter den zu be- 
suchenden Stunden zu treffen, nicht dem Angeklagten zugesprochen 
werden. Die Aufsicht Aber den Schulunterricht ist durch die mehr- 
erwÄhnte Schulordnung vielmehr den Predigern und den diesen vor- 
gesetzten Behörden übertragen; Sache des Angeklagten wäre es 
hiernach gewesen, sich bei dem Prediger als zuständigen Schulauf- 
Sichtsbeamten darnach zu erkundigen, in welche Unterrichtsstunde 
er seinen Sohn zu schicken habe').€ 

6. Prozessionen, 

Ein Qeistlicher wurde in der Berufungsinstanz zn 210 Mark 
Geldstrafe, im Unvermögensfalle zu 14 Tagen Geföngniss, verurtheilt, 
weil er zehnmal in den Jahren 1877 bis 1880 ohne Genehmigung 
der Ortspolizeibehörden zu Prozessionen und Bittgängen , die auf 
öffentlicher Strasse zu W. und 0. stattfanden, auigefordert hatte 

1) Urth. V. 29. Aprü 1886, Jahrb. Bd. 6, Nr. 116, S. 2^2, 
2] IMh. t. 28. DMember 1886, Jahrb. Bd. 7, Nr. 117, H. 292. 
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und darin als Ordner, Leiter and Redner aufgetreten war. Das Ge- 
richt nahm als erwiesen an, dass solche Prozessionen und Bittgänge 
in W. und 0. erst seit 1872 stattgefunden hätten, also bei Erlass 
des Vereinsgesetaes vom 11. März 1850 noch nicht JuTkommlich ge- 
wesen seien. Daraus folgerte es , dass §. 10 des Vereinsgesetzes 
(»kirchliche Prozessionen und Bittgänge, wenn sie in der hergebrach- 
ten Art stattfinden, bedürfen einer Yorgängigen Oenehmigung und 
selbst einer Anzeige nichtc) dem Angeklagten nicht zu statten 
komme. Auf Revision des Angeklagten wurde dies ürtheil aufge- 
hoben, und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entschei- 
dung zurückverwiesen. »Der Berufungsrichter hat den §. 10 des 
Gesetzes vom 11. März 1850 insoweit richtig aufgefasst, als er nur 
bezüglich derjenigen kirchlichen Aufzüge eine vorgängige Genehmi- 
gung der Polizeibehörde und selbst eine Anzeige bei derselben für 
nicht erforderlich erachtet, welche sowohl in der gebräuchlichen Art 
und Weise des betreffenden Cultus als auch in der speciell an dem 
bestimmten Orte hergebrachten Art stattfinden. Dahingegen irrt 
der Vorderrichter , wenn er zu der Annahme eines Herkommena im 
Sinne des Gesetzes für erforderlich erachtet, dass die Aufzüge seit 
Menschengedenken schon bei Emanation des Gesetzes vom 11. März 
1850 stattgefunden haben, indem nach Erscheinen dieses Gesetzes 
eine Observanz gegen dasselbe sich nicht bilden könne. Diese 
Rechtsansicht ist irrthümlich insofern, als ein derartiges Herkommen 
rein thatsäcMicher Natur und , insofern es die Voraussetzung der 
vorerwähnten Ausnahmebestimmung erfüllt, als eine gegen das Ge- 
setz gerichtete Observanz nicht anzusehen ist. Es bleibt hiemach 
noch zu erwägen, ob ein Herkommen in dem oben gedachten Sinne 
vorliegt. . . In dieser Hinsicht hat aber der Berufungsrichter nicht 
genügend geprüft, ob die qu. Bittgänge unter den nach Zeit und Ort 
ihrer Vornahme zu beurtheilenden Verhältnissen derart stattgefunden 
haben, dass sich thatsächlich bezüglich ihrer ein Herkommen im 
Sinne des Gesetzes gebildet hat^).€ 

B. EntscJieidungen in Grrundbuchsachen. 

Die Entscheidungen des Grundbuchrichters (Amtsrichters) kön- 
nen mit Beschwerde angefochten werden, worüber das Landgericht 
entscheidet. Gegen die in der Beschwerdeinstanz von Landgerichten 
erlassenen Entscheidungen findet das Rechtsmittel der weiteren Be- 
schwerde statt. Die weitere Beschwerde kann nur darauf gestützt 



1) ürth. T. 27. Juni 1881, Jahrb. Bd. 2, Nr. 129, S. 245-248. 
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werden, dase die angefochtene Entscheidung auf Verletzung eines 
Gesetzes beruhe. Das Eammergericht entscheidet über weitere Be- 
schwerden gegen fintscheidungen sämmtlicher Landgerichte. In den 
bisher erschienenen sieben Bänden des Jahrbuches finden sich einige 
Entscheidungen in Grundbuchsachen, die fär die Leser des Archivs 
von Interesse sein mögen und desshalb hier zusammengestellt sind. 

1. EigenthUmer an KirchengüUm. 

a. Der Eirchenyorstand der katholischen Pfarrkirche zu Z. 
stellte bei dem Amtsgerichte zu Erotoschin den Antrag , alle dieje- 
nigen Grundstücke, »welche bisher theils auf verschiedenen Grund- 
buchblättern auf den Namen der katholischen Kirche geschrieben, 
theils noch nicht in das Grundbuch eingetragen, in der Grundsteuer- 
mntterroUe aber als Eigenthum der Kirche, der Probstei oder der 
Organistei aufgeführt waren, auf einem Folium zu vereinigen.« Das 
Amtsgericht entsprach diesem Antrage in der Art, dass es ^die kor 
tholische Kirchengemeinde eu Z.« als Eigenthümerin eintrug. Eine 
Beschwerde des Eirchenvorstandes gegen diese Bezeichnung wurde 
durch das Landgericht zu Ostrowo zurückgewiesen, »weil die neue 
Bezeichnung den §§. 160 ff. IL 11. A. L. B. entspreche.« Eine 
weitere Beschwerde des Eirchenvorstandes machte geltend, die §§. 
160 ff. IL 11. A. L. K. seien durch Art. 15. der Verfassungsurkunde 
aufgehoben; auch hätten sie nur subsidiäre Geltung gehabt; nach 
den Grundsätzen des kanonischen Rechtes, die in den Erzdiöcesen 
Gnesen und Posen stets gegolten hätten, seien nicht die Gemeinden, 
sondern die kirchlichen Institute als juristische Personen anzuerken- 
nen.^ Das Eammergericht erachtete diese Beschwerde für unbegründet. 
»Die Bestimmungen des A. L. B. sind mit Recht für massgebend 
erachtet; sie haben für das Staatsgebiet zu grundsätzlicher Geltung 
gebracht, dass hier die Eirchengesellschaft, die Gemeinde, als Eigen- 
thümerin des Eirchengutes zu gelten habe ; sie haben also den älteren 
Localrechten, sowie dem kanonischen Rechte, soweit sie von einer abwei- 
chenden Auffassung ausgingen , jede rechtliche Bedeutung entzogen. 
... Die Bestimmungen des A. L. R. sind auch nicht durch Art. 
15. der Verfassung beseitigt worden; die Fassung, welche derselbe 
durch das Gesetz vom 5. April 1873 erhalten hat, constatirt zudem 
ausdrücklich, dass alle Beligiousgesellschaften den Gesetzen des Staa- 
tes unterworfen sind. Das Gesetz über die Vermögensverwaltung 
der katholischen Eirchengemeinden vom 20. Juni 1875 ... hat 
dem so angenommenen System weitere Durchbildung gegeben. . . . 
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Die angefochtene Bezeichnung des Eigentbümers entspricht also der 
bestehenden Gesetzgebung« . . •^) 

b. Der Gemeindekirchenrath zn K. stellte gemeinscbaftlich mit 
dem dortigen Schul vorstände den Antrag, auf Grund eines Separa- 
tionsrecesses gewisse Grundstücke als Eigenthum der »lyorrei« an- 
dere als Eigenthum der ^Schide^t noch andere als Eigenthum der 
i^Kü$t€rei€ zu E. einzutragen. Das Amtsgericht zu Hobenmölaen 
lehnte diesen Antrag ab, weil es unstatthaft sei, die gedachten 
kirchlichen Institute als Eigenthämer zu bezeichnen. Das Landge- 
richt zu Naumburg wies aus den nämlichen Gründen die dagegen 
gerichtete Beschwerde zurück. Auf weitere Beschwerde wurden beide 
Beschlüsse aufgehoben , aus folgenden Gründen. »Dass im Gebiet 
des Allgemeinen Landrechtes als Eigenthümerin des Eirchenvermö- 
gens die Kirchengemeinde gelten muss, dass also die Eintragung der 
letzteren eine correcte ist , hat das Eammergericht anerkannt (vgl. 
Jahrbuch II. S. 105 f.) ; es ist aber schon dort hervorgehoben, dass 
der Eintragung von Grundstücken auf den Namen einzelner geistlicher 
Institute dieselbe Bedeutung beizumessen ist, und dass der Wechsel 
solcher verschiedenen, dasselbe Bechtssubject betreffenden Bezeich- 
nungen gerade deshalb statthaft ist, weil nur ein Unterschied in 
der Bezeichnung, nicht in der Person des Eigentbümers vorliegt. 
Hiermit ist anerkannt, dass diese verschiedenen Bezeichnungen neben- 
einander gebraucht werden, wie dies in der That altem Herkommen 
entspricht. Dieser Sprachgebrauch herrscht im amtlichen wie im 
ausseramtlichen Verkehr. ... Er entspricht zugleich dem Interesse 
aller Betheiligten, da durch den Gebrauch derartiger Bezeichnungen 
in einfachster Weise kundgegeben wird, zu welcher Art kirchlichen 
Vermögens die einzelnen Grundstücke gerechnet werden. Ist die 
Bezeichnung hiernach gebräuchlich und nicht irreleitend, so kann 
der Grundbuchrichter den nach §§. 30, 48 der Grundbuchordnung 
für seine Thätigkeit massgebenden Antrag nicht nur deshalb zurück- 
weisen, weil er eine andere, ebenfalls übliche und statthafte Art der 
Bezeichnung für eine correctere hält. Er hat ihm vielmehr statt- 
zugeben, weil ein solcher Antrag mit Formalbestimmungen, nament- 
lich §. 10 der Grundbuchordnung, nicht in Widerspruch tritt und 
materielles Recht nicht verletzte . . .>) 

1) B«Mhl. V. 14. Febr. 1861, Jahrb. Bd. 2, Nr. 57, 8. 106—109. VgL 
Archiv mr k. E. B. Bd. 48, 8. 221. 

2) BaMhL ▼. 25. Sept. 1882, Jfthrb. Bd. 8, Nr. 57, 8. 117—119. VgL 
Archiv Ar k. K. Ri, Bd. 58, 8. 891. 



Entacheidungen des Kammergerichts in Qrv/ndbuchsachen. 443 

2. GrundgerechHgktiten an kirchlichen Grundstücken, 

Als ein Orandbacbblatt far die evangelische Eircbengemeinde 
ZQ Labiaa angelegt wurde, stellte der Gemeindekirchenrath den An- 
trag, eine Wegegerecktigheit zu Ounsten eines anderen Grundstuckes 
einzutragen , die angeblich vor mehr als sechzig Jahren errichtet 
war. In einem mitvorgelegten Vertrage , den die Kirche mit dem 
Eigenthümer des berechtigten Grundstückes geschlossen hatte, war 
der umfang der Wegegerechtigkeit näher bestimmt. Das Amtsge- 
richt lehnte den Antrag ab, auf Grund von Art. 24. Nr. 1 des Ges. 
V. 3. Juni 1876 , indem es annahm , dass zur Gültigkeit des vor- 
gelegten Vertrages die staaüiche Genehmigung erforderlich sei. Eine 
Beschwerde des Gemeindekirchenrathes wurde durch das Landgericht 
Königsberg zurfickgewiesen. Dagegen hat das Eammergericht eine 
weitere Beschwerde für begründet erklärt und demgemäss die bean- 
tragte Eintragung angeordnet. Die Frage, ob der vorgelegte Ver^ 
trag der staatlichen Genehmigung bedurfte, war durch den Grund- 
buchrichter überhaupt nicht zu entscheiden. Er hatte nur zu prüfen, 
ob der Antrag zulässig, und der Antragsteller der dazu Berechtigte 
war. Diese Fragen waren zu bejahen. Denn die Entstehung einer 
Qrundgerechtigkeit ist von der Eintragung unabhängig. Also ist in 
der Eintragung einer Grundgerechtigkeit, die bereits bestand, eine 
dingliche Belastung des dienenden Grundstückes nicht zu finden^). 

3. Kirchliche Quittungen. 

a. Der Vorsitzende und zwei Mitglieder des Kirchenvarstandes 
der katholischen Filialgemeinde zu W. hatten Namens der Kirche 
über Rückzahlung eines für die Kirche eingetragenen Gapitals eine 
notariell beglaubigte Quittung ausgestellt. Auf Grund dieser Quit- 
tung wurde die Löschung beantragt. Das Amtsgericht zu Grottkau 
lehnte den Antrag ab, weil die in §. 19 des Gesetzes vom 20. Juni 
1875 geforderte Form nicht beobachtet war. Danach »bedarf es 
der Unterschrift des Vorsitzenden und noch zweier Mitglieder des 
Eirchenvorstandes , sowie der Beidrückung des Amtssiegels.c Im 
vorliegenden Falle fehlte das Amtssiegel. Eine Beschwerde gegen 
den Beschluss des Amtsgerichts wurde zurückgewiesen. Das gleiche 
Schicksal hatte eine weitere Beschwerde gegen den Beschluss des 
Landgerichtes zu Brieg. Dieselbe behauptete Verletzung des §. 19, 
da der Mangel des Amtssiegels durch die notarielle Beglaubigung 



1) Beschl. V. 8. Juni 1885, Jahrb. Bd. 6, S. 89. 
AiobiT fOr Kiroh^nrtoht LX. 29 
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ersetzt werde. Hiergegen bemerkte das Eammergericht : Der §. 19 
»bezweckt die Erleichterung and Sicheruog des Ab^chlnsses von 
Rechtsgeschäften, er bindet die Gültigkeit der Erklärung an einfache 
Förmlichkeiten , macht aber die Verbindlichkeit der Erklärung auch 
von stricter Beobachtung der vorgeschriebenen Form abhängig. 
Hieraus folgt, dass der Mangel der letzteren nicht durch anderweite 
Beglaubigung ersetzt werden kann ^).« 

b. Auf Grund einer Quittung des Domcapüds zu Münster 
wurde die Löschung einer Hypothek beantragt. Das Amtsgericht 
zu Ahaus fand aber die Quittung mangelhaft, weil ihm über die in- 
nere Organisation des Capitels und über die Stellung der beiden 
Personen, deren Namen unter der Quittung standen, amtlich Nichts 
bekannt war. Dessbalb verlaugte es ein LegiHmationsaUest der 
staatlichen Aufsichtsbehörde. In der Beschwerdeinstanz hielt das 
Landgericht zu Münster das VerlanjL^en aufrecht, indem es noch her- 
vorhob, »dass beiden Unterschriften kein Amtscharakter beigefügt 
sei.« Eine weitere Beschwerde des Domcapitels wurde aus folgenden 
Gründen zurückgewiesen. »Die Vorinstanzen haben dem Domcapitel die 
Eigenschaft einer öffentlichen Behörde nicht abgesprochen ; sie haben 
nicht gerichtliche oder notarielle Beglaubigung der Quittung nach §. 33 
der Grundbuchordnung, sondern nur Klarstellung der Legitimation 
der Unterzeichner gefordert. Den Urkunden öffentlicher Behürdeo 
ist volle Beweiskraft beigelegt, wenn sie ordnungsmässig uuterzeich- 
uet und untersiegelt sind. Ist die Form solcher Urkunden genau 
im Gesetze bestimmt, und ist die so vorgeschriebene Form eingehalten, 
HO spricht allerdings die Präsumtion für die Aechtheit der Unter- 
schrift und für die Legitimation der Unterzeichner. Ein derartiger 
Fall liegt aber nicht vor. Das Domcapitel beruft sich in dieser Be- 
ziehung auf seine approbirten Statuten; es erhellt aber nicht, wie 
die Vorinstanzen amtliche Eenntniss davon erlangen konnten; es 
wird auch zugegeben, dass die der Begel nach beizufügenden Unter- 
schriften der Vorsteher des Capitels in Anlass von Vacanzen nicht 
zu beschaffen gewesen sind. Unter solchen Umständen kann dem 
Verlangen weiteren Nachweises nach §. 3 des Gesetzes am 7. Jaoi 
1876, welches nicht auf dieses Gesetz, sondern auf Erwägungen that- 
sächlicher Natur gegründet worden ist und nur auf den geseizlieh 

1) Beachl. v. 24. März 1880, Jahrb. Bd. 1, Nr. 64, S. 104. 105, — Vgl. 
Beschl. V. 4. Februar 1880, 20. April 1881, 13. Fibmar, 24. April, 5. Juni 
und 15. August 1882, Jahrb. Bd. l, Nr. 63, S. 102—104, Bd. 2, Nr. 39, S. 71, 
UBd Bd. 3, Nr. 48 A and B, S. 96—99, betr. §. 22 der eyangelischeo Kireben- 
gemeinde- und Synodalordnong. 
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eröffneten Weg hinweist, nicht entgegengetreten werden. Uebrigens 
hat das Amtsgericht Ahaus schon erklärt , dass die Genehmigung 
der Quittung Seitens der Aufsichtsbehörde zugleich den gerügten 
Mangel der Legitimation der Unterzeichner aufheben würde, und 
dass, wenn die Qenehmigung in solcher Art nachgewiesen wird, von 
Vorlegung eines weiteren Legitimationsattestes die Löschung nicht 
abhängig gemacht werde ^).« 

c. Auf Grund einer Quittung des Domcapitels zu Münster über 
ein Capital, welches einer vom Domcapitel verwalteten Stiftung zu- 
stand, beantragte der Eigenthümer eines Grundstückes die Löschung 
der Hypothek. Das Amtsgericht zu Ahaus lehnte den Antrag ab, 
weil die Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde nach §. 2, 
Nr. 3 des Ges. vom 7. Juni 1876 nicht beigebracht war. Aus dem 
nämlichen Grunde wurde die dagegen erhobene Beschwerde durch 
das Landgericht zu Münster zurückgewiesen. Die weitere Beschwerde 
behauptete Verletzung des §. 2, Nr. 3 des Ges. vom 7. Juni 1876. 
Sie führte aus, es sei nach der Natur der berechtigten Stiftung 
selbstverständlich, dass die Einziehung mr einsharen Wiederbelegung 
erfolgt sei; daher würde es nur, wenn das Gegentheil erhelle, auf 
eine Genehmigung ankommen. Das Kammergericht hat diese Be- 
schwerde aus folgenden Gründen zurückgewiesen. >Das Gesetz be- 
schränkt sich nicht darauf, eine Norm für die verwaltenden Organe 
aufzustellen , der letzte Absatz des §. 2 verordnet zugleich , dass, 
wenn die staatliche Genehmigung nicht ertheilt ist, die ohne solche 
vorgenommenen Rechtsgeschäfte ungültig sind. Die Quittung des 
Domcapitels kann also je nach Lage des Falles der Gültigkeit ent- 
behren. Dagegen verpflichtet §. 46 der Grundbuchordnung, die 
Etechtsgültigkeit der Löschungsbewilligung nach Form und Inhalt 
zu prüfen und die Löschung zu beanstanden, wenn sich bei dieser 
Prüfung die Bechtsgültigkeit nicht positiv ergiebt. Die Grundbuch- 
behörden sind nicht dazu berufen, durch eigene Cognition festzustel- 
len, ob die durch das Gesetz gewollte Beschränkung der Verfügungs- 
befugniss nach Lage des Falls in Wirksamkeit treten musste oder 
nicht; es fohlt an der Möglichkeit für sie, eine hinlänglich begrün- 
dete Ueberzeugung zu gewinnen ; gesetzliche Präsumtionen , welche 
eine solche ersetzen könnten, ezistiren nicht. Das Gesetz hat des- 
halb die Genehmigung der Aufsichtsbehörde gefordert, der allein 
entsprechende Mittel zu Gebote stehen; für Hypotheken ist deren 



1) Besohl V. 12. Juni 1882, Jahrb. Bd. 8, Nr. 48 C, S. 99—101. 
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Mitwirkang nach §. 46 der Grundbuchordnang mit Recht für un- 
entbehrlich erachtet worden ^).€ 

d. Das Domcapitel zu Breslau hatte über eine Hypothekenfor- 
derung löschungsfähige Quittung ertheilt. Der Antrag, die Ein- 
tragung zu löschen, wurde durch den Grundbuchrichter (das Amts- 
gericht Nimptsch) abgelehnt, weil eine Bescheinigung des Oberprä- 
sidenten darüber fehlte, dass die Einziehung des Capitals tgur sins- 
baren Wiederbelegung erfolgt« sei. Das Amtsgericht nahm an, die- 
ser nach §. 2, Nr. 3 des Ges. vom 7. Juni 1876 erforderliche Nach- 
weis könne »nur durch die staaäiche Auf9iehtsbehörde€ erfolgen, so 
dass die letztere »bei jeder Einziehung eines Capitals mitzuwirken 
habe.« Diese Ansicht wurde auf Beschwerde durch das Landgericht 
Schweidnitz gebilligt, dagegen auf weitere Beschwerde durch das 
Eammergericht verworfen. »Es ist nicht als richtig anzuerkennen, 
dass nach §§. 3 ff. der Grundbuchordnung nur urkundliche Nach- 
weise im engeren Sinne, wie sie das Gesetz fär die unmittelbaren Un- 
terlagen der Eintragung fordert, in Betracht kommen können; bei 
Beurtheilung der Verfügungs- und Vertretnngsbefugniss ist das rich- 
terliche Ermessen nicht an so enge Schranken gebunden, es kann yiel- 
mehr, soweit es sich um Würdigung thatsächlicher Momente han- 
delt, aus der Gesammtheit derselben zuverlässig erscheinende 
Schlüsse ziehen und diesen Folge geben.« Demgemäss wurde dem 
Amtsgerichte aufgegeben, anderweit zu prüfen, ob die vom Domca- 
pitel erbrachten Nachweise genügten, um die Annahme zu rechtfer- 
tigen, dass die Einziehung des Capitals zur zinsbaren Wiederbel^ang 
erfolgt sei«).« 

e. Der Domcapitular F. beantragte in seiner Eigenschaft als 
Curator der Amalie von Dyherrn-Czettritz'schen IMtungshauses zu 
Nieder-Hermsdorf Eintragung einer Entpfändnngserklärung. Diese 
Erklärung war von F. unterschrieben und untersiegelt, auch durch 
d^n Fürstbischof zu Breslau beglaubigt und genehmigt. Das Amts- 
gericht zu Nimptsch lehnte den Antrag ab, weil die Unterschrift des 
Domcapitulars F. weder gerichtlich noch notariell beglaubigt war. 
Aus demselben Grunde wurde die Beschwerde durch das Landgericht 
Schweidnitz zurückgerufen. Eine weitere Beschwerde wurde dagegen 
für begründet erklärt, weil der Curator des genannten Rettungsbau- 
ses als eine öffentlicKe Behörde im Sinn von §. 35 der Grundbach- 
ordnung anzusehen ist. »Nach Ausweis des beigebrachten Attestes 
des kgl. Oberpräsidenten der Provinz Schlesien, d. d. Breslau den 

1) Beechl. ▼. 12. Juni 1882, Jahrb. Bd. 3, Nr. 94. S. 187. 188. 

2) BeschL ▼. 21. Mfti 1888, Jahrb. Bd. 4, Nr. 86, S. 194. 
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6. Jali 1885 , ist das Statut jenes Rettungshaoses Allerhöchst ge- 
nehmigt worden ; das Bettungshaus gehört demnach za den staatlich 
genehmigten Armen- und Wohlthätigkeitsanstaiten (A. L. R. II. 19, 
§. 32) and nnterliegt nach dem Oesetze vom 7. Juni 1876 der Auf- 
sicht des Staates. . . Nach dem vorerwähnten Atteste des Oberpr&- 
sidenten ist derzeitiger Curator der Beschwerdeführer F.^)« 

f. Eine Hypothek, die ffir das B. von D.'sche Rettungshaus, 
eine milde Stiftung, eingetragen stand, sollte gelöscht werden. Das 
Amtsgericht zu Oels lehnte den Antrag aus sachlichen Gründen ab ; 
und eine dagegen erhobene Beschwerde wurde durch das Landgericht 
zu Oels zurückgewiesen. Eine weitere Beschwerde des FVrsßnschofs 
zu Breslau wurde als unjstdässig verworfen. Die Entscheidung be- 
ruht auf der Annahme, dass Beschwerden in Qrundbuchsachen nur 
den durch die angefochtene Entscheidung verletzten Interessenten 
zur Wahrnehmung ihrer Gerechtsame zustehen könnten, mithin nur 
diesen gegeben seien; sodann aber auf dem zweiten Grunde, dass 
nach Inhalt der Statuten dem fürstbischöflichen Stuhle nicht die 
Vertretung der Stiftung, sondern nur ein Aufsichtsrecht über den 
Curator zustehe >). 

g. Der Kirchenvarstand der Pfarrkirche zu M. hatte über ein 
für die Pfarrkirche eingetragenes Capital Quittung ausgestellt. Auf 
Grund dieser Quittung wurde die Löschung beantragt. Das Amts- 
gericht in Geseke lehnte den Antrag ab, weil der kgL Commissar 
für die bischöfliche VermögensvenodUung in der Diöcese Münster die 
Quittung nicht genehmigt hatte. Die Beschwerde wurde zurückge- 
wiesen, da das Landgericht zu Paderborn jene Genehmigung eben- 
falls für erforderlich erachtete , und zwar auf Grund von §. 218 IL 
II und §. 153 n. 6 A. L. R. Es fand also in der Quittung eine 
Veräusserung des Capitals. Die hiergegen gerichtete weitere Be- 
schwerde wurde für begründet erachtet. Das Eammergericht führte 
aus, ungeachtet der besonderen Vorschriften von §§. 63 ff. des Ges. 

1) Beschl. V. 28. Sept. 1885, Jahrb. Bd. 6, Nr. 68, S. 124 Vgl. Archiv 
ffir k. E. R. Bd 58, S. 391, 892. 

2) Beschl. Y. 29. Oct. 1888, Jahrb. Bd. 4, Nr. 2» S. 6. — Der erste 
Gmnd dürfte nicht richtig sein. Zolfissig war die weitere Beschwerde des 
PfirstbischofiB schon dann, wenn derselbe in der Beschwerdeinstanz mit einem 
von ihm gestellten Antrage unterlegen war. Der zweite Gmnd betraf die 
Frage, ob der Fürstbischof Namens der fraglichen Stiftung den Löschnngs- 
antrag stellen konnte. Wurde diese Frage verneint, so war sein Antrag mit 
Recht zurückgewiesen; daher hätte dann auch die weitere Beschwerde nicht 
als unzulässig verworfen, wohl aber als unbegründet zurückgewiesen werden 
müssen. 
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vom 5. Mai 1872 sei eine Quittung nicht als Veräusserang des Ca- 
pitals, sondern als Lösung des Schuldverhältnisses anzusehen.. Das 
Gesetz vom 5. Mai 1872 »giebt dem eingetragenen Eigenthümer zur 
Fördernng seines Realcredits die lediglich nach seinem Ermessen zn 
übende Befugniss, behufs weiterer Dispositionen über die eingetra- 
gene Forderung die Quittung zu seiner Legitimation in gleicher 
Weise zu benutzen, wie eine ihm ertheilte Gession. Der unterschied 
einer Quittung und einer Cession wird hierdurch nicht aufgehoben, 
sondern es wird dem Eigenthümer nur ermöglicht, unter Umständen 
für sich daraus eine gleiche Rechtsstellung herzuleiten, wenn er nicht, 
wie im vorliegenden Falle der Löschungsantrag ergiebt, vorzieht, es bei 
der Lösung des bisherigen Creditverhältnisses bewenden und letztere 
bei dem Orundbuche beurkunden zu lassen, c Auch ist weder in 
§. 623 ff. II. 11 A. L. B. noch in dem Gesetze vom 20. Juni 1875 
oder einem sonstigen Gesetze die Vorschrift enthalten, dass die von 
den Vertretern des Eirchenvermögens ausgestellte Quittung zu ihrer 
Gültigkeit einer Autorisation der geistlichen Obern bedürfe^). 

h. Das Amtsgericht zu Schildberg lehnte den Antrag auf Lö- 
schung eines Ausgedinges ab, weil der vom katholischen Pfarrer er- 
theilte Todtemschein der Ausgedingerin in lateinischer Sprache aus- 
gestellt war. Die Beschwerde wurde vom Landgerichte zu Ostrowo 
zurückgewiesen. Beide Gerichte beriefen sich auf das Gesetz vom 
28. August 1876 und das Beichsgesetz vom 6. Februar 1875. Eine 
weitere Beschwerde rügte unrichtige Anwendung der bezeichneten 
Gesetze und wurde vom Eammergericht für begründet erachtet. 
»Das Gesetz vom 28. Aug. 1876 verlangt nur, dass Anträge an Be- 
hörden in deutscher Sprache anzubringen sind, und dass vor denselben 
in deutscher Sprache zu verhandeln ist; es schliesst aber in keiner 
Weise aus, dass zur Führung von Nachweisen die Interessenten auf 
Urkunden in anderer Sprache Bezug nehmen können, wie §. 11, Nr. 
3 ausser Zweifel stellt. Für das Processverfahren hat sich seitdem 
die Beichsgesetzgebung auf denselben Boden gestellt. Es ist auch 
nicht abzusehen, wie Parteien . . . wegen des Verfahrens von Be- 
hörden, welches zu beeinflussen sie ausser Stande sind, mit Becbts- 
nachtheilen bedroht werden könnten. Das Beichsgesetz vom 6. Febr. 
1875 hat unmittelbar Geltung nur für die unter seiner Herrschaft 
eingetragenen Fälle und enthält bezüglich der älteren Fälle in §. 73 
keinerlei fremde Bestimmung, welche die getroffene Entscheidung 
rechtfertigen könnte *).€ 

1) Beechl. v. 14. Febr. 1881, Jahrb. Bd. 2, Nr. 81, S. 150, 151. 

2) Beschl. V. 30. JuU 1881, Jahrb. Bd. 2, Nr. 85, S. 157, 158. 
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G, Entscheidimgen in Nachlasssachen^). 

a. Der in Breslau gestorbene Musiklehrer G. hatte einen Te- 
stamentsexecutor ernannt, der aus dem Nachlasse eine Hospüalstif' 
tung für weibliche Katholiken errichten sollte. Die Verwaltung der 
Stiftung sollte dem Ortspfarrer, unter Aufsicht der fürstbischMichen 
Diöcesanbehörde zustehen. Der Testamentsexecutor war vor dem 
Erblasser gestorben. Das Amtsgericht zu Breslau bestellte dem 
Nachlasse einen Pfleger. Dieser veranlasste das Aufgebot der unbe- 
kannten Erben. Der fürstbischöfliche Stuhl erhob hiergegen Ein- 
spruch, weil der Erbe, die Stiftung, bekannt, und die Genehmigung 
derselben nachgesucht sei, auch das Aufgebot unnütze Kosten verur- 
sache. Das Amtsgericht und das Landgericht zu Breslau erachteten 
indessen das Verfahren des Pflegers für gerechtfertigt. Auch eine 
weitere Beschwerde des fürstbischöflichen Stuhles wurde zurückge- 
wiesen, aus folgenden Gründen. »Auch wenn von der Annahme aus- 
g'^gangen wird, die Stiftung könne auf Grund der testamentarischen 
Bestimmungen als Erbin succediren, und sei also Erwerbsfähig, so 
kann sie doch nach §§. 32—37 IL 19 A. L. R. zu voller Existenz 
erst durch die Anerkennung des Staates, und erst nach Feststellung 
ihrer Verfassung und Bestellung einer derselben entsprechenden Ver- 
tretung mit bestimmten Befugnissen in dem Sinne als handlungs- 
fähig gelten, in welchem von solcher Eigenschaft betreffs juristischer 
Personen überhaupt die Rede sein kann. Die Einlegung eines 
Rechtsmittels ist aber eine Parteihandlung, welche nur zur Wah- 
rung der Rechte einer bestimmten Person vorgenommen werden 
kann. Der geistlichen Behörde, welche das Testament zur Aufsicht 
über die Stiftung und ihre Organe beruft , bleibt unbenommen , im 
Interesse der Aufrechthaltuug des letzten Willens ihre Auffassung 
desselben bei den Verwaltungsbehörden zur Herbeiführung der Fest- 



1) Die Entscheidangen des Kammergerichts in Vormnndschaftssachen, 
über religiöse Eindererziehnng, werden an dieser Stelle nicht mitgetheilt, theils 
weil darüber bereits in Bd. 59, S. 171 ff., Bd. 60, S. 488—436 dieses Archivs 
Bericht erstattet ist, theils weil eine noch eingehendere Darstellung nnd Be- 
nrtheilung nicht nur der vom Eammergerichte, sondern auch der v5m bayeri- 
schen Verwaltungsgerichtshofe (vgl. vorläufig Bd. 57, S. 268 ff., Bd. 60, S. 168 ff. 
482 dieses Archivs) erlassenen Entscheidungen, in Verbindung mit einer Übersicht- 
lichen Darstellung der geltenden Gesetze, mit E&cksicht auf §§. 1508 und 1658 
des Entwurfes eines bürgerlichen Gesetzbuches für das deutsche Reich als zeit- 
gcroäss erscheint, eine solche Arbeit aber noch näherer Vorbereitung bedarf. 
Aach die Gesetze und Entscheidungen der übrigen deutschen Bundesstaaten 
müssen dabei berücksichtigt werden. 
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stellang der Verfassung und znr Genehmigung der Zuwendung/ bei 
dem Pfleger und der Nacblassbehörde zur thunlichsten Berficksichti- 
gung zur Geltung zu bringen, sie kann aber um so weniger als le- 
gitimirt anerkannt werden, als Vertreterin der noch nicht ins Leben 
gerufenen Stiftung Parteianträge zu stellen und Rechtsmittel einzu- 
legen, als das Testament sie nicht mit Vertretung und Verwaltung 
der Stiftung, sondern nur mit der Aufsicht über die zu diesem Be- 
hufe zu bestellenden Organe befasst^).€ 

b. Eine UrsuHnerin aus dem Kloster in Schweidnitz, die seit 
Auflösung dieser Niederlassung (zufolge des Gesetzes yom 31. Hai 
1875) in einem Osterreichischen Kloster lebte, war nächste Blutsver- 
verwandte ihres zu Neisse im Jahr 1884 ohne letztwillige Vertagung 
gestorbenen Bruders. Sie stellte bei dem Amtsgericht zu Neisse 
den Antrag, ihr eine Erm>escheinigung zu ertheilen. Dieser Antrag 
wurde unter Hinweis auf §§. 1199—1201 II. 11 A. L. R. abge- 
lehnt. Ihre Beschwerde und weitere Beschwerde wurde zurückge- 
wiesen. Das Kammergericht fährte aus, ^\q Brwerhsfökigk^ der 
Beschwerdeführerin sei nicht nach österreichisehem^ sondern nach 
preussischem Rechte zu beurtheilen, weil die Bestimmungen der §§. 
1199, 1200 II. 11 A. L. R. die Natur öffentlich-rechtlicher Grund- 
sätze hätten, wodurch verhindert werden sollte, dass MSnche oder 
Nonnen Erbschaften erwerben und an ihre Klöster bringen könnten. 
Diese Bestimmungen seien noch jetzt gültig, da sie weder durch die 
Allerh. Cabinetsordre vom 10. April 1806 noch durch die Verfas- 
sungsurkunde oder durch das Gesetz vom 31. Mai 1875 aufgehoben 
worden seien. Hiernach sei die Beschwerdefährerin nicht erwerbs- 
fähig«), 

1) Beschl. T. 24. Sept. 1888, Jahrb. Bd. 4, Nr. 2, S* 5. 

2) Beschl. T. 26. Oct. 1885, Jahrb. Bd. 6, Nr. 14, S. 26. - Vgl. Bd. 49, 
S. 868, Bd. 50. S. 876 ond Bd. 56, S. 91 dieses Archivs, sowie die dort ange- 
führten Stellen früherer Bande. 
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XXXIX. 

Neueres und neuestes badisches Staatskirchenrecht 

1. Bekanfdmachung des Grossh. Min. der Jtistiz^ des OuUus und 

TJfUenriehts ^ die Aufbesserung gering besoldeter Kirchendiener aus 

Staatsmitteln betr. ^), vom 9. April 1886. 

(Gesetses- nnd Verordnungsblatt Yon 1886 Nr. XV. 8. 135—140.) 

Aaf Qrund des Artikels V. des Gesetzes vom 5. April 1886 
(Gesetzes- nnd Yerordnungsblatt S. 119) [wodurch das Min. beauf- 
tragt wurde, die frühere Gesetzgebung in der geänderten Fassung zu 
verkünden] wird die aus diesem Gesetze, sowie aus den Gesetzen 
vom 25. August 1876 (Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 225) 
und vom 15. Mai 1882 (Gesetzes- und Verordnungsblatt S. 116) sich 
ergebende Fassung des Gesetzes in obigem Betreff nachstehend be- 
kannt gemacht. 

es et g. 
Die Aufbesserung gering besoldeter Kirchendiener aus Staatsmittdn 

betreffend. 
§. 1. Den nach Vorschrift der Gesetze vom 9. October 1860, 
die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate 
betreffend, und vom 19. Februar 1874, betreffend die Abänderung 
einiger Bestimmungen des ersteren Gesetzes, ernannten Inhabern von 
Kirchenämtern der vereinigten evangelisch- protestantischen und der 
katholischen Kirche, auf welchen die Obliegenheit einer selbstständi- 
gen Seelsorge ruht (Pfarrern), wird eine Aufbesserung des mit dem 
Kirchenamt verbundenen festen Einkommens (des Pfründeeiukommens) 
aus Staatsmitteln nach Massgabe der folgenden Bestimmungen gewährt. 
§. 2. Genuss einer Wohnung nebst Hausgarten und zufällige 
Einnahmen (Accidenzien, Stolgebühren) kommen bei der Berechnung 
des Betrages des Einkommens nicht in Berücksichtigung. 

An dem übrigen Einkommen werden in Abzug gebracht: 

1. bei Pfarreien, in welchen ständige Vicarsstellen bereits errichtet 

sind oder künftig mit Zustimmung der Staatsregierung werden 

errichtet werden, der auf 800 Mark jährlich zu veranschlagende 

Aufwand für jede solche Stelle, soweit und solange dieser Auf- 

1) Die weggelassenen §§. 3, 4, 5, 15 betreffen ansschlietslioh die evan- 
gelisoh-proiestautische Kirche. 
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wand von dem Pfarrer ans dem Pfrändeeinkommen zu be- 
streiten ist; 
2. etwaige mit Zustimmung der Staatsregierang einer Pfarrpfründe 
auferlegte Beiträge zur Aufbringung des Ruhe» oder Susten* 
tationsgehaltes eines ausser Dienst getretenen früheren Pfründe- 
inhabers. Jedoch darf die Gesammtsumme der nach Ziffer 2 
zugelassenen Abzüge für jede der beiden Kirchen zwei Procent 
der Summe des Ertrags ihrer sämmtlichen Pfarrpfründen nicht 
übersteigen. 

§. 6. Von den mit selbstständiger Seelsorge verbundenen Pfrün- 
den (Pfarreien) der katholischen Kirche werden diejenigen, welche 
unter 1,200 Mark Einkommen abwerfen, auf 1,600 Mark, diejenigen, 
welche 1,200 Mark, aber weniger als 1,800 Mark abwerfen, auf 
1,800 Mark und diejenigen, welche 1,800 Mark, aber weniger als 
2,200 Mark abwerfen, auf 2,200 Mark aufgebessert 

Die Aufbesserung wird nur bei besetzter Pfründe an den Pfründe* 
inhaber — ohne Rücksicht auf dessen Dienstalter — geleistet. 

§. 7. Zur Deckung der Zuschüsse, welche die nach §§. 3. and 6. 
zu gewährenden Aufbesserungen erfordern — bei §. 3. nach Ver- 
wendung der gemäss §§. 4. und 5. Ziffer 2 hiefür verfügbaren Ab- 
gaben auf Pfründen — müssen, ehe ein Anspruch an die Staatscaase 
erhoben werden kann, verwendet werden: 

Die nach Bestreitung der Lasten, Verwaltungskosten und der 
Verwesungsgebühren, sowie nach Befriedigung etwaiger Ansprüche 
von Hinterbliebenen eines Pfründeinhabers oder von staatlich aner- 
kannten Wittwen- und Waisenversorgnngsanstalteu verfügbar blei> 
benden Einkünfte erledigter geistlicher Pfründen jeder Art (Zwischeu- 
gefälle). Die Regelung der Verwesungsgebühren bedarf der Ge- 
nehmigung der Staatsregierung. 

Die Staatsregierung kann in einzelnen Fällen aus dringenden 
Gründen die Verwendung der Zwischengeflllle zu anderen, jedoch nur 
bestimmten kirchlichen Zwecken nach Anhörung der betheiligteu Ge- 
meinden und der obersten Kirchenbehörde zulassen. 

§. 8. Die Feststellung des Einkommens der Pfründen (§§. 4. 
und 6.) geschieht durch eine Einschätzung, deren Erneuerung — im 
Ganzen oder nur bezüglich einzelner Pfründen — sowohl von der 
Staatsregierung als von der betreflenden oberen Kirchenbehörde ver- 
langt werden kann, sofern von der vorhergehenden Einschätzung an 
mindestens vier Jahre umlaufen sind. 

Die Regelung des Verfahrens bei dieser Einschätzung, sowie das 
Ergebuiss derselben unterliegt der Genehmigung der Staatsregiemng. 
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§. 9. Die oberste Kirchenbehörde eines jeden Confessionstheils 
tbeilt jährlich der Staatsregierung ein Yerzeichniss mit, welches die 
Inhaber von Kirchenämtern (Pfarrer), denen Zuschüsse aus der Staats- 
casse zu gewähren sind, und den Betrag des Zuschusses bei jedem 
einzelnen angibt. 

Dem Yerzeichniss ist der Nachweis, dass kirchlicher Seits die 
Voraussetzungen der §§. 4. und 7. dieses Gesetzes erfällt sind , bei- 
zufügen. 

Im Laufe des Jahres eintretende Aenderungen in Thatsachen, 
welche auf Betrag oder Dauer eines Staatszuschusses Einfluss üben, 
sind jeweils sofort der Staatsregierung bekannt zu geben. 

§. 10. Der Gesammtbetrag der Staatszuschüsse für ein Jahr 
darf die Summe von je 200,000 Mark für jeden Confessionstheil 
nicht übersteigen. 

Reicht diese Summe nicht aus, um das feste Diensteiukomraen 
aller in Betracht kommenden Pfarrer des betreffenden Confessions- 
theils auf die in §§. 3. und 6. dieses Gesetzes bestimmten Beträge 
zu bringen, so werden die einzelnen Zuschüsse nach Procenten der 
vorerwähnten Beträge (des Solleinkommens) entsprechend gemindert. 

Bei der katholischen Kirche trifft die Minderung zunächst und 
zum Voraus diejenigen Pfarrer, welche aus ihrer Pfründe ein Ein- 
kommen von 1,800 bis 2,200 Mark beziehen. 

Die den einzelnen Pfarrern zukommenden Staatszuschüsse wer- 
den diesen unmittelbar aus der Staatscasse ausbezahlt. 

§. 11. Einem Pfarrer, der wegen Verletzung von Vorschriften 
des Gesetzes vom 19. Februar 1874, betreffend die Abänderung eini- 
ger Bestimmungen des Gesetzes vom 9. October 1860 über die recht- 
liche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate, wegen 
Zuwiderhandlung gegen §. 67. des Reichsgesetzes vom 6. Februar 
1875^) über die Beurkundung des Personenstandes und die Ehe- 
schliessung oder wegen Verletzung der Bestimmungen der.§§. 95, 
97, 110, 111, 130, 130 a., 131, 132 des Reichsstrafgesetzbuchs wäh- 
rend der letzten zwei Jahre zu einer Strafe verurtheilt worden ist, 
kann eine Zulage aus Staatsmitteln auf Grund dieses Gesetzes nicht 
ertheilt werden. 

Erfolgt die gerichtliche Verurtheilung eines Pfarrers wegen 
einer der im Absatz 1. aufgeführten, mit Strafe bedrohten Hand- 



1) [d. h. zu den religiösen Feierlichkeiten einer Eheschliessnng schreitet, 
bevor ihm nachgewiesen ist, dass die Eheschliessnng vor dem Standesbeamten 
geschlosaen ist] 
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langen, so ist demselben durch Yerfttgang der Staatsregierang die 
bewilligte Zulage za entziehen. 

§. 12. Die oberste Eirchenbehörde kann mit Zastimmang der 
Staatsregierang einem Pfarrer wegen dienstwidrigen Verhaltens die 
nach diesem Gesetze ihm zukommende Zulage ganz oder tbeilweise 
vorenthalten und die bereits bewilligte Zulage durch ein von der 
Staatsbehörde ifür vollzugsreif erklärtes dienstpolizeiliches Erkenntaiss 
ganz oder theilweise wieder entziehen. 

§. 13. Privatrechtlich verfolgbare Ansprüche können aus die- 
sem Gesetze nicht abgeleitet werden. Dasselbe tritt — mit Aus- 
nahme der Bestimmungen in §. 14. Absatz 2 bis 6 — ausser Wirk- 
samkeit nach Ablauf des ersten Jahres der Budgetperiode 1894/95, 
sofern nicht schon auf einen froheren Zeitpunkt durch ein Staatsge- 
setz den Kirchen, beziehungsweise einer derselben, eine die Aufbes- 
serung der ungenügenden Pfarrbesoldungen einschliessende Besteuer- 
ung ihrer Angehörigen mit der Befugniss zur zwangsweisen Erhebung 
der kirchlichen Steuern eingeräumt wird. 

§. 14. Jeder obersten Kirchenbehörde steht es frei, für die von 
ihr geleitete Kirche auf die Gewährungen dieses Gesetzes zu ver- 
zichten. In diesem Falle, sowie nach Erlöschen der verbindlichen 
Kraft der übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes (§. 13. Absatz 2) 
gelten folgende Vorschriften: 

Die Regelung der Gebuhren der Ffründenverweser bedarf der 
Genehmigung der Staatsregierung. 

Der Zustimmung der letzteren, welche jeweils nur für einen 
genau bestimmten Zweck gegeben werden kann, bedarf auch jede 
Auflage an den Inhaber einer Pfründe zur Abgabe eines Theiles 
des Pfründeertrages und die Verwendung von Zwischengef&llen zu 
anderen Zwecken, als zur Verwesung der erledigten Pfründe. 

Die zur Bestreitung der Lasten, Verwaltungskosten und Ver- 
wesungsgebühren nicht erforderlichen Einkünfte einer erledigten 
Pfründe sind vorzugsweise zur Aufbesserung des Einkommens 
(§§. 3. und 6.) solcher Pfarrer zu verwenden, deren bisheriges 
Verhalten die Annahme rechtfertigt, dass sie die Gesetze des 
Staats und die rechtsgiltig erlassenen Anordnungen der Staatsge- 
walt befolgen werden. Solche Bewilligungen sind durch die Staats- 
gewalt sofort wieder einzustellen, wenn der Empfänger sich der 
Zuwiderhandlung gegen Staatsgesetze oder rechtsgiltig erhissene 
Anordnungen der Staatsgewalt schuldig macht. 

Kommt eine Verständigung über die Verwendung der im vor- 
hergehenden Absatz erwähnten Einkünfte nicht zu Stande, so ver- 
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fügt darüber die Staatsregierang, nach Anhörung der betheiligten 
Eirchengemeinde, für kirchliche^ Zwecke des betreffenden Bf^kennt- 
nisses, insbesondere auch zur Aufbesserung des Einkommens ein- 
zelner Pfarrer bis zu dem in den §§. 3. und 6. bestimmten Be- 
trage, nach Massgabe der obigen Bestimmungen. 

Die Befriedigung nothwendiger kirchlicher Beiliirfnisse der 
betheiligten Gemeinden geht in allen Fällen jeder under weiten 
Verwendung vor. 

2. Verordnung des Orossh. Min. des Innern^ die Einkünfte von er- 
ledigten Pfründen der kath. Kirche heir.^ vom 15. Märjs 1877, 
(Gesetzes- und Verordnungsblatt von 1877 Nr. VII. 8. 85, 86.) 

Zum Vollzuge der Bestimmungen in §. 14. des Gesetzes vom 
25. August 1876 [s. o. §. 14. der Min. -Bekanntmachung v, 9. April 
1886], die Aufbesserung gering besoldeter Kirchendiener aus Staats- 
mitteln betreffend, wird gemäss §. 16. des nämlichen Gesetzes ver- 
ordnet : 

§. 1. Zum Zwecke der Sammlung, Verwaltung und gesetz- 
mässigen Verwendung der Einkünfte von erledigten katholischen 
Pfründen im Grossherzogthum Baden wird eine besondere Cässe er- 
richtet, welche die Benennung »katholische Intercalarcassec fuhrt 
und als allgemeiner kirchlicher Fond im Sinne des §. 8. der landes- 
herrlichen Verordnung vom 20. November 1861^), die Verwraltimg 
des katholischen Kirchenvermögens betreffend, durch den katholi- 
schen Oberstiftungsrath verwaltet und vertreten wird. 

§. 2. In die katholische Intercalarcasse ist für die Zeit vom 
1. September 1876 an derjenige Theil der in §. 1. bezeicbneten Ein- 
künfte abzuliefern, welcher nicht von der die Verrechnung der er- 
ledigten Pfründe führenden Person unmittelbar für die nach §. 14, 
des Gesetzes bestimmte Verwendung abgegeben wurde. 

Die Ablieferung geschieht in den von dem katholischen Ober- 
stiftungsrath festzustellenden Beträgen auf Anweisung dieser Behörde, 

§. 3. Der katholische Oberstiftungsrath hat bei Verwaltung 
der Intercalarcasse neben den auf die allgemeinen kirchlichen Fonds 
bezüglichen Bestimmungen der landesherrlichen Verordnung vom 
20. November 1861 noch die zur Ausführung der Bestimmungen 
des §. 14. des Gesetzes erlassenen besonderen Weisungen zu be- 
obachten. 



1 



1) [ArcWü. Bd. 7. 8. 132 f.]. 
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3. Oesete^ Äenderung einiger gesetzlicher Bestimmungen über die 

rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate 

bdreffend^ vom 5. Juli 1888. 

(Gesetses- and YerordnungsbL yon 1888, Nr. XXVI. v. 16. Jali 1888, S. 327, 828.) 

Artikel I. ^). Die Absätze 2, 3 und 4 von Artikel 2. des Ge- 
setzes vom 19. Februar 1874, betreffend die Äenderung einiger B^ 
Stimmungen des Gesetzes vom 9. October 1860 über die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate, werden 
durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

Die Kirchen sind befugt, Anstalten zur theologisch-prakti- 
schen Vorbildung der künftigen Geistlichen zu unterhalten. 

Desgleichen sind sie befugt, Pensionsanstalten (Oonvicte) tfir 
solche zu errichten und zu unterhalten, welche behufs der Vorbe- 
reitung für den geistlichen Beruf nach Massgabe des Gesetzes vom 
5. März 1880, betreffend die allgemeine wissenschaftliche Vor- 
bildung der Candidaten des geistlichen Standes, Gelehrtenschulen 
oder die Universität besuchen. 

Auf Anstalten der in den beiden vorhergehenden Absätzen 
bezeichneten Art finden die Bestimmungen des Gesetzes über den 
Elementarunterricht in §. 103. Ziffer 1 und 4, §. 104. (unter Be- 
schränkung des ersten Absatzes auf die Ziffern 1 und 4 des §. 103.) 
und §. 108. Anwendung. Die Leiter, Lehrer und Erzieher an den- 
selben müssen Deutsche sein. 

Artikel II*). Aus Artiikel 3. des Gesetzes vom 19. Februar 
1874 werden die §§. 16 d. und 16 e. aufgehoben. [Aufhebung des 
kirchlichen Gerichtshofs.] 

Artüd 111^). Art. 14. Ziffer VII. des badischen Einffihrungs- 



1) [Vgl. Archiv, Bd. 6. S. 132 ff., Bd. 19. S. 160 ff., Bd. 44. S. 1G6 ff. 
Vgl. auch Bd. 19. S. 468, Bd. 25. S. 102, Bd. 27. S. 292]. 

2) [Vgl Archiv, Bd. 81. S. 377 ff]. 

8) [Im Gesetze vom 23. Dec 1871 (Ges.- and Verordnangsbl von 1871, 
Nr. 4 I S. 431 ff) lauteten diese Bestimmimgen also: 

»Die Ventrtheilaiig nur Zuchthausstrafe hat die dauernde Ufifähigkeit 
zur Bekleidung eines Kirchenamtes Ton Rechtswegen zur Folge.« 

»Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter bewirkt den dauernden Verlust des bekleideteii 
Eirchenamtes und die Unfähigkeit wfihrend der im ürtheil bestimmten Z«it 
ein Kirchenamt zu erlangen.« 

»Die Stratd des Verlustes der bekleideten öffentlichen Aemter erstreckt 
sich auch auf Kirchenämter und kann auch gegen Angeklagte erkannt werden, 
welche nur ein Kirchenamt bekleiden«]. 
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gesetzes zam Strafgesetzbuch ffir das Deutsche Reich vom 23. De- 
cember 1871 erhält folgende geänderte Fassang: 

Die Verurtheilung eines Geistlichen zur Zuchthausstrafe hat 
dauernden Verlust des Amtseinkommens und dauernde Ausschlies- 
sung von der öffentlichen Ausübung kirchlicher Functionen von 
rechtswegen zur Folge. 

Die gegen einen Geistlichen ausgesprochene Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung öf- 
fentlicher Aemter bewirkt den dauernden Verlust des Einkommens 
aus dem bekleideten Eirchenamt und den Ausschluss von der öf- 
fentlicheB Ausübung kirchlicher Functionen für die Dauer der im 
Urtheil bestimmten Zeit 

Artikel IF^). In Art. 1. des Gesetzes vom 2. April 1872, die 
Abhaltung von Missionen durch die Mitglieder religiöser Orden be- 
treffend, werden nach dem Wort »Seelsorge« die Worte »ausgenom- 
men die Spendung der Sacramente in Nothßlllen« eingeschoben. 

Artikel V. Der Zeitpunkt des Eintritts dieses Gesetzes wird 
durch Verordnung bestimmt [s. die unt. folg. Verordn. v. 12. Juli 1888). 
In gleicher Weise erfolgt die Bezeichnung der zur Mitwirkung 
bei der Ausführung desselben bestimmten Staatsbehörden. 
Gegeben zu Schloss Baden, den 5. Juli 1888. 
IViedrich. 
Nokk. Auf Sr. königl. Hoheit höchsten Befehl: Leuiis. 

Der Art. lY. des Gesetzes yom 5. Jali 1888 hatte in dem der Regierang 
Anfangs Becember 1887 den Kammern vorgelegten Geaetzenitourfe folgende 
Fassung : 

Art. IV. Die Staatsregierang ist ermächtigt, einzelnen Geistlichen, welche 
einem im Grossherzogthum eingeführten religiösen Orden angehören, zum Zweck 
einer Torübergehenden Aashilfeleistang in der Seelsorge die öffentliche Aas- 
übung kirchlicher Fanotionen im Gebiete des Grossherzogthums nach Massgabe 
der Bestimmangen des Gesetzes vom 5. März 1880 und der zum Vollzöge des- 
selben erlassenen Vorschriften in jeder Zeit widerruflicher Weise zu gestatten ^. 



1) ["^gl- Archiv , Bd. 27. S. 292. Ueber den Wortlaut des Art. 4. im 
Gesetzentwürfe s. das im Text hier im Archiv 8. 463 a. £. Folgende. 

2) Gegen den Entwurf des Art. 4. traten mit Erfolg die sog. National- 
liberalen der IL Kammer und in der I. Kammer der protestantische Prälat Doli 
auf. Letzterer erhielt dann für sein »mannhaftes Eintreten« zur Bekämpfung 
des Ordensartikels in der I. Kammer, wobei es sich doch nur um eine die Pro- 
testanten nichts angehende innere Angelegenheit der kathol. Kirche handelte, eine 
von 324 im Amte befindlichen protestantischen badischen Geistlichen und 21 Diö- 
ceeanen unterzeichnete Adresse , und von Prälat Doli wurde jedem der Unter- 
zeichner eigenhändig geantwortet. 
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Die TOD der Begiemng dem Entwürfe des voretehenden Gesetzes 
beigegebene Begründang batte folgenden Wortlant: 

Das Gesetz Tom 9. October 1860, welches in Baden fflr die rechtliehe 
Stellung der Kirchen und kirchliehen Vereine im Staate die in bald dreissig' 
jahriger Dauer wohlbewahrte Grandlage bildet, hat durch das Gesetz Tom 
19. Februar 1874 einige Aenderungen erfahren. Dieselben waren dureh die Er- 
wägung herTorgerufen, dass wegen zu enger Formalirnng einzelner der im Ge- 
setze Tom 9. October 1860 ausgesprochenen Rechtss&tze eine Umgehung des Ge- 
setzes nicht habe rerhindert werden können, und dass einzelne bedeutsame Vor- 
schriften der erforderlichen Schutzmittel entbehrten, indem die Zuwiderhand- 
lung nicht mit Strafe bedroht war. Die weitaus bedeutsamsten und er- 
greifendsten Bestimmungen des neueren Gesetzes (19. Februar 1874) waren die- 
jenigen , welche die Ausbildung für den geistlichen Beruf zum Gegenstande 
hatten , indem einerseits die Zulassung zu einem Eirchenamt oder zur öffent- 
lichen Ausübung kirchlicher Functionen von dem durch Ablegung einer staat- 
lichen Prüfting zu erbringenden Nachweise einer im Gesetze naher bezeichneten 
»allgemein wissenschaftlichen Vorbildung« abhfingig gemacht, andererseits die 
im Gesetze vom 9. October 1860 anerkannte Befugniss der Kirchen, »Bildunge- 
anstalten für diejenigen, welche dem geistlichen Stande sich widmen ,€ %a er- 
richten, wesentlich eingeschränkt ward. 

Inzwischen haben durch das Gesetz vom 5. März 1880 die Vorschriften 
über die »allgemeine wissenschaftliche Vorbildung der Gandidaten des geist- 
lichen Standes« eine Aenderung und zwar in der Richtung einer Wiederan- 
näherung an die ursprüngliche, durch das Gesetz vom 9. October 1860 diesem 
Gegenstande gegebene Ordnung — erfahren. Es wurde zwar nicht auf den ur- 
sprünglichen Wortlaut des §. 9. (Abs. 2.) jenes Gesetzes übergegangen, aber 
doch inhaltlich dasjenige durch ausdrückliche Gesetzesbestimmung festgestellt, 
was der von dem Abgeordneten Lamey über die erste damalige Begierungs- 
vorlage erstattete Comniissionsbericht als den Sinn des 1860er Gesetzes bezeich- 
nete durch die Erklärung, »dass bei Erlassung des Gesetzes vom 9. October 1860 
es nicht die Absicht der Regierung war, von den Geistlichen einen strengeren 
oder lästigeren Nachweis der allgemein wissenschaftlichen. Vorbildung zu for- 
dern, als von anderen sich juristischen, cameraUstischen, medidnischen oder in 
der philosophischen Facultät zu absolvirenden Studien widmenden Personen.« 

Mit dem Gesetze vom 5. März 1880, dessen Bestimmungen nebst den 
Vorschriften der landesherrlichen Vollzagsverordnung vom 11. April 1880 (Ge- 
setzes- und Verordnungsblatt Seite 119) auch seitens der oberen Kirchenbe- 
hörde des katholischen Religionstheils in genauester Weise befolgt werden, war 
der Zwiespalt beseitigt, aus welchem ein Hauptmotiv für die Erlassung des Ge- 
setzes vom 19. Februar 1874 hervorgegangen war. 

Von der Anschauung ausgehend, dass dem Gesetze vom 9. October 1860 
nachgefolgte und noch in Geltung stehende Gesetzesbestimmungen in mehr- 
facher Hinsicht eine Beeinträchtigung des in §. 7. des erwähnten Gesetzes an- 
erkannten Grundsatzes der Freiheit und Selbständigkeit der Kirchen in Ord- 
nung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten enthalten, eine Beeinträchtigung, 
durch welche die Kirche in Erfüllung ihrer heilspendenden, sittigenden Aufgabe 
gehemmt sei, hat schon der Amtsvorgänger des gegenwärtigen Inhabers des 
eizbischöflichen Stuhles zu Freiburg an die grossherzogliche Regierung Anträge 
gerichtet, welche bezüglich mehrerer Punkte ein Zurückgehen auf das Gesetz 
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vom 9. Oetober 1860 oder doch eine WiederanDftherang an dieses anstrebten. 
Der jetsige Ersbisehof bat die Antrage erneuert, wobei sich derselbe ingleich 
anf das inswiscben erfolgte Vorgehen anderer deutscher Staaten auf Idrchen- 
poUtisehem Gebiete berief. Nach sorgföltiger Prftfiing dieser Antrige mnssie 
di«r grosshersogliche Regierung die Ueberzeugung gewinnen, dass einseinen der- 
selben, und zwar dei^igen, auf welche kiichlicherseits das Hauptgewicht ge- 
legt wurde, ohne irgend welche Beeinträchtigung oder Gef&hrdung staatlioher 
Interessen entsprochen werden könne, wobei auch vorausgesetzt werden darf, 
dass ein Eingehen auf die bezUglichen Wünsche den Zustand friedlichen Ein- 
vemehmens, ide derselbe seit 1880 in den Beziehungen zwischen staatlicher und 
kirchlicher Autoritfit sich entwickelt hat, zu kräftigen und dauernd zu gestalten 
geeignet sem werde. Auf dieser Erwfignng beruht der vorliegende Gesetzent- 
wurf, zu dessen Bestimmungen im Einzelnen Nachstehendes bemerkt wird. 

Zu Art 1. Das Gesetz vom 9. Ootober 1860 enthielt in g. 12. als Ab- 
satz 2 die Bestimmung : 

»Die Kirchen sind befugt, Bildungsanstalten für diejenigen, welche 
sich dem geistlichen Stande widmen, zu errichten.« 

An Anstalten der vorbezeichneten Art waren damals bereits vorhanden: 

a) Das Priesterseminar zu St. Peter — zur theologisch-praktischen Vorbildung 
der Candidaten des geistlichen Standes, welche den acaderoischen Studien- 
eurs bereits zurückgelegt haben. 

b) Unter der Benennung »CoUegium theologicum« zu Freibuig eine seit 1857 
unter kirchlicher Leitung und Aufriebt stehende Anstalt zur Gewahrung 
gemeinschaftlicher Wohnung, Verpflegung und Aufsicht fOr Studirende der 
katholischen Theologie an der Universitfit Freiburg. 

Auf Grund des Gesetzes vom 9. October 1860 wurden sodann errichtet: 

c) Cnabenseminare (richtiger : Knabenoonvicte) — Anstalten zur Gewihrung 
gemeinschaftlicher Wohnung, Verpflegung und Aufsicht f&r Gymnasial- 
schaler, welche die Absicht, sich künftig dem geistlichen Stande zu wid- 
men, erklfirt — zu 

Freiburg, 
Konstanz, 
Tauberbisehofsheim. 

d) Eine »gelstlicbe Bildungsanstalt« zu Breisach — ein eigentliches Knaben- 
seminar, d. i. eine Anstalt, deren Zöglinge in dieser selbst nicht allein 
Wohnung, Verpflegung und Aufriebt, sondern auch Unterricht nach dem 
Gymnasiallehrplan empfingen, so dass dieselben nach Ablegung der Gym- 
naslalrdfeprUfting fttr sogenannte Eztraneer zu Universit&tsstudien be- 
fUiigt wurden. 

Das Gesetz vom 19. Februar 1874 Art. 2. beschränkte die in §. 12. Ab 
satz 2. des Gesetzes vom 9. October 1860 den Kirchen einger&umte Befägniss 
auf »Anstalten zur theologisch-praktischen Vorbildung der künftigen Geist- 
lichen und verfügte die Schliessung der Knabenseminarien, der Knabenconvicte 
und des Convicts für Studirende. Nach Erlassung des Gesetzes von 1874 durfte 
somit nur das Priesterseminar zu St Peter fortbestehen; die unter b, c und d 
bezeichneten Anstalten mussten geschlossen werden, und die Mittel, welche bis 
dahin zu deren Unterhaltung gedient hatten, wurden fortan zu Stipendien für 
Studirende der Theologie sowie an Schüler von Gelehrtenschulen, welche spfiter 
dem theologischen Studium sich widmen zu wollen erklärten, verwendet 
▲rehiv fdr Kirthenneht LX. 30 
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Das Fortbestehen der Verhältnisse aber, welche frfther die Errichtung 
von Convicten für die an Gelehrtenschnlen und an der Universitfit zum geist- 
lichen Bemfe sich Vorbereitenden der Kirche als Bedürfoiss hatten erscheinen 
lassen, and wie solche in ahnlicher Weise sogenannte Internate anch für Aspi- 
ranten anderer Bemfsarten (z. B. Militärdienst Volksschnllehrerbemf) herror- 
gemfen haben, machte nach DnrchfÜhrang des Gesetzes Yom 19. Februar 1874, 
namentlich bm dem schwachen Zugänge za dem geistlichen Berufe, in solcher 
Wdse seinen Einfluss geltend, dass an Stelle *der aufgehobenen kirchlichen 
Conviete schon vor mehreren Jahren Anstalten mit ähnlicher Einrichtung, aber 
auf einer anderen, den gegenwärtig geltenden einschlägigen Gesetzesbestim- 
mungen nicht widerstreitenden Grundlage entstanden. In dem Gkbäude, das 
früher dem »CoUegium theologicum« zu Freiburg gedient hatte, wurde eine 
Pensionsanstalt für Studirende der katholischen Theologie an der Universität 
Freiburg als Unternehmen eines Professors der dortigen theologischen Facultat 
eröflfhet, also in den Gebäuden der vormals kirchlichen Conviete au Freibnrg, 
Konstanz und Tauberbischofsheim Pensionate für Gymnasialschüler, als Unter- 
nehmen und unter Leitung einzelner Geistlichen, welche zugleich an den Gym- 
nasien der genannten Städte als Religionslehrer thätig sind. 

Solche Privatanstalten können indessen der Kirche nach ihrer AufEusung 
nur einen unvollkommenen Ersatz bieten für die früheren Conviete, welche als 
Corporationsanstalten unter Leitung der kirchlichen Behörden selbst standen. 
Als Unternehmen einzelner Persönlichkeiten entbehren sie der Gewähr eines 
dauernden Bestandes , und der für jede Kirche nothwendige Einfluss der kirch- 
lichen Leitung auf die Heranbildung ihrer künftigen Diener kann nur insofern 
ausgeübt werden, als die Unternehmer und Leiter der Anstalten solchen that- 
sächlich zulassen. 

Den Ausschluss von Convicten für künftige Geistliche als kirchliche An- 
stalten noch aufrecht zu erhalten und damit — nachdem solche Anstalten auch 
in Preussen und Hessen wieder zugelassen sind — Baden in einer Ausnahme- 
stellung für das ganze Grebiet des Deutschen Reiches zu belassen, scheint der 
grossherzoglichen Regierung umsoweniger geboten zu sein, als die Art and 
Weise , wie für Baden durch das Gesetz vom 5. März 1880 die allgemein wis- 
senschaftliche Vorbildung der Candidaten des geistlichen Standes geordnet und 
durchgeführt ist, hinreichend Gewähr dafür bieten dürfte, dass die Heran- 
bildung und Erziehung des Klerus »nicht in einer Weise erfolge, die den 
künftigen Seelsorger und öffentlichen Lehrer von der nationalen Erziehung der 
deutschen Jugend nahezu ausschliesst« (Begründung des Entwurfs zum Gesetze 
vom 19. Februar 1874). 

Die grossh. Regierung schlägt deshalb vor, die durch das Gesetz vom 
19. Februar 1874 auf Anstalten zur theologisch-praktischen Vorbildung der 
künftigen Geistlichen« eingeschränkte Befngniss der Kirchen auf dem durch 
§. 109. Absatz 2. des Gesetzes über den Elementarunterricht vorgezeichneten 
Wege auszudehnen auf Anstalten der im Artikel I. des Entwurfes weiter be- 
zeichneten Art 

Andere kirchliche Lehr- und Erziehungsanstalten, auch solche, die inr 
Heranbildung künftiger (Geistlichen bestimmt sind, aber nicht auf die Gewährung 
gemeinschaftlicher Wohnung, Verpflegung und Aufsicht sich beschränken, son- 
dern überdies eine eigentliche Unterrichtsertheilung in den Kreia ihrer Thälig- 
keit ziehen sollen , würden auch fernerhin der Vorschrift in §. 109. Absatz 2. 
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des Elementarnnterrichtsgesetzea unterstehen, d. h. nur aaf Grand eines beson- 
deren Gesetzes errichtet werden können. 

Nach dem Wortlaut des ersten Absatzes Ton §. 109. des Elementar^ 
Unterrichtsgesetzes wären die zu errichtenden Gonyicte »den Vorschriften der 
§§. 103—^07.« zu unterstellen. Da indessen die Zöglinge staatliche unter* 
richtsanstalten (Universitäten, Gelehrtenschulen) besuchen und überdies zum 
weitaus grössten Theil über dem volksschulpflichtigen Alter stehen , wird von 
der Forderung der in §. 103. Ziffer 2 und 3 des Elementar-Unterriohtsgesetzes 
bezeichneten Nachweise fQglich abgesehen werden können und die staatliche 
Beaufsichtigung im Wesentlichen auf dasjenige sich zu beschranken haben, was 
für Erziehungsanstalten f&r Zöglinge, die über dem volksschnlpflichtigen Alter 
stehen, vorgeschrieben ist. 

Zu Artikel II. Die Gesetzesbestimmungen, deren Aufhebung hier vor- 
geschlagen ist, lauten : 

Artikel 3. des Gesetzes vom 19. Februar 1874 : 

»§4 16 d. Demjenigen Geistlichen, welcher wegen Verletzung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes oder der Bestimmungen der §§. 97, 110, 111, 130, 
130 a , 131 , 132 des Reichsstrafgesetzbuchs innerhalb der letzten zwei Jahre 
zweimal gerichtlich bestraft worden ist, kann, sofern sein Verbleiben im Amte 
mit der öffentlichen Ordnung unvertrfiglich erscheint, auf Antrag des Mini- 
steriums des Innern, die Fähigkeit zur ferneren Bekleidung seines Amtes ab- 
erkannt und das damit verbundene Einkommen entzogen werden. Die Ent- 
scheidung erfolgt durch coUegialischen Beschluss der Mitglieder des Staats- 
ministeriums unter Zuzug von fünf Mitgliedern der Gerichtshöfe, welche jeweils 
für zwei Jahre durch landesherrliche Ent^chliessung bezeichnet werden und von 
welchen eines den Beivortrag zu erstatten hat.« 

»§. 16 e. Dem Geistlichen, welcher zufolge §. 16 d. vom Amte entlassen, 
oder zur Bekleidung eines Kirchenamts durch gerichtliches Urtheil unfähig er- 
klärt ist (Artikel 14, VII. des EinfÜhrnngsgesetzes vom 31. Deeember 1871), 
ist jede Öffentliche Ausübung kirchlicher Functionen untersagt. Die Ueber- 
tretung dieses Verbots wird mit Gefangniss von sechs Monaten bis zu einem 
Jahre bestraft.« 

Diese Bestimmungen sind in Baden bis jetzt niemals zur Anwendung ge- 
kommen ; eine Ernennung der fünf Mitglieder von Gerichtshöfen, welche bei den 
bezüglichen Entscheidungen des Staatsministeriums mitzuwirken hätten, ist nicht 
erfolgt. Umsoweniger dürfte der Fall einer Anwendung des §. 16 d. für die Zu- 
kunft vorauszusehen sein, nachdem die staatsgesetzlichen Vorschriften, deren 
Befolgung zu sichern vorzugsweise Zweck des Paragraphen war, seit dem Ge- 
setze vom 5. März 1880 kirchlicherseits genau beobachtet werden. 

Der kirchliche Antrag, dessen Gegenstand die Aufhebung der erwähnten 
Gesetzesbestimmungen ist, wurde demgemäss nicht sowohl durch Berufung auf 
etwa daraus hervorgegangene thatsächliche Benachtheiligung der kirchlichen 
Wirksamkeit, als vielmehr mit Erwägungen mehr theoretischer Art begründet; 
die Aberkennung eines geistlichen Amtes bezw. die Fähigkeit zur Bekleidung 
eines solchen durch die Staatsgewalt sei nicht vereinbar mit dem Grundsatze 
der Selbständigkeit der Kirchen, sowie mit dem Grundsatze, dass die Inhaber 
geistlicher Aemter als solche nicht (staatliche) Beamte seien. Die grossh. Be- 
gierung hält indessen zur Begründung ihres in Artikel II. des Entwurfes ent* 
haltenen Vorschlages schon die Erwägung für vollkommen ausreichend, dass 

30* 
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der Anfhebnug ein praktisches Staatnnteresse nichts entgegensteht, nachdem 
die in Bede stehenden Bestimmnngen ab gegenstandslos betrachtet werden 
können. 

Za Artikel IIL Dieselben bereits zu Artikel IL erwähnten Erwägungen 
theoretischer Art liegen eiiiem auf Aendemng der Bestimmnngen iif Art. 14. 
Ziffer Vn. des badischen Einführangsgesetzes zum Beichsstrafgesetzbnch ge- 
richteten kirchlichen Antrage zu Grande: es wird beanstandet, dass gewisse 
gerichtliche Yerartheilangen , wenn dieselben gegen Geistliche ergangen sind, 
für den Vernrtheilten den Verlost des demselben etwa Übertragenen Kirchen- 
amtes nnd die — dauernde oder zeitweise — Unfähigkeit , ein Eirchenamt zu 
erlangen, von rechtswegen zur Folge haben sollen. 

Wenn die Würde des geistlichen Amtes und die WerthschStzung, welche 
dasselbe auch Ton der Staatsgewalt mit Becht erwarten darf, nicht gestatten, 
dass der Staat die bürgerliche ünbescholtenheit des Trägers eines geistlichen 
Amtes als etwas für ihn Gleichgiitiges behandle und demgemäss Vernrtheilnngeu 
der angegebenen Art eine das geistliche Amt berührende Wirkung überhaupt 
nicht beilege, so erachtet doch die grossherzogliche Begierung das staatliche 
Interesse für ausreichend gewahrt durch Vorschriften , welche dem in der an- 
gegebenen Weise vernrtheilten Geistlichen die in bürgerlicher Hinsicht aus dem 
Besitze des Amtes abzuleitenden Bechte — den Anspruch auf das Amtseinkom- 
men — entziehen und verhindern, dass der Verurtheilte durch weitere Aus- 
übung des geistlichen Amtes öffentliches Aergerniss gebe. In Ansehung der 
Entscheidung über die Entziehung des Amtes selbst — die übrigens regelmas- 
sig die unausbleibliche Folge des Ausschlusses vom Bezüge des Einkommens 
und von der öffentlichen Ausübung geistlicher Functionen sein wird, sowie über 
die fernere Fähigkeit zur Versehung geistlicher Aemter findet die seitens der 
Kirchengewalt beanspruchte Zuständigkeit eine Stütze in dem in §. 8. des Ge- 
setzes vom 9. October 1860 ausgesprochenen Grundsatze. 

Zu Artikel IV. Die auf die reKgiösen Orden bezüglichen Bestimmungen 
(§. 11.) des Gesetzes vom 9. October 1860, welche lauten : 

»Ohne Genehmigung der Staatsregierung kann kein religiöser Or« 
den eingeführt und keine einzelne Anstalt eines eingeführten Ordens 
errichtet werden. 

Diese Genehmigung ist widerruflich« — , 
sind bis zur Gegenwart unverändert in Geltung geblieben. 

Der einzige zur Zeit in Baden eingeführte religiöse Orden (bezw. ordens- 
ähnliche religiöse Congregation) , jener der barmherzigen Schwestern des 
St. Vincenz von Paula, war schon vor 1860 zugelassen. 

Dem Erfordemiss der staatlichen Genehmigung zur Einführung religiöser 
Orden wurde nach Erlassung des Gesetzes vom 9. October 1860 seitens der 
Staatsregierung nicht die Bedeutung beigelegt, als sei der Aufenthalt einzelner 
Angehöriger eines in Baden nicht eingeführten Ordens nnd die Verwendung 
solcher Personen zu einer ihrer beruflichen Ausbildung entsprechenden Thätig- 
keit, z. B. zur Aushilfe in der Seelsorge, Ertheilung von Unterricht, zur Aus- 
übung der Krankenpflege, für unstatthaft zu erachten. Erst durch die ans der 
Initiative der II. Kammer hervorgegangenen beiden Gesetze vom 2. April 1872 
wurde »die Abhaltung von Missionen und die Aushilfe in der Seelsorge« durch 
Mitglieder nicht ordnungsmässig in Baden eingeführter Orden verboten, femer 
»den Mitgliedern eines religiösen Ordens oder einer ordensähnlichen religiösen 
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Congregation jede Lehiwirksamkeit an Lehr- und EniehnngsaiiBtalieii im Gross- 
herzogtfaam untersagt. € 

Dabei wurde in Ansehung des letzteren Verbotes »die Staatsregierung 
ermächtigt, für einzelne Personen in widerruflicher Weise Nachsicht zu er- 
theilen.« während eine ähnliche Ermächtigung bez&glich der Abhaltung Ton 
Missionen und der Zulassung snr Aushilfe in der Seelsorge in dem betreffenden 
Gesetze nicht enthalten ist. Der dem letzten Gesetze zu Grunde liegende Ini- 
tiativantrag war damit begründet, dass die Bestrebungen der katholischen Or- 
densgeistlichen und ihrer affiliirten Organe »voruehrolich die Durchführung der 
Beschlüsse des vaticanischen Goncils bezwecken.« Hierin sei die »Gefahr in 
naheliegender Weise begründet, dass Lehren, welche die Rechte des Staates 
und seiner gesetzlich gewährleisteten Ordnungen in Frage zu stellen geeignet 
sind und welche in gleicher Weise den öffentlichen Frieden der in unserer pa- 
ritätischen Bevölkerung vertretenen Confessionen gefährden, eine Nachtheil 
bringende Verbreitung finden.« — Dem Ignitiativantrag und dem daraus her- 
vorgegangenen Gesetze lag sonach eine wesentlich auf den damaligen Zeitver- 
hältnissen beruhende bestimmte Absicht zu Grunde. 

Während des letzten Landtages sind nun Petitionen in einer grösseren 
Zahl »um Aufhebung des gesetzlichen Verbotes der Aushilfe in der Seeisorge 
durch Ordensgeistliche« eingerichtet worden, in welchen insbesondere der grosse 
Priestermangel betont ist, welcher sich namentlich in grösseren PÜEureien und 
zu Zeiten erhöhter Ansprüche schmerzlich geltend mache. Der über die betref- 
fenden Petitionen von dem Abg. Winterer erstattete Commissionsbericht be- 
rechnete nach dem Stande vom 1. Mai 1886 die Zahl der in der örtlichen Seei- 
sorge tbätigen katholischen Geistlichen auf 888» während die Gesanuntzahl der 
bestehenden Pfarreien, Kaplaneien und ständigen Vicarsstellen 1114 betrug , so 
dass gegenüber der letzteren Zahl eine Minderzahl der Geistlichen von 226 sich 
ergab. Eine nach dem Stande vom 1. November 1887 gefertigte neue Auf- 
stellung ergibt (Irrthum vorbehalten) folgende Ziffern: 

Inhaber von Pfarreien und Pfarrcuratien 648 

Inhaber von Kaplaneien 11 

Pfarr- und Beneficiumsverweser, Vicare . 2S4 

zusammen 8d3 

Zahl der Pforreien und Guratkapkneien 774 

Zahl der Kaplaneien 109 

Zahl der ständigen Vicarsstellen > . . 241 

zusammen 1124 
Somit — in dieser Weise berechnet •— eine Unzulänglichkeit der Zahl 
der Geistlichen von 231. 

Die Unzulänglichkeit hat hiernach vom 1. Mai 1886 bis 1. November 1887 
noch etwas zugenommen, obwohl während dieser Zeit die Neupriester zweier 
Jahrgänge (1886 und 1887) zugegangen sind und diesem Zugang ein Abgang 
nur aus einem Zeitraum von 18 Monaten gegenübersteht. Von den 774 Pfar- 
reien und Pfarrcuratien sind 648 besetzt , 126 unbesetzt ; von den Kaplaneien 
11 besetzt, 98 unbesetzt. 

Von den unbesetzten P&rreien und Pfarrcuratien werden 89 von Ver- 
wesern pastorirt, die übrigen (87) von Geistlichen der Nachbarschaft mitver- 
sehen. Für die zur Zeit von auswärts pastorirten 37 Pfarreien und für die 241 
ständigen Vicarsstellen bleiben sonach nur 145 Priester übrig, von welcher Zahl 
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Übrigens noch die (znr Zeit nicht festgestellte) Zahl derjenigen Geistlichen ab- 
geht, die wegen vorübergehender Dienstnnfähigkeit einzelner P&rrer diesen als 
unständige Yicare beigegeben sind. 

Von den 659 Inhabern Yon Pfründen (Pfarreien nnd Eaplaneien) sind 
185 (= 20,6 pCt.) über 60 Jahre alt; es befinden sich: 

in einem Alter von 80 Jahren nnd darüber 11 
in einem Alter von 70—79 Jahren 45 

in einem Alter von 60—69 Jahren 79. 

Im Jahre 1888 werden voraussichtlich 85 Nenpriester (dermalige Zahl der 
Zöglinge im Priesterseminar zn St. Peter) zngehen. Wie hoch der Zngang in 
den folgenden Jahren sein wird, kann zur Zeit nicht voraus berechnet werden; 
nach der Zahl der Studirenden der katholischen Theologie an der Universität 
Freiburg kann übrigens für die Jahre 1889, 90 und 91 ein erheblich higherer 
Zugang, als für das Jahr 1888 noch nicht unterstellt werden. Diesem Zugang 
wird im Hinblick auf die vorstehend angegebenen AltersverhSltnisse der vor- 
handenen Pfründeinhaber ein voraussichtlich nahezu gleich hoher Abgang gegen- 
überstehen. 

Hienach beklagt die Kirche einen Mangel an katholischen Priestern im 
Grossherzogthum , der jedenfalls noch eine Beihe von Jahren ziemlich gleiche 
Verhältnisse zeigen wird , wenn auch die Aussichten für die Zukunft günstige 
sind. Dabei wird kirchlicherseits betont, dass auch in diesen künftigeren 
günstigeren Zeiten die Noth wendigkeit einer vorübergehenden Aushilfe in der 
Seelsorge f&r an der Ausübung des Dienstes verhinderte Geistliche, sowie für 
Zeiten erhöhter Ansprüche (z. B. Fasten- und Osterzeit) die Beiziehung aus- 
wärtiger Hilfskräfte noch als Bedürfhiss erscheinen lasse. 

In Anbetracht dieser Verhältnisse glaubt die grossh. Staatsregierang 
eine Bestimmung vorschlagen zu sollen, welche ihr ermöglichen würde, für 
Nothfalle eine Ausnahme von dem Verbote des Gesetzes vom 2. April 1872 zu- 
zulassen. Eine Anregung in dieser Richtung wurde bereits bei den öffentlichen 
Eammerverhandlungen über den Gesetzes verschlag der U. Kammer durch den 
damaligen Staatsminister des Innern gegeben, und die vorgeschlagene Bestim- 
mung dürfte um so weniger einem Bedenken unterliegen, als in den anderen 
deutschen Staaten die Aushilfe in der Seelsorge so weitgehenden Beschränkun- 
gen, wie in Baden durch das keine Ausnahmen zulassende Gesetz vom 2. April 
1872 nicht unterworfen ist. 

4. Landesherrliche Verordnung^ den Vollzug des Gesetzes v. 5. Juli 
1888 — Äenderung einiger gesetzlichen Bestimmungen Ober die recht-- 
liehe Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate — be- 

treffend, vom 12. Juli 1888. 
(Gesetzes- und Verordnungsblatt von 1888, Nr. XXVI. vom 16. Juli 1888, 

Seite 829, 830). 

Auf den unterthänigsteu Antrag Unseres Staatsministeriums 
verordnen Wir zum Vollzuge des Artikels V. des Gesetzes vom 

5. Juli 1888: 

§. 1. Das Gesetz vom 5. Juli 1888, Äenderung gesetzlichen 
Bestimmungen aber die rechtliche Stellung der Eircbeu and kirch- 
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liehen Vereine im Staate betreffend, tritt mit dem 1. Angast 1888 
in Wirksamkeit. 

§. 2« Dem Ministerium der Justiz, des Cultus und Unterrichts 
sind einzureichen: 

a. die Anzeigen über das Vorhaben der Errichtung einer Anstalt 
der in Artikel I. des vorbezeichneten Gesetzes erwähnten Art; 

b. die Anzeigen über Wechsel in dem Vorsteher- oder Lehrer- 
personal oder über Veränderungen in den Localen bei solchen 
Anstalten ; 

c. M die Nachweise darüber, dass bei der Anstalt, auf welche die 
I Anzeige (a. oder b.) sich bezieht, den in Artikel L des Ge» 

I setzes beziebungsweise §. 103. Ziffer 1 und 4 des Gesetzes über 

j den Elementarunterricht bezeichneten Erfordernissen ent- 

I . sprechen sei. 

§. 3. Demselben Ministerium (§. 2.) stehen zu: 

a. die Entscheidung darüber, ob die in §. 2 c. bezeichneten Nach- 
weise als genügend anzuerkennen seien; 

b. die Anordnungen über Einsichtnahme sowie über Schliessung 
von Anstalten der in Artikel I. des Gesetzes vom 5. Juli 1888 
bezeichneten Art. 

Gegeben zu Schloss Baden, den 12. Juli 1888. 
Friedrich. 
I Nokk. Auf Sr. königl. Hoheit höchsten Befehl : Qante^ 



(Das Ges. Tom 20. Juli 1888, die Bestenerung f&r örtliche kirchliche Be- 
dürfnisse betreffend, folgt im nächsten Hefte.) 



1) Tgl. Archiv, Bd. 25. 8. 102, Bd. 27. 8. 292, Bd. 19. S. 468 and unten 
die MotiTe m Art. 1. des Entfmrfs des Ges. yom 5. Jali 1888« 
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XL 

Die bioorporation bei der Anlegung der neuen Grundbücher 

in Oesterreich^). 

Mitgetheit yon Dr. Adolf Novotny^ f&rsterzbischöfl. a. Siifts-Anwalt in Prag. 

In dem unter diesem Titel mitgetheilten Rechtsfalle {Archiv 
1887, Bd. 57, S. 225), in welchem die Ansichten österreichischer 
Gerichte über das Wesen und die Wirkungen der Incorporation 
einer Pfarre zu einem Kloster in Bezug auf die Anlegung der neuen 
Grundbächer dargestellt sind, wurde am Schlüsse die Entscheidung 
der k. k. österreichischen Begierung mitzutheilen zugesagt, nach- 
dem das an diesem Bechtsfalle betheiligte Prftmonstratenser Chor- 
herrenstift Strahov in Prag den mitgetheilten Bechtsfall mit sei- 
nem ganzen Wortlaut der k. k. Regierung mit dem Ansuchen vor- 
gelegt hatte, es möge dieselbe verffigen, damit auf Grund des nach- 
gewiesenen Incorporationsverhältnisses der Pfarre S. Jacob in Iglau 
zu dem Stifte Strahov in der Grundbuohseinlage der Pfarrliegen- 
schaftei das Eigenthumsrecht dieser letzteren fflr das Stift Straho? 
eingetragen, oder doch wenigstens in dieser Grundbuchseinlage die 
Incorporation der genannten Pfarre zum Stifte Strahov angemerkt 
werde. 

Die betreffende Eingabe des Stiftes wurde bei der k. k. Statt- 
halterei in Prag fiberreicht, von dieser, weil die Pfarre S. Jacob in 
Iglau und deren Liegenschaften in Mähren liegen , der k. k. Statt- 



1) Dia Frage über die rechtliche Wirkangen der Incorporationen wurde 
zuletzt im Archiv Bd. 59, 8. 87 ff. abgehandelt and es wurden dort die frühe- 
ren Erörterangen, welche darüber im Archiv erschienen, yerseiehnet Wir yer- 
weisen aber bezüglich des Satzes, dass durch die Incorporationen das gesammte 
Vermögen der incorporirten Kirche oder des incorporirten Beneficiams, nidit 
bloss die Nntzungsrechte jenes Vermögens übergingen, auch noch aof die Ana- 
ftthnmgen eines herrorragenden bayerischen Juristen zur Kritik eines Urtheils 
des bayer. obersten Gerichtshofes t. 1. Febr. 1878 im Archir Bd. 39, 8. 244 ff. 
Man verbinde damit auch die im Archiv Bd. 3, S. 548 ff. , Bd. 22, S. 188 ff., 
Bd. 28, 8. 402 f. 489 mitgetheilten hess., prenss. and bayer. ürtheile. Der 
von der Brünner Statthalterei gew&hlte Aasweg, bei Eintragung der incorporirten 
Kirohengüter dieselben in den Grondbüchem einfach bloss als dem oder dem 
Kloster, 8tiffe etc. incorporirt zu bezeichnen and die Frage, ob durch die In- 
corporatiionen Sigenthamsrechta übertragen seien, bei 8eite zu lassen, erscheint 
als ein Anskanftsmittel, welches bereits im Archiv Bd. 59. 8. 44 ff. als bedenk- 
lich bezeichnet wnrde. (Anm. d. R.) 
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halterei in Brfion mitgetheilt, und die Entscheidung dieser letzteren, 
-- Brfinn, 14. November 1887 Z. 7641 lautet nachstehends. 

Mit Hofkanzleidecret vom 18. Mai 1831, Z. 1 1,648 ^ wurde 
die Anordnung getroffen , dass das Vermögen der den geistlichen 
Stiften und Klöstern incorporirten Pfarren von dem Stifts- oder 
Klostervermögen unterschieden und evident gehalten werde, wobei es 
den Stifts« und Klostervorstehem immer unbenommen bleibt, so viel 
vom Ertrage des pfarrlichen Vermögens und sonstigen pfarrlichen 
Einkommens als sie noth wendig und zweckmässig finden, den ausge- 
setzten Pfarrern zu überlassen. 

Diese Anordnung, durch welche die Ordensstifte und Klöster 
und die denselben incorporirten Pfarren als zwei von einander ver- 
schiedene Rechtssubjecte angesehen werden , hätte offenbar keinen 
Zweck, wenn das Eigenthumsrecht der Stifte und Klöster auf die 
denselben incorporirten Pfarren selbstverständlich wäre. 

Nach hierortiger Anschauung, welche sich auf das citirte Hof- 
canzleidecret stützt, kann aus dem Incorporations Verhältnisse zu einem 
Stift oder Kloster nicht das Eigenthumsrecht auf die Gebäude der 
incorporirten Kirche oder Pfarre, sondern nur das Bezugsrecht der 
Pfarreinkünfte fliessen, und entspricht dieser Anschauung auch die 
bücherliche Eintragung der Pfarre S. Jacob in Iglau als Eigenthü- 
mer der in der Grundbuchseinlage 92 ausgewiesenen Liegenschaften. 

Sollte sich jedoch das Stift Strahov entschliessen, seine Eigen- 
thumsansprüche auf die Liegenschaften der Pfarre S. Jacob in Iglau 
fallen zu lassen , so würde es vom hierortigen Standpunkte aus kei- 
nem Anstände unterliegen, dass das Incorporationsverhältniss , wel- 
ches diesem Stifte den Bezug der Einkünfte der genannten Pfarre 
gewährt, grundbücherlich dadurch zum Ausdrucke gelange, dass im 
Eigentbumsblatte eingetragen werde: »incorporirt dem Prämonstra- 
tenser Chorherrenstifte Strahov in Prag« oder »Ordenspfarre des 
Prämonstratenser Ghorherrenstiftes Strahov in Prag,« — wodurch 
das allseitig anerkannte Verhältniss auch die mit der Eintragung in 
die öffentlichen Bücher verbundene Sicherstellung erlangen würde. 

Aus den angeführten Gründen ist die k. k. Statthalterei nicht 
in der Lage, die Eigenthumsansprüche des Stiftes Strahov auf das 
Pfarrhaus Nr. 98 in I^lau, sowie auf die in der Grundbuchseinlage 
92 eingetragenen Pfarrliegenschaften anzuerkennen und muss es dem 



1) Siehe dasselbe Archiv Band 52. 8. 219, wo dasselbe als Allerhöch- 
stes Cabinetssehreiben vom 29. April 1831 and Hofcanzleideeret vom 4. Jani 
1881, Z. 11,648 abgedruckt ist. 
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genaunteu Stifte überlassen bleiben, seine Eigenthnnisansprfiche aof 
die gedachten Realitäten im Civilrechtswege geltend zu machen. 

Diese von Seite der k. k. Statthalterei in Brunn lediglich der 
k. k. Statthalterei in Prag übersendete Entscheidung bat diese letz- 
tere dem Stifte Strahov mit Erlass vom 27. November 1887, Z. 
102,264 mit Beziehung auf die vom Stifte überreichte ursprüngliche 
Eingabe intimirt und es hat sich somit in dieser Form die k. k. 
Statthalterei in Prag jener Entscheidung angeschlossen. 

Ohne ein weiteres Einschreiten von Seite des Stiftes Strahov 
kam demselben unterm 28. März 1888, Z. 26,851 ein Erlass der 
k. k. Statthalterei in Prag zu, in welchem es heisst: 

>in Angelegenheit der bücherlichen Sicherstellung des Eigen- 
thumsrechtes des Stiftes Strahov auf die Immobilien der Pfründe 
S. Jacob in Iglau erscheint es angezeigt, dass der von der mäh- 
rischen k. k. Statthalterei in dem Schreiben vom 14. November 
1887, Z. 7641 angeführte Modus durchgeführt werde, nach 
welchen bei diesen Immobilien am Eigenthumsblatt angemerkt 
wird, dass dieselben dem Prämonstratenserstifte Strahov incor- 
porirt sind. 

Zu diesem Zwecke wird dem Stifte einvernebmlich mit dem 
fursterzbischöfiichen Gonsistorium (in Prag) im Nachhange zu 
dem hierämtlichen Schreiben vom 27. November 1887, Z. 102,264 
die Zustimmung zu dieser bücherlichen Anmerkung des Incor- 
porationsvorhältnisses hiemit ertheiltc 

Nachdem hiemit dem von Seite des Stiftes Strahov bei den ge- 
richtlichen Erhebungen zum Behufe der Anlegung der neuen Grund- 
bücher gestellten Begehren bei den Pfarrrealitäten von S. Jacob in 
Iglau in deren Grundbuchseinlage ~r entweder auf Grund der aner- 
kannten Incorporation dieser Pfarre zum Stifte Strahov das Eigen- 
thumsrecht auf diese Realitäten für das Stift Strahov — oder wenig- 
stens das Incorporationsverhältniss zum Stifte einzutragen, — in sei- 
nem zweiten Theile willfahrt wurde, so hat sich das Stift Strahov 
mit dieser Erledigung zufriedengestellt, und es wurde in Folge Be- 
scheides des k. k. Ereisgericbtes in Iglau vom 17. Juli 1888, Z. 4699 
in der Grundbuchseinlage der Pfarre S. Jacob in Iglau eingetragen, 
dass dieses Pfarrbeneficium als Ordenspfarre zum Stifte Strahov in 
Prag incorporirt ist, womit der bei der Grundbuchsanlegung ent- 
standene Streit seinen Abschluss gefunden hat. 
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XU. 
Literatur. 

i. Akademische Vorträge von J. v. DölHnger, Bd, L (V u. 427 S. 8.) 
NCrdlingen. Beck. (7 Mk.). 
Unter den hier vorliegenden zwölf Vorträgen, welche D. in den Sitznngen 
der Mflnchener Akademie der Wies, hielt, behandelt Nr. 3 t. J. 1882 die Be- 
ziehnngen der Stadt Born zu Deutschland im Mittelalter (S. 56—77) , Nr. 5 r. 
J. 1875 Deutschlands Kampf mit dem Papsttham unter Kaiser Ludwig dem 
Bayer (S. 118—137). Was darin Wahres vorkommt, ist möglichst in schiefes Licht 

festeilt und mit durchweg zwar nicht neuen Dichtungen untermengt, um in 
orm einer historischen Entwickelung ein möglichst gehässiges Zerrbild von 
Päpsten und Kirche zusammenzustellen. In derselben Weise sucht D. in Nr. 10 
V. J. 1884 »Spaniens polit. und geistige Entwickelung« (S. 242— 264) darzustellen. 
Quellenbelege irgend welcher Art hat D. dem Abdrucke seiner Beden nicht bei- 
gegeben. Bald nachher erschienen von demselben 
2. Döllingery Lieber die Wiedervereinigung der christlichen Kirchen. 
Sieben Vorträge gehalten zu München im J. 1872. NördL Beck. 
1888. Vn u. 140 S. M. 8. 
Diese Vorträge erschienen ihrer Zeit nach Stenograph. Aufzeichnung in 
der Ailg. Ztg. und zu London 1872 in englischer Uebersetzung des Butcombe 
Oxenham. Von einer Auffassang der Kirche als einer göttlichen Institution, 
von dem Erkenntniss des der Kirche bis an*s Ende der Zeiten gewährten Bei- 
standes des h. Geistes finden wir hier bei Döllinger nichts. Nirgends stellt er 
in frommer katholischer Ueberzeugung und mit apologetischer Begründung die 
christlichen Lehren hin und zeigt er j^ründlich, aufweiche Weise und warum sich 
die Orientalen, die Protestanten und die Anglikaner von der katholischen Wahr- 
heit entfernten, und dass eine Wiedervereinigung nicht anders möglich sei, als 
durch Bückkebr aller Getrennten zur unveränderlichen, einen, katholischen, christ- 
lichen Lehre, an der sich nichts makein und abstreichen lässt. Femer hätte die 
auf Wiedervereinigung der christlichen Confessionen gerichteten Vorträge all- 
seits der Geist und die Form christlicher Liebe darch wehen müssen, aber statt 
christlicher Liebe durchweht die Vorträge Verbitterung und Gehässigkeit gegen 
die kathol. £rche und wird gegen diese und ihre Organe und besonderen Yer- 
theidiger, namentlich gegen die Päpste und die Jesuiten möflrlichst vieles un- 
gerechte und Unwahre zusammengetragen, ohne auch nur den Versuch eines Be- 
weises zu machen. Man müsste ein dickes Buch schreiben, um alle die histori- 
schen Unwahrheiten der Vorträge zu beleuchten. Ueber die von Döllinger (S. 99) 
berichtete Fabel des von König Jakob I. den englischen Katholiken auferlegten 
Treueides (eine Fabel, die auch in Kraus' Kirchengeschichte aufgenommen ist) 
yfl man die histor. pol. Blätter Bd. 102. (1888 Heft 5) S. 355 f. Das Haupt- 
hindemiss einer Wieaervereinigung der Confessionen sind in Döllinger*8 Augen 
die Jesuiten. Diese haben, so behauptet er, das Unfehlbarkeitsdogma und den 
geistigen und materiellen Buin aller Nationen herbeigeft&hrt. beweise dafür 
bringt Döllinger keine bei. Wie unwahr aber D. berichtet, wollen wir an einem 
Beispiele näher zeigen. Nach D. (S. 121 f.) haben die Jesuiten die ganze ältere 
czechische Literatur vernichtet, es dahin gebracht, dass fast der ganze böhmische 
Adel durch Hinrichtung, Confiscation und Verbannung in seiner Existenz ver- 
nichtet, 80,000 Familien aus Böhmen ausgetrieben wurden, die böhmische Ver- 
fassung gebrochen ward und wenn im Kampfe der beiden Nationalitäten in 
Böhmen kein Frieden, keine Vermittelung zu finden ist, so tragen die Thaten 
des 17. Jahrhunderts und deren intellectuelTe Urheber die Hauptecnuld daran. So 
sagt Döllinger und wie verhält es sich in Wahrheit ? Waren es etwa Jesuiten, 
welche des JECaisers Statthalter und Bäthe auf dem Prager Hradschin aus dem 
Thurmfenster in den Schlossgraben hinunterwarfen und gegen Kaiser und Beich 
rebellirten? D. vermag keinerlei Thatsachen anzuführen, welche die von ihm 
den Jesuiten zugeschriebene Thätigkeit beweisen. Wohl eiferten die verschie- 
denen Belig^onsparteien , Katholiken, wie Hussiten, Lutheraner, Kalviner, jede 
gegen die ihnen feligionsgefittirllch jicjin^nenden Büpher der anderen PaHei» 
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aber einerlei ob dieselben dentsch oder böhmisch oder französisch a. s. w. rer- 
fasst waren; wohl wurden bei der unter Kaiser Ferdinand IL Ton Staatswegen 
in*s Werk gesetzten katholischen Reformation antikatholische Dächer, aber wie- 
dernm nicht blos czechische confiscirt and häufig öffentlich verbrannt. Die- 
jenigen aber, welche auf das ünzukömmliche dieser Massnahmen aufmerksam 
machten, waren — die Jesuiten. Die beiden berühmten Mitglieder ihres Or- 
dens P. Lamormaini und P. Philippi machten darüber dem Kaiser Ferdinand II. 
Vorstellungen. In ihrem wichtigen Memoriale v. J. 1627. dessen Original sich 
im Archiv des k. k. österr. Minist, für C. n. U. ad Nr. 8 ex 1627 Böhmische 
Abth. befindet, sagen sie : Notamus haec : libros haereticos omnes quidem in 
decursu reforraationis accipiendos ab iis, aui convertuntur, sed non esse exurendos 
publice, nisi post conversionem, et quanao moraliter certe scietur, noviter con- 
versis id nou displicere, noviter conversorum imbecillitati ex charitate consu- 
lendum est. Dieselbe Ansicht drückten die deputirten Räthe Dietrichstein, 
Slavata, Strahlendorf, Werdenberg und Nostiz in ihrem Gutachten an den Kaiser 
aus (dieses Gutachten, ohne Datum, aber ebenfalls v. J. 1627 befindet sich eben- 
falls im Archiv des österr. Min. f&r C. u. U. a. a. 0.). Es hatte der damalige 
Card.-Fürsterzbischof Harrach die Verbrennung der häretischen Bücher bean- 
tragt. Jedoch, so heisst es nun in jenem Gutachten, werde der Herr Erzbischof 
Acht zu haben wissen, damit gleichwohl hierin nicht zu weit gegangen werde. 
Dieselbe Ansicht theilte der Geheimrath u. d. 14. Januar 1627. (König Ferdi- 
nand III., Cardinal Dietrichstein, Erkenbergk, Meggau, Trautmanusdorff, Abt v. 
Kremsmünster, Brenner, Werdenberg, Nostiz): »Auch dass mit öffentlicher Ver- 
brennung der ketzerischen Bücher nicht eher verfahren werden soll, bis die Lente 
bekehrt und man also etlichermassen Nachricht haben könnte, dass solche Er- 
zeigung mehr zu Erbauung dienen als die schwachgläubigen bestürzen möchte 
(dt. Archiv des Min. für C. u. ü.). Die böhmische Statthalterei endlich rieth 
in einem Gutachten (ohne Datum aber sicher in der zweiten Hälfte des J. 1627) : 
die ketzerischen Bücher sollten, als das vornehmste zur Hartnäckigkeit dienende 
Mittel, von den Unterthanen auf die Rathhäuser gebracht und von da den Pa- 
tribns Societatis Jesu zu ihrer election. was sie etwa in poleraicis gebranchen 
könnten , in ihren Bibliotheken zu behalten gegeben werden , das Uebrige un- 
nütze aber solle man verbrennen lassen« Veit. Archiv des Min. für C. und ü.<. 
Ueberall handelte es sich hier nur nm Verbrennung oder Beseitigung häreti- 
scher, nicht überhaupt czechischer Bücher. 

Ein böhmischer Schriftsteller und sehr eifriger Freimaurer aus dem Ende 
des vorigen Jahrhunderts, Prof. Pelzl (er schrieb u. A.: Böhmische, mährische 
und schlesische Schriftsteller aus dem Orden der Jesuiten, Prag 1786), hat femer 
behauptet und andere haben es ihm nachgeschrieben, der Jesuit ^oniai (geb. 
1691, fest. 1760) habe 60,000 böhmische Bücher verbrannt und das stehe in 
dem Eiogium des KoniaS, d. h. dem, wie es beim Tode eines Jesuiten üblich ist, 
von seinen Ordensgenossen nach Rom gesandten Nekrolog. In diesem Eiogium 
steht aber nichts von jener Zahl. Wohl nat Koniafi Bücher verbrannt, aber nicht 
eine so grosse Zahl und dann waren es nicht czechische Bücher als 8ol<^e, sondern 
überhaupt schlechte, häretische, freimaurerische, uniüchtiffe und landesver- 
rätherische Bücher und Tractätlein und von solchen nicht blos czechische, son- 
dern hauptsächlich deutsche. Solche Bücher hatte namentlich ein sehr reicher 
Verleger und Buchdrucker, Graf Franz Anton Spork verbreitet. Als sich Graf 
Spork später aufrichtig bekehrte, bat er den P. Koniaä, jene Bücher auf seine, 
des Grafen Kosten von den Leuten zurückzukaufen oder gegen gute Bücher zu 
vertauschen und zu verbrennen und zu diesem Zwecke unterstützte der Graf den 
P. mit grossen Geldsummen. (Üeber diesen Gegenstand wurde schon einmal das 
Richtige mitgetheilt in dem Prager Casopis katolickeho duchovenstva 1876 
p. 244—252). Zu jener Zeit, 1720 ff., hatte sich in Amsterdam, Brannschweig 
und anderwärts ein Freimaurerverein gebildet, mit dem Zwecke die kath. Kirche 
und das Haus Habsburg (österreichische Erbländer) zu ruiniren und dafür Preus- 
sen zu heben. Böhmen sollte ganz besonders bearbeitet werden, das Volk un- 
zufrieden zu machen, zur Auswanderung nach Preussen (besonders seit 1710 — 1732) 
anzureizen. Ausser ausgesandten Agitatoren wurden eine Unzahl Pamphlete. 
Lieder, Traktätlein, Gebetbücher, alles für das »reine Evangeliumc und Preussen 
berechnet,^ verbreitet. Der böhmische Graf Franz Anton Spork trat in Amsterdam 
dem Geheimbunde »die kreuzliebende Societät« bei, verpflanzte ihn nach Böhmen. 
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Derselbe Graf errichtete eine Bnchdrackerei , die ungefähr 100 Werke druckte, 
von denen einige ganz nnverfön glich , die meisten aber schlecht und gottes- 
lästerlich — namentlich gegen das allerh. Sacrament — waren» fast alle 
deutsch, nur Ein böhmiscnes ist bekannt. In jener Gegend hielt P. Koniaä 
Missionen ab, fand diese Bücher und berichtete hierüber bei der betreffenden 
Obrigkeit, die nun kam und zwölf Wagen voll dieser Bücher coniiscirte. Der 
Graf war hoch erzürnt hierüber, und wohnte im geheimen Groll einer Predigt 
bei, die P. Koniaä in der Nachbarschaft während einer Mission hielt. Er hoffte 
etwas Yerföngliches in der Predigt zu finden. Die Predigt handelte von der 
Barmherzigkeit Gottes und von der Busse des Sünders ; dem Grafen wurde im- 
mer wärmer um*8 Herz, er wartete bei guter Gelegenheit den P. Koniad ab, 
mit dem er sich unter den Zeichen tiefer Demuth' aussöhnte ; ja er gab dem 
P. Koniaä viel Geld, um katholische Bücher zu verlegen, und für die leider 
schon verbreiteten schlechten einzutauschen. Von da ab lebte der Graf als from- 
mer, bussfertiger Katholik und Verehrer des P. Koniaä, der sich überhaupt beim 
Adel und Volke Böhmens eines seltenen Zutrauens erfreute. 
S. Wintertiteint Dr, Rieh, Der Begriff der Kirche im kirchlichen Ver- 
mögensrechte, Leipzig und Wien, Franz DeuHcke, 2888, 42 S. 8. 
Der Verfasser referirt' die verschiedenen Meinungen der Schriftsteller und 
die Auffassungen der Gesetzgebungen, mit kurzen kritischen Erörterungen. Da- 
bei ist viele, wenngleich nicht alle einschlägige Literatur benutzt. Das Ganze 
trägt mehr den Charakter eines Besum^ ohne tieferes Eingehen. Bei tieferem 
Eingehen würde der Verfasser wohl auch seine ohne Begründung im Eingange 
aufgestellte Behauptung als unzutreffend erkannt haben, man müsse, nament- 
lich im Vermögensrechte den dogmatischen und publicistischen Begriff der Kirche 
von dem privatrechtlichen unterscheiden ; dass die civilrechtliche Natur der Kirche 
eine andere sein müsse oder dürfe als wie sie der Kirche durch ihren Stifter 
selbst gegeben sei (S. 11); Eine verwirrte Unterscheidung ist auch die (S. 37), 
zwischen einer Stellung der Bischöfe im kirchl. Vermögensrecht als Vertreter 
zu eigenem Bechte oder Dele^irten der allgemeinen Kirche. Den Staat will der 
Verf. (S. 38) wohl als eine einheitliche Anstalt gelten lassen , aber nicht die 
eine Kirche, die doch auch ihr eines Oberhaupt im Papste hat. Ohne den Ver- 
sach einer allerdings nicht möglichen Begründung mrft der Verf. zum Schlüsse 
(S. 42) in etwas verschwommener Form den Gedanken hin, wie nach protestan- 
tischem, könne auch nach katholischem Kirchenrecht die Kirchengemeinde als 
Corporation das Subject des Kirchenvermögens sein. 

4. Wer ist Eigenthümer des Kirchenvermögens nach gemein. Rechtet 
von Dr. Paul Weilüächer. Limburg a, d, L, Vereinsdruckerei, 1888, 
IJJ u, 40 S. 8. 

Eine fleissige, methodisch, einfach und klar geschriebene Würzburger 
Inaug.-Dissertation, welche freilich nicht den Anspruch erhebt, eigentlich Neues 
zu bringen oder ihren Gegenstand in jeder Beziehung zu erschöpfen. Das gut 
entwickelte und gegen andere Meinungen vertheidigte Resultat ist, dass wie 
nach Kirchenrecht, so auch nach dem gemeinen deutschen Recht nur die Ge- 
sammtkirche als Eigen thümerin des Kircnengutes betrachtet werden kann. 

5, Vom Büchertisch, Späteres Eingehen vorbehaltend registriren wir hier 
die umfangreiche Geschichte des canon, Eherechts bis zum Verfall der Glos- 
senliteratur von Dr. Jos, Preisen (Tübing. Franz Fues. 1888. XX a. 918 S. 
ppr. 8. 20 Mk.) Der über die Eheschliessung handelnde Theil ist unseren Lesern 
in seiner ersten Gestalt aus dem Abdrucke im Archiv bekannt. — Zwei Jahre nach 
der 2. erschien jetzt die 3. verbess. und um 14 Seiten Text und ein Sachregister 
von 8 Seiten vermehrte Aufl. von Kämmerer J. Weber* s Kompendium des kath. 
Kircbenr. mit steter Berücksichtigung des Staatskirchenrechts von Deutschland, 
Oesterreich und der Schweiz (Augsb. B. Schmid. XXIX vl 654 S. kL 8). Die 
fassliche Darstellung und Einschränkung auf das praktisch Wichtige werden dem 
Buche auch ferner Freunde erwerben. — Im Verlage von F. Kirchheim zu Mainz 
erschienen von Ever's treffenden Martin Luther, Lebensbild von ihm selbst ge- 
zeichnet in seinen eigenen Schriften und Correspondenzen , Lief. XI. und Xll. 
(der Schluss von Band 5.) Zu dem auf 2 Lieferungen berechneten Schlussband 
wird auch ein vollständiges Register zum ganzen werthvollen Werke versprochen. 
— Einen vortrefflichen Griff traf Prof. Dr. P/irschl mit der in demselben Verlag^e 
1888 erschienenen Propädeutik der Kirchengeschichte Ar kirchenhistor. Semi- 
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